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Erfter Abſchnitt. 
Einheimifche 


ejeggebung, 





I. 
Allgemeine Verwaltungs Sachen. 


1. 


Cirkular⸗KReſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 

und der Polizei, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, 

die Kontrole und Dispofition über die Königl. — 
gebaͤude betreffend. 





HN. Königl. Negierung wird hierdurch beauftragt, eine Nach— 
weifung und Beichreibung von fämmtlichen in Ihrem Departement, 
in oder bei Städten belegenen Königl. Gebäuden, weldhe von dem 
Meinifterio des Innern und der Polizei reffortiren, aufzuftellen, 
und dem Herrn Oberpräfidenten der Provinz einzureichen, demfel: 
ben auch von den fünftig neu hinzufommenden Dienftgebäuden 
ebenfalls Anzeige zu machen, und ihm von jeder beabfichtigten Ver: 
äußerung eines vorhandenen, oder der Anfchaffung eines nenen 
Königl. Gebäudes vorher Nachricht zu neben, damit feinerfeits 
geprüft und beurtheilt werde: ob erfieren Falles nicht zu Gunften 
anderer Behörden über das Gebäude zu disponiren und von dem 
Berfaufe abzuftehen fei, andern Falls aber, ob dem Bedürfniffe 
Annalen, Heft II. 1838, Mm 
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nicht etwa aus den ſchon vorhandenen Gebäuden abgeholfen mer: 
den fünne. 
Berlin, den 24. Auguft 1838. 
Der Miniſter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


2. 
Girfular:Reffripe des Koͤnigl. Minifteriums des Innern 
und der Polizei, an jämmeliche Königl. Oberpräfidens 
ten, in eben bverfelben Angelegenheit. 





In Gemäßheit eines Befchluffes des Königl. Staateminifte: 
rii vom 13. Mai d. 3. find die zu Ew. ꝛc. Oberpräfidial: Bes 
zirk gehörigen Künigl. Regierungen angewiefen worden, cine Nachs 
weifung und Befchreibung von ſämmtlichen in ihrem Departement, 
in oder bei Städten belegenen Königl. Gebäuden, welche von dem 
Minifterio des Innern und der Polizei reffortiren, aufzuftellen und 
Ew. ꝛc. einzureichen; auch Denenfelben von den Fünftig neu hins 
zufommenden Dienftgebäuden ebenfalls Anzeige zu machen, und 
Shnen von jeder beabfihhtigten Veräußerung eines vorhandenen, 
oder der Anfchaffung eines neuen Königl. Gebäudes vorher Nach— 
richt zu geben, damit hrerfeits geprüft und beurtheilt werde, ob 
erfteren Falles nicht zu Gunften anderer Behörden über das Ges 
bäude zu disponiren und von dem Verkaufe abzuſtehen fei, andes 
ren Falles aber, ob dem Bedürfniffe nicht etwa aus den ſchon 
vorhandenen Gebäuden abgeholfen werden fünne. 

Indem ich Em. ıc. hiervon ergebenft benachrichtige, verans 
laſſe ih Sie zugleich, auf Grund der Ihnen von den Negieruns 
gen zugehenden diesfälligen Nachweifungen eine Haupt: Nachweis 
fung von den Königl. Gebäuden der betreffenden Art zuſammen— 
ftellen zu laffen, und ſolche demnächſt hierher einzufenden. 

Berlin, den 24. Auguft 1838, 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Roch o w. 


3. 
Auszug aus dem Cirkular-Reſkripte des Koͤnigl. Minis 
fteriums der Geiftlichen, Unterrichts und MedizinalAns 
gel., an fämmtliche Königl. Regierungen, die Berichtes 
erftattungen über neue Cinrichtungen betreffend. 


Die Könige. Negierung wird zugleich aufgefordert, über die 
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Beranlaffung, den Plan und die Ausführung des gedachten Bauch 
Bericht zu erftatten, und in Zufunft von allen nenen, das Ref 
fort des Minifteriums berührenden Einrichtungen, wozu nament: 
lih auch die Wiederherfiellung alter Baus und Kunft» Denfmäler 
gehört, zur rechten Zeit Anzeige zu machen. 
Berlin, den 31. Auguft 1838, 
Minifterium der Beiftlichen, Unterrichts und Medizinal-Angel. 
— v. Altenſtein. 
n 

die Koͤnigl. Regierung zu Trier, und Abs ä 
ſchrift zur Nachahtung an fämmtliche 
Übrige Königl. Negierungen. 


Br | 
Cirkular⸗Reſkript der König. Minifterien an fämmeliche 
Königl. Regierungen, die Ausfüllung der Rubrik: „Kir 
chens und Schulmefen” in den monatlichen Immediat—⸗ 
Zeitungsberichten betreffend *) 





Des Könige Majeſtät finden es, der fhnelleren Üüberſicht 
wegen, angemeffen, daß in den monatlichen Zeitungsberichten der 
- Regierungen, die Rubrik: Nr. 8. „Religiofität” als folche weg— 
falle, und das, was über; diefen Gegenftand etwa zu bemerken ift, 
unter der Rubrik: „Kirchen und Schulwefen” angezeigt werde. 

Berlin, den 16. Auguft 1838. — 

Der Miniſter des Innern. Der Finanzminiſter. 

abweſend. dv. Alvensleben. 


) Vergl. Annal. Jahrg. 1835. S. 889. 


b. 


Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 
und der Polizei, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, 
ſowie abſchriftlich an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Oberpraͤſiden⸗ 
ten, wegen der von ben Landraͤthen auf den Kreis— 
tagen -von Zeit zu Zeit zu gebenden Uberficht der Vers 
hältniffe der von ihnen verwalteten Kreife. 





Bon einem der Landräthe ift auf einem Kreistage ein aus 
führlicher Vortrag fowohl über die — Ver⸗ 
m 
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bältniffe, als befonders auch über die Nefultate ber Verwaltung 
des Kreifes, mit Anführung der im Laufe der Zeit bei jenen und 
diefen eingetretenen Beränderungen, gehalten worden, das Mefents 
lichſte dieſes Vortrages demnädhft auch durch den Druck verviel⸗ 
fältigt. Derſelbe umfaßt: 

1) die Größe des Kreiſes und die verfchiedenen Benutzungsar⸗ 
ten ‘der Bodenfläche; 

2) die Zahl der Städte, Land» und Pfarr ⸗ Gemeinen, der in 
denſelben befindlichen gottesdienſtlichen Gebäude der verſchie— 
denen chriſtlichen Konfeſſionen, ſowie der Juden, und der bei 
den erſteren angeſtellten Pfarrgeiſtlichen; 

3) die Zahl der männlichen und weiblichen Bevölkerung und 
deren Vertheilung auf die Städte und das platte Land, ſo 
wie auf die Quadratmeile im Allgemeinen; 

4) die Zahl der öffentlichen und Privatgebäude, und unter den 

letztern wieder die der Wohn: und Fabrik-Gebäude, der Mühe 
len, der. Ställe und Scheunen ; 

5). den Viehſtand nach den einzelnen Viehgattungen ; 

6) die Zahl der verfchiedenen Gewerbe, welche im Kreife betrie- 
ben werden, und den Zuftand derfelben; 

7) die Militair:Verhältniffe, namentlich die Zahl der im fiehen: 
den Heere dienenden, fowie der zur Landwehr und Armees 

— MReſerve gehörigen Mannfchaften aus dem. Sreife; 

8) den Betrag. der öffentlichen direkten Steuern, und zwar 

a. der Grundſteuer im Allgemeinen, ſowie im Durchſchnitt 
auf jeden Morgen des Flächenraums und auf den einzel— 
nen Kopf der Bevölferung des Kreiſes treffend; 

b. der SKlaffenfteuer, mit Angabe der Zahl der Familien, 
welche dazu nach den verfchiedenen Steuerfäßen Fontribui: 
ren, der auf eingelegte Neflamationen. ftattgefundenen Ers 
laffe und des Durcyfehnittbetrages Diefer Steuer pro Kopf; 

c. der Gemwerbefteuer, mit Angabe der Zahl der einzelnen Ges 
mwerbe, von denen fie entrichtet wird, und des Durchſchnitt⸗ 

| faßes pro Kopf; 

9) den Betrag der Gemeinde-Abgaben und den Zuftand des Kom: 
munal-Rechnungswefens - 

10) die Zahl der im Kreiſe befindlichen höheren und Elementats 
Schulen und fonftigen wiffenfchaftlichen ‚Anftalten und der 
dabei angeftellten Lehrer, ſowie der fänmtlichen Schulfinder 
; und den Zuftand des Schulwefens im Allgemeinen; 

»411) die ausgeführten Kommunal: Bauten und den Betrag der 

Ausgaben dafür; 

12) das Feuer-Sozietätswefen, unter. Angabe der verficherten Ge: 
bäude, der Affefurations: Summe und der davon geleifteten 
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Beiträge, ſowie der ſtattgefundenen Brandfchäden, vefp. in 
den Städten und auf dem platten Sande; 

13) die unternommenen Wegebauten und deren Koften; 

14) vorgefommene Verbrechen; 

15) den Zuftand der Sandwirchfchaft, mit Rückſicht auf die ver 
fchiedenen Kulturzweige ; 

16) die flattgefundenen Gemeinheitstheilungen. 

Da es von mannigfahem Nußen fein fann, wenn Kreisftände 
und Kreisbewohner auf eine ſolche Weiſe mit dem Kreiſe in als 
Ion wefentlihen Beziehungen näher befannt, und dadurd zu ei: 
nem regeren Intereſſe für die Angelegenheiten deffelben angefeuert 
werden, fo erfcheint es wünfchenswerth, daß von ſämmtlichen Land⸗ 
räthen im beſtimmten Zeitabſchnitten auf Kreistagen eine ähnliche 
Überficht der Verhältniffe der von ihnen verwalteten Kreiſe geger 
ben werde. Ich fordere die Königl. Regierung deshalb auf, die 
Landräthe Ihres Derwaltungsbezirfs hierzu zu ermuntern und wün— 
fihe, daß die Herren Kollegien » Chefs in den jährlihen Verwal— 
— erwähnen mögen, mit welchem Erfolge dies gefches 
en iſt. 

. Berlin, den 2. September 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 





6. 
Cirkular⸗Reſkript des Minifteriums des Königl. Haufes, 
an fümmtliche Königl. Regierungen, die VBolziehung 
von Vollmachten und Urfunden Seitens der Regierun⸗ 
gen Namens des Fisfus betreffend. 





Es ift vor Kurzem der Fall vorgefommen, daß in einer fid 
Palifchen Prozeßiache die von dem Fisfus gegen das ergangene 
Appellationg = Erfenntniß vingelegte Nichtigkeitsbefchwerde von dem 
Königl. Geheimen Ober: Tribunal deshalb verworfen morden ift, 
weil die dem firfalifhen Sachwalter zur Führung des Prozeſſes 
von der betreffenden Negierung ertheilte Vollmacht nur vom Ab: 
theilungs: Dirigenten, der aber zugleich Steftvertreter des Präffden: 
ten ift, und vom Abtheilungs: Fuftitiar, nicht aber auch zugleich 
vom Präfidenten vollzogen, oder doch zu bemerfen unterlaffen wors 
den ift, daß die Vollziehung des Dirigenten mit in Vertretung 
des letztern erfolgt fei. Das Geheime Ober: Tribunat hat unter 
diefen Umftänden angenommen, daß es der Bollmacht an den ges 
feglichen Erforderniffen fehle, und bei diefem Mangel die Nichtig 
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feitsbefchwerde nicht den Befimmungen des $. 11. der Verord⸗ 
nung vom 14. Dezember 1833. entfpreche. 

Damit nun für die Zufunft Ähnlichen, dem Fiskus nachthei⸗ 
ligen Entfheidungen und fonjtigen Nachtheilen vorgebeugt werde, 
finde ich mich veranlaft, der Königl. Regierung die Anmweilung zu 
ertheilen, bei Vollmachten, fowie bei Urkunden überhaupt, jedes: 
mal, fo oft der Präfident des Kollegii wegen Abwejenheit oder 
fonftiger Behinderung durch den betreffenden Abtheilungs : Dirigens 
ten vertreten wird, dies zur Unterfihrift des leßtern mit den Worten: 


für den abweienden Präfidenten und als Abtheilungs:Dirigent” 
vermerfen zu laffen. 


Berlin, den 16. Zuli 1838. 


Der Chef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abthl. 
v. Ladenberg. 


T. 


Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 

Polizei, an die Königl. Regierung zu Coͤln, betreffend 

die Bekanntmachung der Ernennungen von Ausfultas 

toren zu MReferendarien bei den Juſtizbehoͤrden durch 
die Ametsblaͤtter. 





Der Königl. Negierung wird auf Ihren Bericht vom 14. 
März d. J. eröffnet, daß es bei der von den Rheiniſchen Gerichs 
ten geforderten Befanntmahung der Ernennung von Ausfultatos 
ren zu Neferendarien im Amtsblatt verbleiben muß, da diefelbe 

für den Zuftizdienft in mannigfacher Beziehung nützlich und felbft 
nothwendig ift, und daher auch in den Amtsblättern der alten 
Provinzen erfolge. Die Ernennung zum Referendarius ift für 
das Rheinifche Publiftum namentlich deshalb von Wichtigkeit, weil 
erft mit derfelben die Befähigung des gedachten Zuftizbeamten zu 
felbftftändigen Bertretungen der —— fowie zur Übers 
nahme richterlicher Funktionen, wohin 3. B. Zeugenverhöre gehö 
ren, eintritt. 

Menn gleich bei folhen Funktionen das denfelben ertheilte 
Kommifforium aus dem Urtheil oder dem Keffripte hervorgeht, fo 
bedarf doch die hierbei vorausgefeßte perfönliche Befähigung zu 
demfelben einer Veröffentlichung, die auch nach franzöfifchem Rechte. 
herkömmlich und geteglich war. 

Berlin, den 12. Juli 1838. 

Miniferium des Innern und der Polizei. 
v. Bernuth. 


543 
» 8. 
Reffript des — Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Trier, daß die 
unentgeldliche Aufnahme der Bekanntmachungen wegen 
verlorner Paͤſſe und Gewerbeſcheine, desgl. derjenigen 
von Vereinen für gemeinnuͤtzige Zwecke, in die Amts⸗ 
blaͤtter nicht ftatefinden koͤnne. 





In Berfolg des Erlaſſes vom 20. März d. J. wird die 
Königl. Regierung auf den Bericht vom 15. März v. J., hin: 
ſichtlich der moch unerledigten Anträge unter Mr. 3. und 4. zwar 
auterifirt, die Niederfchlagung der Snfertionss Gebühren für die 
Bekanntmachungen der Rheiniſch-Weſtphäliſchen Gefängnis: Gefell- 
[haft und der andern unter Nr. 4. des Berichts genannten ges 
meinnügigen Vereine pro practerito zu verfügen; Derfelben wird 
jedoch dabei eröffnet, daB feine Veranlaſſung befteht, mit Abändes 
rung des Paß-Edikts von 1817., die Bekanntmachungen wegen 
verloener Päſſe Fünftig gratis in das Amtsblatt zu inferiren. Daf: 
felbe gilt auh von den Bekanntmachungen wegen verlorner Ger 
werbeicheine. Eben fo wenig fann der gemeinnügige Zwed einer 
Privat: Gefellichaft, wie 3. B. des Kunftvereins für Nheinland und 
MWeitphalen, für die von diefem Bereine unmittelbar ausgeganger 
nen Bekanntmachungen eine Befreiung von Inſertionskoſten bes 
gründen. 

Berlin, den 31. Zuli 1838, 

Minifterium des Innern und der Polizen 
v. Bernuth. 


9 


Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Liegnig, die uns 
entgeldliche Aufnahme gerichtlicher Bekanntmachungen 
über aufgefundene Leichname in die Amtsblätter betreffend. “ 





Da die in dem Öffentlichen -Anzeiger der Königl. Negierung 
vom 7. Zuli d. J. Nr. 27. enthaltene Befanntmachung des Ges 
richtsamts der Herrfchaft Saabor, vom 23. Juni d. $., in Bes 
treff des in der Dder bei Milzig aufgefundenen männlichen Leich— 
name, mehr das landespolizeiliche als das gerichtliche Intereſſe bes 


rührt, fo ift es nach dem Staats: Minifterials Befchluffe vom 6. 
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März 1832. unbedenklich, daß dieſelbe unentgeldlich inſerirt mer: 
den kann. Die Königl. Regierung wird deshalb angewieſen, die 
nach der Verfügung vom 10. Juli d. J. von dem genannten Ge— 
richtsamte geforderten, und von dieſem bei dem unterzeichneten 
Miniſterium reklamirten Inſertionskoſten niederzuſchlagen. 
Berlin, den 31. Juli 1838, 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
v. Bernuth, 


10. 
Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Minden, die uns 
entgeldliche Aufnahme von DBefanntmachungen über die 


angeführten Privars Pferbebefchäler in die Amtsblätter 
betreffend. 

Der Königl. Negierung. gereicht auf den Bericht vom 29. 
März d. J., die Bekanntmachungen durch das dortige Amtsblatt 
wegen der angeführten Privat:Befchäler betreffend, zum Beſcheide, 
Daß das unterzeichnete M'nifterium aus den von Ihr angeführten 
Gründen, mit denen fich daffelbe einverftanden erklärt, jenen Bes 
fanntmachungen die Anfertions:Gebühren: Freiheit hiermit zugefteht; 
und daß fi) die Könige. Ober-Rechnungs-Kammer in Folge eines 
dieffeitigen Schreibens vom 29. April c. unterm 7. d. M. verans 
laßt gefehen bat, das bei Nevifion der Rechnung von dem Debit 
des dortigen Amtsblatts pro 1836. wegen der in Rede ftehenden 
Bekanntmachung in der Verhandlung vom 20. Zanuar d. 3. sub 
5. h. geftellte Monitum als erledigt anzunehmen, auch das Nevis 
fions:Büreau für die Amtsblatt-Rechnungen anzumweifen, die frage 
lihen Bekanntmachungen Fünftig infertionsgebührenfrei paffiren zu 
lafjen. 
Berlin, den 19. Zuli 1838. 

Minifterium des Innern und der Polizei, 

v. Bernuth. | 


11, 
Auszug aus bem Reſkripte des Königl. Minifteriums 
bes Innern und der Polizei, an den Königl. Oberprä; 
fidventen der Provinz Pofen, das Refursverfahren gegen 
adminiftrative Verfügungen der Provinzial: Behörden 
betreffend. - | 





In Bezug auf die Anfrage am Schluffe Euer Hochw. Ber 
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richts vom 18. v. M. bemierfe ich, daß ich die weitere Exekution 
der von den Provinzial:Behörden getroffenen Verfügungen nur’ in 
den Fällen zu inbibiren pflege, wenn fi aus den dagegen anges 
brachten Beſchwerden Umſtände ergeben, welche es wahrfcheinlich 
machen, daß die Nefolution werde reformirt werden. Im Übri— 
gen haben allerdings die Rekurſe in Adminiftrations:Angelegenheis 
ten, mit Ausnahme derer, welche gegen Polizei: Strafrefolute ans 
gebracht werden, feinen eigentlichen Suspenfiv« Effef. Es muß 
daher in jedem einzelnen Falle der eigenen Umficht der Behörden 
überlaffen bleiben, ob fie, wenn ihnen fund geworben, daß gegen 
eine ihrer Verfügungen Rekurs eingelegt worden ift, die Erefution 
filiren- wollen oder nicht. In ſolchen Fällen, in welchen nicht Ge: 
fahr im Verzuge ift, befonders in denjenigen, in welchen entweder 
wefentlihe Zweifel gegen die Richtigkeit der Verfügung geäußert 
werden, oder in welchen Berlegenheiten entfiehen fönnten, wenn 
eine bereits vollzogene Verfügung von mir reformirt werden follte, 
wird es immer rathfam bleiben, der Vollziehung bis zu erfolgter 
Entſcheidung Anftand zu geben. ” 

Berlin, den 4. Juli 1838. | 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
An Vertretung des Herrn Chefs. 
v. Bernuth. 


12. 
Reſkript der Königl. Minifterien, an die Königl. Regie 
ung zu Merfeburg, die Befreiung dffentlicher Beam⸗ 
sen anf ihren Dienftreifen von Kommunifationg Abs 
gaben betreffend. 





Das Recht zur Erhebung von Kommunikations: Abgaben kann 
fi) — wie der Königl. Regierung auf den Bericht vom 6. Juli 
v. 5. eröffnet wird — nur auf eine ausdrüdliche oder ſtillſchwei⸗ 
gende Berleihung von Seiten des Landesheren gründen. Daß 
diefer den in Ausübung ihres Dienfies begriffenen landesherrlichen 
Beamten, zu Gunſten von Privatberechtigten, .eine Abgabe, die 
den Staatsfaffen zur Laft fallen würde, habe aufbürden wollen, 
iſt nicht zu vermuthen, und würde nur dann angenommen werden 
Fönnen, wenn es ausdrüdlih bei der Verleihung gefagt wäre. 
Es muß daher im Allgemeinen der flillfehweigende Vorbehalt der 
Freiheit des Landesherrn und feiner Vertreter vorausgejeht wers 
den. Diefer ftillfchweigende Vorbehalt ift bisher auch in Ahnli: 
chen Fällen, wie der vorgerragene, geltend gemacht morden, und 
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es iſt nicht befannt,- daß von irgend einer Seite der Rechtsweg 
Dagegen ergriffen, und ein dieſer Anſicht entgegenjiehender richters 
licher Ausfpruch ergangen fei. Es würde nicht an Reklamationen 
gefehlt haben, wenn Gteuerbeamte, Gendarmen und andere Pos 
lizeibediente zu diefen Abgaben herangezogen wären. Es muß hiers 
nad) angenommen werden, daB auch, abgefehen von jenem fillfchweis 
genden Vorbehalte, die Obfervanz überall dafür jei, daß öffentliche 
Beamte bei ihren Dienftreifen von den Privat » Kommunifationss 
Abgaben frei find, insbefondere wird dies auch für die Provinz 
Sachen durch die eingezogene Auskunft der Provinzial: Steuers 
Direktion zu Magdeburg beftätigt, nach welcher von Steuerbeam« 
ten, wenn fie fich im Dienft befinden, in den in dem Berichte 
vom 6, Zuli v. 3. genannten Orten fein Geleit erhoben wird. 
Mas auf diefe Beamten Anwendung findet, fpricht auch für die 
Freilaffung aller andern Beamten auf Dienftreifen. 

Daß im Königreihe Sachfen und den früher zu demfelben 
gehörigen Landestheilen zu Gunften von Privatberechtigten die Bes 
amten des Staats der Abgabe bisher follten unterworfen geweſen 
fein, läßt fich nad dem Berichte der Königl.. Regierung und def 
fen Anlagen nicht annehmen. Nach der von dem Königl. Sädh« 
fiichen Minifterio des Innern ertheilten Auskunft ift im Königs 
reihe Sachfen von jeher der (im Mefentlichen auch im Allgem. 
Landrecht Th. II. Tit. 14. 9.29. *) ausgefprochene) Grundfaß fefts 
gehalten, daß von den Kommunifations: Abgaben der Städte und 
Gutsherrfchaften die nämlichen Befreiungen ftattfinden, welche die 
Staatsfaffe von den an fie felbft zu zahlenden Abgaben diefer 
Art gelten läßt. Wenn auch durch den neuern Sächſiſchen Chaufs 
fergeld-Tarif und durch die Sächſiſche Geleits-Ordnung nicht aus 
drücklich alle (andesherrliche Beamte ohne Unterfchied von dem 
Chauffeegelde und dem Geleite frei gelaffen find, fo enthalten doch 
der Chauffeegeld:Tarif vom 9. November 1833. unter „Befreiuns 
gen” zu 7., wie die Geleits:Drdnung vom 15. März 1823. $. 
13. (Sächfiihe Gefeh: Sammlung für 1823. ©. 42.) bie Bes 
fimmung, daß die landesherrlihen Behörden Freiſcheine ertheilen 
und dadurch die Freilaffung von der Abgabe herbeiführen können. 

Der erwähnte Tarif und die Geleits-Drdnung find zwar ſpã⸗ 
ter erlaſſen, als die Verleihungen erfolgt ſind, auf welche ſich der 
Bericht der Königl. Regierung bezieht. Es wird aber nach In— 
halt des Schreibens des Königl. Sächſiſchen Miniſterii vom 16. 
Juni v. J. anzunehmen ſein, daß in der gedachten Beſtimmung 


*) 8. 20. 1. c. Es darf aber der Privatbeſitzer die Benutzung der 
vom Staate ihm uͤbertragenen Rechte nicht weiter ausdehnen, als 
u felbft dergleichen Regalien zur Zeit der Übertragung ges 
nutzt bat. 
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wegen der Freifcheine nicht ein neuer, fondern ein in Sachſen von 
jeher verfafjungsmäßiger Grundfag ausgefprochen worden. 
Nach dem Vorſtehenden ift nicht mit der Königl. Regierung 
anzunehmen: 
daß den Königl, Beamten, welche bie Freiheit von den frag⸗ 
lichen Abgaben behaupten, der Nachweis eines ſpeziellen er. 
freiungstiteld für den betreffenden Ort obliege, 
vielmehr umgekehrt: 
daß die Bermuthung für die Abgabenfreiheit der im Dienfte 
befindlichen Königl. Beamten fpricht, und daß dieſe Freiheit 
überall da eintritt, wo nicht der Berechtigte den Machweis 
führt, daß er aud) die Beamten zu der Abgabe heranzuziehen 
befugt fei. 
Hiernady wird die König. Regierung angewiefen, in ollen Fällen, 
wo nicht ausdrüdlihe Verleihung oder DBerjährung 'entgegenfteht, 
die gu. Verbindlichkeit der Beamten nicht anzuerkennen, und ihs 
nen im eintretenden Sal eines Projzeſſes assistontiam fisci zu 
gewähren. 
Berlin, den 12. Juli 1838. 


Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Sinanzminifter. 
In Abwefenheit der Herren Chefs. 
dv. Bernuth. Beuth. 


13. 


Reffript der Könige. Minifterien, an den Königl. Re 

gierungss Präfidenten zu Liegnig, den Beitritt der Bes 

amten zu der Berliner allgemeinen Wittwen⸗Penſions⸗ 
und Unterſtuͤtzungs⸗Kaſſe betreffend. 





Ew. Hochgeb. erwiedern wir auf die in dem Berichte vom 
7. Mai d. 5. enthaltene Anfrage, daß wir fein Bedenken finden, 
durch den Beitritt eines Beamten zu der hiefigen allgemeinen Witts 
wen:Penfionss und Unterlüßungs: Kaffe die Bedingung wegen bes 
Beitritts zu einer der beiden Königlichen Wittwen-Kaffen [Mi: 
litair: oder allgemeine Wittwen:Verpflegungs:Anftalt] für erledigt 
anzunehmen, und bleibt Ew. Hodygeb. hiernach in dem vorliegens 
den Falle, fowie fonft bei vorfommenden gleichartigen Fällen, das 
Meitere überlaffen. 

Berlin, den 26. Zuli 1838. 


- Dee Minifter des Innern. Der Finanzminiſter. 
abweſend. v. Alvensleben. 
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| 14. 
Auszug aus dem Reffripte des Königl. Juſtizminiſte— 
riums, an den erften Präfidenten des Königl. Appellas 
tionsgerichtshofes und an den Königl. General-Profus 
rator zu Cöln, fowie an den Königl. Juſtiz⸗Senat zu 
Goblenz, die Mezeptionsfähigfeit bei der allgemeinen 
Wittwenkaſſe betreffend. 


Es wird übrigens bemerft, daß zufolge einer befonders ergans 
genen Allerhöchſten Entfcheidung die Neferendarien, fowie die nur 
mit Diäten — firirten oder unfirirten — in den Subalternbüs 
reaus angeftellten Individuen bei der allgemeinen Wittwen : Ber: 
pflegungs:Anftalt nicht rezeptionsfähig find. 

Berlin, den 10. September 1838. 

Der Juſtizminiſter. 
v. Rampe. 


15. 

Reſkript der Königl. Minifterien, an die Königl. Ne 

gierung zu Potsdam, die Berhältniffe der während der 

Ableiftung der Militairdienftpflicht einftweilen befchäfs 
tigten Civi-Supernumerarien betreffend. 


Da nad) dem Berichte der Königl. Regierung vom 22. v. 
M. der N., den für die Annahme der Eivil» Supernumerarien 
vorgefchriebenen Erforderniffen hinfichts der Schulbildung und der 
Sicherung des Lebensunterhaltd auf einen dreijährigen Zeitraum 
im Wefentlichen Genüge aeleiftet hat, feine Militairpfliht im ftes 
henden Heere aber gegenwärtig erfüllt; fo wollen wir, nad) dem 
Antrage der. Königl. Negierung, Die vorläufige Beichäftigung des 
ıc. N. in den Büreau’s in der ihm vom Militairdienft freibleis 
benden Zeit, fowie nah Ablauf der Militairdienftzeit, in fofern 
er während jener vorläufigen Beichäftigung den von ihm gehegten 
Erwartungen entfpricht, deffen Annahme als Eivil: Supernumeras 
rius genehmigen. Es ift jedoch dem ꝛc. N. ausdrüdlic zu eröff: 
nen, daß feine Dienftzeit als Eivil-Supernumerarius jedenfalls nur 
von dem Zeitpunft ab gerechnet werden könne, wo er fich diefem 


Dienfte ganz gewidmet habe, und die frühere Befchäftigung wäge - 


rend feines Militairdienftes dabei unberüdfihtigt bleiben müſſe. 
Berlin, den 22. Zuli 1838. | 
Der Minifter des Innern. Der Finanzminifter, 
abwefend. —v. Alvensleben 


12 vu. « 


— — 
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16. 
Auszug aus dem Reſkripte des Königl. Miniſteriums 
des Innern und der Polizei, an die Königl. Regierung 
zu Marienwerber, die Stempel» und Gebühren: {Freiheit 
in DisziplinarsUnterfuchungen gegen Beamte betreffend. 





Im Allgemeinen muß noch bemerft werden, daß der Anfa 
von Stempel und Gebühren in Disziplinar-Unterſuchungs-Sachen 
fib überhaupt nicht, dann aber am wenigften rechtfertigen laffe, 
wenn die Zahlung dem Beſchwerdeführer zur Laft fällt. Daß in 
diefer Sache blos das Privatintereffe des -Befchwerdeführers vor: 
malte, : läßt ſich nicht behaupten, da es fih von einer Amtsübers 
fchreitung, alſo von einem Disziplinar-Bergehen, handelt. Nirgends 
befteuert das Stempelgeſetz folche Disziplinar-Unterfuchungen; viels 
mehr erffärt das Minifterial:Reffript vom 26. Zuni 1822. (Ans 
nalen ©. 391.) die Feſtſetzung von Ordnungsftrafen und alle Nes 
folute, gegen welche fein. Refurs auf gerichtliches Gehör fattfins 
det, für ftempelfrei, und ‚das Reffript des Finanzminifterii vom 
13. Juni 1822. beftimmt, daß alle dem Refolute vorhergehenden 
Gefuhe und Berbandlungen vom Stempel befreit feien. Zu dies 
fen Refoluten gehört auch die Negierungs «Verfügung vom 24, 
Februar d. J., gegen welche, nach ausdrüdliher Beſtimmung des 
Gefeges vom 25. April 1835. feine Provokation auf gerichtliches 
Gehör: frattfindet. — Nach den $$. 1. und 2. der Sportel: Tars 
Ordnung vom 25. April 1825. involvirt aber die Stempelfreiheit 
zugleich Die Freiheit von Sporteln und Gebühren. — Die Königl. 
Regierung hat hiernach auf das anliegende Rekurs-Geſuch meiter 
zu verfügen, den Beſcheid aber dem unterzeichneten Mintfterium 
zur Kenntnißnahme innerhalb vier Wochen einzureichen. 

Berlin, den 30. Zuli 1838. 

Miniſterium des Innern und der Polizei. 
v. Bernuth.. 


— 





| 17: | 
Reffripe des Königl. Juſtizminiſteriums an das Königl. 
Dberlandesgericht zu Bromberg, welcher Behörde in 
fisfalifchen Unterfuchungen gegen Beamte die Einlegung 
des Aggravationg-Rechtsmittels zuftehe? 





Dem Königl. Dberlandesgericht wird auf den Bericht vom 
26. Juni c. eröffnet, daß der Zuftizminifter von dem Rechtsmit: 
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tel der Aggravation gegen das eingereichte, in der Unterfuchungss 
fache wieder den Gefangen:Snfpeftor N. zu N. ergangene Erfennta 
niß erſter Inſtanz keinen Gebraudy machen will. 
Die Anfrage des Kollegiums: 
welchen Behörden nach Nr. 2. der Allerhöchſten Kabinets— 
Drdre vom 29. April d. J. (Geſetz⸗Samml. für 1838; 
S. 261.) in fisfalifchen Lnterfuchungsfachen gegen Eivil: 
beamte das Nechtömittel der Aggravation zuftehe? 
ift nach dem $. 252. des Anhangs zur Allg. Gerichts: Ordnung 
und $. 98. Zit. 35. Thl. I. der Allg. ED zu bes 
antworten. 
| Nach $. 98. a. a. O. flieht das Rechtemiktel der Aggravas 
tion in fisfalifchen Unterfuchungsfachen überhaupt derjeni— 
gen fisfalifhen Behörde zu, in deren Mefjort die 
Sache einfhlägt, und die Einleitung einer fisfalifchen Unter⸗ 
fuchung gegen Regierungs- und andere Dermwaltungsbeamte Faun 
‚nach $. 252. des Anhangs zur Allg. Gerichts: Ordnung in. der 
Regel nur auf den Antrag der Regierung oder ber betreffenden 
" Provinzial-VBerwaltungsbehörde erfolgen. 

Hierin ift durch die Allerhöchſte Kabinets:DOrdre vom 25. 
März 1834. (Gefet: Samml. ©. 63.) nichts geändert worden, 
da in derfelben nur beſtimmt worden ift: 

daß in den wider Eiviibeamte, es fei wegen Dienfivergehen 

oder wegen gemeiner Verbrechen, eingeleiteten Kriminal— 

Unterfuhungen dem Departements:Chef des Be: 

amten geftattet fein folle, das Mechtsmittel der Aggravas 

tion nach $$. 98. u. ff. Tit. 35. Thl. I. der Allg. Gerichts— 

Drdnung einzuwenden. 

Daher hat die Allerhöchſte Kabinets-Ordre vom 29. April d. 3. 
unter Ir. 2. ausdrücklich in beiden Fällen unterſchieden, und be 
ſtimmt: 

daß die Seift von drei Monaten zur Einlegung des Rechtes 

mittels erft von dem Tage an beginnen fol, an welchem bes 

glaubte Abfchrift des Erfenntniffes 
a. in fisfalifchen Unterfuchungen der betreffenden Behörde, 
b. in $riminal:Unterfuchungen dem betreffenden Departe: 
ments«Chef, 
behändige worden, oder daß ſolches gefchehen, nad dem ge: 
wöhnlichen Poftenlaufe anzunehmen ift. 
Hiernach haben die Juſtizbehörden die Erkenntniſſe in fisfalifchen 
Unterfuchungsfachen wider Berwaltungsbeamte der vorgefeßten Pro— 
vinzial⸗Dienſtbehörde mitzutheilen und diefer zu überlaffen, ob fie 
das Nechtsmittel der Aggravation ohne, oder nach vorgängiger Be⸗ 
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richtserftattung an den vorgefeßten Departements + Chef, eine 
en will. 
. Hinfichts der Quftizbehörden felbft bleibt es bei den Beſtim⸗ 
mungen unter Nr. IV. des Eirfulars vom 15. November 1832. 
(Zahrb. Bd. 40. ©. 504.), nach welchen der Zuftizminifter ſich 
bie Entſcheidung über Einlegung des Rechtsmittels der Aggrava—⸗ 
tion auch in fiskaliſchen NEE wider Quftigbeamte ber 
fonders vorbehalten hat. 
, Berlin, den 6. September 1838. 
Der Suftizminifter: 
Mühler. 


18. 
Keffripe der Koͤnigl. Minifterien an die Königl. Negies 
rung zu Potsdam, betreffend die Kompetenz der Dienf · 
und Gerichtsbehörden jur Unterfuchung der von Staats: 
beamten verübten Ehrenfränfungen. 





Der Königl. Aeglreung wird in Beantwortung der in hs 

rem . vom 25. Mai d. J. erörterten Frage: 
bei: Anwendung des Grfetes vom 25. April 1835. die 

= befeidigenden Beamten vorgefegte Dienfibehörde auf Ver: 

hängung einer Disziplinarfirafe befhränft, oder zur Anwen: 

dung der im Strafrechte angedroheten Strafen der Injurien 

befugt fei? 
bierneben Abfchrift der unterm 20. Dftober 1837. (Annal. S. 875.) 
gemeinfchaftlidh von dem König. Zuftizminifterio und dem Minis 
herio des Innern und der Polizei an die Gräflich Stolberg: Wers 
nigerodefhe Regierung erlafiene Verfügung zugefertigt, in melcher 
die beregte Frage fchon entfchieden iſt, und wonach die Königl. 
Regierung daher ebenfalls zu verfahren hat. - 

Berlin, den 31. Zuli 1838. 

Der Minifter des Innern. Der Finanzminifter. 
abmwefend. v. Alvenslebenm 


— . — — — — 
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19. 


Cirfular-Reffript der König. Minifterien an fämmtliche 
Königl. Regierungen, Provinzial:Steuer-Direftionen und 
Sherbergämter, fowie an das Königl. Polizeipräfidium 
und an die Königl. Militair- und Miniſterial-Baukom⸗ 
miffion hiefelbft, auch abfchriftlih an fämmtliche Kb: 
nigl. Oberpräfidien, wegen der den Militair> nvaliden 
beim Wiederausfcheiden wieder zu gewährenden na: 
dengehälter. 


Mit Rüdfiht auf die allgemeinen, wegen Behandlung der 
Militairs Snvaliden beim MWiederausfiheiden aus dem Givildienfte 
ergangenen allerhöchften Beftimmungen ift, im Ginverfiändniffe mit 
dem Königl. Kriegsminifterio, 'befchloffen, daß die Befchränfung, 
welche die mittelft Eirfular: Verfügung vom 5. Zuli 1834. (Ant. 
a.) mitgetheilte Kompetenz Feftftellung des Königl. Kriegsminiftes 
riums vom 27. März 1834. *) rüdfichtlic der Militair:Snvaliden 
Iter Klaffe für den Fall enthält, wenn diefelben die Entlaffung 
aus dem Eivildienfte durch firafbares Benehmen felbft verfchulden, 
ferner nicht zur Anwendung gebracht, fondern als aufgehoben be: 
trachtet, und mithin auch den Invaliden der 2ten Klaffe das den» 
felben nah den gedachten allgemeinen Beflimmungen gebührende 
Gnadengehalt unverfürzt wieder gewährt werde, welches der Kö— 
nigl. Regierung (der Provinzial: Steuer «Direftion zc.) zur Nach: 
richte und Beachtung in allen vorfommenden Fällen befannt ges 
macht wird. 

Berlin, den 22. Zuli 1838. : 

Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifter. 
v. Rochow. v. Alvensleben. 


) Vergl. Annal. Jahrg. 1834. ©. 1136. und 
⸗ 2 2 1895, ©. 16. \ 


Von dem Königl. Kriegsminiſterium if in Gemäßbeit der Beſtim⸗ 
mungen des $. 2. des Eivil:Penfiong:Reglements vom 30. April 1825. 
und der Allerböchiten Kabinets-Drdre vom 17. März 1829., 

nach welchen den verforgungsberechtigten Milıtair-Invaliden, die in 

widerruflichen Civilaͤmtern angefiellt worden, wenn fie nah 6 Mos 
naten ausfcheiden, dasjenige aus Civilfonds zu gewähren ift, was 
ihnen nach ihren Militairs Berhältaiffen zuſteht, 
* — feſtgeſetzt worden, auf welche ſolche Invaliden ein An⸗ 
recht haben. 

Dieſe Feſtſtellung wird der Koͤnigl. Regierung (der —— 

euer⸗ 


— rn 
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Steuer-Direftion ꝛtc.) bierbei zur Nachricht und Achtung in vorfommen- 
Im Fällen in Abfchrift übermacht. (Annal. 1834, ©, 1136.) *)' * 
Berlin, den 5. Juli 1834. 
Der Finanzminiſter. 
Maaßen. 
An 
Aunmtfiche Königl, Regierungen, Provinzial: 
Eimer Direktionen und Dber-Bergämter: 


N Siehe auch bie hier nachfolgende Zufammenfiellung v. 18. Aug. 1838, 


20. 


Zufammenftellung 
berjenigen Gnadengehalts-Kompetenzen, welche den, mit dein Vor—⸗ 
behalte des Widerrufes oder der Kündigung im Civildienfte, ange» 
fellten, nady Ablauf der ſechsmonatlichen Probezeit aus demfelben 
entlaffenen, verforgungsberechtigten Militair: Tnvaliden, vom Feld: 
webel abwärts, in Gemäßheit der, in dem $. 2. des Penflong: Re: 
glements für die Eivil:Staatediener vom 30. April 1825. *) und 
n der Allerhöchſten Kabinets-Ordre vom 17. März 1829, (Gefeg: 
Samml. ©. 42.) enthaltenen Beftimmungen, mit Rüdficyt auf ihre frü« 
heren Militair⸗Verhältnifſe, aus Civil-Fonds wieder zu gewähren find. 


I. Dergleihen Invalide zerfallen in 4 Klaffen, nämlich: 
1) in ſolche, welche zu einem Militai»Gnadengehalte anerkannt 
worden; 
2) in folche, welche aus einem Snvalidenhaufe, oder aus einer 
Invaliden⸗Kompagnie zur Civilverforgung übergegangen find; 
3) in foldye, welche, mit dem Eivil-VBerforgungsicheine als ganz 
invalide entlaffen, ihre Berforgung in der Heimath abwars 
ten, und | 
4) in folche, welche, nachdem fie als Halbinvalide einen Civil: 
Derforgungsfchein erhalten, bis zur Anftelung im Civil bei 
den Garnifonsfompagnien (fünftig Fombinirten Referve : Ba: 
taillonen, oder SHalbinvaliden-Seftionen) verblieben, oder von 
denfelben beurlaubt worden find, 
Deſer letztern Klaſſe werben auch diejenigen Halbinvaliden beige: 
ühlt, welche bei 2Ojähriger Dienftzeit neben der Berechtigung zur 
Afellung bei Garnifon:Kompagnien (Fünftig kombinirten Neferves 
Bataillonen oder Halbinvaliden-Seftionen) auch Anſpruch auf den 
Civil: Berforgungsfchein haben und mit diefem aus deu aftiven 
Nilitairdienfte gefchieden find, fowie die gegen DVerzichtleiftung auf 
anderweitige Invaliden-Wohlthaten bei ihrer Entlaffung mit dem 
bloßen Civil» Berforgungsfcheine betheiligten Halbinvaliden, welche 
*) Annal. Fahrg. 1832. S. 848, ff. 
Annalen. Heft III. 1833, | Rn 
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noch nicht 20 Zahre gedient hatten, aber zum Übertritt in. die 
Garnifon : Kompagnien (fünftig fombinirten Referve: Bataillonen 
oder Halbinvaliden-Seftionen) berechtigt waren. | 
1I. Die biernach zu gewährenden Kompetenzen beftehen: . 
a. für die Invaliden der Iften Klajfe, u 
in dem Betrage des ihnen zuerfannten Gnadengehalts; : 
b. für die Snvaliden der 2ten Klaffe, 
in 6 Rthlr. 10 Ser. monatlidy für den dienftthuenden Feldwebel 
der gedachten Inſtitute, a 
in 5 Rthir. 10 Sgr. für den überzähligen Feldwebel, 
in 4 Rthlr. 10 Sgr. für den Unteroffizier, 
in 2 Rthlr. 25 Sgr. für den Gemeinen; 
ec. für die Javaliden der Iten und Aten Klaſſe 
in dem einfachen Gnadengehalte ihrer Charge, im Betrage u 
von 3 Rthlr. monatlich für den Feldwebel, g 
: 2 4 ⸗ J ⸗ Unteroffizier, 
1 s s s = &emeinen. 
Diejenigen Invaliden, welche ihre Entlaſſung aus dem Civbilſ⸗ 
dienſte ſelbſt verfchuldet haben, verlieren nur im dem Salle den 
Anſpruch auf das ihnen mach ihren Militair-Verhältniſſen zufte: 
hende Gnadengehalt, wenn fie deffelben, in Gemäßheit der Aller: 
höchſten Kabinets-Ordres vom 17. März 1829., 25. April 1835. 
und 6. Dftober 1837, *) verluftig erflärt worden find. In allen 
"andern Fällen find diefelben nach den vorftchenden gefehlichen Vor 
fchriften zu behandeln. | 
| Diefe Beftimmungen finden feine Anwendung auf Unterof: 
fiziere, welche nach 9. oder 12jähriger Dienfizeit in Civil: Anftel: 
lungen übergegangen find eder nody übergehen. 
Berlin, den 18. Auguft 1838. 
Kriegsminiſterium. 
v. Rauch. 
) Geſ.Samml. 1829. ©. 42. — 1835. ©. 46. — 1837. ©. 153 


ng 








21. — 

Cirkular-Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiftlir.. 
chen, Unterrichts: und Medizinal-Angel., an ſaͤmmtliche 
Koͤnigl. Oberpraͤſidenten, ſowie abſchriftlich an ſaͤmmtli 
che außerordentliche Regierungs-Bevollmaͤchtigte bei den? 
Univerfitäten, die Wiedergewaͤhrung des Militair-Öna:. 
| dengehalts betreffend. El 





Das Königl. Kriegsminifterium hat fidy veranlapt gefunden, . 
das feither befolgte, aus der abfchriftlichen Anlage (b. 15. Dfte:,, 
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ber 1829. Annal. ©. 758.) näher" hervorgehende Berfahren, im 
Betreff der Behandlung der aus Civilãmtern freiwillig ſcheidenden 
Invaliden in Beziehung auf ihr früheres Militair⸗Gnabengehait, 
unterm 18. v. M. dahin zu modifiziren, daß den mit dem Borbes 
Halte des Widerrufs oder der Kündigung im Civildienſte angeſtell⸗ 
ten Militair⸗Inbaliden, welche ohne ihr Verſchulden und vor dem 


geben, hinführo auf eine desfallſige Anzeige der betreffenden Eivik; 
behörde das früher bezogene Militair⸗ Gnadengehalt bis zu ihrer 
anderweiten Berforgung. im Civildienfte wiederum aus dem Miliz 
tair: Penſions⸗Fonds sewährt werden foll. ’ 
Em. ıc. benachrichtige ich hiervon mit dem ergebenften Er. 
fuchen, demgemäß dem Konfiftorio und. Provinzial · Schulfollegio, 
{wie dem Medizinal:Kollegio und den katholiſch geiflichen Behör, 
den in der Provinz dag Erforderliche zur Nachachtung in vorkom⸗ 
menden Fällen gefälligft befannt machen zu wollen. 
Berlin, den 16.. Dftober 1838. | | 
Der Minifter der Geiſtlichen, Unterrichts: und Medizinal s Angel. 
v. Altenftein. | 





22. 


Reſkript des König. Minifteriums des Innern und ber 

Polizei an die Königl. Regierung zu Breslau, den rich 

terlichen Ausfpruch über den Berluft des Militair-Gnas 
bengehalts betreffend. 





Der Königl. Regierung wird auf den Bericht vom 19. De: 
jember v. J., 

den Rechnungs-Defekt des bei der Sportel: und Straffaffe 

angeſtellten Gendarmen⸗Wachtmeiſters N. betreffend, 
hierdurch eröffnet, daß dag unterzeichnete Minifterium fih um fo 
meniger für ermächtigt halten Fann, den Defekt niederzufchlagen, 
als der N. auf ein Önadengehalt von 7 Rthlr. monatlich Anfpruch 
maht, von weldyem, menn ihm daſſelbe gewährt werden ſollte, 
durch verhaͤltnißmaßige Abzüge. wenigſtens ein Theil des Defekte 
gededt werden kann. 

Ob jedody dem N. noch ein Anfprudy auf das vor feiner Be 
ſtrafung bezogene Gnadengehalt zuſtehe, kann nicht fofort vom uns 
terzeichneten Minifterium, fondern muß nach den Allerhöchſten Ka: 
binets-Ordres vom 25. April 1835. und vom 6. Oftober 1837, 
durch ein nachträgliches gerichtliches Erkenntniß entfchieden werden. 
ie Befiimmungen diefer letztern Ordre ge * aus der ab⸗ 

n 
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fchriftlich anliegenden Allerhöchſten Kabinets:-DOrdre vom 31. Des 
zember 1837. (Anl. a.) hervorgeht, den Zwed, die Ordre vom 
25. April 1835. und vom 17. März 1829. zu deflariren, und 
äußern deshalb nad) $. 15. der Einleitung zum Allg. Landrecht 
rüdwirfende Kraft. Auch muß nach der abfhriftlich anliegenden 
Drdre das gerichtliche Erfenntniß über den Fortgenuß des Gnas 
dengehalts felbft dann erfolgen, wenn das dem Invaliden zur Laſt 
fallende Berbrechen in den Kriegsartifeln nicht mit Ausftoßung 
aus dem Soldatenftande bedrohet ift. Denn dem vormaligen Bür: 
germeifter N., von welchem in der anliegenden Ordre die Rede 
ift, füllt ein folches Verbrechen nicht zur Laſt; vielmehr war der- 
felbe nur als qualifizirter Betrüger beftraft worden, und dennoch 
haben Se. Majeftät der König die nachträgliche gerichtliche Ent— 
ſcheidung über den Fortgenuß feines Onadengehalts zu befehlen 
geruht. | 

Hiernach wird alfo die Königl: Regierung zunächft eine ge: 
richtlide Entiheidung in ähnlicher Weife über den Fortgenuß des 
von dem Gendarmen: Wachtmeifter N. in Anſpruch genommenen 
Gnadengehalts zu ertrahiren haben. | 

Berlin, den 15. Auguft 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
In Bertretung. 
Seiffert. 


Nach Meiner Ordre vom 25. April 1835. foll in den Fällen, wo 
ein Militairs Invalide nach feiner Entlaffung aus dem Militairdienfte 
ein Verbrechen begeht, welches während des Militairdienftes die Aus 
fiofung aus dem Soldatenſtande zur Folge gebabt haben wiırde, von 
GSerichtshofe auf Verluft des Gnadengehalts ausdrücdtich erfannt, und; 
wenn es übergangen ift, fo fol nach. Meiner Deklaration vom 6. Dfs 
tober d. 3. diefe Entfcheidung nachgeholt werden. Das gegen den vor⸗ 
maligen Burgemeifter N. zu N. wegen verübten Kaſſendefekts ergangene 
Erfenntniß if erit am 4. Juni 1835., alfo nachdem die Eingangs ges 
dachte Drdre fihon erlaffen war, erfolgt; es muß daber, der Deflarasi 
tion gemäß, das fompetente Gericht zu der bemerften nachtraͤglichen 
Entfheidung über die Gewährung, oder den Verluft des. Wartegeldes,, 
welches der N. früher bezogen bat, veranlaßt werden, ebe die Anmeis 
fung deffelben auf den Ausiterbe» Fonds, auf welhe Sie in Ihrem! 
Bericht vom 11. Dftober d. F. angetragen haben, erfolgen Fann. vier 





nach bleibt Ihnen daher die weitere Verfügung uͤberlaſſen. 
Berlin, den 31. Dezember 1837. — 
Friedrich Wilhelm. 


— 


An 
den Staatsminiſter v. Rochow. 
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i 23. | j * 5. BEL IE 

Reffript des Königl. Minifteriums des Innern und der 

Polizei, an die Königl. Regierung zu Düffeldorf, ber 

treffend die Gnadenbewilligung für die Hinterbliebenen 

verftorbener, proviforifch oder auf Kündigung angeftell; 
ter Beamten. 


In der urfchriftlich beigefügten Borftellung vom 1. d. M. 
bat die Wittwe des im Arrefihaufe zu Elberfeld proviſoriſch und 
auf Probe angeftellt gewefenen Büreau:Gehülfen N. zur Anzeige 
gebracht, daß die Königl. Negierung durch Verfügung vom 15. 
Zuni d. 3. ihe die Auszohlung des Gnadengehalts um deswillen 
verweigert habe, weil ihr verfiorbener Ehemann nicht definitiv an- 
geftellt gewefen fei. Diefe Entfheidung ift aber mit den Geſetzen 
nicht vereinbar; denn die Allerhöchfte Kabinets:Drdre vom 27, 
April 1816. (Gefeb:Samml. ©. 134.) macht bei Bewilligung 
des Gnadengehalts feinen Unterfihied zwifchen folchen Staatsbe— 
amten, welche nur proviforifch und auf Probe, und folchen, welche 
bereit8 definitiv angeftellt find. Auch die erfiern find Staatsbe— 
amte, und auch auf fie beziehen fich die Beflimmungen der alle: 
girten Ordre. Aus demfelben Grunde ift bereits durch Miniftes 
riol-Reffript vom 26. Juni 1831. (Annual. S. 263.) entfchieden 
worden, daß auch den Hinterbliebenen der auf Kündigung ange 
fiellten Beamten das Gnadengehalt gebühre, und in gleicher Weife 
bat der Herr Zuftizminifter Mühler dur das Eirfular-Reffript 
vom 26. November 1832. (Annal. S. 836.) den Juſtizbehörden 
eröffnet, Daß auch den Hinterbliebenen der auf Probe und provis 
ſoriſch angeftellten Beamten das Gnadengehalt gebühre. 

Mit diefer Entfcheidung einverftanden, veranlaßt das unter 
zeichnete Minifterium die Königl. Negierung, das weiter Erfors 
derliche in diefem Sinne quf die beiliegende Vorftellung der Witt 
we N. zu verfügen. 

Berlin, den 19, September 1838. ® 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
| v. Meding. 


24. 
Bericht der Königl. Regierung zu Merfeburg, mit der 


von derfelben erlaffenen Cirfulars Verfügung, die Bes 
fegung ber Kreisfefretair-Stellen betreffend. 


Auf das verehrliche Refkript vom 31. v. M. überreichen Ew. 
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Ercellenz mie anliegend ganz gehorfamft Abfchrift der von uns 
unterm 25. Juni d. 3. an die Landräthe unfers Bermaltungsbes 
zirks erlaffenen Eirfular: Verfügung, wegen Befegung der Kreisfes 
fretair-Stellen. (Anl. a.) 

Merfeburg, den 14. November 1838. 
i Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


An 
den Koͤnigl. wirklichen Geheimen Staats⸗ 
und Miniſter des Innern und der Polizei, 
Herrn v. Rochow, Excellenz. 


Wir finden uns veranlaßt, Ew. ꝛc. darauf aufmerkſam zu machen, 
Daß wenn gleich im 15ten 8. der vorläufigen Dienſt⸗-Inſtruktion für die 
Herren Landräthe das Recht ihnen zugeftanden ift, Kandidaten zu erles 

igten Kreisfefretair - Stellen vorzufchlagen, und mir auch jederzeit gern 

die MWünfche derfelben möglichit berückiichtigen werden, dennoch dieſes 
eg keinesweges ein Denominationgrecht in fich fchließt, 
olglich allemal ung die Auswahl unter den gewöhnlich ſehr zahlreichen 
Serlorgungtbereötiafen Bewerbern zuficht. Auch haben des Herrn Mis 
nifterd des Innern und der Polizei, v. Nohomw Exc., neuerdings bei 
Gelegenbeit, dag von Dochdenenfelben die Kreisfefretarien jur fürforglis 
chen Beruͤckſichtigung bei Befegung der höbern Regierungs-Subaltern⸗ 
Stellen angeleaentlich empfohlen worden find, zugleich ausdrüdlich die 
bei den Regierungen angeflellten Eivil» Supernumerarien als diejenige 
Klaffe von Anmwärtern zu bezeichnen geruht, deren Anfprüchen die erſie 
Anftelung als Kreisfefretarien vorzüglich entfprechend fei, und uns zu 
dem Ende verpflichtet, die bier angedeutete Stufenfolge, als die natürs 
lichſte, durch Billigfeit gebotene und den Dienfiverhältniffen am meiften 
zufagende, möglichit zu beachten. 

Um jedoch auch die in den Iandräthlichen Büreaus arbeitenden, mit 
Berforgungsanfprächen verfebenen Privat:Erpedienten berüdfichtigen, des 
ren wefentlih aus ihrer Sfolirung entfpringende ungünfligere Page in 
Beziehung auf Dienfibeförderung verbeffern und ihnen Gelegenheit zu 
pr vielfeitigeren Ausbildung verfhaffen zu fönnen, beabfichtigen wir 

ei Fünftigen Erledigungen von Kreisfefretair-Stellen in der Regel zwar 
diefelben mit folhen Beamten zu befeßen, welche böbere gefeßliche 
Anfprüche bei längerer Dienſtzeit, praftifcher Brauchbarfeit und zufagen« 
der Perfönlichfeit befigen, ald die gemöhnlich nur durch befondere Aller 
boͤchſſe Kabinets Ordres ausnahmsweiſe beanfpruchten Privat-Erpediens 
ten der Landraͤtbe zu beſitzen pflegen, zugleich aber Letztere hierber zu 
gieben und in unfern Büreaus gegen eine angemeffene Nemuneration zur 
efchäftigen, wo fie demnaͤchſt bei vorausgefegtem Fleiße und Applifas 
tion die Ausficht haben, verbeffert zu werden und in Dienfilellen aller 
Urt einzurücen. 

Da es nach wie vor auch bei diefer Einrichtung unfere beftimmte 
Abficht bleibt, die perfönlichen Wünfche der Herren Landräthe bei Bes 
fegung ber Kreisfefretair-Stellen, fo viel irgend thunlich, zu beruͤckſichti⸗ 
gen, indem wir feinesmeges verfennen, daß das nabe Verhältnig, in 
welches der Dienft den Kreisfefretair zum Landrath ftellt, es hoͤchſt wuͤn⸗ 
ſchenswerth macht, daß auch die Perſoͤnlichkeit des erſtern dem letztern 


* 
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iufagt, fo hoffen wir, daß Ew. ıc. Sich davon Überzeugen werden, daß 
jene Mafregel nur Ihr eigenes Intereſſe mit dem des Dienſtes im All: 
genenm und ihrer Untergebenen im Befondern, tbunlihft in Einflang 


ringen fol, und daß Eie daher vorfommenden Falles zu deren Aus- 
führung gern die Hand bieten und diefelbe auf alle Weife zu erleich- 
tern bemübt fein werden. 

Merfeburg, den 25. Juni 1838. 

Königl. Preuß. Regierung. 
v. Meding. 
An 5 

ſaͤmmtliche Herren Landräthe des Regierungb⸗ 
bezirks Merſeburg. 


25. 


Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien an die Koͤnigl. Regie—⸗ 
rung zu Merſeburg, die Verhaͤltniſſe der in den lands 
räthlichen Büreaus befchäftigten Privarfchreiber betreffenv. 


Der Königl. Regierung eröffnen wie auf Deren an mid, 
den mit unterzeichneten Minifter des Innern und der Polizei, er: 
fiotteten Bericht vom 22. Auguft d. J., daß wir uns in Rück— 
jiht auf die eigenthümlichen Berhältniffe, welche hinfichtlich der 
in den landräthlichen Büreaus befchäftigten, aus den den Landrä- 
then überwiefenen etatemäßigen Aversis für Schreibehülfe remu: 
nerirten Privatfchreiber obwalten, dahin vereinigt haben, daß auf 
dieje Gehülfen die Beflimmung des $. 7. des Staatsminifierials 
Beſchluſſes vom 12. Dftober v. J., wonach von denjenigen Do: 
mainenpächteen und Rentbeamten, Chauffeepächtern, Amtsvorfie: 
bern und andern Königl. Beamten, welche aus der ihnen ausges 
festen Averfional:Bergütigung für die Amtsverwaltungs:Koften x. 
die nöthigen Dienfileiftungen der Amtsdiener, Erefutoren :c. felbft 
zu beichaffen haben, dazu nur verforgungsberechtigte Militair : Ins 
validen gewählt werden dürfen, Feine Anwendung findet, und daß 
ed daher hinfichtlicdy der Auswahl diefer Individuen bei den Kefts 
feßungen des Reffripts des Minifterii des Innern und der Pos 
lizei vom 5. Juni 1835. (Unl. a.) fein Bewenden behält. Die 
Abtheilung des Kriegsminifterii für das Invalidenweſen ift dem: 
zufolge auch von mir, dem mitunterzeichneten Kriegsminiſter, aus 
torifirt worden, von der in ihrer Verfügung an die Königl. Re— 
gierung vom 8. Auguft d. 3. ausgefprochenen Anjicht, daß aud) 
die landräthlihen Schreiber Ffünftig nur aus der Zahl der mit 
Berforgungs:Anfprücen verfehenen Militair-Invaliden zu wählen 
find, für die Folge abzuftehen. | 

Dagegen können aber, der unabfehbaren und begründeten 
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Eremplififationen wegen, Invalide, wenn fie einmal zu dergleichen 
Schreiberftellen gewählt worden find, in Beziehung auf das ihnen 
ausgefegte Militair-Gnadengehalt nicht mehr rein als Privatdiener 
behandelt und als berechtigt angefehen werden, neben dem Einfoms 
men, welches fie für ihre Eivil-Dienftleiftungen beziehen, jenes Gnas 
dengehalt unbefchränft fortzubeziehen. Vielmehr muß fortan auch 
das Gnadengehalt der als Schreiber bei den Landrathsämtern an: 
geftellten Invaliden nad) den Beftimmungen des $. 11. des vor: 
erwähnten Staatsminifterial-Befchluffes, wie bei andern vorüberge⸗ 
henden Befchäftigungen, in Gemäßheit der desfallfigen befonderen 
Borfchriften, ganz oder theilweife filtirt werden, fo lange fie fich 
im Genuffe des Eivil-Einfommens befinden. 
Berlin, den 25. November 1838, 
Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Kriegsminifter. 
Für Ddenfelben. Für denfelben, 
v. Meding. vd. Stülpnagel. 





a 


Der durch die Allerboͤchſte Ordre vom 15. Januar d, 3. (Annal, 
1835. ©. 15.) aufs Neue eingefchärfte Grundfag, daß bei den Behörs 
den zu Hülfsfchreibern, deren Befchäftigung mag gegen Tagegelder oder 
Kopialien erfolgen, nur verforgungsberechtigte Unteroffigiere von neuns 
jäbrigem Dienftalter anzunehmen find, wird, wie der Königl, Regierung 
auf den mit an das Königl, Finanzminifterium gerichteten Bericht vom 
7. April c. ermwiedert wird, um fp weniger gegen die Landräthe durchs 
geführt werden Fönnen, als diefe, wie Sie Selbſt richtig bemerft, in 
der Regel genöthigt find, die ihnen etatsmäßig zur Unterbaltung eines 
Schreibers zur Dispofition_geftellte Summe von 250 Rtblr. zur Res 
muneritung mehrerer Öühreiber zu verwenden, die Stellung dieſer 
gewöhnlich fchlecht bezahlten Schreiber ſich auch nicht dem Verhältniſſe 
eines wirklichen Beamten, fondern mehr demjenigen eines bloß im Pris 
vatdienfte fiebenden Gehuͤlfen nähert, und daher in der Regel ausges 
diente Unteroffiziere oder andere, diefen gleihftchende Militairanwärter 
zur Annahme folcher Schreiberftellen in den Iandräthlihen Buͤreaus 
nicht einmal geneigt fein dürften, 

Es darf inzwifchen zu den Landrätben das Vertrauen gebegt wer⸗ 
den, daß fie ſich bemüben werden, die mwohlmollenden Abtichten Sr. 
Köuigl. Majeftät beim Erlaß der Allerhoͤchſten Drdre vom 15. Januar 
d. 3. auch in Ihrem Meffort fo weit ald immer möglich zu erfüllen, 
und daß fie daher auch bei Annahme der Hürfefihreiber in ihren Buͤ⸗ 
reaus, wo die Umſtaͤnde dies geftatten, auf Militairverforgungsbered« 
tigte vorzugsweife Nücdficht nehmen werden. 

Berlin, den 5. Juni 1835. 

Minifterium de$ Innern und der Polizei. 
Koebler. 


An 
die Konigl. Regierung zu Merfeburg und abfchrifts 
lich zur Nachachtung an die Königl. Regierung 
| au Minden, 


u, 
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Verhaͤltniſſe zu auswärtigen Staaten. - 


26. 


Auszug aus dem Reſkripte des Königl. Minifteriums 

des Innern und der Polizei, an den Königl. Oberprä- 

fidenten der Rheinprovinz, die Niederlaffungen von Aus» 
ländern in den bieffeitigen Staaten betreffend. 





Übrigens bemerfe ich noch ergebenft, wie ich vollfommen da— 
mit einverftanden bin, daß die in meiner Verfügung vom 7. No: 
vember 1834. (Annal. ©. 1053. f.) in Bezug auf die Nieder: 
laffung von Ausländern vorgefchriebenen Grundfäße, welche ich auch 
anderen Regierungen, namentlid denen der Provinz Sachfen, 
durch die in v. Kamp Annalen abgedrudte Verfügung vom 
8. Zuni 1837. (©. 302. f.) zur Nachachtung befannt gemacht 
habe, auch fernerhin genau befolgt erden, 

Berlin, den 20. Zuli 1838. | 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
In Bertretung. 
v. Bernuth. 


21. 


Cirkulars Verfügung der König. Regierung zu Cöln, an 
fämmtliche Landräche, betreffend die jährl. Machmeifun: 
gen der Einwanderungen von Ausländern betreffen. 





Um fowohl Übereinftimmung als auch Vollftändigfeit bei den 
alljährlich einzureihenden Nachweifungen über die flattgefundenen 
Einwanderungen der Ausländer zu erlangen, beftimmen wir bier: 
mit, mit Bezug auf unfere Derfügung vom 15. Juni 1832., daß 
für die Folge diefe Nachweifung ftets nach beiliegendem Schema (a.) 
an uns einzureichen ift, und bemerfen nur noch zur Erläuterung 
deffelben, daß in der 5. und 6. Kolumme aud zugleich der 
Staat, in welchem der betreffende Ort lieat, 8. Kolumne, ob 
der Eingewanderte ledig, verheirathet oder Wittwer ift, und in leß: 
teren Fällen, ob er Kiuder habe, und mie viel davon Söhne und 
Töchter find, angegeben fein muß; 9. Kolumne, die Vermö— 
gensverhältniffe im Allgemeinen zu bemerfen find, und ob er ein 
Handlungs, Fabrifs oder irgend ein Induſtrie-Geſchäft zu betreis 
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ben angefangen, fi ein Haus, Landgut ober irgend ein Grund: 
ſtück angefauft habe, überhaupt, wodurd er fi) und die Geinigen 
ernähre; 10. Kolumne, nachgewieſen wird, ob, wenn der Betref— 
fende aus einem Staate des deutfchen Bundes nad) Preußen ein: 
wanderte, Dderfelbe dort feiner Militairpflicht genügt und einen 
Auswanderungs:Konfens erhalten habe; ob ihm ein förmlicher Nies 
derlaffungs » Konfens ertheilt wurde, oder worauf fonft feine Auf: 
nahme in den diefjeitigen Unterthanen-Berband beruht. 
Eöln, den 2. März 1838. 
Königl. Regierung, Abtheilung des JInnern. 


ahmweifung 
der während des —* N. N. in den "reis N, N, einge: 
wanderten Ausländer. 


Kolumne 1. Laufende Nr. 
Vor⸗ 

— * Name des Eingewanderten. 

4. Älter.“ (Jahr.) 

5. Geburtsort. 

6. Letzter Aufenthaltsort. 

7. Stand oder Gewerbe. 

8. Familien⸗Glieder. 

9. Vermoͤgens⸗ und ſonſtige Verhaͤltniſſe. 

O. Bemerkungen. 


-» nu sw rn FR a u 


es 
[2 


28. 


Schreiben des Könige. Minifteriums der auswärtigen 

Angelegenheiten, an das Königl. Minifterium des Ju 

nern und der Polizei, die VBerhältniffe der mit Schuß- 

feheinen in Rußland fich aufhaltenden Preußifchen Uns 
terthanen betreffend. 





Em. Ercellenz haben in dem geehrten Schreiben tom 27. v. 
M. die Anficht geäußert, daß hinjichtlich der Ertheilung von Schuß: 
fcheinen an die in Rußland ſich aufbaltenden Individuen, welche 
früher dem Preußischen Unterthanen:Berbande angehört haben, ein 
Unterfchied zwiſchen folchen, 

deren Berhältniffe Feinen Zweifel darüber geftatten, daß fie 

ſich in diefem Lande wirklich niedergelaffen, und die Abfiche 

der Rückkehr in ihe Vaterland aufgegeben haben, 


* 


und ſolchen zu machen ſein werde, 

bei denen die Abſicht, aus dem: Preußiſchen Untertbanen Ders 

bande ‚gänzlich auszufcheiden, nicht angenommen werden fanni 
Eine folhe Diftinftion greift in Rußland nach der dort in Bezies 
bung auf das. Verhältniß der Fremden beftehenden Gefchgebung im 
Allgemeinen allerdings nicht Platz. Vielmehr hebt nad) der Ruffis 
fhen Gefehgebung weder der Beſitz von Grundftüden, noch die 
Antretung eines Staats: oder Kommunal-Amts, noch irgend ein 
ähnliches Verhältniß, fondern einzig und allein die Leiftung des 
Auffifchen Unterthanen :Eides den Charakter der früheren Unter: 
thanfchaft auf. Indeſſen dürfte es auf jenen Unterfchied, nachdem 
Emw- Ercellenz; Sich mit den Borfchlägen des unterzeichneten Mis 
nifterii hinfichtlich der Behandlung der erft jet fih nach Rußland 
begebenden und der mit noch gültigen Schußfcheinen verfehenen, 
bereits fidy dort aufhaltenden Individuen einverftanden erflärt ha- 
ben, überhaupt auch nur bei denjenigen Individuen ankommen, 
welche in dem diefeitigen Schreiben vom 16. Zuli d. 3. zu 2. 
bezeichnet waren, nämlich bei denjenigen, welche, ohne zwar den 
Ruſſiſchen Unterthanen-Eid geleiftet zu haben, entweder doch einen 
geiandtfchaftlihen Schutzſchein niemals erhalten, oder denfelben 
feit drei Jahren nad) feinem Ablaufen nicht haben erneuern laſſen. 
Mie Em. Excellenz aus dem abfihriftlicdy beifommenden, an den 
Königl. Gefandten zu St. Petersburg nunmehr gerichteten Erlaffe 
geneigt näher erfehen wollen, hat das unterzeichnete Minifterium 
feinen Anftand genommen, der Derofeitigen Anficht dadurch zu 
entfprechen, daß der Künigl. Gefandte angewiefen worden ift, den 
Sndividuen der eben bezeichneten Kategorie überhaupt Schugicheine 
ohne Weiteres nicht zu ertheilen, fondern diefelben zunähft zum 
Zwei der Beſchaffung eines Heimathfcheins, von deffen Beibrins 
gung alsdann die Ausfertigung des Schugfcheins abhängt, an ihre 
frühere heimathlihe Behörde zu verweifen. Durch dieſe Anordnung 
ift das Mittel gegeben, demnächft durch die dieffeitigen innern Bes 
hörden prüfen zu laffen, ob die Verhältniffe der betreffenden Indi— 
piduen von der Art find, daß fie noch ferner als Preußiſche Uns 
terthanen betrachtet werden können, wenn fie ihren Aufenthalt in 
Rußland fortfegen. Eben fo hat das unterzeichnete Minifterium 
fein Bedenken getragen, von feinem früheren Vorſchlage der Er: 
laffung einer öffentlichen Befanntmachung wegen der vom 1. ar 
nuar 1842. ab eintretenden Maßregel abzuftehen, und fich darauf 
zu befchränfen, die getroffenen Anordnungen zur Kenntniß des - 
Kaiſerlich Ruſſiſchen Minifteriums mit dem Anheimftellen bringen 
zu laſſen, diejenigen in St. Petersburg und in den Gouvernements 
fi) aufhaltenden Individuen, welche, ohne einen noch gültigen 
Schutzſchein zu befigen, fortdauernd auf die Eigenfchaft Preußiſcher 
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Unterthanen Anſpruch machen, dazu zu veranlaffen, daß fie fich 
mit ihren etwaigen Geflihen um Ertheilung eines Heimat: 
fheins an die Königl. Gefandtfchaft zu St. Petersburg wenden, 
Berlin, den 7. November 1838. 
Minifterium der auswärtigen. Angelegenheiten. 
Eichhorn. 


An 
den Königl. Geheimen Staats: und Mi: 
nifter des Innern und der Polizei, Herrn 
v. Rochow, Ercellen;. 


29. 
Cirkular⸗Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien an ſaͤmmtliche 
Koͤnigl. Regierungen, wegen der mit England und deſ— 
ſen außereuropaͤiſchen Staaten beſtehenden Abſchoß⸗ und 
Abzugsfreiheit. 





Da die Königl. Regierung nach einer Bemerkung am Schluſſe 
Ihres Berichts an das unterzeichnete Miniſterium des Innern und 
der Polizei vom 5. Juli c., 

die Ertheilung der von den Einwohnern N. N. zu N. erbe: 

tenen Konfenfe zur Auswanderung nach Südauftralien be: 

treffend, 
von den Ausmwandernden das gefehliche Abfahrtsgeld fordern will, 
fo wird Derfelben eröffnet: daß zwifchen Preußen und England 
die Abfchoß: und Abzugsfreiheit, wenn gleich Feine ausdrüdliche 
Verträge deshalb gefchkoffen worden find, ſchon feit langer Zeit 
befteht, und auch auf die zu England gehörenden außereuropäifchen 
Staaten auszudehnen ift. 

Die Königl. Regierung hat daher von den ꝛc. N. N, und 
Konforten Fein Abfahrtögeld zu erheben. 

Berlin, den 8. September 1838. 

Der Minifter des Innern und Der Minifter der auswärtigen 
der Polizei. Angelegenheiten. 
v. Rochow. v. Werther. 


An 
die Koͤnigl. Regierung in Liegnitz, ſowie Abſchrift 
zur Nachricht und gleichmaͤßigen Beachtung an 
fämmtliche übrige Koͤnigl. Regierungen und an 
das Königl. PoligewPräfidium piefelbft. 
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III. 
. Staats » Einkünfte 
A. 


Finanz-Verwaltung, Kaffen- und Rechnungs, 
weſen im Allgemeinen. 


30. 


Cirfular- Berfügung der Königl. Regierung. zu Broms 

berg, an fämmtliche Königl. Kaffen, daß nach abgelaus 

fenem Quartal nicht noch Ablieferungen für baffelbe 
gebucht werden dürfen. 





Es ift bemerft worden, daß einige Königl. Kaffen nach ſchon 
abgelaufenem Quartal noch Ablieferungen an die Hauptfaffe auf 
das verfloffene Quartal bewirken, und die Beträge in die Ertrafi 
te und DuartalsDeflarationen für daffelbe übernehmen. 

Der BVorfchrift gemäß, muß am letzten Tage des Monats und 
refp. Quartals abgefchloffen werden, und es können demnach Be: 
träge, weldhe am iften des darauf folgenden Monats oder erfi 
fpäter abgeliefert werden, in den Abſchluß des verfloffenen Quar⸗ 
tals nicht mehr aufgenommen werden, vielmehr zeigt es, wo dies 
dennoch gefchieht, von einer unordentlichen Bud: und Kaffenführung. 

Es folgt daraus, daß alle Ablieferungen, welche nicht fchon 
vor dem Aiften des folgenden Monats, fondern des Poftenlaufes 
wegen, erſt an dieſem Tage oder erſt fpäter zur Hauptkaſſe abge: 
ltefert werden können, fei es baar oder in Abrechnungen , ſchon 
für das neue Quartal zu verausgaben ſind, weil ſonſt eine Überein⸗ 
ſtimmung mit der Hauptkaſſe hinſichts des Konto's gar nicht zu 
erreichen ſein würde. 

Die Hauptkaſſe wird demnach nur die Beträge, über welche 
die Lieferzettel bis zum letzten Tage des abgelaufenen Quartals 
datirt find, als zu demſelben gehörig betrachten, die fpäter datir— 
ten Ablieferungen aber auf das neue Quartal buchen. 

Sollten demnach) noch fernerhin durch nicht gehörige Beach— 
tung des Abfchluß-Termins Differenzien entftehen, fo wird die be: 
treffende Kaffe ohne Weiteres in Drdnungsftrafe verfallen. 

Bromberg, den 16. April 1838. 

Königl. Preus. Regierung. 
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31. 
Cirfular » Verfügung der Königl. Regierung zu Brom: 
berg, an fämmtliche Königl. Kreisfaffen und Land— 
ratheämter, daß Vorſchuͤſſe aus erſtern nur mit Geneh— 
migung der Regierung geleiftet werden dürfen. 





Der beitehenden Kaffen-Berfaffung gemäß, dürfen Königl. Kafs 
fen nur auf Autorijation dee Königl. Regierung und Anweifung 
der NegierungssHauptkaffe, Vorſchüſſe leiften; auch desfallfige An: 
weifungen des Landratlisamts zur Zahlung von Vorſchüſſen aus 
den Steuer: Fonds nur in den Fällen realifiren, wo vorher Regie⸗ 
rungs· Verfügung ergangen und foldhe in Bezug genommen ift. 

Es find aber dennody Fälle vorgefommen, daß Kaffen ohne 
vorbezeichnete Autorifation oder auf unbegründete Anweifung des 
Landrathsamts, Vorſchüſſe gemacht haben, mas unerlaubt und ſtraf⸗ 
bar iſt. 

Wir machen die Königl. Kreiskaſſe hierauf mit dem Bedeu: 
ten aufmerffam, daß nicht nur alle Zahlungen, welche diefelbe 
ohne die eben bezeichnete Anweiſung leiftet, derfelben als Defekt 
gezogen, fondern der Here Nendant noch befonders zur Verant— 
wortung gezogen und in Strafe genommen werden wird. 

Bromberg, den 23. Zuli 1838. | 

Königl. Preuß. Regierung. 


An 
fämmtliche Königl. Kreigfaffen, und Abfchrift 
zur Nachricht und Beachtung an fämmtliche 
Koͤnigl. Landratheämter. 


32. 
Auszug aus einem Reviſions-Protokolle der Königl. 
DbersRechnungsfammer, die Ausftellung der Quittuns 
gen über Dienſtaufwands- und Fouragegelder betreffend. 


Da die Entihädigungsgelder für Dienftaufwand und die Fous 
ragegelder nicht penfionspflichtige Befoldungsantheile find, fo dür: 
fen ſolche auch nicht ale Gehalt benannt werden, und es find die 
Quittungen alfo jedesmal in der Art auszuftellen, daß die über- 
haupt bezogene Summe in Zahlen und in Buchftaben ausgedrüdt 
wird, alsdann die Beträge des Gehalts, der Entfhädigung für 
Dienftaufwand und der Fouragegelder fpeziell in Zahlen aufgeführt 
und fummirt werden. 4 

Potsdam, den 11. September 1838. 

Ober⸗Rechnungskammer. 
Heuer. v. Knoll. 
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33. 


Cirkular⸗Reſkript der Könige. Minifterien an fämmtliche 

Königt. Regierungen, fowie an das Königl. Polizeiprä- 

ſidium und an den Geh. Regierungsrat) y. Maffom 

hiefelbft, wegen der zur Verhütung von überhebungen 

bei den Militairs Önadengehältern und Wartegeldern 
getroffenen Anordnungen. 





Des Königs Majeftät haben nachfiehende zur Verhütung der 
Überhebungen bei den Militair:Gnadengehältern und Martegeldern 
von dem Königl. Staatsminifterio befchloffenen Anordnungen, mit: 
telft Allerhöchſter Kabinets:Drdre vom 24. Zuli d. 3. zu geneh— 
migen geruhet. 

1) Die Civil: Verforgungsfcheine follen, in fofern der Inva— 
lide neben dem Eivil-Berforgungsfchein ein Gnadengehaler (Warte: 
geld) bezieht, von jet ab folgenden Zufag erhalten: 

„bis dahin, wo dem vorgedachten Invaliden für eine Dienf: 

leiftung aus Staats: oder andern öffentlihen Kaffen, oder 

durdy einzuziehende Gebühren. ꝛc. ein Ginfommen zufließt, 
bezieht derfelbe ein Militair: Gnadengehalt. Erhebt berjelbe 
das Militairs Gnadengehalt weiter hinaus, fo wird der zur 

Ungebühr erhobene Betrag im Disziplinarwege wieder von 

ihm eingezogen, und feine Beſtrafung wegen der vorfchrifts: 

widrigen Erhebung veranlaßt werden.” 

2) Es verbleibt im Allgemeinen bei der durch das Königliche 
Krieggminifterium im Einverfländniß mit der Königl. Ober: Red: 
nungsfammer unterm 10. November 1829. getroffenen Anordnung, 
daß die über das den Invaliden bewilligte Militair » Onadengehalt 
(Wartegeld) auggeftellte Anmeifung dem Invaliden von. der zah: 
lenden ‘Kaffe abgenommen, und bei der letztern aſſervirt wird, der 
Invalide dagegen ein nach dem beigefügten Formular (A.) ausge: " 
fertigtes Quittungsbuch erhält, welches er allmonatlic), behufs der 
Erhebung des Gnadengehalts (Wartegeldes) zur Stelle bringt, und 
worin die gefchehene Zahlung von dem Kaffenbeamten vermerft wird. 

3) Wenn ein Gnadengehalts: (Wartegelds:) Empfänger des 
finitio, interimiftifch, verfuchsweife, oder auf Kündigung im Staats: 
oder Kommunaldienfte angeftellt wird, fo muß demfelben fowohl 
der Eivil-Berforgungsfchein, als auch das Quittungsbuch abgenom: 
men werden. Der Eivil-Berforgungsfchein iſt der erſten Gehalts: 
Anweifung beizufügen, das Quittungsbuch dagegen der betreffenden 
Spezialfaffe zu überfenden, damit daffelbe dem Kurator der Kaffe 
zur inficht vorgelegt, und Die an die betreffende Negierungs: 
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Hauptfaffe zur Nechnungslegung zurüd zu befördernde Gnadenge- 
halts⸗ (Wartegelds⸗) Anweiſung auf den Grund deffelben dahin 
atteftirt werden kann: 

„daß das Gnadengehalt (Wartegeld) bis zu dem genau ans 

zugebenden Zeitpunfte gezahlte und allmonatlih regelmäßig 

abgehoben worden jei.” 

4) Behauptet aber der anzuftellende Invalide Fein Gnadenges 
halt (Wartegeld) zu beziehen, fo muß derfelbe eine Befcheinigung 
feiner Ortsbehörde darüber beibringen, daß er weder aus Staates 
noch aus andern öffentlichen Kaffen ein Einfommen beziehe; be: 
hauptet derfelbe, fein Quittungsbuch verloren zu haben, fo hat er 
eine Befcheinigung der betreffenden Kaffe beizubringen, daß er fein 
Gnadengehalt (Wartegeld) nur bis zu dem anzugebenden Zeitpunfte 
abgehoben habe. 

5) Don der Anftellung aller verforgungsberechtigten Mili— 
tairs, mag ſolche definitiv, interimiftifch, verfuchömweife, auf Kündi— 
gung, oder felbft nur vorübergehend erfolgen, ift der Abtheilung 
für das Invalidenweſen im Königl. Kriegsminifterio, und zwar mit 
Beibehaltung des bisherigen Verfahrens in der Art Kenntniß zu 
geben, daß 
a. alle Provinzialbehörden, mit Ausfchluß der Regierungen, die 

dDiesfälligen Mittheilungen ſogleich, 

. die Negierungen dagegen, da fie bei der Zahlung der Gna— 
dengehälter (Wartegelder) Fonfurriren, die erforderliche Ans 
zeige in den tertialiter einzureichenden Nachweifungen zu 
machen haben. 

Zur Erlangung der möglichften Gleichförmigkeit und Bollftändig: 
keit der erforderlichen Nachrichten, iſt dabei entweder das gleich 
falls beigefügte Schema (B.) anzuwenden, oder in den Notififa: 
torien über die in diefem Schema angedeuteten Punkte Auskunft 
zu geben. 

Die Provinzialbehörden haben die Lofal- und Kommunal:Ber: 
waltungen dafür verantwortlich zu machen, daß fie ihnen bei jeder 
Anftellung verforgungsberechtigtevr Militaire in vorermähnter Art 
die Anzeige davon fogleicy zugehen laffen. 

6) Wenn dem definitiv, interimiftifch, verfuchsweiie oder auf 
Kündigung im Staats: oder Kommunaldienfte angeftellten. Invali— 
den, nach den beftehenden Beftimmungen, namentlich den Staats: 
Minifterial: Befchlüffen vom 27. Dezember 1826. litt. B, und 
vom 12. Dftober 1837. das Gnadengehalt (Wartegeld) neben dem 
Eivil-Einfommen ganz oder theilmweife belaffen wird, fo ift von 
der zahlenden Kaffe das Nöthige hierüber, unter Angabe der dies- 
fälligen -Zahlungs-Drdres, der Abteilung für das Invalidenweſen 

im 
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im Konigl. Kriegsminiſterio, in dem Quittungsbuche des Indvali⸗ 
den zu vermerfen. 

Der Königl. Negierung werden diefe Beflimmungen zur Bes 
— weitern Veranlaſſung hierdurch bekannt gemacht, und 
wird dabei zugleich, was das Verfahren hinſichtlich der Wieder⸗ 
einziehung der durch Invaliden gegen die beſtehenden Vorſchriften 
erhobenen Militair⸗Gnadengehälter und Wartegelder anbetrifft, 
auf die durch die Gefeh: Sammlung pro 1838. sub No. 32. bes 
fannt gemachte anderweite Allerhöchfte KabinetssDrdre vom 24. 
Juli d. J. Bezug genommen. | 

Berlin, den 27. Dezember 1838. 
Minifterium des Innern. Minift. des Königl. Haufes, zweite Abthl. 
v. Rochow. v. Ladenberg. 
Finanzminiſterium. 
v. Alvensleben. 


(Schema) A. 
Quittungsbuch. 
Unteroffizier Johann Schmidt, vom 27ſten InfanterieRegiment. 


2 Rthlr. (zwei) Gnadengehalt, laut Affignation vom 15. März 1827., 
4* | vom 1. April 1827. ab. 





Zahlende Kaffe. ' 
Katafler » Rr. t 
DR + >» + ' 
Ss: Nr .. t 


EEE EEE, 
* 


ro April 1827. 2 Rihlr. gezahlt. 
— | a N. N. 


Schema B. 
Ä Nahweifung 
von den Anftellungen und den länger als ſechs Monate dauern 
den Belchäftigungen verforgungsberechtigter Militairs im Res 
gierungsbezirke N. N, pro Januar big inel. April 1839. 





4, Laufende Nr. 
2. Bors und Zunamen.- 

3. Bisheriger Aufenthaltsort. 2. 
Annalen. Heft II. 1838. Ä 00 


4. Welche Charge fie befleideten, da ſie den Invalidenfchein erhiel⸗ 
ten, und was fie fräter gewefen find. 
5. Regiment, bei welchem & geftanden, wie Datum und Jahr des 
ivil-Verforgungsfcheing. 
6. Ob fie Wartegeld oder Gnadengehalt aus dem Militair:Penft one⸗ 
fonds erhalten, und aus welcher Spezialfaffe. 
7. In welcher Art fie verforgt worden: 
a. Bedienung. 
ig Drt, wo fie angeftellt worden. 
Gebaltäbetrag,. Rthlr. Gar. 
a Betrag der — Rthlr. Sgr. 
e. Von welchem Monat ab das Dienfleinfommen anbebt. 
8. Anmerfungen. 





— — 


34. 


Cirkular-Reſkript des Koͤnigl. Finanzminiſteriums, an 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen und Provinzial-Steuer- 
direftoren, die Erhebung des Duittungsftempels von 
Penfionen aus der allgemeinen Wittwenfaffe betreffend. 


Naach der bisher bei der allgemeinen Wittwen : Berpflegungs« 
anftalt beftehenden Einrichtung wurden Die Quittungeftempel für 
die Wittwen-Penfionen bei dem Zahlungs-Termine im April erho: 
ben, dergeftalt, daß in diefem Termine ſchon im Voraus der erft 
im Dftober fällige Duittungsftempel fogleich mit berichtigt werden ° 
mußte. 
In der Cirkular⸗Verfügung vom 29. Mai 1836. (Annal. 
©. 322.) ift, nach dem damaligen Antrage der General:Direftion 
der allgemeinen Wittwen:Berpflegungsanftalt, der Zahlungstermin 
im April ald Erhebungstermin des Quittungsfiempels genehmigt 
worden, feitdem haben fich jedoch Inkonvenienzen aus diefer Ein: 
richtung hervorgethan. | 

Es foll daher der Quittungsftempel Fünftig nicht mehr, wie 
bisher, im April: Termin, fondern im Dftober: Termin erhoben 
werden, dergeftalt, daß diejenigen Mittwen, welche im April be- 
reits Penfionen empfangen haben, und im Dftober die zweite 
Hälfte der Zahres: Penfien erhalten, den Quittungsftempel nach 
dem jährlihen Betrage der Penfion berechnet, diejenigen Wittwen 
dagegen, welche erft im Oktober eintreten, den Quittungsftempel 
nach dem Betrage, worauf die Quittung lautet, berichtigen müffen. 

Da die Wittwen, melde fih im April des laufenden Zah: 
res bereits im Penfionsgenuß befanden, zufolge der bisherigen Eine 
rihtung, den Quittungsftempel fowohl für die Zahlung, welde 
im April c. bereits ſtatt gehabt hat,* als für biejenige, welche im 
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Dftober c. erſt noch gefchehen foll, ſchon bezahlt haben, fo kommt 
die neue Einrichtung erft mit dem 1. Dftober Fünftigen Jahres 
in Anwendung. Hiervon find nur diejenigen Witten ausgenoms 

welche erfi im Dftober des laufenden Jahres eintreten, von 
— der Quittungsſtempel nach dem Betrage/ worauf die Quit— 
tungen lauten, zu erheben it. Im April-Termin, fowohl des 
nãchſten Jahres, als der folgenden Zahre, findet dagegen Feine 
weitere Erhebung von Quittungsftempeln ſtatt. 

Die übrigen Beftimmungen der Cirfular: Verfügung vom 
29% Mai 1836. find auch ferner zu befolgen, und wird auf den 
Antrag der General» Direktion der allgemeinen Wittwen-Verpfie— 
gungsanftalt darauf aufmerffam gemacht, daß, in fofern die Witt: 
we nicht felbft den Quittungsftempel in natura übergeben, in 
welchem Fall deffen Annahme nicht verfagt werden kann, die Kaſ⸗ 
ſen ſich mit Verwendung des Stempelpapiers nicht zu befaſſen, 
ſondern den Geldbetrag von der zahlbaren Penſion zu fürzen und 
der allgemeinen Witwen Berpflegungsanftalt zu berechnen haben, 
weldhe demnãchſt die Kaſſation der Stempel bewirkt. 

Die Königl. Regierung wird (Euer zc. werden) beauftragt, 
iernach die betreffenden Kaſſen mit Anweifung zu verfehen. 

Berlin, den 11. Zuli 1838, 

Der Finanzminifter. 
In deffen Abwefenheit. 
. Kubhlmepyer. 


B. | 
Domainen: Bermwaltung. 


35. 
Crkular⸗Reſkript des Minifteriums des Königl. Haus 
ſes, an fämmtliche Königl. Regierungen, die amtliche 
Kontrole über die vorhandenen Domainen: und Forſt⸗ 
gebäude betreffend. *) - 





Die Königl. Regierung wird auf den Grund eines Befchluf: 
ſes des Königl. Staatsminifterii vom 13. Mai d. J. angewieſen, 
eine Nachweifung und Befchreibung von fämmtlichen von Ihr ref: 
fortirenden, in oder bei Städten belegenen Domainen: und Forft: 


*) Bergl. ©. 1. dieſes Hefte. 
De 2 
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gebäuden, melde zu Dienft-Etabliffements oder Wohngebäuden 
miethsweiſe benußt werden, oder unentgeldlich auf gewiffe Zeit an 
Andere überlaffen find, aufzuftellen, und dem Herrn Oberpräfiden 
ten der Provinz einzureichen, demfelben auch von den neu hinzus 
fommenden Dienftgebäuden diefer Art ebenfalls Anzeige zu machen, 
und ihm von jeder beabfichtigten Veräußerung eines vorhandenen 
oder der Anfchaffung eines neuen Königl. Gebäudes in oder bei 
' Städten vorher Nachricht zu geben, damit feinerfeits geprüft und 
beurtheilt werde, ob erfiern Falls nicht zu Gunften anderer Be— 
hörden über das Gebäude zu disponiren und von dem Berfaufe 
abzuftehen fei, und andern Falls, ob dem Bedürfniffe nicht etwa 
aus den vorhandenen Gebäuden abgeholfen werden Fünne. 

Halle, den 25. Auguft 1838, 

Minifterium des Königl. Haufes, zweite Abtheilung. 

v. Zadenberg. 


30. 
Neffripe des Minifteriums des Königl. Haufes, an die 
Könial. Regierungen zu Marienwerder und Bromberg, _ 
berreffend die Anwendung der Dornfchen Dachdek⸗ 
fungsmethode, flatt der Schwarzfchen und 
Henfefchen. 





Bei den ungünſtigen Refultaten der feit mehreren Jahren von. 
dem Gutsbefiber Schwarz in Münfterwalde angeftellten Ver⸗ 
fuche über die Sicherung der Strohdächer wider Entzündungen | 
durch Flugfeuer, hat die Königl. Regierung, wie ihr auf den Be: , 
richt vom 24. dv. M. erwiedert wird, von jener Methode bei den 
Gebäuden des dieffeitigen Refforts feine Anwendung machen zw | 
laffen. Eben fo wenig findet das Minifterium angemeffen, an der= 
artigen Gebäuden die Methode mit dem mit Hechſel gemiſchten 
Lehm zu verſuchen, indem auch hiervon ſchwerlich ein günſtiger Er⸗ 
folg zu erwarten ſteht. 4 

Dagegen wird der Königl. Regierung empfohlen, in geeigne- 
ten Fällen, namentlich beim Bau von Scheunen, Holzſchuppen, | 
Sprigenhäufern, Schweine: und Federvieh-Ställen zc., bei welhen 
e8 auf Befihaffung befonderer Bodenräume weiter nicht anfommt, | 
die befannte Dornfche Dadydedungsmethode, die von viel größe: 
rer Michtigfeit erfcheint, verfuchsweife befonders da zur Ausfüh— r 
rung bringen laffen, wo die Diftrifts:Baubeamten —— als die 
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Nuhnießer der Gebäude ſich vornehmlich dafür infereffiren, und 
eine gute und dauerhafte Ausführung, fo daß die Dächer ihrem 
Zwecke vollfommen entfprechen, zu erwarten ſteht. 
Berlin, den 20. Juni 1838. 
Minifterium des Königl. Haufes. 
General: Verwaltung für Domainen und Forften. 
v. Koenen. 


An 
die Königl. Regierung zu Marienwerder. 


et hiervon an die, Königl. Regierung zu Bromberg, 
unter Beifügung einer Abfchrift des Berichts der Königl. Regie: 
sung zu Marienmwerder vom 24. v. M. (Anl. a.) zur gleichmäßi⸗ 
gen Beachtung, in Verfolg des Erlaffes. vom 27. März d. 9. 
Berlin, den 20. Zuni 1838. | 
Minifterium des Könige, Haufes. 
Generals Berwaltung für Domainen und Forfien. 
v. Koenen, 


Em. Ercellenz zeigen wir mit Bezugnahme auf unfere Berichte 
vom 16. Januar 1835. und 14. Juli 1836. gang geborfamft an, daß 
die feit mebreren Jahren vom Gutsbefiter Schwarz in Münfterwalde 
mit vieler Umſicht und Sorgfalt angeftellten Werfuche, über die Siche⸗ 
rung Der Strohdäches wider Entzändungen durch Flugfeuer, den Er- 
wartungen nicht entiprochen haben. 

Die erfien Berfuche gefchahen nach der Pugmarinfchen Methode 


ar: 

1) = Jahre 1830. auf der oͤſtlichen Dachfeite eines %6 Fuß langen 
Schafſtalles; 

2) im Jahre 1831, auf der weſtlichen Dachſeite eines 185 Fuß lan⸗ 
gen Yferde⸗ und Viehſtalles, und - 

3) um Jahre 1834. auf der nördlichen Dachfeite einer 323 Fuß lans 
gen Scheune. Diefe Dachflaͤchen waren in ihrer ganzen Ausdeh⸗ 
Hung mit einem verfchiedentlich gemifchten Kehmüberjuge bedeckt 
worden, und fihienen anfänglich dem Zwecke zu entfprechen, doch 

ingen bie davon gehegten Erwartungen fpäter nicht in Erfüllung, 

indem befonders jedesmal bald nad dem Abgange eines Winters 
eine Defiruftion des aufgetragenen Lehmüberzuges fich ergab, in 
deren Gefolge derfelbe durch Negengüffe nach und nad ganz aufs 
gie und abgeſchwemmt wurde. 

i einer am 16. d. M. zur Stelle — Unterſuchung bat 
ſich ergeben, daß von dem im Jahre 1830. und 1831. aufgebrachten 
Lebmauftrage fait feine Spur mehr vorhanden war, und wurde nur 
bemerft, daß flatt des Lehmübertrages vom Jahre 1831. ein Moos; 
Überzug das Dach bededt hatte. 

Am beflen bat fich der im Sabre 1834. auf die Mordfeite der 
Scheune gebrachte nn erhalten, jedoch auch nur dadurch, daß ſich 
— eine zuſammenhaͤngende, einen halben Zoll ſtarke Moosdecke ges 


t hat. 
Bir lange dieſe Dachfläche bicht halten werde, muß noch die Zeit 
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Ihren, wiewohl es befannt ift, daß Strohbächer, auf melde eine zuſam⸗ 
uumbingmmör Moosdede fih ausgebreitet hat, verhältnigmäßig lange 
auern. | 

Es ergibt fich hieraus, und ber Gutsbefiger Schwarz ift auch der 
Meinung, daß die Pugmarinfche Methode zur Sicherung der Stroh⸗ 
dächer wider Slugfeuer den davon gebegten Erwartungen in Anfehung 
der Dauer nicht entfpreche, und daß es nicht der Mühe lohnen werde, 
weitere Verſuche damit anzufiellen, da alle verfchiedene Mifchungen des 
Dachüberzuges beinabe gleiche ungünftige Reſultate geliefert haben, 
Dagegen ſcheint die Henke ſche Dachdefungs- Methode, wonach der mit 
Hechfel gemifchte Lehm in das Innere des Strobdachs fommt, den Er- 
wartungen beffer zu entfprechen, und haben zwei von dem ıc. Schwarz 
im vorigen Jahre gemachte Werfuche fich bis jetzt gut bewährt. 

Da es jedoch im MWefentlichen auf die Dauer der nach diefer, fo- 
wie nach einer jeden andern Methode gemachten Dachdeckung anfommt, 
fo wird die Zweckmaͤßigkeit derfelben erft nach dem Verlaufe einiger 
Jahre mit Sicherheit beurtheilt werden fönnen, und behalten wir ung 
daher vor, zu feiner Zeit bierüber ferner ganz gehorfamft zu berichten, 

Marienwerder, den 24. Mai 1838 


Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
An 


den Königl. Geheimen Staatsminifter, Herrn 
v. Ladenberg, Ercellenz, in Berlin. 


37. 


Cirfular- Verfügung der Königl. Regierung zu Marien: 
werder an fämmtliche Domainenpächter, die Verſiche⸗ 
rung neuer Gebäude bei dem Domainenszzeuerfchäden: 
| Fonds betreffend. 


Sn Folge eines darüber erhobenen Zweifeld, von welchem 
Zeitpunfte ab die Feuerverfiherungs:Gumme für die dem Domai:- 
nenseuerfihäden: Fonds neu hinzutretenden Gebäude Seitens der 
Domainen⸗Pächter zu zahlen ift, hat das Königl. Miniſterium mits 
telft Reffripts vom 16. Dftober c. entſchieden: 

daß die neu zu errichtenden Gebäude auf den Domainen mit 

ihrem vollen Neubaumwerthe vom 1. Mai desjenigen Jahres 

ab, in welchem der Neubau erfolgt, bei dem Domainens 

Feuerfchäden: Fonds verfichert, und die Entrichtung ber fixir⸗ 

ten Beiträge auch nur pro rata temporis erfolgen fol. 
Sie werden von diefer Beftimmung zu Ihrer Achtung hiermit- in 
Kenntniß gefeßt. | 

Marienwerber, den 1. Dezember 1838. 

Königl. Preuß. Regierung. 
Abtheilung -für direfte ee Domainen und Forften. 
Mebes. 


38. 
Ean ar Kefkripe des Miniſteriums des Koͤnigl. Hauſes, 
an. ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Veraͤußerung 


der an die Chauſſeen angraͤnzenden Domainen⸗ und 
Forſtgrundſtuͤcke betreffend. 


Die Königl. Regierung wird angewieſen, künftig bei der 
Beräußerung ſolcher Domainen- und Forſtgrundſtücke, welche an 
eine Chauſſee angränzen, zur Vermeidung aller Kolliſionen, die 
Gränze des Grundſtücks ausdrüdlih zwei Fuß von dem Graben: 
rande der Chauſſee zu beſtimmen, jedoch mit Vorbehalt der jen— 
"seits des Grabens liegenden, der Ehauffee-Verwaltung gehörenden 
Baumfhulen, Ablagerungspläße u. f. w. Es kann alsdann jede 
andere Gränzregulirung zwiſchen der Chauffee und fonftigen fiska— 
liſchen Grundſtücken unterbleiben, und bedarf es nur einer Abgrän: 
zung der Baumfchulen, Ablagerungsplähe u. f. w. 

Derlin, den 17. September 1838. 


Minifterium des Königl. Daufes, zweite Abtheilung. 
v. Ladenberg. 


39. 


Cirkular⸗ ⸗Reſkript des Miniſteriums des Koͤnigl. Hau: 
(es, an die Königl. Regierungen zu Königsberg, Gum: 
binnen, Marienwerder, Danzig, Stettin, Cöslin, Pots⸗ 
dain, Franffurt, Magdeburg, Breslau, Liegnig und 
Hppeln, die Abfchreibung gezahlter Ablöfungs: Kapira: 
lien vom Staatsfchuldentilgungs:Ctatsquanto” betreffend. 


Es find‘ hier Fälle vorgefommen, in welchen Parzelen von 
Dömainen : Vorwerfen und ganzen Forften vor Emanation des 
Hausgeſetzes vom Sabre 1808. in Erbzins oder Erbpacht ausge⸗ 
mhan, der Kauon und das Ober-Eigenthum aber erſt in neuerer 
Zeit abgelöfet worden find. 

In dieſen Fällen find Differenzen mit den Gerichtsbehörden 
darüber entſtanden: 

ob es einer Abſchreibung des gezahlten Ablöſungskapitals vom 

Staatsſchuldentilgungs-Etatsquantum bedürfe oder nicht. 
Da nun die Verfolgung dieſer Differenzen kein weſentliches In— 


tereſſe für den Fiskus hat, und die Sache ſelbſt nicht ohne Zwei— 


fel iſt, ſo wird die Königl. Regierung angewiefen, auf Verlangen 


* 
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der Gerichtsbehörden, in den vorbemerften Fällen das Abfchrei: 
bungsatteft, den Beftimmungen des Neffripts vom 28. Januar 
1836. gemäß, bei mir nachzufuchen und beizubringen. 
Berlin, den 28. September 1838. 
Der Chef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abthl. 
v. Zadenberg. 


40. 
Cirkular⸗Reſkript des Minifteriums des Koͤnigl. Haufes, 
an fämmtliche Königl. Regierungen, die Abldfung des 
Dbereigenthums und des Vorfaufsrechts bei Erbpachte- 
verhältniffen betreffend. 





Es find in neuerer Zeit bei Anträgen auf Ertheilung von, 
Abfchreibungsatteften über Ablöfungsfapitalien auf das Staats⸗ 
fchulden » Tilgungs : Etatsquantum mehrmals Ablöfungs: Urfunden 
eingereicht worden, wonach bei 'theilweifen Kanons:Ablöfungen auch 
zugleich gegen Zahlung eines dem abgelöſten Kanonstheile entfpres 
chenden Ablöfungsfapitals, die theilmeife Ablöfung des Ober Eis 
genthums zugeftanden ift. 

Dergleihen Urkunden haben mit dem Abfıhreibungsattefte 
nicht verfehen werden können, denn es fann wohl bei einer theils 
meifen Ablöfung des Kanons gleichzeitig das ganze Erbpachts-Ver⸗ 
hältniß in Eigenthum verwandelt, und mithin, neben der Ablöfung 
etwa vorbedungener Laudemien ꝛc. auch das Ober-Eigenthum, fowie 
das etwa refervirte Vorfaufsrecht ganz durch Einzahlung des grunds 
fäglich zu berechnenden Kapitals, mit reluirt, aber e8 kann weder 
das Ober: Eigenthum, noch das Borfaufsrecht theilmeife abgelöft 
werden, wenn nicht etwa gleichzeitig das Grundſtück felbft getheilt, 
und mithin die Ablöfung zugleich auf einen beflimmten Theil des 
bisherigen Erbpachtsſtücks bezogen wird, weil fich fonft die Gränze 
nicht finden laffen würde, wie weit dem Erbverpächter ferner jene 
Gerechtfame verbleiben, und wie weit ſolche auf den Erbpächter 
übergehen follen. 

Eben fo wenig fcheint es angemeflen, auf die Fünftige Ablös 
fung des Dber-Eigenthums und des Vorkaufsrechts Abſchlagszah⸗ 
zahlungen anzunehmen, weil hieraus nur Verwickelungen und die 
Kothwendigfeit einer ſchwierigen Kontrole folgen würde. 

Die Königl. Regierung wird daher hierdurch angewiefen, dies 
von jebt ab zu beachten, und fi) — mit Ausnahme der Fälle, 
wo bei Abzweigungen durch die Ablöfung ein beftimmter Theil 
des Erbpachts » Grundftüds von dem Kanon und gleichzeitig von 
dem DOber-Eigenthum befreit wird — auf eine theilmeije Ablöfung 
des Ober» Eigenthums und des Vorkaufsrechts nicht ferner einzus 
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faffen. Zur Vermeidung von Mißverfiändniffen, wird hierbei noch 
ausdrüdlidy bemerft, daß wenn gleich an ſich die volle Ablöfung 
des Dber-Eigenthums und des Vorfaufsrechts von einem Erbpachts⸗ 
ſtũck, und mithin die Verwandlung des Erbpacht-Verhältniſſes in 
Eigenthum, auch in folhen Fällen zuläffig ift, wo der Kanon nicht 
ganz, fondern nur theilweife abgelöft, und der bleibende Theil in 
Domainenzins verwandelt wird, — fobald nur gleichzeitig auch 
die etwa fonft noch vorbedungenen Leiftungen als Laudemium u. 
f. mw. mit abgelöft, und etwanine Anfprüche des bisherigen Erb: 
pächters auf Nemiffionen :c. völlig befeitigt werden — es doch, 
weil Fiskus das Vorzugsrecht, welches ihm als Erbverpächter in 
hu inficht entftehender Kanonsrefte zufteht, durd) die Derwandlung 
in Sins verliert, niemals rathfam fein kann, eine ſolche Ablöfung, 
und fomit die Verwandlung des Erbpachts-Verhältniffes in Eigens 
thum zu geftatten, wenn von dem Kanon nicht mindeftens fo viel 
ft wird, als nöthig ift, um den als Zins bleibenden Kanon; 
unter allen Umftänden für völlig gefichert halten zu Fünnen. 
Dies muß nun zwar in jedem einzelnen Falle näher beurtheilt 
werden, indeß ift doch die Ablöfung des Ober:Eigenthums bei nicht 
vollftändiger, fondern nur theilweifer Ablöfung des Kanone von ei: 
nem ungetrennt bleibenden Erbpachtsftüde in feinem Falle zu ge: 
Hatten, wenn nicht mindeftens ein volles Drittel des Kanons durd) 
Kapital abgelöft wird. 

Siernady hat die Königl. Negierung in vorfommenden Fällen 
fih zu adjten, übrigens aber auch darauf zu halten, daß bei Ab: 
löjung des ganzen Kanons jedesmal aud das Ober » Eigenthum, 
fammt den etwa vorbedungenen Laudemien ꝛc. mit abgelöfet werde. 

Berlin, den 15. Mär; 1838. 

Minifterium des Königl. Haufes, zweite Abtheilung. 
v. — 












Cirkular⸗Verfuͤgung der — Regierung zu Marien⸗ 
werder an ſaͤmmtliche DomainensRentämter, betreffend 
die Ausfonderung der Grundſteuer aus der Domainen» 
Zinſe von den mit jener zum Theil oder gar nicht bes 
legten Grundftüden. 





Bei der Ausfonderung der Grundfteuer aus dem Domainen: 
Sinfe folcher Grundſtücke, die mit feiner oder doch nicht mit der 
vollen Tandüblichen Grundfteuer belegt find, über welchen Gegen» 
ftand mittelft Berfügung vom 22. Auguft 1836. dem Königl- Dos 
mainensRentamte die erforderlichen Mitteilungen gemacht worden, 
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ift die Frage zur. Sprache gebracht, von welchem Zeitpunfte ab 
die neu regulirte Grundfteuer zu entrichten fei, indem befanntlich 
die Grundfteuer (confi $. 7. des allgemeinen Abgaben « Gefehes 
vom 30. Mai 1820.) in monatlichen Raten, und zwar vor Ab: 
lauf eines jeden Monats bezahlt werden muf, wogegen aber. die. 
Fälligfeits:Termine der Domainen» Abgaben: ‚auf -fehr verfchiedenar- 
tigen kontraktlichen Beftimmungen beruhen, und: beinahe in: 
— den Fälligkeits-Terminen der Grundſteuer übereinſtimmen· 
Die Frage, in wie weit dieſe Verſchiedenheit Bee Seite 
—— der Grundſteuer und des Domainen-Zinſes bei 
fonderung der Grundfieuer aus dem Domainen-Zinfe —— 
werden ſoll, ift nunmehr durch ein Reſkript der zweiten Abthei⸗ 
lung des Bier des Königl. Haufes und des Königl. Finanz 
minifterii vom 28. © M. dahin entfchieden. worden: 
daß, da- die Grundfteuer, welche aus den Domainen -Binfent 
se bisher nicht grundſteuerpflichtiger Grundftüce ausgeſondert 
wird/ eine theilweiſe Fortzahlung diefes Domainen⸗Zinſes * 
die Grundſteuerentrichtung ſowohl in dem Falle, wenn der 
— aa SL ERST RT als in dem Falle, wenn 
‚et postnumerando gezahlt wird, erft von dem Termine an 
— ‘eintreten kann, bis wohin der Domainen-Zins bei der Aus— 
ſonderung der Grundfteuer an die Domainen » Kaffe vollſtän⸗ 
dig gezahlt iſt. 

Wenn alſo 3. B. der Beſitzer eines Domainen-Grundftüds, 
von welchem bisher ein jährlicher Kanon von 180 Rthlr. prae- 
numerando in halbjährigen Raten am 1. Juni und 1. Dezem: 
ber jeden Jahres und Feine Grundfteuer zu entrichten war, jebt, 
nachdem derſelbe ſich im 1837. die er der 


Grundfieuer von R Rthlr. 
aus dem Kanon von N; _ 4180 Rthie. 
hat gefallen laffen, den . . DOOR Rebe. 


betragenden 1berreft des Kanone durh Zahlung eines Kapitals 
am 20. Dezember 1837. abgelöft hat, fo würde, wenn die am 
1. Dezember fällig gewordene Zinsrate in dem Fälligkeits⸗ Termin 
entrichtet worden, die Verpflichtung zur Bezahlung der in monat⸗ 
lichen Raten zu entrichtenden Grundfteuer. erft vom 1. Zuni 1838. 
ab:eintreten, da die urfprünglich aufı dem Grundſtück ruhenden Do» 
mainen:Abgabe bis zum 1. Juni vollſtändig berichtigt iſt. 

Das Amt wird angewiefen, fich hiernach in vorfommenden 
Fällen zu achten und darnach die Berechnungen anzulegen. 

Marienwerder, den 18. Juni 1838. 

Königl. Preuß. Regierung. 
Abtheilng für direkte —— — und Forſten. 
eb es * 
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Forſt⸗Verwaltung. 


— — 
Cirkular⸗Reſkript des Miniſteriums des Koͤnigl. Haus 
ſes an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Ruͤckſen— 
dung der entbehrlichen Eremplare der aͤltern Dienſt⸗ In⸗ 
ſtruktion für die Oberfoͤrſter betreffend. 


WMittelſt Verfügung vom 23. Juni 1817. find der Königf. 
Regierung mehrere Eremplare der Dienft » Inftruftion vom 2. 
April 1817. für die damaligen infpizirenden Oberförfter, jetzigen 
Forſt⸗ Inſpektoren, zugefertigt worden. Da bei der inzwiſchen ein- 
getretenen Berminderung der Stellen des infpizirenden Forfiperfo: 
mals dieſe Inſtruktionen dort nicht mehr fämmtlich gebraucht wer: 
den, fo bat die Königl. Negierung die überflüffigen Eremplare, 
welche ſich in den Regiſtraturen der Oberförfter und Korftinfpekto: 
ten befinden werden, zurüdzufordern, und nebft den in der Regie: 
rungs;Regiftratur etwa noch vorhandenen und dort entbehtlichen 
Eremplaren binnen acht Wochen an das Minifterium zurück zu 
fenden. | 

Berlin, den 30. Auguft 1838, | 
Minifterium des Königl. Haufes, zweite: Abtheilung. 
FEN dv. Ladenberg. Ä 





43. 


Cirkular⸗Reſkript des Minifteriums des Koͤnigl. Hau: 

fes an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, die Annahıne 

von Forſtlehrlingen und die Ausftellung der Lehrbriefe 
für diefelben betreffend. | 


Durch das Regulativ vom 21. März 1831. (Annal. S. 23 
37.) über die von den Kandidaten des Forfiweiens nachzuwei⸗ 
fende Qualififation und über die für dieſen Zweck angeordneten 
Prüfungen ift beſtimmt worden, daß alle diejenigen, welche fich 
zu einer Anftellung im Königl. Forftdienfte geſchickt machen wol⸗ 
len, die jedem Forfimanne und Zäger unentbehrlichen praktiſchen 
Kenntniffe und Fertigkeiten erlernt haben müffen ($. 1.), daß nur 
berwaltende . Forfibeamte, welche der Dberforfibeamte der Regie⸗ 
ung dazu für geeignet erfeunt, befugt find, Lehrlinge in Unter 
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richt zu nehmen ($. 2.), daß jeder Forfibeamte zur Annahme eis 
nes Lehrlings, unter Einreichung der Zeugniffe des Lehtern, die 
feheiftliche Genehmigung des Oberforfibeamten der Regierung eins 
zuholen hat ($. 3.) und daß Privat: und Kommunal: Forftbeamte, 
wenn fie Lehrlinge, die auf eine Anftellung im Königl. Dienfte 
Anfpruch machen, annehmen und untermweifen wollen, den $$. 2. 
bis 7. der allgemeinen Beftimmungen ganz ebenmäßig wie Kö— 
nigl. Oberförfter genügen müffen ($- 8.) 

Nah einer Mittheilung der Königl. Infpeftion der Jäger 
und Schützen ift während der legten Jahre eine große Anzahl 
von Zägern anf den Grund ſolcher Lehrbriefe, welche von König: 
lichen, Kommunal oder Privat: Förfsern ausgeftellt, und dem: 
nächſt von zwei Oberförſtern als Zeugen bei der Prüfung mit un: 
terzeichnet, fowie von dem Oberforfibeamten der Regierung beglau: 
bigt waren, in das Garde: Fäger-Bataillon und die vier Jäger: 
Abtheilungen eingeftellt worden. Die Königl. Inſpektion der Jä— 
ger und Schügen hat dabei, mit Nüdfiht auf die Beglaubigung 
der Lehrbriefe Seitens der Dberforfibeamten, angenommen, daß 
den Ausfiellern dieſer Lehrbriefe die Erlaubniß zur Annahme von 
Lehrlingen ausnahmsweiſe ertheilt worden fei, und deshalb die mit 
folhen Lehrbriefen verfehenen Zäger ohne Weiteres unter die Zahl 
derjenigen aufgenommen, welchen nad) Ableiftung der vorfchrifts: 
mäßigen Militairdienfizeit ein eventuelles Anrecht auf Berforgung 
im Königl. Forfidienfte zufteht. 

Die Königl. Regierungen und die Herren Oberforfibeamten 
derfelben find jedoch durchaus nicht befugt, von den unterm 21. 
März 1831. erlaffenen allgemeinen Beftimmungen über die von 
den Kandidaten des Forſtweſens nachzuweiſende Qualififation und 
über die für diefen Zweck angeordneten Prüfungen, Ausnahmen 
eintreten zu laffen. Ich bringe daher die gedachten Beſtimmun— 
gen zur genaueften Befolgung hierdurch in Erinnerung. Zugleid 
fege ich in Bezug auf den $. 8. feft, daß von jeßt an nur fol 
chen Privat:, Kommunal» und Jnftituts: Korfibeamten, welche die 
Prüfung zur Anftellung ald Königl. Dberförfter beftanden haben, 
und welche der Oberforfibeamte der Negierung nah $. 2. auch 
fonft für geeignet häft, die Erlaubniß zur Annahme von Lehrlins 
gen, die dereinft auf eine Anftellung im Königl. Forftdienfte Ans 
fpruch machen wollen, Seitens des Herrn Oberforfibeamten ertheilt 
werden darf. 

Berlin, den 24. September 1838. 

Der Chef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abthl. 
v. Zadenberg. 
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Girfulars Refkript bes Minifteriums des Königl, Saw 
fes an fämmtliche Königl. Regierungen, die Verbindung 
der Forftfaffen mit den Domainen-Rentämtern 
betreffend. 


Im Allgemeinen befteht der Grundſatz, die Verwaltung der . 
Forſtkaſſen überall; wo foldjes den obwaltenden Berhältniffen nady 
gefchehen kann, mit den Domainen-Rentämtern zu verbinden. Es 
find jedoch Fälle vorgekommen, wo die Übertragung von Forfifafs 
fen an Domainen:Rentbeamte Schwierigfeiten gefunden hat, ‚weil 
felbige die Übernahme folcher Kaffen ablehuten oder an Bedinguns 
gen Fnüpfen wollten, welche nicht zu erfüllen waren. 

Um nun für die Folge dergleichen Schwierigkeiten vorzubeu⸗ 
gen, hat die Königl. Regierung Fünftig bei Anftellung von Domais 
nen⸗Rentbeamten, oder bei für felbige eintretender Gehaltsverbefr 
ferung benfelben ausdrüdlich zur Bedingung zu machen, außer den 
etwa mit den refp. Nentämtern fchon verbundenen Forfifaffen oder 
Forſt⸗Unter⸗Rezepturen auch diejenigen Forſtkaſſen oder Unter Mes 
zepturen, die ihnen etwa fünftig noch übertragen werden möchten, 
gegen die feftzufeßende desfallfige Nemuneration zu Überuchmm. 

Berlin, den 20. September 1838. ' 

Ber - Königl. Haufes; zweite Abthl. 
Ladenberg. | 


45. 


FirfularsReffript des Minifteriums des aonigl Hauſes 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die rechtzeitige Be⸗ 
ſchafſung des Nadelholz-⸗Saamens für die Königl. For⸗ 

ſten betreffend. 





Es ſind ſchon früher, beſonders aber in dieſem Jahre, aus 
mehreren Regierungsbezirken Anzeigen hier eingegangen, daß in 
den Königl. Forſten die Kiefern- und Fichten: Saaten ganz oder 
theilweife ‚ausgefet werden müßten, weil der erforderliche Saamen: 
sar nicht, oder doch nicht in hinreichender Quantität und guter 
Qualität für angemeffene Preife zu erlangen ſei. Auch habe ich. 
aus den Berichten einiger Königl. Regierungen entnommen, daß 
fie. ihren. Bedarf an Nadelholz-Saamen oft aus weiter Ferne und 
zum Theil aus dem Auslande von Händlern. anfaufen, während 
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derfelbe aus den, in ihren eigenen oder den Verwaltungsbezirken 
benachbarter Königl. Negierungen vorhandenen, faamentragenden 
NadelholzeForften mit geringeren Koften hätte gewonnen werden . 
tönnen. Daß leßteres der Fall, geht fchon daraus hervor, daß 
aus manchen Megierungsbezirfen, wohin zur Kultur in den Königl. 
Forfien der Saamen aus dem Auslande bezogen worden, in dems 
felben Zahre von andern Regierungen beträchtliche Saamen:Duans 
titäten von derfelben Holzart mit Vortheil angefauft worden find. 

Wenn die Kulturen wegen Saamen: Mangel ausgefeht wer: 
den müffen, fo geht nicht nur gewöhnlich für diefe Zeit der Ertrag 
des Bodens verloren, da eine anderweite Benutzung deffelben fel: 
ten zuläffig ift, fondern es verfchlechtert ſich auch in dev Kegel der 
Boden, befonders auf reinen Blößen und in freier Lage, oder es 
wird doch feine Bearbeitung in Folge der eintretenden Deranges 
rung fihmwieriger und dadurch Poftfpieliger, während die der Auss 
führung und dem Gedeihen der Kulturen vielleicht gerade in den 
Zahren, in welchen wirklicher oder vermeintlicher Saamen-Mangel 
ftattfindet, günftigen Witterungs » Berhältniffe ungenugt vorüber 
gehen.“ Aber auch wenn es nod gelingt, in folchen Fahren den 
Saamen:Bedarf beizufchaffen, fo ift dies mit großen Opfern ver: 
bunden, indem dafür oft unverhältnigmäßig hohe Preife bezahlt 
werden müffen, wodurch dann die, im Verhältniß zu der großen 
Kultur-Bedürftigfeit vieler Königl. Forften, ohnehin ſchon beſchränk⸗ 
ten Mittel der Cultur:Fonds noch mehr gefchmälert werden. In 
guten Saamen:Zahren kann das Pfund Kiefern: Saamen an eini: 
gen Orten für 7 Sgr, am andern für nicht viel höhere, an mans 
chen aber auch mit noch geringeren Koften gewonnen werden. 
Wird nun das Pfund Kiefern-Gaamen, wie ed jet in vielen Res 
gierungsbezirfen gefchieht, in denen oder in deren Nähe es nicht 
an faamentragenden Kiefern: Beftänden fehlt, für 10 Sgr. ange 
Fauft, fo entfieht dadurdy bei 1000 Pfd. fchon eine Mehrausgabe 
von 100 Rthlr., welche auf und über das Doppelte diefes Betra— 
ges fieigt, wenn, wie es ſchon vorgefommen if, 13 Sgr. pro 
Pd. oder noch höhere Preife gezahlt werden. Die größeren Trans 
gortfoften aber, welche dadurch entftehen, daß der Nadelholz: Saas 
men aus weiter Ferne angefauft wird, während er bei gehöriger 
Vorſorge in der Nähe hätte erlangt werden fünnen, find reiner 
Berluft für den Forfikulturs Fonds. Außerdem ift noch in Be: 
tracht zu ziehen, daß der von Händlern bezogene Saamen im Als 
gemeinen nicht von folcher Güte iſt, wie der, welcher von den 
Königl. Forfibeamten felbft, oder doch unter ihrer Leitung und 
Aufſicht gewonnen wird, und daß, namentlich bei eingetretenem 
wirklichen oder fcheinbaren Mangel an Saamen und gefliegenen 
Preifen deffelben, die Händler oft alten und ſchlechten Saamen 
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mit dem frifchen und guten vermengen und fo verfaufen. Die 
Folge hiervon ift dann, dab die Kulturen entweder ganz mißrathen, 
oder unvollfommen werden, oder daß doch, wiederum zum Nach: 
theile für den Korft: Kultur Fonds, eine größere Quantität Saas 
men pro Morgen verwendet werden muß, als bei vollfommen gu: 
ter Befchaffenheit des Saamens erforderlich geweſen fein würde, 
Bei dem großen Umfange der NadelholzsForften in der Monar: 
hie, und da die guten und mittelmäßigen Saamen: Jahre, wenn 
fie gleich in Folge des Zufammentreffens ungünftiger Umftände in 
der Iehteren Zeit an vielen Orten gefehlt haben, doch in der Ne 
gel nicht fo felten find, auch nicht gleichzeitig in allen Gegenden 
lange auszubleiben pflegen, unterliegt e8 feinem Zweifel, daß den 
oben erwähnten, aus einem zeitweifen Mangel an Nadelholz-Saas 
men für den Kulturs Betrieb in den Königl. Forften hervorgehen» 
den Rachtheilen zum großen Theile vorgebeugt werden Fann, wenn 
die Gewinnung des Nadelholz:Saamens und die Auffammlung und 
gute Aufbewahrung angemeffener Borräthe in denjenigen Negies 
rungebezirfen, in denen es nicht an faamentragenden Beftänden 
fehlt, vorforglich betrieben, und dabei insbefondere auch auf den 
Bedarf derjenigen Königl. Regierungen fomweit als nöthig Rückſicht 
genommen wird, in deren Berwaltungsbezirfen zur Gelbfigewin: 
nung des Saamens ältere Nadelholz:Beftände gar nicht oder nicht 
in binreichender Menge vorhanden find, diefe Holzarten aber doch 
angebaut werden follen. 

In der unterm 16. Juli 1835. an die Königl. Negierungen 
erlaffenen Verfügung habe ich darauf aufmerffam gemacht, daß es 
angemeffen erfcheine, in den Jahren, in welchen der Kiefern: und 
Fihten- Saamen zu rechter Bollfommenheit gelangt, mithin gut 
und wohlfeil in der Nähe zu befommen iſt, den Bedarf gleich für 
einige Fahre in Vorrath anzufaufen, auch zu deffen zwectmäßiger 
Aufbersahrung die nöthigen Borfehrungen zu treffen, und nur da, 
wo der Saamen wegen Mangels an älteren Beftänden von Händ: 
fern aus der Ferne bezogen werden muß, oder das jährliche Bes 
dürfniß ſtets, fowie der Verbrauch eintritt, ſicher und leicht zu bes 
friedigen ift, den Bedarf jährlich anzufcaffen. 

Diefe Beftimmungen fcheinen zeither nicht überall gehörig 
beachtet worden zu fein, und bringe ich fie daher der Königl, Ne: 
gierung bier wieder in Erinnerung. Dabei bemerfe ich insbefon- 
dere, Daß der Gewinnung des Nadelholz-Saamens in vielen Ge: 
genden zweckmäßig eine größere Ausdehnung, als zeither gegeben 
werden kann, ohne daß es deshalb der mit bedeutenden Koften 
verbundenen Errichtung eigener Darr: Anjtalten immer bedarf. 
Wenn nämlich, wie es an einigen Orten und namentlich in den 
Gegenden, in denen die SHolzfanmenhändler den meilten Nadelholz: 
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Samen auffaufen, (con mit fhe gänfigem Erfolge gefickt, Die 
ärmeren Ginwohner, befonders diejenigen, welche ſich mit Holzein⸗ 
ſchlagen oder anderen Waldarbeiten zu befchäftigen pflegen, dar⸗ 
= hingeleitet werden, felbft und mit Hülfe ihrer Frauen und 
nder, Kiefern: und Fichten-Zapfen einzufammeln, und den Wins 
ter über in ihren Wohnftuben bei Ofenwärme auf fleinen Hor⸗ 
den, im Sommer aber an der Sonne auszuffengen, fo können 
dadurch im Ganzen recht bedeutende Saamen-Quantitäten mit“ 
wenigen Koften erlangt werden. Denn diefe Leute rechnen ſich 
die nebenbei auf das Einfammeln und Ausklengen des Gaas 
mens verwendete Zeit, die fie fonft unbefchäftigt hingebracht haben 
würden, nicht hoch an, und Fönnen die Bezahlung für den Saas 
men als einen reinen, und für fie fhon bei geringen Quantitäten 
bedeutenden Gewinn betrahten. | 
Es ift aber, wenn die Sahe Fortgang haben fol, nöthig, 
daß die Forfibeamten die mit der Abnahme des Saamens in klei— 
nen Quantitäten verbundene Mühe nicht fcheuen, und eben fo vers 
fieht es fich von felbft, daß der abzunehmende Saamen hinfichtlich 
feiner Güte vorher forgfältig unterfucht werden muß. Die vielen 
Unfälle, von welchen in den legten Fahren die König. Forften 
betroffen worden find, haben die ohnehin fchon bedeutende Kultur _ 
bebürftigfeit derfelben noch ſehr erheblich vermehrt. Ungünftige _ 
MWitterungsverhältniffe, Spätfröffe und zu große Näffe auf der 
einen, Hitze und anhaltende Trodenheit auf der andern Geite, 
find nicht allein den neu angelegten Kulturen, fondern auch den 
bereits vorhandenen jungen Holzbeftänden höchſt nachtheilig gewors ⸗ 
den; Maldbrände, fowie Wind:, Schnees und Duftbruch haben 
‚in mehreren Forften großen Schaden angerichtet, und durch) Wurm: 
trockniß und Naupenfraß find an vielen Orten ältere und gerine 
gere Holzbeftände zerftört, oder doch im Wahsthum zurückgeſetzt 
worden. Dazu fommt, daß theils wegen diefer Unfälle, theils in 
Folge früherer Überhauungen, für manche Forften das Materials 
Abnutzungs⸗ Soll zur Sicherung der Nachhaltigkeit hat ermäßigt 
- werden müffen, und daß hier die zeitherigen Geldeinnahmen für 
die nächſte Zukunft nur durch höhere Verwerthung und forgfälti- 
gere Ausnugung der Forfiprodufte aufgebracht werden können. 
Auf der andern Seite find aber auch wieder die Ausgaben für die 
BDerwaltung, Bewirthichaftung und befonders für die gehörige Ber 
auffichtigung der Königl. Forſten jetzt größer als früher. Alle diefe 
Umftände, in Verbindung mit den flaatswirthfchaftiihen Zweden 
der Forfiverwaltung, fordern gebieterifch dazu auf, die Königl. For: 
fien bald. in beffern Aufturzuftand zu bringen. Soll diefer Zweck 
erreicht und mit den vorhandenen Geldmitteln viel geleiftet werr 
den, dann iſt es unumgänglich nothwendig, nicht allein der Aus: 
füh—⸗ 


| 
| 685 


führung der Kulturen felbit bie größte Sorgfalt und angefireng- 
tefte Tchätigfeit zu widmen, fondern auch bei Derwendung der 
Fonds auf jede ohne Nachtheil für die Sache irgend zuläffige Er: 
fparniß forgfältig Bedacht zu nehmen. 

Zu dem pflihtmäßigen Dienfteifer der Königl. Regierungen 
und-insbefondere der Herren Oberforfibeamten darf ich das Mer: 
trauen hegen, daß Sie hierunter nichts verabfäumen, insbefondere 
aber der rechtzeitigen und möglichft wohlfeilen Beſchaffung des zu 
den Nadelholz-Kulturen erforderlihen Saamens, da. diefelbe zeither 
nicht überall zweckmäßig betrieben worden ift, ihre befondere Auf: 
merffamkeit und rege Ihätigfeit widmen, und ſich dabei gegenfeis. 
tig bereitwillig: unterſtützen werben. | 

“Berlin, den 31. Juli 1838. . 
Der Ehef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abthl. 
— vr. Ladenberg. | 
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46. 
Cirkular⸗Reſkript des Minifteriums des Königl. Haus 
fes an die Königl. Regierungen ber Provinzen Preußen, 
Brandenburg, Pommern, Schlefien, Pofen und Sach: 
fen,. den Holzverfauf aus den Koͤnigl. Forften betreffend. 





Um ein. möglid; gleichförmiges, ſowohl dem Intereſſe der Ver: 
woltung, als des holzbedürftigen Publifums entfprechendes Ders 
fahren bei dem Verkaufe des Holzes aus den Königl. Forſten here 
beizuführen , beabfichtige ich, über diefen Gegenftand allgemeine 
Vorſchriften zu_erlaffen. Da jedech die zur Aufftellung derfelben 
erforderlichen Erörterungen zur Zeit noch nicht ganz beendigt find, 
fo eröffne ich der Königl. Regierung, vorläufig und mit Bezug: 
nahme auf die bei andern Gelegenheiten gemachten Eröffnungen 
Folgendes. 

Der. allgemeine Berwaltungs-Grundfaß, nach welchem Natu: 
ralien aller Art, die zur Verwerthung für Rechnung des Staats 
beſtimmt find, der Regel nach öffentlich an den Meiftbietenden ver- 
fauft werden follen, hat auch bei dem Verkaufe des Holzes aus 
den Königl. Forfien in möglichftee Ausdehnung zur. Anwendung 
kommen müffen, und es ift daher von dem Minifterio bei vorfom: 
mender Gelegenheit ftets darauf aufmerffam gemacht worden, daß, 
wo es noch nicht gefchehen, die Lizitation bei dem Holzverfauf aus 
Königl. Forften als Regel feftgehalten und immer allgemeiner ein: 
geführt werden foll. In mehreren Regierungsbezirken ift dies Ziel 
mit ſolcher Umſicht erreicht worden, daß, abgefehen von den da- 
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ducch erreichten Vortheilen für die Forſtkaſſe, nicht nur die Forſt⸗ 
‚beamten wegen der daraus hervorgehenden Vereinfachung der Vers 
waltung, fondern felbft die Holzfäufer nunmehr von dem Vorzuge 
des meiftbietenden Holzverfaufs überzeugt find. In manden Re: 
gierungsbezirfen ift dagegen bei der Einführung der Lizitationen 
nicht fo. zweckmäßig verfahren worden. Ausbefondere ift die nö: 
thige Rückſicht auf die Befriedigung der Brennholjbedürfniffe der 
in der Nähe der Forſten wohnenden, wenig bemittelten Einſaſſen 
unterblieben. Wenn diefen Leuten nicht Gelegenheit geneben wird, 
ihren Holzbedarf für billige Preife und zu denjenigen Zeiten, wo 
fie mit den Mitteln zum Ankauf verfehen find, ſich zu befcdaffen, 
fo werden fie leicht zum Holzdiebfiahl veranlaßt, woraus dann für 
fie und für die Waldungen Nachtheile entftehen, welche die durch 
höhere Preiſe bei dem lizitationsweifen Holzverfauf etwa zu erlan: 
genden Bortheile überfteigen. Um dies zu verhüten, müffen auch 
die weniger bemittelten Holz: Konfumenten in den Stand gefcht 
werden, jid ch ihren SHolzbedarf auf den Pizitationen anfaufen zu 
fünnen. Zu dem Ende müffen im Voraus angemeffene Holzquans 
titäten für die weniger bemittelten Einwohner refervirt, die Lizitas 
tiong« Termine öfter abgehalten und befonders auf ſolche Zeiten, 
wo der gemeine Mann die Mittel zum Ankauf zu haben und 
nicht anderweit befchäftigt zu fein pflegt, anberaumt, die Hölzer 
felbft aber in einzelnen und nöthigenfalls in halben Klaftern, die 
der beffern Theilung halber durdy einen Klafterpfahl auch noch in 
Diertel-Klaftern gefondert werden können, ausgeboten werden. In 
einzelnen Fällen kann es fogar zweckmäßig fein, Holzhändler und 
andere Gewerbetreibende, fowie überhaupt diejenigen Kaufluftigen, 
die bemittelt find und größere Quantitäten bedürfen, von folchen 
Lizitations-Terminen ganz auszuschließen, indem-daun gleich in der 
Bekanntmachung der Lizitations:Termine zu bemerfen ift, daß letz— 
tere nur für die weniger bemittelten Holz» Konfumenten zur Be: 
friedigung des eigenen Bedarfs anberaumt, und diejenigen Käus 
fer, welche das erfandene Holz wieder verfaufen, künftig bei fols 
chen Lizitationen nicht mehr zugelaffen werden würden. — Wo 
aber diefe mit Umſicht und Konfequenz auszuführenden Maßregeln 
überhaupt oder in einzelnen Fällen, z. B. bei plößlich eintretender 
und anhaltender firengen Kälte, nicht ausreichen, bleibt nur übrig, 
zur thunlihen Vermeidung gegründeter Klagen über Brennholzs 
Mangel und Derminderung des Holzdiebftahls, den wenig bemit- 
telten, in der Nähe der Königl. Forften wohnenden Cinfaffen ges 
ringere Brennholz: Sortimente, vorzüglich Knüppel-, Stock- und 
Reiſerholz, in Pleinen Quantitäten aus freier Hand für die Forft- 
tare zu verfaufen. Nur muß diefe Maßregel auf die Fälle, in 
denen fie wirflich nothwendig ift, befchränft bleiben und fortwäh— 
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rend dahin geftrebt werden, ſie nach und nach in immer engere 
Gränzen zu führen, und, wie ſchon erwähnt, auch die wenig bemit⸗ 
telte Volksklaſſe allmälig an den Holzanfauf in- den Lizitationen 
zu gewöhnen. 

Sch veranlaffe die Königl. Negierung, die vorfehenden Bes 
fiimmungen bei dem DBerfaufe des Holzes aus den Königl. Sorften 
des dortigen Verwaltungsbezirks zu beachten. 

Berlin, den 30. September 1838. 

Der Ehef des Minifteriums des Königl. Haufes, — Abthl. 
v. Ladenberg. 


47. 
Cirkular-⸗Reſkript des Miniſteriums des adnigh Hanſes 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, daß bei Domai⸗ 
nens und Forſtbauen ferner Fein freies Bauholz aus ' 
Staatswaldungen mehr zu verabfolgen fei. 





Des Königs Majeftät haben mittelft Allerhöchfter KRabinets: 
DOrdre vom 11. Auguft d. J. zu genehmigen geruhet, daß bei ale 
len Domainen: und Forfibauen die Verabfolgung von freiem Baus 
holze aus Staatswaldungen abgeftellt, und der dadurch erhöhete 
Mehraufwand an Baufoften aus den erhöheten Forſt⸗Revenüen ge: 
dedt werden foll. 

Die Zeit der Ausführung diefer Mafregel wird hiermit auf 
den 1. Januar 1840, fefigeftellt. Es wird hierbei noch befonders 
befliimmt, daß in allen Fällen, wo es nad) den befonderen Umftäns 
den zweckmäßig erfcheint, das fortan gleich den übrigen Baumates 
rialien zu veranfclagende Bauholz "aus den betreffenden Königl. 
FHorfirevieren gegen Bezahlung der Forfitare zu entnehmen, dies 
gefhehen muß und dem Bau Unternehmer dies zur Bedingung 
zu machen iſt. 

Zu den diesfälligen Beſtimmungen ſoll die Königl. Regierung 
ſo berechtigt als verpflichtet ſein; es wird ihr aber eine ſorgfältige 
Erwägung der Umſtände in den einzelnen Fällen zu dem Ende 
empfchlen, daß durch die neue Einrichtung dem Debit der Königl. 
Forſten Fein Nachtheil erwachfe, und den Übelftänden, welche die 
bisherige Freiholz « Verabreichung herbeigeführt hat, und deren Be- 
feitigung durch die angeordnete Maßregel bezweckt wird, auch 
wirflich begegnet werbe. 

Zur Vorbereitung der Maßregel Fommt e8 nun darauf an, 
dasjenige Geldquantum feitzuftellen, um weldyes wegen des weg: 
fallenden Freihelzes die vefp. Baufonds und Br die Soll⸗ 
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Ginnahme der Horfiverwaltung zu erhöhen fein werden: Dies foll 
nah Fraftionen aus den letzteren Jahren unter Trennung der 
Domainen: und Forft:Baue gefchehen, und für erfiere Baue der 
Durchſchnitt aus den letzten 6 Jahren, für die Forſtbaue aber der 
Durchſchnitt aus den letzten 3 Fahren zum Grunde gelegt wer— 
den. Die diesfälligen Ermittelungen find mit der forgfältigften 
Genauigkeit zu veranlaffen, und um ſolche hier gehörig prüfen zu 
Fönnen, werden der Königl. Negierung für die aufzuftellenden Frak⸗ 
tions» Nachweifungen die anliegenden Schemata 1. und 2. mit: 
etheilt. 
: Sn Betreff der DomainensBaue verficht es fich von felbft 
und wird hierbei noch ausdrüdlich beftimmt, daß 
1) alle Baue auf hiernächſt veräußerten Objeften bei der Frak— 
tions: Nachweifung mit den frei angemwiefenen Bauhölzern gar 
nicht berüdfichtigt, und a 
2) alle Freiholze Verabreihungen zu Bauen auf hiernächft unter 
härteren Bauverbindlichfeiten verpachteten Objekten nur in 
« fo weit mit zur Fraftion gezogen werden dürfen, als der 
Pächter auch nach der Verpachtung unter den läftigeren Be— 
dingungen noch auf Freiholz Anfprud behalten hat. 
Im Übrigen wird wegen Trennung der verfchiedenen Fonds, aus 
welchen die Baufoften erfolgen, auf die anliegenden Schemata 
Bezug genommen, und wegen der Etats-Veränderungen nur noch 
bemerft, daß die. Beträge, um welche die refp. Baufonds zu vers 
ftärfen fein werden, für's erfte der Soll-Einnahme der Forfiver- 
waltung fummarifch zugefegt, und nur fo, wie die Anfertigung an 
derer Etats erfolgt, auf die Spezial:Forft:Etats repartirt werden 
follen. | 
Die hiernach einzureichenden Fraftions-Nachweifungen werden 
binnen drei Monaten erwartet. 
Berlin, den 4. Oktober 1838. 
Minifterium des Königl. Haufes, zweite Abtheilung. 
| v. Ladenberg. 


48. 
Eirfular:Berfügung der Königl, Regierung zu Trier an 
fämmtliche Landräthe und KommunalsOberförfter, die 
Aufftellung von Wegmweifern in den Forften betreffend. 





In vielen Forften der Monarchie haben die Forfifchuß: Bes 
dienten an den Punften, wo zwei oder mehrere Waldwege fich 
begegnen, Wegweifer in angemeffener Höhe an die nahe fehenden 
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Bäume befeftigt, auf denen der nächſte Ort — Dorf oder Weis 
ler — auch die Entfernung dahin, mit eingebrannten Buchftaben 
bezeichnet if. Ä Ä Ä 

Diefe Aufmerkfamkeit' der Forftfchuß: Beamten zu Gunften 
der mit der Gegend nicht befannten Reifenden Fann nur belobt 
werden, und wir wünfchen, daß diefelbe unter, Anleitung der Her 
ten Dberförfter auch im hiefigen Bezirfe Nachahmung finden möge. 
Die Forſtſchutz-Beamten fünnen ohne befondern Koftenaufwand die 
Anfertigung folcher Wegweifer, welche des Anftriche nicht bedür- 
fen, felbft ‘bewirken, und werden wir es gern wahrnehmen, wenn 
hierin bald vorgegangen wird. 

Trier, den 5. September 1838. 

Königl. Preuß. Negierung. 





49. 
Keffripe der Königl. Miniſterien an die Königl. Res 
gierung zu Koblenz, die Berhältniffe der Feld» oder Wald: 
hüter als Abgeordnete der Obrigkeit bei Unterfuchungen 
von Feld⸗ oder Waldfreveln- betreffend. 


Der Königl. Regierung erwiedern wir auf den Bericht vom 
14. März c., wie wir ganz mit Ahr darin einverfianden find, 
daß der in dem gleichzeitig abfchriftlich eingereichten, in der Uns 
terfuchungsfache. wider den K. aus Damfcheid ergangenen Erfennt: 
niffe des Rheinischen Appelationg s Gerichtshofes vom 31. Dftober 
1837. auggefprochene Grundfaß: ; 
daß ein Feld: oder Waldhüter, wenn er in Berfolgung einer 
Perfon, welche in dem ihm zue Obhut anvertrauten Bezirke 
einen Feld- oder Waldfrevel verübt, feinen Bezirk verläßt, 
und außerhalb deffelben bei dem Frebler eine Hausfuchung, - 
unter Zuziehung des Friedensrichters, oder eines andern zur 
Affiftenz berechtigten Beamten, vornimmt, hierbei nicht, wie 
in feinem Bezirke, ald Abgeordneter der Obrigkeit -in dem 
Sinne anzufehen fei, daß eine gegen ihn verübte Widerſetz— 
lichkeit unter die Strafbeſtimmung des $. 166. Tit. 20. 
Thl. IE des Allgem. Landrechts Falle, 
unrichtig iſt. Zugleich wird der Königl. Negierung in der ab: 
fchriftlihen Anlage zu erfehen gegeben, was der mitunterzeichnete 
Fuftizminiftee dieferhalb an den Königl. General: Profurasor zu 
Eöln unterm 6, dv. M. verfügt hat. (Anl. a.) 
Berlin, den 24. Auguft 1838. 
Der Juſtizminiſter. Der Minifter des Innern und der Polizei, 
v. Kamptz. v. Roch ow. | 





690 
a, 


Da in einem Belchluffe des Ferien⸗Senats der auffallende Grunds 
fag aufgeitellt war, 
daß ein Feld: oder Waldhäter, wenn er in Verfolgung einer Vers 
fon, welde in dem ihm zur Obhut anvertrauten Bejirke einen 
Feld» oder MWaldfrevel verübt, feinen Bezirk verläßt, und außer 
demfelben bei dem Frevler eine Hausſuchung, unter Zuziehung des 
Friedensrichters, oder eines andern zur Aſſiſtenz berechtigten Beam⸗ 
ten, vornimmt, bieräber nicht, wie in feinem Bezirf, als Abgeords 
neter der Obrigfeit in dem Sinne anzufehen fei, daß eine gegen ihn 
verübte Miderfeglichfeit unter die Strafbeſtimmung des $. 166. 
Zit. 20. Thl. II, des Allg. Landrechts falle, 
fo habe ich mich veranlaßt fehen müffen, diefen Grundfag, nachdem er 
dur; die Befchwerde der betreffenden Verwaltungsbehoͤrde zu meiner 
Kenntnig gebracht war, einer näheren Prüfung zu unterwerfen, und 
über denfelben auch fomohl Ew. Hochmwohlgeboren, als des Herrn erften 
Präfidenten des Appellationshofes Gutachten zu erfordern. Es bat fich 
aus denfelben befiätigt, daß jener Grundfag mit den Geſetzen in geras 
dem MWiderfpruch fiebt, und durchaus ungefeglich und dem Zweck des 
Geſetzes geradezu entgegenfirebt, mithin in feiner Beziehung zu rechtfer- 
‚tigen, und daher auch noch nirgend in jud cando angenommen, und 
felbft im Ferien» Senat nur mit einer ſchwachen Majorität durchgegans 
gen if, Es hätte nur eines oberflächlichen Blicks auf die Ordonnance 


20. Augufi 
vom Auguſt 1669 und des Gefeßes vom IR: Septbr. 1791. Art. 5. u. 


16., und einer näheren Erwägung der vorliegenden Verbältniffe bedurft, 
um vor einem foldhen Irrthum fich zu bewahren, wie denn auch das 
Gouvernement noch in den neueren Ötaatöverträgen wegen der Forfts 
Kontraventionen, 4.8. dem mit dem Landgräflihen Haufe Heſſen⸗Hom⸗ 
burg unterm 15. Auguſt 1826. und mit dem Herzoglich Braunſchweigi⸗ 
fhen Hofe unterm 23. Januar 1827. gefchloffenen Wertrage, den geſetz⸗ 
lichen Grundfag anerfannt hat. 

« Wenn ich gleich vorausfegen Fann, daß jener irrthümliche Grund: 
faß von feinem Gerichtshofe in der Rheinprovinz wird angenommen 
werden, fo beauftrage ich dennoch Em. Hochwohlgeboren, diefes Neffript 
jur Kenntniß und Nachachtung aller DOber-Profuratoren zu bringen, 
um daffelbe den Königl. Landgerichten mitzutheifen und auf deifen Nache 
achtung zu achten, und, falls die entgegengefeßte Anficht in judicando 
angenommen werden fönnte, mir folches fofort anzuzeigen. Dem Koͤ⸗ 
a ee antbefe haben Ew. Hochmwohlgeboren Kenntnig diefes Res 

ript8 zu geben. 

Berlin, den 6. Zuli 1838. 
Der Jufligminifter, 
v. Kamp. 
An 
den Königl. General» Profurator, Herren 
Geheimen Ober ⸗Juſtizrath Biergans, 
Hochwohlgeboren, zu Eöln. 


— — e — 
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Ä 50. 
Cirfulars Berfügung der König. Regierung zu Achen 
an ſaͤmmtliche Königl. Dberförfter, die Inſinuation der 
Kontumazials Erfenniniffe gegen Forſtfrevler „betreffend. 


Die hohe General» Verwaltung für Domainen und Forſten 
hat ung durch Reffript vom 10. März c. in Kenntniß gefeht, daß 
zur Vermeidung der wiederholt zur Sprache gebrachten Verzöge— 
rungen bei Inſinuation der in Korfifrevel:Unterfuchungen ergeben: 
den Kontumazial: Erfenntniffe, Se. Exc. der Herr Juſtizminiſter 
v. Kamp in einer DBerfügung vom 23. Februar c. beftinmt 
haben, daß in Zufunft alle von den biefigen Forft: und Polizei: 
Berichten zu erlaffenden Kontumazial:Urtheile Tängftens binnen 10 
Tagen von deren Erlaffung ab, durch den Gerichtsfchreiber an den 
Beamten des öffentlihen Minifteriums bei den Forftpolizei:Geric: 
ten zu befördern find, welcer feinerfeits fogleich einen Gerichts: 
vollzieher mit der -Zuftellung beauftragt, Der Gerichtsvollzieher 
hat ‚wiederum binnen längftens 10 Tagen vom Empfange des Kon: 
tumazialsWrtheils die Zuftellungs :» Urkunde dem Beamten des üf: 
fentlihen Minifteriums zur weitern Beförderung an das Gefre: 
tariat zurüdzufenden. | 

Durch diefe Beflimmungen wird hoffentlich allen fernern Kla— 
gen über ungebürlich verzögerte Inſinuation der Kontumazial: Er: 
fenntnijje gegen Forſtfrevler vorgebeugt fein, und verbinden wir mit 
diefer Bekanntmachung die Aufforderung an die Oberförfter, durch 
ſchleunige und pünktliche Einreichung der Erfenntniffe bei uns 
auch Ihrerſeits deren im SSntereffe der Forftverwaltung liegende 
raſche Vollſtreckung möglichft zu fördern. Sollten jedoch wider 
Berhoffen jene Zögerungen bei Inſinuation der Kontumazial: Er: 
fenntniffe fich wiederholen, fo ift über diefelben zu berichten. 

Achen, den 10. April 1838. 
Königl. Regierung, Abtheilung für die Verwaltung der Steuern, 

Domainen und Forften. .: 


| 51. 
Reffript der König. Minifterien an die Königl. Regie- 
rungen zu Magdeburg, Merfeburg und Erfurt, die Ab» 
büßung der den Gefängnißftrafen fubftituirten Forſtar⸗ 
beiten betreffend. 


Bei der Entwerfung des nach $. 5. des Geſetzen wegen“ Un: 
terfuchung und Beftrafung des Holzdiebitahls vom 7. Zuni 1821., 
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den Königl. Regierungen und Landes: Zuftiz.Kollegien überlaffenen 
Regulativs wegen der auf Verlangen des Wald⸗Eigenthümers, der 
erfannten Gefängnißftrafe zu fubftituirenden Forfigrbeit, ift in eins 
zelnen Fällen das Bedenken erregt ‚worden, ob die Anträge auf 
einftweilige Ausfegung oder. Theilung der Forft: Strafarbeit der 
minifteriellen Serehmigung bedürfen. Dies hat die Beranlaffung 
zu seiner Kommunifation mit dem Königl. Zuftizminifterium geges 
ben, wobei eine Einigung dahin flattgefunden hat, daß die in den 
$$. A. und 5. der re vom 30. Zuni 1834. (v. Kamp 
Jahrbücher Bd. 43. ©. 643.) in Betreff der gerichtlich erfanns 
ten Strafen getroffene Beſtimmung auf die der Gefängnißſtrafe 
im Verwaltungswege ſubſtituirte Forſtarbeit keine Anwendung finde. 
Die Gerichtsbehörden der dortigen Provinz werden von dem 
Herrn Juſtizminiſter hiernach mit Anweiſung verſehen werden, 
und da die große Anzahl der vorkommenden, bei der Inſolvenz 
der Frevler nn. in Forftarbeit abzubüßenden Forfifrevel 
die möglichfte Vereinfachung des Gefchäftsganges erfordert, fo wird 
für die Königl. Forfireviere den reip. Ober: oder Revierförſtern, 
für die Privat: oder Kommunal: Waldungen aber den Waldeigen⸗ 
thümern, reſp. Kommunal-Vorſtänden, die Befugniß eingeräumt, 
eine einſtweilige Ausſetzung oder Theilung der durch Arbeit ab» 
zubüßenden Forfifrevel-Strafen in den Fällen zuzugeftehen, wo be: 
fondere perfönlihe Berhältniffe einen folchen Antrag angemeffen 
erfcheinen Taffen. Die Königl. Regierung hat aber darauf zu hals 
ten, daß nicht durch unzeitige Nachfi — die Abwickelung der Stra⸗ 
fen ungebührlich verzögert werde. 
Berlin, den 4. Juli 1838. 
Der Miniſter des Innern und Der Chef des Miniſteriums des 
der Polizei. Königl. Hauſes, zweiter Abthl. 
v. Rocho w. v. Ladenberg. 


D. 
Jagd-⸗Verwaltung. 
52. 
Auszug aus dem Reſkripte des Koͤnigl. Miniſteriums 
des Innern und der Polizei, an die Koͤnigl. Regierung 
zu Coͤln, daß die Jagdvorſtaͤnde, gleichwie die Gemein⸗ 


de⸗Vorſtaͤnde, der Oberaufſicht der Koͤnigl. un 
unterworfen feien. 


Mas abet die von dem Zagd»DBorfiande zu R. — 
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Behauptung betrifft, daß die Fagduorfiände der Dberaufficht der 
Königl. Regierung nicht in derfelben Art, wie die Gemeinde:Bor: 
fände, unterworfen feien, fo bin ich mit Ihr vollkommen darin 
einverflanden, daß folhe überall unbegründet fei, indem nicht nur 
der $. 13. des Geſetzes vom 17, April 1830. das Gegentheil 
ausdrücklich beſtimmt, fondern auch, wie die Königl. Regierung 
ganz richtig bemerkt, es zu willführlicher und erheblicher Beein- 
trächtigung der Intereſſen der Grundbefiger führen Fünnte, wenn 
die Jagdvorſtände von diefer DOberaufficht befreit würden. 

Hiernady hat die Königl. Negierung den mehrgedachten Jagd⸗ 
vorftand auf defien hier wieder zurüd erfolgende Eingabe vom 31. 
Mai pr. zu befcheiden, und refp. über bie Gränzen feinee Befug- 
niffe angemeffen zu belehren. 

Rekahne, den 18. Zuli 1838. 

Der Miniftee des Innern und der Polizei. 
; v. Rodhom. 





| | 53. \ 
Girfular:Reffript der Königl. Minifterien an ſaͤmmtliche 
Königl. Regierungen, ausfchließlich der Weftphälifchen 
und Rheinifchen, die Ausfertigung von Legitimations⸗ 
Alf für Wildprett betreffend. 





Es if — der Fall vorgekommen, daß die zum Zweck 
der Einbringung von Wildprett erforderlichen Legitimations-Atteſte 
nicht in der gehörigen Form ausgefertigt worden find, und es find 
fogar den Polizeis und Steuerbehörden Attefte produzirt worden, 
welche unverfennbare Spuren der Berfälfchung, insbefondere in 
den Zahlen, an ſich tragen. 

Jedes folcher Legitimationsattefte muß enthalten: 

1) die Benennung defien, zu deffen Legitimation daffelbe ausges 
fertigt worden iſt; 
2) die Gattung und die mit Buchſtaben ausgedrückte Zahl des 
ihm verabfolgten Wildes; 
3) die Angabe der Zeit und des Orts der Ausftellung und 
4) die Unterfchrift des Fagd: Eigenthümers oder Pächters, oder 
des betreffenden Forfibeamten, von welchem das Wild verabs 
reicht worden ift. 
Auch dürfen die von Forfibeamten auszuftellenden Attefte von Feis 
nem Forſtſchutzbeamten, fondern nur von verwaltenden Forſtbeam⸗ 
ten ausgeftellt werden. 
Die Königl. Regierung bat ſämmtliche Sagdberechtigte, Jagd⸗ 
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pächter und Forftbeamten Ihres Bezirks anzumeifen, in Zufunft 
ſich hiernach zu achten. Auch hat Diefelbe die Polizeibehörden der 
Städte von diefer Borfchrift in Kenntniß zu fegen. 
Berlin, den 26. Juli 1838. 
Minifterium des Innern. Minifterium. des Königl. Haufes, 
v. Rochow. zweite Abthl. 
v. 2adenberg. 


54. 


Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 

Polizei an die Königl. Regierung zu Arnsberg, betrefs 

fend die Ertheilung von Jagdſcheinen gegen Entgelt 
zur Benußung von Kommunalagden. 


Die Königl. Regierung erhält in der Anlage (a.) Abfchrift 
des den Bürgern N. N. und Konforten zu Dortmund heute er: 
theilten Beicheides, die Benußung der niedern Jagd auf der dor: 
tigen ftädtifchen Feldmark betreffend. 

Nefahne, den 14. Augufi 1838. 
Der Minifter des Innern und. der Polizei. 
v. Rochow. 





a 


Die von den Bürgern N. N. in der Eingabe vom 1. Mai d. 3. 
geführte Befchwerde über die von dem Magiftrat zu Dortmund anger 
ordnete Erhöhung der Zagdfchein:Abgabe, fann für begründet richt ers 
achtet werden. Denn die Allerhöchite Kabinetd» Drdre vom 22. April 
1819. läßt Feinen Zweifel übrig, daß die niedere Jagd in der ftädtifchen 
Feldmark der Stadt Dortmund ganz eben fo, wie alle übrige dort aufs 
geführte Grundflüce und Grundgerechtigfeiten, als Kämmerei-WBermdr 
gen zuräcgemwährt fei, und ich kann mid) daher nicht für ermächtigt 
— ſie anders, wie einen Theil dieſes Gemeinde⸗Vermoͤgens, zu be⸗ 

andeln. 

Den Beſchwerdefuͤhrern wird hierbei zugleich bemerklich gemacht, 
daß bei Jagden, welche Gemeinden zuſtehen, uͤberall nicht geſtattet wer— 
den kann, daß jedes Gemeinde» Mitglied dieſelbe willkuͤhrlich und ohne 
alle Kontrole der Behoͤrde ausübe, da ſolche vielmehr entweder mittelſt 
Adminiftration durch einen gebörig qualifisirten Jagd +» Dffizianten, oder 
durch Verpachtung genugt werden müffen. Ja felbit dann, mwenn die 
dortige Jagdgerechtigfeit wirflih zum Buͤrger-Vermoͤgen gebörte, würde 
von diefem allgemein angewandten Grundfaße feine Ausnahme gemacht 
werden fünnen, vielmehr ein ſolches WBerbältnig nur rücjichtlih der 
Dispofition über den Ertrag einen Unterfchied begründen, 

In dem vorliegenden Falle haben der Magiftrat und die Stabt« 
verordneten die Verpflichtung, dahin zu fehen, daß die Jagdgerechtigkeit 
auf die für die Gemeinde vortheilhaftefte Art benugt werde, und «6 iſt 
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auch nichtd dagegen zu erinnern, wenn dies, flatt der Adminiftration 
oder Verpahtung, dur Ertheilung von Jaadfiheinen gegen Entgelt ges 
fchieht, fofern dabei die noͤthige Nückficht auf die Zuverläffigfeit der bes 
treffenden Individuen in polizeilicher Beziehung genommen wird. Daß . 
der dortige Magifirat den Preis der Jagdfcheine erhöhet bat, kann in 
NRücficht auf den dadurd erzielten hoͤhern Jagd-Ertrag nur als zweck 
mäßig betrachtet werden, und liegt darin auch überall feine Unbillig- 
feit, da es ſich hier blos um einen Gegenftand des Vergnuͤgens ban- 
delt, und es ganz auf den freien Entfhluß der Jagdliebhaber berubet, 
ob fie zu dem erhöhten Betrage Jagdfcheine loͤſen wollen, oder nicht. 
Mefahne, den 14. Auguft 1838, 
Der Miniftger des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


An 
die Bürger N. N. zu Dortmund. 


55. 
Reffript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei an die Königl. Regierung zu Stettin, die Hals 
tung von Schießgewehren betreffend. 





Der Königl. Regierung wird auf den Bericht vom ‚31. v. 
M., betreffend die Beſchwerde des Arbeitsmann N., über die durch 
die Reſolute des Magiftrats zu Alt-Damm vom 25. Januar und 
der Königl. Regierung vom 17. März d. 3. ausgefprochene Kon: 
fisfation der vier in feiner Wohnung vorgefundenen Schießgewehre, 
hiermit eröffnet, daß das Publifandum vom 23. März 1786,., 
wodurch den- Bürgern in Pleinen Städten und den Bewohnern deg 
platten Landes das Halten von Schießgewehren bei Strafe der 
Konfisfation unterfagt ift, nah dem Vorgange der unterm 18, 
Dezember 1815. an die Königl. Regierung zu Franffurt a. d. O. 
erlaffenen Berfügung der Minifterien der Finanzen, des Innern 
und der Polizei (v. Kamp Annalen Zahrg. 1828. ©. 666.) 
von den Polizeibehörden nicht mehr aufrecht erhalten, vielmehr den 
Letztern nur überlaffen werden fann, den beabfichtigten Zweck durch 
Beichlagnahme der Gewehre bei der Wilddieberei felbft, oder im 
Tall fonftigen Mißbrauchs des Schießgewehrs, zu verfolgen. 

Hiernach find dem ꝛc. N. die fonfiszirten vier Schiefgewehre 
zurüdzugeben, und der Königl. Regierung bleibt überlaffen, zu bes 
urtheilen, ob es ſich rechtfertigen läßt, dem ꝛc. N. insbefondere 
das fernere Halten von Schießgewehren zu unterfagen. 

Derlin, den 21. Suni 1838. | 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
Sn Vertretung. 
Seiffart. ‚ 
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Bergwerföwefen. 


56. 


Schreiben des Koͤnigl. dinanzminifteriums an das Koͤ⸗ 
nigl. Juftizminifterium, das Reffort in Bergbau + Ange: 
legenheiten betreffend. 





Auf die von Ew. Ercellenz in dem geehrten Schreiben vom 
16. d. M. aufgeftellte Frage, 


ob die vor einiger Zeit unternommenen Schürfarbeiten des 
Kaufmanns B. zu H. zum wirklichen Betriebe des Berg: 
baues zu rechnen find oder nicht ? 


bemerfe ich ganz ergebenft: 

Der Bergbau beginnt mit der Auffuhung des Minerals, 
diefelbe (das Schürfen) geſchieht zunächft durch Wegräumung. der 
Dammerde und Entblößung einzelner Stellen mittelit Röſchen 
(Gräben) und Abbohrungen, und im weitern Verfolg mittelft 
(Schurf) Stollen und (Schurf) Schächten. Alle diefe einzelnen 
Dperationen find Arbeiten des Bergbaues, und nicht -felten fehr 
fhwierig und Foftbar; gleichwohl aber nur Norbereitungeu des ei: 
gentlihen Bergwerfs:Betriebes, welcher lediglich die adminiftrative 
Wirkſamkeit der Bergbau :Berwaltung und die mit derfelben for- 
refpondirende Jurisdiftion der Berggerichte bedingt. Die Unter: 
nehmungen eines Schürfers auf und unter der Dberfläche liegen 
demnach fo lange außerhalb des Verwaltungs-Reſſorts der Berg: 
behörden, als mit denfelben der beabfichtigte Zweck (die Auffindung 
eines zum Bergwerfs:Betriebe geeigneten Minerals) nicht 
erreicht, oder ein fogenannter Fund nicht nachgerwiefen, und im 
Mege einer vorfchriftsmäßigen Muthung die Verleihung der auf: 
gefundenen Lagerfiätte in Antrag gebracht, dadurch aber das öf— 
fentlihe und privative Bergrechts-Verhältniß herbeigeführt worden 
ift, auf mweldyem die Ausübung der Berggerichtsbarfeit beruht. 

Die von gedungenen Lohnarbeitern verrichteten Schürfarbei« 
ten des ıc. B. würden hiernach, indem diefelben, wie es fcheint, 
fein Nefultat herbeigeführt und Feine Muthung zur. Folge gehabt 
haben, unmaßgeblich nicht in das Verwaltungs-Reſſort gezogen, und 
mithin auch die darüber entfiandenen Streitigkeiten wegen des 
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Arbeitslohns nicht dem foro speciali der Berggerichte unterworfen 
werden fönnen. 
Potsdam, den 28. Auguft 1838. 
In Abwefenheit und im a des Herrn Finanzminifters. 
lügel. 


An 
den Königl. Wirflichen Geheimen Staats: und 
Zufizminifter, Herm Müpler, Ercellenz. 


Steuern 
57. 


GirfularsReffript des Königl. Finanzminifteriums an 
fämmtliche Königl. Provinzials Steuerdireftoren, fowie | 
an die Königl. Regierungen zu Franffurt und Potss 
dam, und abfchriftli an die Königl. Haupt-Steueräm> 
ter. biefelbft,; die Verwendung der nach $. 61. des Zols 
firafgefeges vom 23. Januar d. J. feftgefegten und eins 
gezogenen Geldftrafen und Konfisfate betreffend. 
WCVergl. 2tes Heft, ©. 308.) 





Sn dem, durch die Gefeh: Sammlung publizirten Zollftrafges 

fee vom 23. Januar d. 3. ift $. 61. beſtimmt: | 
daß der Betrag der nad) diefem Gelee fefigefegten und eins 
gezogenen Geldftrafen, fowie der Erlös aus den Konfisfaten, 
(legterer nach Abzug der darauf ruhenden Abgaben) zu eis 
nem befonderen Fonds fließen, und derfelbe theild zu Gratis 
fifationen für die zur Wahrnehmung ‚des Zoll: Intereffe vers 
pflihteten Beamten, mit Ausfchluß der Mitglieder der Haupt- 
Zoll: und Steuerämter und der höher geftellten Beamten, 
theils zur Unterflüßung ihrer Wittwen und Waifen verwandt 
werden, bie bisher gefeglichen Strafantheile der Denunzian- 
ten aber fortfallen follen. 

Diefe Beftimmung tritt felbftredend erft bei den nach Yublifation 

des neuen Zollftrafgefeßes denunziirten Zollvergehen ein. - 

Es fallen hiernach bei Berechnung der Zoll: Prozeßgelder die 
Rubriken -für die Denunzianten s Antheile in den Strafgelder : Ers 
traften und den Prozefgelder s Berechnungen fort, und es ift vor: 
läufig von fämmtlichen nach dem Zolfftrafgefeße erkannten Geldfiras 
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fen und dem Erlöfe aus den Konfisfaten, nad Abzug der darauf 
ruhenden nothwendigen Ausgaben, die Hälfte zum Beamten:Gra- 
tififations: Fonds, und die andere Hälfte zum Fonds zur Unter: 
ſtützung für Beamten -Wittwen und Waifen in derfelden Art, wie 
bei den übrigen, zu diefen Fonds fließenden Straf: Überfchüffen, zu 
verrechnen. 

In der Einrichtung des. Prozeß :» Regifters und der Prozeß⸗ 
Akten iſt nichts zu ändern, ſo daß überall der Ankläger konſtiren muß. 

Diejenigen Beamten, welche nach dem Geſetze vom 31. De— 
zember 1819. zu Denunzianten-Antheilen berechtigt geweſen ſind, 
ſollen aber mit Rückſicht auf die durch ſie entdeckten Zollvergehen 
vorzugsweife, und, wie ich hiermit vorläufig beftimme, in der Re: 
gel bis zu dem ganzen Betrage der zu dem Beamten : Gratififas 
tionsfonds berechneten Summe, mit Gratififationen bedacht wers . 
den; wobei jedoch die befondern Umftämde des einzelnen Falles, 
die Größe’ der Straffumme, die geringere Verdienftlichfeit oder ſon⸗ 
fiige MWürdigfeit des Beamten, Ausnahmen rechtfertigen. 

Hiernacy haben Ew. Hochmohlgeboren (hat die Königl. Nes 
gierung) die Haupt:Zoll: und Steuerämter Ihres Derwaltungsbes 
reichs weiter anzuweifen, und die Vorſchläge zu diefen Gratififa: 
tionen halbjährlich nach dem beiliegenden Mufter (Anl. a.) mittelft 
befondern Berichts und Ihren etwanigen Bemerkungen zu denſel— 
ben, zur Feſtſetzung einzureichen. 

Berlin, den 10. März 1838. 

Der Finanzminifter. 
v. Alvensleben. 


7 % » 
000. Bert von 


Vorſchlaͤge 
zur Bewilligung von Gratifikationen fuͤr diejenigen Beamten, 
welche Zoll⸗Kontraventionen entdeckt haben, in deren Folge 
Geldftrafen und Konfiskaten-Erlög im ten Semefter 18 
zum Beamten: Gratififationg: Fonds verrechnet find. 


1) Laufende Nr. 
2) Des zur Gratififation vorgefchlagenen Beamten 
a. Name. 
b. — 
c. Stationsor 
3) Zahl der von — —— und im ten Semefler 18 
verrechneten Sr :Straffäll 
4) Betrag der Geldſtrafe * des Konfiskations-Erloͤſes, welcher aus 
dieſen Straffaͤllen in demſelben Semeſter zum Gratifikationsfonds 
verrechnet worden if. Rthlr. Sgr. p 
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5) Als Gratififation für denfelben werden in Vorfchlag gebracht. Nthlr. 
6) Bemerfungen in Bezug auf größere oder geringere Verdienfllichkeit 
oder fonjtige Würdigfeit des Beamten. 


% 


| 58. 
Cirkular-Reſkript des Königl: Finanzminifferiums an 
fämmeliche Königl. Provinzial: Steuerdireftoren, das 
Berfahren bei Ummandlung der für Zoll und Steuers 
vergehen feftgefegten Geldbußen in Gefängnißftrafen 
Fr betreffend. 


Nah erklärtem Einverfiändniffe der Herren Zuftizminifter 

v. Kamp und Mühler Epcellenzen, wird, unter Aufhebung 

der früher entgegenfichenden Anweiſungen, hierdurch beftimmt, 

: daß künftig in allen Unterfuchungen wegen Übertretung ber 
Geſetze über indirefte Steuern, in welden e8 auf Umwand— 
lung unbeitreibliher Geldbußen in Gefängnißftrafen anfomnıt, 
ohne Unterfchied, ob die Strafe von einem Hauptamt, von 
der Provinzial: Steuerbehörde, oder von dem Finanzminifte: 
rium ‚fefigefeßt it, die Ummwandiyungs: Anträge unmittelbar ' 
von den Haupfämtern ‚bei, den betreffenden Gerichten, und 
ohne daß es zu dieſem Behufe einer Genehmigung der Pro: 
vinzial: Steuerbehörde, oder Einreichung der Akten bei der: 
felben bedarf, zu machen find. 

Ew. ꝛc. beauftrage ich, die Hauptämter hiernach zu infteniren, und 
werden die Gerichte von den Herren Zuftizminiftern hiernach gleiche 
falls mit entfprechender Anweifung verfeher werden. | 
Berlin, den 27. Zuli 1838. 
Der Finanzminifter. 
v. Alvensleben. 


59. 
Reſkript der Könige. Minifterien an die Königl. Re 
gierung zu Magdeburg, die Heranziehung der Witthums⸗ 
Örundftüfe von Pfarren und Schulen zur Grund» 
feuer. betreffend. 


Die unterzeichneten Minifterien eröffnen der Königl. Regie: 
rung auf den Bericht vom 25. April d. 3. und in DBerfolg der 
Berfügung. des Herrn GeneralsDireftors der Steuern vom 28. 
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Februar d. J., daß der Zeitpunft, von welchem an Witthums—⸗ 
Grundftüde zur Grundfteuer heranzuziehen find, davon abhängig 
ift, ob die beim Nicht: Borhandenfein einer zum Genuffe berechtig⸗ 
ten Wittwe ‘von dem Inhaber einer Pfarr: oder Schullehrer-Stelle 
mitbenußten Witthums: Grundfiüde nach deffen Ableben an die 
hinterlaffene Wittwe fofort zum ausfchließlihen Genuſſe überges 
hen, oder deren Ertrag zu den Einfünften des Gnadenjahres ge: 
rechnet wird, und erft nad Ablauf defisiben an die Wittwe zum 
ausfchließlihen Genuſſe gelangt. Hierüber wird überall die ört— 
lihe Obfervanz entfcheiden müffen, auf welche das Allgemeine Lands 
recht bei Berührung der Nechtsverhältniffe des Gnadenjahres durch: 
weg Bezug nimmt. 

Wenn in einem gegebenen Falle der Ertrag der Witthums⸗ 
Güter zu dem Einkommen des Gnadenjahres gehört, fo ift, da 
während des Gnadenjahres das Amtseinfommen unverändert bleibt, 
der Ertrag der Witthumsgüter, die der verfiorbene Pfarrer , 
oder Schullehrer benußt hat, gleich dem Ertrage der eigentlichen 
Pfarrs oder Schul: Dotationsgüter, wie zur Zeit, als der 
verfiorbene Nutznießer no lebte, von der Grundfieuer frei zu 
laſſen. | 
Wenn dagegen in einem vorliegenden Falle der Ertrag der 
Witthumsgüter zu dem Einfommen des Gnadenjahres nicht gehört, 
fondern fofort an die Wittwe des verfiorbenen Pfarrers oder Schul: 
Iehrers zum ausfchließlichen Genuß gelangt, fo ift Fein Grund 
vorhanden, die im Befige der Wittwe nicht ſteuerfreien Witthumse 
güter von Entrichtung der Grundfieuer zu entbinden, fie find dann 
vielmehr von dem nächſten Monate nad) dem Ableben des Nußs 
nießers zur Grundfteuer anzuziehen. 

Berlin, den 31. Zuli 1838. 
Minifterium der Geiſtlichen, Unterrichts: Finanzminifterium. 

und Medizinal:Angelegenheiten, v. Alvensleben. 

v. Altenflein. » 


4 


60. 
GirfularsReffripe des Koͤnigl. Finanzminifteriums an 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, die Klaffenfteuer der 
unterften Stufe nach vollendetem 60ften und refp. 16ten 
Lebensjahre betreffend. 





i Zur Erledigung der von mehreren Seiten darüber erhobenen 

weifel: | 
von welchem Zeitpunfte-an die Klaffenfteuerpflichtigen der uns 
terften 
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terſten Steuerfiufe, welche im Laufe. des Jahres das 60ſte 
Lebensjahr vollenden, von der Klaffenfteuer zu befreien, und 
dagegen diejenigen, welche im Laufe des Jahres ihr 16tes 
Lebensjahr zurücklegen, zu befteuern find, ' s 
wird in Folge der Eirfular: Verfügungen vom 5. Mai 1827. 
(Annal. ©. 374.) und 29. Funi 1828. (Anl. a.) hierdurch bes 
flimmt, daß die, wegen Bollendung des 6Often Lebensjahres ge: 
ſetzlich von der Klaffenfteuer zu befreienden Perfonen von dem, auf - 
den Eintritt im das 6lfie Lebensjahr zumächft folgenden Monate 
an, don der Steuer frei zu lafien, und die, wegen Zurüdlegung 
des 16ten Lebensjahres zu befieuernden Perfonen, von dem näch— 
fien, auf den Eintritt in das 17te Lebensjahr folgenden Monate-. 
an, zue Steuer heranzuziehen find. | 

Die Königl. Regierung hat hiernad die betreffenden Behör, 
ben mit Anweifung, Behufs der Anfertigung und Prüfung der 
Zus und Abgangs:Piften, zu verfehen. 

Berlin, den 15. Auguft 1838. 

Der Finanzminifter. 
v. Alvensleben. 





a. | 

In Bezug auf die in der Gef: Sammlung abgedruckte Allerboͤchſte 
Kabinetz⸗Ordre vom 18. d. M., wonach die Klaffenfteuerpflichtigfeit 
flatt wie bisher, mit dem vollendeten 14ten Fahre, vom 1. Janr. 1829. 
ab erfi mit dem vollendeten 16ten Lebensjahre anfangen foll, wird die 
er — angemiefen, darnadı bei der Veranlagung pro 1829. 

vertapren. ; z 
® Die Königl. Regierung wird den Veranlagsbehörden bei der Rols 
len-Anfertigung pro 1829, zur befondern Pflicht machen, genau zu fons 
troliren, daß fein Einzelnfteuernder, der das 16te Lebensjahr zuruͤckgelegt 
bat, bei der Anfertigung der Rollen und der Ab⸗ und Zugangsliften 


angen werde. A 
fin, den 29. Juni 188. 
Finanzwminiſterium. 
v. Motz. 


An ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, 


61. 


Reſkript des Koͤnigl. General⸗Direktors der Steuern an 

die Koͤnigl. Regierung zu Marienwerder, die Gewerbe— 

ſteuer vom Waarenankauf im Umherziehen und vom 
Aufſuchen von Waarenbeſtellungen betreffend. 


Auf den Bericht vom 27. Juni d. J. womit die detaillirte 
Nachweiſung der im Jahre 1837. zum Waarenankauf im Umher⸗ 
einnalen. Heft II. 1838. Qq 
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ziehen und zum Yuffuchen von Waarenbeſtellungen ertheilten ſteuer⸗ 
freien Gewerbeſcheine eingereicht worden, wird der Königl. Regie 
rung empfohlen, firenge darauf zu halten, daß den- in der Klaſſe 
A. befteuerten Perfonen feuerfreie Gewerbefcheine zum Waarens 
Auffauf und zum Suchen von Beftellungen nur auf folhe Waa⸗ 
ren ertheilt werden, welche Gegenftände ihres fiehenden Handels 
find. Das fiehende Gewerbe muß als das Hauptgeichäft, das im 
Umberziehen zu betreibende aber nur als das zum Zwecke des fies 
henden Gewerbes unternommene Nebengefhäft erfheinen. Bei 
Abmeffung der in der Klaffe Ar zu entrichtenden Gewerbefteuer 
nach dem Umfange des Geſchäfts, muß das gedachte Nebengefchäft 
mit in Anfchlag gebracht werden, und die Veranlagung eines in 
der Klaffe A. fteuerpflichtigen, mit einem Freigemerbefchein verfes 
henen SHandeltreibenden zu einem geringern Steuerſatze, als dem von 
42 Rtble., wird ſich nur unter ganz befonderen Umſtänden rechts 
fertigen, zumal die Steuer blos für den Gewerbeſchein der bezeich- 
neten Art für alle nicht in dee Klaffe A. fteuernden Perfonen 
ſchon 12 Rthlr. beträgt. t 
Berlin, den 20. Zuli 1838. | 
Der: General: Direktor der Steuern. 
Kuhlmeyer. 





62. 
Cirkular-Reſkript des Koͤnigl. Juſtizminiſteriums an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Obergerichte, die Stempel⸗Vertre⸗ 
tungen und die Stempel-Anwendung bei Bau-Entre— 
ptifesKontraften betreffend. 





Zur Befeitigung entftandener Zweifel: 

4) über die den Behörden obliegende Vertretung für Stempel, 
welche zu den mit Privatperfonen abgefchloffenen Verträgen 
zu verwenden find; 

2) über die den Kafjen:Rendanten obliegende Vertretung in Be: 
treff der Quittungsftempel für Zahlungen aus öffentlichen 
Kaffen, und 

3) über die Stempelpflichtigkeit der mit Baus Entreprifen ber- 
bundenen Lieferungen, 

find von dem Herrn Finanzminifter, im Ginverftändniffe mit der 
Königl. Ober-Rechnungskammer, folgende Grundfäge aufgeftellt 
worden: 

1) Behörden, melde mit Privatperfonen Verträge abichliefen, 
und einzelne Beamte, welche dies im Auftrage einer Behörde 
thun, haben darauf zu halten, daß, der tarifmäßige Stempel 


nach $. 12. des Stempelgefeßes binnen 14 Tagen von Zeit 


2) 


3) 
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des BDertragss Abfchluffes, welcher mit der von Seiten der 
Behörde ertheilten. oder bei dem beauftragten Beamten -eins 
gegangenen Genehmigung der beauftragenden Behörde als 
erfolgt angefehen wird, zu dem Dertrage beigebracht‘ werde. 
Wird nad Ablauf diefer Frift ein mit dem tarifmäßigen 
Stempel nicht verfehener Vertrag in den Händen einer Pris 
vatpartei gefunden, fo haften die Beamten nach $. 22. des 
Stempelgefeges für! den fehlenden Stempel, und die Stem: | 
pelftrafe nad) Maßgabe der Beftimmung der sub Nr. 2. der 
Allerhöchften Kabinets:Ordre vom 28. Oktober 1836., außer. 
dem kann die Privatpartei als Mitfontrahentinn twegen des 
Stempels und der ordentlichen Stempelſtrafe in Anfpruch 
genommen werden 

Die Nendanten öffentlicher Kaffen find verpflichtet, darauf zu 
fehen, daß die Quittungen über die von ihnen geleifteten Zah: 
lunger mit dem tarifmäßigen Stempel verfehen find, widrie 
genfalls fie fich der Gefahr ausfegen, als Produzenten, wel: 
che die Duittungen zur Rechtfertigung der, Nechnungen vors 
zulegen haben, nadj $. 22. des Stempelgefeßes vom 7. März 
1822. wegen des Stempels und der Stempelfirafe, vorbes 
haftlich des Negreffes gegen den Ausſteller der Quittung, in 
Anſpruch genommen zu werden, 

Zu den mit Bau-Entreprife:Berträgen verbundenen Lieferun⸗ 
gen iſt neben dem tarifmäßigen Stempel zum Entreprifes 
Bertrage der Stempel zu ein Drittheil Prozent. vom Werthe 
der zu liefernden Materialieri erforderlich. Es kommen je 
doch in der Negel nur Steine, Kalf und Holz zur Berech— 
nung, andere Materialien, als Eifen, Kupfer, Zinn, nur dann, 
wenn Gegenflände von größerem Belange aus dergleichen 
Material zu liefern find. 


Der Juſtizminiſter bringt biefe Grundfäge zur Kenntniß der 


Gerichte, um bdiefelben bei den in der Juſtizverwaltung vorfoms 
menden Gefhäften vorgedachter Art und den von den Stempel: 
Fisfälen aufzuftellenden Erinnerungen zu beachten, insbefondere aber 
zu 2 die Rendanten anzumweifen, bei zu leiftenden Zahlungen 
den Betrag des zur Quittung fehlenden Stempels bei der Zahlung 
zurüd;ubalten und zur Anſchaffung des Quittungsfiempels fofort 
zu verwenden. ' 


Berlin, den "22. Zuli 1838, 
Für den Juſtizminiſter. 
Vermöge Allerhöhften Auftrages. 
v. Goßler. 
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63. 


Cirkular⸗ Verfügung der Königl. Regierung zu Achen, 
bie Stempel-Anwendung zu Fizitationg» Verhandlungen 
betreffend. 


Nah einer Mittheilung der Könige. Hohen Ober: Rechnungs: 
fammer ift im Einverftändniß mit derfelben von dem Heren Ges 
neral:Direftor der Steuern der Grundſatz ausgeſprochen, daß, wenn 
in einer Lizitations-Verhandlung ein und derſelbe Lizitant mehrere 
zur Lizitation gebrachte Gegenſtände zu Kauf, Pachtung oder 
Lieferung erſteht, der Stempel zu dieſer Verhandlung (wenn 
nämlich kein beſonderer Kontrakt ausgefertigt wird, und derſelbe 
alſo den Vertrag bildet) nach dem Geſammt— Werthe der fols 
chergeftalt erfiandenen Gegenftände zu berechnen fei, da fie fämmt- 
lich den Gegenftand des mit diefem Lizitanten abgefehloffenen Ders 
trags ausmachen. 

Wenn alfo beifpielsweife A. den Zufchlag .der einen Parzele 
für 40 Rthlr., B. den der andern für 60 Rthlr.,, C. den der 
dritten, vierten und fünften refp. für 10, 20 und 50 Rthlr. ers 
halten hat, fo wird von A. gar fein Stempel, von B. der Stem⸗ 
pel von 60 Rthlr. und von ©. der Stempel von 80 Rthlr. ent: 
richtet. In fofern auf den Grund des Lizitations-Protokolls bes 
fondere Kontrafte ausgefertigt worden, geht die gedachte Stempel: 
befteuerung auf diefe über, und wird dann für die Verträge mit 
den einzelnen Lizitanten in derfelben Art beurtheilt und fefigeftellt, 
als dies vorfichend für die Lizitations · Verhandlungen bemerkt wor⸗ 
den iſt. 

Wir weiſen Sie hierdurch an, ſi nach dieſen Beſtimmun⸗ 
gen bei Löſung des Stempelpapiers zu den Lizitations-Verhand—⸗ 
lungen ꝛc. zu achten. 

Achen, den 22. Mai 1838. 


Königl. Regierung, Abtheilung für. die Verwaltung der Steuern, 
Domainen und Forften. 
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i GG. 
Poft + Verwaltung. 
64. 


‚Auszug aus dem General-⸗-Cirkulare des Koͤnigl. Gene⸗ 
al» Poftamts, an fänmtliche Poftanftalten, verfchiedene 
Poſtvorſchriften und Anordnungen betreffend. 





Portofreiheit des Vereins zur Beförderung der Landwirthſchaft zu 8 
nigsberg, in Pr 

1. Dem BDerein zur Befürdesung der Landwirthfchaft zu 
Königsberg, in Pr. ift für die von demfelben abgehende oder an 
denfelben eingehende Korrefpondenz in feinen allgemeinen Angeles 
genheiten, fomwie für die von demfelben zu verfendenden gedrudten _ 
Berhandlungen, widerruflich und unter der Bedingung die Porto: 
freiheit bewilligt worden, daß die Verſendung offen oder unter 
Kreuzband gefchehe, und die Adreffen mit der Bezeichnung verfes 
ben werden: 

„Angelegenheiten des landwirthſchaftlichen Vereins zu Kö⸗ 

nigsberg, in Preußen.” 

Legitimationsſcheine zu MWaarenfendungen im Graͤnzbezirke find nicht 
mehr nöthig. 

5. Die unterm 12. November 1821. erlaffene, in den Eir« 
kular· Verfügungen vom 15. September und 27. November 1825., 
und neuerdings im $. 5. des General» Eirfulars vom 3. Mai c. - 
erneuerte Anordnung wegen. Regitimationsfcheine zu Waarenverfens 
dungen im Gränzbezirke ift, foviel den Waarentransport 
durch die Poften anbelangt, durch die immitteljt publizirte, in 
Nr. 5. der Geſetz⸗Sammlung von diefem Zähre aufgenommene 
Zoll: Drdnung vom 23. Januar c, aufgehoben worden. Danach 
bedarf es dieſer Legitimatioh bei Verfendungen durch die Poft in 
der Negel nidt. Die Poftanftalten im Gränzbezirfe dürfen 
jedoch, wenn es für nöthig geachtet nnd von den Steuerbehörden 
ihnen befannt gemacht wird, entweder allgemein, oder von gewiſ— 
fen, ihnen bezeichneten Perfonen, Päckereien zur Beförderung land» 
einwärts nur gegen eine für jeden einzelnen Fall zu ertheilende 
ſchriftliche Erlaubnis des Zollamts annehmen. Diefer Erlaubnißs 
fchein ift der betreffenden Pafetadrefe bis zum Beftimmungsorte 
beizufügen, und daß es gefchehen, in Karten und Frachtzetteln zw 
kemerfen. Am Beſtimmungsorte iſt der Erlaubnißſchein der Steuer⸗ 
behörde abzugeben. Die im Gränzbezirke gelegenen Poſtanſtalten 
haben ſich hiernach genau zu achten. 
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Poſt⸗ und Lohnfuhr:Kontraventionen betreffend. 

6. Nach den beftehenden Gefegen tritt bei wiederholten Poſt⸗ 
und Lohnfuhr: Kontraventionen eine Verſchärfung der Strafe ein. 
Mit Bezug hierauf werden die Poftämter angewiefen, von. jeßt 
an bei vorfommenden Kontraventionen in dem erfien, mit dem 
Denunziaten aufzunehmenden Protofolle zu beimerfen, ob derfelbe 
ſchon früher ſich einer gleichen Kontravention ſchuldig gemadyt hat 
oder nicht. Im erftern Falle ift in dem Begleitungsberichte auf 
den früheren dieferhalb erftatteten Bericht Bezug zu nehmen. Auch 
wird den Poftämtern zur Pflicht gemacht, in den erfien Verneh— 
mungs:Protofollen die Bor: und Zunamen der Denunziaten je⸗ 
derzeit deutlich anzugeben. 

Berlin, den 18. Juli 1838. 

Der General: Poftmeifter. 
v. Nagler. 


65. 


Cirkulare des Koͤnigl. General: -Poftamts an färnmtliche 
Poftanftalten, die Portofreiheit für die Koͤnigl. Strafe 
Urbeits-Anftalten betreffend. 





Zur Befeitigung der Zweifel über den Umfang der Portos 
freiheit für Königl. Straf: Arbeits: Anftalten, die wegen des Ab: 
faes ihrer Fabrikate faufmännifche Geſchäfte treiben, wird (in 
Übereinkunft mit dem Königl. Minifterio des Innern) Folgendes 
fefigefegt: 

a. portofrei find: 

4) die rein amtlichen Korrefpondenz:, Geld» und Paketſen⸗ 
dungen zwifchen den Anftalten und anderen Behörden, fo 
weit nach den beftehenden Borfchriften und Grundfägen den 
‚Berwaltungsbehörden im Allgemeinen bie Portofreiheit in 
dienftlichen Angelegenheiten zufieht; 

2) die für einige folder Anftalten eingehenden Berreichungsgels 
der von verfauften Grundftüden ; 

- 3) die eben fo etwa eingehenden firirten Beitragsgelder und 

.4) die DBerdienfigelder, welche den aus den Strafanftalten ente 
laffenen Züchtlingen an die Orts: Obrigfeiten nachgefendet 

werden. 

Alle: diefe Gegenftände müffen, Behufs der Portofreiheit, mit öfs 
fentlihem Siegel verfchloffen und mit einer dem Inhalte entipres 
chenden. Rubrif, 3. B. Herrſchaftliche Polizei:, Herrfchaftlihe Kors 
rektionshaus⸗Verwaltungs⸗ ac. Sache, Herrfchoftlihe Verreichungs⸗ 
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gelder, Derdienfigelder für entlaffene. Züchtlinge ꝛc., bezeichnet 


werden, ' 
b. portopflichtig find 
alle Korrefpondenz:, Gelds und Pafet:Sendungen ber gedach⸗ 
ten Snftitute, in Bezug auf deren faufmännifchen Betrieb, 
ohne Unterfchied, ob die Verfendungen zwifchen den Arbeits: 
ꝛc. Anftalten und Privatperfonen, -oder zwifchen denfelben und 
andern Behörden fiattfinden, die wegen der Anfchaffung von 

Fabrifaten mit den Anftalten in Verbindung treten. 

Das für die vorbemerfte portopflichtige Korrefpondenz den 
Anftalten etwa zur Laft fallende Porto, foll terminlih, auf Grund 
von poftamtlihen Franfo:-Atteften und der Original: Adreffen, ges 
gen fpezielle Nachweiſung, aus der Poſtkaſſe erftattet werden, fo 
weit durch amtliche Attefie der betreffenden Korreftiong : Anftalten 
dargethan wird, daß felbiges wirklich nur im ausſchließlichen In— 
tereſſe der Arbeits: 20 Häufer erwachſen ift und von andern Ber 
hörden oder Perfonen nicht hat eingezogen werden Fünnen. 

Berlin, den 10. September 1838. 
Der General:Poftmeifter. 
v, Nagler. 


WW. 

Gutsherrliche md bauerliche Regulirungen, Ges 
meinheitötheilungen, Ablöfungen, Landbau und 

Viehzucht. u 

BE 66. e 
Reffript der Koͤnigl. Minifterien an den Königl. Regies 
rungs-Präfidenten zu Öumbinnen, die Bearbeitung der 
guesherrlich: bäuerlichen Regulirungen, Gemeinheitsthei⸗ 


Iungen und Dienftablöfungen bei der dortigen Königl. 
Regierung betreffend. | 





Euer Hochw. fertigen wir hierbei eine beglaubigte Abfchrift 
der Allerhöchſten Kabinets:©rdre vom 16. d. M. (Anl. a.), wo: 
durch. Se. Majeftät der. König zu genehmigen geruht haben, daß 
die bisher. für die Bearbeitung der gutsherrlich: bäuerlichen Regu— 
lirungen, Semeinheitstheilungen und “Dienftablöfungen bei der dor: 
sigen Königl. Regierung beftandene, abgefonderte zweite Abthei— 
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lung des Innern aufgehoben und die Bearbeitung diefer Gefchäfte 
der. bisherigen erften  Abtheilung des Innern übertragen werde, 
mit der DBeranlaffung zu, diefelbe durch das Amtsblatt zur öffent« 
lichen Kenntniß zu bringen, und das Weitere hinfichtlich der Auss 
führung anzuordnen. 





Berlin, den 6. September 1838. 4 
' Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifter. 
v. Rochow. abweſend. 
a. 


Auf Ihren Bericht vom 31. v. M. genehmige Ich nach Ihrem 
Untrage, daß die bisber für die Bearbeitung der gutöherrlich.bäuerlichen 
Regulirungen, Gemeinheitstheilungen und Dienftablöfungen bei der Res 

ierung zu Gumbinnen beflandene abgefonderte zweite Abtheilung des 
nme aufgeboben und die Bearbeitung diefer Gefchäfte der bisherigen 
erflen eng des Innern in derfelben Art, wie folches in der Vers 
ordnung vom 30. Juni 1834. hinfichtlih der Regierung zu Danzig ans 
geordnet worden, dibertragen, einftweilen jedoch das bisherige etatsmaͤ⸗ 
ige Perfonal beibehalten werde. ch beauftrage Sie, dem Staatsmis 
nifterium Meine Ordre mitzutbeilen und diefelbe durch das Amtsblatt 
der ig: zu Gumbinnen zur öffentlichen Kenntnig zu bringen. . 

Berlin, den 16. Augufi 1838, 


8.— Friedrich Wilhelm. 


en 
die Staatsminifter v. Rodomw und 
” Graf v, Alvensleben. 


67. 


CirfularsReffripe des. Könige. Minifteriums des Innern 

und der Polizei, an fämmtliche Königl. General⸗Kom⸗ 

miffiönen, ſowie an die Königl. Regierungen ber Pros 

vinz Preußen, die Diäten für die häusliche Mehrarbeit 
der firirten Kommiſſarien betreffend. 





Der Königl. General: Kommiffion wird auf die Anfrage in 
den Berichte vom 22. Mai d. 3. zu erkennen gegeben, daß das 
von hr bisher beobachtete Verfahren, _ 

nach welchem die häusliche Mehrarbeit Shrer firirten Kome 

miffarien nach dem im Neffripte vom 24. Zuni 1837. (Ans 

nal. S. 374.) genehmigten höheren Diätenfage zu vergüten 
ift, wenn auch die erfien fieben Stunden des betreffenden 

Kolendertages zu einer auswärtigen Arbeit verwendet find, 
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* richtige. iſt, und Sie danach in Zufunft zu verfahren 
af. Sn, x 


Berlin, den 23. Juli 1838, | 
Minifterium des a Abtheilung. 
ethe _ | | 


An 
die Königl. General-Kommiffion in Soldin und 
Abfchrift — Nachricht an fämmtlihe übrige 
nen enerals Kommiffionen, ſowie an die 
Königl. Regierungen der Provinz Preußen. 


| 68. | 
Cirkular⸗Reſkript des Könige. Minifteriums des Innern 
und der Polizei, an fämmtliche Königl. General⸗Kom⸗ 
miffionen, fowie an die Königl. Regierungen der Pros 
vinz Preußen, die Diäten und Reifefoften der als Spes 
jial-Rommiffarien fungirenden Affefforen betreffend. 


Der Königl. Generals Kommiffion wird auf die Anfrage in 
x dem Berichte vom 29. April d. 3., 

voegen der dem Regierungs : Affeffor N. als Spezial⸗Kommiſ— 

farius zuftehenden Reiſekoſten und temporairen Diäten, 
zu erfennen gegeben, daß wenn auch die zeitige Beichäftigung des 
c. N. als She Spezial:Kommiffarius in feinen fonftigen Berhälts 
niffen als Affeffor nichts ändert, derfelbe in diefer Hinficht viel: 
mehr ganz nach den in dem Reſkripte vom 12. April 1836. (An: 
nal. 1837. ©. 65.) ausgefprodhenen Grundfägen behandelt wer: 
den muß, dennoch die unterm 20. März d. 3. für die unmittels 
bar beim Kollegio befchäftigten und nur ausnahmsmweife mit Bes 
arbeitung einzelner Sachen beauftragten Beamten gegebenen Vor: . 
fcheiften auf ihn ‚Feine Anwendung finden, Vielmehr muß der 
ꝛc. N., was die Liquidation der Reifefoften und temporairen Diäs 
ten anlangt, völlig fo wie andere mit firirten Diäten angeftellte 
Kommiffarien behandelt werden, und daher wegen der erfteren ſich 
nach ’$.-6. der Inſtruktion vom 16. Juni 1836. mit dem, im > 
5. 1. sub Nr. 2. des Regulativs vom 25. April 1836. beftimms 
ten Sag genügen, binfichtlich Teßterer (der temporairen Diäten) 
aber diejenigen Abzüge erleiden, refp. Zulagen befommen, welche durch 
Die Reffripte dv, 24. März und 24. Juni v. 3. *) beſtimmt find. 

Berlin, den 16. Juli 1838, ; 

Minifterium des ———— Abtheilung. 
ethe. 


An _ 
die Königl. General-Kommiffion in Pofen. 
-*) Annal. Jahrg. 1837. ©. 67. u. 374. 


— 
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| Abfchrift vorflehender Derfügung, als Ergänzung des Eirfus 
lar⸗Reſkripts vom 20. März d 
wegen der den Mitgliedern. und Affefforen der General· Kom⸗ 
miſſionen und landwirthſchaftlichen Abtheilungen der Preußi— 
ſchen Regierungen für ihre kommiſſariſchen Geſchäfte zu be— 
willigenden Diäten und Reiſekoſten, 
zur Nachricht an ſämmtliche übrige Königl. General: Kommiſſi ionen, 
ſowie an die Königl. Regierungen der Provinz Preußen. 
Berlin, den 16. Juli 1838. 
Minifterium des Innern, landwirthſchaftliche Abtheilung. 
Bethe. 
) im iften Hefte, ©, 72. 


| | 169. 
Cirkular⸗-Reſkript des Königl. Minifteriums des In⸗ 
nern und ber Polizei, an fümmeliche Königl. Geueral⸗ 
Kommiffionen, ſowie an bie König. Regierungen der 
rovinz Preußen, daß fernerhin den Referendarien und 
fonomie- Rommiffiong: Gehülfen während ihrer Aus» 
bildung Feine Diäten bewilligt werden fünnen. 





In der Eirfular-Berfügung vom 11. April 1836., (Annal. 
©. 93. u. 94.) wegen der Ausbildung und Prüfung der Okono⸗ 
mie-Kommiſſarien, iſt unter Anderen beſtimmt: 

daß die bisher ſchon üblichen Diäten, welche den in den Bü— 

reau's der General: Kommiffionen und landwirthſchaftlichen 

Abtheilungen der Preußiſchen Negierungen befchäftigten Refe— 

rendarien in dem Safe von Einem Thaler zu flatten gefoms 

men find, fernerhin allen Gehülfen (nämlich den. Ofonomies 

Kommiffions: : Sehülfen) während ihrer Befchäftigung bei den 

General: Kommiffionen, refp. Regierungen ($. 7. Nr.3. und 

$. 10. der Fnfteuftion vom oben gedachten Tage) zu Theil 

werden follen. 

Diefe Beflimmung wird? — da die Fonds des Minifterii die fer 
nere Bewilligung von Diäten für die fehr bedeutende Zahl folcher 
Sehülfen nicht geftatten — hierdurch wieder aufgehoben, und müfs 
fen demnach in Zufunft, ſowohl die Neferendarien, als die Dfonos 
mie⸗Kommiſſions Gehülfen, fih, während der lediglich zu ihrer Auss 
bildung beftimmten Befchäftigung, bei dem Kollegio aus eigenen 
Mitteln unterhalten. 

| Der Königl. General-Kommiffion wird dies zur Nachachtung 
bekannt gemacht, mit dem Bemerfen, daß denjenigen Okonomie⸗ 
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Kommiffions:Gehülfen, welden bereits auf Grund der Cirkulars 
Berfügung vom 11. April 1836. Diäten bewilligt find, folche bis 
dahin, dag Ein Jahr nad) ihrem Eintritt bei Ihr abgelaufen ift, 
verbleiben können. | 
Berlin, den 24. September 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
d. Rohom. 


70. 


Cirkular⸗Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern 
und der Polizei an fämmtliche. Königl. General⸗-Kom⸗ 
miſſionen, fowie an die Königl. Regierungen ber Pro: 
vinz Preußen, bie Liquidationen ber Feldmeſſer 
betreffend. | 


— — 5] 


Es ſind bei einigen Behörden Zweifel darüber entſtanden: 

ob die im $. 5. der Inſtruktion vom 16. Juni 1836., mes 

gen des Koftenwefens, enthaltenen Vorfchriften, auch auf die 

Liquidationen der Feldmeffer Anwendung finden. 
Zur Befeitigung diefer Zweifel wird der Königl. General: Kom: 
mifjion hierdurch zu erkennen gegeben, daß jene Borfchriften als _ 
lerdings auch auf die Liquidationen der Feldmeſſer, — foweit leßs 
tere nämlich durch Diäten remunerirt werden — Anwendung fins 
den, da folhe nichts Anderes als die Feftftellung ungewiffer Diä— 
tenfäße beziweden, und weder in dem Negulativ vom 25. April 
1836. felbft, noch in der Snftruftion wegen deren Ausführung, 
eine die Anwendung jener Vorſchrift ausichließende Beftimmung 
getroffen ift. | 

Rekahne, den 12. Zuli 1838... Ä 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


74. 
Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. General: Kommiffion zu N. 
die Diären für die. Protofollführer und fonftigen Ges 
bülfen der Spezial: Rommiffarien betreffen. 





Der Könige. General» Kommiffion wird auf den Bericht vom 


_ 


r 
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12. Zuni d. 3. zu erkennen gegeben, daß bie von Ihr getroffene 
Anordnung wegen der von den Spezial: Kommiffarien für die 
Fleinen häuslichen Arbeiten zu liquidirenden Diäten überall nicht 
gebilligt werden fann, und daher fofort abzuftellen if. Das Res 
gulativ vom 25. April 1836. und die Inſtruktion vom 16. Zuni 
ej. an. enthält nichts, wodurch es gerechtfertigt würde, Arbeiten, 
die die-Protofollführer oder fonftigen Gehülfen eines Spezials 
Kommiffarius bewirft haben, als von Letzterem felbft vorgenommen 
zu betrachten und den Parteien dafür Diäten nach dem Gate 
von 3 Rthlr. anzurechnen; vielmehr können für dergleichen Arbei: 
ten in Gemäßheit der Bellimmungen des Neguiativs $.1. Nr. 3. 
und $. 10. nie mehr als 20 Ser. tägliche Diäten paffiren. 

Daß die Kaffe der Königl. General: Kommiffion bei der ges 
troffenen Einrichtung die fonft ganz wegfallenden Zufaß Diäten 
gewinnt, kann nichts Ändern, fondern ift um fo-irrelevanter, als 
dem Regulativ und der Inftruftion die Abfiht zum Grunde ger 
legen hat, den Intereſſenten hinfihtlich der Koften Erleichterung 
zu verfchaffen, nicht aber, wie e8 von Seiten der Königl. Gene: 
ral: Kommiffion gefcheben, die zu zahlenden Koften zu vermehren. 

Übrigens kann zwar den Kommiflarien nicht unterfagt wers 
den, die Erpeditionss und anderen ©efchäfte, welche ganz füge 
lich durch einen Protofollführer bewirkt werden fünnen, ſelbſt vor: 
zunehmen und in diefem Falle für ſich Diäten zu liquidiren; die 
Königl. General: Kommiffion aber hat dafür zu forgen, daß hieraus 
für die Intereffenten Fein Nachtheil erwächſt, vielmehr in folchen 
Fällen von der Ihr nah $. 12. der Inftruftion zuftehenden Be— 
fugniß Gebraud; zu machen und die Diäten, ohne NRüdficht auf 
die wirflich verwandte Zeit, fomweit zu ermäßigen, daß die Inte: 
reffenten nicht mehr zu zahlen haben, ale der Fall geweſen fein 
würde, wenn dem Protofollführer die Gefchäfte wären übertragen 


‚worden. Soweit die nach der Anordnung der Königl. Generak 


Kommiffion eingereichten Liquidationen bereits feftgefet find, mag 
e8 zwar dabei fein Bewenden behalten ; bei allen noch nicht fefts 
gefeten Liquidationen aber iſt nach obiger Beftimmung zu vers 
fahren und namentlih für die nicht von den Spezial: Kommiffas 
rien felbft verrichteten Arbeiten feine weitere Vergütung, als nach 
dem Sage von 20 Sgr. für fiebenflündige Beſchäftigung eineg 
Nrotofollführers feftzufegen. 
Berlin, den 6. Auguft 1838. 


Minifterium des Bin —— Abtheilung. 
ethe. 
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12. | 
Girfular-Reffripe des Könige. Minifteriums des Innern 
und der Polizei, an fämmtliche König. General-Kom⸗ 
miffionen, fowie an die Königl. Regierungen der Pros 
vinz Preußen, wegen ausnahmsweiſer Geftattung von . 
Urtels- Publifations s Terminen in deren Angelegenheiten. 





Da nach der Verordnung wegen Einführung eines gleichmäs 
ßigens Verfahrens bei der Inſinuation richterlicher Erfenntniffe 
und bei Cinlegung der Rechtsmittel, vom 5. Mai d. 3. der Lauf 
der geſetzlichen Friften zur Einlegung der zuläffigen Rechtsmittel 
erft mit der Inſinuation der Erkenntniffe, Reſolutionen und Bes 
fheide beginnt, und die bei Yublifation und Zufertigung derfelben 
bisher vorgefchriebene Belehrung der Parteien über die. ihnen zus 
fHändigen Rechtsmittel aufgehoben worden, fo ift allerdings, wie 
der Königl. General: Rommiffion auf den Bericht vom 12. d. M. 
eröffnet wird, die Anberaumung befonderer Termine zur Publis 
fation der Erfenntniffe, Refolutionen und Befcheide auh in Ge 
- meinheitstheilungss, NRegulirungss und Ablöfungsfachen, im Alls” 
gemeinen als überflüffig zu betrachten, und deswegen zu unterlaffen. 
Da jedoch bei den gedachten Angelegenheiten, namentlich bei Plans 
fireitigfeiten, die Entfcheidungen nicht felten fehr komplizirt und 
ohne Zuhülfenahme der Akten, Eharten ꝛc. ſchwer verſtändlich find, 
und in Fällen diefer Art, die Publifation durch den Kommiffarius 
in fofern von wefentlichem Nugen fein fann, ald den Intereſſen⸗ 
ten dabei die erforderliche nähere Belehrung über den Inhalt des 
Urtels ertheilt wird, fo finde ich nichts_dagegen zu erinnern, daß 
in ſolchen Fällen von der Königl. General: Kommiffion ‚die. Anbes 
raumung eines befonderen Publifations: Termins ausnahms: 
weife angeordnet wird, wobei fich indeß von felbft verficht, daß 
deffenungeachtet die Inſinuation der mündlich) durch den Kommifs 
farius publizieten Entfcheidung auf die vorgefchriebene Weiſe ers 
folgen muß. N 

Die Königl. General: Kommiffion hat die von Ihr befchäf: 
tigten Spezials Kommiffatien hiernach mit Anmeifung zu verfehen, 
und denfelben nur dann die durch Anberaumung von Publifationg: 
Terminen entftandenen Koften pafliren zu laffen, wenn foldhe von 
Ihr ausdrüdlic angeordnet worden. 

Berlin, den 3. September 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
An vd. Rochow. 
die Königl. General —— in Stendal und 
Abſchrift zur Nachricht und Nachachtung an ſaͤmmt⸗ 
liche übrige Koͤnigl. General⸗Kommiſſionen, ſowie an 
die —8 —— der Provinz Preußen. 


x 
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„73. | 
Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an die Königl. General-Kommiſſionen zu Bress 
lau und Soldin, die Verwendung von Abloͤſungs⸗Ka⸗ 
pitalien durch Auszahlung von Lehnfchulden betreffend. 


Der Königl. General: Kommiffion wird die Allerhöchſte Ka— 
binets- Drdre vom 6. Juli d. J., wegen des Berfhuldungs:Kons 
fenfes bei den Ober: und Niederlaufiger landesherrlichen Lehnen hier 
bei abfchriftlich mitgetheilt, (Anl. a.) mit dem Bemerfen, daß in Folge 
derfelben bei der Verwendung von Ablöfungs : Kapitalien durdy 
Auszahlung von Lehnsfchulden immer forgfältig darauf gefehen 
werden muß, ob die eingetragenen Lehnefchulden auch Ponfentirt 
find, indem es ſich von felbft verjteht, daß nur die Tilgung fols 
cher Lehmefchulden, die der Lehnsherr anerfennen muß, als eine 
Derwendung in das Lehn angefehen werden Bann. 

Berlin, den 18. Auguft 1838. 

Minifterium des Innern. Landwirthfchaftliche Abtheilung. 
Bethe. Ä 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 28. April d. J., 
betreffend die von den Nittergutsbefigern in der Niederlaufig nachges 
fuchte und_gleichgeitig auf die Dberlaufiger Lehnsverhaͤltniſſe zu ers 
firecfende Entbindung von der Einholung, ded Kebnsfonfenfes bei Aufs 
nahme neuer Darlehne auf die Subſtanz der Lehngüter, will Ich biers 
durch genehmigen, daß mit Nüdficht auf die Randesberrlichen Priviles 

ien vom 21. Februar 1544, und 9. Auguſt 1577. für die Oberlauſitz, 
omwie vom 26. Mai 1538. und 1. Zuni 1570. für die Niederlaufig, 
bei den Ober- und Niederlaufißer Randesberrlichen Lehnen, welche auf 
mehr als A Augen fieben, die in fpäterer Zeit angeordnete und bisher 
flattgefundene Nachfuchung und Ertheilung befonderer Lehnefonfenfe 
Aufnabme neuer Darlebne und Merpfändung der Lehnsſubſtanz, 
owie zur hypothekariſchen Eintragung, fünftig nicht mehr erforderlich 
fein foll. Es verſteht fich jedoch von felbft, daß dergleichen nicht kon⸗ 
fentirte, wenn auch eingetragene Darlebne: Forderungen für den Fall der 
Apertur von dem Lehnsherrn nicht vertreten und bei Allodififationen 
jur Beflimmung der verfaffungsmäßigen Ablöfungs: Summe von dem 
ehnwerthe nicht abgezogen werden dürfen, indem zu jener Vertretung, 
wie zu diefer Abrechnung, nach wie vor der Konfens der Lehnskurie ers 
forderlich bleibt. Bei der bypotbefarifchen Eintragung nicht Fonfentir: 
ter Darlebne ift von der Hypothekenbehoͤrde im Hypothekenbuche und 
in der Hypotheken⸗Rekognition jederzeit zur bemerfen, daß der Lehnsherr, 
im Fall der Apertur, zur Zahlung aus dem Lehn nicht verpflichtet fei. 
Im Übrigen beendet es wegen der auf vier oder weniger Augen fic- 
benden Lehne nach wie vor bei der Verfaſſung, wonach in einem fol 
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den Falle der Konfens ber Lehnsfurie, welche deshalb zuvor bei deng 
Lehnsdepartement ana rahen bat, zur Verpfändung der Lehnsfubftang 
- jedesmal erforderlich it. Ich beauftrage Sie, den Juſtizminiſter Muͤh⸗ 
ler, hiernach die Oberlandesgerichte zu Frankfurt und Glogau mit An⸗ 
weiſung zu verfeben, und dieſe Beſtimmung durch die Amteblätter zur 
Kenntniß der Nittergutsbefiger in den Laufigen bringen zu laſſen. 


Teplitz, den 6. Juli 1838. — * 
Friedrich Wilhelm. 


An 
das Staatsminiſterium. 


74. 


Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und ber 

Polizei, an die Koͤnigl. General-Kommiſſion zu Stars 

gard, das Verfahren in Hütungs- Ablöfungss Angele- 
genheiten Königl. Forften betreffend. 


— — —— e — 


In der Hütungs »Ablöfungsfache der Königl. Claushagenſchen 
Forſt iſt von Seiten der fisfalifchen Behörde eine Proteftation ge: 
gen das, von der Königl. General:Rommiffion eingeleitete ſchieds⸗ 
tihterliche Verfahren Behufs der Beflimmung, in wiefern der 
Fiskus eine Einfchränfung der Schonungsfläche in Rüdfiht auf. 
das Weidebedürfniß der Hütungsberechtigten fich gefallen laffen 
müffe, eingegangen, weil von Seiten des Fisfus behauptet wird, 
daß, fobald nicht mehr als’ der in der Forſtordnung für Pommern 
vom 24. Dezember 1777. nachgelaffene vierte Theil des Waldes 
eingeihont werde, den Hütungsberechtigten gar Fein Miderfpruches 
recht zuftehe, und es der fhiedsrichterlichen Feitftellung der Scho- 
nungsfläche nicht bedürfe. Auf diefe Proteftation hat nun zwar 
feine Rüdfiht genommen werden Fönnen, da die gedachte Forft: 
Ordnung feinesweges die Einfchonung des vierten Theils unbe: 
dinge für zuläffig erflärt, vielmehr‘ folhe aus Rückſicht auf die 
Hütungsberechtigten befchränft, und es muß daher bei dem ſchie ds⸗ 
richterlichen Verfahren bewenden; die Königl. General-Kommiſſion 
wird indeſſen darauf aufmerkſam gemacht, daß nach $$. 27. fag. 
des Rulturs Edifts vom 14. September 1811. die MWaldweide 
die Holzeultur, als die eigentlihe Beſtimmung des Waldes, nicht , 
hindern darf, die Schonungsfläche hauptfäclich durch das Bedürf 
niß der Wiederfultur beftimmt werde, und daß nicht das volle 
MWeidebedürfniß der Hütungsberechtigten den Maßſtab für die Ein» 
fhränfung der Schonungsfläche abgeben, fondern darauf nur bils 
lige Rüdjicht genommen werden foll, übrigens aber aud) das Weides 
bedürfniß der Berechtigten mit billiger Berückſichtigung der Zeit 
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und der Umftände zu beurtheilen ift, zu — und unter denen 
das Hütungsrecht zuerſt entſtanden if. Es iſt mißfällig bemerkt 
worden, daß die Auseinanderſetzungs-Behörden dies nicht beachtet, 
und ſtatt deſſen das Weidebeduͤrfniß lediglich nach allgemeinen auf 
den gegenwärtigen verbeſſerten Zuſtand der Landwirthſchaft berech⸗ 
neten Theorien feſtgeſtellt haben, wodurch den Hütungsbelaſteten 
offenbar Grund zu gerechten Beſchwerden gegeben worden iſt. 
Hiernach hat alſo die Königl. General-Kommiſſion Ihren 
Kommiſſarius und die Schiedsrichter mit näherer alte ne zu 
verfehen. _ 
Berlin, den 18. September 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


75. 


Bericht des Magiſtrats hieſelbſt, das Verfahren bei Par⸗ 
zelirungen in Beziehung auf ſpaͤterhin vorzunehmende 
Bauten betreffend. 


Nach $. 4. des Edikts vom 9. Oktober 1807., den erleichterten 
Beſitz und den freien Gebraudy des ‚Grund: Eigenthums jowie die 
perfönlichen Berhältniffe der Landbewohner betreffend, haben die 
Befiger an fich veräußerlicher fädtifcher und ländlicher Grundſtücke, 
auch bei Parzelirungen derfelben, davon zuvor der Landes: Polizei- 
Behörde nur Anzeige zu machen, welche, nad) dem im Einvers 
ftändniß mit des Herrn Minifters des Innern Excellenz unterm 
16. November 1830. ergangenen Neffripte des Königl. Miniſte— 
rii der Zuftiz (Annal. Zahrg. 1830. ©. 756.), feitdem dem be- 
treffenden Landrath, als beftändigem Kommiffarius der Regierung, 
als Landes: Polizeibehörde, zu erftatten iſt. 

Hiernady flieht den Orts: Polizeibehörden fein Recht mehr 
zu, bei Gutsveräußerungen oder Güterzerfhlagungen, die Kontras 
henten anzuhalten, zuvor den gutsobrigkeitlihen Konfens nachzus 
ſuchen und mithin ift die Nechtsverbindlichfeit der Gutsüberlafs 
fungss und Parzelirungsverträge an den Konfens der Gutsobrig: 
feiten nicht ferner gebunden. 

Diefer Stand der Berhältniffe hat, wie bie zeitherige Er: 
fahrung ergeben, nicht nur hinſichtlich unſerer Adminiftration in 
Beziehung auf. die Kämmereidörfer und die der Kommune gehöris 
gen ländlihen Grundftüde überhaupt, manche Nachtheile, fondern 
auch vielfältig Inkonvenienzien für die Kontrahenten, zu deren 
großem Schaden, herbeigeführt, welche für die Folge möglichft ab: 
zuwenden, wie die dringendfte Beranlaffung haben. Si 

ehr 
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Sehr häufig nämlich werden die Parzelirungsverträge nur 
Behufs der Bebauung der-abgesweigten Schollen gefchloffen ; nicht 
felten bat jedoch der demnächſt nachgefuchte baupolizeilihe Konfens 
aus baupolizeilichen Gründen verfagt werden müſſen; und, doch 
ift es nicht zu verhindern, gemwefen, daß Kolonien mit engen Gafs 
fen und ohne. alle_Berüdfichtigung der polizeilichen Bedürfniffe 
entftanden find. . 

Diefe großen Nachtheile dürfen für die Zukunft leicht zu 
vermeiden fein, wenn der Orts: Polizeibehörde vor Abſchluß der 
Parzelirungsverträge, davon von den Kontrahenten bie gebührende 
Anzeige gemacht, und auch deren zuftimmende Erflärung erfordert 
und an diefe der  Abfchluß der Parzelirungsverträge gebunden 
würde. 

Ein Königl. Hohes Minifterium erlauben wir uns, fo drin: 
gend als ganz gehorfamft zu bitten, diefe, uns ſehr wichtig er⸗ 
ſcheinende Angelegenheit einer Prüfung hochgeneigteft unterwerfen 
zu wollen, und von der in derfelben getroffenen Entfcheidung ung 
feiner Zeit in Kenntniß ſetzen zu laſſen. 

Berlin, den 30. April 1838. | 

Ober : Bürgermeifter, Bürgermeifter und Kath. 
Krausnid. Klein Schulze. 


An - 
Ein Königl. ıc. Minifterium des Innern 
und der Polizei. 





76. 
Refolution bes Kbnigl. Minifteriums des Innern und 
der Polizei an den Magiftrat Hiefelbft, in eben derfelben 
| Angelegenheit. | 





Die Gründe, welche der Magifirat in dem Berichte vom 
30. April d. J. betreffend die Parzelirungen , für. eine borgän: 
gige Anzeige: bei der Ortspolizeibehörde und für Einholung der zus 
fimmenden Erklärung derfelben, anführt, können eine Anderung 
der beftehenden Beſtimmungen nicht motiviren. Die von dem 
Mogiftrate zue Sprache gebrachten Nachtheile treffen nur die Par: 
jelenerwerber, deren Sache es ift, ſich vor Erwerbung eines Bau: 
plages von der Zuläffigkeig feiner Bebauung durch Rückfrage bei 
der Drtspolizeibehörde Gewißheit zu verfchaffen. Die Drtspolizeis 
behörde felbft aber kann ſich durch gehörige Anwendung der baus 
polizeilichen Vorſchriften gegen die Parzelenerwerber vor allen, dem. 

Annalen. Heft III. 1338. Rr 
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öffentlichen Intereſſe aus der Parzelirung drohenden Nachtheilen 
genügend ficher ftellen. 
Berlin, den 6. Auguft 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
In Bertretung. 
Seiffart. 


IT. 


Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an das Königl. Polizei Prafidvium hieſelbſt, in 
eben derfelben Angelegenheit. 


In Folge des Erlaffes vom 30. v. M., das binfichtlich der 
Parzelirung der Grundftüde in Berlin zu beobachtende Berfahren 
betreffend, empfängt das Königl. Polizei: Präfidium in der An- 
lage (a.) zur Nachricht die dieferhalb von dem Herrn Juſtizmi⸗ 
nifter unterm 14. d. M. an das Königl. Kammergericht erlaffene 
Berfügung. 

Berlin, den 28. DOftober 1839. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rocho w. 


a, 


Zu Parzelirungen biefiger Grundftüde ift zwar — wie dem Königl. 
SKammergericht bereit8 in dem Reſkripte vom 23. November 1836. er- 
Öffnet worden — der Konſens des Magiftratd oder des Polizei: Präft- 
diums nach 8. 4. des Edikts vom 9. Dftober 1807. nicht erforderlich ; 
vielmehr die Anzeige der beabfichtigten Dismembration bei dem Polizei—⸗ 
Prafidium genhgend. Es find jedoch, nad) einer Mittheilung des Herrn 
‚ Minifters des Innern, den Intereffenten nicht felten erhebliche Nachtheile 
daraus entflanden, daß fie erſt nach Ermwerbung der Parzelen, insbefons 
dere wenn zu deren Bebauung die poligeilihe Erlaubniß nachgefucht 
wird, von den Binderniffen Kenntniß erhalten, welche dem von ihnen 
beabfichtigten Gebrauch entgegenftehen. 

Um diefen Nachteilen möglichft vorzubeugen, iſt es angemeifen, bie 
Intereſſenten, welche die Aufnahme der über dergleichen Parzelirungen 
zu errichtenden Theilungs⸗ und Auseinanderfegungss Urkunden in An— 
frag bringen, darauf aufmerffam zu machen, daß fie fich, fofern dies 
noch nicht geſchehen, bei der Polizeibebörde darüber unterrichten mögen, 
was etwa der von ihnen mit der zu erwerbenden Parzele beabfichtigten 
Dispofition ‚und insbefondere der Bebauung derfelben entgegenfleht, um 
fich nicht fpäter in ihrem Vorhaben durch polizeiliche Maßregeln gehin— 
dert oder befchränft zu feben. 

Beſtehen die Intereffenten nichts defloweniger auf fofortige Yufz 
nahme vorläufiger Punftationen oder der Werträge felbft, fo kann ih⸗ 
nen diefe zwar nicht verfagt werden; fie haben ſich aber alddann die 
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ihnen etwa entfiehenden Nachtheile Iediglich felbft beizumeffen. Zur 
Bermeidung fpäterer Querelen, iſt die ihnen gewordene tus, fo: 
wie ihre Erklärung darüber, in das Protofoll aufzunehmen. 

‚Diernady hat das Königl. Kammergericht das hiefige Stadfgericht, 
fowie die hiefigen Juftizfommiffarien und Notarien, mit der erforderlis 
chen Unweifung zu verfeben, auch felbit in vorfommenden Fällen nach 
diefer Werfügung zu verfahren, feinen Gefretarien aber den Konfeng 
zur Aufnahme diefer Art von zweifeitigen Verträgen zu verfagen, welche 
— nur von der Hypothekenbehoͤrde ſelbſt Bel we werden 


en. 
Berlin, den 14. Dftober 1839. 
Der — 
Muͤhler. 


An 
das Königl. Kammergericht. 


78. 


Reſolution des Koͤnigl. Juſtizminiſteriums an das v. 

Schwerin⸗Spantekowſche Patrimonialgericht zu Anclam, 

die Ausübung des Exekutionsrechts Seitens der Guts— 
oder Örundherrfchaften betreffend *). 





Dem von Schwerin: Spantefomwfchen Patrimonialgericht ger 
reiht auf die Anfrage vom 1. d. M. wegen Einziehung des 
Schutzgeldes Folgendes zum Beſcheide. | 

Den- Grundherrfchaften ſteht nad) d. 484. Titel 7. Theil II. 
des Allgemeinen Landreihts die Befugniß zu, unftreitige Zinfen 
der Guts = Eingefeffenen durch Erefution beitreiben zu laffen. Diefe 
Befugniß ift ihnen jedoch, wie 'eine DVergleichung mit $$. 472 
und 493. a. a. D. und mit den 869. 357. 358. Titel 50. der 
Prozeßordnung ergibt, nicht wegen bloß perfönlidher, viel: 
mehe nur hinfichtli der Grundzinfen und- foldyer Abgaben beiges 
legt, welche die Einfaffen von ihren Stellen zu entrichten haben. 
Auch Fann dies Erekutionsrecht, ohne vorgängige petitorifche Klage, 
nach $.: 487. Tit. 7. und $. 80. Tit. 14. Th. II. des Allgem. 
Landrechts nur gegen diejenigen Individuen geltend gemacht mwers 
den, welche dergleichen Grundabgaben bisher der Herrſchaft ges 
zahlt Haben, und nicht etwa durch dagegen erhobenen Widerfprud) 
bereits zwei Zahre lang fi) im Beſitz der Freiheit von diefer 
Entrichtung befinden, fowie denn auch jedenfalls die Erefution 
nur nad) Maßgabe der desfalls geltenden Geſetze, alio audy nur 
nad) vorgängigem Erlaß des vorfchriftsmäßigen Zahlungsbefehls 
($. 31. Tit. 24. der Progeßordnung und $. 5. der Berordnung 

) Bergl. Annalen 1837. ©. 113. — 115. — | 

| r 
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über bie Erefution in Civilfahen vom 4. März 1834), zu ber 
fügen iſt. Will ein Gerichtsherr ſich zur Einziehung von Nußuns 
gen der Gerichtsbarkeit, die, wie Schußgelder, nicht zu den Grund: 
abgaben gehören, des Organs feiner Gerichte bedienen, fo können 
diefe zwar, wenn fie die Berechtigung des Gerichtöheren nach 
vorgenommener Prüfung für unzweifelhaft halten, eine Aufforde- 
rung zur Zahlung erloffen, bei eintretender Weigerung oder erhos 
benem Widerfpruch muß aber der Gerichtshere zum ordentlichen 
Wege Nechtens verwiefen werden. 
Berlin, den 17. November 1837. 
Der Quftizminifter. — 
Mühler. 


79. 
Bekanntmachung des Koͤnigl. Oberpraͤſidenten der Pros 
vinz Poſen, die Verbeſſerung der baͤuerlichen Wirth⸗ 
ſchaften —— 





Des Herrn Miniſters des Innern und der Polizei Excellenz 
haben für fünf Jahre einen Fonds von 600 Thaler jährlich zur 
Bewilligung von Prämien ausgefetzt, welche für die Vermehrung 
‚ des Futtergewächsbaues, die Einführung der Stallfütterung und 
die Feldeinhegung, auf den bäuerlichen Wirthfchaften der hiefigen 
Provinz ertheilt werden follen. 

Die Bedingungen, von welchen die Erlangung folcher Preife 
abhängt, und die Modalitäten, an welche die DBerwendung des 
erwähnten Fonds gefnüpft ift, find, der höheren Orts getroffenen 
Anordnung zufolge, nachftehende; 

1) die Provinz wird Behufs der Preisbewerbungen in fol« 
gende fünf Bezirke getheilt: 

a) erfier Bezirk, aus den Kreifen Pofen, Schroda, Schrimm, 

Obornik und Samter; 

b) zweiter Bezirk aus den Kreiſen Birnbaum, Meſeritz, Bomſt, 

Buk und Koſten; 
ec) dritter Bezirk, aus den Kreiſen Frauſtadt, Kröben, Krotoſchin, 

Mefchen, Adelnau und Schildberg; 

d) vierter Bezirf, aus den Kreiſen Wrefchen, Gnefen, Wongro— 
wiec, Mogilno und Inowraclaw; 
e) fünfter Bezirk, aus den Kreifen Bromberg, Schubin, Wirfig, 

Chodziefen und Czarnikau 
befiehend. 

Die jährlich zue Dispofltion gefiellten 600 Thaler zerfallen 
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in Prämien von 100 Thaler, und diefe werben wiederum Auf die ge: 
dachten Bezirke gleich vertheilt, fo daB auf jeden derfelben für die 
"Dauer der fünf Jahre, für welche die Gewährung überhaupt 
flattfindet, zufammengenommen die Summe von 600 Thaler fällt. 

2) Zur Bewerbung um die Preife in jedem Bezirk werden 
nur die als Eigenthümer, Erbzinsleute oder Erbpächter angefeffer 
nen bäuerlichen Wirthe verftattet. N 

3) Für die bäuerlichen Wirthe jedes Kreifes, in welchem fich 
drei oder mehr nach der Beflimmung zu 2 geeignete Konfurren- 
ten um ‚den Preis bewerben, foll eine befondere Prämie ausgefegt 
werden, zu mwelcher die Wirthe des betreffenden Kreifes allein Fon: 
furriren. Ä 

4) Zür den Überfhuß Fonkurriren alle Wirthe des Bezirks, 
diejenigen der Kreife, welchen nach der Feflfegung zu 3 eine be- 
fondere Prämie zugeflanden ift, nicht ausgenommen, fo daß ein 
und derfelbe Wirth die Kreis: und daneben auch die Bezirfsprä- 
mie erhalten fann. 

5) Findet fih in einem Bezirfe nicht mindeftens die Zahl 
von 12 Konkurrenten — die doppelte Zahl der ausgeſetzten Prä— 
mien — fo wird die Zahl der Prämien dergeftallt vermindert, daß 
auf je drei Konfurtenten nur eine Prämie gerechnet wird. 

6) Der zurücdbleibende Theil der Prämien wird zur weite: 
ren Fünftigen Preisbeſtimmung zurüdgeftellt. 

Ehenfo wird es mit den Zinfen gehalten, welche die gefam: 
melten Beftände bis zur Auszahlung tragen. 

Mehrt fich jedoch die Konkurrenz in einem oder dem an: 
dern Bezirfe fo, daß in demfelben funfzehn oder mehr Bewerber 
eintreten, fo follen jene Überfhüffe zur Vermehrung der Zahl oder 
Größe der Prämien eines ſolchen Diftrifts verwendet werden. 

7) Übrigens muß der, Bewerber: 

a) mindeftiend A Morgen mit Kartoffeln und eben fo viel mit 

rothem oder weißem Klee beftellen, | j 

Liegt der Klee mehrere Zahre, fo wird nur die urfprüng 
lich beftellte Morgenzahl, 3. B. acht Morgen weißer. Klee, 
von einem Jahre, zwei Fahre werden. alfo hier für vier Mor: 
gen gerechnet. Der Kleefant wird deu Anbau anderer ört— 
lich paſſender Futterfräuter, beifpielsweife Lucerne, auch die 
Anfaat guter Grasarten, gleich geachtet. 

Kartoffel:, Klee: und Grasbau müffen im Wechfel mit 
Kornfrüchten ftattfinden. Die Folge diefer Früchte zuſammt 
dem Übergange, muß im Einverftändniß mit den unten zu 
10 gedachten Bezirks: Kommiffarien feftgeftellt und regelmä: 
Fig durchgeführt werden, auch die volle Beftellung der Nor⸗ 
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malflähen in den Kulturen der Preisbewerbung zur Zeit 
der Entfcheidung mindeftens dreimal ftattgefunden haben. 
Außerdem müffen 

b) die Konfurrenten mit einem fo geordneten Fruchtbau entwe:- 

‚ der die Stallfütterung ihrer Pferde und ihres Rindviehes 
verbinden, oder Aber die zum Weidegange beflimmten Flächen 
und mindeftens die zum Kulturplan a. gehörigen Felder dauer: 
haft einhegen. 

9) Zur Bewerbung um die Prämien wird eine Frift bis zum 
1. Januar 1840 beftimmt, zu den bedungenen Kulturen aber 
ein Zeitraum von fechs Zahren, den Sommer 1839. mitgeredhnet, 
feſtgeſetzt. 

9) Die Preiſe werden denjenigen Wirthen des Pe 
Kreiſes oder Bezirks, weldhe die Bedingungen zu 7a, und b, i 
der zu 8. beflimmten Friſt vollftändig erfüllt haben, in der Art 
zuerfannt, daß 
a) denjenigen, welche in der zu 7a. befiimmten Weiſe die grös 

Beften Flächen mit den zur Preisbewerbung geeigneten Früch— 

ten, Futterfräutern oder Gräſern beftellt haben, der Vorzug 

vor den übrigen ertheilt ; | 

b) unter denjenigen, die hierin gleich fiehen, denen, welche bie 
ganze Einrichtung ihrer Mirthichaft in beiden zu 7a. und 
b. beftimmten Beziehungen am Bollfommenften ausgeführt 
haben, der Preis zugebilligt wird. 

10) Für jeden Bezirk follen nody im laufenden Jahre befons 
dere Kommiffarien beftellt werden, deren Obliegenheit es fein wird: 
a) die Wirthe ihres Bezirks zur Bewerbung um die Preife zu 

ermuntern; 

b) die Einrichtungspläne mit denfelben zu verabreden; 

c) während der zur Ausführung beſtimmten Friſt ihre Fort— 
fchritte zu beobachten, fie zu belehren und ihre Leitungen 
von Jahr zu Jahr zu verzeichnen; 

d) am Ende der erwähnten Frift ihre Gutachten wegen der 
Preiszutheilung abzugeben. 

Die Namen der einzelnen Kommiffarien werden feiner Zeit 
befonders befannt gemacht werden. 

11) Das Gutachten der Kommiffarien wird einem Ausfchuffe 
des in der Bildung begriffenen Vereins für Beförderung der 
Pferde-, Rindvieh- und Schafzucht und beziehungsweiſe ander: 
weiter landwirthſchaftlicher Zwede der Provinz zur Prüfung zus 
gefertigte und demnächft meinerfeits über die Zuerfennung der 
Preife entfchieden werden. 

Die Meldungen zu den Prämien find dem Landrathe des: 
jenigen Kreifes, in welchem der jedesmalige Konkurrent feinen 
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nn bat, — zuzuſtellen oder vor demſelben zu Proto⸗ 
oll zu erkl 

Die — Landraͤthe fordere ich hiermit auf, mir die bei 
ihnen eingegangenen Preisbewerbungen ſtets auf das ſchleunigſte 
mitzutheilen. 

Poſen, den 25. Juli 1838. 

Der Oberpräſident der as Pofen. 
Flottwel 


80. 


Auszug aus ber Allerhoͤchſten Kabinets⸗Ordre, die Auf- 
bewahrung und Sicherung der Kartoffeln vor dem Er: 
frieren auf dem Lande betreffend 9 





Wenn indeß der bedrängse Zuſtand der N. N.ſchen Kreiſe 
durch das Grfrieren der Kartoffeln während der Aufbewahrung 
herbeigeführt worden ift, und darüber auch anderwärts geklagt wird, 
ohnerachtet es in vielen Gegenden gelungen ift, diefen Nachteil 
abzuwenden ; fo haben Sie, der Minifter des Annern, darauf Be: 
dacht zu nehmen, die Landleute durch die Amtsblätter und auf 
andere geeignete Weiſe darüber zu belehren, durch melche für fie 
ausführbare Maßregeln, deren in neurer Zeit mehrere vorgefchla: 
gen worden find, jene unentbehrliche Srucht bei der Aufbewahrung 
gegen das Erfrieren gefchüßt werden Fann. 


Berlin, den 29. April 1838, 
Friedrich Wilhelm. 


Un 
die Staatdminifter von Rochow und. 
—vaon Alvensleben. 


*) Bergl. Annal. Jahrg. 1829. ©. 814 — 817. 


81. 
Reſkript des Königl. Minifteriums bes Innern und ber 
Polizei, an die Königl. Dberpräfidenten der Provinzen 
Pommern und Pofen, in eben derfelben Angelegenheit. 





Se. Majeftät der König haben auf Beranlaffung des gegen- 
wärtigen Nothftandes der Eingefeffenen. dee N. N.ſchen Kreiſe 
mittelft Allerhöchſter Kabinets-Drdre vom 29. v. M. die Beleh— 
rung der Landleute über die angemeffenfte Art der Aufbewahrung 
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der Kartoffeln, — um folche nämlich vor dem Erfrieren / zu ſchützen 
— zu befehlen geruht. 

Es wird dabei hauptfähhlih darauf Anfommen, die bäuerlis 
chen Wirthe und die geringeren Klaffen der Landbewohner auf das 
Mangelhafte ihrer Keller » Einrichtungen- und die fehlerhafte Auf: 
bewahrung der Kartoffeln in Gruben aufmerffam zu machen, und 
ihnen, ftatt der leßteren, die Aufbewahrung in wohlbedeckten Hau: 
fen über der Erde (Miethen) etwa nad Anleitung der von der 
Regierung zu Königsberg unter dem 30. Dftober 1834. *) durch 
ihe Amtsblatt erlaffenen Bekanntmachung zu empfehlen. Sch gebe 
Em. Hochw. anheim, die hiernach zu erlaffende Bekanntmachung 
entwerfen, und in die Amtsblätter der Negierungen Ihres Obers 
Hräfidiot- Bezirks aufnehmen zu laffen. (Anl. A. und B.) 

Snebefondere wird es aber darauf ankommen, daß die Schul⸗ 
‚zen durch die Landräthe dazu angewiefen, auch die Landprediger 
veranlaßt werden, diefe Belehrung in ihren Drtfchaften weiter 
mitzutheilen und von Zeit zu Zeit in Erinnerung zu bringen. 

Berlin, den 22. Mai 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
Ä v. Rochow. 
2) Siehe ©. 627. dieſes Heft. 


\ A 

Des Königs Majeſtaͤt bat auf Veranlaſſung des Allerboͤchſtden⸗ 
Eon vorgetragenen hülfsbedürftigen Zuftandes mebrerer Gegenden, wo 
urch das Erfrieren der Kartoffeln im vorigen Winter die Fleineren 
Wirthe und Einlieger in nicht geringe Noth verfegt worden find, aus 
Iandesväterlicher mine zu befehlen N daß für angemeffene Bes 
ebrung der Landleute über die befte Art der Aufbewahrung der Kare 
toffeln, um folche vor dem Erfrieren zu ſchuͤtzen, geforgt werden folle. 
In Folge deffen it nachſtehende Belehrung von dem Regenwalder 
Landwirthfchaftlihen Diſtrikts⸗Vereine entworfen worden, welche wir 
angemeflen finden und dadurch zur allgemeinen Kenntnig bringen. 


nl. a.) 
Stettin, den W. Dftober 1838. 
Königl. Regierung. 


a. 

‚Die Fleineren Wirthe und Landleute hiefiger Gegend pflegen einen 
Theil ihrer Kartoffeln in Gruben, die fie mit Stroh, Moos oder Kars 
toffelfraut und Erde bededen, bis —* naͤchſten Fruͤhjahr aufzubewah⸗ 
ren, einen andern Theil aber zum Bedarf des Winters in ihre Schlaf⸗ 
fammern, Ställe oder an einen fonftigen frofifreien le ihrer Wob⸗ 
nung zu bringen. In nicht zu naffen und nicht zu Falten Wintern ift 
auch dabei Feine Gefahr zu beforgen. Wenn aber Herbfi und Winter 
naß find, füllen fi die Gruben leicht mit Waſſer und die Kartoffeln 
fangen an zu faulen; und erleben wir einen Winter, wie den Ießten, 
wo bei anhaltender firenger Kälte und gar keinem oder wenigem Schnee 
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der Froſt bis über drei Fuß tief in die Erbe dringt, fo find fie dem 
ae ausgefegt, indem die ‚Kälte nicht blos der. Dede, fons 

aud von den ©eitenwänden aus in die Grube eindringt. Die 
in den Haͤuſern "mangelhaft verwahrten Kartoffeln aber haben im voris 
gen Winter faſt durchgängig vom Froft gelitten. — 

Es wird zwar bei den Verhältniffen unferer Meinen Landleute im⸗ 
mer der Fall fein, daß fie den Speifebedarf für den Winter in ihren 
Wohnungen ne möüffen ; fie werden dabei aber ohne Zweifel 
fünftig mit größerer Vorſicht verfahren, und ſich in ihren Schlaffam- 
mern kleine Gruben anlegen und mit Bohlen oder Brettern ausfegen 
um darin ihre Kartoffeln zu verpaden, und wenn fie ſolche dann mit 
Moos oder Laub uͤberdecken und noch mit Brettern belegen, wird der 
Froſt nicht eindringen fönnen. 

„.. „Dagegen aber ift ihnen anzurathen, daß fie diejenigen Kartoffeln, 
die im Ei bjahr und Sommer gebraucht werden follen, ferner nicht in 
Gruben verwahren; fondern damit auf folgende Weife verfahren. 
u, 3% der Nähe der Wohnung an einer gegen Morgen möglichft ger 
ſchuͤtzten Stelle wird ein Platz geebnet und die Kartoffeln, die von Erde 
befreit und nicht naß ſein muͤſſen, werden auf demſelben ausgebreitet 
und zu einem etwa 3 Fuß boben oben fpiten Haufen aufgefchüittet. 
ber die Kartoffeln wird dann GStrob gebreitet, etwa 6 Zoll och, und 
dieſes mit einer 12 Zoll dicken Erdfhicht belegt, über diefe wird wie: h 
derum Kartoffelfraut öder Moos 6 bis 9 Zoll did geworfen, und dann 
abermals eine Erdſchicht von 12 301 angebäuft. In einen fo geſchuͤtz⸗ 
ten Haufen dringt kein Froſt ein und wenn er noch ſo anhaltend und 
beftig waͤre. Damit aber die Kartoffeln inwendig fich nicht erbigen 
und anfangen zu faulen, läßt man oben auf der Spige ein oder einige 
Luftlöcher, die bei der Kälte mit Stroh zugeflopft werden, bei gelindem 
Wetter aber geöffnet: bleiben. Es if am jweckmaͤßigſten, diefen Haus 
fen eine- längliche Geftalt zu geben, und fie dann von Abend nach Mor: 
gen anzulegen, damit die Dfiminde, die die durchdringlichfien find, nur 
ie kleinere Seite treffen fönnen. 

Zum Schuge gegen eindringende Näffe, wenn der Haufen nicht auf 
einer erbabenen Stelle hat koͤnnen angelegt werden, ‚wird dann nod) 
ein Meiner Graben umher aufgemorfen und die herausgebrachte Erde 
an die Außenfeite geworfen. : 

Wer fo verfährt, wird ficher fein koͤnnen, bag ihm, feine Katoffeln 
weber- erfrieren noch fonft verderben. 

Megenwalde, den 1. Dftober 1838. 

Der Regenwalder landwirthſchaftliche Diſtrikts⸗Verein. 


B. : 

Die großen Nachtheile, welche wieberholentlich ben Landleuten durch 
eine unzweckmaͤhige Aufbewahrung der Kartoffeln erwachfen find, geben 
uns Beranlaffung, dem Publifo nachfolgende Belehrung fiber die zweck⸗ 
maͤßigſte Weiſe einer ſolchen Aufbewahrung zu ertheilen. Da jedoch 
die Mangelbaftigfeit der Keller» Einrichtungen bauptfächlich der Grund 
des Verderbens dieſes unentbehrlichen Nahrungsmitteld zu fein pflegt, 
J machen wir beſonders darauf aufmerkſam, daß, ſtatt der fehlerbaften 

ufbewahrung der Kartoffeln in Gruben, die Aufbewahrung in wohls 
| en — uͤber der Erde, ſogenannten Miethen, vor Allem zu 
empfehlen iſt. 
J. Die Aufbewahrung der Kartoffeln während des 
Winters Wenn u. f. w., wie in der Beilage der folgenden Ber 
fanntmachung der Königl, Regierung zu Königsberg. 
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‚IE Mittel, Kartoffeln, welche durch Froſt oder Wafs 
fer gelitten haben, wieder brauhbar und genießbar zu 
machen *). 

®) Vergl. Annal. Jahrg. 1330. ©. 69 — 74, 


a. 
Um bie erfrornen Kartoffeln genießbar zu machen, iſt es notb- 


wendig. 

1) daß diefelben noch feit, nicht angefault oder übelriechend find. 
— ie daher nicht in ihrer Lagerfiätte oder fonft wo aufge- 
thaut fein. 

2) Will man fie zum gewöhnlichen Kochen anwenden, fo fchält oder 
fhabt man fie in der Kälte ab und legt fie in eisfaltes Waſſer, 
das aber nicht mit den Kartoffeln gefrieren darf. . 

3) Die großen Kartoffeln fchneidet man am zweckmaͤßigſten einmal 
se ne * Stücke mit den, kleinern Kartoffeln ohngefaͤhr 

eich groß ſind. 

4) —* diefem Falten Waſſer laͤßt man fie 2—3 Stunden liegen, wo 
dann gewöhnlich alier Froſt aus ihnen gemichen ift. 

5) Zum Kochen muß man die wieder aufgethauten Kartoffeln mit Fals 
tem Waſſer ans Feuer feßen. 

6) Will man dergleichen Kartoffeln zum Brotbaden benußen, fo ver- 
fährt man dabei wie vorhin unter 1)— 4), dann reibt man fie auf 
einem WReibeifen und wirft die übrige Maffe in fehr Faltes Waffer 
auf etwa 2 Stunden, damit diefer Brei die unangenehme ar 
feit verliere. Dann wird derfelbe Behufs oben genannten Zwek⸗ 
fe8 mit einer doppelten Quantität von Brotmehl vermengt. Zu 
Meblfpeifen Fann man die Kartoffeln bei derfelben Behandlung 
ebenfalls gebrauchen. 

7) Auch zu Kartoffelmehl iſt die erfrorne Kartoffel anzuwenden. Ihre 
Behandlung muß mit der ad 1)—6) genannfen übereinflimmend 


fein, | 

8) Will man die auf folche MWeife behandelten Kartoffeln noch auf 
längere Zeit aufbewahren, fo fehneide man diefelben durch und trockne 
fie in Backöfen, der Erfparung wegen, — nach Herausnahme 
des Brotes. Sie halten ſich auf dieſe Art Jahre lang, und ges 
ben eine gute Nahrung für Menfchen und Thiere ab. Auch Fann 
man, um noch fihneller und mit den wenigften Koflen zum Zwecke 
zu gelangen, die aufgethauten Kartoffeln ungefocht und ungefchält 
in an fchneiden und fie rafch, aber nicht bei allzugroßer Hitze 
trocknen. 


b. 


Ein erprobtes Mittel, Kartoffeln, welche durch Waſſer gelitten ha— 
haben, wieder brauchbar zu machen, ift folgendes: 

Man wendet die Kartoffeln, gleich Getreide, durch MWurffchaufeln 
und fireut während des Wendens trodnen Flußfand oder Kalf oder 
Holzafche mit einem Siebe unter den Haufen. Dadurch trodnen die 
Kartoffeln ſchnell ab und werden wieder vollfommen geniefbar. ind 
die Kartoffeln fhon in Faͤulniß übergegangen, fo ift ihre Anwendung 
als eines der beflen Düngungsmittel zu empfehlen. 

Pofen, den 10. Januar 1839. 

Königl. Preugifche Regierung. 
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Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an den Koͤnigl. Oberpraͤſidenten der Provinz 
Preußen, in eben derſelben Angelegenheit. 





Ew. Excellenz theile ich hierbei Abſchrift der an die Herrn 
Oberpräſidenten von Bonin und Flottwell, wegen der von 
Sr. Majeſtät dem Könige anbefohlenen Belehrung der Landleute 
über die zweckwmäßigſte Art der Aufbewahrung der Kartoffeln, heute 
erlaffenen Verfügung zur Kenntnißnahme ergebenft mit, mit dem 
Anheimftellen, die von der Regierung zu Königsberg wegen des 
Gegenftandes unter dem 30. Oftober 1834. durch ihre Amtsbläts 
ter erlafiene Befanntmahung nah Mafgabe diefer Verfügung 
vervollftändigen und weiter befannt machen zu laffen. (Anl. C.) 

Berlin, den 22. Mai 1838. 

Der Minifter des Innern und, der Phlizei. 
9 Rochow. 


C. 


Die ſtrenge und anbaltende Kälte im verfloffenen Winter hat in 
mehren Provinzen der Monarchie und vorzugsmweife in vielen Gegen: 
den unferd Departements den nachtheiligen Erfolg gebabt, daß nament« 
lich bei den Fleinern Wirthen und den drmern Klaffen der Landbemoh- 
ner eine große Menge von Kartoffeln, welche gegen ben Einfluß der 
Witterung nicht gehörig gefchütt waren, erfroren find. 

Gemäß höberer Anordnung, machen wir hierdurch darauf aufmerf: 
fam, daß nach den bisherigen übereinftimmenden Erfahrungen, die Kars 
. toffeln entweder in einem mwohlangelegten Keller oder im Green nur in 

forgfältig eingerichteten ——— — ſogenannten Miethen — ganz 

ficher und ohne Nachtheil uͤberwintert werden koͤnnen. Den Beftgern 
groͤßerer Wirthſchaften ſind die weſentlichſten Vorrichtungen dieſer letz⸗ 
tern Aufbewahrungsart der Kartoffeln zureichend bekannt; da dies aber 
bei mehreren bäuerlichen Wirthen und Landbewohnern in unferm Der 
partement nicht der Fall fein dürfte, und es doch wuͤnſchenswerth ift, 
daß auch diejenigen von ibnen, welche fich in den Beſitz des zur Er: _ 
richtung der Miethen erforderlichen Strohes, Düngers ıc. feßen Fünnen, 
biefe Aufbewahrungsart anwenden, fo bringen wir zur Beachtung und 
Benutzung nachſtehend das, was dieferhalb von ung fehon früher in der 
Beilage Wr. 13. unferes Amtsblatts pro 1834. (aus Thär’s Grund- 
fägen der rationellen Landwirtbfhaft Bd. IV. 8. 283.) aufgenommen 
und die, neuerlich in einem provinziellen öffentlichen Blatte abgebruckte 
Befchreibung einer, von dem landwirthfchaftlichen Werein in Mariens 
werder empfohlenen fehr zweckmaͤßigen Art der Errichtung von Kartofs 
felmiethen zur allgemeinen Kenntniß. (Anl. a. — b.) | 

- Wo aber ärmere Bewohner des platten Landes, das vollfiändige 
Material zur Errichtung von Miethen zu erfhwingen, außer Stande 
und daher gendthigt fein follten, zur Aufbewahrung der Kartoffeln in 
Gruben zu. fihreiten, muß denfelben empfohlen werden, diefe Gruben 
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tiefer, wie es bisher gewoͤhnlich gefcheben, anzulegen, und ſich minde⸗ 
fine fo viel Stroh und Dünger zu beforgen, * — iſt, um damit 
die Gruben auch von oben zu bedecken, indem nur auf dieſe Weiſe der 
Froſt auch von den letztern Behältern mit Wahrfcheinlichfeit abgewens 
det werden kann. 

Sämmtliche Herren Landräthe und Domainenbeamte aber babe 
der gegenwärtigen Belehrung ſowohl felbft durch perfönlichen Einflu 
möglichft Eingang, zu verfchaffen, als diefelben durch die Schulzen den 
betreffenden Bewohnern aller laͤndlichen Ortſchaften noch befonders mit» 
zutbeilen, auch zur Zeit des Einwinterns der Kartoffeln wieder in Erin- 
men bringen zu laſſen. 

ben fo werden auch die Herren Geiflihen und Schullehrer auf 

dem Lande aufgefordert, fich einer gleichen Verbreitung der obigen Bor: 
fchriften angelegen fein zu laffen. 

Königsberg, den 13. Oftober 1838. 

Königl. Regierung. 





a. 


Die Aufbewahrung der Kartoffeln während des Winter. 


Wenn die Kartoffeln bei trodener Witterung aufgenommen wers 
den, fo fann man fie mit Sicherheit gleich in die Keller oder gegen 
Froſt verwahrte Magazine bringen. Man muß diefe aber, bis Froft 
eintritt, luftig erhalten. Kommen fie fehr feucht ein, fo iſt es rathfas 
mer, fie erfi auf eine Zenne zu bringen und abtrocdnen zu laffen, 

Keller oder audh mit doppelten Wänden gegen Srofl 
gefiberte Behälter, find zwar zur Aufbewahrung der Kartoffeln 
am bequemften, jedoch Fönnen fie in fogenannten Miethen, unter 
geböriger Bedeckung von Strob, volllommen gegen den bärteften Froſt 
und beffer als in Gruben gefichert werden. Man fann diefe Mietben 
u 20 und mebreren Wiſpeln anlegen; am bequemfien jedody mit Ruͤck⸗ 
ficht des Aufbermgbrungsplages auf dem Hofe, damit man eine ganze 
Mietbe, fo wie man fie gebraucht, auf einmal bereindringen koͤnne, wor 
u jedoch im Winter Tage ohne Froft gewählt werden müffen. Zur 
dintegung von dergleichen Miethen wähle man einen erbabenen, trocke⸗ 
nen, etwas abfchäffigen Plag, damit dad Regenwaſſer fich dafelbft nicht 
fammeln, fondern reichlich abfirdmen koͤnne. Hier grabe man nach Vers 
. hältniß der Quantität von Kartoffeln, melde man in diefer Unlage 
aufzubewahren beabfichtigt, eine Vertiefung fo weit in die Erde, (1”/, 
—} Fuß), daß der Froft den Boden nicht erreichen fönne, belege dann 
denfelben mit. einer Strohdecke, und fhütte die zu verwahrenden Kars 
toffeln bergförmig ‚darauf auf.” Alsdann werden diefe Berge, welche 
man, wenn fie größer find, am beften länglich und dachförmig anlegt, 
allentbalben gleichmäßig und wenigfiens 6 Zoll did mit Gtrob belegt, 
worauf es ganz vorjüglih anfommt. Beſonders muß man das Stroh 
unten am Boden überfiehen laſſen, damit bier Fein roſt eindringe. 
Hierauf wird das Stroh mit Erde belegt, welche als fefte Dede den 
Durdyzug der Luft abhalten muß. Eine lofe abfrümelnde Erde taugt 
alfo nicht dazu, und wenn man feine andere bat, fo muß man fie durd) 
irgend eine Bedeckung, wozu das Kartoffelfraut, mit Brettern, Leitern, 
Stangen ıc. belegt, gebraucht werden fann, befefligen. 

Eine fehr nöthige Vorſicht aber if «6, diefe Miethen bei fortdaus 


— 
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erndem warmen Wetter im Herbſte nicht ſogleich zu ſchließen, ſondern 
ihnen oben, bis Froſt eintritt, durch anzubringende kleine Schornſteine 
von Stangen und Strobh, etwas Luft zu laſſen, damit die Dünfte her— 
ausziehen fönnen und Feine Gährung entfiche. Wenn Thauwetter eins 
tritt, fo if es immer ratbfam, daffelbe zu wiederholen. Bei eintreten, 
dem Froſte müffen diefe Offnungen jedoch fogleich gefchloffen werden. 

Diefe Methode, die Kartoffeln während des Winters aufzubewah- 
ren, bat fich immer als bewährt bemirfen. 


b. 


Erprobtes Mittel, 
in Miethen aufzubewahrende Kartoffeln gegen das Erfrieren 
und Anfaulen zu fchügen. 


In die Mitte des zur Anlegung einer beabfichtigten, moͤglichſt feh⸗ 
Ierfreien Kartoffel-Miethe beflimmten Plaßes fehlage man einen Pfahl, 
umbinde ihn bierauf von oben bis ‚unten auf die Erde reichend mit 
Weizen⸗ oder Noggenfirob, und breite um denfelben, ald Unterlage der 
Kartoffeln, eine gute Schicht ſolchen Strohes aus, errichte auf diefer 
einen gefchloffenen Kranz von Stroh aus einer der gedachten Arten, 
deſſen Stärke dem eines ſtarken Dachfchaubens gleih fommt, unter wel⸗ 
chem jebocd das ausgebreitete Strob zu allen Saiten °/, Ellen vors 
fpringt, befeftige ihn fodann nad Verhaͤltniß feiner Größe mit 4 oder 
6 Prählen, die von oben herab auf die innere Seite fich neigend, eins 

efchlagen werden, aber einige Zollen über den Kranz bervorragen müfs 
En; und fchichte nun innerhalb deffelben die beflimmte Anzahl Kartofe 
feln, jedoch nur fo hoch auf, daß der, wie ſchon gefagt, gut mit Stroh 
ummundene Pfahl eine reichliche Elle über dieſelben hinweggeht, damit 
den Kartoffeln hinlänglicher Raum Mu der ihnen dienlichen Ausdänftung 
bleibt. — Dierauf wird diefe Miethe um und um, von oben bis uns, 
ten, auf ben Kranz mit Weizen⸗ oder Far gut zugededt, das 
unter dem Kranz befindliche hervorragende Strob herauf um denfelben 
efhlagen, und ringsherum mit Strobfeilen an die gedachten Pfaͤhlchen 
Befefigt. Bent erbält diefe Miethe eine Bedeckung ſirohigen Pferdeduͤn⸗ 
gers, der eine zweite vom Erdboden folgt, welche aber mindeſtens 9 Zoll 
dick fein muß. In diefer Werfaffung bleibt die Miethe fo lange unbes 
rührt. fieben, bis die Erdbodenbedeckung 4—5 ſtarke Froͤſte erhalten bat, 
worauf diefelbe wieder eine flarfe Bedeckung firohigen Düngers bes 
tommt. 
Dur die DBelleidung des Pfahls mit Stroh wird bewirkt, daß 
das an dem Pfahl bei naffer Witterung berabrennende MWaffer die von 
dem Strob geſchuͤtzten Kartoffeln nicht berühre und ihnen feinen‘ Nachs 
teil zuziehen kann, welches fonft, ohne diefes Verfahren zu beobachten, 
eine in kurzer Zeit fich flarf verbreitende Faͤulniß zur Folge haben würde. 
Die gefrorne Erdbodenbededung der Kartoffeln bei auf  befchriebene 
Weiſe errichteten Miethen erhält fie fühl, wehrt einer zeitigen, Keime 
bervorlodenden Wärme, und die unterhalb derfelben über das Stroh, 
Ins außerhalb gefchlagene ſtarke Düngerfchicht ſchuͤtzt diefelbe gegen 
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83. 


Befanntmahung der Königl. Regierung zu Marien⸗ 
werder, die Vertilgung der Erdraupe betreffend. 





Die Wahrnehmung, daß der Schmetterling der, Erdraupe, 
welche in den legten Jahren den Wintergetreides und Obl-Saaten 
höchſt gefährlich geworden, im verfloffenen Sommer in größerer 
Menge als jemals zum Borfchein gefommen ift, erregt die Beforg: 
niß, daß auch die Erdraupe felbft. im bevorftehenden Herbfte in 
größerer Menge erfcheinen und noch größere Verheerungen antich. 
ten wird, als dies bisher gefchehen. 

Der Mittheilung der Verwaltung des hiefigen landwirthſchaft⸗ 
lichen ‚DBereins verdanfen mir die Kenntniß eines Schußmittels 
gegen die Zerförungen der Erdraupe, welche anderwärts durch die 
Grfahrung bewährt befunden ift, und der Leichtigfeit und Wohls 
feilheit feiner Anwendung wegen, allen Landiirthen empfohlen zu 
werden verdient. | 

Es befteht daffelbe darin: 

daß das GSaatgetreide, vor dem Ausftreuen, mit Schaufeln 
durchfiochen und durchgearbeitet wird, welche mit Terpen⸗ 
tinöhl befeuchtet werden. 

Bei dem damit angeftellten Berfuche find auf 200 Scheffel 
Saatroggen 4 Duart Terpentinöhl verwendet, und es ift die an« 
gegebene Quantität Ausfaat von dem Kornwurm gänzlich ver: 
fchont geblieben, während daneben eine Ausfaat von 30 Scheffeln, 
welche nicht mit Terpentinöl behandelt war, erheblich davon gelits 
ten hatte. j | 

Außer diefem fpeziellen Berfuche hat die Verwaltung des 
landwirthfchaftlichen Bereins darauf aufmerffam gemacht, daß nach 
der in Thär’s Annalen von 1808. Bd. 9. S. 149, und den 
hiefigen Iandwirthfchaftlihen Mittheilungen pro 1835. Wr. 9. 
enthaltenen Nachricht, in Schweden junge Fichtenbäume in gerin: 
gen Entfernungen auf die von dem Kornwurme angegriffenen Gaats 
» felder geſteckt, und als ein erfolgreiches Schutzmittel angewendet 
zu werden pflegen; ſowie, daß nad) einer allgemein befannten Er: 
fahrung die gewöhnliche Motte, welche eben fo wie der Schmets 
terling der Erdraupe zu den Nachtfaltern gehört, durch Terpens 
tinöhl von Kleidungsftüken und Pelzwerk abgehalten werden fann. 

Indem wir daher nad) dem Wunfche der Verwaltung des 
landwirthfchaftlichen Vereins auf obiges Mittel hierdurch aufmerf: 
fam maden und zugleich auf die ausführlichen Mittheilungen über 
die Erdraupe vermeifen, welche in der von demfelben herausgege: 
benen Zeitichrift pro 1835, Nr. 9. und pro 1836. Nr. 6. ent: 
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halten find, verpflichten wir die fämmtlichen Ortsvorſtände, die 
Herren Geiftlihen und Schullehrer, fi die Bekanntmachung dies 
ſes einfachen Mittels und deffen zwedmäßige Anwendung in den 
Kreifen ihrer Wirkſamkeit möglihft angelegen fein zu laffen und 
die Erfahrungen über feinen Erfolg den Herren Landräthen mit: 
zutheilen, welche letztere wir hierdurch zugleich auffordern, dieſe 
Mittheilungen zu fammeln und uns zu feiner Zeit über das ger 
gewonnene Refultat Bericht zu erflatten. 

Marienwerder, den 26. Auguft 1838. 

Koͤnigl. Preuß. Regierung. Abtheiling des Innern. 


Vv 
Kultus 
| 84. 


CirfularsReffripe des Könige. Minifteriums der Geiſt— 

lichen und Unterrichtes ıc. Angel. an die Königl. Ober: 

präfidenten, die Auffichtsführung über die in andern 

‚Regierungsbezirfen oder Provinzen gelegenen Filial⸗Kir⸗ 
chen und Meben-Schulen betreffend. 


In Bezug auf die Auffichtsführung über folche Filial-Kirchen 
und Neben: Schulen, die in andern Negierungsbezirken oder Pro: 
pinzen gelegen find, als in denen, zu melchen die betheiligten Mut: 
ters und Pfarr-Kirchen gehören, ift bisher nicht überall nach dem⸗ 
felben Prinzip verfahren worden, indem in einzelnen Theilen des 
Staats nad) Maßgabe eines Minifterial-Erlafjes vom 2. Dezember 
1816. der Grundfag: „filia sequitur matrem,” in weitefter 
Ausdehnung angewendet worden, in anderh dagegen das Meffort: 
Berhältnig nach den Zerritorial: Gränzen der Verwaltungsbizirke 
geordnet geblieben iſt. Nachdem das unterzeichnete - Minifterium 
hierüber das Gutachten der meiften Provinzial: Behörden vernom⸗ 
men, und nad) genauer Erwägung die Überzeugung gewonnen hat, 
daß infonderheit vom praftifchen Standpunkte aus die Beftimmung 
des Mefforts nach dem Zerritorial-Verhältniffe als weniger unvoll« 
kommen zu betrachten fei, fo fett daffelbe, bei ausdrüdlicher Auf: 
hebung der für einzelne Provinzen bisher gültig gemwefenen Verfü⸗ 
gung vom 2. Dezember 1816., hierdurch Folgendes feft: 

1) .Alle äußeren Angelegenheiten der Kirchen, Pfarreien und 
Schulen, namentlicd) die Wahrnehmung der Gerechtfame derfelben, 
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die Dotation der Pfarr: und Schul:Stellen, die Erhebung der 
an Kirchen, Kirchenbeamte und Schulbeamte zu entrichtenden Abs 
Haben, das geſammte Etats-, Kaſſen- und Nechnungswefen, die Aufs 
fihtsführung über den Schulbefuch und die Ahndung der Unters 
laffung deffelben zc., gehören, da es hierbei hauptfächlich auf Eine- 
wirkung der Landräthe und auf Berüdfichtigung der örtlichen Vers 
hältnife und Rechtszuſtände anfommt, zum Reſſort der Territos 
rial: Behörden. 

2) Daffelbe gilt von der Aufficht über die Amtsführung der 
Schullehrer. Wenn daher — was nur ausnahmsweife flattfinden 
wird — die Schulbezirfe über die Gränze des betheiligten Mes 
gierungsbezirfs ausgedehnt find, fo fteht jene Auffichtsführung les 
diglich derjenigen Regierung zu, in deren Verwaltungsbezirke die 

Schule gelegen ift, und der Schullehrer feinen Wohnfig hat. 

\ 3) Die Geiftlichen folder Parochien, deren Sprengel fich 
über die Gränze des Negierungsbezirfs erfireden, in welchem die 
Mutter: und Pfarr: Kirchen liegen, find dagegen für ihre Perfon 
lediglich beziehungemeife demjenigen Konfiftorium und derjenigen 
Regierung, als Disziplinar: Behörden, untergeordnet, zu deren Vers 
waltungsbezirfen jene Mutter: nnd Pfarr-Kirchen gehören, und in 
welchen jene Geiftlichen ihren Wohnfig haben. Demnach find dies 
fen Behörden zur Kenntnißnahme und weiteren Veranlaſſung auch 
Diejenigen Vorgänge anzuzeigen, welche fi; bei der Amtsführung 
folcher Geiftlihen in denjenigen Filial: Bezirken oder Sheilen der 
Parochien ereignen, die außerhalb des Territoriums ‚liegen, wels 
chem die MuttersKirchen angehören; doch hat die Disziplinar:Be- 
hörde demnächft der Zerritorial: Behörde vom Erfolge ihrer Eins 
fohreitung Nachricht zu geben. 

4) Die nächften Auffeher der Geiftlihen und Schullehrer 
‚ folder Parochial- und Schul-Bezirfe, die über Ortfchaften mehres 
rer Regierungsbezirke fich erftreden, find die Superintendenten und 
Schul:Infpeftoren derjenigen Bezirke, in welchen die betheiligten 
Mutter: und Pfarr: Kirchen liegen. Diefe Beamten find jedoch 
in Bezug auf Parochial: und SchulsBezirfe folder Art den Pros 
vinzials Behörden dergeftalt untergeordnet, daß fie fih wegen der. 
äußeren Angelegenheiten der Kirchen, Pfarreien und Schulen, und 
wegen der Aufficht über die Amtsführung der Schullehrer [fiehe 
Pr. 1. und 2.] lediglih an die Zerritorial: Behörden, wegen der 
Aufſicht über die. Amtsführung der Geiftlichen [f. Nr. 3.] dagegen 
nur an dasjenige Konfiftorium und beziehungsweife an diejenige 
Regierung zu wenden, und von denfelben die erforderlichen Verfü⸗ 
gungen zu empfangen haben, in deren Verwaltungsbezirke die Muts 
ter: und Pfarr⸗Kirchen und die Wohnfige der Geiftlichen. liegen. 

Ew. ꝛc. werden hiernach ergebenft erfucht, das Königl. Kons 

fiftorium 
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fiftorium und die Königl. Regierungen der dortigen Provinz von 
diefem Erlaffe gefälligft in Kenntniß zu feßen, und denfelben zu 
deſſen Ausführung, infonderheit wegen Auslieferung der bezüglichen 
Aften, die erforderlihe Anweiſung zu ertheilen. 
Berlin, den 7. September 1838. ‚ 
Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts und Medizinal-Angel. 
v. Altenftein. 


— — 


; 85... 
Reſkript des Könige. Minifteriums ber Geiſtlichen ic. 
Angel., an das Königl. Konfiftorium zu Münfter, we 
gen der Beiträge der einzelnen Gemeinden zu den Kreis 
Spynodal;Raffen. 








Bei den in dem Bericht des König. Konfiftoriums vom 19. 
April d. 3. angezeigten Umftänden genehmigt das Minifterium 
hierdurch, daß nad der in den Diözefen der Graffchaft Marf be 
reits matrifelmaßig feftgeftellten Sätzen, wonach die Kirchen-Kaffen 
der einzelnen Gemeinden ihre Beiträge zu den betreffenden Kreis 
Spnodal:Kaffen bisher geleiftet haben, auch fernerhin, bis darüber 
andere Beflimmungen ergehen, verfahren werde. Auch ift das 
Minifterium damit einverfranden, für die übrigen Kreife vorläufig 
ein gleiches Verfahren eintreten zu laffen. Desgleichen will das 
Minifterium hierdurch genehmigen, daß die den Guperintendenten 
zugebilligte Büteaufoften-Entfchädigung, dem Antrage gemäß, fchon 
vom Jahre 1835. ab gezahlt werde. 

Berlin, den 26. Auguft 1838. | / 

Der Minifter der Geiftlichen, Unterrichts: und Medizinals Angel. 
v. Altenftein. 


86. 
Meffript des Königl. Minifteriums der Geiftlichen, Un- 
terrichts> und MedizinalsUngelegenheiten, an die Königl. 
Regierung zu Fiegnig, die Schenfungen aus dem Ber: 
mögen evangelifcher Kirchen betreffend. 





Auf den Bericht vom 21. v. M., betreffend die Verwendung 
der Zinsüberfchüffe des Kapital-Vermögens der evangelifchen Kirche 
in N., wird der Königl. Regierung, bei Nüdgabe des Kirchen: Etats 
pro 1835—37., hierdurch eröffnet, daß das unterzeichnete Minis 

Annalen. Heft UL. 1838. Sf ; 
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ſterium in Abſicht des Geſchenks von 500 Rthlr., welches die evan— 
geliſche Gemeinde in N. aus dem Vermögen ihrer Kirche der evans 
° gelifchen Gemeinde zu P., Behufs der Wiederherfiellung ihrer ab> 
gebrannten Kirchen, Pfarr: und Schul:Gebäude gemacht hat, der 
von der Königl. Regierung in ihrem Berichte vom 24. Januar 
1836. ausgefprochenen Anficht, daß es auch den moralifchen Per: 
“ fonem,*unter den aus dem Auffichtsrecht des Staats hervorgehen 
den angemeffenen Befchränfungen, nirgend verboten ift, Schenfuns 
gen zu machen, lediglich beiftimmt. Damit diefe Befugniß jedoch) 
nicht zur Beeinträchtigung der Kirchen-Mittel im Allgemeinen ges 
mißbraucht werde, bedarf es der forgfältigften Erwägung der je: 
desmaligen Berhältniffe, und will fi daher das Minifterium die 
Gntfcheidung für ähnliche Fälle jedesmal felbft vorbehalten. Im 
vorliegenden Falle waltet, fofern die Nepräfentanten der Gemeinde 
ordnungsmäßig zugeſtimmt haben, was bier nicht zu erfehen ift, 
ein Bedenken nicht vor, und will das Minifterium feine Geneh— 
migung unter der. eben gedachten Vorausſetzung hierdurch ertheilen. 
Berlin, den 14. April 1838. | 
Minifterium dee Geiftlichen, Unterrichts: und Medizinal:Angel. 
v. Altenfein. 


87. 


Reſkript des Könige. Minifteriums der Geiftlichen ıc. 
Angel. an die Königl. Regierung zu Arnsberg, betref- 
fend die Ausführung der Kirchendisziplin nach $. 123. 

der Rheinifch-Weftphälifchen Kirchen-Drdnung. 


Der Königl. Regierung wird auf den unter dem 8. Kebruae 
d. J. erflatteten Bericht, die Ausführung der Rheiniſch-Weſtphä— 
liſchen Kirchen: Ordnung vom 5. März 1835. (Annal. S. 105 — 
131.) betreffend, Nachftefendes hierdurdy eröffnet. 

1) Mas zuvörderft die Angelegenheit wegen Einziehung: der 
von den Kreis:Spnoden nach $. 128. der Kirchen: Drdnung. feſtge— 
feßten Ordnungsſtrafen betrifft; fo ift das Königl. Oberpräfidium 
der Provinz Wefiphalen inzwiichen unter dem 7. Mai d. J. ad 
12. dahin befchieden worden, daß, wo es nöthig ift, wegen Ein: 
ziehung der Strafen, die Königl. Negierung anzugehen fei. 

2) Zu den allgemeinen Fefifegungen des anzumendenden 
Strafmaßes Seitens der Kreis-Synoden tft allerdings, wie die 
Königl. Regierung annimmt, die Genehmigung der betreffenden 
Staatsbehörde erforderlich, und eine Ubertragung des den Kreis- 
Spnoden durch den $. 128: der Kirchen» Ordnung für einzelne 
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Kontraventionsfälle beigelegten Entſcheidungsrechts auf die Press 

byterien oder die Kirchen-Kollegien unftatthaft. * 
Berlin, den 24. Zuli 1838. 

Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts: und Medizinal: Angel. 

\ | v. Altenftein. [nt 


U) 


88. 


Cirfular der Königl. Regierung zu Arnsberg an die 
Euperintendenten ihres Bereichs, denfelben Gegenſtand 
betreffend. 


Vom vorfiehenden Minifterial:Reffripte erhalten Sie Abfchrift 
zue Nachricht und um davon der dortigen Kreis-Synode zur Nach⸗ 
ahtung mit dem Bemerken ad 2. Eröffnung zu machen, daß bei 
den allgemeinen Feſtſetzungen des anzumendenden Strafmaßes wes 
fentliy in Betracht fommt: — 

ob die ſtrafbare Unterlaſſungs-Handlung einer bloßen Unacht⸗ 

ſamkeit zuzuſchreiben, oder aus böſem Willen erfolgt und 

ſchon mehrere Male wiederholt iſt, oder nicht, 
weshalb hierauf bei etwanigen desfallſigen, an ung zu richtenden 
Anträgen Rüdficht genommen werden muß. 
Arnsberg, den 12. Auguft 1838, 
Königl. Negierung. Abtheilung des Innern. 


‚89. 
Keffript des Könige. Minifkeriums der Geifklichen ıc. 
Angel. an die Königl. Regierungen zu Chin, Düffel 
dorf und Coblenz, die Veräußerungen von Kirchen: und 
Pfarrgrundflücen „auf der rechten Rheinfeite betreffend. 





Da bisher bei Vorbereitung der Veräußerung von Kirchen 
und Pfarrgrundftüden an dem rechten Rheinufer nicht überall 
gleihförmig verfahren worden ift, fo wird ‚der Königl. Regierung 
zu ihrer Direktion eröffnet, daß von der Berathung der Veräuße— 
rungen Firchlicher Liegenfchaften durch die Eivil-Gemeinderäthe auf 
der rechten Nheinfeite abzuftehen ift. . 

Berlin, den 19. September 1838. | j 
Minifterium,der Geiftlichen, Unterrichts: und Medizinal:Angel. 
| v. Altenfein. 


&i 2 
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. 0 | 
Reffripe des Könige. Minifteriums der Geiſtl. u. Uns 
terricht8s ꝛc. Angel. an die Königl. Regierung zu Chin, 
wegen Michtbenugung der Kirchen: und Schulgebäude 
zu Waaren-Miederlagen und andern fremdartigen Sweden. 


| Der Bericht der Königl. Regierung vom 20. Dezember v. 
J. betreffend die Benutzung der Crypta der .Pfarrfirche M. im 
Kapitol zu N. als Salzmagazin, ift der Königl. Ober-Baudeputa- 
tion vorgelegt worden. Aus der abfchriftlich hierneben beigefügten 
Äußerung ‚derfelben vom 2. Februar -e. wird der Königl. Regie— 
rung nunmehr zu erfehen gegeben, wie die Königl. Ober:Baudepu- 
tation der Anficht if, daß wenn auch bisher durch die gedachte 
Benutzung des Gebäudes feine Spur von Feuchtigkeit an dem Ge- 
bäude felbfi erzeugt worden fei, dennoch erfohrungsgemäß für die 
Folge Beforgniffe für das Gebäude entftehen müßten. 

Für die älteren Gebietstheile der Monarchie ift bereits durdy 
das Minifterial:Reffript vom 29. September 1809., von welchem 
die Königl. Regierung hierneben Abfchrift (a.) erhält, die Be: 
nußung öffentlicher Gebäude, in specie der Kirchen« und Schul: 
gebäude zu Waaren: Niederlagen unterfagt worden. Da nun die 
Gründe diefes Verbots auch auf die neu erworbenen Provinzen 

nmwendung erleiden, und überdies das Verbot felbft mit den Bor 
ihriften des gemeinen Kirchenrechts übereinftimmt, fo unterliegt 
es feinem Bedenken, nah dem gedachten Reffripte auch in den 
weftlihen Provinzen zu verfahren. 

Die Königl. Regierung wird daher angemwiefen, die zeitherige 
Benugung der Erypta der Pfarrkirche M. im Kapitol als Galzs 
Magazin abzuftellen, und daß dies gefchehen, anzuzeigen. 

Berlin, den 26. April 1838. 

Minifterium dee Geiftlichen, Unterrichts und Medizinals Angel. 
v. Altenftein. 


Unfern vw. Es ift hoͤchſt unfchiclich, daß öffentliche Gebäude, ganz 
‚vorzüglich aber Kirchen» und Schul-Gebäude, zu Waarens Niederlagen 
oder irgend einem andern Privats Gebrauch, 3. B. zur Aufbewahrung 
von MWaaren und WVorrätben, zum Trocknen von MWäfche auf den Dach— 
böden, benußt werden, und Wir wollen diefen Mißbrauch, wo folcher 
ftattfindet, um fo mehr ohne Ausnahme fofort abgeftellt wiffen, als da⸗ 
durch auch Feuersgefahr veranlaßt werden fann. Ihr habt das Erfor- 
derliche deshalb zu verfügen, beſonders den Polizeibebörden die genauefte 
Kontrole wegen Befolgung Eurer diesfälligen Befeble zur Pflicht zu 
machen, fowie außerdem aus gleichen Gründen die Fortfchaffung aller 
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Krams, Brot» und dergleichen Buden, welche an Kirchen oder andern 
Öffentlichen Gebäuden angebaut find, fchleunigft anzuordnen. Sind ıc. 
Königsberg, den 29. September 1809. | 
Auf Allerhoͤchſten Spezialbefehl. 
Graf zu Dohna. 
An 
fünmtliche Königl. Regierungen. 


91. 


Reffripe des Könige. Minifteriums der Geiftlichen ıc. 

Angel. an die Könige Regierung zu Magdeburg, bie 

Aufbringung der Suffumbenzgelder in Prozeffen der 
Kirchen betreffend. 


Sn dem Berichte vom 10. Juni c. hat die Königl. Regie: 
rung über die Nichtigkeit des von dem dortigen Königl. Oberlan: 
desgerichte befolgten Prinzips angefragt, nady welchem bei etwani» 
ger Suffumbenz einer verflagten Kirche in einem Rechtsſtreite 
immer dieſer Kirche, als der ligitirenden Partei, und nicht den 
diefelbe vertretenden Vorſtehern, die Prozeßfoften zur Laſt gelegt 
werden, auch wenn feßtere das Approbationg:Defret zur Einkaffung 
auf die Klage nicht nachgefucht oder beigebracht haben. Das Mi: 
nifterium eröffnet der Königl. Negierung hierauf, daß diefes Prins 
zip bei den Berathungen im Königl. Staatsminifterio, welche dem 
Suftize Meinifterial: Reffripte vom 17. September 1835. (Annal. 
&. 690. f.) vorangegangen find, allerdings Billigung gefunden 
hat, obgleich die in dem Bericht dagegen geltend gemachten Gründe 
nicht unberührt geblieben. Es ift dabei befonders in Betracht 
gefommen, daß nach der ganz ausdrüdlichen Vorfchrift des $. 12. 
Thl. I. Tit. 24. der Allgemeinen Gerichts: Drdnung ein Urtheil, 
auch wenn es gegen die Kirchenvorfteher und nicht gegen die Kirche 
gerichtet wäre, dennoch nur gegen die letztere im Wege der Ere: 
fution vollftrecft werden könnte. Es bleibt der Kirche daher im: 
mer nur der Negreß gegen ihre Vertreter übrig, und gerade des: 
halb ift es vorgefchrieben, daß durch zeitige Nachricht von dem 
Prozeſſe den geiftlihen Obern Gelegenheit gegeben wird, etwanige 
Nachtheile durch zweckmäßige Maßregeln abzuwenden. 

Berlin, den 28. Juni 1838. . J 
Miniſterium der Geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angel. 

v. Altenſtein. 
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92. 


Refolution des Königl. Minifteriums der Geiftlichen und 

Unterrichtes 2c. Angel. an den Gutsbeſitzer N. und ab» 

fchriftlih an die Königl. Regierung zu Magdeburg, die 

Verpflichtung zu Beiträgen füy geiftliche und Schul: 
bauten betreffend. 


— — — — 


Das Miniſterium eröffnet Ihnen auf Ihre Vorſtellung vom 
16. Mai d. J., betreffend die Beiträge zu den Schul: und geift: 
lihen Bauten von Seiten der in,den Häufern der utsherren 
wohnenden Förfter, Meier, Schäfer, Tagelöhner zc., daß die Pflicht 
zu diefen Beiträgen auf dem kirchlichen und refp. Schul:Berbande 
beruhet, welcher von dem Kommunal:Berbande wohl zu unterfchei: 
den und unabhängig if. Die Verpflichtung zur Inftandhaltung 
der kirchlichen Gebäude ift eine Parochiallaft, mithin eine perfün: 
liche, welche 5des zur Kirche gehörige Gemeinde: Mitglied, ohne 
Rückſicht auf feine fonflige Stellung zur Kommune und zur Herr— 

fchaft, trifft. 

Diefer Grundfag ift immer angenommen, und noch neuer: 
lich bei Gelegenheit der Berathungen über das Geſetz vom 14. 
Zul 1836. (Geſetz-Sammlung ©. 208.) anerfannt worden. In 
Beziehung auf Schulbauten iſt die Vorfihrift des Allgem. Land: 
rechts Th. II. Tit. 12. $. 34. *) ganz unzweifelhaft, indem dies 
felbe allen zur Schule gewieſenen Einwohnern des Orts diefe Un: 
terhaltung der Schulgebäude auferlegt. Das in Ihrer Borftellung 
Angeführte iſt nicht geeignet, eine ———— des Grundſatzes 
herbei zu führen. Denn die Anſicht, daß der Guts- und Dienft: 
herr in feinem Beitrage, den ihm das Geſetz zu Schul: und geift: 
lihen Bauten auferlegt, feine Dienftleute der angegebenen Kate: 
gorie fchon mit übertrage, ift eine durchaus unbegründete, wie denn 
auch das Intereſſe des Gutsherrn, daß die Jugend auf feinen Be— 
fitungen durch den gehörigen Religions und Schul:Unterriiht von 
Laftern und von dem Mübiggange abgehalten werde, fein bloß 
allgemeines, fondern ein ihn fpeziell berührendes Sntereffe if. Das 
Minifterium kann Ihren Anträgen durch den Erlaß der gewünfch- 
ten. Verfügung an die Königl. Regierung zu Magdeburg hiernach 
nicht willfahren. 

Perlin, den 8. Juni 1838. 
* Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts: und Medizinal: Angel. 

vd. Altenftein. 

$. 34. 1. c. Auch die Unterhaltung der Schulgebäude und Schul⸗ 


meiſter-Wohnungen muß, als gemeine Laft, von allen zu einer fol« 
chen Schule gewiefenen Einwohnern ohne Unterſchied getragen werden. 
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Reffripe des Königl. Minifteriums ber Geiftlichen ıc. 

Angel., an die Königl. Regierung zu Marienmwerder, 

ob den Superintendenten, Serpriehen: und Defanen 
das Prädifat „Hochwürden” zuſtehe. 


Bei Rüdfendung der Anlagen des Berichts vom 22. Fa: 
nuar e., benachrichtigt das Minifterium die Königl. Regierung 
hierdurch, daß das Prädifat „Hochwürden' meder den evängelis 
ſchen Superintendenten, noch den fatholiichen Erzprieftern und 
Defanen, durd) eine Allerhöchtte Beſtimmung beigelegt worden ift. 
Wenn fi) durch die Sitte hier und da ein gewiſſer Gebrauch 
diefes Prädifats zur Gewohnheit ausgebildet hat, fo hat diefelbe 
weiter Feine Geltung, als jede andere Konvenienz des_gefellichaft: 
lichen Lebens, und es fann daher auch Beitens der Behörde Nie: 
mand genöthigt werden, ſich diefer Form anzufchließen. 

Berlin, den 28. April‘1838. . 
Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts: und Medizinol: Angel. 

v. Altenftein. 


94, i 
CirfularsNeffript des Königl. Minifteriums der Geift- 
lihen ꝛc. Angel. an ſaͤmmtliche Königl, Konfiftorien, 
‚die. Prüfung der als Militair- Prediger anzuftellenden 
Geiftlichen betreffend. 


Nach $. 14. der Militair-Kirchen,Drdnung follen nur die zu 
Divifions: Predigern beftimmten Geiſtlichen in Rückſicht auf die 
nab $. 83. 1. ec. ihnen in Bezug auf die Diviſions-Schulen vb: 
liegenden Pflichten, auch noch einer wiffenfchaftlichen Prüfung vor 
der wiffenfchaftlihen Prüfungs» Kommijfion fih unterwerfen. Da 
indeffen der Fall eintreten fann, daß Garnifonprediger, um ihre 
öfonemifche Lage zu verbeffern, zu Divifionsprediger » Stellen be: 
fördert zu werden wünſchen, und fie doch von der Verpflichtung, 
diefe Prüfung noch nachträglich zu befiehen, alsdann nicht entbuns 
den werden fünnen, fo feßt das Minifterium, um den Garnifons 
predigern die Gelegenheit zur Erlangung einer befier dotirten Di: 
vifionsprediger-Stelle nicht zu verfähließen, und ihnen vielmehr den 
Zugang dazu zu erleichtern, hierdurch feſt, daß die Vorſchrift des 
J. 14. 1. cs auf alle fünftig zu irgend einer Militairprediger- Stelle 
ausgewählte Geifiliche ausgedehnt werde, und weifet demnach das 
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Königl. Konfiftorium hierdurch an, auch die zu Garnifonpredigern 
beftimmten Geiſtlichen an die betreffende wiffenfchaftliche Prüfungs: 
Kommiffion zu verweifen, welche diefelben gleichfalls nach der Vers 
fügung vom 20. Xebruar 1837. (Annal. ©. 92.) zu prüfen hat. 
Berlin, den 18. April 1838. 
Minifterium der Geiftlihen, Unterrichts: und Medizinal: Angel. 
v. Altenftein. 


95. 
Reffripe des Könige. Minifteriums der Geifklichen ec. 
Angel. an den Königl. Dberpräfidenten der Rheinpros 
vinz, die Vereidung der evangelifchen Pfarrer betreffend. 





Emw. Hochw. erwiedere ich auf die Anfrage vom.29. März c. 
ergebenft, daß ich bei dem aufgeftellten Grundfage Fein Bedenken 
‚ finde, wonach ein evangelifcher Pfarrer, wenn er früher den Staats« 
eid noch nicht geleiftet hat, bei feiner Einführung in ein neues 
Pfarramt auf denſelben verpflichtet werden muß; denn diefer 
Grundfag ergibt fi) aus der Ew. Hochw. unter dem 1. Zuni 
1835. mitgetheilten Allerhöchften Kabinets: Ordre vom 10. Febr. 
‚ ej. a. *), wenn man die allgemeinen Beftimmungen, nach welchen 
auch die Geiftlihen einen Dienfteid zu leiften haben, damit in 
Verbindung bringt... Ew. Hochw. überlaffe ich, die Königl. Re: 
gierung zu Düffeldorf auf den beigehend mit den Anlagen zurück 
. erfolgenden Bericht hiernach mit Befcheid gefälligft zu verfehen. 

Berlin, der 5. Zuli 1838, 

Der Minifter der Geiftlihen, Unterrichts und Medizinal : Angel. 
— v. Altenſtein. 


*) Annal. Jahrg. 1835. ©. 8. u. 9. 


96. | 
Reffript der Könige. Minifterien an die Königl. Re— 
gierung zu Potsdam, die Stempelpflichtigfeit der Auss 
einanderfegungs- Berhandlungen zwiſchen abgehenden 
und antretenden Pfarrern betreffend. 





Der Königl. Regierung wird auf den Bericht vom 12. Zuni 
d. J., die Stempelpflichtigfeit der Auseinanderfegungs -Verhand⸗ 
lungen zwifchen abs und angehenden Pfarrern betreffend, hierdurch 
eröffnet, daß die unterzeichneten Minifterien der von der Regie— 
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rungs-Abtheilung für die Verwaltung der indireften Steuern ans 
genommenen Meinung dahin beipflidgten müffen, daß die fraglichen 
Auseinanderfegungs« Berhandlungen in fo weit allerdings ſtempel⸗ 
pflichtig ‚find, als fie ihrem Gegenftande nach fich nicht auf die al« 
leinige Übergabe der zum Pfarrvermögen an fich felbft gehörenden 
Dotations:Objekte befhränfen, fondern eine gleichzeitige perfönliche 
Berechnung und Bereinbarung zmwifchen dem neu anziehenden Pfars 
rer und feinem Vorgänger oder deffen Erben über Meliorationen, 
Überfchüffe des Inventarii und andere dergleichen Gegenftände ih: 
res Privat» Intereffe und der vertragsmäßigen biesfälligen Aus: 
gleichung in fich fchließen. 
Berlin, den 4. Auguft 1838, 
Minifterium der Geiftlihen 2c. Angel.  Finanzminifterium. 
v. AUltenftein. v. Alvensleben. 


97. 
Reſkript des Königl. Minifteriums der Geiftlichen ıc.- 


Angel. an die Königl. Regierung zu Gumbinnen, wes 
gen Remuneration der Amtsvertröter bei Pfarr-⸗Vakanzen. 





Für die Verwendung des Einfommens der Pfarrftellen, des 
ren Vakanz nicht durch den Tod des Pfarrers herbeigeführt wors 
den, oder über das Sterbe: Quartal und die Gnadenzeit hinaus: 
geht, zur Entfchädigung und Remuneration der Vertreter, läßt fich, 
wie der Königl. Regierung auf die Anfrage im Bericht vom 25. 
v. M. hierdurch eröffnet wird, bei der Berfchiedenheit der Müh— 
waltungen uhd der baaren Auslagen, die dabei ftatt haben Füns 
nen, im Allgemeinen ein Maß nicht beftimmen. Es fommen Fälle 
vor, wo das ganze disponible Einfommen zur Entſchädigung und 
einigermaßen angemeffenen Remuneration der Stellvertreter faum 
ausreicht, wie es auch nicht an folchen fehlen wird, wo mehr als 
die Hälfte für das Pfarrvermögen erfpart werden kann. Daher 
wird den Regierungen überlaffen bleiben müffen, in den einzelnen 
Fällen, nach Ausmittelung der etwanigen EntfchädigungssAnfprüche, 
. die Höhe der Nemuneration nach den Forderungen der Billigkeit, 
unter gehöriger Berüdfichtigung des Maßes der vorhandenen Mits 
tel, feſtzuſetzen. Im Allgemeinen wird dahin zu fehen fein, daß 
dem Pfarrvermögen fo viel, als möglich ift, ohne gerechten und 
billigen Anfprüchen zu nahe zu treten, zugewendet werde. 

Berlin, den 26. Auguft 1838. 

Minifterium der Geiftlihen, Unterrichts: und Medizinals Angel. 
m AUltenfein. 
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| | 98. | 
Reſkript des Koͤnigl. Minifteriums ber Geiftlichen ac. Ans. 
gelegenheiten an das Königl. Konfiftorium zu Coblenz, 
wegen des Dimifforials bei Taufen ꝛc. durch den nicht 
i Fompetenten Pfarrer. 


Auf die Anfrage im Bericht vom 27. Zuni c., über die Bes 
rechtigung der Königl. Konfiftorien, die Ermächtigung zur, Taufe 
eines Kindes durch einen fremden Pfarrer in dem Falle zu erthei: 
len, wenn der fompetente Pfarrer fie verweigert, eröffnet das Mis 
nifterium' dem Königl. Konfiftorio hierdurch, daß die. Meinung der 
Kirchen-Ordnung für Weſtphalen und die Nheinprovinz nicht da: 
bin geht, daß die Pfarrer zur Ertheilung von Dimifforialien für 
die Saframent: Handlungen unter dem bloßen Beding der Stol— 
gebühren: Abfindung verpflichtet fein follen. Dies ergibt die aus: 
drüdliche Beflimmung des $. 98. a. a. O., wonach, wenn die 
Ertheilung des Dimifforiald zum Empfange des heil. Abendmahls 
bei einem fremden Pfarrer von dem ordentlichen verweigert wird, 
der Superintendent über die Zriftigfeit der Verweigerung ent: 
fcheiden fol, mithin die Abhängigkeit der Dimifforial: Forderung 
von dem Obwalten jedenfalls »befonderer erheblicher Gründe vor: 
ausgefegt wird. Was hier bei dem heil. Abendmahle beftimmt 
iſt, gilt um fo mehr bei der Taufe, wo eine ausdrüdliche Verord— 
nung wegen eventueller Gupplirung des Dimifforials fich nicht 
einmal in der Kirchen: Ordnung findet. Andererfeits liegt aber in 
den Attributen der vorgefeßten geiftlihen Behörde fchon an fich 
felbft die Befugniß, bei wirklich. geeigneter Sachlage dem weigern: 
den Pfarrer die Ausftellung des Dimifforiald aufzugeben, und wenn 
er nicht Folge leiftet, per modum executionis das Dimifforial 
von eigener Seite der Behörde zu ertheilen. Aus diefen Grün: 
den genehmigt das Minifterium, daß einftweilen und bis auf Wei; 
teres, da eine definitive Feſtſtellung von der Nevifion der Geſetz— 
gebung erwartet wird, das König. Konfifiorium, wenn ähnliche 
Fälle ſich wieder ereignen follten, nad) Befund der Sachlage das 
Dimifforial ausftelle, und gibt demfelben zualeich anheim, ſich da— 
bei per delegationem die Guperintendenten zu fubftituiren. 

Berlin, den 6. Auguft 1838. 

Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts: und Medizinal: Angel. 
v. Altenftein. 
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99. | 
Cirkular⸗Reſkript der Königl. Minifterien an fämmtliche: 
Königl. Regierungen, Dberlandesgerichte und Pupillen⸗ 
Kollegien, ‚mit Ausfhluß derer in der Rheinprovinz, 


die Stempelfreiheit firchlicher Zeugniffe in armen Vor— 


mundfchaftsfachen betreffend. 


Nach $. 3. lit. c. des Stempel-Geſetzes und der Allerhöch 
ften Kabinets » Drdre vom 5. Auguft 1833. (Geſetz-⸗ Samml. vom 
Jahr 1833. ©. 87.) müffen die zum Gebrauche in Vormund— 
fchaftsfahen auszuftellenden Fircjlichen Zeugniffe dann ftempel: und 
gebührenfrei ausgefertigt werden, wenn. die unter Bormundfchaft 
ftehenden Perfonen arm find, dder die eigenen Einfünfte, welche 
fie haben, zu ihrem Unterhalte verwandt werden müffen, und nad) 


- Abzug der Verpflegungs- und Erziehungsfoften feinen Überſchuß 


gewähren. . 
- . Damit hierdurch das Stempel: Intereffe und dasjenige der 


Geiftlichen, melde die Zeugniffe ausgefertigt haben, nicht gefährs 


det wird, fo werden alle Geiftlichen angewieſen, die von ihnen in 


’ 


Bormundfchaftsfachen ftempels und gebührenfrei auszufertigenden 
firchlichen Zeugniffe mit einer Liquidation der eventuell zum An: 
fag zu bringenden Stempel und Gebühren zu verfehen; den Ges 
tichten, welche in dem Falle, daß das Vermögen der unter Bors 
mundfchaft fiehenden Perfonen dies zuläßt, die Nachliquidation der 
Koften zu veranlaffen haben, wird aber zur Pflicht gemacht, hier: 
bei jene Liquidationen gehörig zu beachten und auch die Gebühren 
der Seiftlichen fofort mit einzuziehen und diefen Foftenfrei zu überfenden. 
Dieſe Verfügung’ ift durch die Amtsblätter befannt zu machen. 

Berlin, den 16. Juli 1838. | 

Der Minifter der Geiftlihen, Unteres Für den Zuftizminifter. 
terrichtd: und Medizinal: Ange. Vermöge Allerh. Auftrags. 

v. Altenſtein. | v.r. Goßler. 





100. 

Cirkular-Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 
und der Polizei, an die Koͤnigl. Regierungen zu Pots⸗ 
dam, Frankfurt, Stettin und Coͤslin, ſowie an diejeni- 
gen der Provinzen Schlefien, Pofen und Sachfen, und 
abfchriftlih an das Königl. Polizeipräfivium hiefelbft, 
das Verfahren bei den von Separatiften beabfichtigten 

Auswanderungen betreffend. 


Des Könige Majeftät haben auf die Eingabe mehrerer Ein: 


« 
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wohner von Klemzig,. im Züllichauer Kreife, in welcher biefelben 
darnm nachfuchen, bei ihrer Auswanderung nad) Sübdauftralien ihre 
militairpflichtigen und minorennen Kinder mitnehmen zu dürfen, 
die abfchriftlic anliegende Allerhöchſte Kabinets-Drdre vom 10. d. 
M. an die Bittftellee zu erlaffen und mir zugleich zu befehlen ge: 
ruhet, daß diefe Ordre san alle diejenigen, welche mit -ähnlichen 
Anträgen hervortreten möchten, gelangen, und nach den Grund: 
fägen, welche Allerhöchftdiefelben darin ausgefprochen haben,’ vers . 
fahren werden folle. (Anl. a. u. b.) 

Die Königl. Regierung wird hiervon in Kenntniß gefeßt, um 
auf die vorliegenden und fonft etwa eingehenden Auswanderungs: 
Anträge der Separatiften, dem Allerhöchſten Befehle gemäß,, das 
Erforderliche zu veranlaffen. | 

Berlin, den 20. März; 1838, 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
hi d. Rochow. 





Sie erhalten in den Anlagen die Eingabe mehrerer Einwohner von 
Klemzig, die Auswanderungs-Ungelegenheit betreffend, und abſchriftlich 
das, was Ich ihnen darauf erwiedert habe. Diefe Ordre (Anl. b.) bas 
ben Sie an alle diejenigen gelangen zu Iaffen, welche mit ähnlichen Ans 
trägen bervortreten follten und nach den Örundfägen zu verfahren, welche 
Sch bier ausgefprochen babe. i 

Berlin, den 10. März 1838. 

Sriedrich Wilhelm. 


d 


An 
den Staatsminiſter v. Rocho w. 


b. | 

Es hat mich tief geſchmerzt, die Erfahrung machen zu mäffen, daß 
einzelne Meiner Unterthanen, fünf gut und religiös gefinnte Menfchen, 
durch Fanatismus und Irrlebren verblendet und verleitet, nicht ver: 
trauend Meinen väterlichen Erflärungen und Ermahnungen, fich hart⸗ 
nädig dem Wahn bingeben, als folle die alte wahre Lutherifche Lehre 
verdrängt werden, woran doch nie gedacht wurde, und nicht achtend 
auf alles das, was Se hätte dienen müffen, fie vom Gegentheil auf 
das vollſtaͤndigſte zu Überzeugen, fich jetzt fogar anſchicken, ihre ſaͤmmt⸗ 
lichen Wobnpläge zu verlaffen, um, wie fie meinen, das alte Luthers 
tbum in Suͤd⸗Auſtralien, tauſende von Meilen von ihrer Heimatb ent 
fernt, aufzufuchen, wohin fanatifche Dbere fie zu führen beabfichtigen, 
um dorf ihren religids fantaſtiſchen Plänen chimärifcher Unabhängigkeit, 
wie fie fich in ihrer Phantaſie ausgebildet hat, um fo freieren Lauf 
laffen zu Fönnen, während fie, die ©etäufchten, wenn fie die Kraft bes 
fäßen, ſich von diefen ScheinsFrommen, welchen es gelungen ifl,’ fie zu 
umſtricken und durch Gewiſſens-Skrupel zu ängfligen, loszureißen, nad) 
wie vor der alten wahren unverfälfchten Lutherifchen Lehre, wie fie in 
der Augsburger Konfeflion entpalten ijt, treu und ergeben bleiben koͤnn⸗ 
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ten. Auf Feine Weiſe fonnte die Zurcht, im Glauben beeinträchtigt zu 
werben, entfliehen, da ihnen bereits. oftmals die Werficherung gegeben 
worden ift, daß, wenn fie es mwänfchen follten, ihre Geifliche —F oͤrm⸗ 
lich gegen ſie verpflichtet haben wuͤrden, keine andere als die obenge⸗ 
nannte Lutheriſche Lehre zu lehren und zu predigen. Kehrt alſo zuräd, 
ihr Irregeleiteten! noch iſt es Zeit, einen Schritt zu unterlaffen, ben 
idhr Pünftig ficherlich zu bereuen haben werdet, und der weder euer ewi⸗ 
ges noch euer zeifliches Heil fördern Ffann. Solltet ihr aber dennoch 
m eurem Ötarrfinn bei dem, was ihr befchloffen habt, bebarren, fo habt 


ihr euch den uͤber die Auswanderungen beflebenden VBorfchriften genau  - 


w unterwerfen, da Sch euch alsdann wohl bedauern und bemitleiden 
ann, euch aber eurem Schickſale überlaffen muß. 


Berlin, den 10, März 1838, . uns . 
| | Friedrich Wilhelm. 


An 
den N. N, und Konforten zu Klemzig, 
bei Züllichau. 


101. | 

Reffript des Königl. Minifteriums der Geiftlichen ıc. 

Ange. an den Königl. Oberpräfidenten ver Rheinpros 

ving, die Beauffichtigung des jüdifhen Kultusweſens 
betreffend. 





Die von der jüdifchen Gemeinde zu N. erwählten Vorſteher 
haben ſich an das unterzeichnete Minifterium mit dem abfchriftlich 
bier beifolgenden Gefuche um Beftätignng des für ihre Gemeinde 
entworfenen Statuts gewendet. Das Minifterium ift mit dem 
bereits von Em. Hochw. den Supplifanten ertheilten Befcheide 
darin einverftanden, daß bis dahin, wo die Fünftig bevorftehende 
allgemeine gefeglihe Verordnung über das kirchliche Verhältniß 
der Juden erfolgen wird, auf die Beftätigung von dergleichen 
neuen Statut:Entwürfen nah dem Antrage einzelner jüdifcher Ges 
meinden auch in dortiger Provinz nicht eingegangen werden kann. 
In Gemäßheit der Allerhöchften diesfälligen Beſtimmungen ift viels 
mehr bis zu dem vorbemerften Zeitpunfte das jüdifche Kultusmwes 
fen an und für fich lediglich in feiner beftehenden Verfaſſung zu 
erhalten, und nur gegen etwanige Drdnungsflörungen, zufolge der 
nach $. 18. der Negierungs » Inftruftion vom 23. Oftober 1817. 
den Regierungen zuftehenden Aufficht über den Kultus aller Relis 
Hions: Parteien, Die erforderliche Remedur zu treffen. Ein unent 
behrliches Mittel - zur Abwendung folcher Drdnungsftörungen iſt 
aber, befonders bei jeder einigermaßen zahlreichen Gemeinde, die 
Beftellung eined mit den angemefjenen Direftions: und Verwal⸗ 
tungs : Befugniffen verfehenen Gemeinde: Borftandes, mit welchem 
die jüdifhen Gemeinden auch in den älteren Provinzen der Megel 
nach verfehen find, und in deffen zeitherigem Mangel ein haupt» 
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ſächlicher Grund der bisher bei der jübdifchen Gemeinde zu N. ob 
gewalteten Unordnungen und Zwoiftigfeiten gelegen zu haben ſcheint. 
Eben fo wenig daher, als dem Diinifterio ein richtiger Zufammens 
bang defien erfichtlich ift, was’ der den Supplifanten ertheilte Des 
fcheid der Königl. Regierung zu N. von einem erft jeßt gefchehes 
nen Zufammentrift der, anfcheinend vielmehr fchon ſeit fehr lan: 
ger Zeit eriftirenden, jüdifhen Gemeinde in N. erwähnt, fann das 
Minifterium auch die in jenem Befcheide refoloirte Zurückweiſung 
der von der Gemeinde gefihehenen Beſtellung eines Vorſtandes 
für richtig erachten, zumal die Regierung felbft fein Bedenken ge: 
funden hat, gerade in dem erheblichften Punfte, der Derhandlung 
mit den Behörden und der Dertretung der Gemeinde in ihren 
äußeren. Rechtsangelegenheiten, die im Wefen der Sache auf das 
nämliche hinausgehende Zulaffung eben jener Vorſteher als Be: 
vollmächtigte der Gemeinde nachzugeben. Es unterliegt vielmehr 
keinem erſichtlichen Anſtande, die Wahl jener Vorſteher dergeſtalt 
zu genehmigen, daß denſelben auch die Verwaltung der innern 
Angelegenheiten der Gemeinde, insbefondere die Sorge für eine 
gehörige Ordnung bei den gottesdienftlichen Zufammenfünften, uns 
ter ihrer nächften diesfälligen Verantwortlichfeit obliegt. Gleicher— 
maßen wird ihnen hiernady auch die Verwaltung des N.fchen Legats 
für das Schulwefen der jüdischen Gemeinde, worüber die Königl. 
Regierung zu N. dem Minifterio unter dem 19. September v. 5. 
einen befondern Bericht erftattet hat, zunächft verbleiben Fönnen, 
und nur die ordnungsmäßige Auffiht über die richtige Admini— 
ftration jenes Legats und die fliftungsmäßige Verwendung feiner 
Einfünfte ebenfalls fortzufegen fein. Ew. Hochw. ftellt das Mis 
nifterium anheim, hiernach die Königl. Regierung zu N., unter 
Rückfertigung der hier wieder" beifolgenden Eingabe der jüdifchen 
Gemeinde: Borfteher vom 8. Auguft v. J., mit der entfprechenden 
Anweiſung zu verfehen, und die Gemeinde: Vorfteher auf die da: 
nad) von ihnen zu erwartenden DBerfügungen vorläufig zu vers 
weifen. 
Berlin, den 18. September 1838. 
Miniſterium der Geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal: Angel. 
v. Altenfiein. 


102. 


Reffript der Königl. Minifterien an die Königl. Negie- 
rung zu Marienwerber, die Anlegung jüdifcher Bethaͤu— 
fer betreffend. 





In Folge des Berichts der Königl. Negierung vom 18. Mai 
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1836., die von der jüdifhen Gemeinde zu N. nadhgefuchte Er: 
laubnif zur Anlegung eines Bethaufes und Autorifation zum Ers 
werbe des von ihr hierzu und zur Wohnung für ihren Kantor 
beftimmten Srundftüdes betreffend, iſt von dem unterzeichneten 
und dem Minifierio des Innern und der Polizei die Allerhöchfte 
Genehmigung jener Anlage und Grundfiüds: Acquifition bei des 
Königs Majeftät in Antrag geftellt worden. Seine Königl. Mas 
jeftät haben jedoch auf diefen und einen ähnlichen, für eine andere 
jüdifche Gemeinde erftatteten Smmediat: Antrag, zu refolviren gerus 
het, daß e8 der Regel nach bei der an jedem Orte feither beftans 
denen Einrichtung in Betreff des jüdifchen Kultuswefeng fein Ber: 
bleiben behalten, und die Genehmigung zu neuen Anfagen für 
daffelbe nur in den Ausnahme-Fällen eines beſtimmt nadhzumeifens 
den, dergeftalt dringenden Bedürfniffes ertheilt werden fol, bei 
deffen. Nichtberüdfichtigung die betreffende jüdifche Gemeinde. in 
die Lage kommen würde, überhaupt Fein Lofal für ihren Gottes; 
dienft finden zu können. Ob dies bei der jüdifchen Gemeinde zu 
N. der Fall fei, foll nad) Sr. Königl. Majeftät Allerhöchffem 
Befehle noch einer näheren Prüfung unterworfen werden, welcher 
fi) die Königl. Regierung dahin zu unterziehen hat, daß nament: 
lich in beſtimmten Nachweiſungen zu ermitteln ift, welcher Zofals 
Beranftaltung, nad dem nothmwendigen Erforderniffe berechnet, es 
für den Gottesdienft der jüdischen Gemeinden bedarf, welcher Los 
Pale fie fich zu demfelben bisher bedient hat, ob und aus welchen 
Grunde diejelben für die Zufunft dem nothwendigen Bedürfniffe 
nicht mehr genügen, und ob und aus welchem Grunde, ftatt einer 
etwa miethmweifen oder fonft in der bisherigen Ark zu verfuchenden 


Ausmittelung eines geeigneteren Lofals, die Erwerbung eines eis _ 


genen Grundſtücks und Einrichtung deſſelben zu einem beſonderen 
Bethauſe ein wirkliches Erforderniß für die Kultus⸗ Ausübung der 
jüdiſchen Gemeinde ſei. 

Über die diesfälligen Reſultate hat die Königl. Regierung 
demnächft ihren andermweiten gufachtlichen Bericht Behufs der weis 
teren geeigneten Beranlaffung zu erftatten. 

Berlin, den 6. April 1838. | 

Minifterium der Geiftlichen, Untere Minifterium des Innern und 
richts- und Medizinal:Angel. der Polizei. 

v. Altenftein. v. Rodom. 
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VI. 
Offentlicher Unterricht. 


103. 


Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſtlichen und 

Unterrichts⸗ ꝛc. Angel. an das Koͤnigl. Provinzial⸗Schul⸗ 

kollegium zu Muͤnſter, die Pruͤfungen der Kandidaten 
des hoͤheren Schulamts betreffend. 





Was die von dem Königl. Provinzial-Schulfollegium in dem 
Berichte vom 26. Februar d. J. geftellten Fragen betrifft, fo bes 
merft das Minifterium: 

ad 1., daß folchen Kandidaten, welche in einem der Haupts 
fächer des Stoffes fo mächtig’ find, daß fie diefen Gegenfland auf 
Secunda (nicht aber auf Prima) mit Erfolg ertheilen Fönnen, 
und den vorgefchriebenen Bedingungen in Betreff der andern Prüs 
fungsgegenftände entiprechen, das Zeugniß der unbedingten facul- 
tas docendi nicht zu ertheilen iſt; vielmehr ift nur folchen Kan: 
didaten die unbedingte facultas docendi beizulegen, welche in den 
beiden obern Klaffen, alfo audy in Prima, in einem der Haupt: 
fäher mit Erfolg unterrichten zu Pönnen, in der Prüfung nach« 
weifen. 

ad 2., daß zu den Haupt:Rehrgenenftänden, für welche uns: 
ter den im $. 16. des Reglement vom 20. April 1831. angeges 
benen Bedingungen das Zeugniß der unbedingten facultas do- 
cendi ertheilt werden darf, allerdings nun auch die Theologie und 
hebräiihe Sprache gerechnet wird, und es darf nur folchen Theos 
logen das Zeugniß der unbedingten facultas docendi zuerfannt 
werden, welche ein vorzügliches Prädifat in den theoloaiichen 
Prüfungen erlangt haben, und bei der‘ Prüfung vor der wiſſen⸗ 
fchaftlichen Prüfungs: Kommiffion eine ausgezeichnete Lehrgabe und 
eine gründliche Lehrmethode, ſowie eine vorzügliche philofophifche 
Ausbildung, nachweifen können. Sie werden in diefem Falle durch 
das Zeugniß der unbedingten facultas docendi für den Unter: 
richt in der Religion und in der hebräifchen Sprache auf allen 
Klaffen eines Gymnaſiums approbirt. 

ad 3., daß bei Kandidaten der Theologie, welhe — als 
evangelifhe — ſchon beide Konfiftorial: Prüfungen beftanden, oder 
— als Fatholifche — ſchon die höheren Meihen erhalten haben, 
die für felbige ausgefertigten Zeugniffe, der theologischen Prüfungss 
Kommiffionen ſchon genügen, fo daß die wifjenfchaftlichen Prüs 

funges 
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funge-Kommiffionen die Prüfung nur auf die den Kandidaten beis 
wohnende Lehrgabe und Methode, fowie auf ihre philofophifche Yuss 
- bildung, zu richten haben. 

Übrigens bleibt dem Königl. Provinzial-Schulfollegium über: . 
laffen, die an die wiflenfchaftliche Prüfungs: Rommiffion unter dem 
3. Februar d, 3. *) ergangene Verfügung durch die Amtsblätter 
befannt zu machen. 

Berlin, den 16. Mai 1838. 

Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts: und Medizinals Angel. 
v. Altenftein. u 


) Yinter der folgenden Nr. 104. XV. 





1 04. 


Cirfular-Reffript des Könige. Minifteriums der Geiſtli⸗ 
hen, Unterrichtss ıc. Angel., an fämmtliche Königl. Pro; 
vinzials Schulfollegien und wiſſenſchaftliche Prüfungs, 
Kommiffionen, mit einer Sammlung der über die Prü- 
fungen der Kandidaten des ‚höhern Schulamts erganz 
genen Verordnungen und Minifterial-Berfügungen. 





Das Minifterium hat einen neuen Abdrud des Neglements 
über die Prüfung der Kandidaten des höhern Schulamts, vom 20. 
April 1831., veranftalten und mit demfelben gleichzeitig das in 
diefem Reglement in Bezug genommene Edift vom 12. Zuli 1810, 
ſowie außerdem die auf diefe beiden Verordnungen fich beziehens 
den fpäteren Berfügungen, abdruden laffen. 

Dem Königl. Provinzial: Schulfollegium werden beigehend 
3 Erempl. diefes Abdruds (Anl. a.) mit der Aufforderung übers 
fandt, durch die Negierungs: Amtsblätter das Publikum von dem 
erfolgten Abdruck dieſer Sammlung, welche dem Buchhändler 
Mittler hiefelbft, behufs des weitern Debits, in KRommiffion 
gegeben worden ift, auf geeignete Weiſe in Kenntniß zu feßen. 

[Die Königl. wiſſenſchaftliche Prüfungs: Rommiffion erhält in 
der Anlage 2 Erpl. des Abdruds diefer Sammlung] 

Berlin, den 29. September 1838. 


Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts: und Medizinal: Angel, 
v. Ultenfiein. 





Annalen. Heft IL. 1835. _ _ It 
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a. 
Sammlung der über die Prüfungen der Kandidaten des hoͤ⸗ 
bern Schulamts ergangenen Verordnungen und Miniſterial⸗ 
| Verfügungen. 
I. 
Edikt, wegen Prüfung der Kandidaten des höhern Schulamts, 
vom 12. Zuli 1810. 
(Geſetz⸗Samml. für 1806 — 1810. ©. 717 — 721.) 


II. 


Cirkular⸗Reſkript, die Prüfungen der Schulamts:Kandidaten zu An— 
fiellungen bei höheren Bürgerfchulen betreffend, v. 29. März 1827. : 


(Annalen, Jahrg. 1827. ©. 109. ff.) 


IT. 
Cirfular: Neffript, die Prüfungen der Kandidaten der Theologie 
im Sculwefen betreffend, vom 24. Oftober 1827. 
| (Annalen, Iabrg. 1827. ©. 931.) 


IV. 


Cirkular-⸗Reſkript an fämmtliche Königl. Provinzia-Schulfollegien, | 


die Prüfung der Schulamts: Kandidaten in den Naturwiſſenſchaf— 
ten betreffend, vom 18. März 1830. 


Das Minifterium bat befchloffen, daß von jeßt an denjenigen Schuls 


amts«» Kandidaten, welche das naturmiffenfbaftlihe Seminar der Unis ' 


we u 2 # 2. 


verfität in Bonn befucht haben, bei ihrem Abgange aus demfelben über 
ihre Qualififation in Bezug auf die Naturwiſſenſchaften ein förmliches | 
und ausführliches Zeugnig von der Direktion des gedachten Seminars ' 
ertbeilt werden, und dieſes Zeugniß die Wirfung haben fol, daß die 
Kandidaten, denen es ertheilt worden iſt, einer weiteren Prüfung in den ' 
Naturmwiffenfihaften von Seiten der Königl. wiffenfhaftlihen Prüfungs: ' 
Kommiffion uͤberhoben find. Hierbei verficht es fich jedoch von ſelbſt, 


daß fie fich binfichtlich der übrigen PrüfungssGegenftände der vorfchrifte- 
mäßigen Prüfung bei der gedachten Kommiffion unterwerfen, und über 


den Ausfall derfelben ein Zeugniß beibringen müffen. Indem das Mis 
nifterium dem Königl. ProvinziabSchulfollegium von diefem Beſchluſſe 


Kenntniß gibt, beauftragt es daſſelbe zugleich, ſich hiernach in vorfoms 
menden Fällen zu achten. 
Berlin, den 18. März 1830. 


Minifterium der Geiftlichen, Unterricht: und Medizinal-Angelegenheiten. 
v. | 


Yltenfiein. 


V. 
Reglement für die Prüfungen der Kandidaten des höhern Schul: 
amts, vom 20.‘ April 1831. 
(Annalen, Jahrg. 1831. ©. 311 — 340.) 
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VI. 


Neffript an das Königl. Provinzial» Schulfollegium zu N., bie 
Prüfung der Religionslehrer an Fatholifchen Gyianafien betreffend, 
vom 8. Mai 1832. 


Das Minitterium eröffnet dem Königl. Provinzial» Schulfollegium 
auf den, die Prüfung der Religiondlehrer an Fatholifchen Gymnafien 
betreffenden Bericht vom 24. Januar c., daß die Konfurspräfung, welche 
die Fatholifchen Geiftlichen, ebe fie in die GSeelforge treten, vor der bi- 
fhöflichen Beboͤrde abzulegen haben, nicht weiter reicht, als zu ermitteln, 
ob die Eraminanden die zu dem Amte des angehenden Seelforgers er; 
forderliche theoretifh=theologifche Bildung befißen. Die Mebrbeit der 
Eraminatoren find geiftlihe Gefchäftsmänner und Pfarrer, denen der 
gegenwärtige Stand der -tbeologifchen Wiffenfchaft nicht genau, befannt 
if. Die — betrifft nur die unentbehrlichſten Kenntniſſe, und gibt 
feine genuͤgende Gewaͤhr, daß der Geprüfte im Stande fein werde, auch 
vor den Schülern ber obern GymnaftalsRlaffen die Lehren der Religion 
auf eine, der höheren Bildung diefer Schüler entfprechende Weiſe 'wif: 
fenfchaftlich zu begründen. Das Minifterium fiebt fich daher veranlaßt, 
bierdurch anzuordnen, daß von jeßt an die Fatbolifchen Geiftlichen, welche 
das Königl. Provinzial: Schulfollegium als Religionslehrer an den ka⸗ 
tholifhen Gymnaſien anzuftelen beabfichtigt, und die nicht etwa auf eis 
ner inländifchen Akademie zu Doftoren oder Lizenziaten der Gottesge⸗ 
lahrtheit rite promovirt find, ficb zuvor in Hinſicht ihrer theologifchen 
Bildung und Gelebrfamfeit einer fchriftlihen und mündlichen Pruͤfun 
unterwerfen, und diefe ausfchließlich, von dem für das Fach der katholi— 
fhen Theologie ernannten Mitgliede der Königl. wiffenfhaftlichen Pruͤ⸗ 
fung: Rommiffion abgehalten werden follen. Dagegen fönnen an der 
——— durch welche die katholiſchen, Randidaten ſich in Hinſicht 
ihrer Lehrfaͤhigkeit auszumeifen haben, auch die Abrigen Mitglieder der 
wiffenfchaftlichen Prüfungs s Kommiffion Theil nehmen. Ob übrigens 
der als Religionslehrer anzuftellende Fatbolifche Geiftliche ſich noch in 
einem oder dem andern wiffenfchaftlichen Face von der gedachten Koms 
miffion prüfen laffen und den Unterricht in demfelben Übernehmen will, . 
fol von feiner freien Wahl abhängig fein. —— 

Das Minifterium beauftragt das Koͤnigl. Provinzial⸗Schulkolle⸗ 
ra der obigen Unordnung gemäß, das weiter Erforderliche zu verans 
en.! 

Berlin, den 8, Mai 1832, F 
Miniſterium der Geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten. 


v. Altenſtein. 
l 





VII. 


Cirkular⸗Reſkript an die Königl. Provinzial-Schulkollegien, die Zu: 
loffung ausländifcher Schulamts-Kandidaten zu den Prüfungen be: 
treffend, vom 15. Juli 1832. 


Dem Königl. Provinzial: Schulkolle io wird nachrichtlich hierdurch 
befannt gemacht, daß des Könige Majeſtaͤt, nach dem Worfchlage des 
Minifteriums, mittelt Allerhoͤchſter Kabinets - — — 30. v. M., 

t 
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den Provinzial, und Pruͤfungs. Behdrden zwar geflatten wollen, daß fie 
ausländifche junge Schulamts-Randidaten, vorausgeſetzt, daß fie ſich über 
die Bildung, welche fie erhalten, und über ihre Atliche Mürdigfeit durch 
vorfchriftemäßige Zeugniſſe ausweiſen koͤnnen, zu den Kandidaten⸗Pruͤ⸗ 
fungen zulaſſen, ihnen aber das Wabls und Anſtellungsfaͤhigkeits⸗Atteſt 
nur unter der Bedingung ertheilen dürfen, wenn ihnen das Zeugnif 
der unbedingten Züchtigfeit, „vorzüglich” oder „[ehr gut” 
beftanden zu haben, & eben werden fann, von welcher Beſtimmung 
die Königl. Provinzial: Aulfollegien die ſich Meldenden ſchon vor der 
Prüfung in Kenntnig fegen muͤſſen. Hiernach find die wiſſenſchaftlichen 
Hrüfungs:Kommiffionen zu infiruiren. 

Berlin, den 15. Juli 1832, e 
Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts: und Medizinals-Angelegenpeiten. 
v. Altenftein. 


\ 


VII. 


Reſkript an den Direktor der Königl. wiffenfchaftlichen Prüfungs⸗ 
Kommiſſion zu N., die Stempel: und Prüfungs-Gebühren betreffend. 
vom 19. Dftober 1832. 


Das Minifterium eröffnet Ihnen auf die in Ihrem Berichte vom 
2. v. M. enthaltenen Anfragen: | 

1) Daß das einem, wegen unzureichender Kenntnifte in Nebenfäs 
chern auf unbefimmte Zeit zurüchgemwiefenen, Kandidaten auszuftellende 
PrüfungssZeugnig auf einem Stempelbogen auszufertigen if, die ſoge⸗ 
nannten Ranzlei-Gebühren von 4 Rthlr. ihm nicht zurüd zu geben find, 
und derfelbe bei dem nächfien Eramen,.in welchem er feine gulaffungs 
fähigkeit befundet, diefe Summe noch einmal er entrichten bat. 

2) Wenn ein Kandidat bei dem erften Eramen in einem oder eis 
nigen Fächern- ein zwar nicht hinderliches, jedoch ihm ſelbſt nicht genäts 
gendes Zeugnig erhalten bat, und nach einiger Zeit um Zulaffung zu 
einem zweiten Eramen bittet, welches eigentlich weder pro venia noch 
pto ascensione if, fo find bei einem ſolchen SpejialsEramen die Kanz- 
lei:Gebühren von 4 Rthlr. noch einmal zu erheben. 

Berlin, den 19. Dftober 1832. 
Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts: und Medizinal:Angelegenpeiten. 

v. Altenfein 


IX, 

Cirkular⸗Reſkript an die Königl. wiffenfchaftlichen Prüfungs:Komes 
miffionen, betreffend die Anrechnung der Studien» Jahre auf der 
Akademie zu Münfter, in Beziehung auf die Prüfung pro facul- 
| tate docendi, vom 24. Januar 1833. | 


Das Minifterium macht der Königl. wiffenfchaftlihen Pruͤfungs⸗ 
Kommiffion auf den Bericht vom 22. Dezember pr., betreffend das 
triennium des Studioſus der Philologie N. N. und deſſen Zulaffun 
jur Pröfing Pro facultate docendi, hierdurch Befannt, daß nach $. 38. 

er von des Königs Majeflät unterm 12. November 1832. Allerhöchft 
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vollgogenen Statuten der Akademie zu Münfter, den Stubirenden ber 
Zheologie und denjenigen Gtudirenden, bie fich dem Lehrfache bei den 
Gyınnafien widmen wollen, die Zeit, welche fie auf der gedachten Afa- 
demie feit ihrer Inſkription bei der ortigen pbilofophifchen Fakultät zus 
gebracht haben, auf die gefeglichen Studien⸗Jahre anzurechnen if. 
Hiernach bat ſich die Königl. miffenfchaftliche P fungs⸗Kommiſſion 
in dem vorliegenden, und in kuͤnftigen ähnlichen Fällen zu achten. 
Berlin, den 24. Januar 1833, 
Minifierium der Geiſtlichen, Unterrichts und Mediginal:Angelegenheiten. 
Unterrichts» Abtheilung.- 
Nicolovius. 


‘ 





x 


Reffript an den Direftor der Königl. wiffenfchaftlichen Mrüfungss 
Kommiffion zu N., die Gebühren für Prüfungs:Zeugniffe betreffend, 
vom 18. Februar 1833. | 


Das Minifterium findet e8 der re gemäß, daß nach Ihrem 
Borfchlage in dem Berichte vom 30.0. M. die Königl. wiffenfchaftliche 
Prüfungs» KRommiffion auch für das Colloquium pro rectoratu Ges 
bübren erbebe, jedoch nur diefelben, welche für die Prüfung pro facul- 
tate docendi, pro laco und pro ascensione entrichtet werden, wie «6 
auch bereits durch die Verfuͤgung des Minifterii vom 2. April 1824. 
(Anl. a.) an die vormalige wiſſenſchaftliche Prüfungs - Kommiffion bes 
fimmt worden iſt. Die vorgefchlagene Erhebung des doppelten Gebühr 
sens Betrages für das Colloquium pro rectoratu fann das Miniftes 
rium nicht genehmigen, da fie, namentlich für die Neftoren der höheren 
Bürgerfchulen, deren Gehalt felten 600 Rthir. überfleigt, oft fehr drüßs 
fend werden würde, weil diefelben außer den gedachten Gebühren auch 
die Koſten der Reife bierber und eines mebrtägigen Aufenthalts hier: 
felbf ge befireiten haben. _ 
erlin, den 18. Februar 1833, 2 
Minifterium der Geifilichen, Unterrichtd- und Medizinal:Angelegenheiten. 
n. 


v. Altenſtei 


a. 

Dad Miniſterium ermächtigt die Königl. wiſſenſchaftliche Prüfungs-Kommiſ⸗ 
Tion bierdurd, von jest an von einem jeden Kandidaten, welher fi) von ihr 
pro facultate docendi oder pro ascensione prüfen laffen, oder ſich zum colloquio 
pro rectoratu bei ihr fielen wird, für die Ausfertigung des Prüfungszeugniffes die 
Summe von 4 Rthlr. Preuß, Kourant, ohne die Stempelgebühren, ald Kanzlei« 
gebũhren entrichten zu laſſen. 

Berlin, den 2. April 1824, 

Minifterium der Geiftlihen, Unterrichts» und Medizinal: Angelegenheiten. 

v. Altenfteim 





XI. 


Cirkular⸗Reſkript vom 12. Juli 1833,, die Zulaffung zu den Schul: 
| amts: Prüfungen betreffend. 
(Annalen, Jahrg. 1833. ©. 39.) 
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XI. 


Allerhöchſte Kabinetss Ordre vom 30. Zuli 1833., die Gebühren 
für Prüfungs:Zeugniffe betreffend. 
(Annalen, Jahrg. 1834. ©. 1007.) 


XIII. 


Reſkript an die Königl. wiſſenſchaftliche Prüfungs: Kommiffion zu 
Münfter, betreffend den fpätern Befuch vollftändiger Univerfitäten 
Seitens der Studirenden auf der dortigen Afademie, 
vom 27. Auguft 1833. 





Das Minifterium eröffnet der Königl. wiffenfchaftlichen Pruͤfungs⸗ 
Kommiffion auf den Bericht vom 17. Juni d. J. betreffend die Stus 
birenden der bortigen Afademie, die fich dem Lehrfache bei den Gym⸗ 
nafien widmen wollen, Folgendes. Im $. 66. der für die dortige afas 
demifche Lehranitalt erlaffenen Statuten if feſtgeſetzt, daß denjenigen 
Studirenden, welche fich dem höheren Lehrfache bei den Gymnafien wids 
men, und zu dem Ende die dortige afademifche Lebranftalt beziehen wol⸗ 
Ien, die Zeit ihres Aufenthalts zwar angerechnet, fie aber in jedem Falle 
gebalten fein follen, außer der auf der dortigen afademifchen Lehranftalt 
zugebraditen Zeit, noch zwei Sabre hindurch eine vollftändige Univerfis 
tät zu befuchen. Da fpäterbin Allerböchflen Orts der Befuch auswärs 
tiger Univerfitäten den inländifchen Studirenden verboten worden ift, fo 
leidet die obige flatuarifche Beſtimmung für jegt nur auf die inländi= 
fehen Univerfitäten Anwendung. Streng genommen gilt die fragliche 
Beſtimmung im $. 66. der Statuten auch fchon für diejenigen, die vor 
der Bolgiedung der Statuten fich auf der dortigen Lehranftalt für das 
höbere Schulfach vorbereitet und ihr triennium ganz oder theilmeife 
vollendet haben. Das Minifterium iſt aber nicht abgeneigt, diejenigen, 
die zu Michaeli$ d. 3. ihr triennium academicum auf der dortigen 
afademifchen Lebranftalt vollendet haben, und feine Mittel befigen, um 
noch eine vollfiändige Univerfität zu befuchen, nach Befinden der Um⸗ 
fände von der ibnen in Folge der Beflimmung im $. 66. der Status 
ten obliegenden Verpflichtung ausnahmsweiſe zu dispenfiren, wenn fie 
ſich mit ihrem desfallfigen Gefuche, unter Einreichung ihrer Zeugniffe, 
an das Minifterium wenden. Wenn die Königl. wiſſenſchaftliche Pruͤ⸗ 
fungs⸗Kommiſſion ferner darauf anträgt, für diejenigen Gtudirenden, 
welche fich dem höheren Lehrfache bei den Gymnaſien widmen, das ges 
fegliihe triennium in ein quadriennium academicum auszudehnen, fo 
fann das Minifterium, da namentlich fchon die Verpflichtung des Pros 
be:Fahres beſteht, und aus andern erheblichen Gründen diefem Antrage 
nicht willfahren. 

Berlin, den 27. Auguſt 1833. 


Minifterium der Geiftlichen, Unterrichtds und Medisinal-Ungelegenpeiten. 
v. Altenſtein. - 
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XIV. 
Cirkular-Reſkript an die Königl. wiſſenſchaftlichen Prüfungs-Kom: 
miffionen, die Zulaffung inländifcher jũdiſcher Schulamts: Kandida: 


ten zu den Prüfungen pro facultate docendi betreffend, 
vom 30. Auguft 1835. 





Der Konigl. wiſſenſchaftlichen Prüfungs-Kommiffion wird hierdurch) 
eröffnet, wie e8 feinem Bedenken unterliegt, daß dieſelbe auch die für 
Iniander zu achtenden Schulamts⸗Kandidaten mofaifchen Glaubens zur 
Prüfung ‚pro facultate docendi, unter den in dem Reglement vom 
20. April 1831. gefeglich vorgefchriebenen Bedingungen, zulaffen kann; 
wobei es fich von felbft verfteht, daß in der mit ihnen vorzunehmenden 
Prüfung die chriftliche Theologie nicht in den Kreis der Prüfungs-Ges 

enflände zu — iſt. Jedoch bat die Koͤnigl. wiſſenſchaftliche Pruͤ⸗ 
—*8 ion allen ſolchen, ſich zur Prüfung pro facultate do- 
cendi meldenden Kandidaten mofaifchen Glaubens ſogleich zu eröffnen, 
dag fie, in Folge der Allerhöchfien Kabinets-Ordre vom 18. Auguſt und 
der Bekanntmachung des Königl. » Staatsminifterii vom 4. Dezember 
1822., (Unl. a.) weder zur Abhaltung des gefeglich vorgefchriebenen 
Be noch zur Anftellung im Lehrfache zugelafen werden 
nnten. | 

Berlin, den 30. Auguft 1835. 

Minifterinm der Geiftlichen, Unterrichts und Medizinal-Angelegenpeiten. 
m Yltenfein. 

Seine Majeftät der König haben durch Höchſte Kabinets-Ordre vom 18. Au: 
gut d. I. die Beftimmung des Edifts vom 11. März 1812. $. 7, und 8., 

wonach die für Inländer zu achtenden Juden zu afabemifhen Lehr - und 

Schulämtern, zu welchen fie ſich gefchidt gemacht haben, zugelaffen werden 

follen, 
wegen der bei der Ausführung fi zeigenden Mißverhältniffe, aufgehoben, weldes 
hierdurch bekannt gemacht wird. 

Berlin, den 4. Dezember 1822. 

Königl. Staatsminifterium. 


r XV, 


Girkular- Reffript an die Königl. wiffenfchaftlichen Prüfungs-Kom— 
miffionen, betreffend die Prüfungen der Schulamts⸗Kandidaten in Bes 
ziehung auf die $$. 9. 17. 21. u. 22. des Negelements vom 20. 
April 1831., vom 3. Februar 1838. 


Nach den Belimmungen im $. 22. des für die Prüfungen der 
Kandidaten des böhern Schulamtd unter dem 20. April 1831. erlafie: 
nen Reglements ift die bedingte facultas docendi zu ertheilen 

1) allen, die zwar in einem der im $. 16. des Reglemente gedachten 

Hauptgegenftände des LUnterrichtd hinreichende Kenntniffe befigen, 


um in den beiden oberen Klaffen zu unterrichten, dagegen aber in 


einem oder in mehreren Gegenfländen auch nicht diejenigen Forde⸗ 


. 


— 
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rungen befriedigen, welche um bed allgemeinen Zweckes der hoͤhern 
Schulbildung willen von jedem Lehrer verlangt werden müffen, und 
2) auch denen, welche in einem, oder ſelbſt in mehreren der im $. 16. 
genannten Hauptgegenftände des Unterrichts, nur fo viel Kenntniffe 
befigen, al$ von dem Lehrer in den mittleren oder unteren Klaffen, 
zu Folge der Beflimmungen in den 88. 17— 21. des Meglements, 
verlangt merbden. 
In Rüdficht auf dad Bedürfnig der Gymnaſien und höhern Bürs 
erfchulen, deren fernered Gedeihen von der Züchtigfeit ihrer Lehrer 
auptfächlich bedingt iſt, ſowie durch den bisherigen, in vielen Fällen uns 
befriedigenden Ausfall der Prüfungen, fiebt fih das Minifterium drins 
gend veranlaßt, der oberflächlichen Mittelmäßigfeit, mit welcher fich, 
nach der Erfahrung der Ießten Jahre, nicht wenige Kandidaten des ds 
beren Schulamt$ in dem von ihnen ergriffenen Berufe zufrieden geben, 
durch gefleigerte Forderungen entgegen zu wirken, und die Beflimmuns 
en im 8. 22. des oben gedachten Meglements dahin zu mobdiftziren, 
Daß von jegt an in der Regel die bedingte facultas docendi nur 
den Kandidaten ertbeilt werden foll, welche wenigftens in Einem der 
Hauptlebrgegenftände, d. h., entweder in den beiden alten Sprachen und 
in der Mutterfprache, oder in der Matbematif -und in den Naturwifs 
fenfchaften, oder in der Gefchichte und Geographie, oder endlich in der 
Theologie und im der bebräifchen Sprache die für den Unterricht in als 
len Klaffen erforderlichen Kenntniffe befigen; dagegen aber in meh⸗ 
reren Gegenfländen auch nicht diejenigen Forderüngen befriedigen, welche 
um des allgemeinen Zwecks der höheren Schulbildung willen von jedem 
Lehrer verlangt werden müffen. Hierbei wird der einfichtigen Prüfung 
und forgfältigen Beurtheilung der Königl. wiffenfchaftlichen Prüfungse 
Kommiffion anheimgeftellt, auch den Kandidaten, welche in einem oder 
in mehreren der obengedachten Bauptlebrgegenfländen nur fo viele Kennt⸗ 
niffe befißen, ald von dem Lehrer in den mittleren oder unteren Klaffen 
gu Folge der Beflimmungen in den 88. 17—21. des Reglements gefors 
ert werden, die bedingte facultas docendi, jedoch nur zu dem linters 
sichte in den unteren SKlaffen ausnabmsweife in den Fällen zu 
ertbeilen, wenn die Kandidaten mit Sicherheit und Klarbeit der Funda= 
mental-Kenntniffe eine ausgezeichnete Gabe der Darftellung, ein vorzuͤg⸗ 
liches Geſchick in der Behandlung der Jugend und eine anfpredhende 
Perſoͤnlichkeit verbinden. 
Bon der Einficht und dem Takt der Königl. wiffenfchaftlichen Pruͤ⸗ 


fungs-Kommiſſion erwartet dad Minifterinm' vertrauensvoll, daß fie, 


ſowohl die im Obigen mobdifizirten Beflimmungen des 8. 22. als auch 
die übrigen Worfchriften des Reglements vom 20. April 1831. überall 
aufs zwechmäßigfte in Anwendung bringen werde. Befonders bei den 
Prüfungen pro facultate docendi, welche gewöhnlich unmittelbar nach 
dem Abgange der Eraminanden von der Univerfität flattfinden, ift nie= 
mals außer Acht zu laffen, daß das kurze afademifche triennium faft 
nur zur Sammlung eines hinreichenden Materials hinreicht, daß bei 
den fünftigen gelehrten Schulmännern mit ihrem Berufsleben das hoͤ⸗ 
here Studium, die geiftige Belebung und die fruchtbare Verarbeitung 
der gefammelten Kenntniffe recht eigentlich erft beginnt, und daß folg« 
lich in der Prüfung pro facultate docendi, nicht ſowohl ein vollſtaͤn⸗ 
diges, tiefes und in allen feinen Theilen abgerundetes Wiffen und eine 
Gediegenheit des wiffenfchaftlichen Erfennens zu verlangen, als vielmehr 
darauf zu feben if, ob die Eraminanden, neben den allgemeinen Kennt⸗ 
niffen, die einmal für ihren fünftigen Beruf nothwendig find, in Eis 
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nem ber oben gedachten Hauptfäcer einen tüchtigen Grund, um bdars 

auf weiter bauen zu Ffönnen, wirklich geiegt, und die von ihnen ‚auf 
der Lniverfität vorzugsweife betriebenen Wiffenfchaften mit Verſtand 
aufgefaßt und mit Geift verarbeitet haben. 

a ferner bei den fchriftlichen Arbeiten, welche die Eraminanden, 
zu Folge der Bellimmungen im $. 9. des Reglements vom 20. April 
1831., zu liefern haben, nicht felten die Bermuthung entflanden iſt, daß 
Diefelben mit fremder Beibuͤlfe gefertigt worden, indem die mündliche 

rüfung und die Probe» Lektionen der Eraminanden ein ganz anderes 

tefultat ergaben, als ihre fchriftlichen Arbeiten erwarten ließen ; fo wird 
die Königl. wiſſenſchaftliche Pruͤfungs⸗Kommiſſion ermächtigt, in ſolchen 
Zällen, und überhaupt, mo fie es zur näheren Erforfchung des Talents 
umd der wirklichen Befähigung der Eraminanden für zweckmaͤßig erach⸗ 
tet, außer den im $. 9. vorgefchriebenen  fchriftlichen Arbeiten, nody eine 
oder die andere, angemeflen gewählte Aufgabe, unter fpezieller Aufficht 
und ohne alle Hülfsmittel, fchriftlich bearbeiten zn laffen. 

Schlieglich wird der Königl. wiffenfchaftlichen Pruͤfungs⸗Kommiſſion 
nachrichtlich befannt gemacht, daß das Minifterium befchloffen bat, von 
jegt, an die Dispenfation von den gefeglich vorgefchriebenen Prüfungen . 
pro loco und pro ascensione nur in folchen Fällen zu ertbeilen, wo 
Die Züchtigfeit der Kandidaten durch den Inhalt des ihnen bei der Prü—⸗ 
fung pro fäcultate docendi ertheilten Zeugniffes, fowie des den An⸗ 
trag auf Dispenfation motivirenden Berichts der betreffenden Königl. 
ProvinzialsBebörde, außer Zweifel geſtellt iſt. 

Berlin, den 3. Februar 1888. 

Miniſterium der Geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten. 
Im Auftrage des Miniſters. 
Nicolovius. 


XVI. 


Cirkular⸗Reſkript an die Königl. Provinzial⸗Schulkollegien, in eben 
derfelben Angel, vom 4. Februar 1838, 


Aus den Berichten, welche die Königl. wiffenfchaftlihen Prüfungs 
Kommiffionen über den Ausfall der während der letzten Jahre abgebals 
tenen Prüfungen pro facultate docendi erfiattet haben, gebt im Als 
gemeinen hervor, daß die Zahl der Kandidaten des höhern Lehramts, die 
nah einer billigen und unbefangenen Würdigung ihrer fämmtlichen 
Leiftungen und ihrer ganzen Perfönlichkeit völlig genügende oder ausges 

eichnete Lehrer zu werden verfprechen, fich -in bedenflicher Weife vermins 
ert. Die ——— der natuͤrlichen Anlagen, ſowie auch der ge⸗ 
lehrten Kenntniſſe und der allgemeinen wiſſenſchaftlichen Bildung, ſcheint, 
nach der bisherigen Erfahrung, unter den Kandidaten des höheren Schuls 
amtd immer mehr vorberrfchend zu werden, fo daß das Minifterium 
für noͤthig erachtet hat, zur möglichen Bejeitigung dieſes Ubelftandes, 
welcher der weiteren wuͤnſchenswerthen Entwidelung der Gymnafien 
und Bürgerfchulen, und fomit dem ganzen Werke des höberen dffent- 
lichen Unterrichts Gefahr droht, die in Abſchrift beigefchloffene Werfls 
ung unter dem 3. d. M. an fämmtliche Königl. wiſſenſchaftliche Pruͤ⸗ 
Fungs«Kommiffionm zu erlaffen. 

Das Miniſterium verheblt fich indeffen nicht, daß diefe Verfügung, 
welche die bei der Prüfung pro facultate docendi zu machenden An: 
forderungen um ein Bedeutendes fleigert, ihren beabfichtigten Zweck nur 
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in einem ungenägenden Maße erreichen wird, wenn nicht zugleich noch 
andere wirffame Mittel ergriffen werden, um dem immer ſich vergroͤ⸗ 
Bernden Zudrange unfähiger und nicht gehörig vorbereiteter Kandidaten 
zum böheren Schulamte —— entgegen zu arbeiten. 

Die Direktoren der Gymnaſien, welche den ganzen Entwickelungs⸗ 

ang der ihrer Leitung anvertrauten Jugend zu uͤberſehen vermoͤgen, 
en dem Minifterium vorzüglich geeignet, um die Schüler in den 
oberen Klaffen, welche fich fpäterhin dem böberen Schulamte zu wid- 
men gedenfen, näher zu beobachten, und diejenigen unter ihnen, deren 
ganze Perfönlichfrit, wegen Mangeld an den erforderlichen Anlagen 
des Geifted und Gemütbs, ſowie an dem eben fo nöthigen, bebarrlichen 
und fruchtbringenden Fleiße, zum Lehrftande untauglich erfcheint, auf 
jede fchicflihe Weiſe mit der ganzen Macht ihres Einfluffes von der 
Mahl eines Standes abzurathen, in welchem für Keinen, der ihn ohne 
wahrhaft inneren Beruf ergreift, Gedeihen und Befriedigung zu hoffen ift. 

Diejenigen Schüler der oberen Klaffen aber, welche fich für das 
böbere Behrfach befiimmen und nach ihrer ganzen Perfönlichfeit gegruͤn⸗ 
dete Hoffnungen erwecken, daß fie dereint in demfelben etwas Tuͤchti⸗ 
ged oder gar Ausgezeichnete leiften werden, find von den Direftoren 
der Gymnaſien frühzeitig nicht nur auf die Bedeutung, den Umfang 
und die Schwierigfeiten der Aufgabe, die fie fich geftellt und mit der 
Zeit zu Iöfen haben, bei jeder paflenden Gelegenheit im Allgemeinen 
aufmerffam zu machen, fondern auch insbefondere, nach Anleitung des 
unter dem 20. April 1831. erlaffenen Reglements und der fpäteren bes 
treffenden Verfügungen, in nähere Kenntniß aller der Anforderungen | 
zu feßen, welche fpäterhin die Prüfung pro facultate docendi an fie 
machen wird. Zu dem Ende behält ſich das Minifterium vor, nöthis 
genfalls dem Königl. Provinzial» Schulfollegium eine binreichende Uns 
zahl von Eremplaren des oben gedachten Neglements, Behufs der Vers 
theilung an die Gymnafien, zuzufenden. 

Da ferner, nach der bisherigen Erfahrung, diejenigen, welche fich 
dem höheren Rebrfache widmen, felten auf der Univerſitaͤt ihre vorbereis 
tenden Studien planmäßig einrichten, und deshalb in vielen Fällen das 
ihnen vorgeftecfte Ziel verfebhlen, fo wuͤnſcht das Minifterium recht drine 

end, daß die Direftoren, oder auch geeignete Lehrer der Gymnafien, 

ibnen im legten Semeſter vor ihrem Abgange von der Schule, in aus 
Berordentlichen Leftionen, zur zweckmaͤßigen Einrichtung ihrer Univerfis 
tätsfiudien eine gehörige Anleitung geben, bei welcher eben ſowohl auf 
die Forderungen des mehr gedachten Meglements und auf die mefents 
lichen Bedürfniffe der gelehrten Schulen, als auf die em arena, 
welche der Einzelne vermöge feiner eigenthümlichen Anlagen und Faͤ⸗ 
bigfeit in feinen Univerfitätsitudien zu verfolgen Willens ift, die nöthige 
Ruͤckſicht zu nehmen ift. | 

Das Minifterium begt zu den Direktoren und Lehrern der Gym⸗ 
nafien das wohl begründete Vertrauen, daß fie auf eine desfallfige an- 
gemeflene Aufforderung des Königl, Provinzial» Schulfollegiums, fich 
zum Heil der Schulen den im Obigen angedeuteten Sorgen und aufers 
ordentlichen Bemühungen bereitwillig unterziehen, und mit ihrer gereifs 
ten Einficht und ihren väterlichen Nathfchlägen gern denen auch noch 
auf ihrem weiteren Entwidelungsgange förderlich fein werden, welche 
fhon auf der Schule die ermutbigende Überzeugung gewonnen baben, 
daß der Unterricht und die Erziehung der Jugend der Beruf ihres Los 


bens ift. 
Um endlich den Kandidaten des höheren Schulamts, ſowie auch den 
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jüngeren Lehrern noch mehr, als bis jet gefchehen ift, einen äußeren 
um aha Antrieb zu geben, daß fie unermüdlich an ihrer Ausbildung 
fortarbeiten, und fich zur — ihres ſchwierigen Berufs immer 
faͤhiger zu machen ſuchen, hat das Miniſterium beſchloſſen, von jetzt an 
die Dispenſation von den vorſchriftsmaͤßigen Pruͤfungen * loco und 
pro ascensione nur in den Fällen zu erteilen, wo die Züchtigfeit des 
Kandidaten zu dem für ibn in Ausficht genommenen Lebramte durch 
den Inhalt des, ibm bei der Prüfun Sr facultate docendi ertheilten 
Zeugniffes und des, den Antrag auf ispenfation motivirenden Be⸗ 
richts ganz außer Zweifel geftellt if. Das Königl. Provinzial» Schul: 
follegium wird beauftragt, der obigen Eröffnung gemäß, das weiter Ers 
forderliche zu verfügen. 

Berlin, den 4. Februar 1838. _ w 
Minifterium der Geifllihen, Unterrichts. und MebizinalAngelegenheiten. 
Sm Yuftrage des Minifters. 

Nicolovius. 


‘105. 

Girfular-Reffript des Königl. Minifteriums der Geiftlis 

chen und Unterrichts ıc. Angelegenheiten, an die Königl. 

Provinzial:Schulfollegien, betreffend den Austaufch der 

Gymnaſial⸗Programme zmwifchen den dieffeitigen Gym⸗ 

nafien und dem Lyceum zu Sonbershaufen und dem 
Gymnaſium zu Arnſtadt. 





Die Fürſtlich-Schwarzburg⸗-Sondershauſenſche Regierung 
wünſcht eine Mittheilung aller auf den dieſſeitigen Gymnaſien 
jährlich erſcheinenden Programme, und hat ſich dagegen zu einer 
Überfendung der von dem Lyceum in Sondershaufen und dem 
Gymnaſium in Arnſtadt erfcheinenden Programme für jedes dieſ— 
feitige Gymnaſium erboten, welches ein Eremplar von feinem jährs 
lichen Programme für die beiden Anftalten in Arnftadt und Son: 
dershaufen abgeben wird. Da auf diefe Weife die dieffeitigen 
Gymnaſien für die Mehrausgabe, welche ihnen durch Erfüllung 
des MWunfches der Fürftlich: Schwarzburg » Sondershaufenfchen Re: 
gierung erwachfen wird, eine angemeffene Entfchädigung durch die 
Mittheilung der jenfeitigen GHymnafial-Programme erhalten; fo hat 
das Minifterium feinen Anftand genommen, auf jenen Wunſch der 
genannten Regierung einzugehen, und fordert demnach das Königl. 
Provinzial: Schulfollegium hierdurch auf, von fämmtlichen Gym: 
nafien und höheren Schulanftalten feines Bereichs, Behufs der 
Abgabe an die Fürſtlich-Schwarzburg⸗Sondershauſenſche Regierung, 
zwei Eremplare ihrer jährlichen Programme von Michaelis d. J. 
ab hierher einzureichen. Die jährlich erfcheinenden Programme 
der Gymnafien in Arnſtadt und Sondershaufen wird das Mini: 
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fierium, ſowie fie hier eingehen, dem König. Provinzial » Schul: 
follegium in der erforderlichen Anzahl, Behufs der Bertheilung 
an die Gymnaſien und höheren Scyulanftalten feines Bereiche, 
zu fertigen. 
Berlin, den 31. Auguft 1838. 
Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts: und Mebdizinal:Angel. 
v. Altenflein. 


| 106. 
Cirfular:Reffript des Königl. Minifteriums der Geiſtli⸗ 
chen und Unterrichtss ꝛc. Angelegenheiten, an ſaͤmmt⸗ 
liche Königl. Regierungen und Abfchrift an ſaͤmmtliche 
Provinzial: Schulfollegien, den Unterricht in der lateis 

nifchen Sprache in höheren Bürgerfchulen betreffend. 





Es find bereits mehrere Fälle vorgefommen, daß Zöglinge der 
höheren Bürgerfchulen, die fi zum Eintritt in das Poſt-, Forſt⸗ 
und Baufach und in die Büreaup der Provinzial:Behörden gemel⸗ 
det hatten, zurüdgemwiefen find, weil in ihrem Entlaffungs : Zeug« 
niffe bemerft worden, daß fie des Lateinifchen nicht kundig feien. 
Da es fih zeigt, daß die Anmerfung zum $. 4. des Neglements 
vom 8. März 1832. in diefer Beziehung zu einem Mißverftänds 
niffe Beranlaffung gegeben hat, fo wird hiermit ausdrüdlih ers 
Märt, daß das Entlaffungs:Zeugniß der höheren Bürgerfchule nur 
denjenigen die an das Zeugniß des Beſuchs der Sefunda eines 
Gymnafiums gefnüpfte Berechtigung zufichert, die auch im Lateis 
niſchen den im vorbezogenen Reglement angegebenen Forderungen 
bei der Entlaffungs- Prüfung entfprecdyen. 

Die Königl. Regierung hat von diefer ausdrüdlichen Beftim 
mung alle Borftände der höheren Bürgerfchuten ihres Bezirfs zur 
-Befanntmachung derfelben an die Schüler in Kenntniß zu feßen 
und dahin zu wirken, daß die lateinifche Sprache, die in den hör 
heren Bürgerfchulen, wie die veranlaßten Unterfuchungen ergeben 
haben, nur zum größten Nachtheile für einen gründlichen Unters 
richt vernachläffigt wird, gelehrt nnd mit folder Gründlichfeit bes 
handelt werde, daß die zu Entlaffenden den Beftimmungen des 
Reglements vollftändig entfprechen können. 

Berlin, den 18. September 1838. 

Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts: und Medizinal:Angel. 
v. Altenſtein. 
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107. 


Reſkript des Koͤnigl. Minifteriums der Geiftlichen und 

Unterrichts> ıc. Angelegenheiten, an die Koͤnigl. Regie 

rung zu N., daß die Koften des Elementar-Schulmefeng 
feine Kommunalz, fondern eine Sozietätslaft des 
Schulbezirks fei. 


Auf den über die Befchwerbe der Aderbefiger der Feldmarf 

N. wegen der von ihnen geforderten Beiträge zu den Schulbau: 
Poften unterm 5. April c. erfiatteten Bericht wird der Königl. 
Regierung zum Befcheide gegeben, daß das Minifterium mit ihrer 
‚Anficht, als ob die Koften für das Schulwefen zu den Kommus 
nallaften gehören, nicht einverfanden fein kann. Die Frage ift 
neuerlich in einee Kommunikation mit dem Königl. Minifterium 
des Innern und der Polizei erörtert, und dieſſeits dabei ausge: 
führt worden, daß die Koften des Elementar: Schulwefens. Feine 
Kommunals fondern eine Sozietätslaft des re feien. Das 
Allgemeine Landrecht beftimmt zwar im $. 34. t. XU. Th. IL, 
daß die Unterhaltung der Schulgebäude und Shciadter De 
nungen als gemeine Laft getragen werben fol; aus diefer Be- 
flimmung ift aber nicht zu folgern, daß dieſe Saft Kommunalfadye 
fi. Das Landrecht bezeichnet die gedachte Unterhaltungspflicht 
nicht als gemeine Laſt fchlechthin, fondern als gemeine, d. h. ges 
meinfchaftliche Laſt aller zuder Schule gewiefenen Eins 
wohner ohne Unterfchied. Es handelt ſich daher nicht von ei- 
ner Kommunal:, fondern von einer der Parochiallaft ähnlichen So: 
jietäts» Angelegenheit. Es werden daher für die Unterhals 
tung der Schulen auch nicht den Kommunen bedeutende Laften 
auferlegt, fondern nur denjenigen Mitgliedern der Kommune, — 
und inſofern ſie Mitglieder der Schulſozietät ſind. 
Mit dieſer Ausführung hat das Königl. Minifierium des 

Innern und der Polizei unterm 23. Zuli c. im Wefentlichen ſich 
einverfianden erflärt, und hindert daher die Königl. Negierung 
Nichts, fie ihrerfeits Fünftig ebenfalls zur Richtfchnur zu nehmen, 
zumal das gedachte Königl. Minifterium die Befchwerde der Ader: 
befiger N. N. an das unterzeichnete Minifterium, als zu deffen Kos 
gnition gehörig, hat abgeben lafien. 

Berlin, den 17. September 1838. 
Minifterium der Geifilichen, Unterrichts: und Medizinal-Angel. 
v. Altenftein. 
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108. _ 
Reſkript des König. Miniſteriums der Geiftlichen, und 
Unterrichtss ıc. Angelegenheiten, an die Koͤnigl. Regie- 


rung zu Marienmwerber, die interimiftifche Anftellung der 
Schullehrer betreffend. 





| Auf den Bericht vom 27. April c., betreffend die Friftbe- 

flimmung bei den proviſoriſch angeftellten Schullehrern, ift das 
Minifterium mit der Königl. Regierung einverftanden, daß den 
Privatpatronen und Gutsherrfihaften nicht geflattet werden fünne, 
Schullehrer auf eine beftimmte Frift zu berufen. Die Beibehal: 
tung eines proviforifch angeftellten Lehrers hängt von feiner Qua— 
lififation und von feinem ganzen Berhalten in und außer der 
- Schule ab, und die Entfcheidung hierüber fieht allein der Auffichts- 
behörde zu. Diefe beftimmt alfo einem proviforifch in das Amt 
geſetzten Lehrer die Frift, nach deren Ablauf fie über die fernere 
interimiftifche Beibehaltung, definitive Beftätigung oder Entlaffung 
deffelben entfcheidet. Nur nach diefen Grundfägen können die 
Privatpatrone ihre Berufsbriefe ausfertigen. 

Berlin, den 11.. Juni 1838, 
Minifterium der Geiftlihen, Unterrichts : und Medizinal-Angel. 
v. Altenftein. 


109. 


Reffripe des Königl. Minifteriums der Geiftlichen und 

Unterricht3s ıc. Angelegenheiten, an das Koͤnigl. Kons 

fiftorium der Provinz Brandenburg, betreffend die Vers 

hütung von Vernachläffigungen des Katechumenen-Un; 
terrichts betreffend. 


Dem Königl. Konfiftorio wird auf den Bericht vom 13. v. 
M., betreffend die Verhütung von Bernachläffigungen des Kas 
techumenen:Unterrichts, hierdurch eröffnet, wie es feinem Beden⸗ 
fen unterliegt, daß nach der wegen diefes Gegenftandes unter dem 
24. März 1831. (Anl. a.) an das hiefige Königl. Polizei : Präfie 
dium erlaffenen Verfügung in der ganzen hiefigen Provinz verfah. 
ren werden Fann. | 

Berlin, den 19. April 1838. 
Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts s und Medizinal⸗Angel. 

v. Altenſtein. 
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Das Minifterium it aus ben von dem Königl. Polijei⸗Praͤſidium 
im Bericht vom 28. Januar d. J., wegen poltgeilicher m 
rung über den Beſuch des Religions »Unterricht6 der biefigen Zugend, 
angeführten Gründen damit einverflanden, daß zur Erleichterung des 
Gefchäfts die fpegielle Recherche nur auf die Angehörigen der nicdern 
und weniger gebildeten Volksklaſſe und auf Familien von nicht vor 
wurfsfreier allgemeiner Fuͤhrung befchränft werde. Um auch die mit 
der Kontrole über diefen Gegenſtand beauftragten Polizei-:Kommiffarien 
vor befonderen Erfchwerungen in der Ausführung möglich zu fichern, 
werden fämmtliche biefige Prediger, dem Antrage des Königl. Polizeis 
m. gemäß, durch das Königl. Konſiſtorium die Anweifung ers 

alten: \ 

daß fie in Zufunft für alle den niedern Volksklaſſen angebörige 

Individuen, neben den bereits eingeführten Konfirmations + Scheis 

nen, auch über den erfolgten erfien Eintritt in den Konfirman- 

dens Unterricht, und eben fo alljährlich zu Oſtern über den fort, 
gefegten regelmäßigen Befuch deffelben durchgängig und ohne erft 

—— Anträge auf deren Ausfertigung abzuwarten, Zeugniffe 

ertbeilen. 

Was bie nähere Beſtimmung betrifft,.bis zu welchem Lebensalter 
die einzelnen Individuen den. jedesmaligen Aufforderungen zur fpegiels 
len Beweisführung Über ihre erfolgte Konfirmation unterworfen bleis 
ben follen: fo werden diefe Individuen fo lange in Anfpruch zu neh⸗ 
men fein, bis ſie ſich durch den Konfirmations⸗Schein über die ihnen 
ertbeilte Konfirmation ausgewiefen haben, weshalb es nöthig fein dürfte, 
daß die Polizeis Kommiffarien über die gefchehene Beweisführung Res 
gifter führen, und fich bei vorfommenden Umzligen der betreffenden Indi- 
viduen in ein anderes Mevier gegenfeitig durch einen Furzen Vermerk 
darüber Mittheilungen machen. 

Dinfichtlich der angemeffenen und eifrigen Mitwirkung der Predis 
ger und Kommünal-Behoͤrden (der erftern bei den bei ihren anderweitie 
gen Amtsverrichtungen fich ihnen darbietenden Gelegenheiten, der letz⸗ 
ten aber bei der ihnen —— Leitung der ſtaͤdtiſchen Schul⸗, 
Armenverpflegungs⸗ und Gewerks⸗Angelegenheiten) zur Beförderung 
ausnabmslofer und. ununterbrochener Theilnabme an dem Unterrichte im 
Chriſtenthum und der Worbereitung zur Konfirmation wird ebenfalls 
von dem Königl. Konfiftorio das Nöthige verfügt werden. 

Übrigens unterliegt e8 feinem Bedenfen, daß die Polizeibehörde in 
allen ihr vorfommenden Fällen von Berabfäumung des Konfirmanden= 
Unterrichts mit den nöthigen Iwangsverfügungen einfchreiten fann Die 
von dem Königl. Polizei: Präfidium am Schluffe ‚des oben erwähnten 
Derichts allegirten Beltimmungen aus dem Komiliens und WBormund: 
fchaftsrechte betreffen den — Gegenſtand der Erzie hung der 
Kinder und Pflegbefohlnen uͤberhaupt, deren Beaufſichtigung in dieſer 
Allgemeinheit mit den dabei vielfach konkurrirenden Ruͤckſichten auf 
Stand, Vermögen, Fähigkeit des Zöglingd und andere individuelle Vers 
bältniffe allerdings der Vormundfchaftebehörde zufiebt. Im vorliegen: 
den Falle aber Bandelt es fih um eine Abtheilung des gleichermaßen 
auch der Auffihtsführung. der Kirchens und Öffentlichen Unterrichts: 
bebörde untergebenen Unterrichtes in den gefeglich allgemein für 
alle Verbältniffe vorgefchriebenen Gegenfländen, und es ift alfo hier 
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die Woligeibehörde durch den erhaltenen Auftrag zu den vorbemerkten 
Verfügungen überall — 
Berlin, den 24. * 1831. 
Minifterium der Geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinals Angel. 
v. Altenſtein. 


An 
das König. Polizei : Präfidium biefelbft, und Ab⸗ 
fhrift am das Königl, Konfifterium der Provinz 
Brandenburg zur Nachricht und Beachtung in Bes 
treff der nöthigen Anweifungen und Anfforderungen. 


110. | 
Reſkript des Könige. Minifteriums der Geiſtlichen ic. 
Angelegenheiten, an das Königl. Konfiftorium und bie 
Königl. Regierung zu Münfter, den Schulunterricht noch 
| nicht Fonfirmirter Rinder betreffend. 





Das Minifterium erwiedert dem Königl. Konfiftorio und der 
Königl. Regierung auf den unterm 2. d. M. erfiatteten Bericht, 
den Konfirmanden s Unterricht betreffend, daß nicht fonfirmirte Kin⸗ 
der nur dann von der Schulpflichtigkeit entbunden werden dürfen, 
wenn fie von den Religionswahrheiten diejenigen Kenntniffe bes 
ſitzen, welche zur Konfirmation befähigen. 

Berlin, den 25. April 1838. 
Minifterium der Geifilichen, Unterrichts. und Medizinal-Angel. 
v. Altenfein. 





111. | 

Cirkular⸗Reſkript des Königl. Minifteriums der Geiſtli⸗ 

hen und Unterrichts ıc. Angelegenheiten an fämmtliche 

König. Regierungen, die geographifche Kunſtſchule zu 
Potsdam betreffend. 





Das Minifterium findet fich veranlaßt, die Königl. Regierung 
hierdurch aufzufordern, die anliegende Bekanntmachung (a.) in Be: 
treff der von dem Profeffoer Berghaus in Potsdam errichteten 
geographifchen Kunſtſchule, in ihr Umtsblatt foftenfrei aufnehmen 
u laffen. Ä 
Berlin, den 17. September 1838. 

Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts « und Medizinal:Angel. 
v. Altenfein. x 
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Seine Majetät der König haben mittelft Allerhoͤchſter Kabin 
Drdre vom 14. Juli d. 9. die Errichtung einer „geograpbi * 
Kunſtſchule zu Potsdam” allergnadigſt zu bewilligen geruht. In 
dieſer Schule werden junge Leute, welche fich dem Fache eines geogras 
phifchen und topographifchen Kupferſtechers widmen wollen, nach einem 
Lebrplane unterrichtet, welcher die Genehmigung des Könial. Minifte: 
riums der Geiſtlichen, Unterrichts» und MebdisinaleYngelegenbeiten erbals 
ten bat. te 2 Die Eröffnung der Anftalt findet am 1. April 1839, 
Statt. Wegen der Bedingungen zur Yufnahme in Diefelbe wendet 

man ſich in portofreien Briefen an den 

„. Dr. Heinr. Berghaus in Potsdam, 
Profeffor bei der Königl. Allgemeinen Baufhule zu Berlin und Direk⸗ 
tor der geographiſchen Kunſtſchule zu —8 





b. 
Lehrplan 


der geographiſchen Kunſtſchule zu Potsdam und Bedingun 
oh zur Anfnahme in diefelbe. dan 


8. 1. In diefe Unterrichtsanftalt Fönnen nur junge Leute aufges 
nommen werden, welche mindeflens die Kenntniffe befigen, die mit Ter⸗ 
tia eines Gymnaſiums, namenilich mit der dritten Nealklaffe, abfolvirt 
worden find; insbefondere wird von dem Aufzunebmenden die, diefer 
Klaffe entfprechende Kenntnig in der Mathematif, Geographie und frans 

dͤſiſchen Sprache verlangt, ‚nicht minder auch eine gewiffe Gertigfeit im 
* Hand» und Planzeichnen. Außer dem S uljeugniffe, welches 
ber das Hier Verlangte Ausfunft gibt, hat fich der Zögling einer Furs 
yen, —— Priifung zu unterwerfen. 

$. 2. Der Unterricht in der geographifchen Kunftfchule zerfällt in 
jwei Theile: | 


1) in den wiffenfhaftlichen "Unterricht, und 
2) in_den technifchen Unterricht. 

Der wilfenfchaftliche Unterricht wird fich auf diejenigen Felder der 
Mathematif ausdehnen, welche die Grundlage bilden zum Feldmeſſen 
und Planaufnehmen, mit beſonderer Ruͤckſicht auf das Erkennen und 
Abbilden ber Unebenheiten der Erdoberfläche, womit eine fortgefegte 

ung im Plans und Kartenzeichnen verbunden if. Demnähft wird 

diefer Unterricht die mathematifche, phyfifalifche und politifche Geogra⸗ 
phie in ſo weit zum Gegenſtande haben, als es 

a) in Beziehung auf die mathemätifche Abtheilung, zum Verſtaͤndniß 

der verſchiedenartigen Projektionen und Kartenneße; 

b) in Bezug auf die phyfifalifche Abtheilung, zum Werfiändnig der 

geograpbiich darflellbaren Lehren der Meteorologie, Hydrologie und 
eologie; | 

e) in Rücficht auf die politifche Geographie, zum Merfländnig der 

beſtehenden Abgränzungen der Staaten, befonder6 Europa’s, und 

ihrer innern Einteilung, J 
dem ausubenden Kuͤnſtler zu wiſſen nothwendig iſt. 

Der techniſche Unterricht wird den Schüler J 
a) mit dem zu verarbeitenden Material, d. h. mit der Beſchaffenheit 

Annalen. Heft HI. 1838. Vu 
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des Rupferd und des Stable, (der in neuerer Zeit mit vielen Er: 

folge auch im geographifchen Kunfifach Anwendung gefunden bat), 

- mit den in diefer Kunſt gebräuchlihen Inftrumenten befannt 

machen. ’ 

b) Die Schäfer werden in der gefchicften und fichern Ausführung des 
Stichs auf Kupfer und GStahlplatten aller nur immer vorfommen- 
den geometrifchen, topograpbifchen und geographifchen Zeichnungen 
untermwiefen, fowie mit den dabei zu beobachtenden Wortpeilen und 
Handgriffen befannt gemacht. | 

Diefer technifbe Unterricht erſtreckt fich ferner auch | 

c) auf die Fertigkeit, alle Arten von Buchſtaben im ‚Einzelnen, ſowie 
in zufammenbangenden Wörtern, mit und ohne Verzierungen, zu 
fchreiben und zu flechen. Hieran fchließt fih 

d) eine Anleitung zur Kenntniß der Kupferdruderei, d. h. der Kupfer: 
druckpreffe und ihrer Behandlung, der Drudfarben, fowie auch ins⸗ 
befondere ded Papiers ıc. 

8. 3. Wenn gleich die Kupferflscherei die Hauptfache des technifcher 
Unterrichts bildet, fo wird nichts deito weniger auch zur Lithograpbie 
und der damit zufammenbangenden Steindruderei im allgemeinen Ans 
feitung gegeben werden, ER 

.4 Da zur Erlangung der wiffenfchaftlichen Kenntniffe und der 
erforderliben Fertigfeit im Dlanzeichnen, fomwie jur Handhabung Des 

Grabſtichels im Plan-, Landkarten: und ‚Schriftitehen, um zugleich 

ſchnell und gut zu arbeiten, eine anbaltende Übung nöthig ift, fo muͤſ— 

fen die Schüler unausgefegt unter Aufficht der Lehrer arbeiten, und zwar 
ttalihb acht Stunden. Auf den wiffenfchaftlichen Unterriht fallen 
woͤchentlich zwei Tage, auf den technifchen Unterricht dagegen vier Tage. 

An Sonn: und Feftagen findet fein Unterricht ſtatt, und der Direktor 

wird es fich zur angelegentlichen Pflicht machen, die Schüler der An- 

flalt zu einem fleifigen Befuche des Gottesdienſtes aufzumuntern, event. 
anzubalten, damit fie in der VBerfündigung des Mortes Gottes ferner: 
weit die Grundlage finden zu einem gottfeligen Reben, als tühtige Ar: 
beiter im Felde ihrer Thätigfeit, als nüßliche Glieder der Gefellfchaft. 

$.5. Die Dauer der Lehrzeit it auf fünf Fahre feitgefegt. Die 
zwei erſten Monate find als Probezeit anzufeben, während deren die 
liberzeugung erlangt wird, ob der Schüler genug Zalent, Luft und 

Liebe zur Sache entwicelt, daß er ein brauchbarer Arbeiter in feinem 

Bache zu werden verfpreche. Drei Wochen vor“Ablauf diefer Wrobes 

zeit wird der Erfolg derfelben dem Schüler, feinen Eltern oder fonjti, 

gen —— en bekannt gemacht werden. 

8. 6. Wenn ein Schüler fo viel Fertigkeit erlangt bat, dag er 
brauchbare Arbeiten zu liefern vermag, fo iſt die geographiſche Kunft- 
fchule berechtigt, denfelben während der ganzen Dauer der Lehrzeit in 
den für den Unterricht befiimmten Stunden in dem Unterrichtslofale 
zu ihrem Wortbeile arbeiten zu laffen, fo daß fie ihn bei ihren unters 
bandhabenden Zeichnungen, Rechnungen, fchriftlichen Ausarbeitungen und 
in befchäftigt, um ihn dadurch immer mehr für fein Fach) heran 
u bilden. 

i .7. Das Honorar beträgt für den wiffenfchaftlichen Unterricht 

50 Thlr., für den technifchen Unterricht 100 Thlr., mithin im Ganzen 
150 Zhaler, und zwar in Golde, welches jährlich mit 30 Thalern praͤ— 
numerando bezahlt wird. 

8.8. Sämmtliche zum wiffenfchaftlichen, wie zum techniſchen Uns 
terricht erforderlichen Geraͤthſchaften, Inftrumente und Materialien müſ— 
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fen die Schüler aus ihren, eigenen Mitteln anfhaffen, mit Ausfchluß 
der zum Feldmeffen dienenden matbematifchen Werk euge. 
9. Wenn der Zögling feine Lehrzeit über fardın bat, fo ver. 
pflichtet er fich, für die Unterrichtsanftalt, die nun im Verbältnig zu 
ihm den Ebarafter einer Kunſtwerkſtatt angenommen bat, zu arbeiten, 
in fofern es von derfelben verlangt werden follte. Cs wird ibm dar 
durch die Ausficht auf einen fofortigen Erwerb eröffnet, und wuͤnſcht 
man auf diefe Weiſe insbefondere denjenigen zu belohnen, der fich waͤb⸗ 
end der Lehrzeit durch moralifches Betragen, durch Fleiß, Folgſamkeit 
und Ordnung aus ezeichnet bat. Wenn dieſer Fall eintritt, fo ift der 
junge Künfler gehalten, diejenigen Arbeiten unbedingt auszuführen, 
welche ibm von der Anftalt zugemwiefen werden. — 

8. 10. Für dieſe Leiſtungen, die eine tägliche Befchäftigung von 
acht Arbeitsſtunden in fich fchliegen, empfängt er im erften Jahre ein 
Honorar von 100 Thalern Preuß. Kourant, das fih, bei fortdauerndem 
Bleiße, im zweiten Jahre auf 200 Thaler fleigern fann; in den folgens 
den Fahren wird es von feinem Fleiße und feiner Gefchichlichfeit abbans 
en, fein jährliches Einfommen big zu einem Marimum von 500 Tha: 
ern erhöht zu fehen, wobei angenommen wird, daß er nach Ablauf fei- 
ner Lehrzeit fünf Jahre lang unausgefegt thätig ift, in fofern die Kunft- 
werkſtatt es für angemeſſen hält, ibn fo lange zu befchäftigen. 

$. 11. Sollte der junge Künftler in die Lage fommen, während 
feiner Befchäftigung in der Anftalt der Militairpflicht Genüge zu lei⸗ 
fien, fo werden, unter Vorausfeßung, daß er nur ein Jahr, in Pots⸗ 
dam felbft, zu dienen brauche, die ausfallenden Arbeitstage. von feinem 

rar in Abzug gebracht werden müffen. Sollte er dagegen drei 

abre in Reihe und Glied zu treten haben, fo werden befondere Vers 
abredungen mit ibm und feinen Angehörigen zu treffen fein. 

$. 12. Somohl während der Dauer der Lehrzeit, als auch waͤh— 
send der Befchäftigung als ſelbſtſtaͤndiger Künftler, muß derfelbe Hıber 
die ihm aufgetragenen Urbeiten, wie Über alles, was in der Kunſtwerk⸗ 
ſtatt verfertigt und beſprochen wird, gegen Jedermann die ſtrengſie Ver: 
fhmwiegenheit beobachten, und von den zu feiner Kenntniß gelangenden 
—— der Werkſtatt in keiner Beziehung einen Mißbrauch 
machen. ‚ | B 

$. 13. Wenn dem in der Anſtalt gebildeten und, nach Ablauf 
feiner Lehrieit, von derfelben befchäftigten jungen Künftler dag Verbälts 
niß zu ihr nicht länger gefallen follte, fo ſiebt zwar feinem Austritte 
aus derfelben fein Hindernig entgegen, jedoch Fann diefes, von feiner 
Seite gerolinfchte Ausfcheiden nur auf Grund einer ſechs Monate. vors 
ber erflgten Kündigung ſtattfinden. 

8. 14. Wenn gleich die Anftalt, mit Bezug auf die $$. 9, und 
10., feine Gewähr dafür geben Fann, den jungen Künfiler länger zu 
befchäftigen, als fie es für angemefien hält, fo will fie fich doch eben, 
falls an eine Kündigungsfrift binden, die in gewöhnlichen Fällen anf 
ein halbes Fahr angenommen wird. 

Auch muß es die Kunſtwerkſtatt, mit Nücficht auf $. 12, zur aus⸗ 
drüdlichen Bedingung machen, daß der Ausfcheidende — fein Austritt 
möge auf Veranlaffung der Anftalt, oder auf feinen Wunſch erfolgen — 
von denjenigen Verhandlungen, die in der letzten Zeit feiner Anmefens 
beit in der Kunfiwerfflatt Hatfgefunden haben, nicht, einen Gebrauch 
mache, welcher derfelben nachtheilig werden Fönnte. 
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Sommunalwefen, 


112. 


Refolution des Könige. Miniftertums des Innern und 

der Polizei, an die Stadtverörbneten zu N., die Ber 

flätigung der Magiftratsmahlen Seitens der Königl. 
Regierungen betreffend. 


Wenn auch, wie den Stadtverordneten zu N. auf Ihre Be: 
fchwerde vom 28. v. M. wegen der Seitens der Königl. Regie: 
rung zu Cöslin verfagten Beftätigung der Wahl des Doftors N. 
zum unbefoldeten Rathmann, eröffnet wird, die Deklaration vom 
". Juli 1832. ad $. 84. der Städte: Ordnung fih Ddireft nur 
auf die Stadtverordneten: Wahlen bezieht, fo fann der Königl. 
Regierung, welcher bei Beftätigung der Magiftratsmahlen Die 
Pflicht obliegt, zu prüfen, ob von dem Gemählten eine dem Zwede 
angemefjene Amtsverwaltung erwartet werden fünne, doch das 
Recht nicht abgefprechen werden, nad) ihrem pflichtmäßigen Ermefs 
fen darüber zu entfcheiden, ob die Stelle eines Unterbeamten mit 
der eined Magiftratsmitgliedes verträglich und daher die Beftäti- 
gung in leßterer Beziehung zu ertheilen fei oder nicht. Und da 
auch in den Geſetzen feineswegs beſtimmt vorgefchrieben it, aus 
welchen Gründen die Beftätigung überhaupt zu ertheilen oder zu 
verfagen fei, der Königl. Regierung vielmehr es obliegt, nach den 
Umftänden und befonderen Verhältniffen zu unterfuchen, ob eine 
erfprießliche Dienftleiftung von einem Kandidaten erwartet werden 
fönne, fo ift es nicht zu mißbilligen, wenn diefelbe einem Manne, 
der mit dem Magiftrats-Dirigenten in erflärter perfönlicher Seins 
fchaft lebt, die Beftätigung nicht ertheilt, weil das Zufammenmwir: 
fen zweier perfönlicher Feinde im Magiftratsfollegio der Wahr: 
fcheinlichfeit nach nur zu Störung der Verwaltung und zu öffent: 
lichem Ürgerniffe führen würde, welchem vorzubeugen, die Pflicht 
der Regierung ift. 

Gewiß werden Stadtverordnete immer wohl daran thun, 
wenn ihnen befannt ift, daß ein Kandidat, wäre,er fonft auch noch 
fo achtbar, mit dem Magiftrats Dirigenten in perfönlichee Feind: 
ſchaft lebt, fi von der Wahl defjelben zum Magiftratsmitgliede 
abhalten zu laffen. 

Da nun die Stadtverorbneten in dem vorgetragenen Falle 
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die Eriftenz einer dergleichen Feindſchaft Selbft nicht ableugnen, 
fo kann Ihre Befchwerde nur zurückgewieſen werden. 
Berlin, den 9. Juli 1838. 
Miniferium des Innern und der Polizei. 
v. Bernuth. | 


113. 


Refolution des Könige. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an den praftifchen Arzt Dr. N. zu N. in eben 
derfelben Angelegenheit. 





Fu der von Ihnen mittelft Eingabe vom 13. d. M. zur 
Spradye gebrachten Angelegenheit wegen Ihrer Wahl zum unbe: 
foldeten Rathmann haben ſich bereits die dortigen Stadtverordne- 
ten hierher gerwandt, und find darauf unterm 9. d. M. mit dem: 
jenigen Befcheide verfehen worden, welcher Ihnen anbei abfchrifte 
li mit dem Gröffnen zugefertigt wird, daß feine Veranlaſſung 
vorhanden ift, von demfelben abzugeben. Die nachgefuhte Beftä- 
tigung der gedachten Wahl Fann daher nicht ertheilt werden. 

Übrigens werden ftädtifche Armenärzte allenthalben als Un: 
terbeamte des Magiftrats betrachtet. Wollen Sie Sich nicht als 
einen flädtifchen Unterbeamten anfehen, fo werden Sie aud dem 
dortigen Magiftrat das Necht einräumen müffen, das Ihnen be: 
willigte Honorar zu jeder Zeit zurüdzuziehen und das Gefhäft 
einem andern Arzte zu übertragen. 

Berlin, den 23. Zuli 1838. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
v. Bernuth. 


114. 


Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und ber 

Polizei an den Königl. Oberpräfidenten der Provinz 

Weftphalen, die Anftellung der Bürgermeifter in den 
kleinen Städten betreffend. 





Ew. Ercellenz Fommunizire ich anbei ein Gefuch der Stadt: 
verordneten zu N. vom 13. v. M., die Ernennung des Gtadt- 
verordneten N. zum Bürgermeifter baſeloſ betreffend, zur weiteren 
gefälligen Verfügung g. 

Bei diefer ——— bemerke ich a wie ich im Al: 
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gemeinen nur .mänfchen kann, daß die Bürgermeifterfiellen in ben 
kleinen Städten, ſo viel immer möglich, in die. Hände wohlgefinns 
ter, verfiänd ger und mit den Angelegenheiten des Ortes vertraus 
ter Bürger übergeben mögen, melde freilich felten geneigt fein 
werden, fich zu diefem Behufe einer mündlichen Prüfung zu un 
terwerfen. Letztere iſt aber auch in folchen Fällen meiftens nicht 
für nothwendig angefehen worden, wenn der Gewählte Hinfichts 
feiner allgemeinen Bildung und der Zuverläffigfeit feiner Gefin: 
nung hinreichend befannt iſt, und fich bereits in anderen Kommus 
nalämtern als praftifch brauchbar gezeigt hat. 

Berlin, den 5. September 1838. , » 

Der Minifter des Innern und den Polizei. 
v. Rochow. 


115. J 
Refolution des Königl. Minifteriums des Innern und 
der Polizei an den Diftrifts:Rommiffarius zu N., Brom⸗ 
berger Regierungsbezirfs, die Unvereinbarlichfeit einer 
Bürgermeifterftelle mit derjenigen eines Diſtrikts⸗-⸗Kom⸗ 
miſſarii betreffend. 





Sie haben in der Eingabe vom 14. d. M. darauf angetra: 
gen, Shnen neben dem Poften als Diftrifts:-Kommiffarius die Ver: 
waltung der gegenwärtig anderweit zu befehenden dortigen Bürs 
germeifterftelle ferner zu belaffen. Das unterzeichnete Minifterium 
fann aber demjenigen, was Shnen dieferhalb bereits von den Pros 
vinzial: Behörden zu erfennen gegeben worden, nur beipflichten, und 
es auch feinerfeits in der Negel nicht für angemeflen erachten, Die 
Stelle eines Diftrifts:Kommiffarius, welcher für den ihm angemie: 
fenen bedeutenden Bezirk in allen feinen Theilen zu forgen und 
die Ortfchaften deffelben oft zu bereifen hat, mit der Stelle eines 
frädtifchen Bürgermeiſters zu verbinden, welcher in der Stadt felbit 
immer zu finden fein muß. Nur unter befonderen Umftänden 
Fan eine Ausnahme von diefer Negel geftattet werden, die bei 
Shnen nicht gerechtfertigt fein würde. 

Berlin, den 23. Zuli 1838. 

Mihifterium des Innern und der Polizei. 
v. Bernuth. 
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116. , 
Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an den Dberpräfidenten der Provinz Weſtpha⸗ 
len, die Penfionsverhältniffe ausfcheidender Bürgermeifter 
betreffend. 





Em. Ercellenz überfenbe ich anliegend eine Beſchwerde des 
Magiftrats zu N, über die dem vorigen Bürgermeifter durch die 
Königl. Regierung ausgefegte Penfion zu gefälliger Entſcheidung. 
Um jedoch bei etwanigem Rekurs gegen Shre Fefiftellung defto 
fijeree mit Ihnen übereinzuftimmen, bemerfe ich Folgendes. 

In allen, vorgefommenen Fällen ift dafür angenommen worden, 
daß unter dem $. 15. der Einführungs-Drdnung (v. 17. März 1831.) 
gebrauchten Ausdrude „Bemein:Dienft”, nur derjenige Dienft 
zu verſtehen ſei, welchen der Betheiligte der wegen feiner Penſion in 
. Anfpruch genommenen Gemeine felbft geleiftet hat. Es würde 
der Billigfeit widerfprechen, eine Gemeine zu höherer Entfchädigung 
megen folcher Dienjte anzuhalten, die einer andern Gemeine ges 
feiftet worden find. Dafür iſt aber der, Penfionsbetrag fehr hoch 
angenommen worden. indem\ nach $. 15. die auf Lebangzeit ange: 
ftellten Bürgermeifter auch nach dem fürzeften Dienfte- in der Ger. 
meinde foviel erhalten, ald ein Staatsbeamter nach dreißigjährigem. 
Selbſt die proviforifch angeftellten erhalten nach $. 17. bereits nad) 
fünf Fahren foviel, als ein Staatsbeamter nad funfjehn. — Sollte 
indefjen der ꝛc. N, nur proviforifch angeftellt fein, was noch zu 
unterfuchen, ift, fo würde dieſe Frage bier nicht weiter in Betrach— 
tung fommen, da er auch nad den Angaben der Befchwerdefüh: 
rer über zehn Jahre in der Gemeinde felbft gedient und daher 
nah $. 17. auf den höchſten Sa Anfpruch hat, welchen ein pros 
viforifch angefielltee Bürgermeifter fordern fann. 

Demnähft ift zwar in allen Fällen angenommen worden, daß 
diejenigen Bürgermeifter, welche, ohne eigentlihe Beſol— 
dung zu erhalten, nur gegen Büreaukoſten angeftellt worden, 
in diefen zugleich ihre Befoldung gefunden haben, als deren Be: 
trag man die Hälfte der Büreaufoften angenommen hat. Wenn 
aber ein Bürgermeifter fefte Befoldung, und außerdem Bü: 
reaufoften erhalten hat, fo dürfte in der Negel dafür anzunehmen 
fein, daß die Büreaufoften lediglih zum Erſatze baarer Auslagen 
beftimmt gewefen find, daher aber bei Berechnung der Penfion 
darauf nicht NRücficht genommen werden kann. Nur ein befon: 
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deres Sachverhältnig würde eine Ausnahme von diefer. Negel be: 
gründen können. | 
Nekahne, den 16. Zuli 1838. 
Der Minifter. des Innern und der Polizei. 
v. Rocho w. 


117. 
Reſkript des Koͤnigi. Miniſteriums des Innern und ber 
Polizei, an die Königl. Regierung zu N., betreffend bie 
Befoldungen der Sulbalternen der Stadtverordneten und 
ber Magifträte in großen Städten zu einander. 





Inhalts der abfchriftlichen Beilage hat ſich ber Magiftrat zu 
N. über die Verfügung der Königl. Regierung vom 1. d. M., 
betreffend die den Gubalternen der Stadtverordneten auszufegens 
den Befoldungen aus Gründen beſchwert, welche ich als triftig 
erkennen muß. Nach diefer Verfügung würde der Magiftrat ver: 
pflihtet fein, jede Bewilligung diefer Art unbedingt auszuführen, 
wenn nur dabei nicht fo verfchmenderifch zu Werke gegangen ift, 
daß die Kommune dadurch außer Stand gefet wird, ihren fon 
fligen Berpflichtungen zu genügen. Diefem Grundfate gemäß, 
würde die Stadtverordneten: Berfammlung, ohne daß der Magis 
firat dagegen irgend eine Einmendung machen dürfte, berechtigt 
fein, ihrem Sekretair nicht nur, wie gefchehen, einen Gehalt von 
1000 Rthlr., fondern auch das Drei: und Vierfache auszufehen, 
da auch dann noch die Stadt zu Erfüllung ihrer Verbindlichkeit 
noch immer im Stande fein würde. | 

Nun würde es aber allerdings dem Gemeinmwefen Gefahr 
bringen, wenn man den Grundfag Pla greifen ließ, daß von 
den Stadtverordneten ganz willkührlich Befoldungen und andere 
Nemunerationen ausgefeht werden dürften, welche mit den dafür 
zu leiftenden Dienften ganz außer Verhältniß fiehen; und wenn 
man ihnen zugleich unbedingt geftattete, ganz willkührlich ohne 
Rückſicht auf Dienftjahre und Verdienſte ihre eigenen Beamten 
vor denen des Magiftrats zu begünftigen, den legteren aber das 
durch mit Grund zu Beſchwerden über ungerechte Zurüdfegung 
Deranlaffung zu geben und fie dadurch mifmüthig und ver: 
droffen zu ihrem Dienfte zu machen. 

Deshalb ift der Magiftrat durch den 5. 184. der Städte: Drd« 
nung (v. 19. Novbr. 1808.) mit vollem Rechte veranlaßt worden, ges 
gen die gedachte Bewilligung Vorſtellung zu thun und auf die Ent 
fcheidung der Königl. Regierung zn provoziren. Ihr liegt nun ob, bie 
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Sache näher zu unterfuchen, und zu erörtern, ob in dem Gefchäftse 
umfange der fraglichen Beamten, in ihrer befonderen Gefchidlichfeit 
und in ihrem Fleiße wirklich Grund liege, fie hinfichtlich der Bes 
foldung vor anderen fädtifhen Subalternen, fowie beabſichtigt 
wird, zu begünftigen. und darnach Entfiheidung zu treffen, gegen 
welche beiden Behörden der Nefurs frei fieht. Hiernach möge 
die Königl. Regierung das Weitere veranlaffen. Im Boraus 
muß ich hierbei bemerfen, daß der Umfang-der dem Sefretair der 
Stabdtverordneten obliegenden Gefchäfte nicht fo groß fein dürfte, 
um eine fo hohe Befoldung zu rechtfertigen. Das Protofoll über 
die Befchlüffe hat der Protofollführer anzufertigen. Die Mittbeis 
lung der Beſchlüſſe an den Magiftrat wird aber in‘ den meiften 
Fällen duch Vorlegung bloßer Ertrafte gefchehen, deren Anferti- 
gung dem Kanzliften obliegt. Die fonftigen fchriftlichen Ausar: 
beitungen Fönnen, wenn ber $. 188. der Städte: Ordnung beob: 
achtet wird, nicht von erheblicher Bedeutung fein, daher bei Vers 
meidung unnüger Schreiberei dieſe Sefretairftelle leicht als Neben: 
amt wird verwaltet werden können, befonders wenn die Mitglies 
der der Stadtverordneten » Berfammlung felbft einzelne fchriftliche 

Arbeiten zu übernehmen geneigt find. 
Dem gedachten Magiftrat habe ich Abfchrift diefer Verfügung 

mitgetheilt. | 

Berlin, den 24. September 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. * 
v. Rochow. 


118. 


Reſolution des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und 

der Polizei, an den Magiſtrat zu N. und abſchriftlich 

an die Koͤnigl. Regierung zu Frankfurt, die Reiſekoſten 

für Kommunal⸗Beamte bei auswärtigen Dienſtgeſchaͤften 
betreffend. 


Auf die Vorftellung vom 24. v.M., die Reifekoften der Kommu⸗ 
nal:Beamten bei auswärtigen Dienftigefchäften betreffend, wird dem 
Magiftrate zu vernehmen gegeben, daß, da es, was die Befoldung, 
Dienftemolumente und Entfchädigungen der Magiftrats Beamten 
anlangt, nur auf die Bedingungen anfommt, unter welchen die: 
felben angeftellt worden, und die hinfichtlic der Reiſekoſten er 
gangenen gefeglichen und adminiftrativen Beftimmungen fich ledig— 
lich auf diejenigen beziehen, welche aus der Staatsfaffe zu bezah: 
len find, der Befcheid der Königl. Regierung zu Frankfurt vom 
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7. Dezember v. $. (Anl. a:) ganz richtig ift, und es daher bei 
demfelben fein Bewenden behält. Es bleibt aber. dem Magiftrat, 
wenn derfelbe glaubt, daß die fpezielle Liquidation’der Reiſekoſten 
in jedem einzelnen Falle zu Unannehmlichfeiten und Weitläuftig— 
feiten führe, anheimgeftellt: und: ſcheint zweckmäßig, ſich mit den 
Stadtverordneten über gewiffe feſte, in allen einzefnen Fällen zu 
-beobachtende Sätze zu verftändigen. | 
Berlin, den 14. September 1838. 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
| v. Meding. 


r 


: ‘ a, ’ 

Die Kommunal:Beamten fönnen, bei auswärtigen Gefchäften, Diä- 
ten und Reiſekoſten, nach den für die Staatsbeamten beflimmten Sägen, 
nur dann gegen ihre Kommunen fordern, wenn Died zwifihen beiden 
durch den abaefchloffenen Dienſtvertrag oder fonft. ausdruͤcklich verabre: 
det worden iſt. Hat gar feine Verabredung iiber diefen Gegenſtand 
fattgefunden, fo fieht ihnen überall! fein Anfpruch auf eine Pauſchver⸗ 
gütigung, fondern nur .auf Erfiattung der wirflichen ermeislichen noth⸗ 
wendigen Reiſeauslagen zu. Übrigens fann nicht gefordert werden, wenn 
es auf die Geftellung in L. zu der angegebenen Zeit anfommt, daß bie 
Meife dorthin an einem und demfelben Tage abgemacht werde. 

Sranffurt a. d. O., den 7. Dezember 1837, 

Königl. Regierung. Abtbeilung des Innern. 
— Endell. 
An 
den Magiſtrat zu N. 
119. 

Auszug aus dem Refkripte des Koͤnigl. Miniſteriums 
des Innern und der Polizei, an den Koͤnigl. Oberpraͤ⸗ 
fidenten der Provinz Schlefien, betreffend die Befugniß 


der Regierungen, Ordnungsftrafen gegen renitente Stadt- 
verordnete zu verhängen. 





Ew. Ercellenz erwiedere ih auf Ihre gefällige Anzeige vom 
9. d. M. ergebenft, daß ich den Regierungen das Recht, Un: 
erdnungen in den Verhandlungen der Stadtverordneten nöthigen: 
faliö durch Ordnungsftrafen zu rügen, nicht abfprechen fann. Denn 
wenn auch durch das Geſetz den Stadtverordneten-Berfammlungen 
felbft eine Disziplinargewalt beiliegt, welche fie, gegen ihre einzel: 
nen Mitglieder Strafbeſtimmungen zu treffen, berechtigt, fo können 
doch Fälle eintreten, in welchen eine fo große Anzahl von Mitglie: 
dern an den Unordnungen Theil nimmt, daß die übrigen nicht 
mehr einen Beichluß gegen die Störer der Drdnung zu fallen 
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berechtigt find. Da nun der Regierung das Necht zufteht, in 
allen Fällen, in welchen ihrer Disziplinargewalt Untergebene amts 
liche Pflichten unerfüllt laffen oder Ungebührniffe in amtlichen An 
gelegenheiten begehen, Ordnungsfirafen eintreten zu laffen, fo muß 
fie diefes Recht auch nöthigenfalls gegen Stadtverordnete in Ans 
wendung bringen, und, wenn die Berfammlung ihr Strafrecht aus: 
zuüben nicht befähigt if, die Mitglieder derfelben mit Verweiſen 
und felpft mit Geldftrafen belegen können. Allein diefes Recht 
muß unter allen Umfiänden mit der größten Vorſicht ausgeübt 
werden. Wenn die Hälfte der Stadtverordneten : Berfammlung 
die Abftimmung über einen Kandidaten verweigerte, fo machte fie 
dadurch allerdings einen Befchluß unmöglich, der nur durch fürm: 
liche Abftimmung gefaßt werden fann. Denn daß eine verweigerte 
Stimme einer verneinenden Stimme gleichzuachten fei, kann ich nach 

„121. der Städteordnung (v. 19.Novbr. 1808.) und $. 34. der Ins 

ruftion in feinem alle, am wenigſten aber bei einer Mahl zugefte: 
ben, bei welcher nach der Zufammenftellung vom ;°;. Zuli 1832. ad 
$. 34. der Inſtruktion, immer durch geheime Stimmzeichen abge: 
flimmt werden muß: Das Benehmen der Hälfte der Stadtver: 
ordneten, mweldye alle Abftimmung verweigerten, verdiente daher 
den ernftlichften Verweis mit Androhung von Ordnungsftrafen. 

Berlin, den 27. Auguſt 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


120. 
Cirkular⸗Verfuͤgung der Königl. Regierung zu Königs: 
“ berg, an fämmtliche Magifträte, betreffend das Verfah: 
ren. gegen Stadtverorbnete wegen des Lafters ber 
Trunkenheit. 


Da die Stadtverordneten⸗Verſammlung nach $. 39. der St. ©. 
v. 19. Novbr. 1808.) wohl befugt ift, denjenigen, welcher ſich durch 
— Handlungen verächtlich macht, des Bürgerrechtes für ver⸗ 
luſtig zu erklären; da ferner der d. 38. der Regierungs-Inſtruktion 
de 1817. Srunfenheit zu denjenigen Laftern gehört, durch welche 
Beamte ihren Wandel verächtlih machen; und da endlich die 
Stadtverordneten ‚nach $. 206. der St. D. unbedenklich als Kon 
munal-Beamte zu betrachten find — fo ift e8 unzweifelhaft, daß 
die Stadtverordneten: Berfammlung, auf Grund des $. 39. der 
&t. D. befugt ift, einem dem Lafter der Trunkenheit fröhnenden 
Stadtverordneten des VBürgerrechtes für verluftig zu erklären, und 
ihn dadurch aus der Verſammlung zu exkludiren. 
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Hiernach hat der Magiftrat fih zu achten, und bie Stadt: 
verordneten-Berfammfung zu bejcheiden. 
Königsberg, den 27. April 1838. 
Königl. Preußiſche — Abtheilung des Innern. 
= wald. 


An | 
den Magiitrat zu N., und Abfchrift zur Nach: 
riht und Achtung an fämmtliche übrige 
Magifteäte. 





121. 


Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 

Polizei, an die Königl. Regierung zu Cöslin, daß Ber 

fhlüffe der Stadtverordneten, in Anweſenheit fremder; 

nicht zu deren Verſammlung gehöriger Perfonen ge: 
faßt, als gültig nicht zu betrachten feien. 





Auf den Bericht vom 29. v. M. betreffend die Befchwerde der 
Stadtverordneten zu N. über das Verfahren des Landraths bei Gele: 
genheit ihres anderweiten Befchluffes vom 11. Juni d. 3. wegen 
Berlängerung der Dienfizeit des früher auf fechs Jahre gewählt 
gewefenen neuen Bürgermeifters, erwiedere ich der Königl. Regierung, . 
daß die durch die Minifterial:Berfügung vom 9. Auguft d. J. ers 
folgte Beftätigung des Bürgermeifters N. auf zwölf Jahre unter 
der Borausfegung ertheilt worden ift, daß die diesfällige Wahl geſetz— 
mäßig gefchehen fei. Der $. 113. der Städte-Ordnung (v. 19. Novbr. 
1808.) verbietet unbedingt die Anmefenheit irgend einer Perfon, 
die nicht zu der Stadtverordneten » Berfammlung felbft gehört, bei 
den Sitzungen derfelben, augenfcheinlic) deswegen, damit nicht frems 
der Einfluß auf die Befchlüffe fratt habe. Ein mit Verletzung 
diefer Vorſchrift gefaßter Beſchluß kann fonah als gültig nicht 
angefehen, auch der Mangel in der Form durch die nachträgliche 
Erklärung der Mehrzahl der Stadtverordneten nicht für befeitigt 
erachtet werden, da eine folche Erflärung nicht für die Unabhäns 
gigfeit der Betheiligten und für die Entfernung fremden Einfluf: 
fes auf die einzelnen Unterfchreibenden Bürgfchaft leiften kann. 
Die Königl. Regierung hat daher eine andere Wahl mit firenger 
Beobachtung der gefeglichen Formen, namentlich) ‚auch der Deflas 
ration vom +. Zuli 1832. ad $. 34. der Inſtruktion für die 
Stadtverordneten anzuordnen. 

Sollte hierbei der zc. N. wiederum auf zwölf Zahre gewählt 
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werben, fo wird die Königl. Regierung hiermit jur BeRätigung 
autorifirt. 
Derlin, den 27. September 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


122. 


Reſkript des Könige. Minifteriums des Innern und der 

Polizei, an die Königl. Regierung zu N.,die Theilnahme 

der ſtaͤdtiſchen Bürger an den Wahlverfainmlungen 
betreffend. 


mn 


Auf den Antrag in dem Berichte vom 10. Auguft d. $., eröffne 
ich der Königl. Regierung, daß ich es nicht für angemeffen erachten: 
kann, die Theilnahme der ftädtifchen Bürger an den Wahlverfammlun: 
gen durch Strafverfügungen erzwingen zu wollen. Denn mit der 
durch ſolche Verfügungen vermehrten Zahl der Wähler würde ſich 
feinesweges der Gemeinfinn wermehren, welcher allein einen glüds 
lihen Erfolg der Städte:Drdnung herbeiführen fann. Diefen Ges 
meinfian, wo er fich noch nicht findet, oder wo er erlofchen, zu 
erwecen,ift hauptſächlich Sache der Behörden, vorzüglich der Ma⸗ 
gifträte- Die perfönlichen Beziehungen der leteren zu den anges 
feheneren Einwohnern des Orts werden es jedem tüchtigen Bürs 
germeifter, welcher fomohl durch Einficht und Thätigfeit, als durch 
fittliye Unbefcholtenheit fich das Vertrauen der Bürgerſchaft er- 
worben, leicht machen, in jedem Bürger die Überzeugung zu er: 
weden, daß es eine Ehrenſache fei, bei den Wahlverfammlungen 
nicht zu fehlen und durch eigene Mitwirkung zu verhindern, daß 
nicht die Wahlen auf Perfonen fallen, von welchen die Stadt ſich 
wenig verfprechen Fann, deren Theilnahme an der Stadtverordnes 
tensBerfammlung fogar der würdigen Stellung, welche das Ger 
feß ihr anweiſt, völlig widerfprechend fein würde. Borzüglih kommt 
es auch, um in den beffern Bürgern Neigung zur Theilnahme zu 
erweden, darauf an, daß die Magifträte bei Fefthaltung ihrer amt: 
lihen Autorität die Stadtverordneten » Berfammlungen auch ande: 
rerfeits auf eine anfländige und würdige Weile behandeln und 
niemals in den durch das Geſetz ihr verlichenen echten bes 
einträchtigen. Nur auf diefem Wege ift eine Vermehrung des 
©emeinfinnes und mit diefer eine vermehrte Theilnahme an den 
MWahlverfammlungen zu erwecken, und lehrt die Erfahrung am nicht 
wenigen Drten, daß auf diefem Wege ſich auch wirklich das ers 
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wünfchte Reſultat bald herbei führen läßt: Der König. Negies 
rung bleibt daher überlaffen, biernach die Ihr etwa nothmendig 
fcheinende Aufforderung entweder an ſämmtliche Magifträte Ihres 
Bezirks oder doch an diejenigen, in deren Städten Sie jene er- 
mangelnde Theilnahme bemerkt hat, ergehen zu laffen. 
Berlin, den 6. September 1838. z 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rodom. 


— 


123. 


Reſolution des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an den Magiftrat zu Luckau und abfchriftlich an 
die Königl. Regierung zu Franffurt, betreffend das 
Stimmrecht der Bürger, welche das Bürgerrecht vor 
Einführung der neuen Städte-Ordnung gewonnen haben. 





Dem Magiftrat der Stadt Luckau ermwiedert das unterzeich- 
nete Minifterium auf die Eingabe vom 23. v. M., wie aus den 
85. 23. und 24. der Verordnung über die Einführung der Städtes 

- Drdnung vom 17, März 1831. ganz deutlich hervorgeht, daß 
diejenigen Einwohner, welche vor der Einführung der Städte: 
Drdnung das Bürgerrecht gewonnen haben, auch fernerhin, ohne 
Rüdfiht auf Grundbefig und Einkommen, das Stimmredht auss 
üben follen, der $. 23. der revidirten Städte: Ordnung daher in 
diefer Beziehung nicht zur Anwendung fommen kann. 

Berlin, den 3. Auguſt 1838. R 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
v. Bernuth. 


. 124. 
Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an den KRönigl. Dberpräfidenten der Provinz 
Weftphalen, die WVerhältniffe der mit MWiederverleihung 
der Nationalfofarde begnadigten Bürger betreffend. 





Auf Em. Excellenz Bericht vom 5. d. M., betreffend die 
Anfrage der Königl. Regierung zu Arnsberg: ob ein Bürger, wels 
cher zu einer der im $. 19. der revidirten Städte: Ordnung anges 
führten Strafen rechtsfräftig verurtheilt worden, auch dann noch 
aus der Bürgerrolle geftrichen werden müffe, wenn ihm, nach Abs 
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‚büßung der Strafe, die Nationalfofarde wieder verliehen worden 
fei? erwiebere ich ergebenft, wie in allen vorgefommenen Fällen 
diefer Art dafür angenommen worden ift, daß die Wiederverleihung 
der Nationalfofarde Feine weitere Folge habe, als die. Befugnif, . 
diefes Zeichen wieder zu tragen, auf die fonftigen Folgen eines 
fiattgehabten Bergehens aber von feinem Einfluffe fei. 
Berlin, den 13. Zuli 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
In Vertretung des Herrn Chefs. 
v. Bernuth. | 


l 


125. 


Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu N., betreffend das 
Verfahren hinfichtlich der Anfprüche einzelner Indivi⸗ 
buen an das im Allgemein feftgeftellte Bürgervermögen - 

und deffen Nugungen. | 





Der Antrag der Könial. Regierung im Berichte vom 15. 
v. M., daß von Seiten des Minifleriums Anordnungen getroffen 
werden möchten: 
dag in allen Fällen, in welchen von Seiten der Adminiftras 
tions: Behörde das Bürgervermögen, als ein folches, anerfannt 
und feftgeftellt worden, gegen diefe Feftftellung dem Einzel: 
nen, der fich dadurch beeinträchtigt finde, nur das Petiterium, 
nicht aber das Poffefforium geftattet, und bis dahin, daß ers. 
fieres ausgeführt worden, die Regierung hinfichtlic der Ber: 
wendung der Nußungen nach Ihrer Fefifiellung zu verfahren 
autorifirt werden möge, | 
ift zue Gewährung nicht geeignet. | 
Daß das Minifterium eine folche tief in die Gefeßgebung 
eingreifende und privatrechtliche Befugniffe befchränfende, fowie den 
gewöhnlichen Prozeßlauf hemmende Anordnung zu treffen nicht bes 
fugt fei, wird die Königl. Negierung felbjt ermeffen. Es müßte 
daher eine neue legislatoriihe Beftimmung in Antrag. gebracht 
werden, welche aber fo wichtig und dabei fo bedenklich ift, daß ein 
Erfolg des Antrags um fo weniger gehofft werden kann, als die 
Widerfprüche, welche die Königl. Negierung in der Städte: DOrds 
nung findet, feinesweges vorhanden find. 
Die Frage: ob ein’ Einzelner ein Nealrecht auf irgend ein 
Grundſtück wegen feines eigenen Grundbefiges in Anſpruch neh— 
men Bann? ift Feineswegs nach adminiftrativen, fondern- nur nach 
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privatrechtlihen Grundfägen zu entfcheiden. Es tritt daher auch 
nicht der Fall ein, in welchem nach dem Schluffe des $. 139. der 
revidirten Städtes Ordnung die Entfcheidung des Richters ausge: 
ſchloſſen if. Nach Verwaltungsgrundfägen find allgemeine Steuern 
und Leiftungen der Einwohner, Polizeianftalten ꝛc. ꝛc. nicht aber 
beſondere privatrechtliche Berhältniffe, in welchen die Kommune Pars 
tei ift, zu reguliren. 

Hat nun der Richter anerkannt, daß einem Einzelnen eine 
beftimmte Nußung von einem Gemeindegrundftüde gebühre, oder 
daß er im Beſitze derfelben zu fchügen fei, fo kann auch der 
$. 121. nicht hindern, zue Dedung des Bebürfniffes Gemeindes 
fteuer auszufchreiben. Es verfteht ſich von felbft, daß in diefem 
Paragraphen nur von folhen Nußungen die Rede ift, welche die 
einzelnen Einwohner oder ein Theil derfelben lediglich in ihrer 
Qualität als Einwohner und in Folge ihres allgemeinen Berhälts 
niffes zur Stadt beziehen, nicht aber von folchen, welche als Neals 
rechte mit dem Grundbefite verbunden, oder fonft auf einen fpe« 
zieflen Nechtstitel begründet find. Würden die lehteren darunter 
verftanden, fo würde man auch, wenn in Folge: eines rechtlich bes 
fiehenden Herfommens das Tuchmachergewerf im Beſitze wäre, die 
Rahmen auf einem Gemeindegrundftüde aufzuftellen, fowie bei allen 
etwa einzelnen Korporationen oder auch mehreren Einzelnen zuftes 
henden rechtlichen Befugniffen und Servituten, durch, welche die 
Nutzungen befchränft werden, nicht eher Steuern ausfchreiben füns 
nen, als bis alle Rechte ähnlicher Art erfi aufgehoben und die 
Nutungen der Gemeinde zurüdgegeben wären. Die Königl. Nes 
gierung wird ſich befcheiden, daß dies nicht der Fall fein und daß 
von den $. 121. angegebenen, zur Befriedigung des öffentlichen 
. Bedürfniffes zu verwendenden Nußungen nur die Nede fein kann, 
wenn dergleichen, nah Erfüllung der auf den Grundftüden haften: 
den privatrechtlichen Verpflichtungen, übrig bleiben. Hat der NRichs 
ter dergleichen fefigeftellt, dann können wohl allerdings Berlegens 
heiten für die Kommunen hinfichtlid der Dedung der Bedürfniffe 
eintreten, allein diefe Fönnen den Lauf des Rechts fo wenig hins 
dern, als eine Schuld, zu deren Berzinfung und Tilgung eine 
Gemeinde verurtbeilt ift, und durch welche ganz ähnliche Berlegens 
heiten entftehen fünnen. Es fann daher der Königl. Regierung, 
um das Sntereffe der Kommunen zu vertheidigen, nur überlaffen 
werden, von denjenigen Rechten, welche Ihr das Geſetz, infonder: 
heit der $. 79. der Städte» Ordnung einräumt, Gebraudy zu machen. 

Berlin, den 9. Zuli 1838. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
v. Bernuth. 
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126. - 
Reffript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an den König. Oberpräfidenten: der Provinz 
Sachſen, die unentgeldliche Ertheilung des ftäbeifchen 
Bürgerrechts an ehemalige Soldaten betreffend. | 





Zur Befeitigung der Zweifel, welche nah Ew. Hochgeboren - 
Bericht vom 25. v. M. bei Anwendung der, die unentgeldliche 
Ertheilung des frädtifhen Bürgerrechts an frühere Soldaten be: 
treffenden Allerhöchften Kab.-Ordre v. 7. April d. J. (Geſ⸗Samml. 
1838. S. 255.) entftanden find, bemerfe ich Folgendes ergebenft : 

ad 1. Da die Königl. Ordre vom 7. April d. 3. ſich les 
diglich auf Bürgerrechtögelder bezieht, fo Fann fie, da jede Befreiung 
von allgemeinen Abgaben -strictissimae interpretationis ift, auch 
nur auf diefe, nicht aber auf andere Abgaben bezogen werden. Eins 
zugsgelder von Schugverwandten Fennt übrigens die Städte: Ord- 
nung nicht. infaufsgelder aber, für welche eine gewiſſe Nutzung 
erlangt wird, werden die durch die gedachte Allerhöchfte Drdre bes 
zeichneten Militairperfonen ebenfalls erlegen müffen, wann fie. auf 
die Nutzung Anſpruch machen. Im Allgemeinen aber ift in Folge 
der Allerhöchften Ordre vom 7. April s. eben fo zu verfahren, 
wie. hinſichtlich der Soldäten, welche die Kriege von 1813— 1815. 
mitgemacht haben, in Folge der Königl. Beflimmung vom 20. 
März 1816. (Gefeß: Sammlung ©. 110.) zeither fchon verfahs 
ten worden ift. | | — 

ad 2. Da die Allerhöchſte Ordre vom 7. April d. J., gleich 
der vom 20. März 1816., nur die unentgeldliche Ertheilung des 
Bürgerredyts vorfchreibt, micht aber hinfichtlich der anderen Ber . 
dingungen, unter welchen das Bürgerrecht erlangt werden fol, 
irgend eine Beftimmung trifft, fo verfieht es fich, wie Ew. Hoch—⸗ 
geboren richtig bemerken, von felbft, daß auch die durch die Kabir 
net8-Drdred wegen der DBürgerrechtögelder bevorzugten Perfonen 
das Bürgerrecht nur erlangen fünnen, wenn fie dazu nach dem 
Sefege und Statute qualifiziert find. Der Zwei Gr. Maje⸗ 
flät des Königs, wohlgedienten Militairs nach der Entlaffung ihre 
bürgerliche Niederlaffung zu erleichtern, wird auch hierdurch nicht 
beeinträchtigt, da nad) der revidirten Städte-Drdnung der Gewer- 
bebetrieb von der Gewinnung des Bürgerrechts nicht abhängig iſt. 

Berlin, den 15. September 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 
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127. 


Reffript bes Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an den Königl. Dberpräfidenten der Provinz 
Sachſen in eben derfelben Angelegenheit. 





Auf Ew. Hochgeboren ferneren Bericht vom 8. d. M., 
die Erhebung der Cinzugsgelder von Militairperfonen betreffend, 
ermiedere ich ergebenft, daß ich, da jede Befreiung von einer all: 
gemeinen Laſt strietissimae interpretationis ift, es nur bei den 
Beftimmungen der Allerhöchften Kabinets: Drdres vom 20. März 
1816. und 7. April 1838., ihrem Wortinhalte nad, bewenden 
laffen fann, nach welchem ‚die in diefen Ordres bezeichneten Col: 
daten bloß von den Bürgerrechtögeldern befreit worden find. Wie 
ich die gedachten Beftimmungen ausdehnend zu erklären nicht be: 
fugt bin, fo fann ich auch zu einem Antrage auf Deklaration um 
fo weniger DBeranlaffung finden, als auc die, ältere Kabinets 
Drdre vom 13. März 1733. nur von Bürgerrechtögeldern, nicht 
aber von Einzugsgeldern fpricht, obwohl Abgaben der leßtern Art 
zu jener. Zeit ohne Zweifel auch in vielen Städten der ältern 
Provinzen gebräuchlich gewefen find., Was die noch in einigen 
Städten der Provinz Sachfen üblichen Cinzugsgelder anlangt, fo 
fommt esnun, da die Verordnung vom 28, Zulid. 3. (Geſ.“Samml. 
1838. S. 444.) publizirt, und mir durch den $.4. die Autorifation 
ertheilt worden ift, bei Prüfung des Statuts zweckwidrige und mit 
den jegigen Berhältniffen nicht übereinftimmende Hebungen abzuftels 
len, darauf an, die Statute jerier Städte feftzuftellen. Hierbei 
werde ich, wenn nicht die Städte felbft auf diejenigen Einzugsgelder, 
durch welche feine beftimmte Nußung erlangt wird, Verzicht leiften, 
dann auf nähere Anzeige Entfchließung faffen, ob dergleichen Ein: 
zugsgelder nad) den befonderen VBerhältniffen zuläffig find, oder nicht. 

Berlin, den 29. Dftober 1838, 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 
nn 


128. 
Refolution des Königl. Minifteriums des Innern und 
der Polizei, an den Gutsbefiger N. zu N., Magdeburg; 
fehen Regierungsbezirfs, daß auch beftraften Werbrechern 
die Miederlaffung nirgends verwehrt werden fönne. 





Em. ꝛc. erwiebere ich auf Ihre Eingabe vom 17. Mai c., 
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daß die, in ber derfelben abjchriftlich angefchloffenen Verfügung der 
Königl. Regierung zu Magdeburg vom 17. April c. ausgefpro: 
bene. Anficht nicht gemißbilligt werden fann. Der Grundfag, 
daß jedem eriwerbsfähigen Fndividuo, auch wenn daffelbe wegen 
begangener DBerbrechen bereits beftraft ift, die Niederlaffung an 
jedem Orte frei flieht, ift allgemein vorgefchrieben, und für alle 
Kommunen, bie fädtifchen, wie die ländlichen, gleich verbindlich, 
mithin auch auf das unter Em. ꝛc. Gerichtsbarkeit fiehende Dorf 
N. für anwendbar zu erachten. - 
Berlin, den‘10. September 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 

| v. Rocho w. 


129. 


Reſolution des Köhigl: Miniſteriums des Innern und der 

Polizei, an. den Magiftrat zu N. und abfrhriftlich an die 

Königl Regierung zu Potsdam, die Natur der Grunds 
3 "und monde betreffend. 





Es ift, wie dem Magifirat auf Seine Vorſtellung vom 12. 
d. M., die Befchwerde der dortigen Einwohner N. N. über bie 
Heranziehung ihrer auswärts belegenen Grundfüde zu der Koms 
munalfteuer Dafelbft betreffend, eröffnet wird, allerdings richtig, 
und wird auch von der Königl. Regierung in ihrer Berfügung 
vom 31. Mai d. 3. zugeftanden, daß, wenn eine wirfliche allges 
meine Einfommenfteuer erhoben wird, alles perfönliche Einfommen, 
wenn auch das Objekt, von welchem es bezogen wird, fich außer: 
halb des Kommunalbezirfs befindet, an dem Wohnorte des Bes 
theiligten, in welchem die Steuer eingeführt ift, verfleuert werden 
muß. Wenn aber, mie die Königl. Regierung in der gedachten 
Verfügung anführt, Behufs der Steuer nicht das Einfommen 
vom Grundeigenthum ausgemittelt, fondern jedes Haus und jedes 
Feldſtück, ohne Rückſicht auf Güte und Erfrag, mit einem gleich. 
mäßigen Satze belegt ift, fo befteht binfichtlich.des Grundeigen- 
thums feine Einfommen:, fondern eine Grundfteuer, zu welcher 
auswärts liegende Beſitzungen nicht angezogen werden fünnen. Es 
kann daher; in fofern das Sachverhältniß in der Megierungs : Res 
folution richtig angegeben ift, felbige nur beftätigt, im entgegenges 
fegten Falle aber dem Magiftrat nur überlaffen werden, das Sachs 
verhältniß befier aufzuklären, welchemnächſt dann von der Königl. 
Regierung, nach dem von derfelben anerfannten Grundfage, felbft 
Remedur getroffen werden wird. — 

x 
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Im Übrigen ift der Magiſtrat darauf aufmerkſam zu — 
daß, wenn dort wirklich ‚eine Einkommenſteuer eingeführt iſt oder 
‚wird, das in N. felbft befindliche Grundeigenthum und anderes 
Bermögen auswärts wohnender Perfonen von der Steuer frei blei- 
ben muß, da die Einfommenfteuer, wie gedacht, eine perfönliche 
ift, die nicht von dem Objekte, fondern von der Perfon an dems 
jenigen Orte erhoben wird, an welchem die Perfon wohnt und ihr 
Einfommen verzehrt. 

Berlin, den 24. Zuli 1838. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
v. Bernuth. 


130. 


Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien an die Koͤnigl. Regie⸗ 
rung iu N., die Erhebung einer ſtaͤdtiſchen Einkom⸗ 
menſteuer betreffend. 





Die Erhebung einer Einkommenſteuer in N. hätte,. wie der 
Königl. Regierung auf den Bericht vom 20. v. M. ermwiedert wird, 
ohne unfere Genehmigung überhaupt nicht, am menigften aber auf 
den hierbei zurüdfolgenden ganz oberflächlichen Gemeinderaths-Be: 
fchluß geftattet werden follen; vielmehr wäre ein, die Beranlagung 
und Erhebung vollftändig ordnendes Negulativ, unter Bernehmung 
mit der Stadtbehörde, zu entwerfen und uns zur Genehmigung 
vorzulegen geweſen. Dies hat die Königl. Negierung noch zu be- 
wirfen, wobei Sie Sich nad) denjenigen allgemeinen Grumdzügen 
zu richten hat, die Ihr in den nächſten Wochen mittelft allgemei- 
ner Eirfular: Verfügung werden vorgezeichnet werden. *) Damit in- 
deſſen wegen der Zinszahlung Feine Stockungen entftehen, möge 
die Königl. Regierung den Betrag im laufenden Jahre in zeithe— 
riger Art aufbringen laffen. 

Der allgemeine Grundfaß hierbei ift, daß die Einfommen: 
fieuer eine perfönliche ift, welche nur von denjenigen zu erheben 
ift, welche im Orte ihren perfönlichen Wohnfig im rechtlichen Sinne 
haben. An diefem Drte müffen diefelben von ihrem ganzen Ein- 
fommen beitragen, wenn auch die Objekte, aus weldyen fie es be- 
ziehen, außerhalb der Gemeinde befindlich find. Dagegen fönnen 
diejenigen, die außerhalb der Gemeinde ihren Wohnfig im recht- 
lihen Sinne haben, darin von den innerhalb der. Gemeinde be- 
findlichen Objekten nicht befteuert werden, derjenige dagegen, der 
an einem Drte ein Gewerbe betreibt, hat nach der Allgemeinen 
Gerichts : Ordnung Thl. I. Tit. 2. $. 15. an demielben feinen 

*) im 2ten Hefte, ©. 377 386, 
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Wohnfig im rechtlichen Sinne, wenn er auch an einem andern 


Orte wohnt. Er muß daher diefes Gewerbes wegen an dem Orte, 


an welchem er es betreibt, gleich andern Gewerbetreibenden, bei 


tragen, Dagegen bleibt er wegen anderer im Orte befindlichen 
Bermögens « Obiefte, namentlich auch wegen feines Grundbefiges, 
außer Anſpruch. 
Hiernah möge die Könige. Regierung in dem angezeigten 
Spezialfalle entfcheiden. Ä | 
Berlin, den 26. September 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifter. 
| v. Rochow. v. Alvensleben. 


131. 

Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien an den Koͤnigl. Ober 

praͤſidenten der Provinz N. N., die Heranziehung der 

Koͤnigl. Beamten zu den Kommunal» und Schulbeis 
trägen betreffend. 





Die unterzeichneten Minifterien eröffnen Em. ꝛc., auf den 
gefälligen Bericht vom 18. v. M., 
in Betreff der von der Königl. Regierung in N. N. zur 
Entfcheidung gefteltten Differenz, in Beziehung auf die Grund: 
fäge über die Heranziehung der Königl. Beamten zu den 
Kommunal: und Schulbeiträgen, 
daß das Geſetz v. 11. Juli 1822. (GeſSamml. ©.184.) nur das Vers 
haͤltniß der Staatsbeamten, hinſichtlich ihrer Beiträge zu den Bebürfnifs 
ſen der buͤrgerlichen Gemeinden regulirt; die Verhältniſſe dieſer Beamten 
zu Korporationen und Sozietäten, die außer der bürgerlichen Ge⸗ 


meine ſtehen, und einen von dieſer getrennten Haushalt haben, be⸗ 


rührt das Geſetz gar nicht, es iſt daher auch auf die Beiträge 
zu den Bedürfniſſen ſolcher Sozietäten nicht anzuwenden. Hier: 
aus folgt, daß, wenn eine bürgerliche Gemeine das Schulbedürf— 
niß auf ihren Kämmerei-Etat nimmt, und, in foweit das Kämmes 
rei:Bermögen zu. Dedung ſämmtlicher Bedürfniffe nicht ausreicht, 
deshalb Steuern von den Einwohnern ausfchreibt, das Gefeh vom 
11. Zuli 1822. in allen feinen Beflimmungen zur Anwendung 
fommen muß; wo es fi) dagegen um das Bedürfniß der aufer 
der bürgerlichen Gemeine ftehenden Korporationen und Gozietäten 
handelt, Fein Grund zur Anwendung des allegirten Gefehes vor 


handen if. Es mürden, wenn man auch hier das Geſetz aumwen: 


den wollte, in einzelnen Fällen ganz unangemeffene NRefultate zum 
Borfchein fommen, Wenn 3. B. in einer ganz Fatholifihen oder 


686 


evangelifchen. Stadt ſich nach und nad eine Anzahl: von Mitglies 
dern der andern Konfeffion ‚angefiedelt hätte, und ein befonderes 
Kirchen: und Schul-Spyftem einzurichten wünfchte, deshalb auch als 
befondere Sozietät vom Staate Fonftituirt würde, fo dürfte leicht 
der Beitrag eines zu diefer Sozietät gehörigen Beamten das $. 3. 
beſtimmte Marimum des Beitrags nicht nur erreichen, fondern 
auch überfteigen. Hieraus würde dann folgen, daß er zu den Be: 
dürfniffen der bürgerlichen Gemeine, zu welcher er gehört, gar nichts 
mehr beizutragen hätte. Auch erfireden fich dergleichen Sozietäs 
‘ten oft über die Gränzen der bürgerlichen Gemeinen hinaus, und 
die bürgerliche Gemeine des Wohnorts des Beamten müßte einen 
Theil des ihr nad $. 3. des Geſetzes zuftiehenden Marimi, ja viel« 
leicht den ganzen Beitrag des Beamten zu ihrem eigentlichen Ges 
meine:Bedürfniffe einbüßen, weil der Beamte zu einem über andere 
Gemeinen ſich erfiredenden Sozietäts: Vedarſaſ⸗ bereits herange⸗ 
zogen wäre. 

An ſolchen Orten, in welchen das Schulbedũrfniß nicht durch 
allgemeine Beiträge der Hauspäter, ‚fondern durch ein von jedem 
zue Schule gefchieften Kinde zu entrichtendes Schulgeld aufgebracht 
„ wird, verfteht es ſich von felbfi, daB dem Beamten nicht deshalb 
ein Theil des Schulgeldes erlaffen werden könne, weil dadurch das 
Marimum nach dem Gefege vom 11. Juli 1822. überfiegen 
"würde, oder daß auch demfelben Beamten die Anrechnung des er⸗ 
legten Schulgeldes auf den zur Kämmerei zu entrichtenden Bei⸗ 
trag geftattet fein könnte. 

Der mitunterzeichnete Miniſter des Innern und der Polizei 
hat auch noch bei zwei anderen Beftimmungen , welche die von 
Em. ze. an die Königl. Regierung in N. erlaffene Verfügung 
vom 3. Januar pr. aufgenommen hat, zu Bemerkungen Anlaß 
gefunden. 

1) Es heißt darin ad 3., daß, wenn die Gemeinen ihre 
Bedürfniſſe nicht durch eine Eintommenſieuer decken, die Beamten 
nicht verbindlich gemacht werden können, dabei mit ihrem Dienſt⸗ 
einfommen zu fonfurriren. \ 

Da die Klaffenfteuer auch mit Rückſicht auf das Dienftein. 
fommen veranlagt wird, fo bleibt es nach jener Beftimmung duns 
‚tel, ob Beamte überhaupt zu Klaffenfteuer » Zufchlägen angezogen 
werden können? und es gewinnt das Anfehen, als dürfe dies nicht 
gefchehen. Dies würde aber dem Gefeh, welches die Beamten von diefen, 
nach $. 13. des Gefebes vom 30. Mai 1820. (Geſ.Samml ©. 137. ) 
allgemein erlaubten Zufchlägen nirgends befreit, und der allgemein 
beobachteten Praris entgegen fein. Sie find daher hierzu beizutra« 
aen verpflichtet, bis ihr Beitrag das Marimum der an direften 
Beiträgen aller Art zu entrichtenden Steuer erreicht. Wird dies 
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ſes Überfchritten, und erfolgen Reklamationen, fo muß die verans 
lagende Behörde beftimmen, welcher Theil der Staats: Klaffenfteuer 
auf das Dienfteinfommen und, welcher Theil auf das etwanige 
Privatvermögen zu rechnen if. Don erfterer bezahlt dann der 
Beamte die Zufihläge bis zum Marimo, von dem zweiten ohne 
diefe Befchränfung. gleich den andern Bürgern. 

2) Die Beflimmung ad 12. jener Verfügung, nad; welcher 
die Beamten nicht zu folhen Beiträgen herangezogen werden ſol⸗ 
len, welche zur Dedung von Ausfällen früher ausgefchriebener Ge: 
meines Abgaben. oder, früher Fontrahirter Gemeine : Schulden bes 
ſtimmt find, ift den Gefehen entgegen. Es if nämlich $. 6. des 
Gefeges vom 11. Juli 1822. ausdrüdlid beftimmt, daß bie Be: 
amten alle Gemeine: Beiträge zu leiften haben, welche während 
ihres Aufenthalts am Orte fällig werden, ‚wenn auch das Ber 
dürfniß vor ihrem Eintritte entftanden iſt. Hiermit flimmt aud) 
der $. 36. der renidirten Städte- Ordnung überein, nach welchem 
die Beitragspflicht jedes Einzelnen. fih auf die Verzinſung und 
Abtragung bereits vorhandener Schulden erfiredt. | ü 
Dieſe Beflimmungen find in beide Gefege mit fehr reiflicher 
Überlegung aufgenommen worden, weil, wenn man den von Em. 
ıc. aufgeftellten entgegengefehten Grundfag annehmen wollte, es 
nothwendig fein würde, hinfchtlich jedes einzelnen Beamten, ja je- 
des einzelnen Einwohners zuvörderſt auszumitteln, zu welcher Zeit. 
er fich in der Kommune niedergelaffen, und welche Verbindlichkeit 
damals ſchon beftanden habe, welche aber fpäter entfianden fei. 
Es ergibt fich hieraus von felbft, daß eine ſolche Auemittelung in 
einem fortlaufenden Kommunal:Haushalt, in welchem in demfelben 
Jahre eine frühere Schuld oder Andere Verbindlichkeit abgelöft 
wird, und vielleicht wieder eine neue entfteht, gänzlich unmöglich 
it, und wenn fie auch möglich wäre, die größte Perfchiedenheit 
in den Beitragsſätzen der einzelnen Einwohner, und felbft der Bes 
amten bei. derfelben Behörde, nach ihrer frühern oder fpätern Ans 
fiellung, zur Folge haben würde. Eben diefer Verfchiedenheit und 
jedem Anfpruche darauf hat aber durch die gedachten gefeglichen 
Beftimmungen vorgebeugt werden follen. j 

Die unterzeichneten Minifterien erfuchen Ew. ꝛc., die Ders 
fügung vom 3. Zanuar 1837. hiernach gefäligft zu modifiziren, 
und die Königl. Regierung zu N. N, mit weiterer Anweifung zu 


verfehen. Ä 
Berlin, den 31. Auguft 1838. 
Miniſterium 
der Geiſtlichen, Unterrichts: zc. Ans des Innern und der Polizei, 
gelegenheiten. v. Rochow. 


v. Altenftein. s e 
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Reſkript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an den Koͤnigl. Oberpraͤſidenten der Provinz 
N., in eben derſelben Angelegenheit. 





Auf Ew. ꝛc. Bericht vom 21. v. M. erwiedern wir, daß 
es zwar im Allgemeinen bei der Anzeige wegen der von She 
nen den Königl. Regierungen zu N. N, in Bezug auf das Ver⸗ 
fahren bei Heranziehung der Beamten zu den Siulbeiträgen ers 
theilten Anweifung bewendet: 

Ew. ꝛc. kann ich, der mitunterzeichnete Minifter des In⸗ 
nern und der Polizei, jedoch nicht umhin, ergebenft darauf aufs 
merffom zu machen, daß auch die Verfügung vom 19. Februar 
v. 5. zu Mißverftändniffen führen Fann, in fofern darin vorgefchries 
ben ift, daß die Beamten zu folchen Beiträgen, welche zur Dedung 
früher entftandener Ausfälle beſtimmt find, nicht angezogen wers 
den follen. Wenn Ausfälle durch Rüdftände früherer Steuern ents 
ftanden find, welche noch beigetrieben werden Fönnen, fo verfieht es 
fi von felbft, daB man ſich deshalb nur an die Reftanten, nicht 
aber an andere Einwohner, und namentlich nicht an die Beamten 
halten kann. Sind aber dergleichen Rüͤckſtände unbeibringlich, und 
hat um deswegen ein Theil früherer VBerbindlichfeiten nicht erfüllt 
werden Fönnen, fo muß dieſer Theil noch von der ganzen Koms 
mune, wie fie eben befteht, folglih von allen zur Zeit der Erfüls 
Jung ihr angehörigen go mithin auch von den Beamten, 
erfüllt werden, welche nach $.' 36. der revidirten Städte-Ordnung 
und nad) $. 6. des Geſetzes vom 11. Juli 1822. zu allen, aus, 
früheren Berbindlichkeiten der Kommune, gleich anderen Einwohs 
nern, diejenigen Beiträge zu leiften- haben, welche während chres 
Aufenthalts in der Stadt fällig werden. 

Berlin, den 20. Oktober 1838. 


Der Miniſter der Geiſtlichen Un- Der Miniſter des — und 
terrichts⸗ ıc. Angelegenheiten. der Polizei. 


v. Altenftein. v. Rochow. 
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— 133. 
Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu N! und abſchrift⸗ 
lich an den Königl. Oberpräfidenten der Provinz Preu⸗ 
gen, die Kommunal-Befteuerung der an einem Orte ans 
geftelten, in der Nachbarfchaft deffelben aber wohnhaf⸗ 
| ten Beamten betreffend. 





Ich ann, wie ich der Königl. Regierung auf Ihren Bericht 
vom 16. Juni erwiedere, in dem, was darin vorgeftellt ift, die 
Schwierigkeiten nicht erfennen, welche Diefelbe hinfichtlich der Be: 
ſteuerung der dafelbft angeftellten, jedody in dem benachbarten Dorfe 
N. wohnhaften Beamten findet. Diefe Schwierigkeiten werden 
fi vielmehr bei klarer Auffaffung der Sache von felbft erledigen. 

Im Gefeße vom 11. Juli 1822., welches die "Kommunal: 
fteuern der Beamten von ihrem Dienfteinfommen regulirt, ift $. 8. 
beftimmt, daß jeder Staatebeamte, - welcher einer Behörde ange: 
bört, unter allen Umftänden als ein Einwohner derjenigen Stadt 
betrachtet werden foll, in welcher die Behörde ihren Sit hat. 
Nach dem Hauptgegenftande des Gefehes, welcher die Befteuerung 
des Dienfteinfommens des Beamten ft, ergibt fi nun von: felbft, 

1) daß ein Beamter, welcher außer der Stadt, in welcher die 

Behörde ihren Sit hat, wohnt, hinfichtlich feines. Dienſtein⸗ 

Pommens und der Befteuerung deffelben, nur als Einwohner 

der Stadt betrachtet werden fann, da es felbfiredend nicht 

die Abficht des Geſetzgebers geweſen ift, das Dienfteinfoms 
men doppelt befteuern zu laffen; und. » BR 
2) daß ein folder Beamter Hinfichtlich feines Grund: oder an- 
dern DBermögens in dem Orte, wo er wirklich wohnt und 
refp. wo das Grundeigenthum liegt, gleich andern Einwohs 
nern, fleuerpflichtig bleibt. 
Die Motive diefer Beftimmungen find nicht ſchwer einzufehen. 
Der Gefebgeber hat nicht gewollt, daß dem Orte, an welchem eine 
Behörde ihren Sit hat, der daher auch dafür forgen muß, daß 
die Kommunal:Anftalten den Derhältniffen gemäß eingerichtet feien, 
in Theil der zu deren Unterhaltung erforderlichen Beiträge durch 
ie Nieberlaffung von Beamten in Dörfern oder in einzelnen zur 
Stadt nicht gehörigen Befigungen, welche oft unmittelbar vor den 
Thoren liegen, entzogen werde, da diefe Beamten, ungeachtet ih⸗ 
res Wohnorts außer der Stadt, an allen Bortheilen des ftädtifchen 
Kommunalverbandes Theil nehmen. Hierin liegt auch Feine Un: 
billigfeit gegen die Kommune 'des wirflihen Wohnorts, da diefe 
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auf dergleichen Niederlaffungen, folglich auch auf die Beiträge der 
Beamten, nicht rechnen Fann, auch ihre eigenen Ausgaben, diefer 
ganz zufälligen Niederlaſſungen wegen, nicht zu vermehren’ hat. 

Dagegen kann nicht die ‚Abficht des. Geſetzgebers geweſen 
ſein, die Rechte der Gemeinde des wirklichen Wohnorts hinſichtlich 
des in ihrem Bezirke gelegenen. Grundeigenthums, oder des fonft 
von dem Beamten befeffenen Vermögens, auf das die Stadt nicht 
rechnen kann, da es ganz zufällig ift, irgend zu beeinträchtigen. 

Hieraus folgt nun von felöft, daß ein ſolcher Beamter von 
feinem Dienfteinfommen, nad $. 2. des Geſetzes vom 11. Zuli 
1822., glei den übrigen Einwohnern der Stadt, folglich zu als 
len von diefen zu dedenden Bedürfniffen angezogen; daß er. dage— 
gen hinfichtlich feines Grund», und andern Privat:Bermögens ganz 
nad) denfelben Grundfägen behandelt werden muß, wie andere Ein- 
wohner des wirklichen. Wohnorts,. da er in diefer Beziehung. nicht 
Beamter if, fondern den Andern gleich fieht. Hat ein folder 
Beamte gar fein Privatvermögen, fo bleibt er von den Kommu⸗ 
nalfteuern. in dem ‚wirklichen Wohnorte gänzlich. frei, kann daher 
auch bei der: Repartition der von den letztern zu entrichtenden 
Quote nicht mitgezählt, fondern muß nad) $. 8. des Geſetzes aus: 
ſchließlich als Einwohner der: Stadt betrachtet werden. Hiernach 
ann es alfo auf. Beflimmung der einzelnen Bedürfniffe, zu wel⸗ 
chen ein folcher Beamter hier oder dort beitragen muß, gar nicht 
anfommen, indem er hier wie dert gleich allen andern. Einwohnern 
refp. mit der Modifikation, weiche binfichtlic) der Steuer von dem 
Amtseinfommen im Gefehe vom. 11: Juli 1822. vorgefchrieben 
find, beitragspflichtig ift-_ Es kommt daher nur auf Ausmittelung 
des Antheils an, den er hier und dort an den KommunalsLaften 
zu nehmen hat. 

Iſt nun. der Beamte Grundbefißer im wirklichen Wohnorte, 
fo hat dies gar Feine Schwierigkeit, da er nach denfelben Grund: 
fägen, wie andere Örundbefiger, beitragen muß. Hat er anderes 
Privatvermögen, fo ift er auch wie andere ‚Einwohner zu betrady: 
ten, wenn die Vermögens: Dbjefte derfelben Art mit befondern 
Steuern belegt find. 

Werden dagegen die, Kommunalbedürfniffe durch Zufchläge zur 
Klaffenfteuer aufgebracht, fo muß die vorgefegte Behörde nah bil: 
ligem Ermeffen feftfeßen, welcher Theil der Staatsſteuer wegen 
des Dienfieinfommens und welcher wegen des Privatvermögene . e 
hoben wird. Bon dem letztern bezahlt er in ſeinem wirklichen 
Wohnorte die Beiträge, wie andere Einwohner, wegen des erſtern 
‚dagegen bleibt er, da er die Kommunalſteuer vom Einkommen be= 
reits in der Stadt entrichtet, von dieſen Zuichlägen frei. Die Feſtſetzung 
diefer Antheile kann, wenn man die Sache nicht zu peinlich nimmt, 
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durchaus: feinen erheblihen Schwierigkeiten. unterliegen. - Die Kö: 
nigl. Regierung wird nach. den erhaltenen Inſtruktionen wiſſen, wie 
fie. einen Regierungsbeamten von einem gemiffen Gehalte zu bes 
feuern hat, wenn er gar Fein. Vermögen hat, und wie er zu ber 
fieuern iſt, wenn er Grund» oder. anderes Dermögen befigt, und 
wie diefes Vermögen nach äußern Merfmalen Behufs der Klaffens 
fieuer- Veranlagung abzufchägen. if. Auf einzelne Thaler und Gros 
fhen kommt es nad der, der Klaffenfteuer zu Grunde Tiegenden 
Idee bei der Staatsfteuer nicht an, daher: auch nicht bei den, le⸗ 
diglich der Hauptſteuer folgenden Zufchlägen. Ä 

Ich hoffe, daß die Königl. Regierung bei Befolgung diefer 
Grundfäge im Stande fein wird, dieſe Angelegenheit, ohne Prä- 
gravation des einen oder andern: Theile, vollfommen zu erledigen. 

Allerdings würde, wenn die dortige Stadt mit. dem benach⸗ 
berten Orte N., ‚unter Zuftimmung beider Kommunen, zu einer vers 
einigt werden Fünnte, das ganze Verhältniß ſich fehr vereinfachen, 
daher auch der Herr Dberpräfident in Seinem Begleitungs: Be: 
richte darauf angetragen hat, die diesfallfigen. Verhandlungen zu 
erneuern. Da jedod der Herr: Finanzminifter- ſich früher dahin 
erflärt hat, daß diefe Vereinigung mit Rüdficht auf die Steuer: 
verhältniffe nicht thunlich fei, fo, muß ich der Königl. Regierung 
überlaffen, die Beſeitigung diefer Bedenken durch Kommunifation 
mit dem Provinzial: SteuersDireftorat zu verfuchen und eventuell, 
unter Einreichung der Erklärungen beider Gemeinden, an mich und 
den Herrn Finanzminifter deshalb befonders zu berichten. 

Rekahne, den 29. Zuli 1838. | | 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


Refolution des Könige. Minifteriums des Innern und 

der Polizei, an den Magiftrat zu Naumburg an ber 

Saale, betreffend die Befreiung elterlicher Unterſtuͤtzun⸗ 

gen von ber KRommungl-Befteuerung an dem Aufent> 
haltsorte der Kinder. 





Die Befteuerung elterlicher Unterfügungen zu: Dedung der 
Kommunalbedürfniffe ift, wie dem Magiftrat auf Seine Eingabe 
vom 26. v. M. eröffnet wird, fchon deswegen für jeht unzuläffig, 
weil das Einfommen davon in feine der nah dem Kommunal» 
ſteuer⸗Regulativ für die dortige Stadt fefiftehenden Kategorien des 
fieuerpflichtigen Einfommens gehört. Selbiges durch andermweite 
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Beſtimmung in diefe Kategorien aufzunehmen, iſt aber Peine Ver⸗ 
anfaffung vorhanden, da theits die Unterſtützung zurückgezogen wers 
den fann, theils die Ausmittelung derfelben ein Eindringen in oft 
fehr zarte Famitienverhältniffe vorausfegt, welches nicht anräthlich 
erfcheint. Auch pflegt derjenige Vater, welder auswärtige Kins 
der unterflügt, an. feinem Wohnorte wegen feines ganzen Einfom: 
mens befteuert zu werden, daher derjenige Theil, welchen ex fei- 
nen Kindern abgibt, doppelt befleuert werden würde. Endlich kann 
der Gegenſtand Überhaupt für die Stadt Naumburg hinſichtlich 
des Steuer:Ertrages nicht von Bedeutung fein, wogegen es derfels . 
ben nur angenehm und nüglih fein kann, wenn auswärtige El: 
tern ihren Kindern freiwillig bedeutende Summen zufließen laſſen, 
‚ welche in Naumburg verzehrt und dem Gewerbsſtande zugewandt 
werden. Es ergibt fich ſonach Fein Grund, den Bezug diefer Un: 
terfrügungen durch Beſteuerung zu erfchweren. Auf den von dena 
Magiftrat gemachten Antrag ift daher nicht einzugehen. 
Berlin, den 18. Zuli 1838. 
Minifterium des Innern und der Polizei 
v. Bernuth. 





— | | 438. 

Reſkript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Liegnig, betreffend 
die Wahl von — die keine Landwirthſchaft 

| „betreiben. 


Sm Anfhluffe überfende ich der Königl. Regierung eine Bor: 
fiellung des Dominiums N. vom 18. v. M., um entweder die 
darin enthaltene Befihwerde über die Entbindung des dafigen, vom 
Dominium zum Schulzen ernannten Auftifalbefigers N. von der 
Übernahme diefes Amts zu erledigen, oder zu berichten. 

Ich bemerfe hierbei, daß zwar allerdings der Grundſatz bes 
fieht, daß, fo viel irgend möglich, ein folder Bauergutsbeſitzer als 
"Schulze beftellt werden muß, welcher auch wirklich die Landwirth⸗ 
fchaft betreibt, und nicht ein Handelsgefhäft zu feinem Lebens» 
berufe macht. Indeſſen befteht hierüber Feine fo beftimmte Regel, 
daß nicht, wenn fid) die Umftände dazu eignen, eine Ausnahme 
ftattfinden Fönnte. | 

Berlin, den 18. September 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei, 
; u Rochow. 
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136. W 
Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Marienwerder, 
die Vereidung der Dorfſchulzen und Schoͤppen in den 
Kaͤmmereidoͤrfern betreffend. *) | 


Der Magifirat zu N. hat fich darüber befchwert, daß ihm 
die nach altem Herkommen von ihm bewirkte DVereidigung der 
Dorfſchulzen und Schöppen auf den Kämmereidörfern entzogen 
und den Landräthen aufgetragen werden fol. 

Das unterzeichnete Minifterium hat fi in der Sache mit 
dem Heren Juftizminifter Mühler Ercellenz vernommen und be: 
merkt, im Cinverftändniffe mit demſelben (Anl. a.), daß weder im 
Intereſſe der Adminiftration, noch in dem der Zuftiz, ein Grund 
vorhanden ift, die Magifträte zu hindern, die von ihnen anzuftels 
ienden Dorfgerichtsperfonen, wie andere Magiftratsunterbeamte, zu 
bereidigen, oder den Patrimonial-Gerichtsherren die Vereidigung der: 
felden duch ihren Juſtitiar zu entziehen. 

In Erläuterung der diesfalls erlaffenen früheren VBerfügun: 
gen, wird die Königl. Regierung daher hiermit veranlaßt, die ob- 
gedachte Beſchwerde ‚des Magiftrats zu N. zu erledigen, und wie 
dies gefchehen, anzuzeigen. | . 

Berlin, den 4. Auguft 1838. I 

WMiniſterium des Innern und der Polizei. 
v. Bernuth. 
) Bergl. Jahrg. 1836. ©. 136. 





a. 
Auf das fehr geehrte Schreiben vom 20. d. M., _ 
die Verpflichtung der —— betreffend, 
erwiedere ich, bei Ruͤckſendung der Anlagen, ganz ergebenſt, wie ich nicht 
der Anſicht fein kann, daß die von Em. Excellenz angeführten Refkripte 
vom 30. Oktbr. 1819. und 23. Jan. 1824. *) die — der Dorf⸗ 
ſchulzen und Dorfgerichtsperſonen durch die Magiliräte und reſp. Ju⸗ 
Ritiarien für" unzuldffig erflären. Durch das erftere ift nur die dops 
elte Vereidigung derfelben unterfagt, und die Bereidigung durch den 
andrath, mit Zuziehung einer Gerichtöperfon, für hinreichend erklärt, 
durch das zweite aber feitgefeßt, daß der Eid auch vom Landrathe oder 
dem Gerichtshalter auch allein abgenommen werden fann. Im Gegen- 
theil Hat der verflorbene Juſtizminiſter v. Kircheifen, von dem jene 
beiden Reſkripte berrähren, in dem Reffripte vom 9. Juli 1814. (Jahr: 
bücher, Bd. 4. ©. 21.) fich ausdrücklich dahin ausgefprochen, daß die 
Vereidigung der Dorfgerichte in den Kaͤmmerei⸗Ortſchaften den Wagis 
firäten allein überlaffen bleiben koͤnne. — 
Daß die Praxis auch keinesweges allgemein dagegen ift, ergibt die 
Bekanntmachung der Breslauer Regierung v. 13. Auguft 1834. (Bres⸗ 
**) Annal. Jahrg. 1819. ©. 932. 
⸗ » 41924. « 188. 
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lauer Amtsblatt 1834. Städ 37.) und bie Bekanntmachung ber Res 
gierung und des Dberlandesgerichts zu Edslin vom 1. Juli 1834. (Ans 
nal. Bd. 18. ©. 742.) Nach derfelben haben die betreffenden Regie⸗ 
rungen und Oberlandesgerichte gar. Fein Bedenken getragen, den Magis 
firäten es zu fiberlaffen, ob fie die in den Stadteigenthums⸗Guͤtern zu 
beftellenden Dorfgerichtsperfonen felbft vereidigen, oder ihre Vereidigung 
durch Requifition der Gerichte_bewirfen wollen, und. den Privatgerichtss 
berren es zu verftatten, die Dorfgerichtsperfonen durch ihren Juſtitiar 
in Eid und Pflicht nehmen zu laſſen. 
: Wenn die Regierung in Marienwerder, nach der mitgetheilten Vers 
fügung derfelben vom 15. Januar d. J., von andern Grundfägen aus⸗ 
" geht, fo wird e6 nur einer Belehrung oder Zurechtweifung derfelben, 
oder fofern fie fich hierbei, wie es den Anfchein gewinnt, auf eine ihr 
früber (im Jahre 1830.) vom Minifterium des Innern ertheilte Ans 
weifung gründet, einer Zuruͤcknahme der leßtern bedürfen, um die einges 
tretenen Bedenfen zu heben. Da von den Gerichten ähnliche Bedenken 
nicht aufgeftellt worden find, vielmehr bie vorher allegirten Bekannt: 
machungen ergeben, 4 namentlich die Dberlandesgerichte in Breslau 
und Edslin ganz nach den Grundfäßen verfahren, welche Em, Ercellenz 
ei Die richtigen erachten, insbefondere aber ihnen rüdfichtlih der Bes 
ugnig der Magifträte, die Dorfgerichtsperfonen in den Kämmereidörs 
fern ſelbſt zu vereidigen, ſchon in dem Reffripte vom 9. Juli 1814, eine 
ausreichende Belehrung ertheilt worden ift, fo ſcheint auch Feine genüs 
ende Weranlaffung vorzjuliegen, die Gerichte mit. einer. reftifizirenden 
erfügung zu _verfeben, vielmehr glaube ich, Em. un. das Weis 
tere in diefer Sache lediglich ganz ergebenft überlaffen zu dürfen. 
Berlin, den 20. Juli 1888. Du | 
Ä Der Juſtizminiſter. 
Müpler. 
An 
des Koͤnigl. Geheimen Staatsminiſters ıc., Herrn 
v. Rochow, Excellenz. 


137. 


Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 

Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Arnsberg, das 

Verfahren bei Dienſtentlaſſung von Kommunalbeamten 
— betreffend. 0:5 


Der Königl. Regierung wird auf. den Bericht. vom 13, 
Juli d. 5. 7 | Ä 

die Befchmwerde des Flurfhügen N. zu N. betreffend, 
eröffnet, daß wenn auch durch die in der Unterfuchung konſtatir⸗ 
ten Thatfachen, die unfreiwillige Dienftentlaffung des Pefchwerdes 
führers materiell fich Fechtfertigen laffen mag, diefe Entlaffung doch 
nicht von der Abtheilung des Innern, wie es hier gefchehen, vers 
fügt, fondern nach der Vorſchrift der Gefchäfts:Anweifung nur auf 
den Bortrag einer der Juftitiarien durch einen Plenarbefhluß ans 
geordnet werden fonnte. In diefer Beziehung ift alfo die Be— 
ſchwerde des sc. N. begründet, und die Königl. Regierung wird 
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deshalb angerviefen, noch nachträglich Über das Ergebniß der Uns 
terfuchung einen Plenarbefhluß zu faffen und die Sache damit des 
finitiv zu ‚erledigen. 

Zugleich wird der .Königl. Regierung bemerflich gemacht, dab 
eine: vierjährige DBerlängerung der fechsmonatlichen Probezeit uns 
zuläffig erfcheint, und in feinem Falle dazu benußt werden fann, 
ſich macy Ablauf diefer gefeglichen Probezeit von der Entſchließung 
darüber zu emtbinden, ob der Geprüfte wirklich angeſtellt oder wie⸗ 
der entlaſſen werden ſoll. 

Berlin, den 6. Auguſt 1838. | 

Minifterium des Innern und ber ol 
v. Bernuth. 


133. 


Reffript der Koͤnigl. Minifterien, an bie Konigl. Re 
gierung zu Münfter, die Aufbringung der ——— 
ter⸗Gehalte betreffend. 


Auf den Bericht vom 30. Juni d. $., nach welchem meh⸗ 
rere Ortsbehörden in dem dortigen Departement beſchloſſen haben, 
die Beiträge zum Nachtwächter-Gehalte künftig mittelſt Verthei⸗ 
fung auf die Einwohner aufbringen und durch den Kommunal:Ems 
pfänger erheben zu loffen, autorifiren wir, bei den dafür Angeführs 
ten Umſtänden, hiermit die Königl. Regierung, die diesfälligen 
Repartitionsliften feftzuftellen und bei vorfommenden Differenzen 
das Nachtwächtergeld zu reguliren, wobei wir jedoch bemerken, daß 
die Einwohner der zerfireut liegenden Ctabliffements, welche feis 
nen Bortheil von der Nachtwache haben, und deshalb zeither von 
den Beiträgen dazu befreit gewefen find, auch ferner davon befreit 
bleiben müffen, fo fange nicht auch die einzelnen EN, gleich 
den gefchloffenen Orten, bewacht werden. 

Rekahne und Berlin, den 6. Auguft 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifter. 
v. Rochow. v. Alvensleben. 





139. 


Bekanntmachung der Koͤnigl. Regierung zu Muͤnſter, 
die Fuͤhrung von Orts⸗Chroniken betreffend. 





Don den bisher zu unferer Kenntniß gefommenen, durch die 
Bürgermeifter angefertigten OrtssEhronifen, find nur fehr wenige 
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dem nach unferer Verfügung vom 5. September 1817. (Amtsbl. 
S. 366.) beabfichtigten Zwede entfprechend befunden worden. 

Meiftens enthalten fie Notizen und Angaben von feinem ers 
heblichen Intereſſe, und die hiftorifchstopographifch und flatiftifchen 
Nachrichten find größtentheils fehr mangelhaft. Auch fehlt es vies 
len Ehronifen gänzlich an äußerer Form und chronologifcher Drdnung. 

Mir finden uns daher veranlaßt, zur Abftellung diefer und 
mehrerer anderer Mängel folgende beftimmte Borfchriften zu ers 
theilen, welche in Hinſicht der Form und Folge der Rubriken, 
vornämlich auch zur Erleichterung der allmäligen Ergänzung aus 
der frühern Zeit, der fünftigen Bergleihung und Zufammenftels 
Jung einzelner Gegenflände aus mehreren Jahren und befonders 
der jährlichen Fortführung firenge befolgt werden müffen, ohne 
übrigens in der Bearbeitung des Stoffes felbft die Einfiht und 
Freiheit der Verfaſſer irgend. zu befchränfen. 

Die. Ehronif; — Geſchichte nach der Zeitfolge, — foll das 
befondere Leben eines Orts oder Kicchfpiels, aus deren Örtlis. 
chen Berhältniffen entwickeln und in Bezug auf diefe, die Ereig- 
niffe und wefentlihen WBeränderungen eines jeden Jahres der 
Wahrheit gemäß darfiellen. 

Jede Stadt und jedes ländliche. Kirchfpiel bildet dafür ein 
abgefchloffenes Ganze, wenigftens bis zu dem Zeitpunkte, wo durch 
‚ die neue ländlihe GemeindesDrdnung der Umfang der Gemeinde: 
Derwaltungsbezirfe bleibend beftimmt fein wird. 

Die Ehronifen werden durch die Bürgermeifter verfaßt, wel⸗ 
chen, fich dabei der Hülfe fachfundiger Einwohner des Orts, bes 
fonders der Pfarrer, zu verfichern, empfohlen wird; möchten ein 
zelne Bürgermeifter gar dazu nicht geeignet und geneigt fi ſich fin= 
den, fo werden die Landräthe dafür Sorge tragen, daß die Aus⸗ 
führung einem andern tüchtigen Manne, gegen eine angemeffene 
Entfchädigung aus der Gemeindefaffe, übertragen wird. Befon: 
ders gilt dies von der erften Anlage und von der älteren Ges 
fchichte der Gemeinden; die Fortführung wird dann minder ſchwie— 
tig und es wird auch nachzugeben fein, für die ältere Geſchichte 
vorerft die Materialien forgfältig zu fammeln und die vollftändige 
Bearbeitung derfelben fo lange auszufeßen, bis fid) der mit Luft 
und Liebe dafür ausgeftattete, thätige und tüchtige, gemeinfinnige 
Mann gefunden haben wird. 

Mit 1830. anhebend, muß jedoch unausbfeiblich fofort Hand 
ans Werk gelegt und noch im Laufe diefes Sahres die Chronik 
jeden Orts verfaßt werden. 

Was das Außere der DOrts;Chronifen anbetrifft, fo müfs 
fen folhe auf weißem Schreibpapier das FoliosFormat haben, gut 
(Rücken und Eden in Leder) eingebunden fein, fauber und gr 
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lich gefchrieben, fortlaufend paginirt werden, jedes Blatt einen 
drei Finger breiten Rand zur Angabe der Rubrik, und der Zah: 
reszahl bei dem jährlichen Nad;trage, jede Abtheilung nach dem 
wahrfcheinlichen Umfange des Materials für die Fortführung in 
den nädyften 10 Jahren eine angemeffene Seitenzahl erhalten, am 
Eingange mit einer Inhaltsanzeige verfehen werden. Die Bücher 
zu den Orts, Ehronifen in der vorbefchriebenen Art werden aus 
Gemeindemitteln angefchafft. Ju Beziehung auf Materie und Zn: 
halt äft die nachfolgende Reihe Ordnung det Rubriken zu befolgen. 
I. Die Einleitung, die jeder Chronik vorausgehen muß, 
umfaßt die örtlihe Beichreibung, Topographie, Name, 
Gränzen, Lager Berge, Flüffe, Bäche, Sümpfe, oder ftehende 

Waſſer, Beichaffenheit, Vertheilung und Kultur des Bodens. 

Arealgröße der Acer, Gärten, Wiefen, Weiden, Maldungen, 

Gemeinheiten, Bleichen ꝛc. in Preußifchen Morgen. Kirch— 

‚dörfer und dazu gehörige Bauerfchaften, Ritterfige, deren 
Berbindung unter einänder durch Kunfiftraßen, Kommunal: 
wege und Brüden. Merkwürdigkeiten der Natur und Kunft. 
I, Die ältere Geſchichte bis 1800. und die neuere Ge 
fchichte des Orts von 1800. bis 1830. Die vorhandenen 

Drud: und Handfchriften, wozu die Gemeinde:, Kirchen:, 

‚ - Berichts: oder andere Archive, fowie fonftige Nachrichten und 
Materialien über Urfprung, Erweiterung, Veränderung, Bes 
fitter, Wappen, Schidfale, einflußreiche Ereigniffe, Berfaffung, 
Berwaltung des Orts, der Kirchen, Schulen, Klöfter und 
anderer dort vorhandenen wichtigen Anftalten, denkwürdige, 
um Ort oder Land verdiente Perfonen, welche dort geboren 
ober gelebt, frühere Geiftliche, Beamte, Gerichtsverfaffung, 
Steuer: (Schagungs:) Berhältniffe, Erwerbszweige u. ſ. w. 
zu benußen, eifrigft und forgfältig zu fammeln, von der neuern 
Zeit durch zuverläffige perfönliche Nachfrage und Ermittelung 
zu ergänzen find; die Bearbeitung braucht jedoch nicht fofort 
zu erfolgen, fie darf nicht übereilt und kann, wie fchon- be: 
merkt, noch einige Jahre verfchoben, jet nur der Stoff da: 
für gefammelt werden. Ä 

II. Statiftif, oder die politifche Geftaltung des Orts, nach der 
Ankündigung ihres innern und äußern Lebens im Kreife der 

Gegenwart: 

a) Wohnungen, Kirchen, Bethäuſer, Kapellen, Synagogen, 
öffentliche, für andere Staatd- oder Kommunalzwede bes 
ſtimmte Gebäude, Anzahl der Feuerfiellen, der Ställe, 
Sceunen und Schoppen, der Kolonate, Kötter, Tagelöh: 
ner, Wohnhäufer, Babrifanlagen in jeder Abtheilung 

Annalen, Heft LI. 1838. SL) 
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(Bauerfchaft), Provinzial-Feuerfozietäts: und Hagel-Ver— 
« ficherungs: Summe — desgleichen in Privat:Sozietäten. 
h) Bevölferung ꝛc. nady dem Beltande am Ende des Jah: 
res 1830. nad) Geſchlecht, Alter, ehelichem Stand und 
Religionsverhältniffen, Heirathen, Geburten und Sterbe- 
fälle. 


ce) Biehftand, am Ende des Zahres 1830. a. b. und c. 


IV, 


V. 


VI. 


nach der ſtatiſtiſchen Tabelle und aus der Bevölkerungs— 
lifte. Ze 
d) Kufturverhäftniffe, in Beziehung der Natur, Kunft, Wiſ— 
fenfchaft und GSittlichfeit und Darftellung des Gemeinde: 
weſens, mit NRüdficht auf Staatsverfaffung ımd Verwal— 
tung, Juſtizpflege, Polizei, Staatswirthſchaft, Steuerwe— 
ſen und Militairweſen im Allgemeinen. 
Es folgt hierauf 
das Gemeinde-Weſen überhaupt nach feinem Beftaude 
im Sahre 1830., namentlich 
a) Bildung und Zufammenfeßung der Stadt (Kirchfpiel) 
zu einem politifhen Berbande, vor und nad) der Ein: 
führung der Städte: Ordnung (wo foldye flattgefunden 
hat) und darin bis Ende 1837. eingetretene Verände— 
rungen. . 
bh) Bürgermeifter, VBeigeordnete, Gemeinderäthe, Gemeinde: 
GErheber, für die ganze Bürgermeifterei, Vorſteher für 
die einzelnen Abtheilungen (Bauerfchaften), in den Städ— 
ten, weldye die Städte: Ordnung erhalten haben, Magi: 
firat, Stadtverordnete, frädtifche Ausſchüſſe zc. 
Gemeindevermögen, deffen einzelne Beltandtheile, Nechte 
ic. der ganzen Stadt, des Kirchfpiele, der einzelnen Ab: 
theilungen, welche ein befonderes Vermögen befißen ; Ge: 
meinde:Etat der jährlichen Einnahmen und Ausgaben, 
Gemeindefteuern, der, Stadt, des Kirchfpiels, der Bauer: 
fihaften; Betrag der Schulden, Zinfen, Tilgung (der Alt: 
ſchatzpflichtigen befonders), Beiträge zum Landarmenhaufe ' 
und zur Provinzial:Srrenanftalt. 
Kirchenweſen. Parochial-Verfaſſung, Kirchengebäude, Jahr 
der Erbauung, Unterhaltungs-Verpflichtung, Verſicherung in 
der Feuerſozietät, Kirchenvermögen und deſſen Verwaltung, 
Pfarre, Pfarrei-Einkünfte, Patrone, Perſonal, (Pfarrer, Hülfs— 
geiftliche), Vikarien, andere Benefizien, deren Verleiher und 
Berpflihtungen. 
Schulwefen. lementar: und gelchrte Schulen, Schuf: 
häufer, Zahr der Erbauung und Erweiterung, Vermögen der 
Schulen und deffen Verwaltung; "Schulvorftand, Beſehung 
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der Lehrerftellen, angeftellte Lehrer, deren Beſoldung; fchuls 
fähige und die Schule befuchende Kinder; Kleinfinder-Schulen. 

VI Armenwefen. Allgemeine Armenpflege, gewöhnliche Zahl 
der Unterftügungsbedürftigen; Armenmittel; Befchäftigungss 
anftalten; Verwaltung — Etat — befondere Armenanftalten, 
Zweck, Beftond, Fonds; Berwaltung, Vermächtniſſe. 

VII. Polizeiwefen. Lofal-Polizei-Ordnungen. Polizeianftal: 
ten. Feuer⸗Löſchanſtalten. Polizeidiener, Nachtwächter, Feld: 

hüter; Polizei» Gefängniffe; Vagabunden-Jagden; Anftalten 
für Erhaltung der Gefundheit und des Lebens und zur Net 

‚ tung der Scheintodten; Kranfenanftalten, Ärzte, Wundärzte, 
Apotheken; Schußpodenimpfung und deren Refultate. Anftale 
ten für öffentliche Bequemlichfeit, Badeanftalten. Öffentliche 
Wege, Brüden, Brunnen, Wafferleitungen, Straßenpflafter, 
Straßenreinigung, nächtliche Erleuchtung in den Städten ıc. 
Maß und Gewicht, Preife der Lebensmittel und Teuerung; 
Zaren. 

IX. Dffentlide Abgaben. Betrag der Grund:, Klaffen:, 
Gewerbefteuer, Beranlaguna, Erhebung der indireften Steuern 
von Brennerei, Brauerei; Mahl: und Schlachtfteuer; andere 
Leiftungen; Feuer: und Hagel-Sozietäts-Beiträge. 

X, Quftizpflege. Don welchem Gerichte verwaltet, in Städ— 
ten, welche Sit eines ſolchen, das Gerichts: Perfonale und 
deifen Veränderungen, Gefängniffe; Angabe der fiattgehab: 
ten Gubhaftationen, der peinlichen Berbrechen ꝛc. 

X. Gewerbe: Berhältniffe und Verkehr. Vorzügli— 
cher Nahrungserwerb durch Produktion. (rohe Stoffe, Aders 
bau, Biehzucht, Getreidepreife), Fabrikation (Verarbeitung 
derfelben), Handelsverfehr, Nebengefchäfte (Spinnerei), Hands 
werfsbetrieb; Kaufleute;s Krämer; Scanfwirthe; Mühlen; 
Brennereien und Bierbrauereien; Salzfellereien; Ziegeleien ; 
Bleihen; Marftverfehr ; Leggenanftalten ; Hollandsgänger ıc. 
Bergwerksbetrieb; Torfgräberei ꝛc.; Fortfchritte oder Rück— 
gang; Juden. 

XL, Militairifche Berhältniffe. Oarnifonirung; längere 
Kantonirungen; Vorſpann; Lieferungen; Landwehr: Berhälts 
niffe; Angabe der Einwohner im iften und 2ten Aufgebot, 
der Armee: Referve und in der Linie der jährlichen Erfaß- 
mannfchaften für das fiehende Heer; Invaliden. 

XII. Bermifhte Gegenfände Auf die phyſiſchen und 
moralifchen Eigenthümlichfeiten und die Lebensweiſe der Eins 
wohner fich beziehende bemerfenswerthe Wahrnehmungen; Bor: 
urtheile, befondere Gebräuche, Spiele und öffentliche Ber: 
gnügungen (Peters).  Merfwürdige Ereigniffe, » B. Befuh 
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von höchften Perfonen, eier bei befondern Veranlaſſungen; 

allgemein herrfchende und ungewöhnliche Krankheiten. Glücks: 

und Unglüdsfälle; gemeinnügige Unternehmungen; Belobung 
und Auszeichnung wegen edler Handlungen und anerfannter 

Verdienſte; feltene Naturerfcheinungen; öffentliche und Pri— 

vatvereine für gemeinnüßige Zwede; Hülfsvereine für der Haft 

entlaffene Einwohner; Mäfigfeitsvereine; Schüßen : Gefell: 
fchaften; Freimaurer:Logen ꝛc. 

Diefe Leitungspunfte werden hinreichen, den ſchon angefange- 
nen Chronifen eine größere Mannigfaltigfeit und Bollftändigfeit 
zu geben und auch den weniger geübten und von Berufsgefchäften 
abhängigen Berfaffern der Chroniken die Anfertigung und Fort: 
feßung, derfelben zu erleichtern. Iſt die Grundlage nur erft volle 
endet, wozu bereits ad II, eine längere Frift gewährt iſt, ad I. 
III. bis XIII. aber nachgegeben wird, in jedem Jahre nur 3—4A 
Rubriken vollftändig auszuarbeiten, dabei’ auch noch der Aufftel- 
lung des Beftandes in 1850. die nachfolgenden Fahre, jedody von 
jedem befonders darunter zu-bemerfen, fo kann die Fortfchreibung, 
fowohl in den bleibenden als in den wandelbaren NRubrifen, mit 
- gar Feiner Befchwerde verfnüpft fein, wenn nur gleich, wie fich 
ein Datum ergibt, dafjelbe eingetragen wird und am Jahres: 
fchluffe die etwa noch fi findenden Lücen ergänzt werden. Dem 
Verfaſſer bleibt dabei freie Hand in die Einzelnheiten näher ein- 
zugehen, nur muß jede Weitfchweifigfeit vermieden werden. 

Mir fordern die Herren Landräthe und den Heren Oberkür: 
germeifter hier auf, dafür ernftlich zu forgen, daß die Ausarbeitung 
der Orts⸗Chroniken fofort vorbereitet und damit nach diefer Aus 
leitung im laufenden Fahre ernftlih und überall vorgefchritten : 
wird. Des Endes haben diefelben die Arbeiten von Zeit zu Zeit 
zu revidiren, und wir felbft behalten uns vor, die Ausführung und 
Fortführung der Orts: Chroniken durch unfere reifenden Mitglie- 
der überall Fontroliren- zu laffen, auch zu unferer Überzeugung von 
Befolgung der gegenwärtigen Anweiſung alljährlich einige der 'Chro- 
niken aus jedem Kreife einzufordern. Wir erwarten zuverfichtlich, 
daß hiernach die Sache einen guten Fortgang nehmen, die Ehro- : 
nifen felbft durch thätige Mitwirfung vieler gemeinfinniger fach- 
Fundiger Männer einen erheblichen Werth gewinnen und die Über: 
zeugung von der bedeutenden Wichtigkeit derfelben fic) immer all- 
gemeiner befefligen wird. gi 

Münfter, den 15. September 1838. 

Königl. Regierung. 





| 701 
a. —— 140. | 
Reſkript des Koͤnigl. Staatsminifteriums an ben Kb: 
nigl. Dberpräfidenten der Provinz Brandenburg, mit- 
dem Regulativ über die a. der Kontributiong; 
Überfchüffe und Beftände in den Kreisfaffen der Kur- 
und Neumark. 





Ei. Ercellenz eröffnen wir hierdurch, daß des Königs Majes 
flät id Betreff der Forterhebung der überfchießenden Kontribus 
tiongdeträge und der Dispofition über die aus foldhen Überfchüffen 
erwachfenden Beflände in den Kreisfaffen auf unfern desfallfigen 
Bericht bereits unterm 6. Mai c. zu entfcheiden geruhet haben, 
daß ſowohl die bisherigen, das Kontingent überfteigenden Beträge 
ferner zu erheben, als auch die Kreisftände für autorifirt zu er: 
achten feien, über die, nach Abzug der durch nothwendige Nemiffio: 
nen entftehenden Ausfälle, verbleibenden Beſtände, unter Borbes 
halt des Iandesherrlichen DOberauffichtsrechts, im Intereſſe des plat- 
ten Landes verfügen zu dürfen. Zugleich hatten Allerhöchfidiefels: 
ben die Ausarbeitung eines Regulativs über die Verwendung der 
Kontributions » Überfchüffe in den Kreisfaffen der Kur: und Neus 
marf, fowie der aus folhen erwachſenen, zur Zeit vorhandenen Bes 
fände, Behufs Feſtſtellung ſowohl der dabei anzumendenden Grund: 
ſätze, als der zu beobachtenden Form, befohlen, und haben wir das | 
her nicht verfehlt, ein folches unterm 20. v. M. allerunterthänigft 
vorzulegen, welches demnähft durch die in beglaubigter Abſchrift 
bier beigefügte Kabinets:Ordre vom 16. d. M. (Anl. a.) die Als 
Ierhöchfte Genehmigung erhalten hat. Ew. Eprcellenz laffen wir - 
demnach hierbei diefes Negulativ (Anl. b.) mit dem Auftrage zus 
gehen, die Regierungen der hiefigen Provinz zu deſſen Ausfüh- 
rung, fowie zur Befanntmachung deffelben und der eben gedachten 
Alerhöchften Kabinets:Ordre vom 16. d. M. durch die Amtsblät—⸗ 
ter anzumweijen. 

Berlin, den 31. Zuli 1838. 

Das Staatsminifterium. 
u. Altenfkein. v. Kampf. v. Rohow. v. Alvensleben 
v. Werther. In Bertretung. 
Ä vd. Stülpnagel, 


a. 

Ich babe dad mit dem Berichte des Staatsminiſteriums vom .20. 
v. M. Mir vorgelegte Regulativ diber die Verwendung der Kontribu⸗ 
tions = Überfchäffe in den Kreisfaffen der Kur: und Neumarf, fowierder 
daraus erwachfenen Beflände, genehmigt, da Ich ſolches der Verfaflung 
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gemäß und fonft nichts dabei zu erinnern gefunden babe: Das Staats⸗ 
minifterium empfängt daſſelbe hierneben zurüd, er b.) um es durch 
die Amtsblätter der betreffenden Regierungen befannt zu machen und 
in Ausführung bringen zu laffen. | 

Teplitz, den 16. Juli 1838. — 
Friedrich Wilhelm. 

An, 

das Staatsminiſterium. 


b. * 
|  Negulativ 4 
über die Verwendung der Kontributions-Überſchuͤſſe ih den 


‚Kreisfaffen der Kur: und Neumark, Towie der aus folchen 
' erwachſenen, zur Zeit vorhandenen Beftände. 


Da den -Freisfländen der Kur: und Neumarf in Gemäßbeit der 
Allerhoͤchſten Kabinets-Drdre vom 6, Mai d. 3. die Dispofition über 
die nach Abführung des Kontingents an die Staatsfaffen verbleibenden 
uͤberſchuſſe der Kontribution, imgleichen auch über die aus folchen er: 
wachfenen zur Zeit vorhandenen Beflände, welche Fonds zufammen in 
‚der Kreis: Rommunalfaffe unter ihrer Mitwirfung und zunaͤchſt unter 
Auffiht des Landraths verwaltet werden, zuſteht, fo werden über die 
Verwendung derfelben fowohl, als das dabei zu beobahtende Verfah⸗ 
* — erfolgter Allerhoͤchſter Genehmigung, nachſtehende Vorſchriften 
ertheilt. 

8.1. Verwendungen aus dieſen Fonds finden nur im vorzugs— 
weifen Intereſſe des platten Landes flatt. 

.$. 2. Es müffen daraus zunaͤchſt die auf denfelben Taftenden ordis 
nairen Ausgaben befiritten werden. 

. 3. ber den biernad) von der Einnahme verbleibenden Betrag 
‚haben die Kreisfiände des erfien und dritten Standes mittel gültiger, 
unter geböriger Beachtung »der Vorfchriften der Fix 19. und 20. der 
Kreis⸗Ordnung gefaßten Befchlüffe ſowohl zur Beſtreitung folcher Aus: 
gaben, zu welden den Kreis: Einfaffen eine Verpflichtung obliegt, als 
zu Erreichung gemeinnügiger Zwede im Intereffe des Kreiſes und zur 
außerordentlihen Unterſtuͤzung folcher Mitglieder des Kreisverbandes, 
die in Folge von Naturereigniffen von erheblichen Ungluͤcksfaͤllen betrofs 
fen find, frei zu disponiren. 

| Diefe Dispofitionsbefugniffe erſtrecken fich jedoch nur über 
die laufenden Überfchirfe und über die Zinfen der zur. Zeit vorhandenen 
Fapitalifirten Beſtaͤnde, wohingegen Befchlüffe über Verwendungen aus 
dem Kapital felbft der befondern Genehmigung des Minifters des In— 
nern und der Polizei bedürfen. Zu den Fapitalifirten Beitänden gebö- 
ren alle bis zum Schluſſe des Jahres 1337. aufgelaufenen uͤberſchuͤſſe, 
über welche noch nicht disponirt ift. 

8. 5. Iſt in einem Jahre die nach Beflreitung der ordinairen Aus: 


nn RE WEETER! ie un 


gaben zu ertraordinairen Verwendungen verbleibende Summe überfchrite ' 


‚ten worden, fo muß der dadurch entfiandene Ausfall durch Erfparun- 
gen im nüchfifolgenden Jahre übertragen werden. Dabingegen ftebt 
den Sireisftänden frei, eben fo die son jegt ab etwa an den laufenden 


en 
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uͤberſchuͤſſen und den Zinfen ftafffindenden Erfparniffe aus einem 
ins andere zu übertragen und die Überſchuͤſſe von mehreren nt 
fammen zu verwenden. 


8. 6. Befchlüffe über Verwendungen aus den obenbenannten Fonds 
koͤnnen in der Regel auf dem Kreistage, jedoch mit der Maßgabe, daß 
die Abgeordneten des zweiten Standes fich der Abflimmung enthalten, 
gefaßt werden. In eiligen Fällen ſteht es indeß dem Landratbe frei, 
unter Genebmigung der Regierung einen Konvent nach der Beflim- 
mung des $. 18. der Kreis: Ordnung zu berufen. Tritt bei Städten 
die Vorausfegung des $. 8. der Kreis-Drönung ein, fo find deren Ab» 

eordnnete bei Befhlüffen der in Rede ſtehenden Art mitzuftimmen be- 
gt, auch zu den vorgedachten Konventen zu berufen. 


- 8.7. Die Befchlüffe diefer Art bedürfen der ausdrüdlichen Beſtaͤ⸗ 
tigung der Regierung nicht ; - jedoch find ihr die desfallfigen Protokolle 
(wie dies nach $. 19, der Kreis-Drdnung ohnebin jedesmal gefcheben 
muß) ditg einzureichen, und iſt dieſelbe, wenn ſich gegen den gefaßten 
Beſchluß Bedenken herausſtellen, ermächtigt, die Ausführung zu unters 
fagen. Dem Landrathe bleibt, fofern. er. feinerfeits bei einem Befchluffe 
Bedenken findet, überlaffen, diefelben bei Einreichung des Protofolls der 
Regierung vorzutragen und mit der Ausführung fo lange Anftand zu 
nehmen, bis deren Entfcheidung eingegangen if. 


8. 8. Bon den Ständen eines jeden Kreifed iſt ein vollſtaͤndiger 
Etat aufjuftellen und der Regierung jur Genehmigung vorzulegen. In 
demſelben ift der im 8. 4. bezeichnete Kapitalbefiand vorzutragen und 
die Einnahme an Zinfen von demfelben von der an laufenden Kontris 
butionsstiberfhtiffen gefondert aufzuführen, auch find bei der Ausgabe 
die Ordinaria von den Extraordinariis gehörig zu trennen und die 
noͤthigen Erläuterungen beizufügen. 

$. 9. Die auf dem Kreistage abgenommenen Rechnungen find 
jährlich der Regierung zur Nevifion einzureichen; dagtgen bedarf «8 eis 
ner weiteren Revifion derfelben durch die Königl. Ober: Rechnungsfam: 
mer nicht. 

S. 10., Nur der Landrat if befugt, Anmeifungen auf die Kreis⸗ 
Kommunalfaffe und zwar, fofern die Ausgabe nicht fehon durch dem 
Etat an ſich in quali et quanto gerechtfertigt ift, unter Beifitgung \ 
des beireffenden Kreistags« Befchluffes, zu ertheilen. Jedoch bleibt in 
Fällen, wo fich über die Verpflichtung der Kreisflände, eine Yusgabe auf 
die Kreis-Kommunalfonds zu übernehmen, Zweifel erheben möchten, die 
Entfcheidung des Minifterd des Innern und der Polizei vorbehalten. 
Berlin, den 20, Juni 1838. 


Das Staatsminifterium. 
Seine Königl. Hoheit der Kronpring abweſend. ! 


9. Altenfiein. v. Kamp. Mübler v. Rochow. v. Nagler. 
v. Alvensleben. v. Werther. v. Rauch. 
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VIII. | 
Polisgei. 
A, | 
Sm Allgemeinen, 
141. 


Reſkript des Könige. Minifteriums des Innern und der 
Polizei an die Rönigl. Regierung zu N., die Ausübung 
der Polizeigerichtsbarfeit betreffend. 





Es ift auffallend, wie der Königl. Regierung auf die Anfrage 
vom 4. v. M., in Betreff der Ausübung der Polizeigerichtsbar: 
feit, zu erkennen gegeben werden muß, daß diefelbe aus der Gleich— 
beit des Strafmaßes auch auf eine Gleichheit der Gefehesübertres 
tungen fihließen will. Der $. 11. Tit. 17. Thl. 1I. des Alfg. 
Landrechts bezeichnet Mar und deutlich die Polizeigerichtsbarfeit; 
in kommt als ſolcher nur die Beſtrafung der Übertretungen der 

im $. 10. a a. O. charakteriſitten Anprdnungen zu. Im $. 61. 
a. a. D. wird wieder zwiſchen Polizeivergehungen und Verbrechen 
unterſchieden, und da in den $$. 10. und 11. das Charakteriſti⸗ 
fhe einer polizälihen Anordnung und ihrer Übertretung fefiges 
ſtellt ift, fo fann jener Unterfchied nicht zweifelhaft fein, indem 
derfelbe darin zu finden ift, daß ein Polizeivergehen ange: 
nommen werden muß, wenn es fi um die Übertretung einer von 
der Polizeiverwaltung im Sinne des $. 10. getroffenen Anordnung 
handelt, ein Verbrechen aber, wenn die Übertretung eines Strafs 
geſetzes — 

r 5. 1. der Verordnung vom 31: März d. J. beftimmt 
alfo nichts anderes, als daß die Wirkfamkeit des Polizei: Gerichts: 
herrn in eigentlichen Polizei: Angelegenheiten dadurch nicht ausge: 
fchloffen werden fol, daß er bei polizeilichen DBergehungen und des 
ren nachtheiligen Folgen näher oder entfernfer felbft betheilige ift, 
während es in Anſehung der eigentlichen Verbrechen bei der Bes 
ſtimmung des $. 75. Tit 17. Thl. II. des Allg. RES fein 
Bewenden behält. 

Berlin, den 6. Auguft 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 

In Vertretung. 
Seiffart. 
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Cirfular-Reffripe des Königl, Minifteriums des Innern 
und der Polizei, an die Königl. Regierungen der Pro: 
vinzen Brandenburg, Pommern, Preußen, Schlefien und 
Sachfen, die VBereidung der von den Inhabern der Pas 
trimonials Polizei: Gerichtsbarfeit in der Polizeiverwals 

tung zu fubftitwirenden Stellvertreter betreffend, 





Mit der Anficht, welche die Königl. Negierung in dem Ber 
richte vom 10. v. M. ausgefproden, daß es einer Vereidigung der 
von den Inhabern der Patrimonial:Polizei-Gerichtsbarfeit in der 
Polizeiverwaltung zu fubftituirenden Stellvertreter bedürfe, bin ich 
vollfommen einverfianden. Jedoch wird die Vereidung, der: wegen 
Beftellung diefer Vertreter in der Verordnung vom 31. März 
d. 3. getroffenen Beftimmung gemäß, von den Gute: und Ges 
richtsherren,; die fich in Ausübung der Polizei: Zurisdiftion befins 
den, felbft ausgehen müffen, und nad) den VBorfchriften. der Aller: 
höchften Kabinets:Ordre vom 5. November 1833. (Geſetz⸗Samml. 
S. 291.) zu bewirfen fein. Die Königl. Regierung hat dies 
durch) Ihr Amtsblatt befannt zu machen. r 

Nefahne, den 12, Auguft 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


An 
die Koͤnigl. Regierung in Potsdam, und Ab⸗ 
fchrift zur Nachricht an die Königl. Regierungen 
der Provinzen Brandenburg, gi Preu⸗ 
fen, Schlefien und Sachſen, ſowie an das Koͤ 
nigl. Polizei « Prafidium hieſelbſt. n 


— 143. | 
Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an den Königl. Oberpraͤſidenten der Provinz 
Weftphalen, die Abfaffung polizeilicher Verordnungen 
und Strafrefolute unter der Firma des Magiftrats 
| betreffend. 





Sn Bezug auf die, durch einen Bericht der Negierung zu 
Arnsberg mir befannt gewordene Verfügung vom 3. November 
v. J., inhaltlich welcher Ew. Epcellenz ‚die gedachte Regierung 
veranlaßt haben, im Betreff der Behandlung der Polizei: Kons 
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traventions⸗ Unterfuchungsfachen von den Magifträten eine gleiche 
Anmweifung für ihren Verwaltungsbezirk zu erlaffen, wie die von 
der Regierung, zu Münfter an den Landrat) zu Ahaus erlaffene 
Berfügung vom 21. September v. J. gebe ich Denenfelben zu er> 
kennen, wie ich der von der Negierung zu Münfter in der letge- 
dachten Verfügung ausgefprochenen Anſicht nicht beitreten Faun. 
Der $. 109. der revidirten Städte» Ordnung begründet diefe Be- 
flimmung nicht. In demfelben ift nur feitgefeßt, daß der Magi— 
. firat die Polizeiverwaltung zu übernehmen hat. Wenn nun auch, 
zur Erleichterung des formellen Gefchäftsganges ein einzelnes Mit: 
glied des Magiftrats mit der Polizeiverwaltung chargirt wird, fo 
bleibt nichts deftoweniger der Magiftrat felbft die eigentliche Poli: 
zei-Inſtanz, und es müffen folglich die Bekanntmachungen der Po: 
lizeivorfchriften, wie die Strafreſolute in Kontraventionsfachen, im 
Namen des Magiftrats erfolgen. 

Ew. Excellenz ftelle ich ergebenft anheim, hiernach die Regie— 
rungen mit Befcheid verfehen zu wollen. 

Rekahne, den 3. Auguft 1838. 

‘Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rodom. 


144, 


Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 

Polizei an die Königl. Regierung zu Arnsberg, die Bes 

eidigung der Zeugen in polizeilichen Unterfuchungsfas 
hen betreffend. 


Der Königl. Negierung wird auf die Anfrage vom 5. d. M., 
betreffend die Beeidigung der Zeugen in polizeilihen Un: 
terfuchungsfachen, 

eröffnet, daß, da ſich im Laufe der polizeilichen Unterfuchung im 

Voraus nice vorherfehen läßt, auf wie hoch die Strafe durd Re— 

folut werde fefigefegt werden, davon, wie dies im Fonfreten Falle 

‚wirklich gefchieht, und ob danach Provofation auf rechtliches Ge: 

hör zuläffig iſt, Die Entfcheidung der Frage, 

ob ſchon im polizeilichen Verfahren Vereidigung erfolgen folle, 
nicht abhängig gemacht werden Fann. 

Es fommt vielmehr darauf an, mit welcher Strafe das Ver— 
gehen, um welches es fich handelt, überhaupt verpönt iſt. Über: 
fchreitet das für Vergehen ſolcher Art in Geſetzen oder Polizei- 
verordnungen feftgefeßte Strafmaß vierzehntägige Freiheitsfivafe, 
fünf Thaler Geldbuße oder eine mäßige förperlihe Züchtigung, 
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ift alfo auch nur die Möglichkeit vorhanden, daß eine härtere Strafe 
feftgefegt und dadurch eine Provofation zuläffig werden werde, fo 
muß die DVereidigung unterbleiben. 

Nur fo kann die Eirkular: Verfügung des Minifterii des In: 
nern und der Polizei v. 24. Zuli 1822. (Alnnal. 704.) — dur welche 
der Inhalt des an die Regierung zu Magdeburg unter dem 10. Nov. 
1821. (Annal. 899.) erlaffenen Neffripts zur Kenntniß gebradyt wor: 
den ift — ausgelegt werden, und fo ift auch die Entfcheidung des 
Minifterii in dem gedachten Neffripte vom 10. Nov. 1821. von 
der Regierung zu Magdeburg nach deren Yublifandum vom 13. 
Dezember 1821. (Annal. ©. 900.) richtig verfianden worden. 

Berlin, den 27. "September 1338. | 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
vd. Rochow. | 


145. | 


Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei an die Königl. Regierung zu Cöslin, daß in Po- 
lizei Kontraventions⸗Sachen weder außerordentliche Stra⸗ 
fen noch vorlaͤufige Freiſprechungen ſtattfinden koͤnnen. 


In Erwiederung auf die Anfrage vom 16. v. M., wegen 
der Zuläſſigkeit von außerordentlichen Strafen in Polizei: 
Kontraventionsfällen, wird die Königl. Regierung auf das in den 
Annalen der innern Staatsverwaltung (1833. S. 449.) befind— 
liche Miniſterial-Reſkript vom 9. April 1833. verwieſen, wodurch 
die Unzuläſſigkeit ſowohl vorläufiger Freiſprechungen, als auch au: 
ßerordentlicher Strafen im polizeilichen Unterſuchungsverfahren all: 
gemein ausgefprochen if. 

Berlin, den 3. Zuli 1838, 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
In Vertretung. 
Seiffart. 


146. 
Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu N., die Koſten⸗ 
tragung bei Freifprehungen in Polizei-Kontraventiong- 
und Straffachen betreffend. 2 


Die in dem Berichte der Königl, Regierung vom 25. v. M., 
4 ® 
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über die Beſchwerde des Magiftrats zu N., wegen des in einer . 
Polizei-Unterfuchung ihm auferlegten Porto’, ausgefprochenen Grunds 
fäge können nicht wohl gebilligt werden. 

Wenn ein VolizeisKontravenient in der Rekurs-Inſtanz freis 
geſprochen wird, fo fehlt es gänzlih an einem zur Koftentragung 
Verpflichteten. Der Magiſtrat kann nicht als Partei angefehen, 
und noch weniger aus dem von der Königl. Regierung angeführs 
ten Grunde in Anfpruch genommen werden, da fih Nuten und 
Laften immer nur in Anfehung einer und derfelben Sache fompen= 
firen fönnen, nad dem Grundſatze der Königl. Negierung aber der 
Magiftrat auch in denjenigen Kontraventionsfachen das entftehende 
Porto tragen müßte, wo er nicht einmal die Strafe bezogen ha- 
ben würde. 

Übrigens können die Beftimmungen der $$. 622, und 623. 
der Kriminal: Ordnung für Fälle der vorliegenden Art zum Anhalt 
dienen, indem fie den Grundſatz auffiellen, daß bei dem Unvermö— 
gen des DVerurtheilten oder der Freifprechung des Angefchuldigten 
nur dig baaren Auslagen der Gerichtsbarfeit zur Laft fallen 
follen, wogegen die nicht zu diefen zu rechnenden Stempel und 
Porto:Beträge niedergefchlagen werden. 

In Fünftigen Fällen diefer Art hat daher die Königl. Mes 
Hierung die portofreie Rüdfendung der Aften zu verfügen. 

Berlin, den 9. Zuli 1838. 

Minifterium des Junern und der Polizei. 
In Vertretung. 
GSeiffart. 


147. 


Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und ber 

Polizei, an die Königl. Regierung zu Uchen, *) die Uns 

weifung und Verrechnung der Diäten. und Marfchzu: 
lagen der Gendarmerie betreffend. 





Nach Vorfchriftder Eirfular-Berfügung v. 20. Juli 1821. (Annaf. 
902.) müffen die Diäten der Gendarmen bei Berrichtung auswärtiger 
Aufträge außerhalb ihres eigentlihen Stationsbezirks bei derjeni«. 


- gen Behörde liquidirt werden, welche die Kommittirung vergnlaßt 


hat, oder in deren Angelegenheiten fie verdient worden find. Hierin ift 
auch durch die Eirfular-Berfügung v. 2. Dez. 1822. (Annal. 916. ff.) 
nichts geändert, denn im d. 6. derfelben it nur beftimmt, daß 
die Diäten der Gendarmen, fo weit fie nicht in Angelegenheiten 


*) In gleicher Art auch fpäter an einige andere Regierungen erlaffen. 
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der Megierungen verbient werden, und mithin auch nicht auf de⸗ 
ten Diäten Fonds anzuweiſen find, bier liquidirt werden follen. 

Wenn nun die Diäten, welche nad) den mittelft Berichts 
vom 24. v. M. eingereichten, hiebei zurückgehenden Liquidationen 
im Sahre 1835. an mehrere Gendarmen für Ausrichtung ausmär: 
tiger Aufträge gezahlt worden, in Angelegenheiten der Königl. 
Regierung verdient worden find, indem die Kommittirung der Gens 
darmen von Ihr aus polizeilichen Rückſichten ausgegangen ift, 
fo mag es bei der erfolgten Anweifung jener Diäten und Marfch: 
julagen auf den Fonds zu allgemeinen polizeilichen. Zwecken der 
dortigen Negierungs » Hauptfaffe für diesmal zwar bewenden, in 
Zukunft hat die Königl. Regierung aber zu beachten, daß in fols 
den Fällen die Diäten und Marfchzulagen der Gendarmen nad) 
J. 6. der Eirfular s Verfügung vom 2. Dezember 1822. und der 
ausdrücklichen Beſtimmung in der Eirfulars Verfügung vom 24. 
Februar deffelben Jahres (Annal. 1822. ©. 135.) auf den Diäs 
tens Fonds Three Hauptfaffe anzumweifen find. 

Indem dies der Königl. Regierung auf die Berichte vom 30. 
Juni und 24. Juli c. eröffnet wird, bleibt She überlaffen, Yas 
von der Königl. Ober-Rechnungskammer im vorliegenden Fall ge: 
jogene Monitum hienach, unter abfchriftlicher Beifügung gegenwär- 
tiger Verfügung, zu beantworten und auf Löfchung deffelben an: 
zutragen. | 

Was dagegen die Verſetzungskoſten der Gendarmen bes 
trifft, wovon übrigens: das Monitum der Königl. Ober: Rechnungs⸗ 
Kammer gar nicht handelt, fo find dieſe nach Vorſchrift der Eir- 
kular- Verfügung v. 16. Zuni 1824. (Annal. 482.) hier zu liquidiren. 

Berlin, den 31. Zuli 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
In Bertretung. 


Seiffart. 


148. 
Reffripe des König. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Marienwerder, 
die Befchaffung der Schreibmaterialien für die Gendar— 
merie betreffend. | 





Über den Gegenfrand des Berichts der Königl. Regierung 
vom 30. April d. J. die von Gendarmen nachgefuchte Schreib: 
moterialien:Bergütung, ift bereits unterm 26. Auguft 1836., und 
zwar in einer Berfügung an die Negierung zu Merfeburg, eine 
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nähere Feftfehung erfolgt... Diefe Verfügung ift in den Annalen 
des gedachten Zahraanges ©. 662. abgedruckt worden, und wird 
daher die Königl. Regierung auf diefelbe verwieſen. 
‚Berlin, den 3. Auguft 1838. | 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
In Bertretung. 


Geiffart. 
B. 
Lebens⸗Verſicherungs⸗ und Wittwen⸗-Verpfle⸗ 
gungs-Anſtalten. 
149. 


Beſtimmungen uͤber den Beitritt zur Koͤnigl. Preußi⸗ 
chen allgemeinen Wittwen-Verpflegungs-Anſtalt. 


Gefchäfts + Inftruftion für die Kommiffarien dieſer Anſtalt, 
Ro vom 16. Juli 1856. 


Die Gefchäfte der Kommiffarien beſtehen: 

1) in vorbereitenden Einleitungen Behufs der Aufnahme neuer Mits 
glieder der Anftalt ; 

9) in Annahme der Beiträge und fonftiger Zahlungen der Mitglieder ; 

3) in Anzeige der unter den Mitgliedern ſich ereignenden Todesfälle ; 

4) in Zurücdzahlung der Antrittögelder an ausgefchiedene Mitglieder ; 

5) in Auszahlung der Penfionen an die Wittwen. 

Behufs diefer Gefhäftsführung haben die Kommiffarien_fich mit 
dem Inhalte des Königl. Patents und Neglements vom 28. Dezember 
1775. und der demfelben angehängten Bekanntmachung vom 1. Juli 
1782. 1. Zuli 1783. und %. Mai 1796., fowie mit unfern Girfular- 
Verfügungen vom 7. März 1831., 18. Mai 1835. und 21. Mär; 1836. 
befannt zu machen, und allen ndividuen, welche fih) mündlich oder 
fehriftlich wegen Aufnahme in die Anftalt, Zahlung von Beiträgen, Er= 
bebung von Antrittögeldern oder Penfionen, bei ihnen melden, vollfiäns 
dige Ausfunft ohne Aufenthalt zu ertheilen. 

8. 1. (Aufnahme von Mitgliedern.) Bei der Aufnahme neuer Mits 
glieder haben die Kommiffarien fich genau in den Graͤnzen des $. 4, 
des Meglements und unfers Cirfulard vom 18. Mai 1835. zu halten 
und darauf zu achten, daß die nach den SS. 7., 9, 11. und 16, erfor⸗ 
derlichen Atteite vollſtaͤndig und ganz vorfihriftsmätig beigebracht wer⸗ 
den. Insbefondere muͤſſen die Sefundheitsattefle wörtlich nach der Vor⸗ 
fhrift abgefaßt und nicht früher als vefp. am 16. Januar und am 16. 


711 


Juli vor dem naͤchſten Rezeptions⸗Termine ausgeſtellt fein. - Auch darf 
zwifchen den Zauffcheinen einerfeits und dem Kopulationsfchein andrer: 
feits binfichtlich der Vor⸗ und Zunamen feine Mißſtimmung vorfom: 
men, welche die Fdentität der Perſon zweifelhaft machen fünnte. 

$. 2, (Berehnung der Präftandorum.) Die baaren Präftanda neuer 
Ber ind nach den Grundfägen der SS. 5., 23., 25. und 33, des 

eglements, der 88. 2. und 4. des Publifatı vom 25. Mai 1796. und 
nach unferm Cirfulare vom 7. März 1831. zu berechnen. Hinfichtlich 
der eigentlichen Beiträge nnd der Antriftsgelder geben die dem Megles 
ment angehängten Zabellen für jeden Fall fpezielle Nachweifung, und 
bei den Retardatzinfen, fowie bei den laufenden Zınfen der Untrittögels 
der, iſt zu beachten, daß in dem Refultate der Berechnung 6 Pf. und 
darüber für 1 gGr. anzufegen, Fleinere Beträge unter 6 Pf. aber meg- 
zulaffen find. Im Allgemeinen aber ift die Berechnung nach guten Gro- 
(den, wovon 24 auf einen Thaler geben, zu führen. 

& 3. (Rezeptionsliften.) Won den zur Aufnahme geeigrieten Mits 
gliedern haben die Kommiffarien nach einem vorgefchriebenen Schema, 
von welchem ihnen die nöthigen Blankets mitgetbeilt werden follen, 
zweifache Liſten anzufertigen, und folche, mit den Xtteften ($. 1.) bes 
legt, in den beiden Mezeptions- Monaten März und September jedes 
Jahres fo zeitig einzufenden, daß folche nicht fpäter ald am 15. der ges 
dachten Monate bier eingehen. Es darf aber in diefelben durchaus fein 
Intereffent aufgenommen werden, deſſen Attefte nicht vollitändig beilies 
gen und der die Präftanda nicht bereits wirklich eingezahlt bat. Das 
eine Eremplar diefer Lilte wird demnächft, nöthigenfallg reftifizirt, uns 
ter Beifüügung, der bier ausgeferfigten Mezeptiongfcheine und Beitragss 
Quittungen, remittirt werden. f 

Ausnahmsweiſe wird nachgelaffen, daß noch bis refp. den 1. April 
und 1. Oktober eine nachträgliche Lifte eingefandt werden kann. 

$.4. (Münzforten.) Die baaren Präftanda der neuen Mitglieder 
innen entweder in Golde, oder mit einem Aufgelde von 13'/, Pros 
jent (4 Sgr. pro Xhaler) in Preugifch Kourant, angenommen werden. 
Im erſten Falle haben die Kommiffarien nicht nur auf das volle Ge⸗ 
wicht der Goldſtuͤcke zu achten, fondern auch nur Friedrichsd’or, Karls⸗ 
dor, Yugufid’or und Georgsd’or, nicht aber franzöfifche Louisd’or, heſ⸗ 
fifche, dAnifche und alte Luͤneburger Piftolen anzunehmen. 

$. 5. (Gortfegung.) Dagegen find von den bereits aufgenommes 
nn Mitgliedern in fofern, als diefe nicht zur Kategorie der jegt noch 
rezeptionẽ faͤhigen Königl. Beamten, Geiftlichen und Schullehrer gehören, 
fondern Privatleute, Ausländer, Kommunal: oder andere Korporations: 
beamte find, die halbjährlichen Beiträge nicht anders als in Golde ($. 4.) 
anzunehmen, und dürfen dabei nur die in halben Friedrichsd’or nicht 
aufgehenden Fleinern Beträge mit einem Aufgelde von 4 Sgr. pro Thas 
ler ın Preußifchem Kourant ausgeglichen werden. j 

26. (Beitragstiten.) Die eingehenden Beiträge haben die Kom: 
miffarien nach der Folge der Rezeptionsnummern, auf deren Richtigkeit 
jederzeit befonders zu achten ift, in eine Lilte zu verzeichnen, wovon ihs 
nen das Schema und die erforderlichen Blankets übermacht werden fol- 
Im. In diefer Liſte find zuvoͤrderſt die etwanigen Ruͤckſtaͤnde aus früts 
ern Zerminen, nebſt den erlegten Strafgeldern, unter eine befondere Ab» 
teilung zu bringen, und hiernaͤchſt unter einer zweiten Abtbeilung die 


furrenten Beiträge befonders aufzuführen. So weit die Negeptionen ' 


aus der Periode vor dem 1. April 1831. herrühren, nämlich bis zur 
Nummer 30,430 einfihlieflich, werden Beiträge und Wechfelzinfen fepa: 


— 
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rat in die dafür vorgefchriebenen Kolonnen eingetragen; von höheren Res 
zeptionsrummern dagegen fommen Beiträge und Antrittsgelder-Zinfen 
zufammen nur in die erfie Kolonne. 

Diefe Beitragsliften müſſen unfchlbar refp. am 1. Mär und 1. 
September jedes Jahres abgefandt werden. Cie find jedesmal in du- 
plo einzureichen, und wird demnaͤchſt das eine Eremplar, nöthigenfaus 
reftifigirt, mit Überfendung der darnach ausgefertigten Beitrags: Quitz 
tungen von hieraus remittirf. " 

Sollten nach dem 1. März und 1. September noch Beiträge eins 

eben, fp iſt über felbige eine nachträgliche Lifte bis fpäteftens zum 1. 
Ypril und 1. Dftober einzureichen. Auf feinen Fall aber dürfen die 
Kommiffarien noch nad diefen aͤußerſten Zerminen Beiträge ohne die 
reglementsmäßigen Strafen annehmen, und find eventualiter die In⸗ 
tereffenten an die General-Direftion der Anſtalt zu verweifen. 

Übrigens fann die General⸗Wittwenkaſſe nur volle halbjäßrige Bei- 
träge annehmen und fich auf theilweiſe Zahlungen derfelben durchaus 
nicht einlaffen. 

S. 7.(Todes. Anmeldungen.) Sobald fich unter den Mitgliedern der 
Anfalt, es fei unter den Männern oder Frauen, fowie unter den Pen: 
fions:Wittwen, Todesfälle ereignen und die Kommiffarien davon Kennt⸗ 
niß erbalten, haben leßtere davon fofort Anzeige zu machen, auch bald: 
moͤglichſt den betreffenden Todtenſchein, unter Beiftigung des Nezeptiongs 
fcheing, einzureichen. 

Die Zodtenfcheine von Männern müffen jedesmal die Angabe der 
Todesart ausdrücklich enthalten und mit einer gerichtlichen Beglaubigung 
der Unterfchrift des Ausfiellers verfehen fein. 

Iſt nach Inhalt des Rezeptionsſcheins ein baares Antrittsgeld er: 
legt, und iſt der darin benannte Eigenthuͤmer dieſes Geldes verſtorben, 
ſo muß auch eine Legitimation der Erben zum Ruͤckempfange deſſelben 
eingereicht werden. Diefe Legitimation beſteht entweder in einer beglau— 
bigten Ausfertigung von dem Zeflamente des verflorbenen Eigenthü- 
mers, oder in einem Erbes »Legitimationsattefte des betreffenden Erb- 
ſchafts⸗Gerichts. | 

Auch ift von dem Eigentbämer oder von den Erben hinter dem 
Mezeptionsfchein Aber den Nücdempfang des — — aus der Ge⸗ 
neral⸗Wittwenkaſſe zu quittiren, und muß dieſe Quittung von einer 
Amtsperfon unter Beidruͤckung des Dienftfiegeld beglaubigt fein. 

Wenn dagegen das Antrittögeld durch einen Mechfel beftellt iſt, fo 
bedarf es weder einer Quittung, noch einer Erbes-Regitimation. 

Nac Einreichung der vorfiehend angegebenen Dofumente, wird den 
Kommiffarien, nach Beichaffenbeit des Falles, ein Penfiong-Berechtigungss 
fchein nebft DuittungssBorfchrift und einigen Blanfets für die Wittwe 
äugefertigt und der Mechfel remittirt, oder die Anmweifung zur Auszah⸗ 
ung des baaren Antrittsgeldes ertbeilt werden. Ä 

$. 8. (Rüdzahlung der Antrittegelder.) Ehe die Generals Direktion 
wicht die im vorigen $. erwähnte Anmeijung ertheilt hat, dürfen die Kom⸗ 
miffarien Fein Antrittsgeld zurücdzahlen, oder in Rechnungs « Ausgabe 
fiellen. Die Zuruͤckzahlung iſt in jedem Falle zum vollen Betrage zu 
keiften, da der nach 8. 3. des Publifati vom 25. Mai 1796. der Gene⸗ 
ral: Wittwenfaffe anheim fallende Theil des Antrittsgeldes ſtets durch 
Einbehaltung der beiden erften balbjährigen Penfionsraten berichtigt wird. 

‚8. 9. (Penfionszahfungen.) Die zur Penfiond:Erhebung bei den Kom⸗ 
miffarien fih meldenden Wittwen baben fich. zuvörderft durch Vorzei⸗ 
gung ihres Berechtigungsfcheind zu Legitimiren, und eine auf gr —* 
rıyTlos 
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Ihriftämäßigen Blanquet ausgeftellte und atteflirte Duittung vorzulegen. 
In der Regel kann jedoch der Kommiffarius nicht eher Zahlung Leinen, 
als bis die Quittung bier eingegangen, revidirt und richtig befunden iſt. 
Bollen die Wittwen hierauf nicht warten und ihre Quittung nicht ohne 
ya allenfall$ gegen einen Revers, aus den Händen geben, fo find 
ie zur —— Bias der Penfion an die General-WBittwenfaffe 

u verweilen. | 
Sofern die Kommiffarien, Geldbeſtaͤnde in Kourant haben und die 
Wiltwen mit der Zahlung diefer Münzforte zufrieden find, iſt folche 
mit einem Aufgelde von 4 Ggr. pro Thaler zu leilten. 

Das zu den Quittungen gefegmäßig erforderliche Stempelpapier iſt, 
nach Borfhrift unfers Cirkulars vom 21. März 1836, nur in den 
April:Zerminen von dem ganzjäbrigen Betrage der Penfion zu beredis 
nen, und möglichft baar durch Abus vom Penfionsbetrage zu berichtis 
sn jede naturelle Beifuͤgung der Stempelbogen aber möglichft zu vers 
meiden, ’ 

Wenn eine Wittwe fich wieder verbeirathet und Kinder aus ber 
erfien Ehe bat, fo muß fie vor der naͤchſten Penfionshebung, außer dem 
Sopulationsfchein auch den Zauffchein des jüngften Kindes und eine 
Autorifation der obervormumdfchaftlichen Behörde zur Miterbebung der 
den Kindern nach 8. 27. des Reglements gebührenden Penfionspälfte 
beibringen. Diefe Dofumente bat der Kommiffarius an uns einzureis 
= worauf ihm wegen fernerer Zahlung der Perifion Anweifung zus 
gehen wird. * 

8, 10, (Venſionsliſten.) über die gezahlten Penfionen ift mach Vor; 
fhrift eines Schema's, welches nebft einer Anzahl Blanquets mitgetheilt 
werden foll, eine Lifte in duplo zu fertigen. Die Poften müffen darin 
nach Folge der. MWittwen Nummern und mit Abfonderung etwaniger 

Hände von den furrenten Penſions-Zablungen, in den Münzforten, 
womit die Zahlung geleiftet iſt, aufgeführt werden, und daneben find 
die nach $. 9. berichtigten Beträge des Stempelpapierd ebenfalls einzeln 
zu verzeichnen. Die ———— verrechnen dieſe Betraͤge in Einnah⸗ 
me, wogegen die vollen Penſionsbetraͤge in Ausgabe kommen. 

Die Liſten muͤſſen nebſt den Penfions-Quittungen ſpaͤteſtens reſp. 
am 10. April und 10. Oltober jedes Jahres bier eingehen. Später bei 
den Kommiffarien noch präfentirt werdende Duittungen find nur unter 
iu entfhuldigenden Umſtaͤnden noch bis zum 20ſten Zage jener Mo: 
note anzunehmen und mit einer nachträglichen Liſte einzureichen. es 
doch darf hierdurch die im 8.12. vorgefchriebene Einfendung der Schluß⸗ 
rönung und etwanigen Geldbeflände niemals aufgehalten werden, ins 
dm — * ſpaͤtere Zahlungen beſonders zu berechnen find und die Be: 
träge von bier aus befonders übermacht werden folfen. 

‚Me erfi nach dem 2Often Zage ſich meldenden Wittwen find uns 
bedingt auf den nächften Zahlungstermin oder an die General, Wittwen. 
kaſſe zu verweifen. | 

$, 11. (Eintöfung von Wechſeln und Depofition von Beitrags Kapitalien.) 
Jntereffenten, welche fiber ihre Antrittögelder Wechfel ausgeftellt haben, 
koͤnnen Ießtere in jedem, Rezeptionstermine, ohne vorherige Kündigung, 
dur haare Zahlung, des Betrags, welche aber fietd mit Gold. in na- 
tura erfolgen muß, einlöfen. Sie müffen aber fodann ihre Rezeptions⸗ 
fheine zur Umfchreibung einreichen, auch dabei anzeigen; wen das Eis 
genthum des Geldes verfchrieben werden foll. Die Zinfen des MWechfel: 
Kapitals werden bei Zahlung deffelben nicht mehr mit erhoben, da fie 
Annalen. Heft TIL, 1838. Ä 35 
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in dem naͤchſt — —— Termine durch halbjaͤhrige Praͤnumera⸗ 
tion ſchon berichtigt ſind. 

Wenn ein Intereſſent, nach 8. 33. des Reglements, zur Berichti⸗ 
gung feiner Beiträge ein Kapital deponiren will, fo iſt ſolches, den jähr« 
lichen Beitrag à 3 Prozent Zinfen gerechnet, anzunehmen, auch nebft 
einem balbjährigen Beitrage zu verrechnen, worüber fodann ein befon- 
derer Rekognitionsſchein erfheilt werden wird. l 

S. 15. (Remuneration.) Für ihre Bemühungen dürfen die Roms 
miffarien fich von dem betreffenden Intereffenten, außer dem verhaͤltniß⸗ 
mäßigen Erfate von Porto-Auslagen, zahlen laffen: 

4) von allen durch ihre Hände gehenden baaren Geldern, ſowohl Ein- 
— als Ausgaben, eine Proviſion von anderthalb Prozent des 

etrags; 

2) bei jeder Rezeption eines neuen Mitgliedes für die Prüfung der 
Atteſte und Ausrechnung der Wräftandorum, fofern die zu verfis 
chernde Penfion nicht über 50 Rthlr. beträgt, 15 Sar., bei höhern 
Penſions⸗Verſicherungen aber Einen Thaler, außerdem aber auch) 
in beiden Fällen 10 Sgr. für Erpeditiong-Gebühren. 

Berlin, den 16. Zulı 1836. , 

Generals Direktion der Königl. Preuß. allgemeinen Wittwen-Verpfle⸗ 

gungß » Anftalt. j 
Graf v. d. Schulenburg. Freiherr v. Monteton, 





* 


b. 


Erweiterungen und Modifikationen eben derſelben Inſtruktion, 
vom 5. Juli 1838. 


Zu 8. 1. 
Es koͤnnen Rezeptions⸗Antraͤge nur angenommen werden: 
a. von den im unmittelbaren Staatsdienſte definitiv (nicht proviſoriſch 
oder auf Kündigung) angeſtellten Civilbeamten, in ſofern ihr jaͤhr⸗ 
liches fixirtes Einfommen aus Staatsfaffen über 250 Rthlr. bes 
trägt, oder fie den allgemeinen Beitrag zum Beamten: Penfiones 
Fonds leiften; . | j 
b. von den im eigenlichen Seelforger » Amte, fowohl auf Königlichen, 
als auf Privat-Patronaten angeftellten Geililichen ; Ä 
.c. von den durch die Allerhoͤchſte Kabinets:DOrdre vom 17. April 1820. 
jum Einfauf in die Anſtalt verpflichteten, nämlich an Gymnafien 
und Ddiefen gleich zu achtenden Anflalten, an Schullehrer⸗Semina⸗ 
rien, fowie an höheren und allgemeinen Gtadtfchulen angeftellten 
wirflidyen Lehrern; nicht aber auch von den Hülfslehrern folcher 
Unftalten und den Lehrern an folchen Klaffen derfelben, welche als 
eigentliche Elementar » Klaffen nur die Stelle der mit jenen hoͤhern 
Unterrichtö-Unftalten verbundenen Elementar-Schulen erſetzen. 
Darüber, daß der zur Aufnahme fich meldende Beamte in eine dies 
fer Kategorien gehöre, bedarf e8 ad b. binfichtlih der Geiftlichen übers 
haupt, und ad a, Hinfichtlich der bei den Regierungen und Oberlandes- 
Gerichten oder andern Landes: Kollegien, als wirkliche Näthe angeftellten 
Staatsbeamten, Feines Nachweifes; alle andern Beantten und die Lebs 
rer aber müffen fich in dieſer Beziebung durch befondere Attefte ihrer 
vorgefeßten Behörden Iegitimiren. Heirathskonſenſe Fönnen nur dann 
die Stelle folcher Attefie vertreten, wenn in denfelben das Verhaͤltniß 


W 716 


des Beamten oder des Lehrers, welches ihn nach den obigen Beſtim⸗ 
mungen zur Aufnahme in die Anſtalt berechtigt, beſonders und beſtimmt 
ausgedruͤckt iſt. uͤbrigens aber hat jeder Beamte, ohne Ausnahme, die 
im Reglement vorgeſchriebenen Geburts⸗ Kopulations- und Geſund⸗ 
—— welche ſaͤmmtlich gerichtlich beglaubigt ſein muͤſſen, beizu⸗ 
ringen. | 


Zu 8.8, 

Die Rezeptions⸗Liſten mäffen von nun an bereitd bis zum 8. März 
und 8. September bier eingeben, und fünnen Ausnahmen hiervon nur 
in fo weit fiattfinden, daß für bie erfi im Laufe der Monate März und 
September beirathenden Beamten noch eine nachträgliche Liſte bis zum 
ofen Tage der gedachten Monate eingereicht wird. 

Es iſt aber durchaus nothmendig, daß jeder in der Liſte enthaltene 
Antrag mit den vorfhriftsmäßigen Afteften volltändig belegt fei; auf 
das Verſprechen, diefes oder jenes Dokument noch nachbringen zu wol⸗ 
Ien, kann ſchlechterdings feine Nüfficht genommen werden, und wird 
die General» Direftion der Anftalt jeden _marigelhaft belegten, oder erft 
nach den obigen Zriften eingehenden Antrag unmidertuflic von der Lifte 
fireichen und unter Nemiflion der betreffenden Dofumente zum naͤchſt⸗ 
folgenden Termine vermeifgn; 6 


u 8.9. 
Nach einer anderweitigen Beflimmung des Königl. Finanzminiftes 
riums vom 19. Juni 1838. ift bei den “Ara das geſetz⸗ 
mäßige Stempelpapier vom Jahre 1839. einfchlieglich ab, nicht mehr 
zu den Duittungen für die April:Zermine, fondeen zu jenen’ für die Of: 
tobersZermine und zwar: 

a. in Anfebung der bereits im Penfionsgenuffe befindlichen Wittwen, 
nach dem ganzjährigen Betrage der Penfion; 

b. in Anfebung der eben erſt zutretenden, zum erftenmale zur Hebung 
gelangenden Wittwen, nach dem halbjährigen Penfionsbetrage, Aber 
welchen die Quittung lautet; | 

ju verwenden. , 
* Berlin, den 5. Juli 1838, ’ 
General« Direftion der Königl. Bf olgemeinert Wittwen⸗Verpfle⸗ 
gungs⸗Anſtalt. | 
Graf v. 9. Schulenburg. Freiherr v. Monteton. 


C. 


Bekanntmachung der General-Direktion der allgemeinen Witt: 
wen⸗ Verpflegungs-Anftalt, in eben derfelben Angelegenheit, 
vom 23. Aug. 1838, 


Die General:Direftion der allgemeinen Wittwen⸗Verpflegungs-An⸗ 
falt findet fich veranlaßt, für diejenigen Beamten, welche bei diefem 
Snflitute eine Wittwen⸗Penſion verfichern wollen, befannt zu machen, 
daß in Gemägßheit der feit dem Fahre 1831. ergangenen Allerhöchften 
Beſtimmungen nur noch aufgenommen werden fönnen: 
a. diejenigen im unmittelbaren Staatsdienfle definitiv angeftellten Eis 
vilbeamten, melche nach dem Penfiond Reglement vom 30. April 
1825. venfionsberechtigt find, und daher zum Perſionsfonds beitras 
gen; jedoch mit der Maßgabe, daß Diejenigen 9,3 ihnen, deren 
. 5 
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ſixirtes Dienfteinfommen die Summe von 250. Mtblr. nicht Aber: 
ai böchftens eine Wittwen⸗Penſion von 50 Rthlr. verfichern 
rfen. 

b. die Affefforen bei den Regierungen, ben Oberlandesgerichten und 
den Rheinifhen Landgerichten, auch wenn fie weder Gehalt noch 
Diäten beziehen, jedoch nur mit der Verficherung einer Wittwen— 
Venſion von 100 Rthlr. ; 

c. die im eigentlihen Geelfergeramte, ſowohl auf Königl. als auf 
Privat: Patronaten angeftellten Geiſtlichen; / 

d. die an Gymnafien und diefen gleich zu achtenden Anfalten, an 
Schuflehrer s Seminarien, fowie an hoͤhern und allgemeinen Stadt: 
fhulen angeftellten wirflichen Lehrer, nicht aber auch die Huͤlfsleh⸗ 
rer folcher. Anftalten und die Lehrer an folchen Klaffen derfelben, 
welche, als eigentliche Elementarflaffen, nur die Stelle der mit jes 
nen hoͤhern LUnterrichtds Anftalten verbundenen Elementars Schulen 


erſetzen. 

Daruͤber, daß der zur Aufnahme in die Anſtalt ſich meldende Beamte 
in eine dieſer Kategorien gehoͤre, bedarf es ad c. hinſichtlich der Geiſt⸗ 
lichen uͤberhaupt, und ad a. binfichtlich der bei den Megierungen und 
Dberlandesgerichten oder andern Landes: Kollegien als wirfliche Raͤthe 
angefiellten Staatsbeamten, Feines Nachmeifes; alle andern Beamten 
und die Lehrer aber müffen fich in diefer Beziehung durch befondere At⸗ 
teſte ihrer vorgefegten Behörden Iegitimiren. Heirathskonſenſe fönnen 
nur dann die Stelle folcher Atteſte vertreten, wenn in denfelben dag 
Verhaͤltniß des Beamten oder Lehrers, welches ihn nach den obigen Be- 
flimmungen zur Aufnahme in die Anftalt berechtigt, befonderd und be- 
flimmt ausgedrückt, auch das firirte Dienfteinfommen ded Beamten 
ad a., wovon er den Beitrag zum Penfionefonds entrichtet, angegeben 
ift. Übrigens aber bat jeder- Beamte, obne Yusnabme, die im Regle⸗ 
ment vorgeſchriebene Geburts⸗, Kopulations⸗- und Geſundheits-Atteſte, 
welche ſaͤmmtlich gerichtlich beglaubigt fein muͤſſen, beizubringen; wenn 
aber berfelbe ſich in folchen Alters: oder Gefundheits« Umfiänden befin: 
den follte, welche nadı dem Reglement $. 3. und 4. von der Aufnahme 
in die Anftalt ausſchließen, fo kann auch derfelbe nicht aufgenommen 
werden. } 

In fofern der Beamte, Geiftliche oder Lehrer feine Aufnahme durch 
einen Kommiſſarius der Anftalt, oder durch eine mit derfelben in Ge— 
fchäftsverbindung ſtehende Königl. Kaffe bewirken laffen will, bat er an 
jenen oder diefe die nöthigen Atteſte und Gelder vor dem nähften We: 
jeptiondtremin des 1. Aprils oder 1. Dftobers fo zeitig einzureichen, daß 
folche fpäteftend bi8 zum 8. März und refp. 8. September bei der Ges 
neral = Direktion eingehen fünnen. Anträge, welche nicht binnen diefer 
Frift gemacht oder unvollfiändig belegt find, werden von den Kommiſ— 
farien und Königl. Kaffen zuruͤckgewieſen, und fönnen nur noch bie 
fpäteftens den 1. April und refp. 1. Dftober unmittelbar an die Gene, 
ral«Direftion in portofreien Briefen eingefandt werden. 

Berlin, den 23. Auguſt 1838. 


General : Direktion der Sande — Wittwen⸗ Verpflegungs⸗ 
nſtalt. 
Graf v. d. Schulenburg. Freiherr v. Monteton. 
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- Eenfurwefen, Zeitfchriften und Buchhandel. . 
Gergl. auch 16 Heft, ©. 149 —160. und 2te Heft, ©. 396.) 


150, 
Girfular: Schreiben des Königl. Ober: Eenfurfollegiums: 
an fämmeliche Königl. DOberpräfidien, den Debit ausläns 
difcher polnifcher Schriften im Inlande betreffend. 





Bon den auf Grund der Allerhöchften Kabinets:Ordre vom 
19. Februar 1834. (Geſetz- Sammlung ©. 55.) von uns zum 
Debit innerhalb der Königl. Lande verftattsten, außerhalb derfelben 
in polnifcher Sprache erfchienenen Schriften haben Einem Königl. ꝛtc. 
Oberpräfidio wir bisher Feine Kenntniß gegeben, da wegen des De: 
bits derfelben, mit wenig Ausnahmen, feither nur Anträge des 
Herrn DOberpräfidenten der Provinz Pofen eingegangen, aud bis 
vor einiger Zeit polnifche Bücher in der Megel nur in den vor 
mals polniſchen Landestheilen erfchienen find, Seitdem aber, na⸗ 
mentlich in Leipzig eine polnifche Druderei und Buchhandlung un: 
ter der: befannten Firma von „Breitfopf und Härtel” ange 
legt worden, und aus mehreren Wahrnehmungen zum Borfchein 
gefommen ift, daß befonders auch in Frankreich die dafelbft befind: 
lihen Polen mehrere polnifche Bücher erfcheinen laffen, mithin von. 
verfchiedenen Seiten polnifche Bücher gegenwärtig in die dieffeitis 
gen Staaten gelangen fönnen, fo halten wir uns verpflichtet, von 
jet ab auch den Königl. zc. Oberpräfidien der anderen Provinzen 
die für den Debit polnifcher, außerhalb der Königl. Lande egfchies 
nener Schriften ertheilten Genehmigungen mitzutheilen. Wir ma: 
chen damit heute den Anfang, indem Einem Königl. ꝛc. Oberpräs 
fidio wir in der Anlage eine Lifte: ganz ergebenft überfenden, in’ 
welcher fechszehn heute von uns auf Grund der vorgedadhten Allers 
— Kabinets⸗Ordre zum Debit verſtattete Schriften verzeich: 
net find. 

Zugleich erſuchen wir Ein Königl. ꝛc. Oberpräſidium ganz 
ergebenſt, die erforderlichen Verfügungen geſälligſt erlaſſen zu wol: 
len, damit von den, von jetzt ab außerhalb der Königl. Lande in 
polniſcher Sprache erſcheinenden Schriften Feine zum Verkaufe ge: 
ſtellt, oder verſchrieben, oder von den Buchhandlungen des Auslan⸗ 
des an dieſſeitige geſendet werde, welche nicht bereits zum Debit 
durch uns verſtattet worden. Es wird Sache der Buchhandlun- 
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1) 

gen des Inlandes fein, ihre im Auslande befindlichen Kommiffio: 
näre von der Verfügung in Kenntniß zu feßen, und wird zugleich 
bemerft, das, wenn von irgend einer. Buchhandlung des In- oder 
Auslandes ein Antrag auf die Ertheilung der Debitserlaubniß für 
eine polnifhe Schrift gemacht werden follte, folcher unmittelbar 
dem DOber-Eenfurfollegio vorzulegen ift. 

Berlin, den 7. Dezember 1838. 

Königl. Ober » Eenfurfollegium. 
Wilken. v. Tzſchoppe. 


/ D. | 
Drdnungss md Sitten Polizei. 


| 151. . 
Reffript der Koͤnigl. Minifterien an die Königl. Regie: 
rung zu Marienwerder, betreffend die Strafbarfeit der 
Ausfpielung geringfügiger Gegenftände ohne polizeiliche 

| Srlaubnif. 





Menn gleih auf den Antrag in dem Berichte der Königl. 
Negierung vom 15. Zuli d. 3., für unerlaubte Ausfpielungen ges 
tingfügigee Gegenftände eine geringere Strafe feftzufehen, als die 
angedrohete gefegliche Strafe von 300 Thalern, nicht eingegangen 
werden fann, weil die Höhe der einmal angedroheten Strafe für 
die Polizeibehörden Fein Grund fein darf, in Beurtheilung der 
vorfommenden unerlaubten Ausfpielungen nachfichtiger zu fein, als 
das Geſetz es vorfchreibt; fo find die unterzeichneten Minifterien 
doc) mit der Königl. Regierung dahin einverfianden, zur Vorbeu⸗ 
gung von Geſetzwidrigkeiten, in denjenigen Fällen, wo ein nicht 
zur fofortigen Verzehrung beftimmter Gegenftänd an einem öffent: 
lichen Drte ausgefpielt werden ſoll, die Einholung der polizeilichen 
Erlaubniß zu diefen Ausfpielungen Seitens der Schanf + und Gaft: 
wirthe zu erfordern. 

Diefelbe wird daher, Ihrem Antrage gemäß, hierdurch quto— 
rifiet, dies durch eine Amtsblatts:Befanntmachjung anzuordnen und 
demjenigen Wirthe, der eine auch an fich erlaubte Ausfpielung 
ohne folhe Erlaubniß in feinem Lofale geftatten follte, für die un: 
terlaffene Einholung derfelben eine Polizeiftrafe von 5 bis 20 Tha- 
lern anzudrohen. | —J 

Berlin, den 30. September 1838. 

Die Miniſter 
des Innern und der Polizei der Finanzen. 
u Rochow. v. Alvensleben. 
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Ä 152. — — 
Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Juſtizminiſteriums an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Obergerichte, daß den Orts⸗Polizei⸗ 


behörben von den wegen Ehebruchs ſtattgefundenen Ehe: 
feheidungen Anzeige zu machen fei. 





Durch das Refkript vom 27. Dftober 1810. (Annal. Fahre. 
41834. ©. 786.) find fämmtliche Landes: Zuftizfollegien angewieſen 
worden: 

zur Verhütung des Zuſammenlebens von Perfonen, denen wer . 

gen begangenen Ehebruchs die Schließung einer Ehe verbos 

ten ift, darauf zu halten, daß Fälle diefer, Art den betreffen- 
den Polizeibehörden zur Abhülfe ahgezeigt werden. 
Auf den Antrag des Königl. Minifteriums der geiftlichen Ans 
gelegenheiten wird Diefe Anweifung hierdurch erneuert und zugleich 
angeordnet: | 

daß in allen Ehefcheidungsfachen, worin wegen Ehebruchs 

rechtskräftig auf Scheidung erkannt worden iſt, den be⸗ 

treffenden Orts⸗Polizeibehörden Nachricht mitgetheilt werde. 

Das Königl. Oberlandesgericht (Kammergericht) hat ſich hier⸗ 
nach zu achten, audy das Erforderliche an die untergeordneten Ge⸗ 
gichte zu erlaflen. * Fe 

Berlin, den 2. November 1838. 

Der Zuftizminifter.. 
Müphler. 





Paß⸗ und Fremden Polizei. 
Gergl. Yes Heft, S. 163— 182.) 


153. 


Keffript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern und. der ' 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Achen, die Paß—⸗ 
verhältniffe mit dem Königreiche der Niederlande 
betreffend. 


— 


Auf den Bericht der Königl. Negierung vom 8. Dezember 
v. J. iſt die Verwendung des Königl. Miniſterii der auswärti⸗ 


720 
gen Angelegenheiten zur Beſeitigung der Schwierigkeiten, welche 
dieffeitigen Unterthanen bei LÜberfchreitung der Belgifch: Holländi: 
fchen Gränze gemacht werden, in Anfpruch genommen worden. 

Die Königl. Regierung erhält in der Anlage (a) Abfchrife 
des von dem gedachten Minifterio eingegangenen Antmwortfchreis 
bens vom 9. d. M., nach welchem eine Abänderung des in An— 
fehung der von Belgien aus das Niederländifche Gebiet ketreten- 
den Perfonen bisher flattgefundenen Berfahrens zu Gunſten der 
dieffeitigen Unterthanen nicht zu vermitteln gewefen ift, zur Kennt: 
nißnahme und weiteren Beranlaffung. Ä 

Es wird nunmehr erforderlich fein, daß die Königl. Regie: 
rung Ihre unterm 14. November 1836. (Annal. ©. 972.) an 
die Landräthe erlaffene Eirfular-Berfügung nad) dem Inhalte de 
anliegenden Schreibens berichtige, und überhaupt das betheiligt 
Publifum von der im Königreiche der Niederlande beftehenden Vor⸗ 
fhrift in Kenntniß fee. 

Berlin, den 26. März 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


Ew. Ercelleny geehrte Zufchrift vom 11. Januar d. J. hatte dem 
unterzeichneten Minifteriufn Beranlaffung gegeben, den Königl. Gefands 
ten im Haag auf die Fortdauer derjenigen Schwierigkeiten aufmerffam 
zu machen, welche dem Eintritte Preufilcher Untertbanen in das Könige 
reich der Niederlande von Belgien aus, durch die Niederländifchen Graͤnz⸗ 
bebörden enfgegengefegt werden, und denfelben mit der nöthigen Ins 
firuftion zu verfehen, um den fraglichen Gegenftand bei dem Niederläns 
difchen Gouvernement zum Zweck der endlichen Befeitigung jener Übel: . 
‚fände zur Sprache zu bringen. 
Nach den nunmehr eingegangenen Berichten des gebuchten Königl. 
Geſandten befteht zur Zeit fiir den Neifeverfehr ausländifcher Untertha= 
nen, welche von dem Niederländifchen nach dem Belgifchen Gebiete oder 
umgekehrt von Belgien nach den Niederlanden fich begeben wollen, die 
Einrichtung: daß diejenige im Haag refidirende Gefandtfchaft, deren 
Nation das betreffende Individuum angehört, das Niederländifche Mi⸗ 
nifterium der ausmärtigen Angelegenheiten von dem MWunfche des In— 
dividuums mit dem Antrage fchriftlich in Kenntniß, fegt, dem Leßtes 
ren die Erlaubniß zur Überfchreitung der Miederländifchen Graͤnze (fei 
es von Belgien aus oder nach Belgien) zu verfchaffen. Die Died- 
fällige Note wird von dem Minifterium an das Hauptquartier zu Zils 
burg gefendet, worauf von Ießterem ein Erlaubnißfchein für die in Rede 
fiebende Perſon ausgefertigt und dem Minifterium übergeben wird, wel⸗ 
ches alddann dies Dofument mittelit Note der — Geſandt⸗ 
ſchaft zugeben läßt. Dieſer Schriftwechſel erfordert einen Zeitraum 
von drei bis vier Tagen. Zumeilen fol zwar auch von Seiten des Haupt⸗ 
quartierd auf eine direft an daffelbe gerichtete Bitte den betheiligten Ins 
dividuen ein folcher Erfaubnißfchein gewährt werden; jedoch iſt hierauf 
nicht mit Sicherheit zu rechnen, während eine gefandtfchaftlihe Werwens . 
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dung, wenigſtens was die Preußiſche Miffion anlangt, flets beruͤckſich⸗ 
tigt wird. Diefer Einrichtung haben ſich übrigens die Gefandten von 

naland und. Franfreich eben fo unterworfen, wie died von Seiten 
aller anderen Gefandtfchaften gefcheben if. 

Mit Rüdfiht auf die vorberegten Verhältniffe hat der Königl. 
Gefandte, der ihm von Hier aus _ertbeilten Infruftion gemäß, dem 
Niederländifchen Minifterium- den Borfchlag gemacht, die Anerdnung 
zu treffen: daß die Preußifchen Unterthanen, wenn fie von Belgien aus 
nad) den Niederlanden oder von den Niederlanden nach Belgien fich 
begeben wollen, hierzu nicht anders ald auf den Grund eines von der 
betreffenden Preugifchen Behörd: ausgeftellten, noch nicht abgelaus 
fenen Paffes, in welchem die beabfichtigte Betretung des Niederländis 
fchen Gebietes von Belgien aus, oder des DBelgifchen Gebietes von den 
Niederlanden aus befonders ermähnt iſt, verftattet werden; daß ihnen 
diefe Erlaubniß aber auch, wenn fie folhe auf Grund eines Paffes der 
bezeichneten Art bei den Niederländifchen Vorpoſten nachſuchen, ſtet s 
gewährt und nur dann vermeigert werde, wenn der Paßinhaber ent- 
weder zu einem gegründeten Werdachte in politifcher Beziehung Werans 
laffung gibt oder er, nachdem er ſich fihon in Belgien aufgehalten, 
den Entichluß gefaßt bat, von dort aus das Niederländifche Gebiet zu 
betreten, und ihm mithin die Erlaubniß feiner in Preußen befindlis 
chen Fompetenten Behörde hierzu mangelt; für diefe beide letzteren Fälle 
fönnte die bisherige Einrichtung der gefandtfchaftlihen Verwendungen 
beibehalten werden. 

Die angelegentlichften Bemühungen des Königl. Gefandten, diefen 
Vorſchlaͤgen Eingang zu verfchaffen, find indeffen nicht von dem er- 
wänfchten Erfolge gewefen. Das Niederländifche Hauptquartier, dem 
diefe Worfchläge mitgetbeilt worden, glaubt nämlich die beftehenden Bors 
fchriften wegen des Überfchreiteng der Niederländifchen Gränze in feiner 
Art mobifiziren zu koͤnnen. Es ift. dabei insbefondere noch darauf Bes 
zug genommen worden, daß die Unannehmlichkeiten und Befchwerden, 
welche der außergewöhnliche Zuftand des Königreichs der Niederlande 
berbeiführe, in dem allerhoͤchſten Maße von dem Königreiche felbft ges 
tragen würden, und vergleihungsweife nur unbedeutend dem Yuslande 
ur Laft fiefen, daß aber auch eine Bevorzugung der Preußifchen 

nterthanen in der fraglichen Beziehung fofortige Reklamationen von 
Seiten der übrigen Gefandfchaften hervorrufen würde. | 

Da der Königl. Gefandte alle aus der Natur der Sache fich nur 
irgend ergebende Mittel und Vorftellungen erfchöpft hat, um das Nies 
derländifche Gouvernement gu der dieffeitd gemünfchten Abänderung der 
beftehenden paßpolizeilichen Mafregeln in Beziehung auf den Reifever« 
Fehr mit Belgien zu vermögen, fo bleibt nichts übrig, ald die Sache 
nachdem das Niederländifhe Gouvernement die diefleitigen Vorſchlaͤge 
abgelehnt hat,-einfiweilen auf fich beruhen zu laffen. | 

Em. Ercelleng erlaubt fi das unterzeichnete Minifterium ganz ers 
gebenſt anheimzuftellen: die Königl. — zu Achen auf deren 
bier wieder angeſchloſſenen Bericht vom 8. Dezember v. 3. nad) Lage 
der Sache geneigt befcheiden zu wollen. 

Berlin, den 9. März 1838. . 

Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
* Eichhorn. 
An 
den Köonigl. Wirklichen Geheimen Staatsminiſter 
des Innern und der Polizei, Herrn v. Rochow, 
Excellenz. 
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154. 


Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Magdeburg, die 
Fremdenmeldungen betreffend. ? 


Gegen die von der Königl. Regierung nach dem Berichte 
v. 21. Mai d. J. beabfichtigte Bekanntmachung einer Zufammen: 
fiellung der Borfchriften wegen des Fremdenmeldens habe ich im 
Allgemeinen nichts einzuwenden, und will ich deren Befanntmas 
chung genehmigen. (Anl. a.) i 
Berlin, den 16. Zuli 1838. 
’ Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 





a. 


Zur Herſtellung eines — Verfahrens Hinſichts der Frem⸗ 
denmeldungen im hieſigen Regierungsbezirke verordnen wir, unter Auf⸗ 
hebung unſerer deßfallſigen Bekanntmachung vom 1. Auguſt 1833., 
Folgendes: er 
I. Für die Städte. 
a) Privatperfonen. 

8. 1. Alle Einwohner einer Stadt find verpflichtet, die bei ihnen 
übernachtenden Fremden, gleihviel ob ed Werwandte find oder nicht, 
dergeflalt bei der Orts» Volizeibebörde fchriftlich zu melden, daß die 
Meldung innerhalb der erften vier und zwanzig Stunden der Ankunft 
des Fremden, in allen Fällen aber eine halbe Stunde vor der Wieder: 
abreife des Letzteren bei der Behörde eingeht. 

. 2. Die Meldezettel müffen enthalten: Namen, Stand, Wohn: 
ort, Zag der Ankunft, Dauer des Aufenthalts ded Fremden, auch wo: 
ber er fommt, und wohin er geben wird. 

b) Gaftwirthe. 

8. 3. Jeder Gaftwirth und wer fonft zur Beberbergung von Frewm⸗ 
den und Meifenden Fonzeffionirt ift, bat die Verpflichtung, jedem bei ihm 
übernachtenden Fremden der Ortspolizei oder dem dazu defignirten Une 
terbeamten fchriftlich fo zu melden, daß die Meldung fpäteftend eine 
halbe Stunde vor der Wiederabreife des Fremden in den Händen bes be⸗ 
treffenden Beamten if. Zrifft der Fremde, um zu übernachten, vor 
acht Uhr Abends ein, fo muß die Meldung überdem noch an demfel- 
* — trifft er ſpaͤter ein, ſpaͤteſtens am andern Morgen vor acht 

r erfolgen. 

8. fi Die fchriftlihe Meldung muß über diefelben Umſtaͤnde Aus⸗ 
funft geben, für welche nach der weiter unten ($. 6.) folgenden Bes 
flimmung in den Fremdenbüchern befondere Nubrifen angeordnet find. 

8. 5. Ebenfo, wie die Anfunft des Fremden gemeldet werden muß, 
iſt auch, wenn diefes nicht gleich auf dem Anmeldezettel gefchehen kann, 
der Orts⸗Polizeibehoͤrde die Abreife befonders anzuzeigen und zwar ins 
nerhalb der erfien vier und zwanzig Stunden nad) erfolgter Abreife. 
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8.6. Jeder Gaſtwirth iſt verpflichtet, über die bei ihm uͤbernach⸗ 
tenden- Fremden ein Journal nad folgenden Rubrifen zu führen: 
A, Laufende Nummer, B. Name ded Fremden. C. Stand oder Ges 
werbe. D. Wohnort. E. Woher er fommt. F. Wohin er gebt. G. 
Gefolge. H. Angefommen mit der Poft, oder ſonſt. I. Wodurch er 
er it. K. Zag und Stunde der Ankunft. L. Dauer des Aufs 
enthalte. / 

In diefes Journal find täglich die übernachtenden Fremden einzus 
fragen und es iſt daffelbe mit jedem Kalenderjahre abzufchliegen. 
.$. 7. Derjenige, welcher dem MWirthe verdächtig erfcheint, darf ohne 
befondere Erlaubnig der Orts-Polizeibehoͤrde nicht beherbergt werden. 
Berlangt ein folcher Reifender Quartier, fo it es ihm zwar vorläufig 
zu gewähren, der Gaſtwirth muß aber fofort dem betreffenden Polizeis 
beamten Anzeige davon machen. | 
0) Verhalten der Polizeibehörden. 

$. 8. Die Fremden Meldezettel find von den Orts-Polizeibehoͤrden 
hronologifch zu fammeln und nah Monaten nllunnensnächen, Wo 
es angemeffen erfcheint, Fann auch die Wolizeibehörde noch ein befondes 
red Sremdenjournal balten, wo dann alle J chronolo⸗ 
giſch eingetragen werden. 

Dieſes Journal enthaͤlt dieſelben Rubriken, wie das der Gaſtwirthe, 
nur wird noch binter der laufenden Nr. eine Rubrik eingeſchaltet: 
„Name des meldenden Wirthe.” 

. 9. Wird der OrtssVolizeibehörde ein nicht Iegitimirter Frem⸗ 
der gemeldet oder bat fie Verdachtsgruͤnde gegen einen der fonft ger 
meldeten —— ſo wird ſich dieſelbe, ohne Aufſehen zu erregen und 
ohne den Fremden unnüß zu belaͤſtigen, davon informiren, in wie weit 
jener unverbächtig ift, oder bei diefem ſich die Verdachtsgruͤnde beftätigen, 
wo fie dann nad) den fich ergebenden- Umſtaͤnden die weiteren Mafres 
geln zu treffen hat. 28 

g 10. Die Journale der Gafihöfe müffen die Polizeibehörden zum 
ftern und mindeftens alle Monate einmal revidiren, mit den einges 
zogenen Meldezetteln vergleichen und in dem Sournale bemerken, daß 
und warn die Reviſion erfolgt iſt. Außerdem ift darauf zu vigiliren, 
ob auch die Gaftwirthe ꝛc. gebörig Meldung machen, und Unterlaffungs- 
fälle find fofort weiter zu verfolgen. a 

‚11. Drten, wo eine Garnifon fteht, macht die Yolizeibes 
Hörde dem Garnifonchef Mittheilung von den angefommenen Fremden 
von Bedeutung, nämlic bis zu, den Militairs -und Civilbeamten des 
In und Auslandes, Edelieuten, Gutsbefigern, ingleichen bedeutenden 
Kaufleuten und dergleichen ähnlichen Fremden. | 

1. Für das platte Land. 
a) Privatperfonen. 
$. 12) Die Ortsbewohner des platten Landes find verpflichtet, die 
bei ihnen übernachtenden gen der Ortsobrigfeit ebenfo und inner⸗ 
halb derfelben Zeit zw melden, wie nach $. 1. die Bewohner der Städte. 

8. 13. Die Meldungen koͤnnen hier mündlich gefchehen. 

3. 14. Die Meldung erfolgt bei dem Ortsfihulzen. 

b) Gaftwirthe, , 

. 15. Die Gaftwirthe und Krüger auf dem platten Lande bürs 
fen Niemand über Nacht. beherbergen, ohne dem Dorffchulzen münd« 
lich oder fihriftlich Davon Anzeige zu machen. 


* 
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8. 16. Diefe Meldung muß ebenfo mie in den Städten minde⸗ 
ftend eine halbe Stunde vor der Wiederabreife des über Nacht beher⸗ 
bergten Fremden, und wenn er vor acht Uhr Abends eintrifft, an dems | 
felben Abend, fonft aber am andern Morgen vor acht Uhr gefihehen.: 


$. 17. Berdäctige, mit Päffen nicht verſehene Leute, dürfen Gaſt⸗ 
wirthe weder aufnehmen, noch dulden. 


ce) Berhalten der Polizeibehörden. 


8. 18. Die Ortöfchulgen haben fich durch tägliche Revifton der Gaft- 
böfe und Krüge zu uͤberzeugen, ob die Meldungen gehörig gefchehen, 
ob die anmefenden Neifenden ordnunasmäßige Paͤſſe haben und ob fie 
fonft verdächtig find. Uber das in, diefen Beziehungen zu beobachtende 
Verfahren werben die Herren Landräthe die Ortsfchulgen auf Untrag 
mit näherer Anweiſung verfeben. | 


8. 19. Die Gendarmen werden fleißig die Gaſtwirthſchaften ꝛc. 
des platten Landes revidiren, um die Ausführung der vorſtehenden An—⸗ 
ordnungen zu kontrolliren. 


5.20. Die Herren Landraͤthe und die Ortsobrigkeiten find befugt, 
einzelne Gafiwirtbfchaften des platten Landes den in 8. 3. bis 6. für 
die Gafipöfe der Städte gegebenen Beflimmungen zu unterwerfen, und 
werden die Befiger folder Gaftwirthfihaften dann in Bezug auf das 
Fremdenweſen in allen Beziebungen, namentlich auch Hinſichts der Straf: 
beflimmungen wie fiädtifche Gaſtwirthe betrachtet. 


Strafbeftinnmungen, 

8. 21. Jede unterlaffene oder nicht zur gehörigen Zeit und in ges 
höriger Form bemirfte An» und Abmeldung eines Fremden, gleichviek 
ob fie durch einen Gaftwirth oder einen andern Ortseinwohner hätte 
erfolgen follen, wird mit einer Polizeiftrafe von Einem Thaler oder 
verhaͤitnißmaͤßigem Gefängniß geahndet. Bei Wiederholung wird die 
Strafe verdoppelt. . 

3. 22. Kontraventionen der Gaftwirthe gegen die Beflimmungen 
$. 7. und $. 17. werden im erfien Falle mit 5 Thaler Geld oder 8laͤ⸗ 

igem Gefängniß geftraft. Im Wiederholungsfalle tritt Verdoppelung 

* Strafe ein und im dritten Kontraventionsfalle wird, nach vorgaͤn— 
giger Verwarnung, die Konzeflion zum Betriebe der Gaſtwirthſchaft 
entzogen. 

8.23. Gaſtwirthe, welche dreimaliger Beflrafung ungeachtet, fort 
fahren, im Melden der Fremden und in Führung des Fremdenjournalg 
unordentlich zu feyn, werden beim vierten Kontraventionsfalle mit Ges 
fängnißfirafe von 8 bie 14 Zagen, wo dann bei dennoch wiederfehrens 
der Kontravention die Strafe bis zur fofortigen Entziehung der Sons 
zeffion zur Gaftwirthfchaft gefleigert werden kann. | 

Magdeburg, den 31. Juli 1838. 


Königl, Regierung. Abtheilung des Innern, 
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155. 
Reſkript ber Königl. Minifterien an die Königl. Re 


gierung zu Oppeln, die polizeiliche Legitimation bei Lei- 
chentrans porten betreffend. 





Um die mit dem Transporte einer Leiche nach dem gewöhn⸗ 
lichen für fie gehörigen Begräbnißplage, infofern er durch die 
Sprengel mehrer Gerichtsbarfeiten geht, möglicher Weife verbun: 
denen Weiterungen und Übelſtände zu beſeitigen, bedarf es, wie 
der Königl. Negierung auf den Bericht vom 31. Mai d. J. ers 
wiedert wird, nicht erft neuer gefeglicher Beflimmungen. 

Das Allgemeine Landrecht unterfagt durch die, überhaupt nur 
zur Verhütung der Berheimlihung einer gewaltfamen Todesart ge: 
troffene Beftimmung in Thl. IL. $. 463. u. 464. nicht unbedingt 
den Leichentransport durch einen andern Gerichtsbezirk ohne Leis 
chenpaß, fondern Fnüpft daran nur die Folge, daß die Obrigfeiten 
der berührten fremden Gerichtsiprengel berecd.tigt fein follen, 
die Offnung des Sarges Behufs der Befichtigung der Leiche zu 
verlangen: Indem dies hiernach in das Ermeffen der Obrigkeit 
jedes berührten Ortes geftellt wird, folgt daraus ſchon, daß von 
ihr der Durchgang auch bei mangelndem Leichenpaffe ohne Befich- 
tigung ber Leiche geflattet werden, fann, wenn fie auf irgend 
andern Wege fih die genügende Überzeugung bon einer unvers 
fänglichen Sahbewandtniß verſchafft hat. Es waltet hiernach, na⸗ 
mentlich in ſolchen Fällen, in der Regel ſchon an ſich Fein Beden— 
fen des freien Durchzuges ob, wo die Leiche von ihrem bereits 
verfammelten Gefolge, im unmittelbaren Beftattungszuge an ihren 
ordentlichen. Begräbnißort ‚geführt wird. Erfordert aber die wei: 
tere Entferhung des letztern einen dem eigentlichen Beftattungs: 
afte vorangehenden befondern Transport der Leiche, fo läßt ſich 
auch für diefen Fall, die Zugehörigfeit der Leiche nach dem Orte 
ihrer Beftimmung, ald dem ordentlichen Begräbnifiplafe des Bes 
zirfes, oben bemerftermaßen vorausgejegt, ein zur Vermeidung der 
vorgeftellten Weiterungen gereichendes Ausfunftsmittel in der Art 
treffen, daß den transportirenden Perſonen eine in folchen Fällen 
für den Zweck wohl genügende Legitimationsbefcheinigung nur von 
der Polizeibehörde des Sterbeortes mitgegeben, und das Erforder: 
niß fürmlicher Leichenpäffe hiernad) nur auf den feltenen Fall des 
Transportes aus einem überhaupt fremden Bezirke befchränft wird. 
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Demgemäß hat die Königl. Regierung das Weitere anzu: 
ordnen. 
Berlin, den 12. Zuli 1838. 
Der Minifter der Beiftlihen, Un: Der Minifter des Innern und 
terrichtd: und Medizinal-Angel- . der Polizei. 
v. Altenftein. v. Rodyow. 


— 156. | 
Reſkript des Könige. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Trier, die Vollzie— 
hung kurzer zuchtpolizeilicher Gefängnißftrafen betreffend. 





In Folge der vorläufigen Verfügung vom 31. Mai d. J., will ich 
auf den Bericht der Königl. Regierung vom 26. März c., die Boll: 
ziehung kürzerer zuchtpolizeilicher Gefängnißftrafen in dem Arrefts 
haufe zu Saurbrüden und in den Kantonal:Gefängniffen betreffend, 
‚nach gepflogener Kommunifation mit dem Herrn Zuftigminifter 
v. Kampk und im Einverftändniffe mit demfelben, den Anträgen 
der Königl. Negierung gemäß, nunmehr genehmigen, 

1) daß alle bis zu 14 Tagen korrektionell Berurtheilte des 
Kreifes. St. Wendel ihre Strafe in dem hinreichenden Raum 
dazu darbietenden Kantonal:Gefängniffe dafelbit, und 

2) die bis zu fünf Wochen einfchließlich verurtheilten Korref: 
tionells Sträflinge des Landgerichtsbezirfs GSaarbrüden ihre 
Strafe in dem Zuftiz: Arrefihaufe zu Saarbrücken abbüßen 
ſollen. 

Hierbei verſteht es ſich ad 2. von ſelbſt, daß durch die Aufnahme 
der Korrektionell-Sträflinge in das Arreſthaus zu Saarbrücken 
niemals eine Überfüllung deſſelben eintreten darf. Auch iſt mög— 
lichſt dafür zu ſorgen, daß die Verurtheilten dieſer Kategorie von 
den Unterſuchungs-Gefangenen abgeſondert bleiben, damit keine den 
Unterſuchungen nachtheilige Kommunikationen ſtattfinden können. 

Sch trage ferner Fein Bedenken, zu geſtatten, daß 

3) die Vollziehung aller Korrektionell-Strafen, welche nur eine 
Haft von ein bis drei Tagen zum Gegenftande haben, in den 
Kantonal:Gefängniffen: erfolge, | 

da fogar die polizeilih erfannten Gefängnißftrafen bis zur Dauer 

von fünf Tagen darin vollzogen werden müffen. Mit Nüdkficht 
hierauf, erfcheint e8 daher auch zuläffig, die Forreftionellen Gefäng— 
nißftrafen bis zu 5 Tagen Calfo innerhalb der Gränzen der von 
den Polizei: Gerichten zu erfennenden Strafen) in den Kantonal: 
Gefängniffen — in fofern Fein aus der Ortlichkeit entfpringendes 


* 
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Hinderniß entgegenfieht — vollfireden zu laffen. In jedem Falle 
ift aber von. der Abbüßung der fraglichen Strafen in den Kantor 
nal-Gefängniffen zu abftrahiren, wenn der Berurtheilte fid) bereits: 
in Unterfuchungshaft befindet. 
Mas die durch die Ausführung dieſer Maßregel den Kanto- 
nal: Gefängniffen erwahfenden Mehrfoften betrifft, fo verſteht es 
fi von felbft, daß diefelben den Gemeinden erfegt werden müffen. 
Dies gefchieht aus dem Fonds derjenigen Detentions : Anftalten, 
denen durch dieſe Maßregel und durch. die dadurch bewirkte Eva— 
cuation eine Erſparniß zuwächſt. Die Königl. Regierung hat hier⸗ 
nach wegen Erſtattung der Mehrkoſten das Geeignete in n dem ges 
ordneten Wege zu verfügen: | 
Berlin, den 27. September 1838. 
—— Miniſter des Innern und der Polizei. 
v. Roſhow. 


157. 
Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Breslau, die Auf 
bringung der Kurfoften für Polizeigefangene während 
deren Detention betreffend. 





Der Königl. Regierung wird auf den unterm 4, v. M. ers 
flatteten Bericht über die Beſchwerde der Gemeine E., Königl. 
Antheils, im. Neichenbacher Kreife, wegey der ihr auferlegten Kur: 
koſten des Schuhmachergefellen N., hierdurch -zu erfennen gegeben, 
daß der Unterfchied, den Sie zwiſchen den Koſten der polizeilichen 
Detention und zwiſchen den durch eine Krankheit des Detinirten 
während der Haft aufgewendeten Kurkoſten machen zu müſſen glaubt, 
nicht gefeglich begründet ift. Denn zu den Koften der polizeilichen 
Unterfuhung gehören auch diejenigen, welche durch die Verpfle— 
gung des Arreſtaten, wenn dieſer unvermögend iſt, verurſacht 
werden. 

Nun iſt es aber unbedenklich, daß derjenige, welchem die Ver⸗ 
pflegung des Arreſtaten obliegt, auch für die bei eintretender Krank— 
heit erforderliche Kur zu forgen habe. 

Es ift daher nicht als richtig anzuerfennen, wenn die Königl. 
Regierung annimmt, daß, während die Koften der polizeilichen Un: 
terfuchung. des N. dem Inhaber der Polizei-Furisdiftion zur Laſt 
fallen, die Koften der während der Dauer diefer Unterfuchung auf 
gelaufenen Kurkoſten — weiche von den Berpflegungsfoften oft gar 
nicht fireng gefondert werden fünnen — als Koften der öffentlichen 
Armenpflege von der Kommune E. zu beftreiten fein. Sie hat 
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diefe Koften vielmehr dem Inhaber der Polizei: Zurisdiftion auf; 
zuerlegen, mithin wenn, wie es fcheint, diefer im vorliegenden Falle 
der Fiskus ift, diefelben auf Ihren polizeilihen Dispofitionsfonde 
zu übernehmen, hiernach die Beſchwerde zu erledigen, und diefen 
Grundfag ſich auch bei Fünftigen ähnlichen de zur Richtſchnur 
dienen zu laſſen. 
Berlin, den 15. Auguſt 1838. 
Miniſterium des Innern und der Polizei. 
v. Bernuth. 


158. 


Reſolution! des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an das Fuͤrſtlich Schoͤnburgſche Rent: und Po: 
lizeiamt zu Gufow, die Tragımg der Detentionsfoften 
für aufgeariffene Bettler und die Zeitung der Armen: 
pflege Seitens der Orts-Polizei-Dbrigfeit betreffend. 





Dem Fürfilih Schönburgfchen Nent: und Polizeiamte zu Gus 
fow eröffne ich auf die Vorftellung vom 23. Juni c., daß ich in 
dem darin Borgetragenen Feinen Grund finden kann, die Verfü: 
gung der Königl. Regierung zu Franffurt vom 23. Zuni c., wos 
gegen das Nent- ꝛc. Amt den Rekurs hieher ergriffen hat, abs 

zuändern. 

Mas die Beſchwerde ad 1. anlangt, fo liegt die Verpflich— 
tung zur Tragung der often der Detention eines aufgegriffenen . 
Bettlers — falls nämlich) ſolche Koſten vor dem Transporte in 
das Landarmenhaus überhaupt auflaufen — allerdings dem Inha— 
ber der Polizeigerichtsbarfeit, nicht aber der Gemeinde ob, in wel— 
cher der Bettler ergriffen worden if. Denn es handelt ſich in 
folchen Fällen nicht um Leiftung der Armenpflege, fondern um 
eine polizeiliche Unterfuchung, zu deren Koften auch die Berpfles 
gung des Kontravenienten während feiner gefänglichen Aufbewah— 
rung gerechnet werden muß. Daraus, daß zum Zwede der Aufs 
greifung und des Transports der Bettler den Ortsſchulzen durch 
die $$. 17. seq. des Landarmen:Neglements vom 16. Zuni 1791. 
gewiſſe Verpflichtungen auferlegt worden find, fann für die entge— 
gengefegte Anficht nichts gefolgert werden, da die Ortefchulzen fich 
dieſen Obliegenheiten nicht in ihrer Eigenfchaft als Gemeindevor: 
ftände, fondern vielmehr als polizeiliche Gehülfen des Guts- und 
Gerichtsheren zu unterziehen haben. Hiermit ficht auch die in der 
Rekursſchrift allegirte Infiruftion für die Schulzen des Lebufer 
Sreifes Feinesweges in Widerſpruch. 

Hins 
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ftanden, daß die im $.15. Tit. 19. Thl. IT. des Allg. Landrects 
den Polizei» Obrigfeiten auferlegte Verpflichtung, fid) der Armen 
und Unvermögenden anzunehmen, nicht dahin zu erfireden fei, daß 
die Obrigkeit ſich dieſer Armen aus eigenen Mitteln anzunehmen 
habe. Vielmehr will das Gefeg nur, daß fie zeitige Vorſorge 
treffe, und den Armen entweder der Gemeinde überweife, der fie 
vorgefegt ift, oder die anderweit vorgefchriebenen Mafregeln treffe. 
Aus der Verfügung des Landraths N. und der Königl. Regierung 
zu Frankfurt geht indeffen hervor, daB die Verpflegung des Tas 
gelöhners N. von diefen Behörden nicht als die eines hülfsbedürfs 
tigen Armen, fondern als eine folche angefehen worden iff, welche 
einem arretirten und an das Nentamt als Polizeibehörde zur Füh— 
rung der polizeilichen Unterfuchung abgelieferten Bagabunden ge- 
leiftet werden mußte; und unter diefer Vorausſetzung kann die 
Entfcheidung der Königl. Regierung nur gebilligt werden. 

Berlin, den 10. September 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 

v. Rochow. 


— 


159. 


Refolution des Königl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an den Magiftrar zu Memwe, betreffend die Tra⸗ 
gung der NHeizungsfoften auf den Transporeftationen 
für die zur Cinfperrung in Zmwangs-Anftalten verurs 
theilten Vagabunden. * 





Dem Magiſtrat wird auf die Vorſtellung vom 10. d. M., 
die Verpflichtung der Transportftationen zur Tragung der Heizungs: 
foften für folhe Bagabunden, welche zur Einfperrung in die Zwangs— 
Anftalt verurtheilt find, betreffend, hiermit eröffnet, daß das Mis 
nifterium die Begründung eines abgefonderten Anſpruchs von Sei: 
tem des Magiftrats auf Heizungsfoften, neben dem Beföftigungss 
Satze, für gedachte Bagabunden nicht anerfennen kann, und die 


— 


Königl. Regierung zu Marienwerder die Erſtattung der von dem 


Magiſtrate liquidirten Heizungskoſten zu fordern wohl berechtigt iſt. 
Berlin, den 16. Auguſt 1838. 
Der Miniſter des Innern und der Polizei. 
In Vertretung. 
Seiffart. 


Annalen. Heft II. 1838. Yaa 
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160. 
Girfular:Reffript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 
und der Polizei, an die Koͤnigl. Regierungen zu Pots; 
dam, Franffurt, Königsberg, Gumbinnen, Danzig, Mas 
rienwerder, Coͤslin, Stralfund, Breslau, Liegnitz, Op; 
peln, Pofen, Bromberg, Magdeburg, Merfeburg, Ers 
fur, Münfter, Minden und Arnsberg, die Verbefferung 
des Gefaͤngnißweſens betreffend. 


Der Herr Juſtizminiſte Mühler hat in Folge einer Aller: 
höchſten Kabinets-Ordre v. 24. Zuli v. 3. (Annal. 1837. ©. 752.) 

die Berbefferung und Bervolltommnung des Gefängnißwefens 

betreffend, 
an fümmtliche Königl. Oberlandesgerichte unterm 26. Oftober v. 
J. die abfchriftlich anliegende Cirfulars Verfügung (Anl. a.) erlafs 
fen, welche der Königl. Negierung zur SKenntnifnahme ‚und mit 
der Anmweifung zugefertigt wird, den Gerichten bei der Ausführung 
der angeordneten Maßregeln auf desfalljige Requifition hülfreiche 
Hand zu leiften. 

Dabei wird der Königl. Regierung zu Shrer Nachricht und 
zum Anhalte Ihres Verfahrens noch beſonders bemerklich gemacht, 
daß es nicht in der Abſicht des Herrn Juſtizminiſters liegt, in 
den nicht gerichtlichen Gefangenen— Anſtalten die allgemeine Ans 
wendung der in der qu. Cirkular-Verfügung näher gedachten In— 
fieuftion, felbft mit Befeitigung bereits bejiehender anderweiter Re: 
alements, herbeizuführen, fondern daß vielmehr die Abficht des 
Herrn Zuftizminifters nur dahin geht, daß die gerihtlidhen 
Gefangenen in den auch nicht gerichtlichen Gefangenen-Anftal: 
ten, welche zur Aufnahme von Gefangenen Seitens der Gerichte 
benußt werden, fo viel als möglich nady Maßgabe der gedach⸗ 
ten Inſtruktion behandelt werden ſollen. 

Eben fo wenig iſt durch jene Cirkular-Verfügung ausgefpro: 
chen, daß der Verſuch gemacht werden folle, überall Kreis: Eens 
tral⸗Gefängniſſe zu gemeinfchaftlicher Benußung der Gerichts: und 
Polizeibehörden zu gewinnen, fondern nur hervorgehoben, daß es 
wünfihenswerth fei, dergleichen Gefängniffe in den Bezirken 
herzuftellen, wo es entweder ganz an brauchbaren Gefängniflen 
fehlt, oder wo ohnehin DBergrößerungsbauten vorgenommen werden 
müffen, indem für ſolche Fälle die Einrichtung von Central: Ge: 
fängniffen, wie fie in manchen Orten der Monarchie fchon jet be: 
ftehen, allerdings zweckmäßig erfcheint. 

Berlin, den 24. Auguft 1838, 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 
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Dem Königl. Oberlandesgerichte (2c.) werden hierbei Erempfare ei- 
ner Infruftion für die Infpeftoren, Aufſeher und Waͤrter der gericht, 
lichen GefangenensAnflalten mit der Anweifung überfandt, die Inftrufs: 
tion fofort zur Anwendung zu bringen, und daher zu diefem Behuf 
jeder Gefangenen s Anflalt im Departement des Kollegiums ein Erems 
plar derfelben mitzutheilen. 

Obgleich die Inſtruktion zundhf nur für die gerichtlichen Gefan— 
genen⸗Anſtalten ertbeilt if, fo muß das Königl. Oberlandesgericht (ıc.) 
doch fo viel ald möglich darauf fehen, daß fie auch bei denjenigen nicht 
gerichtlichen Gefangenen »Anfalten zur Anwendung fommt, welche zur 
Aufnahme von Gefangenen Seitens der Gerichte benugt werden. 

Zugleich erbält das Königl. Dberlandesgericht in der Anlage Abs 
ſchrift der Allerhoͤchſten Kabineis-Ordre vom 24. Juli d. F., um dar: 
aus im Allgemeinen zu entnehmen, wie des Königs. Majeftät ſich über 
die Verbefferung des Gefaͤngnißweſens auszufprechen geruhet haben, und 
um fich darnach zu achten. — 

Da des Königs Majeſtaͤt nach dem Inhalt dieſer Ordre die Anfer; 
tigung eines Tableaus über den gegenwärtigen Zuſtand und Umfang, 
fowie über das fernere Bedürfniß der Gefangenen »Anftalten zu befeb: 
len gerubt haben, fo hat das Königl. Dberlandetgericht ein folches nach 
dem beiliegenden Schema auszuarbeiten und binnen 4 Monaten an den 
Juſtizminiſter einzureichen, wobei dem Koͤnigl. Oberlandesgerichte Folgen⸗ 
des bemerflich gemacht wird: 

1) Das Zableau muß fih auf fämmtliche gerichtliche Gefangenen» 
Anſtalten des Departements erfireden. Es find jedoch die zur Ausar⸗ 
beitung deffelben erforderlichen Nachrichten nur in fo weit von den Uns 
terbebörden einzufordern, gls fie dem Königl. Oberlandesgerihte nicht 
bereitd aus den Gefchäfts-Uberfichten oder andern Materiatien genuͤgend 
befannt find. - f 

Sofern das Zableau bei einzelnen Punkten zur Darfielung der noͤ⸗ 
thigen Angaben nicht binreichenden Raum gewähren follte, find die les 
tern in befondern Beilagen zu demfelben auszuführen. 

2) Für das fünftige Bedürfnif der Gefangenen » Anftalten- gewaͤh⸗ 
ren die Anforderungen in der obigen Inftruftion den nöthigen Anhalt. 
Snsbefondere fommt dabei ' 

3) außer den Gefängniffen für die Unterfuchungs » Gefangenen, die 
wo möglich ifolirt inhaftirt fein müffen, in Betracht, . daß Gefängniffe 
vorhanden fein mäffen, um in denfelben alle Strafen, die nicht Aber 
drei Monat hinausgehen, zu vollfireden. . 

4) Es ift, abgefeben von den großen Städten, die Abficht, mög: . 
lichſt für jeden Landräthlichen Kreis, oder bei Fleinern Kreifen wenige 
ſtens für je zwei, eine Central» GefangenenrAntalt jur gemeinfchaftlis 
chen Benugung der Gerichts, und der Volizeibehörden zu haben, für 
a. die Unter uchung® » Ösfangenen- des Hauptgerichts oder des Inter: 

fuhungsgerichte, a 
b. die polizeilichen Gefangenen, Zransport-Öefangenen u. f. w., und 

c. für die Vollſtreckung der Gefaͤngnißſtrafen und aller Strafen, die 

drei Monat nicht überfleigen. _ 

In welcher Art dies ausführbar fein dürfte, darüber hat das Königl. 
DOberlandesgericht näher zu berichten, und zu diefem Zweck mit den lands 
räthlihen Behörden und Magifiräten Nücfprache zu nebmen. _ 

Es if dabei zu beachten, daß da, wo ſchon polizeiliche Kreisgefäng- 
niffe beſtehen, neue Einrichtungen fish an diefe — muͤſſen. 

aan 
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Ä 5) Es bleibt vorbebalten, jene Central» Gefangenen « Unftalten dem⸗ 
nachſt gleichfalls der Verwaltuͤngsbehoͤrde zu überweifen, eben fo, wie 
dies mit den Ötrafanflalten bereits der Fall iſt. 

‚Neben diefen Gentral » Gefangenen ; Anftalten bleiben dann nur bie 
fleinen Gefängniffe der Gerichte außerhalb des Kreisorts, fo weit die 
tetsteren Unterfuchungen zu führen haben. An diefe Fleinen Gefängniffe 
dnnen nicht viel Anfprüche gemacht werden; was aber für fie wüns 
ſchenswerth ift, muß ebenfalls Gegenfland des obigen Zableaus werden. 

Porauszufegen ift dabei, daß in der Megel alle erbeblicheren Unters 

fuchungen, wobei es auf Verhaftung anfümmt, bei dem größern Ge⸗ 
richte des Kreisortd (wo ſich die Gefangenen-Anflalt befindet), refp. bei 
dem befondern dafelbit befindlichen Unterfuchungsgerichte oder Unterfus 
chungsrichter geführt werden. 
6) Auf die Befchäftigung der Gefangenen, *) worüber die oben mits 
getbeilte Inftruftion Einiges enthält, muß ganz befonders das Augen⸗ 
merk des Königl. DOberlandesgerichtd und der Gerichtsbehoͤrden gerich⸗ 
tet, den Lokalbeboͤrden aber das Weitere uͤberlaſſen und den Gerichten 
die Anmeifung erfheilt werden, darüber mit den Verwältungsbehörden 
in Kommunifotion zu, treten. 

Sollte ee auf die Bewilligung von Betriebsfonds zum Zweck der 
Befchäftigung ‚der Gefangenen anfommen, fo bat das Königl. Ober⸗ 
Landesgericht hieruͤber an den Juftigminifter zu berichten und die in Ans 
trag zu bringende Summe zu mofibiren. 

Berlin, den 26. Dftober 1337. 

Der Suftigminifter. 
.  Müpler. 
Citkulare 
an ſämmtliche Königl. Oberlandesgerichte. 


*) Vergl. Juſtiz-Miniſterial-Blatt, Jahrg. 1839. ©. 295—300, 
161. 
Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und ‚der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Stettin, die Be⸗ 
handlung neuer Vorſchlaͤge für die Straf- und Beſſe— 


rungs»Anftalten vor der Etatsaufftellung für diefelben 
betreffend. 











Der Königl. Regierung wird auf den Bericht vom 30. Mai c., 
den Etat für die Straf: und Befjerungs : Anftalt zu Naus 
gard pro 1839 — Al. betreffend, 

hierdurch eröffnet, daß es den beitehenden Borfchriften durchaus 

entgegen ift, neue Vorſchläge mit der Etatsfertigung zu verbin— 

den. Es müſſen diefelben vielmehr ſchon vorher zur Sprache 
gebracht werden, da auf neue Ausgaben, die nicht fhon vorher Als 
ferhöchft genehmigt worden, bei der Etats-Regulirung felbft Feine 

Nückficht genommen werden fann. 

Berlin, den 13. Juli 1838. 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
v. Bernuth. 
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162. 
Cirfular:Reffripe des Königl. Minifteriums des In— 
nern und der Polizei, an ſaͤmmtliche Königl. Regie: 


. rungen, bie Portofreiheie für Königl. Strafarbeits-An; 
falten betreffend, 





Zur Befeitigung der Zweifel über den Umfang der Porto: 
freiheit für Königl. Strafarbeits:Anftalten, die wegen des Abfages 
ihrer Fabrikate faufmännifhe Geſchäfte treiben, bin ich mit des 
Herren Geheimen Staatsminiftere und General: Poftmeifters von 
Nagler Ercellenz über folgende Beftimmungen übereingefommen: 


a. Portofrei find: 

1) die rein amtiidhen Korrefpondenz, Geld: und Pabketſen⸗ 
dungen zwiſchen den Anſtalten und andern Behörden, ſoweit 
nach den beſtehenden Vorſchriften und Grundſätzen den Ver— 
waltungsbehörden im Allgemeinen die Portofreiheit in dienſt— 
lichen Angelegenheiten zuiteht ; 

2) die für einige folder Anftalten eingehenden Verreichungsgel: 
der von verfauften Grundfiüden ; 

3) die eben fo etwa eingehenden firieten Beitragsgelder; und 

4) die DVerdienftgelder, welche den aus den Strafanftalten ent: 
loffenen Züchtlingen an die Ortsobrigkeiten nachgefendet werden. 

Alle diefe Gegenftände müffen, Behufs der Portofreiheit, mit öf— 
fentlihem Siegel verfhloffen und mit einer dem Inhalte entfpre: 
chenden Rubrik, 3. B. herrſchaftliche Polizei-, herrfchaftliche Kor: 
reftionshaug : Verwaltungs» ıc. Sache, herrichaftlice Berreichungs: 
gelder, Berdienftgefder für entlaffene Züchtlinge zc., bezeichnet 
werden. 


b. Portopflichtig find: 
alle Korrefpondenz-, Geld: und Pafetfendungen der gedachten Ja 
ſtitute in Bezug auf deren kaufmänniſchen Betrieb, ohne Unter: 
fchied, ob die DVerfendungen zwoifchen den Arbeits: ze. Anftalten 
und Privatperfonen, oder zwifchen denfelben und andern Behörden 
flattfinden, die wegen der. Anfchoffung von Fabrifaten mit den 
Anftalten in Verbindung treten. 

Das für die vorbemerfte portopflichtige Korrefponden; 
den Anftalten etwa zur Laft fallende Porto wird terminlich, auf 
den Grund von poftamtlichen Franfo;s Atteften und der Original⸗ 
Adrefien, gegen fpezielle Nachweiſung, aus der Poſtkaſſe erfattet 
werden, fo weit durch amtliche Atteſte der betreffenden Korref- 
tions: Anftalten dargethan wird, daß felbiges wirkli nur im aus: 
ſchließlichen Intereſſe der Arbeits: zc. Häuſer erwachfen ift, und 

i | 
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von andern Behörden oder Perſonen nicht hat eingezogen werden 
können. 

Indem ich die Königl. Regierung, in Beſcheidung auf Ih— 
ron Bericht vom 21. Juli v. J., die Portofreiheit der Korreſpon⸗ 
den; der Adminiftration des Korreftionshaufes zu Schweidnig mit 
Nrivatperfonen betreffend, ven vorftehenden Beftimmungen in Kennt: 
niß fee, überlaffe ih Ihr, die Adminiftrationen der unter die 
Eingangs gedachte Kategorie gehörigen Strafanftalten danach mit 
weiterer Anmweifung zu verfehen. 

Nefahne, den 4. Auguft 1 1838. 

Der Minifter des Innern und der Poli 
v. Rochow. 


An 
die Koͤnigl. Regierung in Breslau und Abſchrift 
zur Nachricht und Nachachtung an ſaͤmmtliche 
uͤbrige Koͤnigl. Regierungen. 


163. 


Keffript d des Königl. Minifteriumg des Innern und der 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Liegnitz, die innere 
Bewachung der Strafanftalten aur Nachtjeit betreffend. 





Der Königl. Regierung wird auf den Bericht vom 31. Mai 
d. J., dieinnere Bewachung der Strafanftalt zu Zauer zur Nacht⸗ 
zeit betreffend, bemerklich gemacht, daß das Militair nur zur äu— 
fern Bewachung der Strafanſtalts-Gebäude und zugleich dazu be— 
ſtimmt iſt, den Direktionen nöthigenfalls bewaffneten Beiſtand zu 
leiſten. 

Die Aufſicht im Innern’ der Anftalts:-Gebäude iſt Sache des 
Perſonals der Anſtalt. 

Dem Antrage der Königl. Regierung, wegen Berftärfung der 
Militairwache in Zauer, fann daher um fo weniger die gewünfchte 
Folge gegeben werden, ald das Königl. General:fommando des 
5ten Armeeforps, in deſſen Bereich verhältnißmäßig viele Gefan— 
genen: Anftalten vorhanden find, mit Rückſicht auf die Allerhöchſt 
befohlene Auflöfung der Garnifon:Kompaguien, bei dem Königl. 
Kriegsminifterium die möglichfte Beſchränkung der Militair: 
chen in den Gefangenen:Anftalten in Antrag gebracht hat. Wenn 
übrigens, wie die Königl. Regierung bemerft, der Nacdtwächs 
ter der Anftalt zu Sauer während der Nacht von Zeit zu Zeit 
die Zwifchenräume bei den Schlaffälen der Gefangenen befucht, 
fo genügt dies. Der Nachtwächter darf nur nicht, wie es 
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häufig geichieht, regelmäßig zu beftimmten Zeiten feine Ronde ma- 
chen, fondern muß die Lofalien unvermugthet befuchen. 

Zu folhen Umgängen werden, wds ganz zwedmäßig ift, in 
mehreren Anftalten den Nachtaufſehern ilzſchuhe verabreicht, da: 
mit die Gefangenen. das Auftreten nicht hören Fönnen. 

Daß die Nachtwärhter oder Nachtauffeher hinfichts ihrer Dienft: 
feiftungen gehörig Pontrolirt werden müffen, verfteht fi) übrigens 
von felbft, ift aber gleichwohl dem Direktor noch befonders zu 
empfehlen. ' 

Berlin, den 25. Juli 1838. 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
v. Bernuth. 


164. 


Reſfkript des Königl. Miniſteriums des Innern und ber 

Polizei, an die Königl. Regierung zu Stettin, mit eis 

ner Tages» und Poligei-Ordnung für die Schlaflofalien 
in der Naugardfer Straf und Befferungs-Anftalt. 


Da ich gegen den mittelft Berichts vom 11. v. M. einge: 
reichten, umgearbeiteten Entwurf einer Tages: und Polizei: Drds 
nung. für die Schlaflofalien in, der Straf: und Defierungs-Anftalt 
zu Naugard jeht nichts mehr zu erinnern finde, fo überlafje id) 
der Königl. Regierung, diefe Ordnungen (Anf. a. u. b.) nunmehr 
zu vollziehen, und wegen Ausführung derfelben den Direktor dev 
gedachten Anftalt mit Inſtruktion zu verfehen. 

Berlin, den 3. Februar 1858. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


a. 
RER Tages: Ordnung 
für die Straf- und Befferungs-Anftalt zu Naugard. 
" — ” 

1. Morgens um °/, auf 4 Uhr früh im Sommer, und um Js 
auf 5 Uhr im Winter, wird das Cignal zum Aufileben gegeben, wor: 
auf fich jeder Gefangene fofort von feiner Ragerftätte erhebt, Tich ors 
dentlich und volfiändig anzieht, und feine Lagerftätte gehörig und wach 
Vorſchrift aufbettet. Kein Gefangener darf einen andern mit dem Bette 
machen — 

Ein jeder Gefangene Hat ſich mit dem Anziehen, Betftmachen, Was 
fchen und Kämmen fo einzurichten, daß er im Sommer furg vor 4 Uhr, 
und im Winter farg vor 5 Uhr damit fertig iſt, weil 
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2. mit dem Schlage 4 oder 5 Uhr das zweite Signal zum ff⸗ 
nen der Schlaflofale gegeben wird, wo alsdann ein jeder Gefangene 
das Schlaflofal, fobald es geöffnet worden ift, verlaffen muß. So; 
bald das zweite Signal gegeben worden iſt, werden nämlich die Schlaf 
Iofale der vorgefihriebenen Neihefolge nach geöffnet, die Gefangenen 
verlaffen, mie e8 noch durch den Direftor mündlich angeordnet werden 
foll, die Schlaflofole Mann für Mann, feßen fih fo mit einem Zwi⸗ 
fhenraume von einem Schritte in größter Ruhe, ohne ein Wort zu res 
den, in Kolonne, um, an der Spige von einem Auffeher geführt, fich 
nach den Arbeitslofalien zu begeben. 

“3. Hier angefommen, begiebt fidy ein jeder Gefangene gleich auf 
feinen Arbeiteplaß, wo er fich rubig und ohne zu fprechen fo Tange bins 
fegt, bi6 das Aufſtehen zum Gebet angefopt wird, wonähft Alle die 
beilige Handlung mit Ehrerbietung und Andacht fiebend abzumarten 
baben. Vor Unfang des Gebetes zählen die Beamten, welche die Aufs 
fiht in den Arbeitslofalien zu führen baben, die Gefangenen nach, vers 
fchließen alsdann die Lofalien, und nehmen die Schlüffel an fich. Nach 
dem Amen ſetzen fich die Gefangenen wieder nieder, und die Arbeit bes 
ginnt fofort. Die Arbeitslofalien müffen während der Arbeitszeit uns 
ter Verfchluß gebalten werden. Kein Sträfling darf ohne Begleitung 
eines Auffebers das Arbeitslofal verlaffen. 

Sobald Dbiges gefchehen, wird von dem Auffeber des Neviers das 
Ausfehren ded Zimmers angeordnet, welches in den Lofalien, worin Wes 
berei betrieben wird, von den Webern, unter und neben ihren Stühlen, 
und in dem anderweiten Raume von den Spulern der Reihe nach bes 
trieben wird, und wenn dies gefcheben, fo wird furze Zeit hierauf der 
Kehrſtaub von den Zifchen, Mebeftühlen und fonfligen Urbeitsgeräthen 
abgebürftet und mit feuchten Lappen, welche der Aufſeher vorräthig zu 
balten bat, abgewifcht. 

Sn der Jahreszeit, wo die Fenftern ſchwitzen, müffen biefe von den 
Gefangenen, welche unmittelbar ihren Plag am Fenfter haben, fogleich 
des Morgens früh, und fo oft es fonft während des Tages noch nöthig 
fein follte, mit dazu anzufchaffenden und ſehr reinlich zu baltenden 
Schwaͤmmen abgewifcht werden. 

Menn mehrere Arbeiter ihren a an einen und demfelben Fen⸗ 
‚ fier haben, fo verrichten fie dies Gefhäft der Weihe nad), und nach 
Anordnung ded Auffehers. 

Nach Beendigung des Gefchäfts begeben fich auch diefe Züchtlinge 
fofort zur Arbeit. j 

4. Um halb 7 Uhr wird das Signal zum Fruhſtuͤck gegeben, 
worauf Die Suppe von den dazu beftellten Leuten nach den Arbeitslos 
Falien gebracht, und dort nebft einem Theile der täglichen Brotportion 
vertbeilt wird. 

Sowohl vor ald nah dem Fruͤbſtuͤck wird, nach der Anordnung 
des Anftalts » Geifllichen, ein kurzes Gebet verrichtet, während deſſen die 
Verſammelten fieben muͤſſen. Mit dem Beginne des erfien Gebets bört 
die Arbeit auf, und wird wieder fortgefeßt, fobald das Gebet nad) dem 
Fruͤhſtuͤck beendigt worden if. Das Fruͤhſtuͤck verzehrt Übrigens jeder 
auf feinem Arbeitsplaße. 

5. Um 12 Uhr wird das Signal: zum Mittagsefien gegeben, wor⸗ 
auf daffelbe, nebfi einem zweiten Theile der Brotportion, eben fo wie 
beim Fruͤhſtuͤck auf den Arbeitsplägen vertheilt wırd. Es darf aber 
Niemand früher eſſen, als bis das — eſprochen iſt. Mit ei⸗ 
nem Gebete wird auch das Mittagseſſen beſchloſſen, hiernaͤchſt faͤngt die 
Arbeit ſogleich wiedes an. 
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Mit Beendigung der Mahlzeit mäffen unbedingt alle Überrefte, excl. 
des Brotes, aus den Arbeitslofalien nach der Küche gefchictt werden. 

6. Um halb 5 Uhr im Sommer, im Winter mit dem Eintreten 
der Dunfelpeit, darf eim jeder Gefangene eine Viertelftunde feine Arbeit ; 
unterbrechen, um in Diefer Zeit den Meft feiner täglichen Brotportion 
genießen zu fünnm. BR : 

Damit auch hierin Pünftlichfeit, Ordnung, Ruhe und Einfdrmigs 
feit, auf welche durchweg mit Strenge — werden muß, herrſche, 
fo wird zu dem Anfangen und dem Aufhoͤren dieſer Arbeitsunterbre⸗ 
chung ein Signal gegeben. 

7) Abends um 9 Uhr im Winter, im Sommer um 84 Uhr en: 
det die Arbeit. Sobald hierzu das Signal gegeben ift, begeben fich 
fämmtliche Gefangene in der für den Abmarfch aus den Schlaflofalien 
beftimmten Ordnung aus den Arbeitslofalien in die Sclaflofalien zu- 
ruͤck, nachdem zuvor das Gebet wie des Morgens und Mittags verrich- 
tet worden if. Was ein Jeder in den Schlaflofalien zu tbun hat, iſt 
in der beigefügten befondern Ordnung für die Schlaflofalien vorges 
fchrieben. 
Sonntagsleben. 


8 Un den Sonn, und Feiltagen wird eine Stunde fpäter aufges 
fianden, und werden daher die Signale zum Aufitchen im Sommer 
um °/, auf 5 Uhr und im Winter um °/, auf 6 Uhr gegeben. Nadhe 
dem die Nachteimer ——* die Lagerſtaͤtten in Ordnung gebracht 
ſind, wird das warme Waſſer herbeigeſchafft und in den aufgeſtellten 
Waſchgefaͤßen hinlaͤnglich mit grüner Seife geſchwaͤngert. Die Gefan⸗ 
enen waſchen und reinigen fich gehoͤrig Haͤnde, Geſicht, Hals und ans 
ere des Wafchens bedürftige Körpertbeile, damit der alte Körperfhmug 
nicht in die reine Waͤſche, welche fie ſchon Abends vorher auf ihren 
Betten finden, und welche gleich nach erfolgter Reinigung angelegt wers 
den muß, übertragen werde, Die fhmugige Wäfche wird von ihnen 
auf das gemachte Bett fo aufgelegt, daß von dem Beamten, welcher 
die ſchmutzige Waͤſche fammelt, alles gehörig überfehen werden Fann. 
Die Schuhſchmiere wird von dem Mevierauffeher nach dem etats- 
mäßigen Bedarf in die Schlaflofale gegeben, und von dem, die Aufs 
fiht ın dem Lofal führenden Gefangenen (conf. $. 9. der Polizei:Drds 
nung für die Schlaflofalien) die Reihefolge eben fo wie bei dein Was 
ſchen beflimmt, um jedes unberufene Zudrängen zu hindern. Ein fol: 
ches unberufenes Hinzudrängen ift bei ernfter Ahndung verboten. Diez 
fer, die Aufficht führende Gefangene hat darauf zu achten, daß fich Je⸗ 
der gehörig waſche und reinige und feinen Anzug in Ordnung bringe. 
Läffige hat er dem Auffeher des Revierd nambaft zu machen. gm Ders 
 Tauf_einer Stunde muß alles dies gefcheben fein, darauf werden, alfo 
im Sommer um ?/, auf 6, im Winter ®/, auf 7 Uhr die Schlaflo; 
Falien geöffnet, wonaͤchſt fich die Gefangenen in obengenannter Ord⸗ 
nung in die Urbeitslofalien begeben. 

9. Um 7 Uhr erfolgt das Signal zum Frühitüc. 

10. Um balb 9 Uhr früh hebt der Öffentliche Gottesdienſt an, wo⸗ 
zu ein Jeder reinlich und fauber gewafchen und mit ausgeflopften und 
gebürfteten Kleidern erfcheinen muß. Vorher hält der Anftalts-Vorfte- 
ber, oder ein von ibm dazu beauftragter Dberbeamte im Beifein des 
Hausvaters eine Befichtigung der Perfonen und Kleider, und bat als, 
dann ein Jeder fich felbit beizumeflen, wenn in Gegenwart aller Ges 
fangenen ee Öffentlich befchimende Reinigung mit ihm vorgenommen 
werden muß. 
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11. Da die Kirche für die Anzabl der — zu klein iſt, 
ſo iſt um halb 11 Uhr fuͤr die Frauen und einen Theil der Maͤnner 
abermaliger Gottesdienſt. | 

12. Das Mittagseffen findet wie gewöhnlich flat. 

‚ 13. Abends um 7 Uhr wird nach gehaltenem Gebet zu Bett ges 
angen. 
⸗ 9. Zäglich wird in vier Stationen zur Verrichtung Leiblicher Be- 
dürfniffe zu den Wbtritten, in Abtheilungen von 25 bis 30, während 
der Dunkelheit aber zu 13 Mann, unter Aufficht eines Aufſehers, ges 
fährt und zwar z 

a. des Morgens nad) der Fruͤhſuppe, 

b. um il Uhr, i 

ec. um 3 Uhr Nachmittags, und 

d. um 7 Uhr des Abends. 

15. Die Sträflinge müffen Zag und Nacht fortwährend entweder 
unter ſpezieller Aufficht, oder unter Verſchluß geßalten, und es darf 
nicht geflattet werden, daß einzelne oder mehrere Gefangene ohne Be: 

leitung eines Auffebers Gänge im Innern der Anfalt oder auf den 
Hifen machen, oder ſich in unverfchlofienen Räumen ohne Aufſicht auf- 
halten, diefelben mögen beſchaͤftigt fein oder nicht. Eine Ausnahme fin- 
det bei den fogenannten Kalfaktoren flatt, welche mit befonderen Schil- 
dern auf dem Arme verfeben find. _ 

16. Zu welchen Zagesjeiten, in welchen Abtbeilungen und wie 
lange die Sträflinge auf den Erbolungshöfen zum Genuffe der freien 
Luft berumgeführt werden follen, wird Durch den Direftor befonders be- 
flimmt, jedem gefunden Gefangenen foll aber diefer Genuß mindeftens 
eine halbe Stunde geflattet werden. Die Gefangenen dürfen fich waͤh⸗ 
rend der Freiſtunden auf den Höfen nicht nach Belieben herumtummeln, 
fondern muͤſſen einzeln in geregelter Ordnung und im DBeijein der Auf: 
feher berumgeben. Ede 

Sobald die eine Abtheilung, in die Arbeitslofalien zurückkehrt, iſt 
die nächte Abtheilung in die Höfe zu führen, und auf diefe Weife nach ” 
und nach mit der Ablöfung der einzelnen Abtheilungen fortzufahren. 

17. Den Gefangenen ift bei firenger Ahndung unterfagt, fich we- 
der bei Tage noch in den Schlaflofalien zu unterhalten. Diefelben muͤſ⸗ 
fen ſtets das tieffie Schweigen beobachten, und dürfen fich, wenn fie 
in Beziehung auf den Arbeitsbetrieb oder fonft etwas vorzutragen wuͤn⸗ 
fchen, nur an die Auffichtsbeamten wenden. Die, die Aufficht in den 
ee führenden Gefangenen haben hierauf mit Strenge zu 

alt i 


en. 
Stettin, am 11. Januar 1838. 


Könige. Regierung. Abtheilung des Innern. 
Srauendienfl. 


b. 
Poligei-DOrdnüung | 
für die Schlaflofale der Königl. Straf: und Befferungg : An- 
ſtalt zu Naugard. 


8. 1. Der Abmarſch des Abends von den Arbeitslokalien nach den 
Schlaflokalien, uad von dieſen nad den Arbeitslokalien, erfolgt, wie 
t 
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es ſchon in der Tagesordnung vorgefchrieben ift, Mann für Mann, 
‚und es darf fein Gefangener aus diefer Marfchordnung freten, bevor 
er in dem Sclaflofale an fein Bett, oder in dem Arbeitslokale auf 
ben ihm — Arbeitsplatz gelangt iſt. Hat ein Gefangener 
noch ein Beduͤrfniß am Nachtkuͤbel zu beſeitigen, fo darf dies nicht eher 
efcheben, als bis fämmtlihe Gefangene an ihren Betten angelangt 
ind, der Auffeber fich von der Nichtigfeit der Gefangenen überzeugt 
und das Lofal gefhloffen hat. Die des Nacıtfübels bedürftigen Ges 
fangenen dürfen fich jedoch, theils der Sittlichkeit, theild der Ordnung 
wegen, nur einzeln an den Kübel begeben, und es darf hoͤchſtens nur 
1 Mann in einiger —— von demſelben auf den erſteren warten. 
Ein Jeder, weicher die Nachtkuͤbel beſucht, hat ſich bei ernſter Ahndung 
is hüten, Unreinlichfeiten zu veranlaffen, wodurd die neben den Kübeln 
— Gefangenen beſchwert werden, oder die Reinlichkeit verletzt 
wird. 
5. 2. - Sobald die Gefangenen in dem Schlaflofale angekommen 
find und diejenigen, welche noch ein Bedürfnif zu befriedigen gehabt 
baben, wieder an ihren Betten angelangt find, Pleidet ſich ein jeder Ge⸗ 
fangene bis auf das Hemd aus, und begiebt fich zur Ruhe. 

8.3. Alles Zufammentreten oder das Zufammenfegen mehrerer 
Gefangenen, fowie das Plaudern, ift bei firenger Strafe verboten. ©es 
fchiebt es aber dieſes Verbotes ungeachtet, und begeben fich die etwa 
Berfammelten auf den Zuruf der die Auflicht führenden Gefangenen 
nicht an und in ihr Bett, fo haben diefe die Renitenten am folgenden 
Tage anzuzeigen, und werden alsdann auf der Stelle bie nachdrücklich, 
fien Madregein gegen biefelben ergriffen werden. | - 

$. 4. Des Morgens, wenn das Signal zum Aufſtehen mit der 
Hausglocke gegeben wird, ſteht ein jeder Gefangene fofort auf, Fleidet 
ſich geräufchlos an, macht feine Lagerftätte und waͤſcht fich, womit ders 
felbe bis zu der Zeit, wo das Signal zum Ausmarfche aus den Schlaf 
Iofalien gegeben wird, fertig fein muß, damit er in die Reihe treten 
fann; fowie die Folge an ihn zum Ausmarſche fommt. | 
i 8.5. Der Eins und Ausmarſch in und aus den Schlaflofalien 

hebt regelmäßig fo an, als dies in der Tagesordnung ad 2. beflimmt iſt. 
.6. Dem Gefangenen ift es firenge zu unterfagen, ſich mit ir⸗ 
gend einem Kleidungsftüce, außer dem Demde, ins Bett zu legen. 
. 7. Eine libertretung der oben getroffenen Anordnungen ift, ſo⸗ 
fern nicht gleichzeitig Erceffe wegen Widerfeglichkeit gegen die im $. 9. 
näher bezeichneten, die Aufficht in den Schlaflofalien führenden Gefan⸗ 
enen mit zu befirafen find, für die erfie Übertretung mit 5—10 Peits 
chenhieben, oder für diejenigen, an welchen diefe Strafe ihrer Geſund⸗ 
heit wegen nicht volljogen werden kann, mit einer achttaͤgigen Einfpers 
rung bei Waffer und Brot in einer Strafzelle zu abnden. _ 

Wird auf diefem Wege ber Zweck nicht erreicht, fo tritt in Mies 
derbolungsfällen eine gefchärfte Strafe und den Umftänden nach zugleich 
befländige Abfonderung von den übrigen Gefangenen ein. IR 

8. 8. Bei gleicher Strafe iſt auch das Zufammenliegen von zwei 
Merfonen unter einer und derfelben Dede verboten. 

— 9, Damit beurtheilt werben kann, inwieweit dieſen Anordnun⸗ 
gen Folge geleiſtet werde, ſo ſoll aus der Zahl der ſich am beſten fuͤh⸗ 
renden —— beiderlei Geſchlechts eine beſtaͤndige Aufſicht beſtellt 
werden, welche alles dasjenige, was während der Nacht nicht nur ges 
gen diefe Vorfchriften, fondern auch gegen die gufe Ordnung im Allges 
meinen und Befondern vorgefallen ifi, dem Mevierauffeher jeden Mor: 
gen nach dem Aufſtehen anzuzeigen baben. 
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Z. 11. Die zu dieſer Aufſichtsfuͤhrung beſtimmten Gefangenen muͤſ⸗ 
fen das Vertrauen zu rechtfertigen fuchen, was in fie geſetzt worden ißt, 
um über die Ausführung der obigen Vorfihriften mit zu wachen. Be— 
fonders werden fie aber felbit verwarnt, fich bei Vermeidung firenger 
Ahndung vor Übertretung derfelben zu huͤten, damit durch fie nicht 
böfe Beifpiele herbeigeführt werden. Sogern es auf der einen Seite 

efehen werden wird, daß diefe zur Auffichtsführung befiellten Auf⸗ 
ber ihre Pflicht ordnungsmäßig wahrnehmen, fo muß ihnen doch aber 
auch auf der andern Seite geboten werden, fich gegen ihre Mitgefans 
genen nicht Kr überbeben, damit dadurch nicht Mißbelligkeiten berbei- 

eführt werden. 

’ Diefelben müffen ſich namentlich aller Anzeigen aus Perfönlichkeit 
‘oder Leidenfchaft, oder aus fonfligen unlauteren Abfichten, bei Vermei⸗ 
dung ernfilicher Rüge gänzlich enthalten. Bei redlicher Pflichterfüllung 
ſoll ihnen der kraͤftigſte Schuß gegen Kränfungen oder gar Mißhand- 
lungen von ihren Mitgefangenen zu Theil werden, und diejenigen, welche 
ihren —— nicht folgen, (nach dem 8. 7. dieſer Ordnung) 
beftraft werden. - Dagegen haben aber auch diefelben zu erwarten, daß 
fie, wenn fie aus perfönlicher Zuneigung zu einem ihrer Mitgefangenen 
ungeitige Nachficht üben, und eine flattgefundene Ordnungswidrigkeit 
verfchmeigen, nicht nur des Vertrauens ihrer Vorgeſetzten für unmür: 
dig erflärt, ihres Dienſtes entfegt, fondern außerdem noch mit derjeni- 
gen Strafe belegt werden, welche der en gegen welchen fie Die 
Unzeige unterlaffen haben, erhalten haben würde. 

Stettin, den 11. Januar 1835. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
Srauendienfl. 


165. 
Refolution des Koͤnigl. Minifteriums des Innern und 
der Polizei, an den Magiftrat hiefelbft, die Aufnahmen 
in das hiefige AUrbeitshaus und in die damit verbundene 
Befferungs- Anftalt betreffend. 


Durch die Berfügung vom 15. Icnuar d. J., die Unterhals 
tungsfoften für die dem Magiftrate zur Aufnahme in das hiefige 
Arbeitshaus überwiefenen, zu mehrjähriger Strafarbeit und Eins 
fperrung verurtheilten N. N.fdyen Komplizen betreffend, ift dem: 
felben eröffnet worden, daß über die Frage: 

ob die hieſige Kommune verpflichtet fei, dergleihen Indivi— 

duen in das Arbeitshaus und die mit demfelben vereinigte 

Befferungs » Anftalt aufzunehmen? 
eine Iegislative Erörterung angeordnet worden fei. 

Mit Bezug hierauf wird die in Folge diefer Erörterung an 
das Königl. Staatsminifterium erlaffene Allerhöchfte Kabinets : Dr- 
dre vom 13. Zuli d. 3. dem Magiſtrate zugleid) in Befcheidung 
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auf Seine Immediat-Vorſtellung vom 28. Februar v. J. hieneben 
in beglaubter Abſchrift zugefertigt. (Anl. a., b. und c.) 
Berlin, den 4. Oftober 1838. | 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
v. Meding. 


a. 

In Befeitigung der Zweifel über die Verpflichtung der Kommu⸗ 
nalbehörde der Daupts uud Mefidenzftadt Berlin, zur Aufnahme der 
Sträflinge, die dem dortigen Arbeitshaufe und der mit demfelben vers 
einigten Befferungs:Anflalt, zus Folge der Befanntmachung vom 20. Des 
zember 1774., fowie des Neglements vom 30. September 1801., von den 
dortigen Gerichten zu übermeifen find, fege Ich auf den Bericht des 
Staatsminifteriums vom 20. v. M. und nad) den Anträgen deflelben 
bierdurch fefl, daß, außer den Fällen der Aufnabme fchlechter Dienſt⸗ 
boten und Lehrburfchen, für welche es bei der Bekanntmachung vom 
20. Dezember 1774. Nr. 7., und der muthwilligen Querulanten, für 
welche es bei dem — — vom 30. September 1801. 8. 1. verbleibt, 
dad Arbeitshaus und die VBefferungs> Anftalt zur unentgeldlichen Aufs 
nahme folcher Sträflinge verpflichtet fein follen, die zu den Einwoh⸗ 
nern der Stadt Berlin und ihrer Kämmereidörfer gebören, fie mögen 
von den dortigen Gerichten jur Ötrafarbeit, (Arbeitshausiirafe) ause 
drücdlich verurtheilt, oder von den Feflungen und aus den Zuchtbäus 
fern entlaffen, und bis zum Nachweis ihrer Befferung und ihres fünfs 
tigen ebrlichen Ermerbes in Verwahrung zu behalten fein. Andere von 
den dorligen ©erichten verurtbeilte, zur Aufnahme in ein Zuchthaus 
nicht geeignete inländifche Sträflinge, die nicht zu den Einwohnern der 
Stadt gehören, find, bei dem Mangel fonftiger Strafanftalten, in das 
Arbeitshaus zu Berlin, fo weit der Raum es geitattet, zwar auch aufzus 
nehmen, doch mit der Maßgabe, daß in diefen Fällen der Betrag der 
Verpflegungs⸗ und DBelleidungs «Auslagen, nebfi einem nach Billigfeit 
zu ermeffenden —— Au den Generalfoften, für jeden ausnahms⸗ 
meife aufgenommenen Sträfling aus dem zur Verfügung de Minis 
fierd des Innern fiebenden Gentralfonds für Unterhaltung der Zuchts 
häufer der Verwaltung des Arbeitshaufes zu erflatten ill. Cie, der bes 
treffende Minifter der Juſtiz und der Minifter des Innern und der Pos 
lizei, haben diefem gemäß das Erforderliche in vorfommenden Fällen F 
veranlaſſen, auch den Magiſtrat zu Berlin, auf die zuruͤckgehende Re⸗ 

klamation, ſowie die betheiligten Gerichtshoͤfe, von Meiner Entſcheidung 
in Kenntniß zu ſetzen. 

Teplitz, den 13. Juli 1838, _ — 

| Friedrich Wilhelm. 


An das GStaatsminifterium, 





b 


Auszug aus dem Publifandum wegen der Armenanftalten 
in Berlin, vom 20. Dezember 1774. 


en) 


Nachdem des Königs Majeftät unter dem 16. hujus die ehebin mes 
gen Abfiellung des Bettelns auf Straßen und in Däufern ergangene 


\ 
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Verbote erneuert, und alles Privat» imofen « Austheilen an dergleichen 
Leute bei Strafe unterfagt haben; fo iſt für gut befunden worden, dem 
Yublifo ſowohl von der nunmehrigen Verforgung der Armen Rach: 
richt zu geben, als auch demfelben den Hauptinhalt der erwähnten Ver: 
ordnungen in einem kurzen Auszug vorzulegen. ER 

1) In dem, dem Königl. Armen» Direftorio nunmehro fubordinirten 
neuen Urbeitsbaufe follen die Hülfsbedürftigen und Mitleis 

den verdienenden Armen befler als zeitbero verforgt, die muthmils 
Uigen Bettler aber mit Nachdruc zur Arbeit angehalten werden. 

2) Es ift daber die zeitberige Einrichtung diefes Haufes gänzlich abs 
geändert, und nunmehro dergeflalt gemacht worden, daß alle darin 
aufzunehmende Perfonen in zwo völlig verfchiedene Hauptflaffen 
von einander feparirt, und fowohl in Anſehung ihrer Urbeit, als des 
Orts, wo fie foldhe vornehmen, ihrer Schlaffäle und der Bekoͤſti⸗ 
gung unterfchieden: werden. | | z 

3) Die erfte Klaffe ift beſtimmt für alte und andere, Hülfe und Mits 
leiden verdienende Perſonen, welche fich durch ihre Arbeit ihren Uns 
terbalt nicht aanz verfhaffen können, und nicht betteln wollen ıc. 

4) Wenn arme Verfonen von gutem SDerfommen (Pauvres honteux 
genannt) fich zur Aufnahme in diefem Haufe melden, fo follen 
dieſe nach gefchebener Unterfuchung ebenfalld und zwar in befondere 
dazu befiimmte Stuben aufgenommen, darin mit Eſſen und ans 
fiändiger Arbeit verſehen, und es mit ibnen in Anſehung des Vers 
dienftes eben fo, wie bei der vorſtehenden Nr., gebalten werden. 

5) Sn die zwote Hauptflaffe fommen diejenigen, welche fich der oben 
ad 3., angebotenen Wohlthat nicht bedierten, fondern lieber Betteln 
zu ihrem Tagewerk machen wollen. Diefe mutbhwilligen Bettler 
werden, obne Unterfchied des Alters und Standes, fie mögen herum⸗ 
laufendes Gefindel, Dandwerfsburfche, Bürger, abgedanfte Solda⸗ 
gen, Soldatenweiber oder deren Kinderfein, durch die Armenwaͤchter, 
und bedürfenden Falis unter Affiftenz der Wache aufgegriffen, und 
im Arbeitshaus in diefe Klaſſe abgeliefert. 

6) Wer zum erfienmal beim Betteln betroffen wird, fommt mindes 
ſtens auf drei Dionat, wer zum zweitenmal Dabei gefunden wird, 
auf ein Fahr, und zum dritten und mebreren Malen auf mehrere 
Jahre, und nach Beſchaffenheit der Umflände auf Lebenszeit in dieſe 

e 


aſſe. 
7) Desgleichen kommen in dieſe Klaſſe, jedoch nach vorgaͤngigem rich⸗ 
terlichem Erkenntniß, ungetreues liederliches Geſinde und Lehr—⸗ 
burſche, und zwar auf die von dem Gericht zu beſtimmende Zeit ꝛc. 
. Berlin, den 20. Dezember 1774. 
Königl. Preußiſches Armen: Direftorium. 
v. Zedlig. v.d. Hagen. 


C 


Auszug aus dem Meglement vom 30. September 1801., 
betreffend die im Berlinifchen Arbeitshaufe anzulegende 
Befferungs : Anftalt. 


$.1. Die Befferungs » Anfalt it nur für die biefigen Refidenzien 
beftimmt. Perfonen, welche unter auswärtigen Gerichten fiehen, wers 
den nur in dem einzigen Falle zugelaffen, wenn auf Immediatbefehl 
muthwillige Duerulanten darin Aufgenommen werden müffen. 
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8: 2. Diejmigen Gerichte und Behörden, welche berechtigt find, 
auf Einfperrung in diefe Befferungs »Anflalt zu erfennen, oder die von 
den Feſtungen und Zuchtbäufern entlaffenen bis zur nachgewiefenen Beſ⸗ 
ferung dort aufbewahren zu laffen, müffen vor der Ablieferung bei dem 
Armen:Direftorio die Anmeifung zur Annahme bewirken. Sn fchleunis 
gen Fällen foll jedoch der Immediat-Kriminalfommiffion und dem Pos 
ligeisDireftorio die WUblieferung in der Urt verftattet fein, daß die Be- 
wirkung des Annahmebefebls des ArmensDireftorii nachgeholt wird. ıc. 
Gegeben Berlin, am 30. September 1801. 

Friedrich Wilhelm. 
v. Schulenburg- v. Goldbed. v. Maffom. 


166. 


Reffript des König. Minifteriums des Innern und ber 

Polizei, an die Königl. Regierung zu Breslau, betrefr 

fend den Vermerf des Endes der Strafzeit in den Li⸗ 

ffen der Strafgefangenen, und die Berechnung der Ans 
trittsgeit bei denfelben. *) 





Der Königl. Negierung wird auf den Beriht vom 14. v. 
M., mittelft deffen Sie die Strafgefangenen:Lifte des Korrektions⸗ 
haufes zu Schweidnig pro I. Sem. d. J. hierher eingereicht hat, 
eröffnet, daß das Ende der Strafzeit allerdings. auch bei denjenis 
gen Sndividuen angegeben werden muß, gegen welche, außer der“ 
erfannten Freiheitsftrafe, überdies noch auf Detention bis zur Beſ— 
ferung oder bis zum Nachweiſe des ehrlichen Erwerbs erfannt 
worden if. Denn ’es handelt fich bei jener Angabe nicht um das 
Ende der Detention, welche nicht Strafe, fondern eine polizeiliche 
Sicherheitsinafregel ift, fondern lediglih um das Ende der wirflis 
chen Strafzeit, welche allerdings im Voraus beftimmt werden ann, 
und um fo mehr beflimmt werden muß, damit von hier aus be: 
urtheilt werden Fann, ob den Beſtimmungen wegen der Detens 
tionen auch ein gehöriges Genüge gefchieht. BE: 

Mas demnähft die Anrechnung der Transporttage betrifft, 
fo hat der Herr Zuftizminifter ſchon bei einer andern Gelegens 
heit fich mit der Anficht des unterzeichneten Minifteriums dahin 
einverftanden erflärt, daß in denjenigen Fällen, in welchen die Ge⸗ 
fangenen die gegen fie erfannte Strafe bereits in den Gerichts 
aefängniffen wirklich angetreten haben, die Transporttage auf die 
Strafzeit in Anrechnung fommen müffen, da die einmal begonnene 
Strafbüßung dur die unfreimillige Berfegung des Sträflings 
aus einer Anftalt in die andere nicht unterbrochen wird. ö 

*) Bergl. Jahrg. 1836. ©. 985. 

und ⸗ 1837. = 1050. 
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In allen andern Fällen bewendet es dagegen bei der Megel 
der Ariminal:Drdnung, nach welcher die Strafe mir dem Tage 
der Ablieferung des Sträflings an die Strafanftalt ihren Anfang 
nimmt. Die Königl. Regierung hat hiernach die Direktion des 
Schweidniger Korreftionshaufes zu inſtruiren. 

Berlin, den 16. Auguft 1838. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
v. Bernuth. 


167. 
Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Knigl Regierung zu Marienwerder, 
die Annahme des Machmweifes des ehrlichen Erwerbes 
bei detinirten. Sträflingen betreffend. 


Der Königl. Regierung wird auf Zhre Anfrage vom 18. d. 
M., über das bei Entlaffung der zur Detention bis zum Nach: 
weife des ehrlichen Erwerbes verurtheilten Sträflinge zu beobach: 
tende Derfahren, ermwiedert, daß, wie Sie aus dem Inhalte des 
$. 139. des neuen Reglements richtig gefolgert, eine beſondere, 
erft nad) Ablauf der Strafzeit zu verbängende Detention nicht 
beabfichtigt,, eine folche Detention audy in Bezug auf den Nach: 
weis des ehrlichen Erwerbes zwedlos und überflüffig ift, fobald 
der Sträfling ſchon während der Dauer feiner Strafzeit den Wils 
len und die förperliche Kraft, fich ehrlicy zu ernähren, gezeigt hat. 
Es bleibt jedoch immer Bedingung, daß der Nachweis des ehrs 
lihen Erwerbes fchon während der Strafzeit als geführt zu bes 
trachten, und daher in diefer Beziehung nichts mit Grunde zu er: 
innern ift. 

Bei einem Sträflinge, gegen welchen. fchon früher auf Des 
tention bis zu dem gedachten Nachweife erfannt worden, wird aber 
der Wille, fich ehrlich zu ernähren, nur dann anzunehmen fein, 
wenn er fich während der ganzen Dauer feiner legten Strafzeit 
gut betragen hatz das gute Betragen in der Ießtern Zeit feiner 
Strafe wird mithin bei Gefangenen diefer Kategorie nicht genügen 
können. 

In dem erſten Falle würde die längere Detention nutzlos, 
in dem zweiten Falle aber unbedenklich fein. Hiernach hat die 
Königl. Regierung die von der Direktion der Zwangsanftalten zu 
Graudenz angeregten Zweifel zu erledigen. 

Berlin, den 21. Zuli 1838. 

Minifterium des Innern und der Dolizei. 
v. Bernuth. 


745. 
G. 
Polizei gegen Unglüdofälke. 


168. 
Bericht der Koͤnigl. Reglerung. zu Danzig, betreffend 
die Einführung meffingener oder Fupferner Raumnadeln 
beim Sprengen von Steinen, flatt der bisher angewens 
beten flählernen oder eifernen. 





In neurer Zeit haben ſich in unſerem Verwaltungs-Bezirke 
mehrere Unglücksfälle dadurch ereignet, daß ſich beim Sptengen 
von Feldſteinen das Pulver, welches in die gebohrte Offnung ge: 
ſchüttet wird, zu früh entzündet hat, und die beim Laden beſchäf— 
tigten Perſonen durch die auseinandergeſprengten Steinſtücke zum 
Theil dergeſtalt beſchädigt worden ſind, daß ſie für ihre künftige 
Lebenszeit theilweiſe arbeitsunfähig geworden. Der Grund ſol⸗ 
cher Unfälle iſt nach Ausweis näherer Unterſuchung darin zu ſu— 
chen geweſen, daß ſich die Arbeiter beim Sprengen eiſerner oder 
ſtählerner Raumnadeln bedient haben, welche, wenn ſie aus dem 
beſetzten Bohrloch herausgeſchlagen werden, Funken geben, die den 
Schuß entzünden, bevor die Arbeiter noch. Zeit gewonnen haben, 
fi zu entfernen. 

Was nun die unter öffentlicher Aufſi cht Ausgeführten Spren⸗ 
gungen anlangt, fo würde zwar ein an unſere Baubeamten ers 
laſſenes Gebot, den Gebrauch der bisher angewendeten flählernen 
und eifernen Ladewerfzeuge ins Fünftige nicht mehr zu geftatten, 
fondern an deren Stelle fupferne oder meffingene zu nehmen, bins 
reichende Sicherung gegen fernere Unglüdsfälle gewähren; da es 
indeß auch häufig vorfommt, daß Privatperfonen und namentlich 
folche, welche die Lieferung des Materials zum Chauffeebau übers 
nommen haben, Steine fprengen laffen, fo würde es unferes Gr: 
achtens zweckmäßig fein, dem erwähnten Übelftande durch ein all 
gemeines Derbot des Gebrauches ftählerner oder eiferner Lades 
mwerfzeuge, das in unferem Verwaltungs-Bezirk bis jet noch nicht 
eriftirt, unter Androhung einer angemefjenen Geld» oder Gefäng: 
nißſtrafe, abzuhelfen. 

Da wir aber in Gemäßheit des $. 11. der Regierungs-In⸗ 
firuftion vom 23. Oktober 1817. zum Erlaß eines ſolchen der 
höhern Genehmigung bedürfen, fo bitten wir Ein Königl. Hohes 
Minifterium ganz geheriamft um hochgeneigte Autotifation, durch 
unfer Amtsklatt eine Berordnung befannt machen zu dürfen: - 

daß Niemand, der fih oder andere Perfonen mit Steinfprens 

Annalen. Heft III. 1333. Bbb 
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gen befchäftigt, beim Laden der gebohrten Steine eiferne oder 

ftählerne Ladewerfzeuge, fondern nur ‚fupferne oder meffin« 

gerne Raumnadeln, bei Vermeidung einer Geldftrafe von 5 

Nthlen., welcher im. Unvermögensfalle die verhältnißmäßige 

Gefängnißſtrafe zu fubflituiren, anwenden oder refp. feinen 

Arbeitern zum Gebraud geben dürfe. „ . 

Die Zweckmäßigkeit einer folhen Verordnung ift bereits von 
andern Königl. Negierungen empfunden worden, und hat nament: 
lich die Königl. Regierung in Cöln über diefen Gegenftand eine 
auf das Gutachten des Königl. Ober: Bergamts zu Bonn geftüßte 
Bekanntmachung unter dem 25. Juli 1834. (Annal. ©. 806 ) 
erlaffen. 

Danzig, den 21. Juli 1838. 

Die Regierung. Abtheilung des Innern. 


An 
Ein Königl. Hohes Minifterium des Innern 
und der — zu Berlin. 


169. 


Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Danzig, in derſelben 
Angelegenheit. 

Die Königl. Negierung wird auf die Berichte vom 21. Zuli 
und 13. Auguft *) d. 3. aus allgemeinen ficherheitspolizeilichen 
Gründen hiermit ermächtigt, Ihrem Antrage gemäß durdy das 
Amtsblatt befannt machen zu laffen: daß Niemand, der fich oder 
andere Perfonen mit Steinfprengen befchäftigt, bei Vermeidung 
einer Geldftvafe von 5 Rthlen. oder einer im Unvermögensfalle 
zu fubftituirenden verhältnigmäßigen Gefängnißftrafe, beim Laden 
der gebohrten Steine eiferne oder ftählerne Ladewerkzeuge, fondern 
nur fupferne oder meflingene Raumnadeln anwenden, oder reſp. 
feinen Arbeitern zum Gebrauch geben darf. 

Berlin, den 30. September 1838. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
v. Meding.- 
*) Enthält nachträglich die namentliche Aufführung zweier Ungluͤcks⸗ 
fälle durch den bezeichneten Gebrauch. 
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Cirkular⸗Reſkript des Königl. Minifteriums der Geift 
lichen, Unterrihtss und Medizinal» Angelegenheiten, an 
ſaͤmmtliche Königl. — das Verfahren mit 

den der Tollwuth verdaͤchtigen Hunden betreffend *). | 


Auf Veranlaſſung einer Anfrage des biefigen Königl: Polis 
zeipräfldiums : —J | 
„ein wie langer Zeitraum zur Beobachtung eines Hundes 
erforderlich ift, der von einem der Wuth verbächtigen Hunde 
gebiffen worden, um denfelben als unverdächtig erflären, und, 
wenn er unter polizeiliche Aufficht genommen ift, feinem Eis 
genthümer zurüdgeben zu Fönnen.” 
hat das Minifterium die gutachtliche Außerung des Königl. Au: 
ratoriums für die Krankenhaus: und Thierarzeneifchul: Angelegen: 
beiten biefelbft erfordert, und fertigt ſolche der Königl. Regierung 
bierneben abfchriftlih zue Nachricht zu. (Anl. a) 
Berlin, den 15. Zuli 1837. | 
Minifterium der Geiftlichen-, Unterrichts» und Medizinals Angel. 
v. Altenſtein. 
*) Bergl. Jahrg: 1837. ©; 766. f. 








a 


In Folge der von einem Königl. hohen Miniferio der Geiftlichen:, 
Unterrichts» und Medizinal-Angelegenheiten in der Verfügung vom 18. 
v. M. hochgeneigteft aufgeftellten Frage: — 

ein wie langer Zeitraum iſt zur Beobachtung eines Hundes, der 

von einem der Wuth verdaͤchtigen Hunde gebiſſen worden iſt, ers 

forderlich, um denfelben als unverdächtig zu erklären, und, wenn er 

in — Aufſicht genommen worden, ſeinem Eigenthuͤmer zu⸗ 

rücgeben zu koͤnnen? — | } 
beebren wir ung, in Nachfiehendem unfere Anficht hieruͤber gehorfam 
auszufprechen, | 

Gewöhnlich, bricht die Wuthkrankheit bei Hunden 3—6 Wochen 
nach dem Biſſe aus, es iſt indeß bei den nach der Königl, Thierarges 
neifchule zur Beobachtung gebrachten Hunden der Ausbruch der Wuth 
in einigen Fällen auch u fpäter ald 6 Wochen nach dem Biffe ers 
folgt, und deshalb iſt die Dauer der Kontumaz bisher auf den Zeits 
saum von 12 Wochen ausgedehnt worden. : j 

Iſt uns nun auch fein Fall vorgefommen, wo bie Wuthkrankheit 12 
Moden nad) dem Biffe bei — noch ausgebrochen iſt, ſo koͤnnen 
wir doch um fo weniger die Gewaͤbr leiſten, daß dieſer Zeitraum für 
alle Fälle zu der erforderlichen Sicherheit hinreichend fei, da in der 
bierüber vorhandenen Literatur mebrere Beifpiele aufgeführt wors 
* * die Wuth noch nad) 16 Wochen und länger ausgebrochen 

ein foll. 

Hierzu kommt noch der Umfland, daß das de — er⸗ 
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forberliche Einfperren der 'gebiffenen Hunde, indem dadurch afle aufres 
gende Momente vermieden werden, die Wirfung des Wuthgifts wohl 
— und ſomit die Ausbildung der Wuth, nach beendeter Kontu⸗ 
maz; unter begünfligender. Verhaͤltniſſen um fo Leichter erfolgen koͤnnte. 

Wir Fönnen es daher im Intereffe der Öffentlichen Sicherheit nur 
wänfchenswerth finden, Daß die Fälle, wo Kunde, von denen man meiß, 
oder bei denen man auch nur, Die gegründete Beſorgniß bat, daß fie 
von tolfen Kunden gebiffen find, eine ‚Zeitlang beobächtet und dann ih⸗ 
ven Eigenthuͤmer als unverdaͤchtig zuruͤckgegeben werden, nur auf ein⸗ 
zelne ſeltene Ausnabmen, in denen uͤberdieß, außer den Koſten des Un⸗ 
derhalts, auch die Koften R die Aufficht und Behandlung zu vergütis 
gen wären, befchränft werden, und daß in der Megel die Beſtimmung 
des $. 99. des Geſetzes vom 8. Auguſt 1835. ihre Anwendung finde, 
wonach dergleichen Hunde foforf getödfet werden follen, 

Ein Anderes dürfte es Freilich fein, wenn en Hunde zu mwifs 
ſenſchaftlichen Zwecken in der Thierarzeneiſchule beobachtet werden ſollen, 
da es ſich alsdann von ſelbſt verſteht, daß, wenn die mit der erfor— 
derlichen Vorſicht angeſtellte Beobachtung beendet iſt, mit dem betref⸗ 
fenden Hunde den geſetzlichen Beſtimmungen gemäß verfahren wird. 

Berlin, den 20. März 1837. REN . 
Koͤnigl. Kuratorium. Abth. für o. —— 

u ſt. 





H. 
Feuer⸗Polizei und Feuer⸗Sozietaͤtsweſen. 


171. 
Reſkript des König. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an den Königl. Dberpräfidenten ber Provinz 
Weftphalen, die Praͤmien⸗Bewilligung für ſchnell berbeie 
j gefchaffte Feuerfprigen betreffend. i 


Gw. Ercellenz erwiedere ich ergebenft auf die Berichte vom 
41. und 22. Zuni d. J., wie ich mit der darin geäußerten. Ans 
fiht: daß, nach $. 122. Pr. 1. des Provinzial: Feuerfozietäts: 
Reglements für Weftphalen, die Prämien für die erfte und zweite 
bei Gelegenheit eines Brandes bon einer andern Gemeinde oder 
Ortſchaft heranfonimende Spritze anzumweifen find, gleichwiel, ob die 
Spritze gemeinfames Eigenthum beider Orte ift, vollfommen ein: 
verftanden bin, und MWohldenfelben überlaffe, folhes dem Probine 
zial «Feuer: Sozietät: Direktor, auf die mit dem obigen Berichte 
vom 22. Zuni d. 3. eingereichten Bemerkungen, in Beziehung auf 
die Auslegung der Nr. 1. $ 122. des Feuer « Sozietät : Regler 
ments für Weftphalen, zu eröffnen. 
Berlin, den 5. September 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochom. 
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112. 
Refolution des Koͤnigl. Minifterlums des Innern und der 


Polizei, an den Magiftrat zu Kreuzburg, ben Gebrauch von 
Privat: Feuerlöfchgeräthen betreffend. 


Dem Magiftrat wird auf die Vorſtellung vom 20, v. M. 
hierdurch zum Befcheide eröffnet, daß Er im Irrthum if, wenn 
Er glaubt, daß diejenigen Feuerlöfchgeräthe, welche die Hausei— 
genthümer halten müffen, gu derjenigen publifen Feuerrüftung . 
gehören, für deren Befchädigung. bei Bränden das Feuer » Sozie: 
täts-Neglement für die Fleinen Städte des Königreichs Preußen 
d. d. Berlin den 25. Juli 1723. eine Vergütung verheißt. Es 
Fann daher auch Seinem Antrage, für das bei Bränden tuinirte 
ge eine Vergütung aus der Feuer-Sozietäts: 
Faffe eintreten zu laffen, nicht gemwillfahrt werden, vielmehr muß 
es bei dem desfallfigen abfchlägigen Befcheide der Königl. Regie: 
rung zu Königsberg vom 27. Mai d. 3. Iediglich bewenden, wo⸗ 
bei dem Magiftrat nur noch bemerklich gemacht wird, daß, menn 
bei vorfommenden Bränden Hauseigenthümer fih wirklich weigern 
follten, ihr Feuerlöfchgeräth herzugeben, die Orts: Polizeibehörde, 
was die Königl, Regierung auch fchon dem Magiftrat eröffnet hat, 
mit Zmangsmaßregeln und refp. Polizeiſtrafen gegen die Reniten: 
ten würde vorfchreiten müffen. 

Berlin, den 2. Zuli 1838. 

j Miniflerium des Innern und der Polizei. 
v. Bernuth. | 








173. 
Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Marienwerder, 
daß - Magiftrats- Dirigenten und Polizei verwaltende 
Mitglieder ber Magifträte Feine Feuerverſicherungs⸗Agen⸗ 
turen übernehmen dürfen. 





Das unterzeichnete Minifterium erwiedert der Königl. Ne - 
gierung auf den Bericht vom 6. Januar e., daß daffelbe mit der 
von hr darin ausgefprochenen Anſicht von der Unzuläfiigfeit der 
Übernahme von Feuerverfi icherungs = Agenturen Seitens der Magis 
firats : Dirigenten und Polizei verwaltender Mitglieder der Ma- 
gifträte vollfommen einverftanden ift. 

Die Zurüdnahme der einmal dem Pürgermeifter N. zu N. 
ertheilten Beftätigung als Agent der Elberfelder Feuerverficherungs: 


\ 
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Geſellſchaft hält das Minifterium jedoch für unzuläffig, deshalb 
abee auch für nothmwendig, daß Anordnungen getroffen werden, die 
Kontrole über die Agenturgefchäfte des N. einem andern Magis 
firatsmitgliede zu übertragen. ee 
Berlin, den 23. Zuli 1838, 
Miniferium des Innern und der Polizei. 
v. Dernuth. 





174. 
Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern nnd ber 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Breslau, die Ver: 
ficherungen bei nicht Fonzeffionirten Feuer -Affefuranz- 
Sefellfehaften betreffend. 





Der Königl. Regierung wild in Bezug auf Ihren Bericht 
vom 29. Januar c., betreffend das Geſuch der Kaufleute N. N, 
dortfelbft, wegen Geftattung der theilmeifen Berfiherung ihres Fa: 
brifeigenthbums bei nicht Fonzeffionirten Feuer : Affefuranz = Gefell« - 
fchaften, anbei Abfchrift des dato den Bittflellern ertheilten Be: 
fcheides (Anl, a.) mit dem Bemerken mitgetheilt, daß das dem 
gedachten Berichte beigefügte polizeiliche Atteft für einen folchen 
Tall, wie der vorliegende, viel zu allgemein abgefaßt if, indem 
daraus der Werth des Verficherungs : Objekts nicht mit der gehöris 
gen Zuperläffigfeit hervorgeht. Ä 

Meigern fich Fonzeflionirte Gefellfchaften, ein Riſiko zu über: 
nehmen, fo fann dies nur darin feinen Grund haben, daß daffelbe 
entweder zu gefährlich oder bereits ihrer Meinung nad; genügend 
verfichert iſt. Die darüber zu erfordernde gutachtliche Hußerung der 
Polizeibehörde muß daher über diefe beiden Yunfte die nöthigen 
Aufflärungen befchaffen, und es bleibt Sache der Königl. Negies 
rung, fie auf die Wege aufmerffam zu machen, auf denen fie in 
der nach den Umftänden angemeffenften Weife dazu gelangen können. 

Berlin, den 22. Zuli 1838. 

" Minifterium des Innern und der Polizei. 
v. Bernuth. 


a. 

Huf die Eingabe vom 2. Mai c. gereicht Ihnen hierdurch zum 
Befcheide, daß eine Prolongation der Wiener und Zriefter Polizen 
über die ‘bei den dortigen Feuer » Affefuranz » Gefellfchaften bewirfte Vers 
fiherung Ihres Fabrikeigenthums nicht genehmigt werden fann. Auf 
einen folchen Antrag würde erfi dann eingegangen werden fönnen, wenn 
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Sie nachgewiefen hätten, daß von allen im Preußifchen Staate Fonzef- 
fionirten Sozietaͤten die Übernahme der Werficherung geradezu abge 
Iehnt worden fei. Dies ift nun aber keinesweges der Fall; denn die 
Gothaer Bank für den deutfchen Handels s und Fabriffiand bat ſich 
noch nicht definitiv erflärt, und die Hamburger, ſowie die Englifchen 
Affefurang: Gefellfchaften, verlangen nur hoͤhere Prämien. Der bloße 
Vortheil geringerer Prämien vermag is nicht, die Bewilligung einer 
Verſicherung bei nicht konzeſſionirten Gefellfchaften zu motiviren, am we⸗ 
nigften, wenn, wie im vorliegenden Fall, - das Verlangen höherer Präs 
mien feinen Grund darin bat, daß die Fonzeflionirten Gefellfchaften das 
angebotene Nififo vorfichtiger beurtheilen, aͤls es von nicht fonzeffionirs 
ten Gefellfchaften beurtheilt wind. 

Für jest und bis zum Ermeife, daß die Fonzeffionirten Sozietaͤten 
bas Nififo der Feuerverficherung gänzlich zurücgemwiefen haben, muß 
daher die nachgefuchte Erlaubniß zur Aſſekuranz bei nicht Fonzeffionirten 
Geſellſchaften verfagt werden. 

Berlin, den 22. Juli 1838, 

Minifterium des Innern und ber Polizei. 
v. Bernuth. 


| An N 
die Herren Kaufleute und Fabrifeigenthümer N, N, 
ö : zu Breslau, ’ 





175. 
Auszug aus bem Reffripte des Könige. Miniſteriums 
des Innern und der Polizei, an den Königl. Oberpraͤ— 
fidenten der Provinz Brandenburg, die Anfchließung der 
Niederlaufiger Städte ıc. an die Kurs und Neumaͤrkſche 
Städte» Feuer: Sozierät betreffend. 





Was den zum 1. Januar 1839. herbeizuführenden Anfchluß 
der bisher zum Feuerverficherungs » Berbande des Herzogthums 
Sachſen gehörig gewefenen Städte in der Niederlaufig, in den 
Amtern Senftenberg und Finfterwalde, und.in den Diftriften Jü— 
terbogf und Belzig an die Kurs und Neumärfiche Städte-Feuer— 
Sozietät betrifft, fo wollen Ew. Ercellenz aus der hier abfchrift- 
lich ‚beigefchloffenen in separato gleichfalls unterm 19. d. M. an 
mich erlaffenen Allerhöchſten Kabinets:Drdre (Anl. a.) entnehmen, 
daß des Königs Majeftät die desfalls in. Vorſchlag gebrachten 
Maßregeln überall zu genehmigen geruht haben, und überlaffe ich 
Em. Ercellenz, deren Publifation nunmehr fchleunigft zu veran: 
laffen, und die fonft nöthigen Ausführungs: Verfügungen zu erlaffen. 

Berlin, den 26. September 1838. 

- Der Minifter des Innern und der Polizei. 
- v. Rochow. 
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Um auf, das Anfuchen des Standes der Städte in der Niederlaus 
fiß, in den Ämtern Senftenberg und Finfterwalde und In den Diftrif- 
ten Züterbog® und Belzig, welche bisher zum Feuerverficherungs » Vers 
bande des Derzogtbums Sachſen geodrt baben, den Anſchluß derfelben 
an die Kur⸗ und Neumdrfifche St — bis zum 1. Januar 

k. J. herbeifuͤhren zu koͤnnen, will Ich auf Ihren Bericht vom 10. v. 

M. und nach Ihren Anträgen folgende Maaßregeln genehmigen : 

1) Die Städte der Niederlaufig, der mter Senftenberg und Finfters 
walde und der Diftrifte Juͤterbogk und Belzig werden mit den 
affozüirten Städten der Kur- und Neumarf vom 1. Januar k. J. 
ab, bis zu dem Zeitpunfte, mit welchem das heute von Mir volls - 
zogene neue lg wage Ya ig in Wirffamfeit treten 
wird, in ihrem Feuer » Verficherungsmefen in der Art verbunden, 
daß Jaͤmmtliche vorfommende FeuerfozietätssLaften ald Gefammts 
laften des Verbandes betrachtet werden. | | 

2) Die Gefammtheit der vorvergeichneten, ehemals Saͤchſiſchen Städfe, 
und die Gefammtheit der Kurs und Neumärfifchen Städte trägt 
zu den Gefammtlaften in dem WBerbältniffe bei, in welchem die 
beiderfeitigen Werficherungsfummen am 1. Januar k. J. zu einans 
der fliehen werden. . 

3) Wegen der Repartition der, jeder ber beiden Abtheilungen (Nr. 1., 
2.) zufallenden Beitragsrate auf die einzelnen Aſſoziirten der bes 
treffenden Abtbeilung, ſowie in allen fonftigen Beziehungen, bebält 
es bei den in jeder Abtheilung jegt binfichtlih des FeuersVerfiches 
sungswefend geltenden reglementarifchen Beflimmungen bis zum 
Yusführungstermin des Städte-Feuerfozietätd-Meglements vom heus 

- tigen Tage, fein Bewenden. __* 

4) Insbefondere foll auch die nach dem Reglement für die ehemalige - 
Feuerfozietät des Herzogthums Sachſen beitehende Zwangsvernflich, 
fung zum Beitritt für die Städte der Niederlaufig, der Ämter 
Senftenberg und Finfterwalde und der Diftrifte Juͤterbogk und 

. Belzig bis zu dem gedachten Zeitpunfte fortdauern, wogegen 

5) was die Verwaltung des Feuer » Berficherungsmwefeng der Ießteren 
Städte betrifft, die Funktionen der Feuerfozietäts-Direftorial:Des 
putation zu Merfeburg vom 1. Januar F. 3. ab, auf die Feuers 
fozietäte-Direftion der Kur- und Neumärfifchen Städte übergeben. 

6) Die Städte der Niederlaufiß, der Amter Senftenberg und Finfters 
walde und der Diftrifte Züterbogf und Belzig baben, fobald fie 
ihre Abfindung aus der ehemaligen Saͤchſiſchen Feuerfozietät erbals 
ten, zur. Feuerfogietätsfaffe der Kurs und Neumärfifchen Städte 
ein Einfaufsgeld zu entrichten, welches fich gu dem nach dem Ich» 
ten Ausfchreiben, auf Grund des Feuerfozietäts Meglements vom 
30. Mai 1800., herausftellenden Beltandfonds der Kur » und Neus 
märfifchen Städte: Feuerfozietät eben fo verhält, wie fich die Ver: 
fiherungsfummen der Städte der Niederlaufiß, der Amter Senfs 
tenberg und Finfterwalde und der Diftrifte Juͤterbogk und Belzig, 
und Diejenigen der affozürten Städte der Kurs und Neumarf am 
Ausführungstage des neuen Städtes Feuerfozietäts s Neglements zu 
einander verhalten werden. 

Ich autorifire Sie, zur geitigen Ausführung diefer Beflimmungen 
das Erforderliche fofort zu verfügen. | 
Berlin, den 19. September 1838, j 
Friedrich Wilhelm, 


An den Staatsminifter v. Roq ow. 
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. Gewerbe, Polizei. 


176. | 
‚ Reffript der Königl.. Minifterien an die König. Re 
sierung zu Magdeburg, betreffend den Beginn von Ges 
werben in Beziehung auf. Bürgerrechtsgemwinnung und 
befondere Qualififation. | 





Die Eirkular : Verfügung vom 6. Auguft 1827. (Annal. ©. 
740. fj.), den Beginn von Gemwerben betreffend, zu deren Betrieb . 
die Gewinnung des Bürgerrechts oder eine befondere Dualififa- 
tion erfordert wird, ift an fämmtliche Regierungen (mit Ausnahs 
me derer in der Rheinprovinz) ergangen, und es ift nicht die Ab: 
ficht gemwefen, die Beflimmungen derfelben auf. diejenigen Landes: 
theile zu befchränfen, in denen das Gewerbe sPolizeis Edift vom 
7. September 1811. Gültigfeit hat. 

Es ift daher — mie der Königl. Regierung auf den Bericht 
vom 1. v. M. eröffnet wird? — unbedenflih, daß Sie aud in 
den ehemals Weftphälifchen Theilen Ihres Departements noch. die 
Vorſchriften jener Eirfular: Verfügung in Anwendung bringe, und 
danach die erforderliche Bekanntmachung im Amtsblatte erlaffe. 

Berlin, den 21. Juli 1838. Ä 
Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifter. 

abwefend. | v. Alvensleben. 





N ” 177. 

Meffript der Könige. Minifterien an. die Königl. Re 

gierung zu Achen, ‚betreffend die polizeiliche Genehmi⸗ 

gung zum Betriebe gemwiffer Gewerbe nach dem Der 
frete vom 15. Dftober 1810. 





Der Königl. Negierung wird hiebei auf den Bericht vom 
21. Dezember v. 3. Abfchrift des Beſcheides nachrichtlich zuges 
fertigt, wodurd das Gefuch mehrerer dortigen Einwohner, die den 
Fabrifanten N. N, ertheilte Erlaubniß, auf ihrem Grundftüde eine 
Keffelfchmiede zu, betreiben, zurüdzunehmen, abgelehnt worden ift. 

Aus diefem Berichte und deffen Anlagen geht jedoch hervor, 
daß Diefelbe und die Ihr untergeordneten Behörden, ungeachtet 
dev Verfügung des mitunterzeichneten Minifteriums des Innern 
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und der Polizei vom 24. September 1830. (Annal. &. 603.) 
fortfahren, derartige Anlagen, nad) Analogie des Gefees vom 15. 
Dftober 1810. zu behandeln, namentlicy öffentlihen Aufruf dess 
halb zu erlaffen, und die Erlaubniß in Form einer Konzeffion zu 
ertheilen, die nur für ſolche Fälle paßt, wo der Staat ſich das 
Unterfagungsrecht vorbehalten hat. 

Die Königl. Regierung hat daher Fünftig bei ähnlichen Ans 
lagen nur eine Unterfuchung durch die Polizeibehörde zu veranftals 
ten, und nad) deren Ergebniß die Bedingungen feftzufegen, ohne 
einen Aufruf vorhergehen zu laffen, welcher nothwendig zu der 
Borausfegung Veranlaſſung geben muß, als fände dritten Per: 
fonen ein Einfpruchsrecht zu. 

Ein Geſetz vom 11. Prairial X IIten Jahres, welches auf den 
Gegenſtand Bezug haben könnte, hat ſich in der franzöſiſchen Ge: 
ſetz Sammlung nicht auffinden laſſen. 

Berlin, den 13. Februar 1838, 

Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifter. 
v. Room. —v. Alvensleben. 


178. 


Reſkriyt der Koͤnigl. Miniſterien an die Koͤnigl. Regie 

zung zu Merfeburg, die ftrafbare Übertretung der auf 

den eigenen et befchränften MühlensKonzeffionen 
betreffend. 


Auf den Bericht vom 27. März d. 3, die der Gemeinde 
Dberrisdorf ausdrüdlih nur für ihren Bedarf ertheilte Mühlen— 
Konzeflion betreffend, zu deſſen Erftattung die Königl. Regierung 
Sich durch die dem gegenwärtigen Inhaber jener Konzeffion zur 
Laſt fallenden, bei dem Mangel ausdrüdlicher Strafandrohung nicht 
gründlich zu befeitigenden Übertretungen veranlaßt gefunden hat, 
wird die Königl. Regierung, um diefen Mangel in dem vorliegens- 
den, fowie in jedem andern ähnlichen Falle zu heben, nad) Ihrem 
Antrage hierdurch ein für alle Mal ermächtigt, 

jede Übertretung einer auf den eigenen Bedarf befchränften 

Mühlen : Konzeffion mittelft öffentlicher Bekanntmachung mit 

einer Strafe von fünf bis funfzig Thalern allgemein zu bes 

drohen, und Ießtere bei. vorfommenden Kontraventionsfällen 
in Anwendung bringen zu laffen. 
Rekahne und Berlin, den 7. Zuli 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifter. 
vb. Room. abmefend. : 
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s 179. 
Reſkript der Koͤnigl. Minifterien an die Königl. Negies 
rung ju Frantfurt, betreffend den Widerfpruch gegen 
Mühlenanlagen wegen Beeinträchtigung in Ausübung 
| der Fifehereigerechtigfeit ic. 





Der König. Regierung werden die Beilagen Ihres Berichts 
vom 1. v. M., in Betreff des Widerfpruchs der Mühlen : Befige« 
rinn N. gegen die von dem Pofthalter N. projeftirte neue Mühlen: 
anlage, hierbei vorläufig zurüdgegeben. 

Ä Diefer MWiderfpruch ift auf das Edift vom 28. Oktober 1810. 

geftügt, indem die Befchwerdeführerinn behauptet, daß fie in Auss 
übung ihrer Fifchereis Gerechtigkeit durch die neue Mühlenanlage 
geflört und beeinträchtigt werde. 

Laut $. 7. des gedachten Gefeges ift ein Feder, der von ei- 
nem öffentlich befannt gemachten neuen Mühlenbaue eine Gefährs 
dung feiner Rechte beforgt, verpflichtet, feinen Widerſpruch anzu: 
melden, und die Landes:Polizeibehörde Fann, wenn ſolcher begrün- 
det befunden wird, nach $. 8.b. den Bau der Mühle unterjagen, 
ohne daß gegen ihren Ausipruch der Weg Nechtens kefchritten 
werden darf. Es muß daher nah $. 7. ein jeder Widerfprud) 
vor der Entfcheidung geprüft und gewürdigt werden. 

Dagegen ift die Königl. Regierung der Meinung, daß nur 
die im zweiten Abfage des $. 7. angeführten fpeziellen “Gründe 
geeignet feien, die Derfagung der Erlaubniß zu begründen. In 
diefer Stelle wird jedoch nur eine einzelne Klaffe von Intereſſen- 
ten befonders hervorgehoben, binfichtlich „deren es nach dem übri- , 
gen Zuhalte des Edikts einer fpeziellen Beftimmung bedurfte, Es 
werden nämlich darin die Gründe fpeziell angegeben, welche allein 
ein Widerſpruchsrecht der Beſitzer bereits vorhandener Mühlen als 
ſolcher begründen, indem es, nachdem eben durch diefes Geſetz 
den Müllern im Allgemeinen jedes. aus ihrem Gewerbe hergenom: 
mene Widerfpruchsrecht abgefprochen war, darauf anfam, genau 
feftzufegen, in wie meit ber Widerſpruch der bereite in derfelben 
Gegend vorhandenen Müller gleichwohl noch Berüdfichtigung fin: 
- den folle. Es wird dadurch aber überall nicht ausgefprochen, daß 
der Widerfprucdy benachbarter Grundbefiger überhaupt nur in fo: 
fern zu berüdfichtigen fei, als es fi) von Entziehung des Mindes 
oder MWaffers, oder von Aufftauung des letztern zum Nachtheil 
derfelben handle; vielmehr muß die Prüfung und Beurtheilung der 
Landes: Polizeibehörden auch dann eintreten, wenn die Grundbe⸗ 
ſitzer in anderer Hinficht eine Gefährdung ihrer Rechte behaupten 
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und dieferhalb auf Grund des erfien Abfabes des $. 7. Wider: 
fpruch einlegen. 

Hiernach ‚muß der Proteftationsgrund der N, geprüft werden, 
bevor dem N. die Konzeffion zu, Theil wird. Die Verweiſung 
der Proteftation auf den Weg Rechtens erfcheint unzuläffig; denn 
da nad) $. 8. über die erhobenen Widerfprüce die Landes: Poli: 
zeibehörde, mit Ausfchluß des Rechtswegs, zu entfcheiden hat, fo 
kann eine richterliche Kognition nur in fofern flattfinden, als es 
fih demnähft um Entfhädigung der N. von Seiten des N. han« 
delt, wenn, ihres Widerfpruchs ungeachtet, die Anlage geftattet 
wird. Die Prüfung mird daher in der Hinficht zu veranlaffen fein, 
ob durch die neue Anlage der befürchtete Schaden zu erwarten 
fteht, und eventuell, ob die neue Anlage dergeftalt als überwiegend 
vortheilhaft anzuerkennen ift, daß diefelbe gegen Entfhädigung der 
N. zu, geftatten ift. — | 
Ulber die Exiſtenz der Fifcherei-Serechtigfeit, welche von dem 
N, beftritten wird, wird allerdings nur der Richter definitiv ents 
fcheiden können. So lange jedoch der N. ihre Recht nicht von ei- 
nem angeblich befjer Berechtigten, namentlich von dem Magiftrate 
zu N. befiritten wird, in deffen Mühlen: Fliege das behauptete 
Hecht ausgeübt zu werden fcheint, wird man annehmen müffen, 
daß foldes eriftive, und auf das bloße Beſtreiten deffelben von 
Seiten des N. um fo weniger Gewicht zu legen fein, ald die Fi- 
fcherei-Gerechtigfeit in dem beigebrachten Sypothefenfcheine alg Pers 
tinenz. dee von ber N. befeffenen Mühle ausdrüdtich aufgeführt 
wird. 

Hiernach hat die Königl. Negierung Sich einer nähern Prü— 
fung des Widerfpruchs der N. zu unterziehen, und nach Abfchluß 
der Berhandlungen, unter Borlegung derfelben, weiter zu berichten. 

Auch ift in Gemäßheit der Allerhöcften Kabinets-Ordre vom 
23. Dftober 1826. noch zu ermitteln und anzuzeigen, ob nicht 
etwa die in der dortigen Gegend fehon vorhandenen Mühlen be— 
reits hinreichen, das Bedürfniß der Bewohner vollftändig zu bez 
friedigen. Ze | 
Sedenfalls ift der N. zufolge der Allerhöchften Kabinets Dr: 
dre vom 18. Dezember 1836. und des Eirfulars vom 31. deffel: 
ben Monats und Jahres zu verwarnen, den Bau bis zur definis 
tiven Entfheidung über fein Konzeffions:Gefuch auszufegen, indem 
er, wenn folche gegen feinen Wunfch ausfallen follte, feinen Er: 
fa der auf den Bau verwendeten Koften zu erwarten hat. 

Berlin, den 26. September 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifter. 
v. Nochow. v. Alvensleben. 
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180. 

Reſkript des Rbaht. Minifteriums des Innern und der 

Polizei an die* Königl. Regierung zu Merfeburg, den 
Betrieb der Gaſt- und Schanfwirthfchaft betreffend. 


Die Allerhöchfte Kabinets:Ordre vom 7. Februar 1835. hat, 
‚wie der Königl. Regierung auf die in Veranlaffung des N. N.fchen 
Geſuchs um Erlaubniß zum Betriebe der Gaftwirthfchaft in dem 
bisher N. N.fchen Erbpachtgrundfiücde sub. I. vorgetragenen Ans 
fragen eröffnet wird, die Ertheilung der Konzeflionen zum Betriebe 
der darin bezeichneten Gewerbe dem pflichtmäßigen Ermeffen der 
Behörden überlaffen; die Abficht der Allerh. Ordre geht aber da: 
hin, dem überhandnehmenden Genuffe geiftiger Getränfe, infonder- 
beit bei den niedrigeren Bolfsklaffen, entgegen zu wirfen. Um 
dieſe Abfiht um fo gewiſſer zu erreichen, hat das gedachte Gefeh 
die Zuläffigkeit des Gemerbebetriebes zwar von gemwiffen Bedin: 
gungen abhängig gemacht; es kann aber nicht zweifelhaft fein, 
daß aud bei Erfüllung diefer Bedingungen die Erlaubniß zu dem 
Gewerbebetriebe dennoch verfagt werden muß, wenn die Behörde 
aus den gerade vorliegenden Umftänden die Überzeugung gewinnt, 
daß die Erfüllung nur in der Abſicht erfolgt fei, das Gefeh zu 
umgehen. Letzteres fcheint nach dem, was die Königl. Regierung 
eücfichtlih des Antrags des N. vorgetragen hat, außer allem Zweis 
fel zu fein, und die Zurüdweifung deffelben alfo unbedenklich. 
Dagegen Fann, was die Königl. Negierung über das Recht 
der Schänfer in Dörfern zum Beherbergen Fremder im Allgemeis 
nen anführt, nicht als richtig anerfannt werden. Denjenigen Schän- 
“ Pern, welche nad) der Allerh. Drdre vom 7. Februar 1835. kon⸗ 
zeflionirt worden, fteht dies Necht überhaupt nicht zu. Wenn e6 
den vor dem Erfcheinen derfelben Fonzeffionirten Schänfern wirk: 
Yich in dortiger Provinz hergebrachter Maßen zugeflanden, fo has 
ben fie e8 immer nur in Folge polizeiliher Erlaubniß ausgeübt, 
die ihnen wieder entzogen werden kann, und durch das Geſetz vom 
7. Februar 1835. allgemein entzogen iſt. Hiervon find aber die 
fogenannten Dorffchenfen, d. h. die eigentlihen Dorffrüge, na: 
mentlidy die Real: oder Erbfrüge, ausgenommen, welche als Saft: 
höfe auf. den Dörfern, und als für die niedere und ärmere Volke: 
Flaffe vorzugsmeife beftimmt, zu betrachten find. Die von dem 
Keihefchanf hergenommene Argumentation fann aber nicht als durch: 
greifend erachtet werden, weil diefer, wo er vorkommt, ein probins 
zielles Inſtitut iſt, welches, fo lange es nicht aufgehoben, reſpek⸗ 
tirt werden muß. 
Die sub II, aufgeworfenen Fragen anlangend, Tann das 
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Minifterium des Innern und der Polizei, da nach der Meinung 
der Königl. Regierung in der noch) beftehenden Gewerbeverfaffung 
der ehemals Sächfifchen Landestheile ein ausfchließliches Beherber⸗ 
gungsrecht der Fremden für die fogenannten Erbfchänfen nicht bee 
gründet ift, Three Anficht nur beitreten, daß ein vermeintliches Er: 
Flufivrecht in jedem einzelnen Falle befonders nachgerviefen werden 
mus. Deffenungeachtet aber kann eigentlichen Schänfen im Sinn 
der Allerh. Ordre vom 7. Februar 1835. ein Recht zur Behers 
bergung überhaupt nicht zugeftanden werden, fondern nur den als 
ten wirflihen Dorffrügen. 

Berlin, den 12. Auguft 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
In Vertretung. 
Seiffart. 


‘ 


151. 


Reſkript des Königl. Miniftertums des Innerm und ber 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Franffurt, die Zus 
läffigfeit des Gaſt- und Schanfwirrhfchaftsbetriebes ne: 

ben der Verwaltung eines Erb⸗Schulzenamts betreffend. 





Die Königl. Regierung erhält anliegend eine Eingabe - des 
Krügers N. zu N., worin derfelbe ſich darüber befchwert, daß ihm, 
weil er die Gaftwirthfchaft auf feinem Kruggute felbft ausübe, die 
Berwaltung des mit dem Befige derfelben verbundenen Schulzen 
amts nicht geftattet werden »folle- 

Der Königl. Regierung ift bereit8 unterm 3. Dezember 1834, 
eröffnet worden, daß von der Kegel, nach welcher ein Saftwirch 
nicht Schulze fein folle, in einzelnen Fällen Ausnahmen würden 
gemacht werden müffen. 

Zu den Fällen diefer Art gehört num vorzüglih der, in 
welchem auf einem urfprünglichen Kruggute die Erbichulgen : Qua: 
lität haftet. Dem Befiger eines folchen Gutes, welches einmal 
zur Schanfwirthfihaft eingerichtet ift, fann man, wenn er fonft 
qualifizire ift, nicht zumuthen, diefem Gewerbe, welches vielleicht 
feine Hauptnahrung bildet, entweder zu entfagen, oder das Schul: 
zenamt durch einen von ihm zu remunerirenden Stellvertreter vers 
walten zu laffen. Das Recht und die Pflicht zur Verwaltung des 
Erb: Schulzenamts find privatrechtlicher Art, und haften als Reals 
recht und Realverbindlicyfeit auf dem Gute. Iſt nun urfprüng: 
lich aud das. Schanfredht in gleihem Maße als Realrecht mit 
dem Gute verbunden geweſen, fo iſt es nicht zuläſſig, in dieſem 
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“ privatrechtlichen Verhaͤltniſſe eine Änderung: zu, verfügen, und bie 
perfönliche Ausübung des erfigedachten Rechts von der Berzichts 
leiftung auf die perfönliche Ausübung des zweiten abhängig zu 
machen. Deshalb it die Königl. Regierung zu Königsberg auf 
einen diesfallfigen Antrag mittelft der ertraftsweifen abfchriftlich 
beigehenden Verfügung vom 28. September 1835. (Anl. a.) abs 
fchläglich befchieden worden.. Ä | . 
Hiernach möge die Königl. Regierung in ähnlichen Fällen 
verfahren, die vorliegende Befchwerde aber erledigen, oder über die 
entgegenftehenden Bedenken berichten: | 
Berlin, den 12. Zuli 1838. 2 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
v. Bernuth. 


a, \ | 
. &o angemeffen «6 im Allgemeinen if, auf. die Befeitigung be 
Übeldandes Binzumirfen, daß die Dorffhulzen Krug. und Schanfwirth- 
fhaft betreiben, fo fann doc, das Minifterium des Gnnern und der Pos 
— die von der Koͤnigl. Regierung nach Ihrem Berichte vom 28. v. 
. beabfichtigte. Anordnung, vermöge welcher die Befiger der mit der 
Schulzenpflicht belafteten und zugleich krug⸗ oder ſchankberechtigten Grund- 
- füde verpflichtet werden follen, während der Ausuͤbung des Krug⸗ oder 
Schankrechts das Schulzenamt durch einen geeigneten Vertreter verwals | 
ten zu laffen, nicht genehmigen. ’ 
Berlin, den 28. September 1835. a 
WMiniſterium des Innern und der Poligei. 
z Koehler. 


An 
die Konigl. Regierung zu Königsberg in Pr. 


182. 


-Reffript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern und der 

Polizei, an die Königl. Regierung zu Poſen, betrefz- 

fend die Unterfagung des Schanfbetriebes wegen Ber: 
brechen und grober Bergehungen. 





Wenngleich, wie der Königl. Regierung auf den Bericht vom 

26. v. M., die Befchwerde des Rrugpächters N., wegen Inhibi— 
rung des Schanfbetriebes während der gegen ihn fchwebenden Un: 
terfuchung betreffend, zu erfennen gegeben wird, nach dem Cirkular⸗ 
Reſkripte vom 13. Aug. 1835. (Annal. ©. 251.)ad 10. in Betreff der 
Berbrechen und groben Vergehungen, welche mit dem Gewerbebetriebe 
- eines Schänfers in feiner unmittelbaren Berbindung fichen und 
-gleihwohl auf die Verweigerung der Erlaubniß zur Fortſetzung 


760 


des Gewerbes von Einfluß fein follen, auf den $. 19. der revidirs 
ten Städte: Ordnung Bezug genommen ift, fo ift dies doch nach 
der Faffung deffelben nur beifpielsweife gefchehen, und es kann 
daher feinem Bedenken unterliegen, daß nicht nur andere Verbre⸗ 
chen und grobe Vergehen die Polizeibehörde unter Umfiänden zur 
Entziehung der Gewerbe» Konzeffion veranlaffen Fünnen, fondern 
auch, daß nicht nothwendig in allen Fällen ein das fragliche Ber: 
brechen beftrafendeg vechtsfräftiges Erfenntniß vorhanden fein muß. 
Dabei ift jedoch nicht zu überfehen, daß Ne. 10. der Eirfulars 
Verfügung vom 13. Auguft 1835. nur von den Fällen handelt, 
in welchen die Verlängerung einer einmal gültig ertheilten Kons 
zefion für das nächfte Kalenderjahr verweigert werden fol. 

Wenngleich nun auch nicht in Abrede zu ftellen ift, daß Fälle, 
in welchen die Zurüdnahme einer gültig ertheilten Konzeffion auch 
während des Jahres, für. melches fie ertheilt ift, dringend noth— 
wendig werden fann, namentlich bei Leuten, welche fortwährend 
aller Warnungen und Beftrafungen ungead)tet Fontraveniren, oder 
wegen Berbrechen inhaftirt und in die Unmöglichfeit verſetzt find, 
dem Schanfgefchäfte felbft vorzuftehen u. dgl., fo muß doch in fol: 
chen Fällen mit um .fo größerer Vorficht zu Werke gegangen wers 
den. Die Einleitüng einer Unterfuhung aber wegen angeblicher 
Erleichterung des Verkaufs geftohlenen Gutes von Andern kann 
jedenfalls vor ergangenem Urtel in der Sache hierzu nicht für ges 
nügend erachtet werden, und um fo weniger, als die Feſtſetzung 
des Thatbeftandes diefes Verbrechens höchſt ſchwierig ift, und in 
dem vorliegenden Falle der N. nach feiner eigenen, von der Kö— 
nigl. Regierung nicht widerlegten Angabe, feit fieben Zahren das 
Gewerbe eines Schänfers betreibt, ohne daß Klagen über ihn ges 
führt worden find. Sollte aber eine Theilnahme deffelben an jes 
nem Diebftahle gerichtlich feftgeftellt werden, fo würde dies allers 
dings genügen, ihm den Betrieb des Gewerbes durh Verweige⸗ 
‚rung der Prolongation feiner Konzeffion für das nächſte Zahr zu 
inhibiren. 0 
Hiernach fann auch der Antrag der Königl. Regierung in dee 
Allgemeinheit, in welcher er gefaßt ift, nicht gebilligt werden. 

Berlin, den 12. Auguft 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
In Bertretung. 
Seiffert. 
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- 483, F 

Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 

Polizei, an die Königl. Regierung zu Magdeburg, ber 

treffend die polizeiliche Unterfagung des Schanfgewer: 
bes wegen Duldung verbotenen Spiels, 





Der Königl. Regierung wird auf den Bericht vom 18, Mai 
d. J. das Gefuch des dortigen Schanfwirths N., um Wiederver⸗ 
leihung der Konzeffion zum Betriebe der Schanfwirthfchaft betrefs 
fend, hiermit eröffnet, daß, wenn gleich $. 1306. Tit. 20. Thl. 
II. des. Allgemeinen Landrechts und die Allerhöchſte Kabinets⸗Or⸗ 
dre vom 8. Februar 1817., (Geſetz-Samml. S. 31.) wegen Dul⸗ 
dung verbotenen Spiels, erft bei dem zweiten Kontraventionsfalle 
dem Schanf: oder Gaftwirthe den Verluſt feines Gewerbes ans 
drohen, fo daß dann gerichtlich darauf erfannt wird, und es fidy 
in dem vorliegenden Falle nicht um fofortige Entziehung der Be: 
fugniß zum Gewerbebetriebe, ſondern nur um verweigerte Erneue: 
rung der nad) dem Gefehe vom 7. Februar 1835. (Annal. ©. 
248.) nöthigen polizeilichen Konzeffion handelt, diefes Gefe ad pet. 
5. ald Grund zu diefer Verweigerung doch begründete Befchwer: 
den, alfo mehr als eine Befchwerde verlangt. Hiermit ſtimmt 
auch die Eirkular-Berfügung vom 13. Auguft 1835. (Annal.,©. 
251. f.) ad pet. 10. überein, denn obgleich danach) Beichwerden, 
welche ſich auf die Duldung verbotener Spiele beziehen, die Ver: 
fagung der Erneuerung des Erlaubnißfcheins zu Folge haben fol: 
len, fo ift doch nicht ausgefprochen, daß eine Beſchwerde diefer 
Art allein dazu hinreichend feiz dies findet auch in dem unmittel: 
bar darauf folgenden Gegenfage von den. geringeren Bergehungen 
gegen die’das Gewerbe betreffenden polizeilihen Beftimmungen feine 
Befiätigung, da diefe geringeren Vergehen bei öfterer Wieder 
holung — alfo nicht im erſten Wiederholungsfalle — genügen fol- 
len, um die Berlängerung des’ Erlaubnißfcheins zu verfagen. . 
Hiernach hat die Könige. Negierung den ꝛc. N. für diesmal 
noch den Fortbetrieb des Schanfgewerbes zu geftatten, daffelbe je: 
doch fireng zu beauffichtigen und dem Bittfteller bemerflich zu ınas 
chen, daß wenn anderweite gegründete Befchwerden gegen ihn zur 
Sprache fommen follten, ihm der Fortbetrieb des Gewerbes für 
das fünftige Jahr jedenfalls nicht werde geftattet werden. 

Berlin, den 9. Zuli 1838. Ä 

Minifterium des Innern und der Polizei. 

In Bertretung. | | 

Seiffart. 


Amıaten. Heft IL. 1838. Ccc 


162 J 

184. E 
Reſkript der Königl. Minifterien an die Königl. Regie 
rungen zu Coblenz, Coͤln und Düffeldorf, die Waaren- 
verfteigerungen an der Boͤrſe durch Maäfler betreffend. 





Des Königs Majeftät haben mittelft Allerhöchfter Ordre vom 
6. Dezember v. J. zu beftimmen gerubt, daß in demjenigen Theile 
der Rheinprovinz, welcher zu dem ehemaligen Großherzogthum Berg 
gehört hat, wofelbft nad dem Defret vom 28. Januar 1813., 
Art. 19., öffentliche Verkäufe beweglicher Gegenflände an den 
Meifibietenden nur durch einen Notar, Gerichtsfchreiber oder Ge— 
richtsvoffzieher vorgenommen werden dürfen, zu Waarenverfteige- 
rungen an der Börfe, fünftig auch die Mäkler, welche fchon jetzt 
nach Art. 492. des Handelsgefegbuchs im Falle einer Fallitmaffe 
dazu befugt find, in allen Fällen auf vorgängige von ihnen nach— 
zufuchende Autorifation des Handelsgerichts berechtigt fein follen. 
Da. des Königs Majeftät zugleid uns angewiefen haben, die Be- 
hörden hiernach mit der erforderlichen Anweifung zu verfehen, fo 
‚sehen wir die Königl. Regierung von diefer Allerhöchften Beſtim— 
mung in Kenntniß, mit dem Auftrage, ſolche durch das Amtsblatt 
zu publiziren. 
- , Berlin, den 11. Juli 1838. 
Der Zuftizminifter. In Abwefenheit und in Auftrag des Herrn 
v. Kamptz. Sinanzminifters. _ 
Beuth. 





185. 
Reffripe der Königl. Minifterien an die Königl. Regie 
rung zu Frankfurt, die Entfcheidung in Polizei: Strafz 
fällen gegen das Haufir-Regulativ vom 25. April 1824. 
betreffend. 


Der Bericht der Königl. Regierung vom 12. Mai d. 3. 
kann zu einer Abänderung der Verfügung vom 22. Auguft 18306. 
(Annal. ©. 781.) nicht veranlaffen, indem wir uns nicht für bes 
fugt halten, von der im $. 32. des Allerhöchſt genehmigten Re: 
gulativs vom 28. April 1824. über den Gewerbebetrieb im Ums 
herziehen enthaltenen Borfchrift abzuweichen, nad) welcher den Po: 
lizeibehörden in Städten der vierten Gewerbefteuer:Abtheilung die 
Enticheidung über Kontraventionen gegen die polizeilichen Bor: 


! \ 
1 
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ſchriften jenes Regulativs unzweifelhaft zuſteht. Mag es auch 
hin und wieder vorkommen, daß die Magiſträte der kleinern Städte 
bei der Lnterfcheidung fieuerlicher und polizeiliher Kontraventios 
nen fehlen, fo ift diefer Grund doch noch nicht hinlänglich, um 
* an ſich ſchon überbürdeten Landräthen eine neue Laſt aufzu⸗ 
egen. 
Berlin, den 18. Auguſt 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifter. 
abweſend. v. Alvensleben. 


- 


| 186. 
Reſkript der Koͤnigl. Minifterien, an bie Königl. Regies 
rung zu Cöln, die Zulaffung von Taubftummen zum Ges 
 werbebetriebe im Umberziehen betreffend. | 





Die Königl. Regierung wird auf den Bericht vom 14. u. M , 
unter Rüdfendung der dem Immediat-Geſuche des Taubftummen 
N. daſelbſt beigefügten Anlagen, hierdurch autorifiet, dem Bittftel: 
ler den erbetenen Gewerbefchein zum umberziehenden Handel mit 
Sederpojen und Giegellad zu ertheilen, da Taubſtummheit nicht 
für ein im Sinne des Geſetzes auffallendes Gebrechen erachtet 
werden kann. 

Berlin, den 31. Auguſt 1838, | 
‚Der Minifter des. Innern und der Polizei. Der Finanzminifter. 

v. Rochow. | abweſend. 


187. | 
Reffript der Königl. Minifterien an die Königl. Regie 
rung zu Bromberg, die Zulaffung fremder Juden zum 

Produktenhandel betreffend. Ä 





Die in dem Berichte der Königl. Regierung vom 3. v. M., 
in Betreff der Zulaffung fremder Zuden zum Produkten: Handel 
in den dieffeitigen Staaten in Bezug genommenen beiden Erlaſſe 
bom 30. April 1834. (Annal. ©. 528.) und vom 15. Oftober 
1835. (Annal. ©. 1093.) fünnen neben einander fehr wohl bes 
fiehen, ohne daß der legtere jenen modifiziert oder aufhebt, denn 
das eine Neffript bezieht fih auf die zum Haufirhandel qualifizir: 
ten Perfonen, das andere aber auf die Waaren, mit welchen ein 
folcher Handel für zuläfjig erachtet if. Für eine entgegengefeßte 
Anfiht der Regierung zu Marienwerder Det ee übgrreichte 
| tecc 
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"Schreiben derfelben vom 25. Mai d. J. auch nicht, namentlich 

nicht dafür, daß von ihre der Erlaß vom’ 30. April 1834. durch 

den vom 15; Oktober 1835. für aufgehoben gehalten werde. 
Dagegen hat die Königl. Regierung das Reſkript vom 30. 

April 1834. zu eng interpretir. Wenn gleich nämlich es dort 
eißt: 

vi es bleibe der Negierung überlaffen, auch noch ferner einzelne 

Individuen diefer Kategorie mit Gemwerbefheinen zu verfehen, 
und im vorliegenden Falle fünf Fndividuen mit einem Male die 
Gewerbefcheine nachfuchten, fo fann doch mit dem Ausdrude „eins 
zelne Individuen” nur die ausnahmsmweife Ertheilung der Gewer: 
befcheine an fo viel einzelne Individuen bezeichnet fein, bis durch 
den Gewerbebetrieb das Bedürfniß des Inlandes nad dem Er: 
meffen der Regierung befriedigt ifl. Der Stelle eine andere Deu: 
tung, insbefondere die Deutung geben zu wollen, daß nach derfel: 
ben nur ein Individuum nad) dem andern den Antrag hätte for: 
miren dürfen, nicht ‘aber alle fünf mit einem Male, ift weder be: 
gründet, noch angemeffen. 

. Übrigens wird die Königl. Regierung darauf aufmerffam ge: 
macht, daß der Haufirhandel Fremder mit Theer, namentlich auch 
in der dortigen Provinz, nach. der Verſicherung des Herren Ober: 
präfidenten, noch Bedürfniß ift. 

Berlin, den 14. September 1838. 

Der Minifter des un und der Polizei. Der Finanzminifter. 
v. Rodom. abmwefend. 





158. 


Reffript der Koͤnigl. Minifterien an die Königl. Res 
gierung zu Danzig, den Haufirhandel der Ausländer 
betreffend. 





Nach dem $. 12. des Regulativs vom 28. April 1824. find 
die Könige. Regierungen, wie. fchon in dem Cirkulare vom 12. 
September 1835. (Annal. S. 828.) auseinandergefegt worden, 
nicht befugt, ohne dieffeitige Genehmigung den Ausländern den 
Haufirhandel mit andern, als den im $. 14. Nr. 1. a. a. O. 
bezeichneten Segenftänden, zu geftatten. 

Die Königl. Regierung hat daher, wie auf den Beridt vom 
6. Juni d. 3. ermwiedert wird, durch die dieſſeits nicht genehmigte 
Ausfertigung des Gewerbeſcheins für den N. in Baiern zum Hau= 
firhandel mit Körben Ihre Befugniß überfchritten. 

Bon dem Handel unterfcheiden fich die im Umherziehen aus⸗ 
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zuübenden gewerblichen Verrichtungen und Dienftleiftungen, zu de⸗ 
nen die Königl. Negierung auch dann, wenn diefelben nicht zu den 
in den $$. 17. bis 19. a. a. DO. bezeichneten gehören, an Aus: 
länder ohne befondere Dieffeitige Genehmigung "Gewerbefcheine er: 
theilen darf, wenn das Gewerbe in der Gegend entweder gar nicht, 
“oder nicht mit der den Ausländern eigenen Geſchicklichkeit betrie: 
ben wird, und ale öffentliches Bedürfniß anzufehen ift. J 

| Die Königl. Regierung wird dem Borftehenden gemäß Fünf: 
tig verfahren. | 

Berlin, den 21. Juli 1838. un 

Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifier. 
abweſend. | v: Alvensleben. 


| 189. | 
Keffript der Königl. Minifterien an die Koͤnigl. Regie 
rung zu Magdeburg, die polizeiliche Beaufſichtigung 
des Gemwerbebetriebes der Marionettenfpieler betreffend. 





Da nach dem ‚Berichte der Königl. Negierung vom 9. April 
d. J. das Gewerbe der Marionettenfpieler betreffend, ‚der in dem 
5. 18. des Negulativs über den Gewerbebetrieb im Umherziehen 
und insbefondere das Haufiren, vom 28. April 1824. enthaltenen 
Borfchriften ungeachtet, die Beurteilung der perfönlichen Quali— 
fifation der Marionettenfpieler vor Misbraud des Gewerbes zu 
unfittlihen Darftellungen feine binlängliche Garantie gewährt, fo 
find wir mit der Königl. Regierung dahin einverflanden, daß den 
Marionettenfpieleen bei Ertheilung des Haufirfch eine fols 
che Bedingungen vorgefchrieben werden, mie fie in der Amtsblatts⸗ 
Bekanntmachung der König. Negierung zu Liegnig vom 25. Gep- 
tember v. &. angeordnet find, und daß zugleich für die Ubertres 
tung diefer Bedingungen, mit Rüchſicht auf $. 30.1. c., den Ma: 
rionettenfpielern angemeſſene Geldfirafen angedrohet werden. 

Die Androhung der fofortigen Entziehung des Gewerbe: 
fcheins für die dritte Kontravention, wie fie im $. 3. jener Amts 
blatt: Befanntmahung ausgefprochen worden, ift aber nicht zu bil: 
ligen, weil eine ſolche Strafe in dem Allerhöchſt genehmigten Re 
gulatio vom 28. Aprit 1824. nirgend angedrohet iſt. | 

Dagegen rechtfertigt es fich, daß mit Rückſicht auf 8. 33. 
1. c. und nah Analogie diefer Worfchrift, für die dritte UÜbertres 
tung des aufgefiellten Bedingungen, welche bei dem Gewerbebe: 
triebe der Marionettenfpieler beobachtet werden follen, eine Straf: 
androhung dahin erfolgt, daß alsdann eine Erneuerung des Ge— 
werbefcheing für das folgende Jahre wird verfagt werden. 


- 
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Hiernach überlaffen wir der Königl. Regierung, eine Polizeis 
Verordnung für Ihren Bezirk zu erlaffen. (Anl. a.) 
Rekahne und Berlin, den 4. Juli 1838, 


Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifter. 
v. Rodow. | . abmwefend. 


— 


u. 


Zur möglichiten Befeitigung der vielfältigen Klagen wegen des von 
den Marionettenfpielern bei Ausübung ihres Gewerbes getriebenen Uns 
fugs und der Aufführung ganz unfittliher Städe durch diefelben, vers 
ordnen wir biermit Folgendes: 

1) Sämmtliche Marionettenfpieler müffen ein gefchriebenes oder ges 
drucktes Eremplar eines jeden Stuͤcks, melches fie aufführen wollen, bei 
der Poligeibehdrde ihres Wohnorts zur Eenfur einreichen, und von die⸗ 
fer müffen diejenigen Stüde, in welchen wirklich Unfittlichfeiten vors 
fommen, verworfen, oder mwenigftens alle das fittliche Gefühl beleidi- 

ende Stellen geftrichen, auch in den übrigen „daß fie nichts Un 

Aögiges entbalfen” unter ihrer Namensunterfhrift und mit Beis 
druͤckung des Amtsſiegels atteflirt werden, womit übrigens auch jedes 
Blatt, geftempelt werden muß. — 

2) Jeder Marionettenſpieler muß ferner ein Buch bei ſich führen, 
worin die Voligeibehörde die Zitel fämmtlicher von ihr cenfirten Stüde, 
unter Beifügung iprer Namensunterfchrift und des Amtsfiegels, einträgt. 

Ein auf diefe Weiſe cenfirted und approbirtes Stüf fann dems 
nächft von dem Befiter aufgeführt werden, obne daß es, wenn er in 
einen andern Kreis oder in eine andere Stadt fommt, einer nochmalis 
gen Genfur bedarf. , - 

3) Jeder Marionettenfpieler ift verbunden, der PVolizeiobrigfeit des 
Drts, wo er fpielen will, es fei in der Stadt oder auf dem Lande, das 
aufzuführende Stuͤck anzuzeigen, und durch das Cenſuratteſt feine Bes 
fugniß zur Daritellung Defel en nachzumeifen. Es verſteht fich hiernach 
von felbft, daß die Aufführung von Stüden aus dem Stegereif und 
jeder willführlihe Zufaß zu dem cenfirten Stuͤcke bei der Aufführung 
den Marionettenfpielern verboten find, und zwar in der Urt, daß der 
Übertreter deshalb von der Drtsbebörde zur Unterfuchung zu ziehen, und 
im erften Zalle mit Einem Xhaler, im zweiten Falle mit Zwei 
Thaler zu beftrafen iſt. Fuͤr die dritte Übertretung der aufgeltellten 
— ——— iſt dagegen eine Strafe dahin anzudrohen, daß alsdann 
eine Erneuerung des Gewerbeſcheins für das folgende Jahr wird 
ig werden. Feder Fell einer foldhen Beſtrafung ift deshalb auf 
dem Gewerbefchein (auf der Ruͤckſeite) nachrichtlich furz zu vermerken. 

4) Gegenftände aus der Bibel oder Leidensgefchichte Jeſus öffentlich 
darzuftellen, bleibt den Marionettenfpielern unbedingt unterfagt. 

5) Die Ortsbehörden an den Wohnorten der Marionettenfpieler 
bürfen ihnen die Dualififationdattefte zur Gewinnung der Gewerbefcheine 
— welche Attefte Abrigens nur nach firenger Prüfung des Wohlverhal⸗ 
tens und bloß an ortsanfäßige Individuen zu ertheilen. find? — nur nach 
erfolgter hierin vorgefchriebener Genfur der aufzuführenden Städe, und 
mit dem ausdrädlichen Bemerken im Qualififationsattefte : | 

„daß die Cenfur flattgefunden habe und gegen die vorgelegten 
Städe nichts zu erinnern fei,” 
ausftellen. 
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6) An den Tagen, an welchen nach den Allerboͤchſten Beſtimmun⸗ 
gen öffentliche "Vergnügungen, nicht flattfinden dürfen, foll den Marior 
nettenfpielern, auch, nicht geſtattet werben, ihre Börflellungen zu geben. 
Eben fo wenig dürfen die Öffentlichen Ankündigungen von dergleichen 
Darfellungen auch an den Wochentagen vor den Kirchen und Prediger: 
bäufern, wenn daſelbſt gotteſtdienſtliche Haudlungen irgend einer rt 
ausgehbt werden, und vor den Schulen, wenn in diefen Unterricht ers. 
theilt wird, nachge eben werden. | 

7) Endlich it das Umberzieben größerer Banden mit Frauen und 
Rindern nicht zu. dulden.. 

"Denjenigen Marionettenfpielern, welche vom 1. Sanuar f. 3. ab, 
den obigen Anordnungen in irgend einer Beziehung nicht entfprechen, 
iſt die Aufführung ihrer Städe nicht weiter zu geflatten. 

Wo fich im Negierungsbezirfe beim Erfcheinen diefer Verordnung 
ein Marionettenfpieler aufhält, iſt er von der Orts sPolizeibehörde, vor 
zuladen, fiber die vorſtehend entwicelten Beflimmungen mittelfi eines 
von ihm unterfchriftlich zu vollziehenden Protokolls ausführlichft zu bes 
lehren, und diefe Verbandlung auf dem vorfchriftlichen Wege einzureichen. 

Sollten wider Erwarten Polizeibebörden einer Berabfäumung der 
ihnen hierdurch ertheilten Borfchriften fich fehuldig machen, fo werden 
wir folche unnachfichtlich mit Drdnungsftrafen rügen: 

Magdeburg, den 4. Auguſt 1838. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Imnern. 





F 190. 
Reſkript der Königl. Minifterien, an bie Königl. Re: 
gierungen zu Frankfurt und Magdeburg, den auswär- 


tigen Berfauf von Porzellanwaaren durch Verſteige⸗ 
rung betreffend. 





In der Anlage wird der Königl. Regierung Abſchrift einer 
Vorſtellung des Porzellan⸗Manufaktur⸗Beſitzers N. vom 7. d. M. 
wegen des auswärtigen Verkehrs mit feinen Porzellan⸗Waaren, fo: 
wie Abfchrift der darauf erlaffenen Berfügung (Anl. a.) zur Nach— 
richt mitgetheilt. 

Berlin, den 31. Auguft 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifter. 
v. Rochow. abweſend. 





a. 

In Beſcheidung auf Ihre Vorſtellung vom 7.5. M. wird Ihnen 
Hierdurch eröffnet, daß derjenige, welcher Waaren ohne Beltellung an 
einen oder mehrere andere Drte außer feinem Wohnorte bringt oder 
verfendet, um folche dafelbft außer den Märkten zu Zeiten (nicht fort: 
dauernd) felbfi zu verfaufen oder durch Andere für feine Rechnung vers 
Faufen oder öffentlich verfleigern zu faffen, nach $. 2. des Regulativs 
vom 28. April 1824. im gefeglichen Sinne einen Hauſirhandel treibt, 
und daher eines befondern Gewerbefcheing dozu bedarf. 
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dern Gemwerbefchein Pain hatten, war die von den Polizeibehärden der 
gedachten Orte verfügte Befchlagnahme des Porzellang vollftommen ges 


Wenn Gie übrigens meinen, daß ſowobl der biefigen Königl. Por⸗ 
— ——— als auch derjenigen des ıc. Nathuf iuß in Altbals 


Verkehr treibt, iſt bei den Akten bis jegt nicht befannt geworden. 
erfiere dagegen fucht für ihre Debitsbeamten, durch welche fie auswärts 


Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Sinanzminifter. 
v. Rochow. abmefend. 


. An 
den. Porzellan» Manufaktur « Befiger N. 
zu Berfin. 


191. 


Reffripe der König. Minifterien an bie Königl. Regies 
rung zu Düffeldorf, in eben derfelben Angelegenheit. 





’ 

Wenn gleich von den Fabrifanten N, N. nach den $$. 2. und 
26. des Negulativs vom 28, April 1824. Strafe verwirkt ift, 
wenn fie, ohne durch einen Gewerbefchein dazu befugt zu fein, 
Porzellanwaaren nad) einem Orte des dieffeitigen Gebiets verfen: 
det haben, um diefelben dort für ihre Rechnung öffentlich verftei- 
gern zu laffen, fo kann doch, wie in Erwiederung auf den Bericht 
vom 18. Auguft d. 3. bemerkt wird, in einer Berfteigerung fol: 
cher Waaren von Seiten diefeitiger Unterthanen in ihrem Wohns 
orte ein Vergehen der letztern gegen dag bezeichnete Haufir= 
Negulativ nicht gefunden werden, vielmehr find diefelben, den 
Umftänden nach, nur wegen unangemeldet betriebenen ftehenden 
Handels zur Unterfuchung zu ziehen. Das Ergebniß der in dies 
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fer Beziehung gegen den dortigen Kaufmann. N, eingeleiteten Un: 
terfuhung ift abzumarten. 
Übrigens hat die Königl. Regierung die Ihr untergeordneten 


Polizeibehörden anzumeifen, daß fie, wenn es zu Ihrer Kenntniß - 


Fommt, daß öffentliche Berfteigerungen für Nechnung folcher Per: 
fonen, die nicht am Orte der Verſteigerung wohnen, gefchehen fol: 
len, fich den Gewerbefchein vorlegen laffen, und in defien Erman⸗ 
gelung die Verſteigerung unterfagen. 
Berlin, den 31. Oftober 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifter. 
| v. Rochom. v. Alvensleben. 





0 


192. 


Reſtript der Koͤnigl. Miniſterien an die Koͤnigl. Regie⸗ 
rung zu Potsdam, den Hauſirhandel mit altem Kupfer, 
Mefling, Zinn, Blei und Eifen betreffend. 





Aus einem Berichte des hiefigen Holizeipräfidii, zu deſſen Er: 
ftattung daſſelbe fich in Folge des von der Königl. Regierung vom 
23. Zanuar v. J. dem N. N. aus Brandenburg unter Andern 
zum Anfaufe von altem Kupfer und Meffing ertheilten 
Hauſir⸗Gewerbeſcheins veranlaßt gefunden hat, ift erfehen worden, 
daß die über den Umfang des Begriffes: „Metallbrud” ($. 14. 
Nr. 2. des Haufir: Regulativs vom 28. April 1824.) beftandenen 
Zweifel durch den Minifterial:Erlaß vom 23. Oktbr. 1833. (Anl. 
a. u. b.) noch nicht befeitigt find. 

Metallbrud, eigentlih das nur zur anderweiten ‚Berarbeis 
tung, dagegen in feiner bisherigen Geftalt nicht mehr braud)- 


s 


bare alte Metall, wird zwar oft für, gleichbedeutend mir altem 


Metall überhaupt gehalten. In Beziehung auf das Hauſir⸗Regu⸗ 
lativ ift es jedoch nothwendig, wenigftens die alten, als foldhe 
noch brauchbaren Metallgeräthfchaften nicht zum Metallbruche zu 
rechnen, weil fonft der mit dem letztern geftattete Haufirverfehr 
zu einem Zrödelhandel im Umberziehen führen würde. Abgeſehen 
davon, daß ein folcher durch das HaufirsMRegulativ nicht hat ers 
laubt werden follen, fo ift die Zulaffung deffelben, namentlich in 
großen Städten, jedenfalls polizeilich fehr bedenklich. In diefen 
find fchon jegt die Trödler bei ihrem fiehenden Gewerbebetriebe 
nur zu oft Ankäufer geftohlenen Guts, und im Stande, den Be: 
fi deffelben vor den Beamten der Sicherheits:Polizei, der fireng« 
fien Kontrole ungeachtet, zu verbergen; noch viel leichter würde 
dies den umherziehenden an werden, bei welchen eine 
ſfſolche Kontrole nicht ausführbar ift 


| 
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Hauptfächlich im ficherheitspolizeilichen Intereſſe ift e8 daher 
erforderlich, gebrauchte und als folhe noch brauchbare metal« 
lene Geräthe; befonders von Kupfer und Meffing, welche häufig 
Gegenftand des Diebftahls und der Hehlerei find, -in größeren 
Städten dem Haufirverfehr zu entziehen, wogegen es hinfichtlich 
folcher Geräthe aus Zinn, Eifen und Blei, bei dem geringen Wer- 
the derfelben, einer gleichen Befchrärfung des Verkehrs nicht zu 
bedürfen fcheint. 

Die Königl. Negierung wird deshalb in Folge des Erlaffes 
vom 23. Oktober 1833. hierdurch veranlaft: | 

von jet ab jedem Gewerbetreibenden, welchem ein Gewer: 

befchein zum Hauſirverkehr mit altem Metall oder Metall: 

bruch ertheilt wird, zu Protofoll eröffnen zu laffen, daß der 

Auffauf von gebrauchten, aber als folchen noch braudjbaren 

Geräthen aus Kupfer und Meffing in Berlin durd Aus: 

dehnung des Gewerbefcheins von Seiten.der betreffenden Be: 

hörden, nicht werde geftattet werden. 
Das hiefige Gemwerbefteueramt, durch welches die Ausdehnung der 
Gewerbefcheine, Behufs des Gemwerbebetriebes in Berlin, im Eins 
verftändniffe mit dem hiefigen Polizeipräfidio erfolgt, ift demgemäß, 
fowie das lehte, angewiefen worden, bei Ausdehnung von Gemer: 
befcheinen zum Haufirverfehr mit Metallbruch oder altem Metalle, 
den Auffauf der bezeichneten gebrauchten und noch brauchbaren Ge: 
räthe ausdrüdlich zu verbieten, und den in Berlin wohnenden Per: 
fonen innerhalb des hiefigen Polizeibezirfs den Ankauf der in Rede 


fiehenden Geräthe, mittelft eines Erlaubnißfcheins ($. 3. des Haus ° 


fir: Regulativs) nicht zu geftatten. 
Rekahne und Berlin, den 9. Juli 1838. 
Der Minifter des Innern und*der Polizei. , Der Finanzminifter, 
v. Rochow. Ä abwefend. 


8 


Die Verweigerung, den Handel mit altem Kupfer und Meſſing zu 
geſtatten, bat in ſofern einen triftigeren Grund, als es bei Erlaß des 
Regulativs vom 28. April 1824. nicht beabfichtigt worden iſt, den Be- 
trieb des Trödelhandeld im Umherziehen zu autorifiren. Denn_ unter 
Metallbruc ($. 14. 2. des Negulativs) iſt etwas anders zu verſte⸗ 
ben, al® unter den Worten des vorliegenden Gemwerbefcheind „altes 
Kupfer und Meffing” begriffen werden fanr, indem fich Hiergu auch 

ebrauchte. Geräthfehaften von Kupfer und Meffing rechnen laſſen. 

enn nun zwar die Minifterien das Bedenfen an — für gerechtfer⸗ 
tigt halten, ſo koͤnnen ſie doch nicht unbemerkt laſſen, daß das Koͤnigl. 
Polizei⸗Praͤſidium nach der General⸗Verfuͤgung der Miniſterien des In⸗ 
nern für Handel und der Finanzen vom 6. September 1832. (Annal. 
S. 699.) hätte verfahren und den Fall zur Anzeige bringen follen. Ob 
auch künftig der Hauſirhandel mit Metallbruc für Berlin ganz 
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anszufcliehen fei, darkber wird ſich das Koͤnial. Polizei⸗Praͤſidium in 
Eins Berichte näber zu aͤußern haben, ni —* pa Ruͤckſicht 
auf das ZTröbler-Reglement vom 21. Oktober 1788,, als auf allgemeine 
——— iliche Erwaͤgungen. 

lin, den 23. Oktober 1833. 
Die Miniſter 
des Innern fuͤr Handel» und? der Finanzen. des Innern und der 
Gewerbe-Angelegenbeiten. . Polizei. 
v. Shudfmann. Maafen. v. Örenn. 


An . 
das Königl. Polizeipräfidium 
hiefelbft. 





b 


Auf den Bericht der Königl. Regierung vom 6. Juli c., in Be 
treff der Beſchraͤnkung des Gewerbeſcheins des Händlers E., für den 
Volizeibezirk von Berlin, wird die Königl. Regierung benachrichtigt, daß 
die biefige Behörde angeriefen worden ıfl, den Gewerbefchein auch für 
den Pferde- und Leinwandhandel gültig zu erflären, fobald ihr derfelbe 
wieder vorgelegt werben wird. | 

Was dagegen den Handel mit altem Kupfer und Mefling betrifft, 
fo »erfcheint das Verfahren des Polizeipräfidii gerechtfertigt, da ein fols 
cher nach dem Regulativ vom 238, April 1824. nicht für zuläffig erach⸗ 
tet werden kann, indem unter dem dafelbfi ($. 14. 2.) geftatteten Ans 
Faufe von Metallbruch nicht der Auf: und Verkauf gebrauchter metalle: 
ner Öeräthfchaften zu verfichen if, welchen angeblich der E. zu betrei- 
ben beabfühtigt. Die Königl. Regierung bat daber, fiatt des zurücge- 
benden Gemerbefcheing, einen andern auszufertigen, in welchem die Worte: 
„altem Kupfer und Meffing” nicht wieder vorkommen. 

Berlin, den 23. DOftober 1833. 

\ Die Minifter ! 
des Innern für Handel: und? der Finanzen. des Innern und der 
Gewerbe-Angelegenheiten. olizei. 
v. Schudmann. Maaßen. v. Brenn 


An 
die Königl. Regierung zu Potsdam. 
| 193. 
Refkript der Königl. Minifterien an das Gewerbeſteuer⸗ 


amt und abſchriftlich an das Königl. Polizeipräfidium 
hiefelbft, in eben verfelben Angelegenheit. | 


Da es hauptfählic in großen Städten im fiherheitspolizei- 
lichen Intereſſe erforderlich ift, gebrauchte und als ſolche noch 
brauchbare metallene Geräthe, namentlich von Kupfer und Meſ— 
fing, welche häufig Gegenftand des Diebſtahls und der Hehlerei 
find, dem Haufirverfehe zu entziehen, (was hinſichtlich folcher Ge: 


F 
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räthe aus Zinn, Eifen und Blei bei dem geringen Werthe berfel: 
ben nicht nothwendig fiheint) fo wird das Gewerbefteueramt hier⸗ 
durch angewieſen, 
bei der im Einverſtändniſſe mit dem hieſigen Polizeipräſidio 
zu bewirkenden Ausdehnung der auf den Haufirverfehr mit 
altem Metall oder Metallbruch lautenden Gemerbefcheine, Bes 
hufs des Gewerbebetriebes in Berlin, den Auffauf der ge: 
brauchten und als ſolche nody brauchbaren Metallgeräthe von 
Kupfer und Meſſing ausdrüdlich in dem Ausdehnungs: 
Vermerke zu verbieten, auch wird den in Berlin woh— 
nenden Perfonen der Auffauf folcher Geräthe innerhalb des 
hiefigen Polizeibezirfs mittelft der im 8 3. des Haufir: Re: 
gulativs vom 28. April 1824. gedachten Grlaubnißfcheine 
nicht geftattet werden. 
Die Regierung zu Potsdam it dem entfprechend veranlaßt worden, 
von jet ab jedem Sewerbetreibenden, welchem ein Gewerbefchein 
zum Haufirverfehr mit altem Metall oder Metallbruch ertheilt wird, 
zu Protofoll eröffnen zu laffen, daß der Auffauf der bezeichneten 
gebrauchten und noch brauchbaren metallenen Geräthe in Berlin 
durch Ausdehnung des Gewerbefcheins nicht geftattet werden dürfe. 
Rekahne und Berlin, den 9. Juli 1838. 
Die Minifter 
des Zunern und der Polizei. der Finanzen. 
| v. Rochow. abweſend. 


An 
dad Gewerbeſteuer-Amt und Abſchrift an das 
Königl. Polizeipräfidium hiefelbft zur Kennt: 
nißnahme und Nachachtung auf den Bericht 
vom 27. November v J 


194. 
Reſkript der Könige. Minifterien an das Königl. Po: 
lizeipraͤſidium hieſelbſt, in eben derſelben Angelegenheit. 





Die Verfügung vom 23. Oktober 1833. macht, wie dem 
Königl. Polizeipräſidium auf den Bericht vom 21. v. M. erwie⸗ 
dert wird, einen Unterſchied zwiſchen Metallbruch und zwiſchen 
altem Kupfer und Meſſing; ſie verſteht unter dem letztern Aus⸗ 
drucke zugleich auch Geräthe aus dieſem Metalle, welche noch 
brauchbar ſind, und verbietet den Hauſirhandel mit ſelbigen, weil 
er zu einem Trödelhandel im Umherziehen führt, den Hauſirhan⸗ 
del mit erfierem (Metalbruch) aber nicht. Wenn nun in der 
Verfügung vom 9. Zuli d. 3. auch der Haufirhandel mit- dem 
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gedachten noch brauchbaren Geräthen im Allgemeinen für zuläffig 
erachtet ift, und nur im größeren Städten, namentlich in Berlin 
für unzuläffig erklärt wird, fo iſt damit für das Intereſſe der 
Berliner Sicherheits: Polizei. befriedigend geforat. Die Befchrän: 
fung jener Beftimmung vom 23. Oktober 1833. haben wir aber 
um deshalb eintreten laffen, weil dafür gehalten ift, daß auch der 
Handel mit altem Kupfer und Meffing auf dem Lande, nament: 
li für Zandleute, die entfernt von Städten wohnen, von erheblis 
chem Nugen, dagegen der Nachtheil, welcher in größeren Städten 
von diefem Handel zu erwarten, nicht zu befürditen fei. 

Berlin, den 23. Auguft 1838. . 


Der -Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifter. _ 


v. Rochow. v. Alvensleben. 

= 195. 
Meffripe der Könige. Minifterien an die Königl. Regie 
rung zu Breslau, und abfchriftlih an die Königl. Re; 


gierung. zu Pofen, den. Haufirhandel mie Handfchuhen 
betreffend. | 





Die Königl. Regierung hat dem N, den diesjährigen Gewer: 
befchein zum Haufirhandel mit ordinairen Handſchuhen von 
Leder ertheilt. Dies hätte nicht gefchehen follen, da Handſchuhe 
von Leder nicht zu denjenigen Gegenftänden gehören, auf welche 
die Regierungen nach $. 14. des Regulativs vom 28. April 1824. 
ohne dieffeitige Genehmigung Gewerbefcheine zum Haufichandel ers 
theilen dürfen. | | 

Durd die Derfügung vom 28. März 1826., auf welche die 
Königl. Regierung Sich in Ihrem Schriftwechfel mit der Königl. 
Regierung zu Pofen bezogen hat, ift die Königl. Regierung aud) 
nicht ermächtigt worden, Gemerbefcheine zum Haufirhandel mit Hand» 
ſchuhen aus Leder auszufertigen, da in diefer Verfügung der Stoff, 
aus dem die Handfchuhe bereitet werden, nicht: genannt. iſt, und 
der Haufirhandel mit geftridten Handfchuhen aus Wolle oder mit 
dergleichen aus Leinen, nad $. 14. Nr. 5. a. a. D., allerdings 
von den Negierungen geflattet werden kann. 

Berlin, den 21. Zuli 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifter. 
abwefend. : v. Alvensleben. 
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196. 
Reffript der Koͤnigl. Miniſterien an die Koͤnigl. Regies 
rung zu Coblenz, daß mit Fleckwaſſer Fein Hauſirhan⸗ 
del ſtattfinden duͤrfe. 





Dem Handelsmann N. kann der nach dem Berichte der Kö: 
nigl. Regierung vom 24. Auguft d. J. erbetene Gewerbeſchein 
zum Haufirhandel mit Fleckwaſſer nicht ertheilt werden, da von 
= einem folchen Handel für das Publifnm eher Nachtheil als Nuten 
zu erwarten ift. 

Berlin, den 28. September 1838. 

Der Minifter des Innern und.der Polizei. Der Finanzminifter. 
v. Rochow. v. Alvensleben. 


4 


197. 
Reffripe der Könige. Minifterien an die PER Re: 
gierung zu. Liegnig, den Haufirhandel mit Seife und 
Fichten betreffend. 


Auf den Bericht vom ‚27. Zuni d. J., über das Gefuch des 
Bürgers N. zu Neuftädtel, um einen Gewerbefchein zum Haufir: 
handel mit Licht und Seife, wird der Königl. Regierung zuvörs 
derft bemerflich gemacht, daß Seife in Tafeln zu den groben fur: 
zen Waaren gehört. Da nun nah Pr. 4. des $. 14. im Res 
gulativ vom 28. April 1824. auch mit folhen Waaren, welche 
den in der Erhebungsrolle ausdrüdlich benannten groben furzen 
Waaren ähnlich oder ihnen gleich zu achten find, ein Haufirhandel 
getrieben werden darf, fo leidet es, was auch in einer gemeinfchafts 
lihen Verfügung der unterzeichneten Minifterien vom 1. Juli 
1825. (Schimmelfennigfihe Sammlung Bd. 2. ©. 325. u. 
v. Kamp Annalen 1825. ©. 742.) ausgefprochen und von ans 
dern Regierungen bisher anerfannt worden, fein Bedenfen, daß 
zu dem Haufirhandel mit Seife, überhaupt Gewerbefiheine ertheilt 
werden dürfen. 

In dem vorliegenden Falle wird — dem N. der Gewer⸗ 
befchein zum Handel mit Seife. im Umberziehen, wenn. gleich Lichte 
ausgefchloffen bleiben, nicht zu verfagen fein, (zumal feine Harthö—⸗ 
rigfeit Fein Hindernid im inne des $. 11. zu 3. des gedachten 
Negulativs abgibt) in fofern nicht andere perfonliche Gründe ent: 
gegen fiehen. Ein folcher würde, da fonft feine Einwendungen 
gegen feine Perfönlichfeit gemacht find, zwar wohl darin gefunden 
werden fünnen, daß er ohne Gewerbefchein haufirt hat. Da dies 
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jedoch nur einmal ermeislich gefchehen ift, überdem auch dem N, 

nach Borfiehendem der Handel mit Seife zu geftatten gewefen wäre, 

fo wird die Königl. Regierung veranlaßt, demfelben jegt mit Bes 

zug auf feine Vorſtellung vom 18. Mai d. 3. einen Gewerbe: 

fchein zum Haufirhandel mit Seife zu ertheilen. 

Berlin, den 24. Auguft 1838, 

Der Miniter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifter. 
v. Rochow. v. Alvensleben. 


198. 
Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien an die Koͤnigl. Regies 
rung zu Liegnitz, in eben derſelben Angelegenheit. 





Nach dem Verzeichniſſe, welches der von der Königl. Regie⸗ 
rung in dem Berichte vom 14. September d. J. in Bezug ge: 
nommenen Berfügung vom 18. Dezember 1831. beigefügt wor: 
den, gehört feine Seife in Täfelhen und Kugeln zu den Kram: 
waaren, auf welche Gewerbefcheine zum Haufichandel ertheilt wer⸗ 
den dürfen. 

Es iſt daher durch diefe Verfügung in Betreff .der Zuläffig- 
feit des Haufichandels mit Seife nichts geändert, namentlich der 
Grund nicht aufgehoben, aus dem bereits durch die Verfügung 
vom 1. Juli 1825. die Geftattung des Haufirhandels mit. Seife 
überhaupt für zuläffig erklärt ift. Zum Verbote diefes anderwäris 
geftatteten Haufirhandels im Bezirfe der Königl. Regierung fehle 
es an Beranlaffung, weshalb es bei der Verfügung vom 24. Aus 
guft d. 5. fein Bewenden behalten muß. ‚ 

Berlin, den 21. Oftober 1838. 

Der Minifter des Innern und der.Polizei- Der Finanzminifter. 


v. Rochow. v. Alvensleben. 
K. ö 
Polizei der Landftraßen. 
' 199. 


Reffripe des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an das Königl. Polizeipräfidium hieſelbſt, vie 
Aufſtellung polizeiliher Warnungstafeln an öffentlichen, 
nur für Sußgänger beſtimmten Feldwegen betreffen. 


Dem Königl. Polizeipräfidio eröffne ich, unter Mittheilung 
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des Geſuchs des hiefigen Magifirats um Aufftellung von War: 
nungstafeln auf den Feldern der Kölnifchen Feldmark, vom 15. 
v. M. in Abfchrift, daß das Geſuch des Magifirats vollftändig 
begründet iſt; denn es handelt ſich hier nicht von Privatwegen, 
deren Schu allerdings lediglich dem Eigenthümer zu überlaffen 
iſt; fondern von öffentlichen Wegen, deren Benutzungsart, und daß 
fie nur für Fußgänger beſtimmt find, von der Polizeibehörde ſchon 
deshalb anzuzeigen iſt, weil fonft die willführlihe Benugung zum 
Reiten und Fahren die Wege verfihlechtern und zu Zeiten grunds 
(08 machen, und dadurdy ihre eigentliche Benugung vereiteln würde. 
In diefer Beziehung erfcheint daher die Aufftellung von War: 
nungstafeln an den dazu paffenden Stellen auf der gedachten Feld: 
marf zweckmäßig und nothmendig, und wird dem Königl. Polis 
zeipräfidio „hiernach die weitere Ausführung des in Rede fiehenden 
Antrags überlaffen. 
Rekahne, den 8. Juli 1838. | 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 


v. Rochow. 
-L. 
Strom: und Schifffahrts⸗Polizei. 
| 200. 


Polizei-Reglement für die Sicherheitshäfen und deren 
Lagerpläge zu Zufternberg und Erudenburg an der Lippe. 





I. Berhalten beim Gebraud 

a. der Häfen. | 

$. 1. Jeder Schiffer oder Flößer, der mit feinem Schi 
oder Floße in einen diefer beiden Häfen einlaufen will, muß ſich 
bei dem Hafen: Aufjeher zu Fufternberg oder Erudenburg melden, 
um mit feinem Schiffe oder Floße, nad) den längs des Hafens 
errichteten und mit laufenden Nummern verfehenen Pfählen zc., 

die einzunehmende Stelle ſich anmeifen zu laffen. 

$. 2. Die eingelaufenen Sciffsgefäße oder Flöße müſſen, 
gleich nachdem fie die angewiefenen Stellen eingenommen haben, 
mit befonderen feſten Tauen an die vorgedadhten Pfähle tüchtig 
befeftigt werden. Kein Schiffer oder Zlößer darf in den Böfchuns 
gen der Hafendämme und Wege, oder in und auf dem Ufer, Ans 
fer fchlagen; dagegen haben diefelben darauf zu wachen, daß fie, 
bei abmechfelnd fteigendem und follendem Waffer, mit ihren Fahr: 
jeugen 
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zeugen oder Flößen nicht auf den Böſchungen der vorerwähnten 
Dämme, welche unter feinem Borwande befchädigt werden dürfen, 
hängen bleiben. Ä 

$. 3. Niemand darf das Tauwerk oder die Ketten eines 
andern Schiffes oder Flößes, womit es in vorbezeichneter Art feft: 
gemacht ift, ohne Zuftimmung des Eigenthümers und ohne des 
Hafen-Auffehers ausdrüdliche Ermãchtigung löſen und anders be: 
feftigen. 

$. 4. Schiffen, deren: Ladung ganz oder auch nur zum 
Theil aus leicht entzündbaren oder giftigen Stoffen, als Schieß— 
pulver, Schwefel, Bitriolöl, Scheidewafler, Holzfohlen, Arfenif, 
Bleimeiß und dergleichen beficht, ift das Suupafen gänzlich un: 
terfagt. 
$. 5. Der Eingang zum Hafen, und der zur Kommunifa- 
tion nöthige Raum im Innern deffelben, müflen flets frei und 
offen fein: Weder Schiffe noch Flöße, oder Schiffe und- Flof- 
Geräthſchaften, dürfen im Hafenmunde liegen. 

i Menn ein Fahrzeug im Hafen finfen möchte, fo muß 
daffelbe gleich wieder flott gemacht und erhalten, fonft herausge: 
fchafft werden. Flöße und einzelne Hölzer, welche unter Waffer 
liegen follen, find nach der vom Hafen-Auffeher anzumweifenden 
Stelle zu bringen, wo fie nicht hindern, und müffen jedenfalls mit 
aus dem Waſſer hervorragenden Stangen bezeichnet werden. 

8. 7. Sinkſtoffe oder Unrath über Bord zu werfen, oder 
die Doffirungen und Wege des Hafens damit zu befchütten, ift 
verboten ;. diefelben follen an eine beflimmt vom Hafen: Auffeher 
dazu anzuweifende Stelle gefchafft und daſelbſt ausgefchüttet 

werden. 

$. 8. Beim Froft ift jeder Schiffer und Floͤßer gehalten, 
ſein Schiff oder Floß täglich loszueiſen und flott zu erhalten. 
Wird es vom Hafen-Auffeher für nöthig erachtet, das Eis in der 
Hafenmündung und in der Fahrbahn des Hafenbaflins zu brechen, 
fo haben die Schiffs: ‚und Floß-Eigenthümer oder Führer der Auf: 
forderung Dazu mit ihren Knechten zur beflimmten Zeit Folge zu 
leiften, und folches nach Anweifung des Hafen : Auffehers unwei- 
gerlich zu bewirken. 


b. der Lagerplaͤtze. 


$. 9. Jeder Schiffer und Flößer, der Holz und andere Ge: 
genftände auf den Lagerpläßen ausladen oder auffchleppen laffen 
will, Hat dem Hafen:Auffeher Behufs Anmeifung und Bezeichnung 
des dazu erforderlichen Flächenraums, deffen Grenzen in feinem 
Falle überfchritten werden dürfen, vorher Anzeige davon zu mas 
hen. Diefe Beftimmung gilt auch für Fuhrleute, welche Hölzer 
Annalen. Heft IL. 1838. Ddd 
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oder andere Gegenftände zur Achfe, zur Lagerung oder weiteren 
Derfendung zu Waſſer, anbringen. 

$. 10. Das Ausladen oder Auffchleppen der Hölzer, inglei- 
chen derem Wiederverladung darf nur über im Ufer anzubringende 
Streichhölzer gefchehen. 

\ c. des Schiffwerftes. 


$. 11. Wer auf dem Sciffswerfte neue Fahrzeuge bauen 
oder alte ausbeſſern laffen will, hat fi an den Hafen-Auffeher zu 
wenden ‚- welcher den dazu nöthigen Flächenraum anmweifen wird. 


I. Entrihtung der Abgaben. 


$. 12: Die Hafen: und Lagergelder werden nach dem Tas 
rif vom 6. Dezember v. J., welcher diefem Reglement beigedrudt 
ift, (Anl. a.) an den zu deren Erhebung beftellten Empfänger der 
Lippe-Schifffahrts- Gefälle zu Fufternberg und zwar das Hafen: 
geld vor dem jedesmaligen Einlaufen in den Hafen, das Togergelb 
vor der DVerfendung vom Lagerplaße entrichtet. 

$. 13. Bon alfen Schiffen, Flößen und unbeladenen Fahr: 
zeugen, welche in den Hafen zu Fuſternberg einfehren, wird 
die Scifffahrtsabgabe für die Stromſtrecke von Dorfen bis 
Weſel oder umgefehrt erlegt, bevor eine Deränderung. mit den: 
felben vorgenommen werden darf. 


III. Strafbeflimmungen. N 


$. 14. Übertretungen der in den 85. 1—11. enthaltenen 
Porfchriften werden mit einer Polizeiftrafe von 10 Ser. bis 
5 Nthle. oder im Falle des Unvermögens mit verhältnißmäßiger 
Gefängnißftrafe geahndet. Im Miederholungsfalle können diefe 
Strafen verdoppelt werden. -. Außerdem ift der Uebertreter ver: 
pflichtet, den angerichteten Schaden zu erfeßen. 

Übertretungen, die mit Ungehorfam oder Widerſetzlichkeit 
gegen die Anordnungen des Hafen-Auffehers verbunden find, trifft 
das Marimum der Strafe. Wörtliche oder thätliche Beleidigun- 
gen gegen diefe Dffizianten werden nach den allgemeinen gefeßli: 
chen Beftimmungen beftraft. 

9 15. . Die: Hafen-Auffeher haben über jede Zuwiderhand- 
lung, unter Bernehmung der Betheiligten, ein Protokoll aufzu— 
nehmen und dem LippsSchifffahrts.Infpektor einzureichen, welcher 
das Nefolut abfaßt und. publiziren läßt. Innerhalb zehn Tagen 
nach der Publifation .fieht dem Berurtheilten der Refurs an den 
Lippe-Schifffahrts-Direftor, bei Strafen über fünf Thaler, nach 
feiner Wahl, fiatt des Nefurfes, der Antrag auf Unterfuchung und 
Entfcheidung durch das betreffende Gericht offen. 


\ 
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$. 16. Veſchwerden gegen die Hafen-Auffeher find bei dem 


Lippe: Schifffahrts- Infpeftor, gegen letztern aber bei dem Lippe: 
Schifffahrts- Direktor, anzubringen. | 


$. 17. Diefes Reglement fol in den Amisſtuben ſämmtli⸗ 


cher Erheber der Lippe-⸗Schifffahrts-Gefälle angeſchiagen und durch 
die Amtsblätter der betreffenden Regierungen befannt gemacht 
werden. — 


Berlin, den 1. Auguſt 1838. 
(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
v. Alvensleben. 


— 


gr welchem das Hafen: und Lagergelb fuͤr Benutzung der 


* 


icherheitshaͤfen und Lagerplaͤtze zu Fuſternberg und 
Crudenburg zu — iſt. 





A. Hafengeld. 


1) Vom Floßholze für jeden Quadratfuß der Oberfläche eines Floßes, 

einfchließlich des Flottwerfes und Wafferraums, 
a. bei einfachen Ragen- - « x 2 ee.“ — Sgr. 1 Pf. 
b. bei doppelten Lagen . -. - 2 2 2 0. — — 2% 
Kür jede Lage mehr wird ein Pfennig mehr 
für den Duadratfuß der Oberfläche entrichtet. 

2) Bon Schiffsgefäßen, beladen oder unbeladen, für 

jede 40 Centner Ladungsfäbigfeit erg eh 
ür das zu einem Schiffsgefäße gehörige, die: 
fem angehängte Boot, wird nichts entrichtet. 
B. 2agergeld. 

4) Bon allen Gegenfländen — mit Ausnahme des 
in Floͤßen oder Anhängen verfendeten Holzes — 
die Werfendung mag ju Waſſer oder zu Lande | 
—5 fuͤr Ei De — ⸗ 1⸗ 

2) Bon Holz bei deſſen Verſendung in Floͤßen oder 
Anhängen an Schiffe für jeden Duadratfuß der 
Dberfläche eines Floßes, einfchlieglich des Alotts 
werfes und MWafferraums, 

a. bei einfachen Lagen . » » 2... — e 3 Se 
b. bei doppelten Lage... .— ⸗ 1 
Für jede Lage mehr wird ein halber Pfennig 
‚mehr für den Duadratfuß der Oberfläche 
entrichtet. 
Zufäßlihe Beflimmungen. 

1) Ein Flächenraum von weniger ald einem Duadratfuße (A. 1., 
B. 2.) wird für einen vollen Quadratfuß; eine Summe von_ we⸗ 
niger als 40 Gentner Radungsfähigfeit (A. 2.) für volle 40 Eent- 

‚ ner; ein Gewicht von weniger als 1 Eentner At: für 1 vollen 
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Centner, und der Kubiffuß Holz bei der Verfendung zu Lande zu 
3/, Gentner angenommen. 
2) Das Hafengeld ift beim jedetmaligen Einlaufen in den Hafen, das 
Lagergeld bei der Verfendung vom Lagerplaße zu entrichten. 
Fuͤr das erfiere koͤnnen die Floͤße und Gefäße ein Jahr vom Tage 
des Einlaufens ab im Hafen, für das Lagergeld die gelagerten Gegen, 
fände unbeſtimmte Zeit auf den Plaͤtzen verbleiben. 
3) Wer e8 unternimmt, fich der Entrichtung des Hafen: oder Lager- 
geldes auf irgend eine Weiſe zu entzieben, erlegt außer dem ver: 
Fürsten Abgabenbetrage das Bierfache deffelben als Strafe. 
Berlin, den 6. Dezember 1837. —— 
| (L. Friedrich Wilhelm. 


v. Ulvensleben. 


201. 


Reglement, das Vorbeifahren der Dampffchiffe anein- 

ander und an anderen Schiffen betreffend; nebft fonftis 

gen Borfchriften, die fomwohl von den Dampffchiffen 

als Segelfchiffen bei der Fahre auf dem Rhein zu 
beachten find. 





Nachdem die größere Ausdehnung der Dampfichifffahrt auf 
dem Rheine und die Erfahrung das Bedürfniß mehrerer Abände: 
rungen und Zufäße des Neglements vom 9. Mai 1828. darge: 
than hat, fo werden, unter Aufhebung deffelben, nachitehende Be 
flimmungen erlaffen. 

$. 1. Wenn Dampfichiffe fich begegnen, fo foll das firom: 
aufwärtsfahrende Dampffchiff überall, fo weit es das Fahrwaſſer 
zuläßt, das linfe Rheinufer, das firomabmwärtsfahrende Dampf: 
fchiff aber, fo viel als thunlich, das rechte Aheinufer halten. 

.2. Menn ein Dampfſchiff ſtromaufwärts einem andern 
ebenfalls ſtromaufwärts fahrenden Dampfſchiffe vorbeifahren will, 
fo fol das vorbeifahrende Schiff durch Aufhiffen einer blauen 
Flagge bis halben Maft und durch fünf Schläge auf die Glode 
dem vorbeifahrenden Dampffchiffe ein Zeichen geben, worauf dies 
letztere Schiff auf derjenigen Seite, wo es fid) befindet, fich dem 
Lande fo viel nähert, als es das Fahrmwafler zuläßt. Das vorbei- 
fahrende Schiff hingegen nimmt die entgegengefehte Wafferfeite in 
möglichfter Entfernung vom andern Schiffe. 

Befindet fich aber das vorfahrende Schiff in der Mitte des 
Stroms, dann weicht diefes fo viel als möglich nach dem linken 
Ufer, Steuerbordfeite, aus, und das vorbeifahrende Schiff richtet 
feinen Lauf nach dem rechten Ufer, Badbordfeite, ebenfalls fo viel 
als möglich iſt. 
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d. 3. Wenn ein Dampffchiff firdmabtwärts einem ebenfalls 
firomabwärtsfahrenden Dampfichiffe- vorbeifahren will, fo fol es 
die nämlichen im vorftehenden $. vorgefchriebenen Zeichen geben, 


worauf das borfahrende Dampfichiff, fo viel es das Fahrwaſſer 


zuläßt, das linfe Ufer, Backbordſeite, halten muß, um das vorbei- 
wollende Dampfichiff zwifchen fih und dem rechten Ufer vorbei 
zu laffen. 

$. 4. Beide in den. 88. 2. und 3. vorgefehene Fälle Fönnen 


dann nur flattfinden, wern das bvorbeimollende Schiff unbezweifelt. 


ſchneller als. das vorfahrende Schiff fährt, und kömeller fah⸗ 
ren will. 

. 5. Alle ſtromaufwärts fahrende Dampffchiffe müffen den 
ebenfalls fromaufwärtsfahrenden GSegelfchiffen an der entgegenge: 


fegten Seite der Leinpfade vorbeifahren. Wenn diefe Vorbeifahrt 


an einer Stelle gefchehen foll, wo das Fahrwaſſer fo enge ift, 


daß, um die Vorbeifahrt zu bewerkftelligen, das Segelſchiff aus⸗ 


weichen muß, fo foll das Dampfichiff feine Abficht, vorbeizufahren, 


dadurch zu erkennen geben, daß es eine blaue Flagge bis halben . 


Maft aufzieht und fuͤnf Schläge auf die Glode gibt. Auf diefes 


Zeichen foll das GSegelfchiff fa viel auf die Leinpfadfeite beilegen, 
‘als das Fahrwaſſer es zuläßt,. das Dampfſchiff aber fol fo viel- 


als möglich an der. entgegengefeßten Seite: vorbeifahren. 


5.6. Wenn die firomabwärtsfahrenden. Segelfchiffe ‚ohne. 


Gebrauch der Segel ſich der Strömung überlaffen und das Thal: 
fahrwaſſer inne halten und es dann an den erforderlichen Mitteln 
fehlt, gehörig ausweichen zu können, fo Soll es den Dampfſchiffen 
fowohl bei ihrer Thalfahrt, als bei ihrer Bergfahrt überlaffen fein, 
diejenige UÜferfeite zu wählen, welche fie am geeigneteften erachten, 
um an den zu Thal fahrenden Gegelichiffen vorbeizufahren; mit 
Ausnahme jedoch der Stellen, für welche hier unten befondere Bes 
flimmungen erlaffen find. 

$. 7. Wenn aber ein Segelfchiff mit angefchlagenen Segeln 
zu Thal fährt, fo foll es den zu Berg fahrenden Dampficiffen 
überalt nady dem rechten Ufer hin ausweichen und zwar fo viel, 
als es das Fahrwaſſer zuläßt. Muß aber das Dampfihiff das 
rechte Ufer inne halten, fo foll es durch Aufziehen der blauen 
Flagge auf halben Maft und durch fünf Schläge an die Glode 
dem Gegelichiff ein ae geben, worauf diefes gehalten ift, fo 
nahe als möglich dem linfen Ufer zuzufahren. 

§. 8. Wenn die zu Thal fahrenden Dampfichiffe zu Berg 
fahrenden Segelfchiffen begegnen, fo follen die Dampffchiffe immer 
fo viel, als das Fahrwaſſer es zuläßt, die entgegengefehte Seite 
der Leinpfadsufer halten, die Segelſchiffe dagegen ſollen, wo es 
nöthig iſt, ſo viel als möglich, auf dem Leinpfadsufer beilegen. 
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89 Wenn bei der Fahrt zu Berg ein Gegelfhiff vor 
dem Engers’fchen Grunde, und bevor es die Leine gelängt hat, 
um diefen Grund zu umfahren, ein Dampffchiff gewahrt, welches 
entweder zu Berg oder zu Thal den Grund ebenfalls paffiren will, 
fo fol das Segelfchiff fo lange halten bleiben, bis das DE 
fchiff vorbei if. Zu dem Ende foll das Dampfſchif die ad $. 3 
vorgefchriebenen Zeichen geben. 

Menn aber das GSegelfchiff, bevor es das Dampffchiff gewah- 
ren kann, wirklich ſchon im Begriffe ift, den Grund zu umfahren, 
fo fol das Dampfichiff bei der Bergfahrt fo lange ftopfen, bei 
der Thalfahrt aber fo lange aufſchlagen ‚ bis das Segelſchiff den 
Grund umfahren hat. 

: 810. Bei der Berafahrt fowohl, als bei der Thalfahrt - 
müffen die Dampfichiffe fo lange ftopfen oder fo lange aufichlagen, 
bis ein zu Thal fahrendes, ihnen begegnendes, oder vor ihnen fah: 
rendes Gegelfchiff den Engers’fchen Grund paffirt ift, weil es dem 
Segelfchiff bei der Thalfahrt an Mitteln gebricht, dem Dampf: 
fchiffe auszumeichen. 

Menn aber ein zu Berg fahrendes Dampffchiff fchon wirk⸗ 
lich im Begriffe ift, den Engers’fchen Grund zu umfahren, und 
mithin das zu Thal kommende Segelfchiff noch weit genug ober: 
halb des Grundes fich befindet, um ohne Gefahr Halten zu kön— 
nen, fo muß letzteres fofort auffchlagen und vor Anfer gehen, bis 
das Dampfichiff paffirt fein wird. 

8 411. Borftehende Berfügungen in Bezug auf den En: 
gers’fchen Grund haben nur Anwendung bei niedrigem Waſſer⸗ 
ftande, wenn die Schiffe den Grund umfahren müffen, und gelten 
> in ganz gleicher Weiſe für die eben fo befchaffene Stelle, befannt 
unter der Benennung: „Schottel bei Spay.” Tritt aber der Fall 
ein, daß an diefer letztern Stelle ein Segelfchiff Seile nad) bei: 
den Ufern hin ausgefpannt hat, dann muß dasjenige, mas nad) 
dem rechten Ufer hin gebracht ift, fo lange fallen gelaffen werden, 
bis das Dampfſchiff vorbei ift. 

$. 12. Bevor ein zu Berg fahrendes Dampfihiff von 
St. Goar abfährt, muß daffelbe eine Wahrfchau vorausfchiden, 
bis auf den Punkt, wo die Paſſage der Bank überfehen werden 
Fann. Erblidt diefe Wahrfchau ein zu Thal Fommendes Schiff, 
fo muß fie ein Zeichen mit der rothen Flagge geben, damit das 
Dampfihiff fo lange zurüdtbleibt, bis das Thalſchiff paffirt iſt. 

$. 13. Gleiche Verpflichtung, eine Wahrſchau vorauszu⸗ 
ſchicken, wird den zu Berg fahrenden Segelfchiffen auferlegt, die 
auf gleiche Zeichen fo lange halten bleiben müffen, bis die zu 
Thal Fommenden Dampfichiffe oder Segelfchiffe paffirt fein werden. 

-$. 14. Die Dampficiffe geben an denjenigen Orten ihrer 
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Vorüberfahrt refp. ihrer Ankunft; wo fie an die Landbrüde anzu: 
legen oder im Strome ‚anzuhalten gedenfen, oder es zu thun be: 
veit find, ihre Annäherung durch Läuten mit der Schiffsglode zu 
erfennen. - Ohne ein folches Zeichen gibt das Dampffchiff zu ver: 
fiehen, daß es gefonnen iſt, fich nicht aufzuhalten. 

$. 15. Anden Orten, wo für die Dampffchiffe eigens an- 
geſtellte Kahnführer find, wird vom anfommenden Dampffchiffe 
fehr zeitig und fobald es des Ortes anfichtig wird, die Gignal- 
flagge aufgehißt, wenn es im- Falle ift, dort Perfonen oder Güter 
an den Kahnführer zu überliefern. x 
Died! gilt als Aufforderung an den Kahnführer, fih an das 
Dampfichiff zu begeben. 

Eben fo müfjen die Kahnführer, welche Perfonen oder Gü— 
ter an das Dampffchiff zu bringen haben, dieſes fehr zeitig und 
fobald. fie des Dampfichiffes anfichtig werden, durch das Aufſtecken 
der Signalflagge, die ihnen bei ihrer Anftelung und für die 
Dauer ihrer Bedienftung von der betreffenden Dampfichiffs:Di- 
reftion zugeftellt wird, zu erfennen geben. | 
Iſt das Dampfichiff Willens, den Kahn an fich heranfom: 
men zu. kaffen, - dann fiellt es feine Räder flille und läßt den 
Dampf abblafen. - Nicht eher als bis die Näder ſtille geftelft und 
der Dampf abbläft, darf der Kahn fich dem Schiffe nähern, und 
nicht eher, alg bis der Kahn wieder zehn Schritte weit feitwärts 
vom Schiffe entfernt ift, dürfen die Räder wieder in Bewegung 
gefet und der Dampf wieder eingefperrt werden. Jeder diefer 
Kähne muß von wenigftens zwei fchiffsfundigen und flarfen Män— 
nern geführt und mit allen Vorrichtungen in diefem Dienfte wohl 
verfehen fein. Die darin geführt werdenden Perfonen müffen alle 
figend ‚fein. Die Dampffchifffahrts-Direktionen dürfen keine Kähne 
und Kahnführer in ihren Dienft nehmen oder darin behalten, in 
fo fern ihnen Fein Atteft von der Orts: Obrigkeit zugeftellt ift, 
woraus hervorgeht, erfilich: daß der Kahn für den Dienft voll: 
fommen tauglich und mit allen Vorrichtungen vollkändig verfehen 
ift, und zweitens: daß die Kahnführer fchiffsfundige, Fräftige und 
nüchterne Leute find. Diefes Atteft muß aljährlic aufs neue 
beigebracht werden. 

$. 16. Jedes zu Berg fahrende Schiff, ohne Ausnahme, ob 
es ein Dampf: oder ein Segelfchiff ift, fol von Asmannshaufen 
aus eine Wahrfchau vorausfhiden, um durch ähnliche Zeichen wie 
ad $. 12. vorgefchrieben ift, das zu Berg fahrende Schiff zu wars 
nen, wenn ein Thalfchiff von Bingen abgefahren ift, um das Bin- 
gerloch zu pafliren und in diefem Falle foll das zu Berg fahrende 
Schiff fo lange ftopfen refp. beilegen, bis das Thalſchiff das Loch 
paſſirt hat. 
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$. 17. Bevor ein zu Thal fahrendes Dampfichiff von Bin- 
gen abfährt, fol es auf dem linken Rheinufer eine Wahrſchau 
ftehen haben, um ein Zeichen durch eine ſchwarze Flagge zu ges 
ben, wenn ein Berofchiff im Begriffe ift, das Loch zu pafliren, 
und fol alsdann das Thalfchiff halten bleiben, bis die Wahrfchau 
das Zeichen. niederlegt. F 

$. 18. Jedes Schiff, welches beim Dunkel fährt, fei es 
ein Dampfſchiff oder ein Segelſchiff, ſoll, von Sonnenuntergang 
bis Sonnenaufgang bei der Bergfahrt mit zwei hellbrennenden 
Laternen ſeitwärts am Maſte und übereinander verſehen ſein, bei 
der Thalfahrt aber noch eine dritte hellbrennende Laterne unterm 
Bugſpriet führen. 5 | 

8. 19. Jedes Schiff, welches bei Nacht auf dem. Strome 

an irgend einer Stelle vom Ufer entfernt, oder wo gewöhnlich 
feine Schiffe am Ufer zu halten pflegen, oder in der Nähe der 
Brüden, wo die Dampffchiffe-anfahren, vor Anker liegt, fol ohne 
Ausnahme, ob es ein Segelfchiff oder Dampfichiff ift, mit: einer 
heilbrennenden Laterne am Maft, oder in Ermangelung eines Mas 
fies auf einer fichtbaren Stelle des Verdecks verfehen fein. , Flöffe 
müffen, wo fie bei Nacht halten, auf jeder der beiden Eden, 
welche vom Ufer abgefehrt find, eine heilbrennende Laterne un 
terhalten. | 
$. 20. Jedes Dampfichiff, welches bei Nebel auf dem 
Strome an irgend einer Stelle vor Anker liegt, foll von 5 Mi: 
nuten zu 5 Minuten Zeichen durch 7 Schläge auf die. Glode 
geben. 
G. 21. Wenn einem Dampfichiffe in der Fahrt Fleine Fahr: 
zeuge bis zu 10 Laften Ladungsfähigkeit begegnen, die entweder 
zu Thal oder zu Berg oder von einem Ufer zum, andern fahren, 
fo fol das zu Thal fahrende Dampfichiff in der Nähe derfelben 
nur -mit halber Mafchinenkraft fahren, und fich foweit entfernt 
halten, als es örtlich zuläffig ift, damit möglichft Unglüden, welche 
durch MWellenfchlag veranlaßt werden Fönnen, vorgebeugt 
werde. 

Sollte indeffen aus irgend einer Urfache das Dampfſchiff dem 
Fleinen Fahrzeuge fo nahe gefommen fein, daß der Wellenfchlag 
bei Ausübung halber Mafchinenfraft für daffelbe gefährlich werden 
fönnte, fo fol das Dampfihiff die Räder fo lange ftill halten, 
bis das andere Fahrzeug fich weit genug davon entfernt haben 
wird, wenn ſolches thunlich ift, ohne das Dampffchiff felbft in Ge— 
fahr zu bringen. 

S. 22. Wenn ein Dampfichiff zu Berg oder Thal anfommt, 
o follen 
a. die fliegenden Brüden zu Neuwied, Mühlheim und Düffeldorf 


— 
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und die fliegenden Ponten zu Linz, Hamm, Kaiſerswerth, 
Orſoy, Rees und Emmerich auf das linke Rheinufer, und 
b. die fliegende Brück zu Bonn, ſo wie die fliegenden Ponten 
zu Uerdingen und an der Beeck bei Kanten auf das rechte 
Rheinufer | — 
ausweichen. Zu dem Ende ſollen die Dampfſchiffe bei allen vor: 
gedachten Weberfahrtspläßen fieben Schläge auf die Glode geben. 
Bei Nacht ſollen alle sub a. vorgenannten Brüden und 
Ponten ſtets an dem Tinten Rheinufer, die sub b. aber auf 
dem rechten Rheinufer halten, und follen fie eine hellbrennende 
Laterne am Mafte haben, wenn befondere Umftände eine Abwei— 
chung von diefer Beftimmung nöthig machen möchten. _ 
$. 23. Die fiehenden Brüden dürfen die Dampffchiffe nicht 
anders, als höchſtens nur mit halber Mafchinenfraft paffiren. 
$. 24. Mebertretungen der in gegenwärtigem Reglement ge: 
gebenen Borfchriften werden durch eine den Betrag von 5 Rthlrn. 
nicht überfteigende Strafe polizeilich geahndet und wird die außer 
derfelben beftehende DBerpflichtung zum Schadenerfaße nach den all: 
gemeinen gejeglichen Beftimmungen erörtert und feftgeftellt werden. 
Berlin, den 11. September 1838. | 
Der Finanzminifter. 
v. Alvensleben. 


| 202. | 
Reffripe des König. Suftiiminifteriums an den Königl. 
General Profurator zu Coͤln, mit dem-Gefchäfts-Re: 
gulativ für die Rheinſchifffahrts-Central⸗Kommiſſion :c. 


Die Rheinfchifffahrts: Central:Kommiffion hat für diejenigen 
Rheinſchifffahrtsſachen, in welchen fie als Appellinftanz zu fungiren 
berufen ift, um dem Publiftum die Überzeugung zu gewähren, daß 
die Appellfachen von Seiten der Central: Kommiffion nicht wills 
Führlich, fondern nach beftimmten Grundfägen behandelt werden, 
ſich über ein Gefchäfts: Negulativ vereinigt, von welchem Euer 
Hochmwohlgeboren hierbei Abfchrift (Anl. a.) mit dem Auftrage er- 
halten, daffelbe nebft diefer Verfügung durch die Amtsblätter der 
Königl. Regierungen zu Cöln, Eoblenz und Düffeldorf zur öffent: 
lichen Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 28. Auguft 1838. - 

Sn Abwefenheit des Zuftizminifters : 
v. Kamp. 
Der Zuftizminifter, 
Mühler. 
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a. s 
Gefhäfts-Regulativ , 
für die Rheinfchifffahrts- Eentral:Kommiffion. als Appell⸗In⸗ 
franz in Rheinfchifffahres: Sachen. 


5. 1. Die bis zur Eröffnung der Sigungen eingegangenen Spruch 
fachen werden nach Inhalt des Art. 88, der Übereinfunft vom 31. März 
1831. dem Oberinſpektor vorliegen. j 

8. 2. Uber diefelben führt derfelbe,. der Zeitfolge nach, eine Pro, 
zeßlifte, welche den Stand der einzelnen Sachen am Schluffe einer jes 
Sigung, und den erfolgten Spruch feinem materiellen Inhalte nach 
darlegf. 

* 3. Die betreffenden Akten führen die Nummer dieſes Prozeß⸗ 
regifter®. | 

2 $. 4. Gleich nach jedesmal. erfolgter Konflituirung der Gentrals 

Kommiffion legt der Oberinfpeftor die eingegangenen Appellfachen dem 

Yräfidenten vor, der davon in der naͤchſten Sitzung Anzeige macht. 

Ä 8. 5. Der Präfident ernennt für jede Sache einen Weferenten und 
Korreferenten. ; 

$. 6. Die übrigen Bevollmächtigten fönnen ſich die Akten auf Furze 
Zeit zur Einficht und Information zuſtellen laſſen. 

.7. Die Referenten und Korreferenten referiren fchriftlich. 

. 8. In der vom MReferenten zu verfaffenden Relation muß ges 
prüft, refp. angegeben fein: 

a. ob die Eentral-Rommiffion fompetent in der Sache ift; | 

b. ob in Betreff der Uppellanmeldung die im Art. 88. der Überein- 
funft vom 31. März 1831. vorgefchriebenen Formalien gehörig bes 
obachtet worden: find; 

c. ob die Infiruftion der Sache fpruchreif. gefchloffen iſt, oder ob zur 
- Anzung der Infiruftion noch Worbefcheide, und worüber, zu ers 
aflen find. 

Es if fodann der Thatbeſtand feftzuftellen, und mit einem Gutach⸗ 
achten zur Entfcheidung der Sache zu fchließen. 

$. 9. Demnaͤchſt gelangt die Relation mit den Aften an den Kor- 
referenten, der ſolche auf den Grund der Aften prüft, und feinen Bei— 
tritt ausdrückt, oder falls er etwas zu erinnern findet, oder anderer 
Meinung. ift, dieſes anmerft. Er ftellt die Relation mit den Aften 
dem Referenten zum Vortrage — 

$. 10. Von der Antbeilnahme an dem Vortrage und der Faͤllung 
des Urtheils Fönnen fi einzelne Bevollimächtigte mit Angabe der Gründe 
rekufiren, in welchem Falle fie abtreten. 

i Wird aus foldyem Anlaffe, oder aus andern flatthaften 
Berbinderungs-Gründen, die Zahl der anweſenden Glieder der Eentrals 
Kommiffion unter fünf binuntergebract, fo wird die Behandlung der 
Sache fo lange audgefeßt, bis diefe Zahl beifammen ift. 

8. 12. Ein Glied der EentralsKommiffion kann bei folchen Spruch 
fachen einem andern Gliede derfelben fein Stimmrecht nicht ag 

8-13. Finden die Ne: und Korreferenten, daß Formalia der Ap⸗ 
vellation nicht gehörig beobahtet worden, oder daß die Gentral:Koms 
miffion nicht fompetent fei, fo ift die Sache fofort allein in diefen Bes 
ziehungen zum Wortrage zu bringen, damit die Eentral-Kommiffion wes 
gen etwaiger Zuruͤckweiſung der Uppellation allein aus diefen Gründen, 
einen Beſchluß faffen Fann. 


\ 
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„14. Halten die Meferenten und Korreferenten die Sache ni 
a Ir fo — — uf Fre irren * ae: 
rag gebra werden, Damit bier über die zu ergänzenden 
€ — —— — * EN BEE 

- Eine Ausfertigung des Protofolls, in welchem. die noch zu erledis 
genden Punfte beflimmt find, geht durch den Dberinfpeftor = das be= 
treffende Rheinzollgericht. 

$. 15. Beim. Vortrage werden die Schriften der Re⸗ und Korre: 
ferenten,-fomwie die bezüglichen Aktenſtuͤcke verlefen, die Diskuffion wird 
— — es md St ——— 

‚16. Ergibt ſich in dem Verlaufe eiben, daß eine Vervoll⸗ 
fländigung der &nfruftion nöthig fei, fo wird dieſe ha Protofollars 
befchluß ausgefprochen, und das Protofoll wird mit den Akten durch 
den Dberinfpeftor dem betreffenden Rheinzollgerichte zugefertigt. 

$. 17. IA das Erforderniß der Vervollfändigung nicht vorhan⸗ 
den, fo befchließt, nachdem. die an gefähloffen, die Eentral, Roms 
miffion, fiber die zur Entfcheidung zu flellenden Fragen. 

8. 18. Die Entfcheidung erfolgt durch die Mehrzahl der Stim⸗ 
men, bei deren Gleichheit diejenige des Präfidenten die Majorität bildet. 
Die Glieder der Minderzahl Fönnen ihre abweichende‘ Meinung mit oder 
ohne Gründe zu den Akten niederlegen. 

8. 19. Die Re⸗ und Korreferenten find dabei Feinesweges an bie 
bei der Ne» und Korrelation geäußerten Gutachten gebunden, fondern 
fie limmen nad) der — welche ihnen im Laufe der Behand⸗ 
lung der Sache bei der Central⸗Kommiſſion geworden if. 

8.20. Bis zum Tage derjenigen Sitzung, in welcher die Sache 
zum Vortrag gelangt, koͤnnen der Appellant, und wenn beide ze 
appellirt haben, beide gemeinfchaftlich, die Berufung von der Gentrals 
Kommiffion zurücziehen. Die diesfälligen Erklärungen find bei dem 
betreffenden Nheinzollgerichte abzugeben, und von diefem durch den Ober⸗ 
infpeftor an die mealkommiffon zu bringen. 

Eine einmal zurüdgezogene Sache kann bei derfelben nicht wieder 
vorgebracht werden. , 

5. 21. Der Präfident beflimmt, melches Glied der Central⸗Kom⸗ 
miffion die Reduftion der Urtheile zu Übernehmen bat. 

8. 22. In einer der naͤchſten Öitungen, und jedesmal im Laufe 
der jebesmaligen Zufammenfunft der Gentral: Kommiffion, werden die 
Urtheild-Entwürfe verlefen, und nach deren Annahme von ſaͤmmtlichen 
— vollzogen. 

.23. Die Ausfertigungen vollziehen der Praͤſident und das die 
Gefchäfte des Sekretariats verrichtende Mitglied. 

. 24. Die Ausfertigungen werden durch den Oberinfpeftor mit. 
den Alten, und den fonfi etwa vorhandenen Beweisſtůcken dem betrefs 
fenden Rheinzollgerichte zur Yublifation zugefertigt. 

.%. Sind die zur Ergänzung remittirten Akten ($. 14. 16.) 
nicht zur nächften Sitzung zurüdgelangt, fo macht der Dberinfpeftor 
in diefer davon Anzeige, und die Central: Kommiffion wird durch Pros 
tofollarbefhluß und deſſen Mittheilung durch den Oberinfpeftor ein - 
Monitorium an das betreffende Gericht erlaffen. 

8. 26. Gelangen zu der darauf folgenden Sitzung die Aften on 
die. Gentral: Kommiffion zum Spruche nicht zurüd, fo iſt der Bevoll⸗ 
mächtigte des betreffenden Staates von der, Eentral«Kommiffion einzus 
laden, die Verzögerung zur Kenntniß feines Gouvernements zu — 
damit das Gericht durch das ihm vorgeſetzte Juſtizminiſterium zur ſchleu⸗ 
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nigen Einfendung der Akten, oder zur Angabe der Gründe, aus denen 
ſolche nicht. erfolgen kann, abgefordert werde. 

$..27.. Die en und Ergänzung dieſes Geſchaͤfts⸗Regle⸗ 
ments iſt, wenn fich ein Bedürfnig dazu ergibt, vorbehalten. 

Proviforifh angenommen in der Gigung der Central⸗Kommiſſion 
vom 5. Zuli 1850. 

Definitiv angenommen in der Gigung der EentralsKommiffion vom 
13. Zuli 1838. 





Bau⸗Polizei. 
20. 


Reſktipt des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 

Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Koͤnigsberg in Pr., 

den Auseinanderbau der Wohn; und Wirthſchaftsge—⸗ 
baude auf dem Lande betreffend. 


Da bisher fchon, wie der Königl. Regierung auf den Be: 
richt vom 25. v. M., wegen des Verfahrens hinfichtlicdy des Aus: 
einanderbques der Wohn: und Wirthfchaftsgebäude auf dem Lande, 
eröffnet wird, oft Ausnahmen von den diesfälligen frengen Bor: 
Schriften der Inftruftion für die Domainenbeamten vom 13. Juni 
1805., und der Dorf-Drdnung vom 9. Mai 1818,, *) auf den 
Grund des Minifterial: Erlaffes vom 22. September 1827., **) 
von der Königl. Regierung nachgelaffen worden find, deren Noth: 
wendigfeit durch die Ortlichfeit bedingt war, fo mag dies in der: 
gleichen Fällen einftweilen auc ferner noch gefchehen. Die Aus: 
nahmen find jedoch möglichft zu befchränfen, überhaupt nur bei 
maſſiv auszuführenden Gebäuden nachzulaſſen, und in feinem Falle 
auf an und für fich feuergefährliche Anlagen auszubehnen. Auch 
dagegen findet fich nichts zu erinnern, daß die Genehmigung der 
Bauten auf dem Lande den Orts-Polizeibehörden (Gutsherrſchaf—⸗ 
ten, Domainen:Rentämtern zc.) überlaffen wird, in fofern die Bau- 
ten fih fireng innerhalb der gefelichen Borfchriften halten 
und diefe Behörden hierin von den Landräthen gehörig Fontrolirt 
werden. Es ift fogar nothmwendig, daß jenen Behörden ihre ver: 


*) Nach welchen Wohngebäude in den Dörfern, zur Vermeidung der 
Feuersgefahr, wenigitens 150 Fuß von Wirtbfchaftsgebäuden entfernt 
aufgebaut werden follen. 

* 3 allenfalls in dringenden Fällen Dispenſation von den bes 
fiehenden Vorfchriften ertheilt werden kann. 
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faffungsmäßige Selbftftändigfeit gelajjen wird. "Sobald jedoch bei 
‚den Bauten Abweichungen von den befiehenden Vorſchriften hin: 
fihtlic) der Entfetnung der zu errichtenden Gebäude beabfichtigt 
werden, fo dürfen nur die Landräthe felbft, nach genauer Prüs 
fung der örtlichen Verhältniffe und nad) gewonnener Überzeugung 
von der Nothmwendigfeit einer Ausnahme, die Bau-Erlaubniß aber 
nur mit der Maßgabe ertheilen, daß mindeftens zwei Drittheile 
der vorgefchriebenen Entfernung inne gehalten werden müffen. Für 
diejenigen Fälle, wo felbft diefe Ermäßigung der gefeßlichen Be: 
ftimmung nody nicht genügen mögten, hat die Königl. Regierung 
Sich die Beurtheilung und Entfcheidung vorzubehalten, auch bei 
etwanigen fehr erheblichen Bedenken nach wie vor hierher zu be: 
richten. 

Sch vertraue jedoch gern auf die pflichtmäßige Umficht' der 
Königl. Regierung, und wünfche daher die Anfragen an mich kei— 
neswegs vervielfältigt zu fehen. Ä i 

Der Königl. Regierung wird überlaffen, hiernach zu verfah: 
ren, und die Landräthe, fowie die Ortsbehörben, mit der erforder: 
lichen Anweiſung zu verfehen. 

Berlin, den 21. September 1838. 

Der Minifter des Innern und ber Polizei. 
v. Rochow. Ä 


204. 
Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Königsberg in 
Pr., in eben. derfelben Ungelegenheit. ' 





; Bei den von der Königl. Regierung in dem Berichte vom 
. 5. M., | 
das Berfahren hinfichtlich des Auseinanderbaues der Wohn: 
und Wirthichaftsgebäude auf dem Lande betreffend, 
vorgetragenen Umftänden, genehmige ich hiermit, daß von dem 
Derlangen eines völligen Maffiobaues bei Abweichungen von ber 
vorgefchriebenen Entfernung der Gebäude von einander in dem 
Falle zwar abftrahirt werden Fann, wenn ein folder wegen der 
efchaffenheit des Baugrundes oder wegen der Bermögensverhält: 
iffe des Bauherren nicht ausführbar, daß aber dann jedenfalls auf 
feuerfefte Bedachung der Gebäude zu halten ift, welche ſich einan: 
der mehr, als vorgefchrieben ift, nähern. _ 
Berlin, den 4. November 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 
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205. 


Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Königsberg in Pr., 
die feuerfichere Bedachung der Schmieden betreffend. 


Die Königl. Regierung erhält auf den Bericht vom 17. v. 
M. in der Anlage (a.) Abfchrift der heute an den Gutsbeſitzer 
N, erlaffenen Refolution zur Nachricht und mit dem Auftrage, 
gegen denfelben wegen der begangenen Baupolizei »Kontravention 
das Geeignete zu veranlaffen. 

Berlin, den 5. September 1838. 


Minifterium des Innern und der Polizei. ' 
dv. Meding. 





Auf das Gefuch vom 7. Juli d. J. um Erlaubniß zur Erbauung 
einer Schmiede mit einem Lebhmfchindeldache, wird Ihnen biermit zum 
Beſcheide eröffnet, daß wenn gleich Lehmfcindeldächer, nach neueren Als 
lerhoͤchſten Beftimmungen, überhaupt zugelaffen werden fönnen, wo eine 
feuerfeftere Bedachung aus nachgewiefenem Unvermoͤgen des Bauenden 
nicht möglich ift, ihre Anwendung doch nur bei foldhen Gebäuden flatts 
finden darf, welche feine feuergefährlihen Anlagen enthalten. Eine 
Schmiede gebört aber zu den fewergefährlichen Anlagen, bei welchen 
ganz befonders firenge auf möglichft feuerfefte Bauart gebalten werden 
a} Lehmfchindeldächer find jedoch für Schmieden nicht als genü⸗ 
gende Sicherheit —— anzuſehen, weil, abgeſehen davon, daß ſie 
an ſich nicht die Sicherheit gewaͤhren, welche durch Stein⸗ oder Metall⸗ 
bedahung oder Bedachung nach Dornfcher Methode herbeigeführt wird, 
die Schmiedearbeiten, welche notbwendig fortwährende Erfhütterungen 
des Gebäudes veranlaffen, ein Zerbrödeln des Lehms und fomit ein 
Entblößen der Leicht fenerfangenden unteren Dachfläche oder Unterlage 
mit fich bringen. Es ift deshalb auch ſchon im Jahre 1832. eine Um⸗ 
deckung der nicht feuerfeft gededten Schmieden angeordnet und auf alls 
mälige Ausführung diefer Unordnung Bedacht genommen worden, um 
fo weniger fann aber die Bedachung einer neuen Schmiede in dieſer Art 
geflattet werden. 

Berlin, den 5. Septembrr 1838. 


Minifterium ded Innern und der Woligei. 
v. Meding. 


An 
den koͤllmiſchen Gutöbefiger N, N, 
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206. 
Reffript des Königl. Minifteriums bes Innern und der 
Polizei, an bie Königl. Regierung zu Breslau, die Ans 


legung von ©ießereien und Mafchinenbaus Werfftätten 
betreffend, | * 


—— 


Bei Rückſendung der mittelft Berichts vom 5. d. M. eins 
gereichten Aften, die von dem Mechanifus und Eifenhändler N, 
in Gnadenfrei beabfichtigte Anlage einer Metalgießerei und Ma: 
fchinenbau:Werfftatt betreffend, findet das Minifterium des Innern 
und der Polizei fi veranlaßt, der Königl. Regierung Folgendes 
zu eröffnen. 

Wenn gleich die Metall: und namentlich die Glockengießerei, 
fowie der Mafchinenbau, zu denjenigen Gemwerben gehören, die 
nicht ohne Feuer betrieben werden Fönnen, fo fcheinen diefelben 
doch Feinesweges feuergefährlicher zu fein, als andere, fortwährende 
Feuerung erfordernde Gewerbe. Da nun nad den in Schlefien 
befiehenden Berordnungen, namentlich nah dem Neglement we: 
gen Verhütung und Löfchung der Feuersbrünfte, d. d. Potsdam, 
den 19. Mai 1765., für Schmieden in den Dörfern nur eine 
Entfernung von 20 Ellen von den Wohnhäufern erfordert wird, 
fo dürfte, ungeachtet die Metallgießerei wohl einer ftärfern Feue: 
rung bedarf, als die meiften Schmieden, für diefelbe doch jeden: 
falls eine Entfernung von 60 bis 80 Fuß von den Wohngebäus 
den genügen. 

Außerdem kann in dem vorliegenden Falle der Umftand, daß 
in der Nähe der von dem N. gewählten Baufielle die Durchfüh: 
rung eines Weges beabfichtigt wird, an welchem die betreffenden 
Eigenthümer Fünftig zu bauen fich veranlaßt finden mögten, kei— 
nen Grund zur Verſagung der von dem N. nachgefuchten Erlaub: 
Nnuiß abgeben, indem jet nur nach den gegenwärtig, fowie bei 
fünftigen Bauanlagen nach den alsdann obmwaltenden Ortsver- 
hältniffen zu entjcheiden ift. 

Den N. zur Wahl der Bauftelle zu nöthigen, würde hier: 
nach eine nicht zu. rechtfertigende Befchränfung feiner Rechte als 
- Eigenthümer fein,-und deshalb wird die Königl. Negierung verans 
laßt, demfelben den Bau einer Gießerei und Mofchinenbau:Werk: 
ftatt auf der Stelle b. feines Grundſtücks zu geflatten, wovon 
ſowohl der N. als das Dominium, welche auf ihre eingereichten, 
hierbei zurüdfolgenden Rekursgeſuche in Gemäßheit des Vorſte⸗ 
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henden weiter zu befcheiden find, vorläufig von hier aus benach⸗ 
richtigt werden. 
Berlin, den 25. Auguft 1838, 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
Sn Bertretung. 
Seiffart. 


N. 
Armenwefen. 


207. 
Reffript des Könige. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Stettin, die Lei⸗ 
a der Armenpflege Seitens der Drts-Polizeiobrigfeie 
betreffend. f 








| Der Königl. —— wird auf die Anfrage in dem Be— 
richte vom 21. Oktober v. J. eröffnet, daß die Vorſchrift des 

$. 15. Tit. 19. Thl. II. A. L. R., 

der zufolge die Polizeiobrigfeit eines jeden Orts aller Armen 

und Unvermögenden, denen der Unterhalt auf andere Weife 

nicht verfchafft werden Fann, fich anzunehmen die VBerpflich« 

tung hat, 
nicht dahin zu erſtrecken ift, daß die Obrigkeit fich diefer Armen 
aus eigenen Mitteln anzunehmen habe; vielmehr will des Geſetz 
nur, daß fie zeitige Vorſorge treffe, und den Armen entweder der 
Gemeine überweife, deren Borftand fie ift, oder die anderweit vor: 
gefchriebenen Maßregeln ergreife. | 

Diefe Anficht, nady welcher der von der Königl. Regierung 
ängenommene Widerfpruch zwiſchen der obigen Vorfchrift des All: 
gem. Landrechts und dem Neffripte vom 2. Zuli 1801.*) verfchwin: 
det, ift nicht nur von dem unterzeichneten Minifterio befolgt, 

(ef. Refol. vom 27. DOftober 1829. Annalen der innern 

Staatsverwalt ig ©. 892.) 
fondern auch von des Königs Majeftät in einer ſpeziellen Sache 
ausdrücklich gebilligt worden. 

Die Königl. Regierung hat daher auch ihrerſeits nach die— 
ſem Grundſatze zu verfahren. 

Berlin, den 21. Auguſt 1838. 

Miniſterium des Innern und der Polizei. 
v. Bernuth. 
*) Annal. Jahrg. 1835. ©. 853. 
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’ 208. 
Refolution des Könige. Minifteriums des Innern und 
ber Polizei, an die Gemeinde zu N., Franffurter Re: 
gierungsbezirfs, die Verpflichtung zur Armenpflege zwi—⸗ 
fehen Gemeinden und Gutsherrfchaften betreffend. 





Der Gemeinde N. gereicht auf die Rekursbeſchwerde vom 
16. v. M., wegen der Ihr aufgegebenen Unterfüßung der. unver: 
ehelichten N., hierdurch zum Befcheide, daß die desfalls an Sie 
ergangenen Berfügungen des Landrathsamts Arnswalder Kreifes 
und der Regierung zu Frankfurt nicht abgeändert werden Fönnen. 
Denn aus der Vorftellung und deren Beilagen geht hervor, daß 
diefe Koloniften, wenn gleich außerhalb des Dorfes, doch innerhalb 
der Dorf: Feldmarf ihren Wohnfig haben. Sie müffen daher ges 
feglih zu den Dorfr Einwohnern gerechnet, und, da nach $. 10, 
Tit. 19. Thl. II, des Allgem. Landrechts, Stadt: und Dorfges 
meinden fich ihrer verarmten Mitglieder.und Einwohner anzunehmen 
haben, im Falle der Hülfsbedürftigfeit von der Gemeinde unters 
fügt werden, zu deren Laften fie beizutragen verpflichtet find. Der 
Umftand aber, daß der Grund und Boden, auf welchem jene Ko: 
loniften fich niedergelaffen, früher dee Gutsherrfchaft gehört hat, iſt 
hierbei völlig gleichgültig. 

In Beziehung auf dasjenige, was die Gemeinde hinfichtlich 
der Haufinnen der Gutsherrfchaft und deren Verhältniß zur Ges 
meinde anführt, kann Derfelben nur eröffnet werden, daß den Dos 
minien die DBerpflichtung zur Leiftung der Armenpflege an diejes 
nigen Perfonen und ihre Angehörigen obliegt, welche unmittelbar 
zu den Guts- und DVorwerfsWirthfchoften, als Verwalter, Päch: 
ter, Brauer, Brenner, Dienfiboten, Einlieger und Miether in herr 
fchaftlihen Gebäuden, gehören. 

Berlin, den 20. September 1838. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
v. Meding. 


209. | 
Refolution des Königl. Minifteriums des Innern und 
der Polizei, an den Magiftrat zu Krotofchin, und ab» 
fehriftlich an den Königl. Dberpräfidenten der Provinz 

Pofen, die jübifche Armenpflege betreffend. 


Dem Magiftrate wird auf feine, Vorftellung vom 12. v. M. 
erwiedert, daß feine Befchmwerde gegen die Verfügung der Königl. 
Annalen. Heft III. 1838. Eee 





Be nz 
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Regierung zu Poſen Hinfichtlich der Verpflichtung zur Unterſtützung 
19. 


der jüdifhen Armen ungegründet if. Die $. 9. Lit. 


Thl. II. U. L. R. ausgefprodyene, nicht unbedingte, fondern nur 
vorzügliche Verpflichtung privilegirter Korporationen zur Ernährung 
ihree unvermögenden Mitglieder fett natürlich Voraus, daß Fein 
anderer näher und unbedingt VBerpflichteter vorhanden fei. Ein 
folcher ift aber dann vorhanden, wenn eine bürgerliche Gemeinde 
ihre Armen durch Beiträge aus der Kämmereifafje verforgt, und 
die Mitglieder der befondern Korporation, als Mitglieder der Stadts 
gemeinde, zu allen Bebürfniffen der Stadt, gleich den andern Ein: 
wohnern, beitragen. Hierdurch erhalten fie auch den unbefchränf: 
ten Anfpruch, an allen denjenigen Anftalten Theil zu nehmen, 
welche durch ihre Beiträge mit unterhalten werden, und es treten 
dann ohne allen Zweifel die $. 10. ff. feſtgeſetzten Verbindlichkeis 
ten der Gemeinden allenthalben in Wirkſamkeit. 

Eine befondere Armenfaffe zu halten, ift hiernach die jüdifche 
Korporation, da ihre Mitglieder zur ftädtifchen Armenfaffe durch 
Abgaben zur Kommune beitragen, gar nicht verpflichtet, vielmehr 
berechtigt, ihre Armen der Stadt direft zur Unterflügung zu über: 
weiſen. Es wird daher lediglich von der Stadt abhängen, fich zu 
diefer Übernahme, bereit zu erflären, in welchem Falle ihr ein Bei: 
frag. zur. befondern jüdifchen Armenfaffe nicht angefonnen werden 
wird, oder fich mit der jüdifchen Korporation wegen eines Bei: 
trags der Stadt zur jüdischen Armenfaffe zu vereinigen, und da: 
dabei die Bedingung zu ftellen, daß nur die Korporation die Un: 
terſtützung aller ihrer Armen übernehmen und die Stadtfaffe. aller 
diesfälligen Anfprüche entbunden werde. Doc muß hierbei immer 
bevorwortet werden, daß wenn die jüdifche Korporation in der 
Folge zur eigenen Ernährung ihrer Armen außer Stande fein follte, 
die Staatsbehörde fi immer an die bürgerliche Gemeinde würde 
halten müffen, wenn auch eine folche, Übereinfunft getroffen wäre. 
Das Sicherfte für die Stadt bleibt, e8 daher, ſich zur Unterftügung 
der jüdifchen Armen zu erbieten, dagegen auch die Zuden zu al: 
len Leiftungen der andern Einwohner für die Armenfaffe anzuhal: 
ten. In dieſem Falle wird es bloß von dem freien Willen der 
Juden abhängen, ob fie noch eine befondere Armenkaſſe unterhals 
ten wollen, um ihre verarmten Glaubensgenoffen über die gefeßliche 
Berbindlichfeit hinaus zu unterftüßen, vieleicht auch verſchämten Ars 
men, welche jich an die Öffentlihe Armenpflege nicht wenden wol—⸗ 
len, zu Hülfe zu fommen. In diefem Falle liegt aber der Stadt 
feine DBerpflichtung ob, einen Beitrag zu diefer befondern jüdischen 
Armenkaſſe zu leiften. 

Berlin, den 11. Zuli 1838. | 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
v. Bernuth. 
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an IX. 
Mepizinal- und Sanitaͤts⸗Weſen. 


\ 210. 


Reffripe des Könige. Minifteriums der Medizinal⸗ :c. 
Angel., an bie Königl. Regierung zu Magdeburg, bie 
Ausübung der innern Praris Seitens der Wundaͤrzte 
| erfter Klaſſe betreffend. 





In Befcheidung auf die Berichte vom 7. September und 20. 
November pr. Fann die Königl. Negierung nur auf die Verfü— 
gung vom 30. Juni 1837. (Annal. ©. 558.) verwiefen werden, 
nach welcher die Wundärzte erfter Klaffe zur Ausübung der ine 
nern Praris befugt find, wenn fie an einem Orte ihre Domizil 
nehmen, in dem zur Zeit ihrer Niederlaffung fein promovirter Arzt 
anfäßig war. Daffelbe gilt auch, wenn Chirurgen erfter Klaffe fich 
vor dem Erlaffe der eben genannten Verfügung an einem folchen 
Drte niedergelaffen haben. 

Berlin, den 10, Januar 1838. 

Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts, und Medizinal: Angel. 
| v. Altenftein. 


u. 211. 
Reſkript des Königl. Miniſteriums der Medizinals ıc. 
Angel., an die Königl. Regierung zu Breslau, die Ci« 
vil-Praris der Mititair⸗Arzte und Chirurgen betreffend. 





Der Königl. Regierung wird auf den Bericht vom 8. März 
d. J., die Berechtigung der als Wundärzte erfter Klafie approbirs 
ten Bataillons⸗Arzte zur Civil Praris bei innerlichen Krankheiten 
betreffend, hierdurch eröffnet, daB den als folchen approbirten Wund— 
ärzten- erfier Klaffe, fofern fie als Civil: oder Militair-Medizinal- 
Beamte im Königl. Dienfte fiehen, an jedem hierbei ihnen zum 
Mohnfie angewiefenen Drte, es mögen fich dafelbfi promovirte 
Arzte befinden, oder nicht, die Ausübung der inneren fowohl, als 
ber äußeren Praris zufteht. Es unterliegt daher feinem Zweifel, 
daß den mit der Approbation als Wundärzte erfter Klaſſe verfehes 
nen DOber-Militair Ärzten die eben erwähnte Befugniß in Feiner 
Weiſe fireitig gemacht werden kann. — 

ee 
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Mas danegen die Eskadron⸗ und Kompagnies Chirurgen bes 
trifft, fo ift diefen, auch wenn diefelben im Befige einer zur Zeit 
ihrer Nichtanftellung im Militairdienfte ihnen ertheilten Approba- 
tion als promovirte Arzte, oder als MWundärzte erſter oder zweiter 
Klaffe ſich befinden follten, die Ausübung der Civil: Proris durch 
aus unterfagt, Falls ihnen nicht unter Berückſichtignng befonderer 
Umftände von dem Minifterio ausdrüdlih die Befugniß hierzu 
für einen beftimmten Ort ausnahmsweife bewilligt fein follte. 

Berlin, den 28. Zuni 1838. 

Minifterium der Geiftlichen, Unterrichtss und Medizinal: Angel. 
v. Ultenftein. | 


212, , 
Cirfular- Verfügung der. Königl. Regierung zu Fran 
furt a. d. D., an fämmeliche Königl. Landräthe, die 
Diäten: und Fuhrfoften:Fiquidationen der Kreis-Medis 
zinalbeamten betreffend. | 





In Gemäßheit eines Moniti der Könige. Ober-Rechnungs⸗ 
fammer werden die Herren Landräthe hierdurch angemwiefen, die 
Liquidationen der Kreis: Medizinaibeamten über Diäten und Fuhrs 
koſten für Reifen in medizinifch: polizeilichen Angelegenheiten fünf: 
tig dahin zu befiheinigen : 

daß die in Anſatz gebrachten Neifen in mebdizinifch = polizeilis 

chen Angelegenheiten des Kreifes nothwendig gemwefen, im 

fpeziellen Auftrage der Herren Landräthe unternommen, die 

Geſchäfte auch ausgeführt find, und die angefehte Tage: und 

und Meilenzahl richtig if. 

Bei den Fubhrfoften : Liquidationen derjenigen Medizinalbeam: 
ten, welche zum Reifen mit Ertrapoft nicht berechtigt find, ift jene 
Befcheinigung, wenn diefelben die Fahrpojt: Verbindung nicht bes 
nußen fonnten, noch dahin auszudehnen: 

daß nad) den in der Liquidation bezeichneten Drtfchaften Feine 

Kahrpoftverbindung ftattfindet, oder folche wegen der Drings 

lichkeit der zu verrichtenden Geſchäfte nicht hat benutzt wer: 

den fünnen. 

FSranffurt a. d. O., den 27. September 1838. 

Königl. Negierung. Abtheilung des Innern. 
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213. | 
Cirfulars Reffripe des Koͤnigl. Minifteriums der Medi: 
zinal ıc. Angel. an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, 
daß Kreisphufifern, Kreischirurgen und KreissThierärz- 
sen ber Beitritt zur allgemeinen Wittwenfaffe nicht vers 
fkartet fei. Ä 


Nach einer an das Königl. Staatsininifterium unterm 6. v. 
M. ergangenen Allerhöchften Kabinets-Ordre fann den Kreisphyſi— 
fern, Kreischirurgen und Kreis:-Thierärzten, da fie felbft nicht pens 
fionsberechtigt find, auch der Beitritt zur allgemeinen Wittwen- 
Berpflegungsanftalt nicht verfiattet werden, fondern ihnen nur übers 
Ioffen bleiben, die Zukunft ihrer Angehörigen auf andere thunlicye 
Weife ficher zu fiellen, wozu für alle, bei der allgemeinen Witt: 
wen:Berpflegungsanftalt nicht rezeptionsfähige Beamte die neu bes 
gründete Berliner allgemeine WittwensPenfions- und Unterſtützungs⸗ 
Foffe Gelegenheit darbietet. *) A 

Das Minifterium macht der Königl. Regierung folches zur 
Nachricht und Nachachtung in vorkommenden Fällen hierdurch bes 
Fannt. 

Berlin, den 24. Auguft 1838. 
Minifterium der Geiſtlichen, Unterrichts: und Medizinals Angel. 
v. Altenftein. 

*) Vergl. Annal, 1836. ©. 789 — 796. 





214. ©. 
Cirkular⸗Reſkript des Königl. Minifteriums ber Medis 
zinal- zc. Angel. an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, 
in eben derfelben Angelegenheit. 





Da nad der an das Königl. Staatsminifterium unterm 6. 
Zuli d. 3. ergangenen Allerhöchſten Kabinets-Ordre, den Kreis 
phyſikern, Kreischirurgen und Kreis-Thierärzten, weil fie ſelbſt niche 
penfionsberechtigt find, auch der Beitritt zur allgemeinen Witt: 
wen-Derpflegungsanftalt nicht verftattet werden fann, fo bedarf es, 
wie der Königl. Regierung auf ihre diesfällige Anfrage vom 30, 
v. M. hierdurdy eröffnet wird, in Zufunft bei den Kreisphyfifern, 
Kreischirurgen und Kreis: Thierärzten der durch die Allerhöchfte 
Kabinets:Drdre vom 3. September 1817. vorgefchriebenen Erthei- 
bung eines Heirathsfonfenfes, fowie der Ausftelung eines Never: 
ſes darüber, daß die etwanige Fünftige Wittwe auf Penfion aus 
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Staatsfonds feinen Anſpruch machen will, nicht weiter, und bat 
die Königl. Regierung hiernach zu verfahren. 
Berlin, den 17. November 1838. 
Minifterium der a Unterrichts» und Medizinal: Angel. 
. Altenftein. 


An 

die Königl. Regierung zu Piegnig und Ab. 

fchrift zur Nachricht an fämmtliche übrige ‘ 
Königl. Regierungen. 


215. 
Bekanntmachung der Königl. Regierung zu Gumbin- 
nen,. betreffend die Leiſtung von Geburtshülfe durch 
Frauen, die nicht Hebammen find. 


Es kommt nicht felten und namentlih auf dem platten Rande 
vor, daß bejahrte Frauen verwandten oder befreundeten Frauen 
während der Geburt Hülfe leiſten und bei fchnellen, unvermuthe: 
ten Seburtsfällen zur Leiftung dieſer Hülfe genöthigt werden, weil 
eine Hebamme am Orte nicht wohnt. Wenn Frauen von diefer 
Hülfe bei der Geburt Fein Gewerbe machen, fo kann ein folcher 
Beiftand nur gebilligt werden. Da aber durch ungefchidte Ges 
burtshülfe feicht Mutter und Kind in Gefahr gerathen können, fo 
wird hiemit verordnet: 

1) wird eine Frau, die nicht approbirte Hebamme ift, zum Bei: 
ftande bei einer Geburt aufgefordert, oder ift fie genöthigt, 
diefen im Falle der Noth zu leiften, fo hat diefelbe doch die 
Verpflihtung, darauf zu dringen, daß ein Geburtshelfer oder 
eine approbirte Hebamme herbeigeholt werde, und das Ober: 
haupt der Familie ift verpflichtet, für die fihleunige Herbeis 
fhaffung eines Geburtshelfers oder einer Hebamme Sorge zu 
tragen, wenn die Geburt ſchwierig ift oder durch die Hülfe 
der Natur allein nicht beendet werden kann; 

2) jeder Fall, wo die Geburt ohne die Hülfe einer approbirten 
Hebamme erfolgt ift, fol fofort der Orts-Polizeibehörde ans 
gezeigt werden; 

3) ift die Gebärende oder ihr Kind bei der Geburt verftorben, 

ſo foll der Vorfall dem fompetenten Gerichte angezeigt und 
der Leichnam nicht früher beerdigt werden, als bis die Ges 
richtebehörde die Erlaubniß dazu ertheilt hat. 

Die Königl. Landrathsämter werden hierdurch angewiefen, über 
die Befolgung diefer Berordnung mit Strenge zu wachen. 

Gumbinnen, den 23. September 1838. 

Königl. Regierung. 
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216. : / 
Reſkript des Könige. Minifteriums der Medizinal⸗ ıc. 
Angel. an die Königl. Regierung zu Cdln, die Annah— 
me ausländifcher Apothefergehülfen und Lehrlinge 
betreffend, 


Auf den Bericht vom 6. d. M. wird der Königl. Regierung 
hierdurch eröffnet, daß die von ausländifchen Behörden vorgenoms 
menen Prüfungen von Apothefer:Lehrlingen und Gehülfen von den 
dieffeitigen Behörden wegen der Berfchiedenheit der in diefer Bes 
ziehung beftehenden Einrichtungen und zu macenden Anforderuns 
gen nicht als gültig anerkannt werden können. Es darf vielmehr 
Niemand, der in einer ausländifchen Apothefe in der Lehre ges 
ftanden, oder ald Gehülfe fervirt hat, als Lehrling oder Gehülfe 
in eine inländifche Upothefe aufgenommen werden, bevor er nicht 
das Eramen refp. ald Apothefers Lehrling oder als Gehülfe, den 
diesfalls befiehenden VBorfchriften gemäß, vor dem betreffenden Phy: 
fifus in den dieffeitigen Landen beftanden ‚hat. 

Wenn fi) daher in dem von der Königl. Regierung zur An: 
zeige gebrachten Falle der Gehülfe N. diefer Prüfung nicht uns 
ferwerfen will, fo muß derfelbe von feinem .jegigen Prinzipale, dem 
Apothefer B., fofort entlaffen werden. 

Berlin, den 29. Juni 1838. 

Minifterium der Beiftlichen, Unterrichts: und Medizinal: Angel. 
v. Altenftein. 


* 217. 
Cirkular⸗Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien an ſaͤmmtliche 
Koͤnigl. Regierungen, ſowie an das Koͤnigl. Polizeiprä- 
fivium Hiefelbft, den Kleinhandel mit Giften durch die 
Apothefer betreffend. | 





Menn gleich der Kleinhandel mit Giften, namentlich im Hand» 
verfaufe, allerdings für die Apothefer, wegen der dabei zu beobs 
achtenden befchwerlichen Vorſichts- und Kontrol:Beftimmungen, bei 
der leicht entfichenden VBerantwortlichfeit und dem verhältnigmäßig 
geringen Gewinn⸗Ertrage, zu den eigentlichen LZaften ihres Gewer: 
bes gehört, und die meiften. von ihnen fich deffelben gern entſchla— 
gen würden, fo kann doch, wie der Königl. Regierung auf Ihren 
Bericht vom 2. v. M. Behufs der Beantwortung der Dieferhalb 
bei Ihr gemachten Anfeage, und zur Beachtung in Fünftigen $äl: 
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Ien eröffnet wird, den Apothefern, an deren Dienfte das Publi- 
kum binfichtlicd; des Giftverfaufes vorzugsweiſe gewieſen ift, ein 
Zurücziehen davon um fo weniger geftattet werden, als diefelben 
fonft in ihrem Gewerbe mannigfady bevorrechtet find. 

Berlin und Nefahne, den 29. Zuli 1838. 


Der Minifter der Geiftlihen, Uns Der Minifter des Innern und 
terrichtes und Medizinal:Angel. der Polizei. 


On | 
die Königl. Regierung in Magdeburg und Ab⸗ 
fhrift zur Kenntnißnahme an fämmtliche Übrige 
Königl. Regierungen, fowie an das Königl. Por 
lizeipraͤſidium biefelbft. 


218. 


Befanntmachung des Königl. Oberpräfidenten der Pro: 
vinz Pofen, die Provinzial⸗Irren-⸗Heilanſtalt zu Owinsk 
; Ä betreffend. 


Nachdem Se. Majeftät der König durch den Alferhöchften 
Abichied auf dem zweiten Provinzial:Landtag des Großherzogthums 
Poſen Allergnädigft geruhet haben, den Ständen der Provinz fümmt: 
liche zu dem aufgehobenen Eifterzienfer -Nonnenflofter in Owinsk 
gehörigen Gebäude und Gärten, zur Einrichtung einer Srrens 
Heilanſtalt und zur einftweiligen Aufnahme einiger unheilbarer 
Kranken diefer Art zu übereignen, und nachdem die mit Allerhöch— 
fier Genehmigung aus dem Departementalfonds der Provinz das 
felbft eingerichtete Heilanftalt nunmehr vollftändig beendigt ift, fäus 
me ich nicht, den von dem Königl. Minifterium der Geiftlichen, 
Unterrichts» und Medizinal: Angelegenheiten genehmigten Einrich: 
tunge- - und Bermwaltungsplan für diefelbe zur öffentlichen Kennt: 
niß zu bringen, überzeugt, daß das Erfiehen eines Provinzial⸗In— 
ftituts, welches der Heilung und Milderung des Elends eines fehr 
beflagenswerthen Theils unferer Mitbürger gewidmet ift, für die 
ganze Provinz Fein geringes Intereſſe hat, und daß befonders für 
Diejenigen, deren unglückliche Angehörige einer folchen Anftalt ans 
vertraut werden follen, aus der nähern Befanntfchaft mit der Ors 
— derſelben nur Zuverſicht und Beruhigung erwachſen 
werde. 
Das genannte Provinzial⸗Inſtitut liegt in dem Dorfe Owinsk, 
anderthald Meilen nördlich von Poſen, an der Warthe, auf der 
Poſtſtraße nach Bromberg, in einer der ſchönſten Gegenden der 


— 
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Provinz, in der Nähe eines fihönen, parfartigen, gutsherrlichen Gar- 
tens, auf einem, durch eine Mauer gegen äußere Störung geſchütz⸗ 
ten und abgeſchloſſenen Areal von mehr als dreißig Preußiſchen 
Morgen, und bietet mit feinen Gebäuden und Gärten einen freund: 
lichen Aublid dar. 

Sn der innern Einrichtung der Gebäude und durch mehr: 
fache Abtheilung der Hof: und Gartenräume ift für die nöthige 
Trennung der Gefchlechter, die Abfonderung der in verfchtedener 
Form und verfchiedenem Grade Franfen und genefenden Pflegebes 
fohlenen, fowie der verfchiedenen Berpflegungs: Klaffen derfelben,. 
zweckmäßig geforgt. > 

Die für die Derpflegten beftimmten Zimmer find theils auf 
einzelne, theils auf mehrere zufammenmwohnende Kranke berechnet. 
Mit Ausnahme der Zimmer : Abtheilungen, melche dazu beſtimmt 
find, tobende Kranfe vorübergehend unterzubringen, und melde 
von den Wohnräumen der ruhigen Kranken entfernt liegen, wers 
den die Wohnzimmer nur als ſolche benußt, und den Pfleg: 
lingen befondere Schlafzimmer in der unmittelbaren Nähe 
jener angemwiefen. | 

Sämmtliche Zimmer, deren verfchiedene Lage, Größe, Ers 
hellung und Ausftattung dem Heilbedürfniß der verfchiedes 
nen Kranfheitszuftände, ſowie der Vorſicht entfpricht, welche ein: 
zelne Pfleglinge ihrer eigenen und Anderer Sicherheit wegen er: 
heifchen, haben nichtsdeftoweniger durchaus ein freundliches Anfe: 
hen und gleichen den Wohnungen wohlhabender gefunder Menfchen. 

Für den Gottesdienft, an welchem die ruhigen Kranfen: ihrer 
Konfeffion gemäß Theil nehmen, ift ein ſchöner hochgewölbter Bet; 
faal eingerichtet und ein Fatholifcher und ein evangelifcher Geiftlis 
cher angeftellt. inftweilen werden die Funktionen derfelben refp. 
von einem der fatholifchen Geiftlichen bei der Pfarrfirhe in Owinsk, 
und von dem evangelifchen Pfarrer in dem eine Stunde davon be: 
legenen Städtchen Murowana:Goslin beforgt werden. 

Die einzelnen Wohnabtheilungen haben Säle für gemeinfchafts 
lihe Beſchäftigung, gemeinfchaftlihe Speifung und gegenfeitige 
Unterhaltung derjenigen Pfleglinge, welche nad) Maßgabe ihres 
Geifteszuftandes, ihrer Erziehung und ihrer früheren gefellfchaftlis 
chen Berhältniffe zufammen gehören. Jede der von den Gefchlechs 
tern bedingten beiden Hauptabtheilungen der Anſtalt hat ihre bes 
fondere, vollftändige Badeeinrichtung, und für den Arzeneibedarf 
ift eine Dispenfir:Anftalt vorhanden. J 

Außer dem erſten Arzte (Direktor), deſſen Wohngebäude dicht 
an das Hauptgebäude der Anſtalt ſtößt, und den Geiſtlichen, woh—⸗ 
nen fämmtlihe Beamte — der zweite Arzt und der Wundarzt, 
der Inſpektor und feine Untergebenen — ‚in der Anſtalt ſelbſt, 
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nach einer die Auffichtsführung und das Tneinandergreifen der ver: 
fehiedenen Dienftzweige erleichternden Vertheilung. Beide Arzte 
des Snftituts find mit der größten Sorgfalt ausgewählt, und nach: 
dem fie überzeugende Beweiſe ihrer vorzüglidhen Dualififation für 
ein ſolches Amt abgelegt, von dem Königl. Minifterium der Geift: 
lichen, Unterrichtss und Medizinal-Angelegenheiten in ihren Poften 
beftätigt worden. 

Die Grundfäße, nach welchen die Bermwaltung der Anftalt 
geführt, und bei der Aufnahme, Behandlung und Entlaffung der 
Kranken verfahren werden fol, find in folgenden reglementarifchen 
Beftimmungen enthalten. Ä 


I. Beflimmung ber Anfalt. 


$. 1. Die in dem aufgehobenen Eifterzienfer s Nonnenflofter 
zu Dwinsf, bei Pofen, von den Ständen der Provinz Pofen ers 
richtete Kranfenanftalt 'ift eine Heilanftalt für Geiftesfranfe 
der Provinz, und auf diefe Beſtimmung ift ihre ganze räumliche 
Einrichtung, die Anordnung und Verwendung ihrer Gärten und 
Grundftüde, fowie ihre innere Ordnung und Verwaltung berechnet. 

$. 2. Diefe. Provinzial» Frren: Heilanftalt nimmt 
eine Normaljahl von hundert Kranfen auf, und ihe foll Fünftig 
eine Berwahrungsanftalt für unheilbare Geiftesfranfe 
jur Seite ftehen. 

$. 3. &o lange dieſes Ichtgenannte Inſtitut noch fehlt, wer: 
den in der Heilanftalt auch einige unheilbare Irre unterges 
bracht, infoweit die Zahl der aufgenommenen Heilbaren die an- 
gegebene Norm noch nicht erfüllt, alfo die eigentliche und Haupt: 
beftimmung der Anftalt dadurch nicht beeinträchtigt wird. 


II. Unterhaltung der Anfalt. 


$. 4. Die Mittel zu feiner Unterhaltung fchöpft das In⸗ 

ftitut: 

a. aus dem Ertrage der. ihr angehörenden Grundftüde; 

b. aus dem für die aufgenommenen Pfleglinge zu leiftenden Kos 
ftenerfag, und 

ce. aus den bon den a zu bewilligenden etats» 
mäßigen Zufchüffen. 

Geſchenke und Bermächtniffe, welche diefer mwohlthätigen An— 
ftalt zu Theil werden, find nach dem Willen der Geber, und in 
Ermangelung einer befondern Bellimmung derfelben, zur Samms 
lung eines verzinslichen Kapitalvermögens der Anftalt anzulegen. 


UL Beauffihtigung und Verwaltung. 
$. 5. Unter der Leitung und Kontrole des Dberpräfidenten 
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der Provinz und unter dem Dorfige eines ‘don demielben zu er: - 


nennenden Königl. Kommiffarius, führt eine probinzialftändifche 
Kommiffion, welche ihren Sig in Pofen hat, die Aufficht über die 
Anftalt, und beforgt mit fieter Berüdfichtigung des ärztlich tech 
nifchen Gefichtöpunftes, deren Verwaltung. 

$. 6. Borftand der Anftalt ift der bei derfelben ange: 
ſtellte erfte Arzt, mit dem Titel eines Direktors. — Bon 
dem neuefien praftifchen Standpunkte der Zerenheilfunde aus 
ordnet und leitet er unbeſchränkt nach der ihm gegebenen allges 
meinen Dienftinftruftion gewiffenhaft die Behandlung der ihm an: 
vertrauten Geiſteskranken. — Er handhabt nach allen Beziehun- 
gen die gefammte Hauspolizei und Dienfidisziplin, und iſt aud) 
dem öfonomifhen Dienfte der Anftalt vorgefeßt, inſoweit derfelbe 
auf deren innere Ordnung und die ärztliche Krankenbehandlung 
einwirkt. 


$. 7. Zur Unterſtützung in der Krankenbehandlung und Lei⸗ 


tung des Krankendienſtes iſt dem Direktor ein Aſſiſtenzarzt beige: 
geben, welcher als Beamter der Anftalt jenem untergeordnet iſt 

$. 8. Der Okonomie-Verwalter, mit dem Titel eines Ins 
fpeftors, fol, nad) Anleitung feiner Inſtruktion, alle Gefchäfte der 
Kafienverwaltung für die Anftalt beforgen, über die Erhaltung der 
Gebäude und Gärten und des Inventars derfelben wachen und 
deren gefammte Okonomie leiten. Als Kaſſen- und Rechnungs: 
beamter fieht er unmittelbar unter der ftändifhen Auffichts:Kom: 
miffion ($. 5.). Außerdem aber iſt er dem Direktor ($. 6.) un: 
tergeordnet, und ift auch befonders verpflichtet, denfelben in der 
Handhabung der Hauspolizei und in der Disziplin des Kranken: 
dienftes zu unterſtützen, auch ſämmtliche Büreaugeſchäfte zu über⸗ 
nehmen. 


$. 9. Zwei Geiſtliche übernehmen. — jeder für feine: Kon«- 


feffion — nicht nur die gottesdienftlichen Berrichtungen im Bet: 
fanle und die Adminiftration der Seelforge bei einzelnen Kranken, 
der Auftalt, fondern auch die feegensreiche Verpflichtung bei der 
geiftigen Behandlung der Irren, in fittlich=religiöfer, pädagogifcher 
und ingelleftuellee Beziehung, dem. Direftor beizuſtehen. 

$. 10. Zur näheren Beobachtung der Kranken und zur Bes 
auffichtigung der ihnen zugegebenen Wärter und Wärterinnen, zur 
Aufficht. auf die Bollziehung der einzelnen ärztlichen Berordnungen, 
auf die Berforgung der Pfleglinge mt ihren verfchiedenen Bedürfs 
niffen und auf die Befolgung allee Punkte der Haus: und Tas 
gesordnung, find ein Obermwärter, der zugleich den Pleinen wund⸗ 
ärztlichen Dienſt (ald Chirurgengehülfe, oder als Wundarzt zweis 
2 Klafje) in der Anftalt beforgt, und eine Dbermwärterinn ans 
geftellt. 


> 


804 


$. 11. Die Zahl und die Eintheilung des unterften, theils 
für die Pflege und den. Dienft der Kranken, theils für die öfonos 
mifchen Berrichtungen in der Anſtalt beftimmten Dienftperfonals 
it duch den Etat feftgefeßt. Die Anftellung und Entlaffung 
defelben richtet fich nach den gefeglichen Beflimmungen der Ge« 
findes Ordnung. | 


IV. Benugung der Anftalt. 
A. Aufnahme der Franken. 

$. 12. Für die Entfcheidung über die Aufnahme eines Kran⸗ 
fen bei eintretender Konfurrenz wird Folgendes feftgefeßt: 

a. die Hauptmaßgabe dafür gewährt die größere oder ges 
ringere Heilbarfeit der angemeldeten Geiftesfranfen, 
fo daß 5. B. Diejeniaen, deren Unheilbarfeit erfahrungss 
mäßig wahrfcheinkich ift, denen nachftehen müſſen, welche 
entweder entfchieden als heilbar zu betrachten find, 
oder doch wahrfheinlich geheilt werden können. 

Sm Allgemeinen werden für wahrfiheinlich unheilbar 
angefehen : 

o) Blödfinnige, weldhe es von erſter Kindheit an find, oder 
auch bei welchen der Blödfinn zwar erft in Folge ei: 
ner andern Geiftesftörung eingetreten ift, aber bereits 
über drei Monate lang dauert; 

P) Perfonen, bei welchen die Geiftesfranfheit im Gefolge 
der Epilepfie ſich entwicelt hat, oder fchon über drei 
Monate lang mit der Epilepfie befteht und mit derſel⸗ 
ben urfächlich verbunden if. 

Dagegen gilt, der Erfahrung zufolge, außer den genannten 
Zuftänden, die Geiftesfranfheit um fo eher für heilbar, je 
geringer ihre bisherige Dauer gemwefen ift, je früher 
bei ihre ein methodifches Heilverfahren eingeleitet 
und je früher der Kranfe dem Einfluffe feiner bis 
herigen Berhältniffe und Umgebungen entzogen 
wird. 

b. Hiernächft fommt es auf die individuellen Kranfheitsverhält- 
niffe der Angemeldeten an, fowohl in Bezug auf diefe felbft, 
als auch in Rückſicht auf die. fie umgebenden Perfonen und 
Dinge, und zwar nad) dem motivirten ärztlichen Wrtheile 
des Direftord der Anftalt; 

o. zuleßt enticheidet die Neihefolge der Anmeldungen, nad) dem 
Datum ihres Einganget. 

2 $. 13. Ganz ausgefihloffen von der Aufnahme in die Anſtalt 
find folhe Geiftesfranfe, welche gleichzeitig mit einer Förperlichen- _ 
Krankheit behaftet find, deren Heilung das nächfte Hauptbes 
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bürfnißift, und bei des ärztlichen Behandlung eine, 
der Kur der Geiſteskrankheit hinderliche, vorherr. 
fhende Rüdfiht erheifcht, z. DB. allgemeine benerjfche 
Krankheit, offener Krebs; oder aber an einer folchen Körperkrank— 
heit leiden, welche entfchieden unheilbar und tödtlich iſt, 
3. B. die meiften Arten von Schwindfuht und einige Arten Wafs 
rfucht. | 

p $. 14. Kranke, deren Domizil nicht in dem Großherzogthum 
Pofen ift, follen. nur ausnahmsmweife in die Anftalt aufgenommen 
werden und ſtets denen aus der Provinz nachftehen. 

& 15. Gefuhe um Aufnahme eines Geiftesfranfen in bie 
Anftalt, find bei dem Direktor ($. 6.) fchriftlich anzubringen, und 
müffen ihnen folgende Schriftjtüde, ohne welche fie unberüdfichtigt 
bleiben, beigegeben fein: . 

a, ein nad). der Beilage (I.) ausgeftelltes, von dem Kreisphufis 
kus unterfchriebenes und mit deffen Amtsfiegel verfehenes ärzts 
liches Zeugniß; CIE 

b. eine nad) der Beilage (II.) vor dem Landrathe des Kreifes 
abgegebene Erflärung Defien oder Derjenigen, welche -der 

Anftalt für den Koftenerfaß ($» 23.) haften, und 

c. eine amtliche Auskunft des Kreis:Landraths über die perfön- 
lichen Berhältniffe des Aufzunehmenden und über die Ber: 
mögensumftände deffelben, oder der in Betreff des Koftens. 
punftes für denfelben verpflichteten Perfonen. 

$. 16. Wenn ganz befondere Umftände die fofortige Erfüls 
lung der sub lit. b. des vorigen Paragraphen angegebenen Bedins 
gung bei Einreihung des Aufnahme» Gefuches unmöglich - machen, 
fo find durdy die ad c. ibid. bezeichnete Ausfunft des Landraths 
die Hinderungsgründe genau anzugeben und zu befcheinigen. 

$. 17. Solche Geſuche werden von dem Direktor der An« 
ftalt, unter Beifügung feines Gutachtens, fchleunigft an die pro. 
vinzialftändifche Auffichtsbehörde (5. 5.) befördert, dieſe entfcheidet 
über die Zuläffigkeit der Aufnahme des Kranken indie Anftalt, 
und gibt ungefäumt dem Nachfuchenden und dem Direktor Kennts 
nid von ihrem Beſchluſſe. 

$. 18. In außerordentlihen Fällen, wo die Aufnahme des » 
- Kranfen laut dem ärztlihen Zeugniffe und dem Gutachten des 
Landraths ($. 16. a. und c.) eine mehr als gewöhnliche Befchleue 
nigung erheifcht, Hinfichtlich der gedachten Aufnahmebedingungen 
aber Fein Anſtand obwaltet, ift der Direktor autorifirt, die Aufs 
nahme:Drdre für den Kranken fofort zu erlaffen und auf dem für: 
zeften Wege dem Eprtrahenten zuzufenden, jedoch unter pünftlicher 
Beobachtung der diefen Gegenftand betreffenden Vorſchrift ‚feiner 
Dienſt⸗Inſtruktion. | 


x 
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5.19. Bei Bewilligung der Aufnahme wird in der darüber 
zu erlaffenden Drdre — nad) Mafgabe des erledigten Raumes _ 
in der Anftalt, der Schleunigkeit der Umftände und der Entfer⸗ 
nung des Wohnorts des Angemeldeten — der AufnahmesZers 
min fefigefeßt, von welchem ab die Ankunft des Kranfen auf defr 
fen ober der für ihn Derpflichteten Koften, 14 Tage lang in der 
Anftalt erwartet wird. Wenn dagegen nach Ablauf diefer Frift, 
unter Angabe triftiger Gründe, die Verlängerung derfelben nicht 
nachgefucht wird, fo kann über die dem Angemeldeten beflimmt ges 
wefene "Stelle von der provinzialftändifchen Auffichtsbehörde anders 
weitig verfügt werden. | 

$. 20. Ohne AufnahmesDrdre darf Fein Kranker in die An- 
ftalt aufgenommen werden. j 
. 6. 21. Jedoch findet, wenn die Aufnahme eines reglementss 
mäßig Angemeldeten verfagt worden if, Rekurs an den Oberpräs 
fidenten flatt. 

$. 22. Gefellichafter oder eigene Bedienung, welche die Ans 
gehörigen eines Kranfen demfelben in der Anftalt beizugeben wün: 
fchen, können nur nach) Maßgabe der von den Anftaltsbeamten in 
ärztlicher, hauspolizeilicher und ökonomiſcher Beziehung erkannten 
Zuläffigkeit eintreten. Sie müffen daher ebenfalls vorher fchrift- 
lich angemeldet werden und Aufnahme-Drdre erwarten, melde je, 
doch überall nur unter der Bedingung erfolgt, daß fie fchriftlich 
erflären, 

a. fih in ihrem Berhältniffe zu dem Kranken, welchem fie beis 
gefellt find, als Untergeordnete des Direktors der Anſtalt bes 
trachten und benehmen zu wollen, und 

b. die Anftalt augenblicklich zu verlaffen, fobald ihnen dies vom 
Direktor geboten werden follte. 


B. WBerpflegungsfojten. 


$. 23. Die Berpflegungskfoften find entweder etatsmäßig 
oder außerordentlich. 

a. Die etatsmäßigen Koften umfaffen: die Beftreitung als 
ler nächſten und dem Zwede der Anftalt entfpredhenden Bes 
dürfniffe der Pfleglinge, als da find: 

Wohnung, Heizung, Beleuchtung, Ernährung, Reinigung 
der MWäfche, Wartung und Pflege jeder Art, ärztliche und 
wundärztliche Behandlung und alle nur irgend erforderliche 
Arzeneien oder Heilmittel. 

b. Die außerordentlihen Koften erwachſen für diejenigen 
Ausgaben, welche im Hausetat feine Stelle haben, weil fie 
nicht lediglich dr den Aufenthalt in der Anjtalt nothwen: 
dig bedingt find, und ohne Beeinträchtigung des Heilzwedes 
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entweder gahz bermieden, oder nach der Willkühr der Ange⸗ 


hörigen des Pfleglings beſtritten werden können. Dahin ge— 
hören z. B. die Koſten für Anſchaffung und Unterhaltung der 
Kleidungsſtücke, für Leibwäſche — in ſofern deren Beſtrei— 


tung der Anſtalt überlaſſen oder übertragen wird — und 


für die Inſtandhaltung der Kleider und Leibwäſche, für be— 


ſondere Bedienung ($. 22.), für Vergnügungen und Zer: . 


— welche nicht ſchon vom Heilzwecke geboten ſind. 

. 24. In Bezug auf die Ausſtattung und Berzierung der 
— und Schlafzimmer und auf die mehr oder weniger Foft: 
fpielige Befchaffenheit des Tiſches der Pfleglinge, fol der Etat 
drei Abſtufungen haben, wonach der etatsmäßige Pflegegelderfag 
höher oder geringer feftgeftellt ift: 

a. der höchfte Betrag der etatsmäßigen Pflegegelder C 23.4.), 
welche für einen Pflegling jährlich an die Anſtalt zu zahlen 
find, wird uf - . 136 Rthlr. 17 = 6 Pr. 

b. der mittlere uf . - 101 =: 1 

. © der geringſte uf » ». 86 16 — ⸗ 
beftinmt. 2 

$. 25. Der geringfte jährliche Verpflegungsſatz foll als der 
Ausgleichungsbetrag nicht nur für die ($. 23. a.) bezeichneten etat s— 
mäßigen, fondern auch für die Unterhaltungsfoften der Wäfche 
und Kleidungsftüde betrachtet werden. 

$. 26. Ohne alle Rüdficht auf diefe Koftenabftufungen wird 
das Anrecht auf den ganzen Aufwand von Heilmitteln, wie fie für 
den‘ Zweck der Miederherftellung irgend erforderlich fein mögen, 
allen Pfleglingen der Anftalt gleich zufiehen. 

$. 27. Der Berpflegungs-Roftenfaß ($. 24.) wird für jeden 
Aufzunehmenden von der provinzialftändifchen Auffichtsbehörde, in 
der Aufnahme: Drdre für ein Jahr beftimmt, wobei fie zunächft 
von den DBermögensumftänden und den bisherigen. gefellfchaftlichen 
Berhältniffen des Angemeldeten geleitet wird. Nach dem Ablauf 
jedes Jahres wird diefe Feſtſetzung nach Maßgabe der Umſtände 
erneuert oder modifiziert. _ 

$. 28. Die Zahlung der Koften an die Anſtaltskaſſe wird 
in folgender Art geleiftet: 

a. der etatsmäßige Koftenfaß, alle Dierteljahr voraus; 

b. bei der höchſten und - mittlern Koftenftufe wird für die An- 
ihaffung von Kleidungsftüden — in fofern fie der Anftalt 
übertragen wird? — und für Unterhaltung der Kleider und 
der Mäfche des Pfleglings halbjährlich ein, in jedem einzel: 
nen Falle zu beflimmender, den Umftänden angemeffener Vor: 
fhuß geleiftet; 

c. für die übeigen außerordentlichen A ($. 23. b.) ift, in 


- 


- 


808 


fofern jene außerordentliheh Darreichungen überhaupt ges 

wünfcht werden, zwar ebenfalls ein Borfchuß erforderlich, von 

defien Zulänglichfeit die bezeichneten Leiftungen abhängig find; 

aber die Höhe deffelben bleibt der Beftimmung der Angehö- 

rigen und Kuratoren der Pfleglinge überlaffen. 
. 29. Die Nichtbefolgung der sub. a. $. 28. gegebenen 
Porfchrift zieht dem Pflegling den Verluſt feiner Stelle in der 
‚ Anftalt zu, oder hat, wenn die Entlaffung des Kranfen unftatte 
haft befunden wird ($. 38. 39.), eben fo wie ein Verzug in Leir 
fiung des sub b. ibid. bezeichneten Borfchuffes, die erefutive 
Einziehung des Rüdftandes durch das betreffende landräthliche Amt 
zur Folge; den Intereſſenten aber bleibt in folchen Fällen der 
Rekurs an den Oberpräfidenten oder die Provofation auf richter- 
liche Enticheidung offen. _ 

$. 30. Nach einer Stiftung der Probinzialſtände fi nd in der 
Anftalt zwanzig Freiftellen gegründet, welche den dürftigften Gei- 
ftesfranfen von beiden chriftlichen Konfeffionen zu heil werden 
folfen. Jedoch haben nur Angehörige der Provinz ein Necht dars 
auf; es foll deshalb auch folhen Kranfen, welche den in der Pros 
vinz angeftellten Eivilbeamten und den darin garnifonirenden Mi: 
litairs angehören, die Aufnahme in die Anftalt nicht verfagt wer: 
den. Die letere ift aber befugt, fo weit es, ohne der Familie 
der Aufzunehmenden die Mittel zum Unterhalte zu entziehen, ges 
fchehen Fann, das Gehalt, refp. die Penfion der Fe ee 
in Anſpruch zu nehmen. 


C. Eintritt in die Anftalt, 


$. 31. Sn Betreff der Maßregeln zur Sicherung des Frans 
fen auf feiner Reife in die Anftalt, find die Orts: und Kreisbe: 
hörden, welche dabei das Gutachten eines Arztes zu benußen ha= 
ben,. befonders inftruirt worden. Beim Eintritt des Kranken in 
die Anftalt aber follen deffen Begleiter, welche für die ganze Rei— 
fetour nicht gewechfelt werden dürfen, dem Direktor durch den 
Pförtner ihren Geleitſchein überreichen, welcher von dem Landras 
the des Kreifes, worin der Kranfe bisher gemohnt hat, nach dem 
anliegenden Schema «(III.) ausgefiellt und mit dem landräthlichen 
Amtsfiegel verfchloffen fein muß. 

$. 32. Erſt nachdem der Direktor diefen Geleitfchein geprüft 
und richtig befunden hat, erfolgt die Aufnahme des Kranken in 
die Anftalt. 


D. Sefiftellung des Geiſteszuſtandes eines Aufgenommenen. 


$. 33. Der Behufs feiner Heilung Aufgenommene felbff, 
feine Verwandten, oder auch diejenigen, welchen feine — 


809 


in der Anftalt zur Laft fällt, haben das Recht, auf gerichtliches 
Verfahren zur Feftftellung feines Gemüthszuftandes zu proboziren. 
Bei Perfonen, welche als unheilbar der Anſtalt zur Auf: 
bewahrung übergeben werden, muß - diefes gerichtliche Berfahren 
jederzeit der Aufnahme vorangehen, und diefe darf nicht eher flatt: 
finden, bis dem Direktor der Anftalt die gerichtliche Wahnfinnig: 
feits-Erflärung des Kranfen mit übergeben werden: kann. 


E, Hausordnung. 


$. 34. Die Hausordnung wird die genaueren Anmweifungen 
für das innere Leben der Anftalt, das Berhalten ihrer Beamten 
und die Behandlung der Pfleglinge enthalten. Die Grundlage 
derfelben aber find folgende Beftimmungen: | 

a. Die erfte Pflicht aller Beamten und Öffizianten der Anftalt 
ift die forgfältigke menfhenfreundlihe Behand: 
lung der Pflealinge. Diefe follen Feine Einfchränfung 
und feinen Zwang erleiden, wenn es nicht als eine unum: 
gängliche ärztliche, oder eine unbedingt nothwendige hauspo: 
lizeilihe Maßregel erfannt ift, und wo eine foldhe in An- 
wendung Fommt, foll fie mit der möglichften Schonung und 
mit Heilighaltung der Menfchenwürde und mit fieter Rück: 
fiht auf die individuelle Körper: und Geiftesbefchaffenheit des 
Pfleglings, nach Anleitung der medizinifchen Wiffenfchaft und 
Kunft ausgeführt werden. Eine förperliche oder geiftige M ip: 
handlung eines Kranfen darf daher in der Anftalt nie 
mals eintreten; | . 

b. dagegen gehört zu den wefentlichen Mitteln, durch welche die 
Anftolt auf die Verpflegten heilfam einzuwirfen hat, eine 
unmwandelbare Geſetzmäßigkeit und Ordnung in 
dem gefammten Dienfte und in allen Einrichtungen des Hau: 
ſes; eine den verfchiedenen Zuftänden und Verhältniſſen der 

» Pfleglinge angemefjene und, entfprechende Befhäftigung 

-berfelben in Haus und Garten in zweckmäßiger Abwech— 
felung mit Erholung und erheiternden Unterhaltung ; 

c. die Koft der DBerpflegten muß von guter, geſunder Befchaf: 
fenheit-und reinlich bereitet fein; 

d. auf. Förperliche Reinlichfeit der Berpflegten und ihrer Be: 
dienung, auf. Reinlichfeit in Kleidung, Betten und in’ allen 
Räumen der Anftalt, und auf Reinhaltung der Luft in den 
Schlaf: und Wohnzimmern, Berfammlungsfälen und Gängen 
it fireng zu fehen; 

e. anvertraute Geheimniffe in Betreff der Berpflegten follen 
forgfältig bewahrt und über die Zuftände derfelben foll die 
gewifienhaftefte DBerfchwiegenheit beobachtet werden; 

Annalen. Heft III. 1838. Fff 
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f. der Eintritt von Fremden in die für die Verpflegten beftimm- 
ten Räume der Anftalt ift von, der ausdrüdlichen Erlaubniß 
des ärztlichen Vorftandes abhängig, welcher dafür verantwort: 
lich fein wird, daß durch folche Zulaffung von Fremden Feine 
fiörende oder "nachtheilige Eindrüde auf die Pfleglinge ent: 
fiehen, und das Heilverfahren überhaupt Feine Beeinträchti- 
gung erleide; 

g. aud) die Vertreter und Angehörigen der Verpflegten follen, 
wie fich dies aus dem Zwecke von felbft verficht, hiervon 
feine Ausnahme machen, fondern fich willig darin fügen, 
wenn der Direftor, welcher ihnen über die Lage und das 
Befinden ihres Kranken die gewünfchte Ausfunft zu. geben 
bereit fein wird, den perfönlichen Verkehr mit demfelben ih- 
nen verfagen zu müffen glaubt. 
$. 35. Die provinzialftändifche Auffichtsbehörde wird von 

Zeit zu Zeit, unter Zuziehung eines Sachverſtändigen, die Anſtalt 
revidiren und dem Ober» Präfidenten darüber Bericht erftatten, 
welchem die. Anordnung ertraordinairer Reviſionen vorbehalten 
bleibt. 
 — F. Austritt aus der Anflalt. 
$. 36. Die Entlaffung eines Pfleglings aus der Anftalt er 
folgt nur auf Grund einer DBerfügung der probinzialftändifchen 

Kommiffion, die bloße Beurlaubung deffelben aber geht von dem 

ärztlichen Borftande aus. 

$. 37. Kein Kranker darf, fobald er in die Anftalt aufge 
nommen ift, ohne Genehmigung der Auffichtsbehörde aus der Kur 
zurüdgenommen werden. 

$. 38. Die provinzialftändifche Auffichtsbehörde wird diefe 
Genehmigung ſtets verfagen, wenn die Genefung des reflamirten 
Kranken, nad dem UWrtheile des Direktors, bald zu hoffen ift 
oder bereits begonnen hat. 

$. 39. Außerdem aber werden Gefuhe um Entlaffung eis 
nes unter Kuratel ftehenden Kranfen aus der Anftalt unberüd: 
fihtigt bleiben, wenn ihnen nicht die obervormundfchaftliche Be: 
hörde beigetreten ift. 

$. 40. Außer den Fällen, in welchen die Entlaffung eines 
Pfleglings auf Anfuchen der Bertreter dbeffelben ges 
nehmigt wird, Fann fie auch gegen den Willen diefer 
Dertreter vor der Genefung des Kranfen verfügt 
werden: 

a. unter den $. 29. bezeichneten Umftänden, 

b. wenn es fid) ergibt, daß bei denfelben zur Zeit PR Auf: 
nahme einer der oben ($. 13.) angegebenen Ausſchließungs⸗ 
Gründe obgemaltet hat; 
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ec. wenn bei demfelben Umftände eintreten, welche feinen Auf: 

enthalt in der Anftalt ohne mefentliche Störung des Dien- 

ftes, rücfichtlich der übrigen Kranken, nicht länger geftatten. 

$. 41. Die Beyrlaubung eines Derpflegten Fann nur 
aus ärztlichen, die Genefung deffelben bezweckenden Gründen, oder 
als Verſuch, wenn die cingetretene Genefung unficher erfcheint, 
erfolgen. 

$. 42. Zür die medizinifche und polizeiliche Behandlung ei: 
nes aus der Anftalt Beurlaubten wird der Direktor ein ſchriftli⸗ 
ches Regulativ entwerfen und dem Landrathe des Kreiſes, wohin 
der Beurlaubte aus der Anſtalt ſich begeben ſoll, zugehen laſſen, 
und der Landrath hat, unter Zuziehung des Kreis: Phyfifus oder 
eines andern Arztes, die Ausführung der Borfchriften jenes Re: 
gulativs an dem Wohnorte des Beurlaubten einzuleiten und fer; 
ner zu beauffichtigen.. Auch follen die Kreis: und Orts: Polizeis 
Behörden und Medizinal-Perfonen den von dem Direktor an fie 
ergebenden Requifitionen, in Betreff der gedachten Beurlaubten, 
pünftlich genügen. 

$. 43. Die Dauer eines foldhen Urlaubs darf nicht ſoweit 
ausgedehnt werden, daß dadurch dem Krankpeitszuftande eine Ber; 
fhlimmerung drohet oder auch nur ein Stillftand in deffen Hei: 
fung eintritt, oder aber eine allzugroße Beläftigung der Verpfleger 
des Kranken oder der Polizeibehörden entfieht. Nah Mafigabe 
defien- wird der Beurlaubte zu jeder Zeit wieder einberufen 
werden. | | 

$. 44. Die Reife eines Pfleglings in feine Heimath gefchieht 
unter forgfältiger Beobachtung der erforderlichen Sicherheits: Maß: 
regeln, welche zu veranlaffen dem Direktor, nad) Anleitung feiner 
Dienft:Inftruftion, obliegt. 

$. 45. Die dadurch erwachfenden baaren Auslagen müffen, 
als zu den außerordentlichen Koften gehorend ($. 23. b.) der An: 
ſtalt erfeßt werden. | 

Pofen, den 27. Februar 1838. 

Der Ober-Präfident der Provinz Pofen. 
Flottwell. 


Beilagel. 





Gegenſtand. Beantwortung. 
1) or: und Zunamen, Stand, Gewerbe, Religionsbefenntnig, 
Geburtsort, jegiger Aufenthaltsort des Resipienden. 
2) Wie fpricht fich die Geiſtesſtdrung im ganzen Thun und Laffen 
ded Kranken, in Vorftellungen und Affekten, in Neigungen und aͤußerm 
Benehmen, in Neden und Handlungen aus? gife 
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3) Welche pfychifche Symptome baben den erflen Ausbruch einer 
Geiſteskrankheit bei dem Nezipienden bezeichnet ? 

Wie baben fich diefelben im Verlaufe der Krankheit bis heute fers 
ner entwickelt, geftaltet und verändert ? 

4) In welchem Grade ift das Betragen des Kranfen gegen bie 
Sitten anftößig oder feiner und Anderer Sicherheit gefährlich? 

5) Welche organifchsfranfhafte Erfcheinungen find der Geiſteskrank⸗ 
beit unmittelbar vorangegangen oder mit derfelben gleichzeitig aufgetres 
ten, und wie find fie bis heute verlaufen ? 

6) Zeigt die Geiftesfranfheit Periodizität oder einen regelmäßigen 
Typus, durch Eragerbation und Remiffion, oder durch Parorıyemus und 
völlige Intermiſſion; in welcher Art fommt dies zum Vorſcheine, und 
wie verhaͤlt es fich zur efmanigen Coinzidenz organifch-pathologifcher oder 
phyſiologiſcher periodifcher Vorgänge, oder gu den Mondpbafen ? 

7) Wie ift der Kranfe gegenwärtig Förperlich befchaffen? Wie ift 
er überhaupt gebaut, wie ik das Werbältnig des Kopfs und deri Glied» 
maßen zum Numpfe; welche Abnormität iſt in der Gefichtsbildung 
und dem Baue des Schädeld bemerflich ? 

Wie find die Sinnesorgane befchaffen ? 

Mie verbält fich das Muskelſyſtem, wie zeigt fich die Verdauung 
und Ernährung, der Gang der natürlichen Ab⸗ und Ausfonderungen, 
der Herzfchlag, der Puls, die Nefpiration, die Hautfarbe ? 

Wie ftebt e8 mit der gefchlechtlichen Entwickelung ? 

Wie ift die Körperhaltung, der Gang, die Stimme, die Sprache? 

Iſt ein förperlicher Krankbeitszuſtand zu dem geifligen fpäter hinzu⸗ 
getreten und noch vorhanden, und welcher 

f ein urfachliches Verbältnig zwifchen beiden Zuſtaͤnden fichtbar 
oder wabrfcheinlich ? | 

8) Pathogenetifche Anfiht und Erdrterung, mit Ruͤckſicht auf ur; 
fprüngliche und erworbene Körperbefchaffenheit ded Kranken; auf Erb- 
lichkeit, förperliche und geiflige Entwickelungsſtufe, phyſiſche und mora- 
liſche Erziehung, Kinderfrankheiten und andere vorangegangene Frank, 
bafte Zuftände, fehlerhafte Gewohnheiten und Belchäftigungen des 
Kranken; auf Umgang, Neigungen, Leidenfchaften , Lafter, Verbrechen, 
Schickſale, häusliche und Familien Berhältniffe deffelben. 

9) Darftellung der im Laufe der Krankheit, vom Anfange an bie 
auf die fette Zeit, bei dem Kranfen angewandten Behandlungs: Methode, 
und zwar ſowohl des Heilverfahrens ım engeren Sinne, unter forgfäls 
tiger Angabe der Erfolge, ald auch der übrigen Behandlung des Frans 
fen, mit der Ausfunft insbefondere darüber, ob Zwangsmittel, und in 
welcher Weife angewandt worden find. | 


Deilage I. 


Verhandelt zu N. N., den ..... 

Vor dem unterzeichneten Landrathe des Nr Rreifes erfchien (en) am 
heutigen Tage 

en ei Zunamen bed (der) Komparenten, deffen (deren) Alter, 

obnort), 

als dispoſitionsfaͤhig perfänlich befannt (von dem glaubwürdigen N. N. 
refognogzirt), und gab gen) folgende Erflärung zu Protokolle: 
Ich (mir) verpflichle (n) mich (uns) hierdurch, für N. N. aus N. N., 
des Nr Kreifes, welcher in Die Kranfen:Anftalt zu Owinsk, bei Pofen, 
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als Pflegling aufgenommen zu werden geeignet iſt, die etatömäßigen 
und die aufßerordentlichen WerpflegungssKoften, gemäß den Beſtimmun⸗ 
gen der $$. 23. bie 29. des Publifandums vom 5. Januar 1838., bes 
treffend die Provinzial-FrrensBeil-Anftalt zu Owinsk, welche Paragra- 
pben mir —* fo eben vorgelefen (und erklaͤrt) worden find, viertel⸗ 
jaͤhrlich pränumerando an die Koffe der genannten Anftalt portofrei 
baar einzuzablen. , 2: 
Wenn ich. (wir) diefe Zahlung nicht pünftlich Teifte (m), unter: 
merfe (n) ich (wir) mich (uns) der Einziehung der fälligen Betraͤ 
durch Erefution der Kreis: Behörde, fo mie ich (mir) auch bereit fein 
werde (n), auf die Drdre der provinzialftändifchen Auffichtsbebörde der 
gedachten Anftalt,_den oben genannten Kranfen aus der letztern auf 
‚meine (unfere) Koften abholen und zurüdbringen zu laffen. 

Hierauf wurde diefe Verhandlung dem (den) genannten Kompas 
— — von ihm (ihnen) genehmigt und, unterfchrieben (uns 
terzeichnet)- 

i (Unterfchriften, oder Zeichen, welche von einem Schreibzeugen zu 
befcheinigen find.) Ä | 


u, u. 8 


| NN. 
(L« 8.) Landrat des Nr Kreiſes. 


Beilage IM. 


Geleitfchein. Ä 
N. N. aus N. welcher nach der beiliegenden Aufnahme : Orbre 
vom . . . in die Kranken Anſtalt zu Om nf, bei Pofen, aufgenommen 
werden fol, begibt fih am... . auf den Weg dabin, geleitet von N. N. 
aus N. (und N. N. aus N.), zu Wagen (zu Fuße). Die genannten 
(der genannte) Begleiter find ie) angewielen, den Kranken in die be⸗ 





zeichnete Anfalt abzuliefern und darüber fich durch einen Annahmeſchein 
- des — der Anſtalt bei dem unterzeichneten Landrathe aus—⸗ 
zuweifen. 


Sianalement 
der 





Begleiter. 
2 3. 
des N. N. 6 N. N. 





des Kranfen. 





(Fuhrmann.) 







N. N., den . . . ” . * . . ° . ® . . 18 
(L. 8.) 
Der Landrath des Nr Kreifes. 
(Unterfchrift.) z 
Anmerkung. Diefer mit dem Amtsfiegel bed betreffenden 
Landraths⸗Amts zu verfchließende Geleitfhein il „an die Kranken 
Ynflalt in Owinsk“ zu adreffiren. 


Le 2 nr HE zu 
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x. 


Militair-Saken. 
219. 


Bekanntmachung des Chefs der Ingenieure und Pios 

niere, über den Eintritt junger Leute bei den Pionieren, 

zum Dienfte auf weitere Beförderung im Ingenieur⸗ 

Korps, als Anleitung zur Kenneniß der Bedingungen, 

welchen ihre Annahme unterliegt, und zur Beurtheilung 
der Angemeffenheit ihres Vorhabens. 





t 

$. 1. Die Königlihen Befimmungen machen es den Trup⸗ 
pen:Befehlshabern ausdrüdlich zur Pflicht: 

nur folche junge Leute zum Dienfte auf weitere Beförderung 

anzunehmen, die durch ihre frühere Erziehung, ihre Vorkennt⸗ 

niffe, oder ihre vorzüglichen natürlichen Anlagen, fih zum 

Dffizier eignen; 
und wollen ferner: 

daß zum Beſuch der Militair-Unterrichts:-Anftalten nur dies 

jenigen zugelaffen werden, deren Borfenntniffe und Fähigs 

feiten, von ihrer Theilnahme am Unterrichte, einen nüßlichen 
. Erfolg erwarten laffen. 

Diefe allgemeinen, für die ganze Armee gültigen Beflimmuns 
sen müffen daher in dem Ingenieur-Korps ihre firengfie Anwen⸗ 
dung finden, wenn einer Maffe, die von ihren Offizieren einen 
mehr als gewöhnlichen Grad von. Einfichten und Kenntniffen zu 
fordern genöthigt ift, ein ihrem Bedürfniffe wahrhaft entfprechen« 
der Zuwachs geficherf werden foll. 

‚.. Da der Dienft als Pionier angehenden Ingenieuren zur praf- 

tifhen Borfchule gereichen fol; fo find die Kommandeure der Pis 
onier-Abtheilungen, und in höherer Inſtanz, die ihnen vorgefeßten 
Pionier: Infpefteure für die genaue Beobachtung der vorgedachten 
Allerhöchften Beftimmungen vor zugsweiſe verantwortlidy; alle 
Annahme: Gefuche junger Leute, die fi dem Ingenieurdienſte 
bleibend zu widmen beabfichtigen, unterliegen daher zunächſt ihrer 
Prüfung, und find, in der Regel, an fie zu richten. 

$. 2. Ein junger Mann, welcher als geeignet erkannt wer: 
den fol, um. mit der Ausficht auf dereinfiige Beförderung im 
Ingenieur⸗Korps, bei den Pionieren einzutreten, muß folgende Eis 
genſchaften vereinigen: | 
1) einen feften, gefunden Körper, und insbefondere gute Augen; 
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⸗ 
2) re — Erziehung in ſittlicher und geſellſchaftlicher 
inficht ; _ ! 

3) natürliche Anlagen und Geiftesfähigkeiten ; 

4) den Grad allgemeiner Schulbildung, der von jedem jungen. 

“ Manne der gebildeten Stände, im vollendeten 17. Lebens⸗ 
jahre, unter den eben erwähnten Borausfegungen, gefordert 
werden fann, und der ihm nothwendig eigen fein muß, um 
ihn, ohne weitere wiffenichaftliche Vorbereitungen, zur Auf—⸗ 
nahme in die vereinigte’ Artillerie und Iugenieur-Schule zu 
befähigen. | 

- Mit diefen Eigenfchaften muß er endlich: 

5) den Beſitz der Geldmittel verbinden, welche zum Verfolgen 
feiner Laufbahn unentbehrlich find. 

Da die eben angegebenen Erforderniffe mit der Beſtimmung 
und Einrichtung der vereinigten Artillerie: und Sngenieur s Schule 
in wefentlihem Zufammenhange ftehen, und aus dem Inhalte 
des Berfaffungs: Entwurfes für diefe Anftalt ale unerläßlich her⸗ 
vorgeben ; fo wird derfelbe, fo ‘weit er für die jungen Leute felbft, 
fo wie für deren Eltern, Vormünder oder Angehörigen von er: 
heblicher Wichtigkeit ift, mittelft des beigefügten Auszuges zu de: 
ren Renntniß ‚gebracht, und wird, als die Hauptgrundlage aller 
weiter folgenden Vorfchriften, ihrer reiflihen Erwägung empfohlen *). 
53 Für das Ingenieur Korps verbleibt es aud) fernerhin 
bei der längſt beftehenden Beſtimmung: daß der Anſpruch, auf 
Beförderung zu dienen, neu eintretenden jungen Leuten nicht fo: 
fort eingeräumt werden fann, fondern erft von ihnen erworben 
werben muß, und daß fie daher zunächft allemal gleichſam ver⸗— 
fuchsweile, nur als Greimillige auf ein Jahr, angenommen 
werden dürfen, wenn fie fich zuvor der gefeßlichen Eintritts » Prü: 
fung (nach der Anmerkung zu $. 2. der Anlage II.) unterworfen, 
und diefelbe unbedingt und in dem im $. 9. gedachten Maße 
befanden haben. 

$. 4. Ihr Annahme Gefuch haben fie zu begleiten: 

4) mit dem ihnen von der Departements:Kommiffion zur Prü- 
fung dee Freiwilligen auf einjährige Dienſtzeit ausgeftellten 
diesfälligen Befugnißfchein, in der vorgefchriebenen, ihre 
Förperliche Dienfttauglichfeit mit befcheinigenden Form; (Falle 
fie indeß zur Zeit der Einreichung ihres Annahme-Geſuchs 
das 17. Lebensjahre noch nicht zurüdgelegt haben follten, 
wird der Befugnißfchein nachträglich, fpäteftens aber bis zu 
dem im $ 6. angegebenen Einftellungs : Termin, von ihnen 
beizubringen fein.) 

*) Vergl. Annal. Jahrg. 1833. ©. 1097. 

⸗ ⸗ 1837. - 560- 563. 
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2) mit einem felbfiverfaßten Lebenslaufe, welcher in gedrängter 
Kürze folgende Angaben umfaffen muß: 

a.’ Bor: und Zunamen; Taa, Monat und Fahr der Geburt; 
Drt und Negierungsbezirf in dem er geboren, und Res 
ligionsbefenntniß; 

b. Zitel, Gewerbe oder Pofien des Vaters, Familienname 
der Mutter, Aufenthaltsort beider; ob fie noch am Lee 

ben, oder ob und wann fie verftorben find; und bei den 
Baterlofen eine ähnliche Angabe der Berhältniffe ihrer 
Vormünder; 

c. eine nähere Schilderung des Ganges ihrer Bildung; 
welche Unterrichts:Anftalten fie befucht und bis in welche 
Klaffe derfelben fie gelangt find; ob und welchen Zweis 
gen des Wiffens fie ſich mit befonderer Vorliebe gewid⸗ 
met haben ; ob fie fremde Sprachen fprechen, oder doch 
verfiehen, und welche u. f. w.; 

d, wer ihnen die Geldunterflüßung gewähren wird, deren 
fie in ihren erften Dienftiahren, fo wie zu ihrer Offiziers 
Equipirung bedürfen ; 

3) mit einer ſchriftlichen, ihr Vorhaben genehmigenden und den 
Inhalt des eben gedachten Lebenslaufes beftätigenden Erfläs 
tung ihrer Eltern oder Vormünder, in welcher 

‚ 4) diefe Letztern fich zugleid) über den sub 2 d. erwähnten 

Punkt näher auszufprechensund nach den Umſtänden verbind: 
lich zu machen haben werden, für die pefuniären, in dem 
nachfolgenden $. angedeuteten Bedürfniffe des Angemeldeten, 
ihrerjeits aufzufommen ; 

5) mit allen, in ihrem Beſitz befindlichen Schul:, Gymnaſial⸗ 
oder Abiturienten:Zeugniffen, zu Belegung der sub 2. c. ger 

Ä machten Angaben; endlic) 

6) mit dem Tauffchein. 

5. Sn Betreff der vorfiehend sub 4. erwähnten pefuniäs 
sen Bedürfniffe ift in Erwägung zu ziehen: 

1) daß einem einjährigen Freiwilligen auf Koften des Staats 
lediglich Waffen, Lederzeugftüke und Quartier gewährt wer: 
den; und er die Koften feiner Einfleidung (im Betrage von 
etwa 34 Rthlrn. ), fo wie feine übrigen Dienfl: und Lebens: 
Bedürfniffe aus eigenen Mitteln beftreiten muß; 

2) daß diejenigen derfelben, welche zum Fortdienen auf weitere 
Beförderung zugelaffen werden, nad) $. A. der Anlage II. 
erft nach Ablauf des erſten Cötus der vereinigten Artilleries 
und Ingenieur: Schule auf ihre Beförderung zum Porteepees 
fähnrich, und auf das etatsmäßige Gehalt diefer Charge 
Rechnung machen können; und daß fie alfo vermögend fein 
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müffen, ſich auch nach Ableiftung ihres freiwilligen Dienft: 
jahres, noch geraume Zeit, größtentheils. aus eigenen Mitteln 
zu unterhalten. | 
daß der zu dem Ende erforderliche Zufchuß, ausfchließlich ihe 
rer Befleidungsbedürfniffe, befonders vor und während, ihres 
anfänglichen Aufenthaltes auf der vereinigten Artilleries und 
Ingenieur: Schule, auf etwa 10 Rthlr. monatlich) anzufchlas 
gen ift, und daß zur Aufrechthaltung der in jener Anftalt 
eingeführten Defonomie-Berwaltung, Haus: und Speife:Ord- 
nung, die Eltern oder Vormünder der Anzunehmenden fi - 
verbindlich machen müffen, hiervon 
einen Antheil von mindeftens 6 Rthlr. in wenigftens 
vierteljährigen Raten pränumerando an die Schulfaffe, 
und zwar von dem Eintritte des Schülers in die Anftalc 
an, bis zu deffen Einrüden in das etatsmäßige Portes 
Epeefähnrichs- Gehalt, abzuführen ; 
- von welchem der Überfihuß nach Beftreitung der feftfiehen« 
den Ausgaben für den Tifch, die Wäfche, die Bedienung us 
rg dem Schüler allmonatlich als Taſchengeld ausgezahlt . 
wird; j 
4) daß zur Offizier: Equipirung eine Summe von mindeftens 

200 Rthlr. erforderlich ift. | 

$. 6. Die Einftellung junger Leute, welche die Abficht 
haben, auf weitere Beförderung zu dienen, wiewohl vorläufig nur 
als Zreimillige auf ein Zahr, ift nur zu einem beflimmten Ter⸗ 
min jährlih, dem 1. Oktober, ftatthaft; das Annahme » Gefuc) 
oder die Anmeldung bderfelben darf daher nicht bis zu diefem 
Sermin felbft verzögert werden, fondern muß fpäteftens bis zu 
dem 1. des vorangehenden Monats Juli gejchehen, um die nös 
thige Frift zur Prüfung des Geſuchs und zur Anberaumung und 
Abhaltung der in der Anmerkung zum $. 2. der Anlage II. ges 
dachten Eintritts-Prüfung zu gewähren. 

$. 7. Es liegt ferner ſowohl im ntereffe des Korps, als 
der jungen Leute felbft, die fi) dem Dienfte deffelben zu widınen 
beabfichtigen : 

diefen Letztern ein möglichft rafches Fortfchreiten in ihrem 

- Bildungswege nicht zu erfchmweren, und fie daher nicht läns 
ger in untergeordneten Bechäftigungen und Berhältniffen 
feftzuhalten, als zu ihrer praftifchen Borbildung für den Bes 
ſuch der vereinigten Artillerie: und Ingenieur: Schule wirfs 
lich erforderlich iſt. u 

Ihr Vortheil erheifcht daher einerfeits, daß deren Einftellung 
fo wenig als möglich) über die Beendigung . ihres 17. Lebens: 
jahres hinaus verzögert werde; andererfeits ‚aber, daß die Zahl 
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der gleichzeitig auf Beförderung dienenden Freiwilligen niemals 
ein beſtimmtes, dem laufenden, jährlichen Ergänzungs-Bedürf— 
niſſe des Ingenieur-Korps angemeſſenes Maximum überſchreite. 
Mit Rückſicht auf die Anmerkung zu $. 33. der Anlage II., wo⸗ 
nad für jegt alljährlih nur 6 dergleichen Zreiwilligen von Seiten 
des Ingenieur sKorps zum Beſuch der vereinigten Artilleries und 
Sngenieur:- Schule zugelaffen werden fünnen, iſt jenes Maximum 
demnach ebenmaͤßig 

auf 6 im Ganzen, oder durchſchnittlich zwei für jede 
Pionier⸗-Inſpektion feſtgeſtellt worden. 

$. 8. Zur Ablegung der gefeglichen Eintritts-Prüfung 
werden alle nach $. 2. qualifizirten jungen Männer auf Grund 
ihrer Annahme: Gefuche zugelaffen, und “haben ſich derfeiben ge: 
meinſchaftlich vor einer gemiſchten, aus Artillerie: und In⸗ 
genieur-Offizieren, unter dem Borfi ie des betreffenden Pioniex⸗In⸗ 
ſpebkteurs, gebildeten Kommiffion, in dem Standorte diefes Letztern 
zu unterwerfen. 

Da der aus der Anlage III. näher hervorgehende Umfang 
diefer Eintritts:Prüfung, alles rein militairifhe Wiffen auss 
fchließend, Tediglih dem Grade allgemeiner Schulbildung an: 
gepaßt ift, der auf Gymnaſien und höheren Bürgerfchulen überalt- 
erworben werden fann, und der bei fiebenzehnjährigen,, weder von 
der Natur, noch in der Erziehung vernachläffigten Jünglingen 
nothwendig vorausgefeßt werden muß; fo erheifcht es der Vortheil 
der jungen Leute, ihre Schulftudien ununterbrochen bis zur Ableis 
fiung der Eintritts-Prüfung fortdauern zu laffen. 

$. 9. Auf Grund der Nefultate der Eintritts- Prüfung wird 
von der Prüfungs-Kommiſſion die Reihefolge gewiſſenhaft fefige: 
ftellt, in welcher die ©eprüften nach) Maßgabe ihrer Qualifika— 
tion, zur Einftellung zu gelangen verdienen. ©eftattet die Zahl 
der zu befeßenden Pläße (nach d. 7.) nicht die Einftellung aller 
unbedingt Beftandenen, fo werden nur die nad) jener Reis 
hefolge vorzugsweiſe Qualifiieten angenemmen, die Übrigen aber 
gänzlich zurückgewieſen. 

$. 10. Ein junger Mann, welcher nach $. 9. bei einer Pi⸗ 
oniersAbtheilung eingeftellt worden, aber nicht vermögend gewefen 
ift, fi) nach Ablauf feiner erſten, neunmonatlihen Dienftzeit ein 
vortheilhaftes Zeugniß feiner Vorgeſetzten über feine dienftliche 
Ausbildung, feine fittlihe Führung und fein anfländiges Beneh— 
men zu erwerben, geht des Anfpruchs, auf weitere Beförderung 
im Ingenieur-Korps zu dienen, und zum Beſuch der vereinigten 
Artillerie: und Ingenieur: Schule zugelaffen zu werden, verluftig; 
und wird nach Ablauf feines freiwilligen Dienftjahres ohne Wei: 
teres zur Neferve entlafjen. Diejenigen hingegen, welche nad 
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dem günftigen Inhalte der ihnen ertheilten Dienfizeugniffe zur 
Aufnohme in die gedachte Anftalt für geeignet erachtet worden 
find, ‚werden, unter Einreichung dieſer Zeugniffe, zur Aufnahme 
angemeldet, und mit ihrer Einberufung zur Schule als auf Be: 
förderung Dienende anerfannt. | Ä 
$. 11. Wiewohl hienach fowohl das Beginnen, als das Ver: 
folgen der Laufbahn des Ingenieur⸗Offiziers vorzugsmeife erfchwer 
renden. Bedingungen unterliegt, fo find diefe unverkennbar doc) 
nur darauf berechnet, dem Andrange ber Mittelmäßigfeit zu weh⸗ 
ten, und vor der hemmenden Konkurrenz deffelben das Talent da- 
durch ficher zu ſtellen: 
daß ihm in jedem Abichnitte der. Bildungs: Periode Spiel. 
raum gelaffen wird, durch ausdauernden Fleiß den Vorſprung 
zu gewinnen, und einen nachhaltig wirkenden Vortheil davon 
zu fragen; 
wie aus dem im Vorſtehenden und in der Anlage II. enthaltenen 
Beftimmungen felbftredend hervorgeht. 
Es läßt ſich daher mit Grund erwarten, daß die zu: übers 
windenden Schwierigfeiten auch nur die Mittelmäßigkeit. abfchref: 
Benz wahrhaft talentvollen jungen Leuten von beharrlihem Sinne 
aber zum Anreiz dienen werden, eine Laufbahn einzufchlagen, in 
welcher den Einwirkungen des Glüdes und des Zufalles möglichft 
wenig Spielraum gelaffen, und die fichere Erreichung des näch—⸗ 
fien Zieles . ihres Strebens als Preis ausdauernder Anftrengung 
lediglich in ihre eigene Hand gegeben wird. Eben dadurch wird 
ſich aber auch das vorgefchriebene Verfahren ald den im Eingange 
dargelegten Allerhöchften Intentionen entfprechend am beften bewähren. 
‚Berlin, den 15. Mär; 1837. 2. 
-General der Infanterie, Chef der Ingenieure und Pioniere, 
Generalsnfpefteur der Feftungen 2 
vb. Raud. 


— — — 


220. 
Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und ber 
Polizei, an die Koͤnigl. Departements-Kommiſſion zur 
Pruͤfung der Freiwilligen zum einjaͤhrigen Militairdienſte 
hieſelbſt, die Ableiſtung der Militairdienſtpflicht Seitens 
der zu Thieraͤrzten ſich ausbildenden jungen Leute 
betreffend *). 


Der Königl. Departements⸗-Kommiſſion wird auf den Bericht 
2) Bergl. Jahrg. 1830, ©. 195 ff. | 
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vom 9. Zuli c.; im Einverftändniffe mit dem Königl. Kriegsmini: 
fterio eröffnet, wie es allerdings in den beftehenden gefehlichen 
Beftimmungen beruht, daß diejenigen Militairpflichtigen, welche 
fih dem Studium der Thierarzeneifunde widmen, und demnächſt 
ihrer Militairpflicht duch einjährigen Dienft als Kurfchmiede ſich 
zu entledigen beabfichtigen, ihre Berechtigung zum einjährigen 
Dienfte überhaupt vor ihrem 2Often Lebensjahre und nad) Maße 
gabe der fonftigen gefeglichen Erforderniffe bei der betreffenden 
Departements-Prüfungs:Kommiffion nachzumweifen haben. 
Berlin, den 29. September 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 





221. 
Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an den Koͤnigl. Militair⸗Kommiſſarius hieſelbſt, 
betreffend den Eintritt der Freiwilligen auf dreijaͤhrige 
Dienſtzeit bei den Truppentheilen des Gardekorps. 





Die in Ew. Hochwohlgeboren Berichte vom 30. v. M. alle: 
girte Beſtimmung vom 16. Oktober 1821., (Anl. a.) nach wel: 
cher bei den Truppentheilen des Gardeforps auch in der Zeit vom 
15. Juli bis letzten Oktober jeden Zahres Freiwillige auf dreijähs 
rige Dienftzeit angenommen werden fünnen, wenn fie. bis zum 
nächften Aushebungstermine das 20ſte Zahr ihres Alters noch nicht 
erreichen, ift damals ‚den Kivilbehörden nicht mitgetheilt worden, 
weil diefelbe nur eine Anweifung für die Militairbehörden betraf. 
Es ift jedoch jene Beftimmung allerdings auch in der von Ew. 
Hochwohlgeboren zur Frage geftellten Beziehung, bei Ertheilung 
der vorgefchriebenen Tandräthlichen Befcheinigungen für die zum 
dreijährigen, freiwilligen Dienft fich meldenden Individuen, als 
maßgebend zu betrachten, und darnad) bei Ausfertigung folcher Be: 
fheinigungen auf desfallfige Anträge zu verfahren. ° 

Berlin, den 17. Auguft 1838. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
| v. Bernuth, 


a. 

Ew. Excellenz beehre ich mich auf das gefällige Schreiben vo 
10. d. M. ganz ergebenft zu ermiedern, daß ich unter den darin be⸗ 
merften Umftänden mit Denenfelben dahin einverfianden bin, daß es 
nach dem Antrage des Könige. Generals Kommandos des Garde⸗ und 
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Grenadierkorps nachgelaſſen werden kann, bei dieſem Korps auch in dem 
Zeitraum vom 15. Juli bis 1. November junge Leute, die bis zum 
nächften Aushebungstermine das 20fie Fahr ihres Alters noch nicht ers 
reichen, als dreijährige Freiwillige anzunehmen. Ew. Excellenz flelle ich 
. daher ganz ergebenjt anbeim, demzufolge dem Königl. Generals Koms 
mando geneigte das Erforderliche zu eröffnen‘ 
Berlin, den 16. Dftober 1821. 
v. Shudmann. 
An 


den Königl. Geheimen Staatd: und Kriegs: 
minifter, Heren v. Hafe, Ereellen;. 


, 222. 

Reſkript des König. Minifteriums des Innern und der 

Polizei an die Königl. Regierung zu Breslau, die lands 

räthlichen Mittheilungen über die zur Muſterung ge 

Fommenen, andern Kreifen angehdrigen militairpflichti- 
- gen ndividuen betreffend. 


Der Königl. Regierung eröffne ich auf den Bericht vom 27. 
Juli d. 3., daß allerdings der Zweck der gegenfeitigen landräth⸗ 
lichen Mittheilungen, in Betreff der zur Mufterung gefommenen, 
anderen Kreifen angehörigen militairpflichtigen Individuen, nur 
unvollftändig erfüllt wird, wenn diefe Mittheitung fchon gleich 

nach beendigtem Kreiss, und nicht vielmehr nach beendigtem Der 
. partements:Erfaßgefchäft erfolgt, ‘da alsdann erft in der aufzuftels 
lenden Nachweifung eine vollftändige Notiz gegeben werden fann, 
in welcher Art definitiv über diefe Individuen entfchieden worden. 
Sehe wird e8 auch die Kontrole erleichtern, wenn in diefer Nach 
weifung audy die Lofungsnummer, mit welcher die Aushebung 
der Infanterie im Kreife in dem Jahre abgefchnitten hat, gleich 
mit aufgeführt wird. Zu dem Ende habe ich fämmtliche Negier 
rungen mittelft Eirfular s Berfügung vom heutigen Tage aufgefors 
dert, die Landräthe ihres Departements hiernach mit Anweifung 
zu, verfehen, und ich überlaffe der Königl. Regierung, eine gleiche 
Anweifung an die Landräthe Ihres Departements ergehen zu laffen. 

Berlin, den 19. September 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 
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| 223. 

Cirkular⸗Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern 

und der Polizei, an fämmtliche Königl. Regierungen, 

ausfchließlich derjenigen zu Breslau, ſowie abfchriftlich 

an den Königl. Militair⸗Kommiſſarius hiefelbft, in eben 
derfelben Angelegenheit. 





Es ift zur Anzeige gefommen, daß die nach $. Al. der In⸗ 
firuftion vom 13. April 1825. vorgefchriebenen gegenfeitigen land» 
räthlihen Mittheilungen, in Betreff der zur Mufterung gefom: 
menen, andren Kreifen angehörenden militairpflichtigen Individuen, 
häufig fchon nach beendigtem Kreis: und nicht vielmehr erft nad 
beendigtem Departements:Erfaßgefchäft erfolgen. Da indeffen nur 
in dem letztern Falle der Zweck diefer Mittheilungen vollftändig 
erfüllt voird, indem alsdann in der aufzuftellenden Nachweiſung 
gleich die Notiz gegeben werden Fann, in welcher Art über diefe 
Sndividuen definitiv entfchieden worden, die Kontrole ferner auch 
erleichtert wird, wenn in dieſer Nachweifung auch die Lofungs: 
nummer, mit welcder die Aushebung der Infanterie in diefem 
Sahrgange im Kreife abgefchnitten hat, mit aufgeführt wird, fo 
trage ich der Königl. Regierung auf, danach die Landräthe Ihres 
Departements mit Anmweifung zu verfehen, und auf fernere Befols 
gung diefes Verfahrens zu halten. 

Berlin, den 19. September 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


224. 


Cirfular-Reffript der Koͤnigl. Minifterien an fänmeliche 
Königl. Regierungen, die Militairdienftpflicht der nad) 
fremden Welteheilen fahrenden Schiffsmannfchaften 
betreffend. 


Nach der in Abfchrift anliegenden Allekhöchſten Kabinets, Or: 
dre vom 10. Auguft d. 3. (Anl. a.) haben des Königs Majeftät 
für die Mannfchaft dieffeitiger Schiffe, welche das Mitteländifche 
Meer oder die Meere in andern Welttheilen befahren, die ver: 
möge der Allerhöchften Ordre vom 25. Mär; 1833. zugeflandene 
Begünftigung, 

nach welcher ihnen die Dienfizeit während diefer Fahrten auf 

ihre militairifche Dienftzeit angerechnet wird, 
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auf anderweite fünf Fahre bis zum 25. März 1843. zu erneuern. 
geruht. | 
Die -Königl. Regierung wird angemiefen, diefe Allerhöchfte 
Beſtimmung durch Ihr Amtsblatt zu veröffentlichen und die Eis 
vil- Mitglieder der Erfah: Rommiffion darnady zu inftruiren. 

Berlin, den 7. September 1838, 
Der Minifter des Innern und der Polize. Der Finanzminifter. 
v. Rocho w. abweſend. 


Nach Ihrem Antrage vom 26. Juni d. J. will Ich fuͤr die Mann⸗ 
ſchaft dieſſeitiger Schiffe, die das Mittellaͤndiſche Meer oder die Meere 
in andern Welttheilen befahren, die vermöge. Meiner Ordre vom 25. 
März 1833. zugellandene Begünfligung, nad) welcher ihnen die Dienſi⸗ 
zeit während diefer Fahrten auf ihre militairifche una angerechnet 
.. wird, auf anderweitige 5 Jahre, bis zum 25. März 1843,, erneuern, 

und Gie autorifiren, biernac in Ihren Refforts weiter zu verfügen. 


Berlin, den 10. Auguft 1838, ; 
Friedrich Wilhelm. 


An 
die Minifter ded Innern, der Finanzen . 
und des Kriege, 


225. 


Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 

Polizei, an die Königl. Regierung zu Trier, den noch: 

maligen Erfaß der zum zweiten Male defertirten Miliz 
tairpflichtigen betreffend. * 





Der Königl. Regierung wird auf den Bericht vom 17. Zuli 
d. J., die doppelte Geftellung eines Erfaßmannes in dem Falle 
betreffend, wo ein und derfelbe Militairpflichtige zweimal entweicht, 
im Einverfländniffe mit dem Königl. Kriegsminiſterio, hierdurch ers 
öffnet, daß wenn Diefelbe annimmt, die Abſicht der Allerhöchften 
Kabinets:Ordre vom 22. Oktober 1821., 
nach welcher für jeden Entwichenen der Erſatz aus der hei: 
mathlihen Kommune entnommen werden folle, 
fei lediglich die gemefen, W 
daß die Gemeinde ihre Verpflichtung, einen Mann zum Kriegs⸗ 
dienft zu fielen, welcher in der Perfon des Entwichenen nicht 
genügt worden, durch Geſtellung eines Erfahmannes -erfüls 
len folle, 
und daraus folgert, 
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daß die Gemeinde nur verpflichtet fein dürfte, bei der erften 

Sefertion einen Erfaß zu flellen, 
dieſer Anficht keinesweges beigepflichtet werden Ffann: Denn ein: 
mal ift die Verpflichtung zum Militairdienfte eine ganz perfönliche, 
und eine Derpflihtung der ‚Gemeinden, Refruten zu fiellen, eris 
flirt nicht, fodann aber ift die Abſicht jener Allerhöchften Kabinets⸗ 
Ordre, wie dies aus den hier befannten Borgängen unzweifelhaft 
erhellt, ganz einfach die gewefen, von der Defertion dadurch abzus 
ſchrecken, daß die nächften Folgen davon auf die Angehörigen und 
Gemeindemitglieder des Entwichenen zurüdfallen follten, indem 
hierbei in Betracht fam, daß wenn die heimathliche Kommune für 
den Erfah des Entwichenen auffommen müffe, dadurch aber den 
Entwichenen unausbleiblich Vorwurf und Mißbilligung aus feinen 
nächften Umgebungen treffen würde, fich erwarten laffe, daß diefe 
Maßregel nicht ohne Wirfung für die heranwachſende Jugend 
fein und ein Mittel darbieten würde, die Defertionen fünftig zu 
vermindern. 

Sn fofern nun diefe Abfchrefung”von der Defertion für nös 
thig und zweckdienlich anerfannt worden ift, wird fie eben fo gut 
bei jeder Wiederholung der Defertion, als bei der erfien zur Aus: 
führung fommen müffen, und es hat daher auch in dem vorliegen: 
den Falle für den zum zweiten Male entwichenen Militairpflichti- 
gen N. mit Recht zum zweiten Male ein Erfahmann aus der 
Bürgermeifterei N. geftellt werden müſſen, der Antrag des Lands 
raths zu Saarburg aber, diefen zweiten Erfaßmann bei Fefiftellung 
des diesjährigen Kontingents dem Kreife Saarburg anzurechnen, 
ift als unftatthaft zurückzuweiſen. 

Berlin, den 27. September 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rocho w. 


226. 


Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 
und der Polizei, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, 
ſowie an den Koͤnigl. Militairkommiſſarius hieſelbſt, die 
Regulirung der Truppenmaͤrſche Seitens der Generals 
Kommando’s und der Regierungen betreffend. 





Durch den Cirfular:Erlag vom 10. April 1817. hat die Kö— 
nigl, Regierung von Demjenigen Mittheilung erhalten, was unter 
den damaligen Berhältniffen in Anfehung der Regulirung der Trup⸗ 

pen⸗ 
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penmärfche von Seiten der General: Kommando’s und der Negies 
rungen von dem Königl. Kriegeminifterium verfügt worden if. 

Die Berhältniffe haben inzwifchen in fofern eine Verände— 
rung erlitten, als damals der Fall einer Dislozirung von Truppen 
in, dem Bereich eines fremden General:Kommando’s, wie dies jegt 
der Fall ift, nicht vorfommen fonnte, indem zu jener Zeit fämmt, 
liche in einer Provinz fiehende Truppen als zu dem betreffenden 
Seneral: Kommando gehörig betradytet wurden. Die Beflimmung 
vom 10, April 1817. kann demnach auf die gegenwärtigen Vers 
hältniſſe auch nicht in ihrem ganzen Umfange mehr Anwendung 
finden, und es hat fich deshalb des Herrn Kriegsminifters Excel⸗ 
lenz veranlaßt geſehen, dieſelbe dahin zu modifiziren:- 

daß von jet ab dasjenige General: Kommando, zu welchem 

die in Marſch zu fehenden Truppentheile gehören, auch die 

nöthigen Anordnungen, eventualiter durch unmittelbare Kors 

refpondenz mit den Regierungen, zu treffen, gleichzeitig aber 

das General:Kommando, in deffen Bezirk der Marfih anges 

treten wird, von den desfalls getroffenen Einleitungen zu bes 

nachridytigen hat, damit von dem letztern noch zu rechter Zeit 

die etwa nöthig erfcheinenden Abänderungen bewirkt merden 

fünnen. 

Die Königl. Regierung wird angewieſen, nach Maßgabe dies 
fer abändernden Beſtimmung zu verfahren. Zum 

Berlin, den 14. September 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei, 
v. Rochow. 


227. * 
Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Stettin, die Vers 
abreichung von Handtüchern an das einquartierte Milis 
tair betreffend. 


Der Königl. Regierung wird auf Ihren Bericht vom 7. Zuni 
d. J., über die Anzahl der den -einquartierten Militairs von Geis 
ten der Quartierträger wöchentlich zu verabreichenden Handtücher, ' 
eröffnet, daß nach der Beftimmung zu $. 7. des Servis-Negulas- 
tivs vom 17. März 1810. die Quartierträger nur verpflichtet find 
für eine Kammer wöchentlih Ein Handtuch herzugeben. Diefe 
Verabreichung ift erforderlich, wenn die Kammer auch ‚nur mit 
Einem Mann belegt fein möchte. Dagegen kann aber die Ser: 
visbehörde nicht verlangen, daß der Wirth mehr als Ein Handtuch 

Annalen. Heft II. 1838, Ggg 
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wöchentlich verabfolge, wenn auch 2, 3 oder A Mann in der Kam⸗ 
mer untergebracht find. — 

Das unterzeichnete Miniſterium hat ſich in dieſer Art gegen 
das Koͤnigl. Kriegsminiſterium geäußert, und das Letztere ſich da— 
mit einverſtanden erklärt, 

daß nach der buchſtäblichen Anwendung des Paſſus 7. Ab⸗ 

ſchnitt I. des Servis-Regulativs vom 17. März 1810. ) die 

Quartiergeber gefeglic zu eine Kammer, die mit 2, 3 oder 

A Mann belegt ift, wöchentlich nur ein reines Handtuch zu 

verabreichen haben würden ; | 
zugleidy aber auch, mie die Königl. Regierung aus dem abfchrift- 
lich beigefügten Sihreiben deffelben vom 25. v. M. näher erfehen 
wird, den Wunfc ausgedrückt, dag mit Nüdficht auf das mwirfs 
lihe Bedürfniß darauf eingewirft werden möge, daß auch in den 
Naturalquartieren, wie e8 in den Kafernen gefchieht, für jeden Sol: 
daten möchentlih ein Handtuch zum alleinigen Gebrauche verabs 
reicht werde. 

Im Anerfenntniß der Nüplichfeit und Zweckmäßigkeit einer 
folden Einwirfung, findet zwar das unferzeichnete Minifterium 
fein Bedenken, die Königl. Negierung hiermit zu veranlaffen, dem 
Wunſche der Militairbehörde möglichft förderlich zu fein; jedoch 
muß diefe Einwirfung der Königl. Regierung uud der Ortsbehörs 
den, da den Quartierwirthen Pine Verpflichtung obliegt, mehr zu 
leiften, als das Servis-Regulativ beſtimmt, fich jedenfalls auf eine 
gütliche Vermittelung befchränfen. - 

Rekahne, den 12. Auguft 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


*) Geſetz⸗Samml. für 1806 - 10. ©. 651. 
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Anhang. 





/ 


Fünfter Landtags: Abfchied für die Provinzial Stände 
bes Herzogthums Schlefien, der Öraffchaft Glag und 
des Marfgrafthums Ober-Laufiß, vom 20. Nov. 1838. 





N ;. Sriedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden König 
von Preußen ıc. Entbieten Unfern, auf dem im vorigen Fahre ab» 

ebaltenen Provinzials Landtage des Herzogthums Schlefien, der Graf⸗ 
haft Glatz und des Marfgrafthums Ober »Laufiß verfammelt gemefe: 
nen gefreuen Ständen Unfern gnädigen Gruß, und ertbeilen denfelben, 
indem Mir die auch diesmal an den Zag gelegten Gefinnungen der 
Zreue und Anbänglichfeit gegen Uns und Unſer Königliches Haug, ſo⸗ 
wie den Eifer und die Einficht, welche fie in Förderung des gemeinen 
Beften bemwiefen haben, mit Woblgefallen anerfennen, auf die Uns vor: 
gelegten Erflärungen und Anträge nachfichende gnädigfie Befcheidungen : 


I. Auf die Erflärungen über die dem Landtage vorgelegten 
Propofitionen. 
Feuer » Sozietätd + IBefen, 


1. Da die Stimmenmehrbeit auf dem Landtage fich gegen die 
Verſchmelzung der bis jeßt beftandenen einzelnen Feuers&ozietäten mit 
der beabfichtigten Provinzial: Feuer: Sozietät, und für das Fort beſte— 
hen der erfteren erflärt bat, fo wollen Wir zwar vorläufig von der 
Einführung eines Provinzial:Feuer-Sozietäts- Reglements abfeben, und 
die jegt vorhandenen Sozietaͤten einitweilen noch ferner beſtehen lafs 
fen, zugleich auch nach dem Antrage der Deputirten des Marfgraftbums 
Ober-Lauſitz geftatten, daß die Ober:Laufig, nach erfolgter Abfonderung 
von der Sozietät ded Herzogtbums Sachſen, gemäß ihres Altern Sozie— 
taͤts-Reglements, jedoch unter Vorbehalt einer angemeffenen- Revifion 
deffelben, bis auf Weiteres eine befondere Feuer-GSozietät bilden dürfe; 
Wir haben es indeß ungern erfeben, daß in der fiändifchen Erflärung 
der ſehr mangelbafte Zuitand der.jettt befiebenden Einrichtung gänzlich 
überfeben if. Da derfelbe ohne Gefährdung des Gemeinwohls unvers 
ändert auf die Dauer nicht beſtehen fann, fo bebalten Wir Uns vor, 
auf dem nächfifolgenden Landtage zu Anträgen auf die nothwendigen 
Abänderungen der jetzigen Berfaffung Weranlaffung zu geben. 

Das Reglement für die Feuer: Sozietät der Provinzial:Städte foll 
immittelft nach dem eventuellen Antrage der u der Städte 

Ggg | 


- 


828 
einer Mevifion unterworfen, und bie für die Landgemeinden: beftehende 
Einrichtung angemeffen geordnet werden. 

Was die uͤbrigen dem Landtage zur Berathung vorgelegten Geſetz⸗ 

entwürfe betrifft, und zwar zunaͤchſt 
| Gewerbe : Polizeis Ordnung, 

2. den Entwurf eines allgemeinen Gewerbe Polizei: Gefees und 
die damit in Werbindung fiehenden Entwürfe einer Verordnung über 
Aufhebung und Ablöfung der Zwangs⸗ und Bannrechte in den früher 
Sächfifchen, Großberzoglich Heflifchen und Herzoglih Naffauifchen Lans 
destheilen, der Stadt Wetzlar, dem Fürftenthum Erfurt und Neuvor- 
pommern, und einer Entfchädigungs s Drdnung in Bezug auf die Aufs 
löfung ausfchlieglicher Gewerbeberechtigungen, 

Trge : Drdnung. 
3, den Entwurf einer allgemeinen MWege:Drönung, 
Gefep wegen des Ablaufs der Gewäſſer. 

4. eines Gefeges wegen der Einrichtungen zu Beförderung bes 

Ablaufs und zur Anhaltung und Benugung der Gewäffer, 


Gefep wegen der Grundftüde und Grundgerechtigfeiten der Gemeinden, : 
5. eines Gefeßes wegen näherer Befiimmung der den Mitgliedern 
der Stadt: und Landgemeinden an den ländlichen Grundflüfen und 
Grundgerechtigfeiten derfelben zuſtehenden Nugungen, 
Befeſtigung der Sandſchellen. 
6. einer Verordnung wegen Befeſtigung der Sandſchellen und 
Abwendungo der Verſandungen im Binnenlande, 


Befugniſſe der Kreisftände. 

7. eines Geſetzes zu Fefiftellung der Befugniffe der Kreisftände, 
Ausgaben Namens der Kreis» Korporation zu befchliefen und diefe das 
durch zu verpflichten : 

fo werden die darlıber von Unfern gelreuen Ständen abgegebenen 

Gutachten bei der definitiven Redaktion der betreffenden Gefeße in 

‚reifliche Erwägung gezogen werden. 
Penfionirung der Bürgermeiſter. 

8. Eben fo wird den Bemerfungen, zu denen die Worfchläge des 
Brandenburgifchen Provinzial-fandtages von 1834. wegen Penfionirung 
der nach Ablauf ihrer Dienfizeit nicht wieder erwählten Bürgermeitier 
in Städten, wo die Gtädte- Ordnung vom 19. November 1508. gilt, 
Beranlaffung gegeben haben, bei der ferneren Berathung über diefen 
Gegenftand die gebührende Aufmerffamfeit gewidmet werden. 

Schleſiſche Provinzialrechte. 

9. Die Entwürfe der Provinzial-Gefegbücher fuͤr das Herzogthum 
Schleſien und die Grafſchaft Glatz, ſowie für das Markgrafthum Obers 
Lauſitz, haben wegen des Umfangs und der Verſchiedenbeit derſelben, als 
ler darauf gerichteten Anſtrengung ungeachtet, allerdings noch nicht bis 
zur Vorlegung auf diefem Landtage befördert werden fönnen, indef 
werden Ddiefelben binnen Kurzem den zu deren vorläufiger Berathung 
gewählten Abgeordneten vorgelegt werden. 

Wir haben die möglichite Befchleunigung diefer Ungelegenheit und 
Die — — der in Anſehung der Lokalrechte gemachten Antraͤge 
angeordnet. 


Lehnd-Majorennitäts:Termin in den ehemals Sächſiſchen Landestheilen. 

10. Die dem Landtage im Entwurfe vorgelegte Verordnung wegen 
des Lehns⸗Majorennitaͤts- Termins in den ebemals Saͤchſiſchen Landes⸗— 
theilen haben Wir inzwiſchen, dem Antrage entſprechend, bereits erlaſſen. 
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Aufhebung der provinztalrerhtlichen Beſtimmungen ivegen det Famillen⸗Fidekommiſſe. 

‚ 1. Die Gefeße wegen Aufhebung der prosinzialrechtlichen Bes 
Rimmungen über Samilien-Zideifommiffe und Familien-Stiftungen, 
Erbreht der Gefhwifter : Kinder und Halbgefchwifter. | 

„12. wegen Aufhebung der allgemeinen im Herzogthum Schleſien, 
nicht in der Graffchaft Glaͤtz, geltenden provinzialrechtlichen Beſtimmun⸗ 
gen über das Erbrecht der Gefchwifter, Kinder und Halbgefchwifter und 
deren Dedzendenten, liegen gegenwärtig Lnferm Staatsrathe zur Bes 
gutachtung vor. _ 

3, Einführung des breiten Wagengeleiſes. 
143. Die Verordnung wegen Einführung des breiten Wagengeleifes 
in Shlefien haben Wir, ‚mit Berhdfichtigung der Ausnahmen, welche 
Die Ortlichkeit erfordert, in Bolge der fländifihen Erflärung bereits ers 
laffen, nachdem in legterer anerfannt worden, daß die Rücklicht auf die 
durch die Verbreiterung der Wege entitebenden Entfhädigungs-Anfprüce 
ferner nicht als ein Hinderniß zu betrachten fei. 

‚ „Benn aber ferner in dem Uns vorgelegten Gutachten nunmehr 
bie Überzeugun ausgefprochen ift, daß die beſtehenden provinzielen Vors - 
Schriften, den Wegebau betreffend, räckfichtlich der Breite der Wege fehon 
jet über die Anforderungen des Entwurfs zur neuen Wege-Ordnung 
binausgeben, diefelben aud) jur Herſtellung einer der weiteren Wagens 
fpur entfprechenden Breite.der Wege genügend erfcheinen, fo war feine 
Beranlaffung vorhanden, rücfichtlih der Entfchädigung für den zur 
Verbreiterung der Wege, wo fich diefe demnaͤchſt noch als nothwendig 
ergeben follte, abzutretenden Grund und Boden befondere gefegliche Bes 
flimmungen zu erlaffen, vielmehr wird dabei nad) den Worfhriften der 
Provinzial-Gefege zu verfahren fein. 

Das Inſtitut der Dreidinge. ! 

14. Dem am Schluffe des fländifchen Gutachtens Über die Orgas 

nifotion und Wirffamfeit der Dreidinge gemachten Antrage: BR 
| der zu erlaffenden allgemeinen DreidingssOrdnung-nur für diejenis 

en Falle Anwendbarkeit zu geben, wo das Dreiding nad Unferer 
efimmung im Landtogs:Abfchiede vom 22. Juni 1834, sub I. 6, 
fei es auf Antrag der Gemeinde, oder in Folge einer Einigung 
zwoifchen diefer und dem -Dominio, wieder eingeführt wird, dagegen, 
wo dieſes Inſtitut noch jet befteht, die Altern DreidingesDrdnuns 
. gen unverändert beizubehalten, wenn nicht auf gemeinfchaftlichen 
eſchluß der Dominien und Gemeinden fiatt derfelben die neue 
erwaͤhlt wird, ’ 
wollen Wir gern entfprechen. Wir werben daher dem naͤchſten Provin⸗ 
zial-andtage den Entwurf einer Verordnung, welche in den vorbemerfs 
7 Faͤllen zur Anwendung kommen wird, zur Begutachtung vorlegen 
aſſen. | 
 Zaubftummen = Unterricht. , 
15. Wiewohl die in der Uns vorgelegten fländifchen Denffchrift 
zu Beförderung des Taubſtummen⸗Unterrichts gemachten Vorfchläge der 
Abficht, die Zahl der des Zaubfiummen» UnterrichtS fundigen Lehrer zu 
vermebren, und dadurch nach und nach die Unterweiſung aller vorban: 
denen bildungsfäbigen Zaubfiummen möglich zu machen, oder wenigftens 
zu erleichtern, nicht entfprechen, auch fich nicht erwarten läßt, daß wes 
gen Mangels der erforderlichen Unterftüßung fich immer angehende Leh: 
rer zur Theilnahme an dem Unterricht in den Taubſtummen-Anſtalten 

u Liegnig und zu Ratibor einfinden werden, fo erfennen Wir doch das 

en Taubſtummen der Provinz zugewendete Wohlwollen beifällig an, 


— 
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und wollen in der Erwartung, es werden die im Verlauf der Zeit zu 
machenden Erfahrungen kuͤnftig zu Vorſchlaͤgen zweckdienlicher Modifi⸗ 
kationen Veranlaſſung geben, biermit genehmigen: — 

1) daß fuͤr den Unterricht taubſtummer Kinder in der Provinz eine 
jaͤhrliche Beiſteuer von 3000 Rthlr. nach dem Maßſtabe der Ir⸗ 
renhausgelder ausgeſchrieben und aufgebracht wird, 

2) daß von dieſer Summe jeder der drei in der Provinz beſtehenden 

Taubſtummen⸗Anſtalten zunaͤchſt verſuchsweiſe auf zwei Jahre 1000 
Rtblr. jaͤhrlich für —8 naͤmlich für 8 in Breslau und je 
10 in Liegnig und Natibor überwiefen werden, 

3) daß die Taubftummen-Anflalten für die ihnen bewilligte Unterfiügung 
zugleich die Verpflichtung übernehmen, jederzeit zwei Schulamts⸗ 
Kandidaten den Zutritt ın die Unftalt zu geltatten und ihnen zur 
Ermwerbung der für den Taubſtummen⸗Unterricht erforderlichen Kennts 
niffe und S$ertigfeiten behülflih zu fein, 

4) daß die — der Freiſtellen, bei welchen das Geſammt⸗-In⸗ 
tereſſe aller Kreiſe der Provinz ins Auge gefaßt werden muß, nach 
einer von Unſerm Oberpraͤſidenten, mit Genehmigung Unſerer Mis 
niſter der Geiſtlichen Angelegenheiten und des Innern und der Pos 
lizei, zu ertheilenden Inftruftion, einer fländifchen Kommiffion für 
jede Unftalt übertragen wird. 


II. Auf die ftändifchen Petitionen. 


Aufhebung der Hinderniife des freiwilligen Umtauſches und der Erbzinsverleihung 
von Örundftüden. 

1. Wenn gleich dem Antrage, wegen Befeitigung derjenigen Bins 
derniffe, welche dem freiwilligen Umtauſch umd der Erbzinsverleihung 
noch entgegenfiehen, nicht in feiner ganzen Ausdehnung flatt gegeben 
werden kann, fo iſt doch über die Mittel und Wege zur Befeitigung 
der bei Beſchaffung der erforderlihen Einwilligung der NReal,Intereffen« 
ten und Dypothefengläubiger eintretenden Schwierigkeiten und unver= 
bältnigmäßigen Koſten die legiglative Berathung veranlaft, und behal⸗ 
ten Wir Uns nach deren Ergebniß die weitere Beſchlußnahme vor. 

Unablösbarfeit und Untheilbarkeit der fogenannten Univerfitätd-Rente. 

2. Die Befchwerde Über diejenigen Übelftände, welche aus der zeit⸗ 
ber angenommenen Unablösbarfeit und Untheilbarfeit der auf den vors 
mals geiftlihen Gütern baftenden refervirten Steuer, fogenannten Unis 
verfitätö-Rente, erwachlen, haben Wir Unferm Staatsminifierio zur ges 
nauen Prüfung übermwiefen. 

Ablösbarkeit der techniſchen Leiftungen. 
—3. In Beziehung auf die bevorwortete Ablösbarkeit aller auf Grunds 
ſtuͤcken baftenden technifhen Leiftungen nach vorangegangener Provofa- 
tion, fei ed des Berechtigten oder Verpflichteten, baben Wir fofort an 
geordnet, den freiwilligen Verträgen wegen deren Ablöfung, rüdfichtlich 
der Beflätigung derfelben durch die Auseinanderfegungs- Behörden, Wahr⸗ 
nebmung und Sicherſtellung der Rechte der Hypothek-Glaͤubiger, Lehns⸗ 
folger u. f. w., endlich wegen der Sportels und Stempel-Freiheit, alle 
Erleichterungen anderer Ablöfungss®sfchäfte zn ſtatten fommen zu laffen. 

Dagegen bat die Frage, ob die Provofationen wegen Ablöfung 
folcher Keillungen auf einfeitigen Antrag der Berechtigten oder Verpfliihs 
teten zu geflatten? annoch zur näheren Erörterung ausgefegt foerden 
müffen, und behalten Wir Uns die desfallfige Entfcheidung vor. 

Ablösbarkeit der Krug-Verlagsrechte. 
4. Die erbetene Gewaͤhrung eines beſſern Rechtsſchutzes fuͤr das 
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Krug Verlagsrecht, fowie die Frage wegen Geſftattung ber Abldfung 

deffelben auf einfeitige Provokation des Berechtigten oder Werpflichteten, 

foll bei Berathung der diefen Gegenftand betreffenden allgemeinen Ges 

fee in Ermägung gejogen werden. j | 
Begünfigung der landwirtbfhaftlihen Brennereien. 

5. Dem Anträge, für die fechsmonatliche Winter » Brennzeit der 
kleinern landwirtbfchaftlichen Brennereien, an deren Sfnnebaltung die 
Anwendung ded mindern Steuerſatzes ald Bedinguna geknüpft ift, an» 
dere Anfangs» und End»Zermine zu beflimmen, ıft durch Unfere Ordre 
vom 10. Auguſt d, I. in fofern ‚entfprochen, als die bisher auf den 
Zeitraum vom 1. November bis 1. Mai befchränft gemefene Betriebs⸗ 
friſt bis zum 16, Mai erweitert worden iſt. ine weitere Abänderung 
zu treffen, muͤſſen Wir Bedenken tragen, da die Aufrechtbaltung des 
Anfangs⸗Termins der Brenn=Periode vom 1. November dem Intereſſe 
der überwiegenden Mehrzabl der dabei betbeiligten Brennereibefiger nach 
den bisherigen Erfahrungen entfpricht, und es nicht rathfam fein würde, 
um einzelner Ausnahmen. willen eine im Allgemeinen zufagende Eins 
richtung abzuändern, | 

Vieh » Affefuranz. 

6. Wir haben Unfere, bereits dem erſten Schlefifchen Landtage im 
Jahre 5825. unter Vorlegung eines Gefegentwurfs über die Entſchaͤdi⸗ 
gung für das zur Unterdrücung anftedender Seuchen auf polizeiliche 
Anordnung getddtete Wieb, zu erkennen gegebene Abficht, den nach der 
Verordnung vom 24. November 1765, befiehenden Zwangs⸗Aſſekurauz⸗ 
Berband gänzlich aufzulöfen, auch gegenwärtig noch nicht aufgeges 
ben; vielmehr haben Wir Unfer Staatsminifterium veranlaft, den ges 
dachten, inzwifchen auch von den Ständen der übrigen Provinzen bes 
gutachteten Gefegentwurf mit den Refultaten ber fändifchen Vorfchläge 
möglichft bald zu Unſerer Endbefimmung vorzulegen, und werden, ale 
dann gern geneigt fein, auf die in dem damaligen Gutachten vom 24. 
November 1825. enthaltenen Anträge möglichtt Nücficht zu nehmen. 

| Beſtrafung der Wilddiebftähle und Forſtfrevel. 
. 71. Was die Anträge betrifft, | | 
die wegen Beflrafung der Holzdiebfiähle ergangene Werordnung 
vom 7. Juni 1821. auch bei andern Forfifreveln für anwendbar 
u erflären, und die durch folche den Forfibedienten bei Holzdieb- 
 fiählen beigelegte Glaubwürdigkeit auch auf andere Forſt⸗Kon⸗ 
traventionen und auf Wilddiebftähle auszudehren, 
fo werden diefelben bei der Berathung über das Unſerm Staatsminis 
fierio ſchon vorliegende Gefeß über die Forſt- und Fagd Vergeben, und 
bei der Prüfung der auch bereits entworfenen Forſt- und Jagd-Polizeir 
Ordnung moͤglichſt beruͤckſichtigt werden. 
Daß Wir dieſem wichtigen a ge ununterbrochen Unfere Auf⸗ 
merffamfeit widmen, ergeben die Gefege vom 31. März v. 3-: 
den Waffengebrauch der Forfi: und Jagdbeamten und die Stra: 
fen der Widerfeglichfeiten bei Forſt- und Jagdvergeben betreffend. 

Verträge mit Nachbarſtaaten wegen der Forfifrevel in Gränzwaldungen. 

8: In Betreff des Abfchluffes von Konventionen zur Verhütung 
der Forſtfrevel in den Gränzwaldungen mit ſtreich und Rußland in 
leicher. Art, wie eine folche mit Sachfen bereits beftebt, haben Wir Uns 
* Staatsminifter' eine nähere Pruͤſfung und demnaͤchſtige Berichts⸗ 
erflattung aufgegeben. 

Detentlondkoften von Bettlern und Vagabunden. 

9, Nüktichtlich der Bitte- um emfchränfende Deflaration Unſerer 

Drdre vom 28. Juli 1836. brmerfen Wir, daß es bei Erlaß derfelben 
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Unfere Abſicht nicht geweſen iſt, binfichtlich der Verbindlichkeit zur Tra⸗ 
gung der Aufgreifungs⸗ und Detentionskoften von Bettlern und Wagas 
bunden die vorhandenen allgemeinen und provinziellen gefeßlichen Bes - 
flimmungen zu ändern. Diefelben haben deshalb ihre volle Gültigkeit 
behalten, und der Grundfag, daß eine Erftattung der baaren Auslagen 
in PoligeisUnterfuchungen durch die Polizei-Obrigfeit des Angebd- 
rigfeit6. Orts nicht ftattfinde, leidet auf die Detentiond: und Aufgreis 
fungsfoften von Bettlern und Wagabunden Feine Anwendung. Hiers 
nach find auch die ‚Provinzialbehörden von Unfern Miniftern der Juſtiz 
und des Innern und der Polizei bereits befchieden worden. 
Urfachen der fleigenden Entfittlihung. 

- +40. Die Denffchrift über die Gründe der fieigenden Entfittlihung, 
welche dazu beflimmt if, einen Beitrag zu den auf Unfern Allerhöchs 
ſten Befehl veranlaßten Ermittelungen der Urfachen der Zunahme ber 
Verbrechen zu liefern, enthält zum Theil viele ſchaͤtzbare Materialien, 
welche bei der Nevifion der Kriminal-Gerihts: Ordnung und zur Vorles 

ung neuer Propofitionen, namentlich in Desichung auf die Kriminals 
Serichtebarfeit und die damit verbundenen Laſten, benugf, eben fo auch 
in Beziehung auf die Woligeiverwaltung in nädere Erwägung werden 
‚gezogen werden. Wir erwarten übrigens, daß die getreuen Stände und 
befonders die Dominien und Magifträte, auch in ihrem WBirfungsfreife 
das Erforderliche dazu beizutragen fich bemühen werden, einen beffern 
Zuftand herbeizuführen. 

In Beziehung auf die in der eingereichten Denffchrift enthaltene 
Hußerung über zu große Gelindigfeit der richterlichen Erfenntniffe, lafs 
fon Wir bier eine Uns von Unferm Juſtizminiſter vorgelegte Nachweis 
fung der bei den Ober⸗ und Untergerichten der Provinz im Jahre 1836. 
erfolgten Werurtbeilungen und Freifprechungen beifügen, melde eine 
vollſtaͤndige Überficht gewährt.*) Die Ubmeflung der Strafen entfpricht 
den beſtehenden gefeglichen Vorfchriften, und bat zu feinen Rügen Une 
laß gegeben; ob jedoch die Strafgefege eine Abänderung erfahren wers 
den, ift Gegenftand der bereit eingeleiteten legislativen Erörterung. 

Die in der vorliegenden Denffchrift enthaltenen Worausfegungen, 
daß in den Straf- und Befferungsanftalten die Eträflinge zu großer 
Bequemlichfeit gendffen, daß es an hinlänglicher Belchäftigung derfels 
ben, fowie an geböriger Strenge der Disziplin fehle, find durchaus uns 
begründet, und fönnen nur in nicht hinreichender Befanntfchaft mit den 
Einrihtungen jener Anftalten ihren Grund baben. Unfere getreuen 
Stände mögen vertrauen, daß weder in der Aufſicht Über diefelben ets 
was vernachläffigt wird, noch es den betreffenden Behörden an Bes 
fanntfchaft mit den Verbältniffen der untern Volksklaſſen mangelt. 

Berfahren bei der Entfheidung über Klaifenfteuer » Reklamationen. 

11. Auf die Uns vorgelegene Bitte, den Regierungen zu befehlen, 
in KlaffenfteuersSachen den Orts: und Kreisbehörden mehr Glauben zu 
fehenfen, insbefondere die Freisftändifchen Begutachtungen der Reflamas 
tionen mehr zu beräckfichtigen, einzugebeh, fönnen Wir Uns nicht vers 
anlaßt finden. Die Regierungen find nach 8. 6. d. des Gefeges wegen 
Einführung der Klaffenfteuer vom 30. Mat 1820, für die orfchriftee 
mäßige Vertheilung diefer Steuer verantwortlih. Sie haben daher bei 
Prüfung der Veranlagungs:Rollen dahin zu ſehen, daß die Einſchaͤtzun⸗ 


) Darnach beträgt die Summe 


der Angefhuldigen „a 0 . . 13,514 
. Derurtbeilten Er 4 9687, 
« vorläufig Greigefprohenn „ . 2046, 
e völlig Srelgefprohenen » » 1781. 
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gen In die angeordneten Kfaffen und Stufen nach dei Geſetzen "und 
den in Folge derfelben etlaffenen Infruftionen erfolgen. Bei dieſem 
Gefchäfte dürfen fie ſich ‚nicht darauf befchränfen, den faktifchen Angas 
ben der Orts: und Kreisbehörden über die WVerbhältniffe der Steuer 
pflichtigen unbedingten Glauben beizumeffen, fondern es if ihre Pflicht, 
fomohl die Richtigkeit als die Wollitändigfeit- diefer Angaben ‚genau zu 
prüfen; den Öutachten der Orts: und Kreisbehörden. und der Preisftäns 
diſchen Kommiffionen dürfen fie aber, fei-e6 bei der Veranlagung oder 
bei: Beurtheilung der gegen diefe erhobenen Reflamationen nur in .fo 
weit Folge geben, als diefe Begutachtungen in den Gefeßen und ®Bers, 
ordnungen Begrömdung haben. Ein entgegengefeßtes Verfahren würde 
die gleichmäßige Ausführung der Gefege und mithin eine gleichmäßige 
Befleuerung unmöglich machen. F 
— Es iſt nicht bemerft worden, daß Seitens der Regierungen der 
Provinz Schlefien eine befondere firenge Anwendung der gefeglichen Bes 
flimmungen bei Prüfung der KlaffenfteuersBeranlagungen und der das 
gegen erhobenen Reklamationen ftattfindet, vielmehr wird denfelben von ' 
Unferm Finanzminifter das Zeugniß einer umſichtigen und pflichtmäßis 
‚gen Behandlung dieſes Gefchäfts gegeben; überdies aber ſteht jedem 
Steuerpflichtigen der Weg der Befchwerde in jedem Jahre an das Fis 
nanzminifterium offen, von welchem die Entfcheidung nur nach vollſtaͤn⸗ 
Diger Ermittelung der Verhaͤltniſſe des Reflamanten und nach Einficht 
der Gutachten der Orts⸗ und Kreisbehörden und der Regierungen erfolgt. 
Um indeffen den Gutachten der Orts⸗ und Sreisbehörden eine forgfältigere 
Beachtung jedenfalls zu fichern, Haben Wir angeordnet, daß die Berwerfung 
von Klaffenfteuer:Reflamationen gegen das Übereinflimmende Gutachten der 
Drtsbehörden, der Landräthe und Freisftändifchen Kommiffionen nur nach 
vorgängigem Vortrage in pleno der Regierungen folle erfolgen können. 
Abänderung des Stempel + Gefeges, 

12. Die Anträge wegen Ubänderung und refpeftive Ermäßigung 
einiger Bellimmungen und Zariffäge des Stempelgeſetzes werden bei 
der bevorfiehenden Reviſion diefes Gefeßes in nähere Erwägung gejogen 
werden. Auf die befonders beantragte Anfertigung von gedruckten For: 
mularen zu unbeglaubigten Spezial-Bollmachten kann aber bei der Vers 
fchiedenartigfeit der Gefchäfte, zu melden dergleichen Vollmachten ges 
braucht werden, um fo weniger eingegangen werden, als diefelben nad) 
den beftebenden Gefeßen ohne Gefahr für den Ausfteller auf einen ge⸗ 
woͤhnlichen Stempelbogen von 15 Sgr. geſchrieben werden duͤrfen. 

Vereinigung oder Trennung im Gemenge liegender Grundſtücke mit oder von 
dem Stadtbezirk. 

13. Dem Geſuche, daß die im 8. 4. der Staͤdte-Ordnung vom 19. 
November 1808. enthaltene Beſtimmung, binfichtlich des ſtaͤdtiſchen Po— 
lizeis und Gemeinde-Bezirfd, nach der im $. 6. der revidirten Städte> 
Ordnung enthaltenen Borfihrift ergänzt und erweitert werden möge, 
baben Wir gern fatfgegeben, und deshalb eine befondere Verordnung 
für die Proving Schlefien erlaffen, auch deren Publifation durch die Ges 
ſetz⸗ Sammlung angeordnet. Um aber die Ausführung zu ordnen, ift 
es erforderlich gewefen, darin auch die deshalb im 8. 29. der Verord⸗ 
rung vom 17. März 1831. über die Einführung der revidirten Staͤdte⸗ 
Drdnung enthaltene VBorfchrift zu beräcfichtigen. 

Abänderung der Ufer Ward» und Hegungd- Drdnung. 

14. Unſere Behörden find mit der Regulirung des Deichmefens 
in der Provinz Schlefien und mit einer Mevifion der Ufers Ward» und 
Hegungs» Ordnung vom 12. September 1763. befchäftigt, und da fich 
eine baldige Beendigung der erforderlichen Worarbeiten erwarten Täßt, 
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fo iſt es nicht ibunlich, ſchon jetzt die Beſtimmung des Art. HI. jenes 
Provinzial⸗Geſetzes außer Anwendung zu ſetzen oder zu verordnen, daß 
die Bellimmung des $. 26. Zit. 6. Thl. I. des Allgemeinen Landrechts 
ferner nicht mehr auf die Erſtere bezogen werde. 

Fnzwifchen foll, bis die revidirte Ufer» Ordnung erfcheint, denjenis 
gen, Grundbefigern, welche von den Vorfchriften des gedachten Art. II. 
betroffen werden, jede mit dem Zwede der Verordnung vom 12. Sep⸗ 
tember 1763. zu vereinigende fhonende Rüdficht zu Theil werden, wes⸗ 
halb die Verwaltungsbeboͤrden mit Anmeifung verfehen worden find. 

Kredit» Inftitut für die Ruſtikal ⸗-Beſitzer. 

15. In Betreff der bevormworteten Errihtung eines Kredit-Inftis 
tuts für die Ruſtikal-Beſitzer in Schlefien, koͤnnen Wir nur auf die 
Gründe binweifen, ans denen Wir fchon im Landtags» Abfchiede vom 
22. Juni 1834. sub 11. 8. den gleichen Antrag haben ablehnen mürffen. 

0... Berlegung der Wollmärfte zu Ratibor. 

16. Die Verlegung der Wollmärfte zu Ratibor in der Art, daß 
diefelben vor den Breslauer Wollmärften abgehalten werden, haben 
Wir für die Jahre 1838, 1839 und 1840, verfuchsweife genehmigt, 
und ift von den Behörden deshalb das Weitere veranlaßt. 

Diäten und Reifekoften der Bezirks : Wähler, 

17. Den Bezirfswählern für ihre Reifen nach dein Wablorte Did: 
ten und Zransportfolten zu bemilligen, fönnen Wir Uns nicht verans 
laßt finden, da die Gefege vom 27. März 1824. und 2, Juni 1827. das 
für feinen Anhalt darbieten, auch bei deren Erlaffung nicht die Abficht 
vorgewaltet hat, jede Mühmwaltung der Berechtigten in Beziehung auf 
die fiändifche Werfaffung von MRemunerationen abhängig zu machen. 
Mir dürfen dem Gemeinfinn des Standes der Landgemeinden Unferer 
Provinz Schlefien dahin vertrauen, daß diejenigen Mitglieder deffelben, 
die durch die Wahl ihrer Standetgenoffen mit dem Amte eines Bezirkes 
wählers beehrt find, jederzeit gern bereit fein werden, fich dieſer gerins 
gen und nur nach mehrjährigen Zmwifchenräumen eintretenden Mübmals 
tung unentgeldlich zu unterziehen. 

Publifation des Landtags: Abfchiedes, 

18. Wir find damit einverfianden, daß es wünfchenswerth fei, den 
Landtags» Abfchieden eine größere Publizität zu verfchaffen, und haben 
demzufolge deren Befanntmachung durch die Amtsblätter Unſerer Re⸗ 
gierungen angeordnef. 

Erbauung eined Stände: Haufes, 
‚ 49. Dem Befchluffe wegen Erbauung eines Stände-Haufes in der 
Stadt Breslau, wozu die Koften durch freiwillige Beiträge nah Maß: 
gabe der Landtagsitimmen aufgebracht werden follen, ertheilen Wir gern 
Unfere Genehmigung, wollen auch die fkattgefundene Mahl einer Kom⸗ 
miffion zu Ausführung diefed Befchluffes bierdurch befiätigen und ges 
fiatten, daß Unſer wirfliber Geheimer Rath und Oberpräfident der Pros 
vinz Schleſien, v. Merckel, den Vorſitz in derfelben übernehme. 
Zu Urfund Unferer vorftehenden gnädigften Refolutionen haben Wir 
den gegenwärtigen Landtags-Abſchied ausfertigen laffen, auch eigenbändig 
vollzogen, und bleiben Unfern getreuen Ständen in Gnaden gewogen. 
Gegeben Berlin, den 20. November 1838. _ 
(L. S.) Sriedrih Wilhelm. 
000. Briedrich Wilhelm, Kronprinz. 
Freiherr v. Altenftein. v. Lottum. v. Kamptz. Muͤbler. 
v.Rohomw. v. Nagler. v. Ladenberg. Gr. v. Alvensleben. 
Sreih. v. Werther. v. Gtülpnagel, für den Kriegsminiſter. 
—em — ö 
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Zweiter Abſchnitt. 
J. ee 
Auswärtige | 


Geſetzgebung. 





1. 


Königl. Baierfche Verordnung, die Einführung breiter 
Radfelgen betreffend. 


! 


Art. J. Es if auf allen Kunfl: (Staat, Kreis, und Bezirks.) 

Straßen verboten, mit’Radfelgen zu fahren, 

4) an welchen die Köpfe der Radnaͤgel oder Schrauben nicht einge: 
« laffen find, fondern vorftehen, oder 

2) deren. Radbefchlag. (d, h. der auf die Radfelge aufgelegte Metall: 
reif) fo coniiruirt ift, daß er Feine gerade wagerechte Oberfläche bil- 
det. Nur die durch Abnugung bewirkte Abrundung der Reifränder 
—— als dieſer Beſtimmung nicht zuwiderlaufend, betrachtet 
werden. 

Art. U. Frachtfuhrwerk, welches gewerbsmaͤßig betrieben wird, ſoll 
auf die obenerwaͤhnten Straßen nur zugelaſſen werden, wenn deſſen 
Radfelgen mindeſtens nachfolgende Breite haben, als: 

1) zmeirädriges bei einer Belpannung von ein oder zwei Pferden vier 
—* rheiniſch; bei einer Beſpannung von drei oder mehreren Pfer⸗ 
den ſechs Zoll rheiniſch, | 

2) vierrädriges. bei einer Belpannung von drei oder vier Pferden vier 

oll rbeinifch, bei einer Befpannung von fünf oder mehr Pferden 
echs Zoll rbeinifch. 

Art. I. Die Breite der Radfelgen für alle Poſtwagen (zum Pers 
fonen» und Waaren:Zransport) foll mindeſtens zwei und einen halben 
Zoll rheiniſch betragen. 

Art. IV. Wenn an einem Fuhrwerke Raͤder von verſchiedener Fel⸗ 
genbreite angebracht find, darf jedenfalls die Felge keines Rades eine, 
geringere als die oben vorgefchriebene Breite haben. 


- 
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Art. V. Es iſt verboten, zweiraͤderlge Karren mit mehr als vier, 
und vierräderige Fuhrwerke mit mebr als act Pferden zu befpannen, 
außer wenn die Ladung aus einer untheilbaren Laft, 3. B. großen Baus 
—* und dergleichen, welche eine zahlreiche Beſpannung erfordern, 
eſteht. 
In obiger Zahl von Pferden find jedoch jene nicht begriffen, welche 
in bergigen Gegenden nur ſtreckenweiſe als Worfpann angewendet 
werden. Ä | 

Art. VI. Bei einfpännigen Fuhrwerken werben alle Arten von 
Zugtbieren gleich, bei zwei- und mebrfpännigen aber werden zwei Och- 
fen, Stiere, Kübe oder Efel einem Pferde gleich gerechnet. Maulthiere 
und Büffel zählen gleich Pferden. 

Art. VII Zumiderbandelnde unterliegen polizeilicher Beflrafung 
und werden uͤberdieß bis zu bergeftellter Felgenbreite an dem Weiters 
fahren verhindert, bleiben aber befugt, auf dem nämlichen Wege, wo⸗ 
ber das Fuhrwerk gefommen ift, wieder zurüd zu fahren. 

Pe VII. Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. April 1839 
in Kraft. | | 

München, den 21. April 1838. 

Ludwig. 
Freihr. v. Giefe. Freibr. v. Schen?. v. Wirfhingen. Freihr. 
v. Hertling. v. Abel. 
Nach dem Befehle Seiner Majeftät des Königs . 
der Staatsratd Egid v. Kobell. 


3 > | 2 

Herzoglich Braunfchweigfches Gefeg, die Glaubwürdig- 

feit der während der Derrfchaft des franzdfifchen Rechts 
geführten Kirchenbucher betreffend. 


Bon Gottes Gnaden, Wir Wilhelm, Herzog zu Braunſchweig 
und Lüneburg ıc. 

Es ift zu Unferer Kenntniß gefommen, daß bie während der Herr⸗ 
fchaft des franzöfifchen Rechts vorgefchriebenen Urfunden des Perſonen⸗ 
ſtandes nur in wenigen Fällen mit den ihre Beweisfraft bedingenden 
Förmlichfeiten geführt find, und daß Zweifel darüber erhoben werden: 
in wiefern die in diefer Zeit ordnungsmäßig fortgeführten Kirchenbücher 
er von Geburten, Zrauungen und Todesfaͤllen hinlaͤng⸗ 
lich feien. 

Um nun diefen böchft wichtigen Gegenftand nicht Tänger in Unge⸗ 
wißheit zu laſſen, erlaffen Bir, mit Zuftimmung des Austchuffes Unfes 
rer getreuen Stände, die nachfolgenden gefeglichen Beflimmungen. 

$. 1. Den während der Gültigfeit des franzdfifchen Rechts vors 
‚fchriftsmäßig geführten Kirchenbüchern und den daraus in geböriger Form 
'ertbeilten Auszügen, gebührt, bis deren Falfchheit nachgewiefen worden, 
volle Beweiskraft. 

8.2. MWiderfpricht der Inhalt der Kirchenbücher dem der Urfunden 
des Merfonenitandes, fo haben diefe den Vorzug, falld fie den Vorfchrifs 
iten des franzoͤſiſchen Rechts gemäß geführt find. 

Demjenigen, welcher einen aus den Kirchenbüchern geführten Be— 
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weis durch Beweis aus den Urfunden des Perfonenflandes-entkräftet hat, 
a jedes Mal die’ Hiedurch veranlaßten Koflen von dem Gegner zu 
erjegen. — 

45 Macht die mangelbafte oder fehlerhafte Eintragung eines 
Aktes ſowohl in den Urfunden des Perſonenſtandes, als in den Kir— 
chenbüthern des gedachten Zeitraums, eine Ergänzung und Verbefferung 
notbwendig, fo foll diefe in den Kirchenbüchern von den mit deren 

übrung beauftragten Beamten, jedoch "unter Mitwirkung des für die 

andlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit Fompetenten Gerichts und 
mit Zugiehung der Intereffenten , bewerfftelligt werden. Aus dem bes 
rihtigten Kirchenbuche muß ſowohl deffen urfprängliche Prangelhaftigs 
feit, als die Art, auf welche die Berichtigung gefchehen, erfichtlich fein. 

- Finden ſich folhe Mängel und Fehler bei Akten der Urfunden des 
Perfonenflandes, welche nicht den Inhalt der Kirchenbücher ausmachen, 
(Adoptionen und Epefcheidungsurfunden) fo gehört das Verbeſſerungs⸗ 
Verfahren vor das mit der Ausübung der —* 8* Gerichtsbarkeit 
beauftragte Gericht. 

Denjenigen Intereſſenten, welche zu dem, Verbeſſerungs⸗Verfahren 
nicht zugezogen worden, oder welche zu der Anderung die Zuſtimmung 
nicht ertheilt haben, kann eine vorgenommene Berichtigung oder Ergaͤn⸗ 
zung nicht entgegengeſtellt werden. u . " 

. , Sind die Betheiligten mit der Berichtigung oder Ergänzung, wie 
ſolche von den Behörden beabfichtigt wird, nicht einverflanden, fo iſt des 
ren Widerfpruch durch Erfenntniß des fompetenten Kreisgerichts zu ers 
ledigen, gegen welches die zuläfligen Mechtsmittel Statt haben. 

MWürden mangelhafte oder fehlerhafte Urkunden diefer Art in fireis 
tigen Sachen produzirt, fo können zum Beweife der befirittenen That 
fachen alle ſonſt zuläfligen Beweismittel gebraucht werden. 

8. 4. Die Duplifate der Urkunden des Perfonenftandes follen Fünfs 
tig von. den Behörden aufbewahrt werden, welche die Duplifate der 
Kirchenbuͤcher aufbewahren, und gleichfalls follen Auszüge aus den Ur⸗ 
Funden des Perfonenflandes in glaubhafter Form von denfelben Perfonen 
und — Weiſe ertheilt werden, wie die Auszüge aus den Kir⸗ 
chenbüchern. ! 

Alle, die es angeht, haben fich hiernach zu achten. Urfundlich Uns 
ferer Unterfchrift und beigedrudten Herzogl. Geheime⸗Canzlei⸗Siegels. 

Braunfchmweig, am 19. Oftober 1838. | 


L. S, 
Auf Hafen Sp erials Befehf. 
» Sähleinig F. Schulz. 





Königl. Sächfifche Verordnung, die Befchränfung des 
| Begraͤbnißaufwandes betreffen. | Ä 


‚Die fchon feit Tängerer Zeit laut gewordenen Klagen über die Koſt⸗ 
fpieligkeit des Begräbnifaufmandes, befonderd in größern und mittlern 
Städten, haben felbft den im Jahre 1830 verfammelt geivefenen. Stäns 
den Veranlaffung gegeben, die Abflelung der hierunter obwaltenden 
—— in den damaligen Intercess. general, No. 19. zu bes 
antragen. | * | 2 
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Nachdem nun diefer Gegenftand in Erwägung gezogen, auch bie 
Gutachten der betreffenden geifilichen und weltlichen Behörden darlıber 
erfordert worden , fo wird mit Seiner Königl. Majeftät Allerhoͤchſter 
Genehmigung deshalb Nachftehendes verordnet: . 


1. Die allgemeine Anordnung wegen der DBegräbnißfeierlichfeiten 
‚und die Fefiftellung der damit verbundenen Koften, mit Inbegriff der 
Gebühren für Kirchen und Schulen, ift Gegenftand drtlicher Negulative, 
welche da, wo dad Beduͤrfniß einer Befchränfung oder genauern Ber 
fiimmung vorhanden ift, von der Obrigkeit, unter Einverfländniß der 
Kirchen» und Sculinfpeftionen und WVorftände, ſo wie nach vorgängi« 
gem Gebör der Stadtverordneten oder fonfligen Gemeindevertreter, zu 
errichten find. Diefe-Regulative bedürfen zugleich der Beflätigung der 
vorgefeßten Kreisdireftionen. | | 


2. Die Begräbnigweife, die dabei zuläffigen Feierlichfeiten und die 
daflır gu entrichtenden Koiten find nach .den beftebenden örtlichen Ein 
richtungen und Gewohnheiten allenthalben in den gedachten Regulatis 
ven, fo meit thunlich, nach Klaſſen zu ordnen, und bei jeder derfelben 
die Koftenanfäge für den zu der Leichenbeftattung nöthigen oder erlaubs 
ten Apparat, den Sarg, die Wagen, das Leichentuch und fo weiter, fo 
wie die Gebühren für die dabei befchäftigten Perfonen, die Peichenbeftels 
ler, Abwäfcherinnen, Todtengräber, Träger und fo weiter fefizuftellen. 

Was insbefondere die Gebühren für die Geiftlichen, die Kirchen und 
Schulen betrifft, fo muß es zmar allenthalben dabei bemenden, was 
diesfalld an den einzelnen Drten durch flatufarifche Beflimmungen, 
‚Pfarr: und Schulmatrifeln oder anerfannte und in wirflicher Ausübung 
befiehende Obſervanz bereits feftgeftellt ift, und -find dergleichen ſchon 
vorhandene Bellimmungen in die zu errichtenden Regulative um kuͤnf⸗ 
" tiger Gewißheit willen mit aufzunehmen. 

Es wird aber hierdurch nicht ausgefchloffen, die beſtehenden Gebuͤh⸗ 
renanfäße, mit Einverfländniß der firchlichen und Schulbehoͤrde, in den 
gedachten Regulativen ebenfalld nach den verfchiedenen Klaffen der Reis 
chenbeftatfungen u modifiziren, oder die ſchon üblichen Abſtufungen der 
felben auf diefe Klaffen in Anwendung zu bringen. 


3, Jedes Orts ift eine gemiffe Modalität der Leichenbeftaftung als 
— AUrmenbegräbniß fefliufegen, es bleibt aber ſolches nur 
für ſolche WVerftorbene ftatthaft, welche felbft, fo mie deren Angebdriae, 
ihren Berbältniffen nach, fich mwirflich unter die Klaffe der Armen rech+ 
nen fönnen, worüber im Zmeifelsfalle die Obriafeit zu entfcheiden hat. 
er 52* für dieſe Begraͤbnißgart find im Negtlative genau feſt⸗ 
zuftellen. | 

4. Diefe Befchränfung ausgenommen, ift e8 im Übrigen einem Je⸗ 
den freigeftellt, für fi) und die Seinigen eine Begräbnißart zu wählen, 
welche er will, ohne zu Entrichtung von Gebühren für eine andere, 
„etwa ‚wegen höbern Standes oder anderer Werbhältniffe verbunden zu 
fein. Jedoch muß fich unter‘ eigener Werantwortlichfeit der Leichenbes 
flatter bei der einmal gewählten Begräbnigmweife fireng nad den dafür 
regulatiomäßig vorgefchriebenen oder nachgelaffenen Feierlichkeiten und 
Formen gerichtet, und darf dabei nichts in Gebrauch gefegt werden, was 
nach dem Regulative einer andern Klaffe als Attribut vorbehalten if. 

5. Niemand ift verbunden, die Mechnungen für den Begräbnißauf: 
wand zu bezahlen, ohne vorgängige Moderation durch die aeg ser 

Letztere bat jeden ——— Anſatz zu ſtreichen und dabei 
auf den etwanigen Vorwand keine Ruͤckſicht zu nehmen, daß von den 


* 
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Leidtragenden das dem Megulative nicht Entfprechende gewuͤnſcht, erbes 
ten, oder mit Zufriedenheit angenommen worden fei. 
. Zu den fogenannten flillen Beifetungen oder Beerdigungen, for 
wohl in Städten als auf dem Lande, bedarf es zwar nicht weiter der 
bieber üblichen Dispenfationen; die zeitherige Mitwirfung der Geiftli« 
chen bei denfelben und die dicsfallfigen Gebühren, mit Ausnahme der 
in Wegfall gelangenden Dispenfationgfoften,, leiden aber feine Abände- 
rung und Verminderung. © 
Diernach haben fich alle geifiliche und obrigfeitliche Behoͤrden, und 
wen «6 fonft angeht, zu achten. | 
Dresden, den 12. Juli 1838. | 
Die Minifterien des Cultus und Iffentlichen Unterrichts und des Innern. 
Ä v. Carlowitz. Noſtiz und FJändendorf. 
Zhimmig. 


| 4. 
Königl. Sächfifches Geſetz, wegen einiger Modifikatio— 
nen in den bürgerlichen Berhältniffen der Juden. 


e Wir, Briedrih Auguft, von Gottes Gnaden König von Sachs 
en ⁊c. 2%. ⁊c. 

finden Uns bewogen, um den bürgerlichen Verbältniffen der hierlaͤndi⸗ 
ſchen Juden thunliche Merbefferung zu gemähren, Folgendes mit Zufiims 
mung Unferer getreuen Stände zu verordnen : \ | 

8. 1. Die Erlaubnig zum bleibenden Aufenthalt von Juden in 
biefigen Landen ift fünftig auf die. Staͤdte Dresden und Leipzig befchränft 
und wird auf andere Orte nicht ertheilt werden. 

Für diejenigen Juden, melche nach, Vorfchrift des Geſetzes vom 26. 
November 1834 das Heimathsrecht in biefigen Landen erlangt baben, 
bedarf es, infoweit leßtere® durch die in einem auswärtigen Sfaate ers 
worbene Staatsangebödrigfeit nicht wieder verloren worden ift, einer 
er rd zur felbfifländigen Niederlaffung und Verheirathung weis 
er nicht. | 

Es bewendet jedoch auch wegen der Zuden bei dem Verbote des 
Deirathens der jungen Mannsperfonen vor erfülltem 21. Lebensjahre. - 

$. 2. Die Überfiedelung eines Juden von einem Orte des Landes 
nach dem andern bedarf der Genehmigung Unſers Minifteriums des 
Innern, mit Ausnahme des Falles, wenn eine jüdifche Frauensperfon 
ſich außerhalb ihres Wohnorts verbeirathet. 

8. 3. Die Niederlaffung ausländifcher Juden in Dresden und 
Leipzig fann nur mit Genehmigung des vorgenannten Minijteriums ers 
folgen, welches diefelbe jedoch blos dann ertheilen wird, wenn vorber 
von der Obrigfeit und den Rommunvertretern der betreffenden Etadt 
| er erflärt, auch Übrigens von dem Aufzunebmenden ben Ers 

orderniffen de8 Mandats vom 13. Mai 1831., die Niederlaffung von 
—— im Koͤnigreiche Sachſen betreffend, Genuͤge geleiſtet wor⸗ 
en if. | 
. Die Niederlaffung einer augländifchen Juͤdin in Gachfen durch 
Verheirathung mit einem inländifihen Juden bedarf gleichfalls der Geneh⸗ 
migung Unſers Minifteriums des Innern. | 
4. Die innerhalb Landes einheimifchen- Juden haben, dafern fie 
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in Dresden oder Leipzig wohnhaft find, mit nachfolgenden Befchränfuns 
gen und übrigens unter denfelben Vorausſetzungen, unter denen ſolches 
den chrifilichen Unterthanen geftattet ift, das Recht, daſelbſt irgend ein 
Gewerbe nach freier Wahl zu betreiben. 

8.5. Die Erlangung des Buͤrgerrechts, ſoweit foldhes zum Be⸗ 
triebe eines Gewerbes srforderlich ift, gehört zwar auch zu den Voraus: 
fegungen, denen nach $. 4. die Juden zu genügen baben; fie gewährt 
ihnen jedoch feinen Anfpruch auf die $. 65. der Gtädteordnung gedadı, 
ten Rechte. —* —— 

Überdies wird durch dieſe Beſtimmung an ber zeitherigen Verpflich⸗ 
- tung und Befähigung der Juden zum Eintritt in die Communalgarde 
etwas nicht geändert. 

8. 6. Von dem $. 4: erwähnten Gewerbsbetriebe bleibt ausge⸗ 
fchloffen: der Kleins und Ausfchnitthandel, das Halten von Apotheken, 
die Betreibung von Gaſt⸗-, Speife: und Schanfwirthfhaften, das Brannts 
weinbrennen und der Schacher: und Troͤdelbandel. Die ausnahmemeife 
Betreibung des letztern bedarf der Sorgeflion des Minifleriums des Ins 
nern, jedoch nicht der Ermerbung des Bügerrechts. 

Die gedachte Konzeſſion ift denjenigen Juden, welche den Schachers 
und Zrödelbandel fchon zeither betrieben baben, dafern fie ihnen bewils 
ligt wird, flempel und koſtenfrei zu ertheilen. 5 

Von dem Verbote hinfichtlich der Gaſt- und Gpeifewirtbfchaften 
find zwar diejenigen ausgenommen, die blos zur Bewirthung von Zuden 
befiimmt find; es ift aber auch deren Betrieb von obrigfeitlicher Geneh⸗ 
migung abhängig. 

Zu Betreibung des Groffohandels, ſowie des Speditionsgefchäftes, 
ift eine befondere Konzeflion des Minifteriums des Innern erforderlich. 

© 7. Was die zünftigen Gewerbe betrifft, fo iſt den Juden auch 
die Erlangung des Innungs- und Meifterrechts und folchenfalls das 
Halten von Geſellen und die Annahme von Lehrlingen erlaubt. 

Die Zahl fämmtlicher jüdifcher Meifter in Dresden und ‚Leipzig folk 
das Verhaͤltniß der jüdifchen zum chrifilichen Bevölferung nie überfieigen, 
während dagegen die Beſtimmung der bei den eingelnen Innungen zus 
zulaffenden jüdifchen Meifter auf den Grund der darüber von den bes 
treffenden Behörden abgegebenen Gutachten dem Ermeffen des Miniſte⸗ 
riums des Innern uͤberlaſſen bleibt. 

Auch bat daffelbe, wo fih die Nothwendigkeit zeigt, über die Zahl 
der von einem jüdifchen Innungsmitgliede zu haltenden Gefellen und 
Lehrlinge befchränfende Vorfchriften zu_ertheilen. 

ALS Lehrlinge fönnen foldhe nur Fudenfnaben annehmen. 

Denjenigen Zuden, welche ein zünftiges mit der eigenen WVerferfigung 
von Waaren verbundenes Gewerbe betreiben, ift nicht geflattet, mit ans 
Deren, als den von ihnen felbft gefertigten Waaren, Handel zu treiben. 

$. 8. Jedem einheimifchen Juden ift die eigentbämliche Erwerbung 
Eines Grundſtuͤcks in einer der $. 1. ermähnten beiden Städte, in wels 
cher er einen felbfiftändigen Haushalt führt, nachgelaffen. Näcfidem 
fann derfelbe die auf das Grundſtuͤck fich beziehenden Mealrechte, dafern 
fie nicht .ein. Gewerbe betreffen, deffen Ausuͤbung den Juden unterfagt 
iſt, erwerben, ingleichen dingliche Rechte bei der ibnoeriuferung fich 
vorbehalten. Doch ift demfelben nicht geflattet, ein folches Grundſtuͤck 
vor Ablauf von zehn Jahren vom Tage der gerichtlichen Zueignung an 
gerechnet, freiwillig wieder zu veräußern, den Fall einer Erbtheilung 
ausgenommen. , , 

Auch ift es jedem hierländifchen Juden geſtattet, eine ſolche Real⸗ 
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gerechtigkeit, an deren Beſitz nach ber Ortöverfaffung die Aushbnng ei- 
nes den Juden übrigens gefeglich nachgelaffenen Gewerbes gebunden ifl, 
in den $. 1. gedachten Städten zu erwerben. | 2 
. Von dem wegen Örundbefiged von einem Juden zu ermwerbenden 
Bürgerrechte gilt ebenfalls das 8. 5. Gefagte. | 
. 9. Jeder inländifhe Jude bat, 
a. infoweit «8 nicht ſchon gefiheben, einen beflimmten erblichen Fami⸗ 
liennamen anzunehmen und zur Genehmigung der Ortsobrigfeit 
anzuzeigen, auch 
b. in allen Urkunden, Kontraften, Ießtwilligen Dispofitionen, Eheflifs 
tungen u. f. w., ſowie in den Handelsbuͤchern, fich lediglich der 
deutfchen Sprache zu bedienen. 
Urfundlih haben Wir diefes Gefeß eigenhändig unterfchrieben und 
Unfer Königliche Siegel beidrucken Iaffen. 
Gegeben zu Dresden, am 16. Auguſt 1838. 
.) Friedrich Auguft. 
- Eduard Gottlob Nofig und Janckendorf. 


5. 2 
Königl. Sächfifche Verordnung, zu Ausführung des Ges 
feßes wegen einiger Mobififationen in den bürgerlichen 
| Berhältniffen der Juden. 


In Bezug auf die Ausführung des wegen einiger Modifikationen 
in den bürgerlichen Verbältniffen der bierländifchen Juden unter heutis 
gr Dato ergebenden Gefeges, wird mit Sr. Maje ſtaͤt allerhöchfter 

enebmigung Hiermit Folgendes verordnet: 

8. 1. (Klein: und Großhandel.) 3) Das.Berbot des Klein, und 
Ausfchnittbandels befchränft ſich auf diejenigen Zweige deffelben, zu des 
ren Betriebe es, nach der Ortsverfaffung, der Yufnahme in die Handels⸗ 
oder Kramer⸗Innung hedarf. 

b. Soweit nach folcher auch zum Betriebe des Großhandels ber 

- Eintritt in die Innung notwendig it, baben Juden, welche um Kons 
zeflion hierzu nachfuchen wollen, auch diefem Erforderniffe vollfiändig 
Genüge zu leiften. u j 

ce. Selbſt nad) erlangter Aufnabme in die Innung bleiben diefels 
ben jedoch vom Kleine und Ausfchnitthandel auftgefchloffen, weshalb bei 
Ertheilung der Konzeffion tiber die Grenze zwifchen dem Groffogefchäft 

und Br Detailhandel, nach Befinden, befondere Beſtimmung erfols 
en wird. 
— d. Zum Betriebe des nicht kaufmaͤnniſchen Großhandels (Gewerbe⸗ 
und Perfonalfteuergefeg vom 22. November 1834., $. 5.) bedürfen Jus 
m — am £egitimation als derjenigen, welche auch für Ehriften 
orderlich ift. 
* 8. 2. (Gaſi⸗, Schank⸗ und Speiſewirthſchaft, Branntweinbrennen). a. Un⸗ 
| 8 dem Verbote der Gaſt- und Schankwirthſchaft iſt auch das des 
einſchankes, ſowie unter dem Branntweinbrennen das Deſtilliren defs 
ſelben begriffen. 
b. Die Stadtraͤthe ſind ermaͤchtigt, zur Verhuͤtung von Mißbrauch 
bei Konzeſſionirung juͤdiſcher Gaſt- und Speiſewirthſchaften, wegen Be— 
zeichnung derſelben als ſolcher, Unordnung zu treffen. 
Annalen. Heft IIL 1838. 
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5.3. (Shader: und Trödelpindel). a. Zu Ausübung des ald Noth⸗ 
handel zu betreibenden Schacher: und Troͤdelhandels werden neue Kons 
zeffionen nur folchen Juden, welche, zu Feineni andern Gewerbe ‚fähig, 
außerdem der Armenverforgung anbeim fallen würden, unter den in pos 
Ligeilicher Hinſicht nötbigen Befchränfungen ertheilt werden, 

b. Die den Schacher: und Zrödelhandel jett betreibenden Juden 
haben binnen drei Monaten von Bekanntmachung des eingangsgedach- 
ten Gefeges an, um Konzeffion zu deffen Fortſetzung nachzufuchen, 
welche ihnen, wenn nicht ein erhebliches Bedenken dagegen Statt findet, 
ertheilt werden wird. 

e. SHinfichtlich derjenigen‘ Zweige des Troͤdelhandels, welche nicht 
unter den Begriff des Notbhandels fallen, fondern, nad) der Ortsver⸗ 
—X dermalen zur bürgerlichen Nahrung gehören, haben Juden, die 

olche betreiben wollen, denfelben Erforderniffen Genüge zu leiften, aber 
auch diefelben Mechte zu genießen, welche ihren chrifilichen Gemwerböges 
nofjen obliegen und beziebentlich zuſtehen 

+4. (Zünftige Gewerbe). 3. Die Zahl derjenigen Juden, welchen 
die Erlangung des Innungs- und Meitterrechts in zünftigen Gewerben 
geflattet iſt, wird nach dem gegenwärtigen Verbältnig der jüdifchen zur 
chriſtlichen Bevölkerung für jegt und vorbehältlich des nach Maßgabe 
33 zes Grundverhältniffes von Zeit zu Zeit erfolgenden fernern 

efiftellung, 

für 8 res den auf Sieben und Zwanzig, 

. für Leipzig auf Drei 
beflimmt. — 

b. Juden, welche das Meiſterrecht in einer Innung erlangen wol⸗ 

fen, haben denſelben allgemeinen oder beſondern Erforderniſſen Genüge 

F — — fuͤr chriſtliche Zunftgenoſſen deſſelben Gewerbes vorge⸗ 
rieben find, 

q c. Alle Rechte und Pflichten chriſtlicher Innungsmitglieder, als 

ſolcher, mit alleiniger Yusnahme des Befugniffes zum Handel mit 

nicht felbft gefertigten Waaren, geben auch auf die jüdifchen Meiſter über, 

.d. (Beflrafung vor Zuwiderhandlungen). Webertretungen und Hinz 
———— der im Geſetze vom heutigen Tage und gegenwaͤrtiger Ver⸗ 
ordnung, wegen des Gewerbsbetriebs der Juden, ertheilten Verbote 
und Vorſchriften find mit angemeſſener Geld» oder Gefaͤngnißſtrafe, 
in Ruͤckfaͤllen aber nach Befinden mit Einziehung der Gemwerbsberechtis 
gung, — jedoch in jedem Falle zur Kreisdirektion zu berichten iſt, 

u abnden. | 
: $, 6. (Erwerbung von Gpundeigenthum und Realrehten), ‚a. Da dem, 
einen felbfiftändigen Haushalt zu Dresden oder Leipzig führenden Jus 
den nur die eigenthümliche Erwerbung Eines Grundſtuͤcks an feinem 
MWohnorte nachgelaffen ift, fo hat derfelbe, wenn er durch Erbfihaft, 
Schenfung oder fonft auf unfreimillige Weife zum Beſitz mehrerer 
Grundſtuͤcke gelangt, folche binnen einer ihm obrigfeitswegen zu beſtim⸗ 
menden Frift bi6 anf überhaupt Eines, say nach freier Wahl unter 
denfelben, wieder zu veräußern. Ebenſo find folche einem Juden anfals 
Iende Grundſtuͤcke wikder zu veräußern, melche derfelbe zu erwerben nicht 
befugt iſt, weil Nealgerechtigkeiten darauf haften, die Gewerbe betreffen, 
deren Ausübung den Juden unterfagt it, oder weil das Grundjtück 
nicht der $. 1, des Gefeges gedachten Stadt angehört, in welcher er feis 
nen ſelbſtſaͤndigen Haushalt führt. - 

) Auch NRealgerechtigfeiten, an deren Befig nach der Ortsverfafs 
fung die Aushbung eined den Juden erlaubten Gewerbes gebunden ift, 
dürfen diefe Tediglich in der $. 1. des Geſetzes gedachten Stadt erwer⸗ 
ben, in welcher fie einen felbfiftändigen Haushalt führen. 
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$. 7. (Geſchlechtsnamen.) Über die von den inländifchen Juden zu 
führenden erblichen Gefchlechtönamen haben die betreffenden Stadträtbe 
ein genaues Verjeichniß, in welchem deren zeitherige Benennung mit 
anzugeben if, anzulegen und fortzuführen. Zu diefem Behufe bat je⸗ 
der inländifche Zude, ‚ohne Unterfchied des Gefchlechts, welcher fich nicht 
unter ebelicher oder väterlicher Gewalt befindet, denjenigen erblichen Fa⸗ 
miliennamen, melden er für die Zufunft annehmen oder beziehentlich 
beibehalten will, binnen längftens fech® Monaten von Bekanntmachun 
diefer Verordnung an, beziebentlich mit Angabe der Angehörigen, au 
welche der Geſchlechtsname mit übergeht, bei dem. Stadfratbe anzuzeis 
gen.” Für Unmündige hat deren Bormund dies zu beforgen. Der Stadt⸗ 
rath bat den gedachten Namen bierauf, wenn ihm ein Bedenken dages 
gen nicht beigebt, in das oberwähnte Werzeichniß einzutragen. 

$. 8. (Dornamen.) Außer diefem Gefchlechtsverzeichniffe find Ges 
burtsliften in der, von dem betreffenden Stadtrathe nach Urt der chrifts 
lichen Kirchenbücher vorzufchreibenden Form, ſowohl bei den Judenges 
meinden von den dazu zu beflellenden und zu verpflichtenden Perfonen, 
als bei dem Stadtrathe zu führen, und in diefe Geburtslifte (Geburtss 
buch) fämmtliche, mithin nicht nur die bürgerlichen, fondern auch die in: 
der Synagoge gebräuchlichen Wornamen, welche dem Juden alsbald 
nach feiner Geburt oder bei anderer Gelegenheit ertheilt werden, ohne 
Ausnahme einzutragen. I 

Der dem Juden beigelegte und in die bei dem betreffenden Stadt 
rathe geführt werdende Geburtslifte eingetragene bürgerliche Vor⸗ 
name fann fpäter weder verändert, noch mit einem andern Namen vers 
taufcht werden, fondern iſt unabänderlich beizubehalten, und im bürgers, ' 
lichen Leben, ſowie bei Nechtögefchäften aller Art, zu führen. 

8,9, (Deutſche Schriftzeihen.) In allen Fällen, wo fih nad) $.9.b. 

des Gefeßes von den Juden der deutfihen Sprache zu bedienen ift, find 
von denfelben auch lediglich die für deutfche Schrift üblichen Schrift: 
zeichen zu gebrauchen. 

Dresden, den 16. Auguſt 1838. 

Minifterium ded Innern, 
Noftiz und Jändendoprf. 


Kuhn. 
- 6. 
Herzoglich Sachſen-Gothaiſche Verordnung gegen 
Wiäerquaͤlerei. 





Das zeither oͤfters vorgekommene Quaͤlen und Martern der Thiere 
fann — in ſofern es auf muthwillige oder bosbafte Weiſe ges 
fchieht, oder zu einem öffentlichen ÄArgerniß Anlaß gibt — fernerhin 
nicht geduldet werden. 5 ; 

Mir warnen daher Jedermann davor mit dem Bemerfen, daß die 
Polizeibehdrden angemwiefen worden find, Diejenigen, welche dieſes Ver⸗ 
bot ri beachten, zur Verantwortung und nach Befinden zur Strafe 
u zieben. 

! Gotha, den 19. November 1838. 
Herzoglich Säcfifche Landed:-Regierung. 
D. Frhr. v, Stein, 
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I. _ 
Literatur 





Cirkular⸗Reſkript des Königl. Minifterrums der Geiftle | 

chen, Unterrichts⸗ ıc. Angel., an fämmeliche Königl. Pros 

vinzial⸗Schul⸗Kollegien, mit einer Empfehlung des von 

dem Hofrathe ꝛc. Koch, bei dem gedachten Minifterio, 

herausgegebenen Werfs: „die Preußifchen Univerfitäten” 
betitelt. *) | 





Da unterzeichnete Minifterium überfendet dem Königl. Provinzial- 
Schul;Kollegio beigebend Eremplare des erfien Bandes von der Schrift s 
„die Preußifchen ‚Univerfitäten” von J. 8. W. Koch, mit dem Auf- 
trage, Solche den Gymnafien in N. N. für ihre Bibliothefen zuzuferti⸗ 
gen. Zugleich wird das Königl. Provinziel-Schul-Kollegium aufgefor⸗ 
dert, auf dieſes, mit Umficht und Sorgfalt zufammengeftellte Werk 
mittelft des Regierungs⸗Amtsblatts in geeigneter Weife auch das größere 
Publikum aufmerffam zu machen, und die Oymnafials Direftoren zur 
Anfhaffung des Werkes für die Bibliothefen der Gymnaſien, vorauss 
gefett, en die Fonds derfelben die diesfällige Ausgabe geflatten, zu 
veranlafjen. 
Berlin, den 23. September 1839. — 
Miniſierium der Geiſtlichen, Unterrichts: und Medizinal⸗Angelegenheiten. 
v. Altenſtein. 


*) Erfier Band, 1339. „Die Berfaffung der Univerfitäten im Allgemeinen.” 
Im Berlage der Mittlerſchen Buchhandlung zu Berlin, Poſen und 
Bromberg. (gr. 8. 699 ©. Preis: 3 Rthlr. 10 Sgr). 

Auch in mehreren literarifchen Zeitſchriften iſt dieſes Werkes fehr vors 
theilhaft gedacht. So heißt es von —— der Halliſchen Allgemei⸗ 
nen Literatur⸗Zeitung (Jahrg. 1339, ©. 400.) am Schluſſe der Rezenſion: 
„Ref. bat das bisher Gefagte blos als Beiſpiel des Fleißes, der Umſicht 
und Genauigfeit mitgetheilt, womit der Verf. feinen Gegenftand beham 


det hat.” IE 


‘ 





— 


Berlin, gedrudt bei Johann Friedtich Starde. 


Annalen 


Preußifden 
innern Staatd-Berwaltung, 


— — — 


Herausgegeben 


von 


8. 2. von Kampe. 


— — — — —— —— — — —— — — 


Zwei und zwanzigſter Band. Jahrgang 1838 
Viertes Heft. Oktober bis Dezember. 





Berlin, 1838. 


In der Expedition der Annalen, beim Hofrath Schmidt, im Koͤnigl. 
Miniſterium des Innern und ber Polizei. 
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| 0 I. 
Allgemeine Verwaltungs⸗Sachen. 


1 


Cirkular⸗-Reſkript des Königl. Staatsminifferiums an 
fämmtliche Königl. Oberpräfidenten, die Befanntmachung 
der. Landtages Abfchiede durch die Amtsblaͤtter 

betreffend. . 


I, einen Antrag des vorjährigen Schlefifchen Provinzial:Land; 
tags haben des Königs Majeftät mittelft Allerhöchſter Kabinets: 
Drdre vom 3. d. M. zu beflimmen geruht, daß, um den Land- 
tags⸗Abſchieden eine größere Publizität zu geben, diefelben Fünftig 
durch die Amtsblätter der Königl. Regierungen befannt gemacht 
werden follen. 

Em. ꝛc. wollen daher die Regierungen der dortigen Provinz 
anmeifen, die Landfags »Abfchiede fünftig unmittelbar nach ihrer 
Emanation [jedoch ohne die fie begleitenden, von den Landtags: 
Marichällen verfaßten Darftellungen der Landtags-Berhandlungen] 
als Beilagen zum Amtsblatt abdrucken und mit diefen unentgeld: 
lich an die Abonnenten vertheilen zu laſſen. Zu Erfparung der 

Annalen. Heit IV. 1838. Jii 
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Koften des Satzes wird es thunlich fein, denfelben Sat für ſämmt⸗ 
liche Regierungen derfelben Provinz zu benugen, und für jede 
Regierung die erforderlichen Eremplare davon abziehen zu laſſen. 
Berlin, den 29. Oftober 1838. 
Das Staatsminifterium. 
Friedrih Wilhelm, Kronprinz. 
v. Altenftein. v. Kamptz. Mühler. v. Rochow. v. Nagler. 
v. Ladenberg. v. Alvensleben. v. Werther. 
Für den Kriegsminiſter. 
w Stülpnagel. 


2. 

CirfularsReffripe der Koͤnigl. Miniſterien an ſaͤmmtliche 

Koͤnigl. Regierungs⸗Praͤſidien und Provinzial⸗Steuer⸗Di⸗ 

rektoren, ſowie an das Koͤnigl. Polizeipraͤſidium ıc. hie— 

ſelbſt, die Bewilligung von Remunerationen aus dem 
Erloͤſe unbrauchbarer Akten betreffend. 





Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſter Kabinets— 
Ordre vom 24. November ec. uns zu autoriſiren geruht, den mit 
der Ausfonderung von unbrauchbaren Aften zu beauftragenden 
Subalternbeamten aus den durch den Verkauf der Akten gelöften 
Beträgen, Remunerationen bis auf Höhe von 25 Prozent des Er- 
löfes zu bewilligen. Es fol jedoch nach ausdrüdlicher' Allerhöch: 
fiee Beftimmung darauf gefehen werden, daß diefe Nemuneratio: 
nen nicht die Natur einer Tantieme annehmen und nicht dazu ver- 
leiten, durch minder forgfältige- Prüfung und Ausfonderung der 
aufzubewahrenden Akten auf einen möglichft hohen Erlös aus dem 
Aftenverfaufe hinzumirken. 

Indem wir das Königl. Negierungs » Präafidium bievon mit 
Bezugnahme auf die Verfügung vom 3. November 1833. (An: 
nal. Jahrg. 1834. ©. 633.) in Kenntnif feen, wollen wir dem: 
felben e8 angelegentlicy empfehlen; diefe Allerhöchſte Beftimmung 
für die Folge zu beachten, und darauf zu halten, daß dem Aften- 
verfauf jedesmal eine forgfältige Prüfung über die Entbehrkichfeit 
der zum Verkauf zu ftellenden Aftenftüde vorangehe. 

Dabei kann es auch nicht die Abficht fein, in allen Fällen, 
befonders bei. bedeutenden Aftenverfäufen, die vollen 25 Prozent 
des Erlöfes zu NRemunerationen zu verwenden, fondern, wo mit ges 
tingeren Antheilen ausgereicht werden kann, muß hierauf — 
genommen werden. 
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Rückwirkend auf Fälle, welche ſchon in verfloffenen Jahren 
vollftändig rechnungsmäßig befeitigt find, läßt fich die gedachte Als 
ferhöchfte Beſtimmung nicht anwenden. 

Berlin, den 16. Dezember 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifter. 
v. Roch ow. abweſend. 


3. 
Reſkript des Koͤnigl. Staatsminiſteriums an den Koͤ⸗ 
nigl. Oberpraͤſidenten der Rheinprovinz, betreffend die 
Abänderung der $$. 23. u. 24. des Rheiniſchen Ref 
ſort-Reglements v. 20. Juli 1818. (Annal. ©. 628.) 
in Beziehung auf die Inſinuationen in Progeffen über 

die, das Intereſſe des Staats betreffenden 

Be Angelegenheiten. 





Euer Hochw. erhalten hierbei eine Ausfertigung des Befchluf: 
fe8 vom 30. November d. 3. (Anl. a.) betreffend die Abänderung 
der Vorſchriften des Neffort: Reglements für die Rheinprovinz 
vom 20. Zuli 1818. $$. 23. u. 24. mit dem Auftrage, die Pro: 
sinzial: Berwaltungsbehörden davon zur Nachachtung in Kenntniß 
zu feßen, und die Befanntmachung des Befchluffes durch fämmts 
liche Rheinische Amtsblätter zu veranlaffen. 

Berlin, den 12. Dezember 1838. 

Königl. Staatsminifterium. 
Friedrih Wilhelm, Kronprinz. 
v. Kamptz. Mühlen. v. Rohomw v. Nagler. 

v. Ladenberg. v. Alvensleben. v. Werther. 

v. Stülpnagel, 
für den Kriegsminifter. 


Da die Vorfchriften des Neffort-Reglements für die Rheinprovinz 
vom 20. Juli 1818. $3. 23. u. 24., nach welden die Ladungen, Urs 
tbeile ꝛc. in Progeflen über das Intereſſe des Staats betreffende Unges 
legenbeiten dem Königl, Staatsantvalte zur weiteren Mitteilung an 
die betreffenden WVerwaltungsbebörden zu infinuiren find, fich nicht als 
—— bewährt haben, fo wird hierdurch, mit Aufhebung jener Vor⸗ 
Schriften, beflimmt, daß die Infinuationen in dieſen Prozeſſen kuͤnftig 
unmittelbar an den Präfidenten der Regierung, in Bergwerksſachen aber 
an den Direktor des Dber-Bergamtes und in Angelegenheiten der Vers 
waltung der indireften Steuern an den Provinzial-SteuersDireftor, und 
bei Abweſenheit oder Behinderung des Praͤſidenten — Direktors an 
Jii 
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deffen Stellvertreter, gefcheben follen. In Poflfachen muͤſſen die Inſi⸗ 
nuationen an das General:Pofamt durch NRequifition des biefigen Kam» 
mergerichtö gefiheben, welche der Dber:Profurator auf den Antrag der 
Parteien oder deren Anwälte zu bewirfen bat. S j 
Diefe Beftimmungen find durch die Amtsbläfter der Rheinprovinz 
befannt zu machen. ‚a | 
Berlin, den 30. November 1838. 
| . Königl. Staatsminifterium. R 
Friedrich Wilhelm, Sronpring. 
v. Kamp. Müpler v. Rocho w. v. Nagler. v. Ladenberg. 
v. Alvensleben. v. Werther. v. Stülpnagel, 
für den Kriegsminiſter. 








4 


Befanntmachung der Königl. Regierung zu Merfeburg, 
betreffend das Verbot der Anfertigung von Gefuchen 
und Beſchwerden durch Beamte. g 


In mehreren bei uns zur Sprache gekommenen Fällen haben 
Beamte ſich erlaubt, in Angelegenheiten, welche zu ihrem eignen 
oder zu dem Gefchäftsfreife ihrer vorgejeßten Behörden gehörten, 
für die dabei betheiligten Perfonen Gefuche, Borftellungen ꝛc. an: 
zufertigen. 

Da die Übernahme folcher Gefchäfte mit der Stellung ei— 
ned Staatsdienerd ganz unverträglich ift und auf den Dienft felbft 
nur nachtheilig wirfen fann, fo finden wir uns veranlaßt, ſämmt— 
lihen uns untergebenen Beamten die Abfaffung von fchriftlichen 
Aufjäßen, Geſuchen, Befchwerden ꝛc. der vorgedachten Art, es 
mögen Ddiefelben gegen Belohnung oder unentgeldlich gefertigt wer: 
den, hiermit auf das Strengſte zu unterfagen, und werden Über: 
tretungen dieſes Verbots als Verletzungen der Amtspflicht ange: 
fehen und nach $$. 333. fi. Tit. 20. Thl. I. A. 2. R. unnad): 
fichtlich geahndet werden. 

Merfeburg, den 5. November 1838. 

Königl. Preuß. Regierung. 








5. ; 

 Cirfular- Verfügung der Königl. Regierung zu Muͤnſter 

an fämmtliche Königl. Landräthe, die Vollziehung auf 
genommener Verhandlungen betreffend. 


Es find fchon mehrfach Fälle vorgefommen, daß Berhandlun: 
gen von Perfonen, welche entweder Gefchriebenes nicht leſen oder 
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nicht fchreiben. konntan, unterzeichnet, refp. unterfreuzt worden, ohne 
daß dabei die Borfchriften im $. 68. u. folg. des Anhangs zur 
Allg. Gerichts-Drdnung beobachtet wurden, meshalb jene Ber: 
handlungen, als aller Beweisfraft entbehrend, von den Gerichten 
für nichtig erflärt werden mußten. — 

In einem neuerlich ergangenen Erkenntniſſe des Königl. Ge: 
— Ober⸗Tribunals ſind ſelbſt von Aſſiſtenten atteſtirte Unter— 
reuzungen, weil nicht referirt worden, daß dieſe Aſſiſtenten der 
ganzen Verhandlung oder wenigſtens der Vorleſung derſelben bei— 
gewohnt hatten, für nichtig erklärt worden. In gleicher Weiſe 
hat auch das Königl. Oberlandesgericht hieſelbſt im vorigen Jahre 
ein, ſelbſt mit Atteſt der Unterkreuzung verſehenes Protokoll eis 
nes Domainenbeamten für nichtig erklärt, weil der Atteſtirende 
nicht als Aſſiſtent von Anfang der Verhandlung an-gegenwär- 
tig gewefen war. - 

Zu Vermeidung folher Verſtöße werden Ew. ıc. aufgefor- 
dert, fämmtliche Bürgermeifter und Kommunalbeamte hiernach zu 
infteuiren und zue genauen Beobachtung der obenerwähnten ges 
feglichen VBorfchriften anzumeifen. 

Münfter, den 3. Mai 1838. | 

Königl. Negierung, Abtheilung des Innern. 





6. 
Auszug aus dem Reffripte des Königl. Minifteriums 


des Innern und der Polizei an. die KRönigl. Regierung 
zu Stettin, die DBefcheidung der Bittſteller betreffend. 





Der Königl. Regierung wird hiebei zugleich bemerflich ge: 
macht, daß in ähnlichen Fälfen *) ein Bittfteller nicht unmittelbar 
an das Minifterium zu nerweifen, fondern entweder derfelbe, wenn 
ſich feine Gründe für die Gewährung des Geſuchs ergeben, fo: 
gleich motivirt ablehnend zu befcheiden, oder, entgegengefehten Fal— 
les, wegen Befürwortung ‚des Antrages zu berichten if. 

Berlin, den 21. November 1838. 2 

Minifterium des Innern, Erfte Abtheilung. 
v. Meding. | 


2) Hier wegen Aufnahme eined Ausländers in den Preuß. Untertha- 
nen: Verband. | 


— 
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Cirfular-Refkripe der Königl. Minifterien an ſaͤmmtliche 
Koͤnigl. Regierungen, fowie an das Königl. Polizeiprä- 
ſidium hiefelbft, die Kompetenz der Dienft- und Gerichts⸗ 
behörden zur Unterfuchung der von Staatsbeamten ver: 
übten Ehrenfränfungen betreffend. 





Das Gefeh vom 25. April 1835. (Geſetz-Samml. ©. 50.) 

die Kompetenz der Dienft: und Gerichtsbehörden zur Un: 

terfuchung der von Staatsbeamten verübten Ehrenfrän: 

fungen betreffend, 
überweiſet im $. 1. jede gegen einen Staatsbeamten darüber, 
. daß derfelbe aus Deranlaffung feiner amtlihen Wirffamfeit fich 
einer- Ehrenfränfung ſchuldig gemacht habe, erhobene Befchwerde 
zunächft der Kognition der vorgejeßten Dienfibehörde des Ange— 
fchuldigten. In der an die Königl. Regierung vom 30. Zuni 
1837. (Annal. ©. 295.) zur Ausführung diefes Geſetzes erlaffe: 
nen Verfügung ift am Schluffe bemerkt worden, daß dies Geſetz 
auf Kommunalbeamtie Feine Anwendung erleide. Bon diefer An: 
ſicht find wir jet, nach wiederholter Erwägung, zurüdgefommen. 
Denn das allegirte Gefeb iſt auf alle Staatsbeamte anwendbar, 
und es wird dabei Fein Unterfchied zwifchen mittelbaren und un— 
mittelbaren Staatsbeamten gemacht. Es bezicht fich mithin auch 
auf die erftern, -und leidet deshalb auch auf die Magiſtrats- und 
Kommunalbeamten volle Anwendung. Dagegen find die Mitglies 
der der Stadtverordneten:Berfammlung weder mittelbare noch un 
mittelbare Staatsbeamte, und es werden diefelben deshalb von 
den Beftimmungen diefes Gefehes nicht betroffen. 

Hiernady hat die Königl. Regierung das Neffript vom 30. 
Zuni 1837. (Annal. S. 295.) zu modifiziren, und das Geſetz 
vom 25. April 1835. Fünftig auch auf die von Kommunalbeam: 
ten in Beranlaffung ihrer amtlichen Wirffamfeit verübten Ehren: 
Fränfungen zur Anwendung zu bringen. 

Berlin, den 18. DOftober 1838. 

Der Minifter der Geifl: Der Minifter des Der Sinanzminifter. 
lichen ꝛc. Angel. Snnernu.d. Polizei. v. Alvensleben. 
v. Altenſtein. v. Rochow. 


An 
die Koͤnigl. Regierung in Merſeburg, und Abſchrift 
Kenntnißnahme und Nachachtung an fümmt: 
iche Übrige Königl. Regierungen, fowie an das Kds 
nigl. Polizeipräfidium hieſelbſt. 


} 
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Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien an die Koͤnigl. Regie: 
rung zu Breslau, betreffend. die Verhaͤltniſſe der Civil— 
Supernumerarien in Beziehung auf. Ableiftung der Mir 
— litairdienſtpflicht. — 





Bei den von der Königl. Regierung in dem Berichte vom 
12. v. M. angezeigten Umfiänden wollen wir die Annahme des 
N. als Civil-Supernumerarius, unter Vorbehalt der noch zu lei: 
ſtenden Militairpflicht, zwar genehmigen. Es verficht ſich inzwi- 
fchen von felbft, daß, bevor er diefer Pflicht genügt hat, oder da- 
von ganz freigefprochen. ift, weder deffen definitive Anftellung mit 
Gehalt, noch auch nur die Bewilligung von Diäten oder fonftiger 
Remuneration erfolgen kann, und bedarf es bei den dieſerhalb be- 
ſtehenden geſetzlichen Vorſchriften nicht einmal einer beſonderen 
Eröffnung hierüber; beſſer aber noch wird es ſowohl dem In— 
tereſſe des Dienſtes, als des N. ſelbſt entſprechen, wenn derſelbe 
vor dem Eintritt in das Civil: Supernumerariat feiner Militair: 
pflicht genügt, da auf. diefe Weife jeder fünftigen Unterbrechung 
feiner Beſchaͤftigung vorgebeugt wird. Jedenfalls kann, in fofern 
der ıc. N. erſt in der Folge zum Militairdienſt für geeignet er⸗ 
achtet werden follte, der dem letztern gewidmete Zeitraum, auch 
wenn er die ihm vom Militaivdienft frei bleibende Zeit dem Ei: 
vildienft widmen will, Doch auf die Dauer des Civil: Supernume: 
rariats nicht angerechnet werden, welches dem N. bei feiner, even- 
tuellen Annahme befonders befannt zu machen iſt. = 

Berlin, den 11. Oktober 1838. WE De 
Der Minifter des Zunern und der Polizei. Der Firanzminifter. 

nn u Rochow. a v. Alvensleben. 
Reffripe des Koͤnigl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die König. Regierung zu Düffeldorf, bie 
Anftellungs-Anfprüche der ehemaligen Militair- Freimil- 

ligen betreffend. 





* ar Anfrage in dem Berichte der Königl. Regierung vom 
u — nn 
ob Zreiwillige aus den legten Feldzügen, auch wenn ſie ſich 
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nicht felbft equipirt haben, gleich den verforgungsberechtig. 

ten Militair « Invaliden, im Eivildienfte angeftellt werden 

dürfen ? 
wird, auf den Grund einer fchon früher von den Disziplinar-Mis 
nifterien getroffenen Diesfälligen Wbereinkunft, hierdurch bejahend 
beantwortet. 

Berlin, den 15. Dezember 1838. 

Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
d. Meding. 


* 


10. 
Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien an die Koͤnigl. Re⸗ 
gierung zu Poſen, die Beruͤckſichtigung der Zeit des 
Wartegeldbezuges bei Berechnung der Dienſtzeit der. 
Beamten betreffend. es 





Der Königl. Regierung erwiedern wir auf den Bericht vom 
12. März c., daß wir mit der Verfügung des Heren General: 
Direktors der Steuern vom 19. Oftober 1834., (Annal. ©. 926.) 
wonach der $.10. des-Eivil:Penfions-Reglements dahin erläutert wird, 
daß die Beftimmung, wonach die Zwifchenzeit, in welcher 
ein Beamter auf Wartegeld gefcht gewefen, mit zur Be— 
rechnung feiner Dienftzeit Fommen fol, auf das Berhältnifi 
der mit AYusficht auf Eivil-Verforgung aus dem Militair 
entlaffenen Individuen aud) dann nicht Anwendung finden 
Fönne, wenn das. demfelben bis zur Anftellung im Civil— 
dienſte bewilligte Gnadengehalt Wartegeld genannt fein follte, 
weil ein ſolches Wartegeld ganz die Natur einer Penfion habe, 
einverfianden find, und die Königl. Negierung daher in allen Fäl— 
len bei Berechnung der Dienftzeit vormaliger Militair-Wartegeld» 
Empfänger hiernach zu verfahren hat. 
Berlin, den 11. Dezember 1838. 


Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Sinanzminifter, 
A v. Rochow. | v. Alvensleben. 
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11. | 
Cirfular-Reffripe der Koͤnigl. Minifterien an fämmtliche 
Königl. Regierungen, Provinzial-Steuer-Direftoren und 
Öeneral-Rommiffionen, *) wegen Wiedergewährung des 
Önadengehalts aus dem MilitairsPenfionsfonds an die 
aus dem Civildienfte ohne Verſchulden freiwillig wieder 
ausfcheidenden Militairs Snvaliden. Ä 


Der Herr Kriegsminifter hat in dem Betracht, daß das Ver: 
fahren, welches bisher für den Fall, wenn ein Militair-Invalide 





die ihm zu Theil gewordene Eivil-Anftellung freiwillig aufgibt, 


ftattgefunden- hat, ‚mit den -Beftimmungen der Allerhöchften Kabi: 
net8:Ordre vom 25. April 1835., (Gefeß-Samml. ©. 46.) we: 
‚gen Verwirkung des’ Gnadengehälts der im Civildienſte angeftell: 
ten Militair-Invaliden, nicht im Einklang ftehe, fich bereit erklärt: 

den mit dem Borbehalte des Widerrufes oder der Kündigung 


im Eivildienfte angeftellten Militair : Invaliden, weldye ohne _ 


ihe Verſchulden, und vor dem Eintritte ihrer Dienftunfähig: 
Peit, fich‘ veranlaßt finden, ihr Eivil-Dienftverhältniß freiwil: 


lig aufzugeben, auf eine diesfällige Anzeige der betreffenden‘ 


Eivilbehörden,. das. früher bezogene Militair: Gnadengehalt 
bis zu ihrer etwanigen anderweiten VBerforgung -im Civil⸗ 


dienſte wieder aus dem Militair-Penfionsfonds gewähren zu 


laffen. | | 
Der Königl. Regierung (General:$ommiffion ꝛc.) wird diefes zur 
Beachtung in vorfommenden Fällen hierdurch befannt gemacht. 
Berlin, den 31. Oktober 1838. 
Minifterium des Innern und der Polizei, Finanzminifterium. 
\ —v. Rodom. v. Alvensleben. 


*) Unter dem 24. November d. 3. auch abfchriftlich zur gleichmäßis 
gen Beachtung an das Königl. Wolizeipräfidium, ſowie auch an die 
oͤnigl. Militairs und Minikerial, Baufommilfion hieſelbſt. 


12. 


Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Poſen, betreffend 
den gleichzeitigen richterlichen Ausfpruch über den Ver⸗ 


luft des Militair» Gnadengehalts bei Amtsentfegungen. 





Auf Anlaß der Allerhöchften Kabinets:Ordre vom 31. Dezem: 


ber 1837.,*) durch welche des Königs Majeftät zu befehlen geruhet | 


) Annal. 1838. ©. 956. 
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haben, daß vor Anweifung des von dem wegen Kaffendefefts feis 
nes Amtes entfeßten Bürgermeifter. N. zu N. früher bezogenen 
Militair-Wartegeldes über den Fortgenuß oder den Verluſt des 
feßtern noch nachträglich von dem Fompetenten Gerichte erfannt 
werden folle, ift das Königl. Fuftizminifterium erfucht worden, die 
Gerichte mit Anweiſung zu verfehen, daß diefelben in allen Fäl: 
len, wo auf Amtsentfeßung erfaunt werde, zugleich über die. Bei- 
behaltung des Gnadengehalts ſich ausfprechen möchten. 
Hierauf hat das gedachte. König. Minifferium unterm 5. d. 
M. (Anl. a.) an das Oberlandesgericht zu Pofen und an fämmt: 
liche Ober:Gerichtsbehörden diejenigen Verfügungen erlaffen, ‚welche 
der. Königl. Regierung im Berfolg der, Anordnung vom 29. Zuli 
dv. J. anbei abfchriftlich zur Nachricht mitgetheilt werden. 
Berlin, den 22. Dezember 1838. -- — — 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
v. Meding. | 


. Unter VBerweifung auf die Allerhoͤchſte Kabinetd-Ordre vom 6. Of: 
tober pr.. (Gefeg- Sammlung von 1837. ©. 153.) wird das ꝛc. aufge 
fordert, ſich in allen Fällen, wo auf Amteentfegung eines Beamten ers 
kannt wird, der früher ein Militair⸗ Gnadengehalt oder MWartegeld bezor 
gen bat, zugleich über die Beibehaltung oder den Werluft jenes Gna⸗ 
dengebalts oder MWartegeldes im Erfenntniß beſtimmt auszuſprechen, da⸗ 
mit nachträgliche Entfcheidungen hieruͤber vermieden werden. 

Hiernach find auch die Untergerichte des Departements, melde zur 
pe von dergleichen Erfenntniffen befugt find, mit Anweiſung ju 
verfeben. 

Berlin, den 5. Dezember 1338. | 
Der Juſtizminiſter. 

Müpler 


er. 


An 
fämmtlihe Königl. Ober⸗Gerichtsbehorden. 





13. 


Allerhöchfte Kabinets⸗Ordre, betreffend die Nachzahlung 
der gegen Civilbeamte während ihrer Amtsfuspenfion in- 
nebehaltenen Gehaltsrate, nach deren völligen reis 


fprechung. j 





Das Staatsminifterium empfängt den anliegenden Auszug 
aus dem Berichte des Finanzminifters vom 31. v. M., über die 
Erfiattung der Gehaltshälfte, die einem zur Unterfuchung gezo— 
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aenen Givilbeamten während derfelben in Abzug gebracht‘ wird. 
Ich bin mit der Anficht des Finanzminifters dahin einveritanden, 
dag in Fällen, wie der zue Sprache gebrachte, wenn der Depar- 
tementschef des betreffenden völlig 'freigefprochenen Beamten, in 
Folge feiner Überzeugung von dem rechtmäßigen Anfpruche deflels- 
ben auf den Erfaß der einbehaltenen Gehaltseinfünfte, bereit ift, 
die Erftattung bei Mir zu bevorworten, die Berathung des Staats: 
minifteriums hierüber nicht erforderlich ift, Meine Ordre vom 8. 
Dezember 1824. *) in folchen Fällen außer Anwendung bleibt, 
und es nur des an Mich zu richtenden Antrages des betheiligten 
Departementschef8 bedarf, worauf Sch die weitere Beftimmung 
treffen werde. Die Berwaltungsminifter haben in vorfommenden 
Fällen hiernach zu verfahren, und denjenigen Berwaltungschefs, 
die nicht zu den Staatsminiftern gehören, hat das Staatsminifte: 
rium von Meiner Beftimmung Kenntniß zu geben. J 
Berlin; den 20. November 1838. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
das Staats miniſterium. | 
*) Geſetz⸗Samml. Jahrg. 1825. ©. 5. 


14. 


Reffript der Königl. Minifterien an den Königl. Re 
gierungs⸗Praͤſidenten zu Düffeldorf, betreffend die Dis— 
penfation der fich verheiratheten Beamten vom Beitritt 
zur allgemeinen Wittwenfaffe in Beziehung auf Ge 
fundheitsverhältniffe. 





Wenn ein Beamter bei Nachfuchung des Heirathsfonfenfes 
fich verpflichtet hat, den Einkauf feiner Frau bei der Wittwen- 
faffe zu bewirfen und nad) volljogener Ehe erflärt, dieſer Ver— 
pflihtung nicht nachfommen . zu fünnen, ‚weil er das nach dem 
MWittwenfaffen: Reglement erforderliche ärztliche Atteft über feine 
Gefundheit nicht beizubringen vermöge, fo kann zwar der in ber 
Allerhöchſten Kabinets:Drdre vom 3. September 1817. (Gefeb: 
Samml. ©. 301.) vorgefchriebene Revers in einem folhen Falle 
nicht gefordert werden, es ift aber Sache der Königl. Regierung, 
die Nichtigfet feiner Angaben zu prüfen, und entweder den Ge: 
fundheitszuftand des Beamten von einem gerichtlichen Arzte un: 
terfuchen zu laffen, oder von ihm ſelbſt die Beibringung eines 
ärztlichen Zeugniffes zu erfordern. Bon dem Ergebniffe ift fodann, 


- 
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unter Einreichung des ärztlichen Berichts oder Zeugniffes, hieher 
Anzeige zu machen, um zu beurtheilen, ob die Aufnahme des Be- 
amten bei der Wittwen-Berpflegungsanftalt für den Fall, daß 
Dies ärztliche Zeugnig den Anforderungen des Neglements nicht 
entfpräche, dennoch nachgegeben und in diefem Falle der Beamte 
zum Einkaufe angehalten werden fann. Hiernach wollen Ew. 
Hochw. binfichts der in dem Berichte vom 17. v. M. erwähnten 
beiden Fälle verfahren. 

Berlin, den 20. November 1838. 

- Minifterium des Innern. Finanzminifterium. 

v. Rodhom. v. Alvensleben. 


15. 


Cirfular:Reffript des Könige. Minifteriums des Innern 

und ber Polizei an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen der 

Rheinprovinz, die Befanntmachung der Fideifommiß: 
Stiftungen durch die Amtsblätter betreffend. 





Die Königl., Regierung hat in dem Berichte vom 8. Zuli 
v. 5. darauf aufmerffam gemacht, daß der dieffeitige Eirfular: 
Erlaß vom 5. Zuni v. J., 

die Bekanntmachung der Fideifommiß: Stiftungen durch die 

Amtsblätter betreffend, 
mit den Beftimmungen des franzöfifchen Dekrets vom 16. März 
1809., wonach die Majorats » Stiftungs« Urfunden nur im Aus: 
zuge veröffentlicht werden follen, nicht in Einklang zu bringen fei. 
Sch habe mich hierdurch veranlaßt gefehen, mit den Herren Ju— 
ftizminiftern, auf deren Votum der Cirkular-Erlaß vont 5. Juni 
v. 3. lediglich gegründet war, in Kommusifation zu treten. Dies 
hat zu dem Ergebniffe geführt, daß die Frage: ob die Urkunden 
der Nheinifchen Fideifommiß-Stiftungen nur im Auszuge oder ih— 
rem ganzen Inhalte nach durch die Amtsblätter befannt gemacht 
werden follen? gar nicht zur Kognition der Berwaltungsbehörden 
gehöre, fondern eine Nechtsfrage ſei. Es beſteht ferner darüber 
ein völliges Einverftändnif, daß, wenn in einem einzelnen Falle 
die Regierung zur Veröffentlichung der Stiftungs-Urfunde requi: 
rirt wird, der Nequirent jedesmal zur Zahlung der Inſertionsko— 
ſten verpflichtet ift. 

Sch fehe mich deshalb veranlaßt, ‚den Cirkular-Erlaß vom 
5. Zuni v. 3. hierdurch feinem ganzen Inhalte nach zurüd zu 
nehmen, und die Königl. Negierung anzuweifen, für die Zufunft 
den Requifitionen um Yufnahme.der Stiftungs-Urfunden von Fi— 
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deifommiffen in dem beantragten Umfange zu genügen, die Koften 
aber vom Requirenten einzuziehen. ’ 
Derlin, den 12. November 1838.- 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
| v. Rochow. 


An 
die Koͤnigl. Regierung zu Achen und Abſchrift zur 
Kenntnißnahme und Nachachtung an ſaͤmmtliche 
uͤbrige Koͤnigl. Regierungen der Rheinprovinz . 


| 16. 

Reſkript der Königl. Minifterien an die Königl. Megies 

rung zu Sranffurt und Abfchrift an den Koͤnigl. Ober: 

präfidenten der Provinz; Brandenburg, betreffend vie 

Iandräthliche Verwaltung im Königsberger Kreife, un: 

ter Affiftenz eines für den fidlichen Theil deffelben in 
Cuͤſtrin niedergefegten Kommiffarius. 


Die von der Königl. Negierung mittelft Berichts vom 1. v. 
M. eingereichte Gefchäfts-Anmeifung für den landräthlichen Kom: 
miffarius in Eüftrin fenden wir, mit: dem Beftätigungsvermerfe 
verfehen, nebft dem dazu gehörigen Verzeichniſſe der Ortſchaften, 
welche den Etappenbezirf: der Stadt Cüſtrin bilden follen, hierbei 
zur weitern DBeranlaffung mit dem Bemerken zurüd, daß die Pu⸗ 
blifation durch die Amtsblätter der Provinz Seitens des Herrn Ober: 
präfidenten zu bewirken fein wird, welchem daher zu diefem Be: 
hufe beglaubigte Abfchriften zu überreichen find. (Anl. a. b. u. c.) 

‚Berlin, den 11. Dezember 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. - Der Finanzminifter. 
v. Rochow. abweſend. 
J ee rer SE Sum 
e a. - 

Des Königs Majeilät haben mittelſt Allerhoͤchſter Rabinets-DOrdre 
vom 5. Sanuar d. $. zu beflimmen gerubet, daß für den Königsberger 
Kreis, Franffurter Negierungsbezirfd, ein einziges Landratbsamt mit 
dem Giße in der Stadt Königsberg wieder hergeſtellt, dem Landrathe 
zur Befeitigung der durch die zu weite Ausdehnung des Kreiſes und 
die zu große Entfernung des Sites des Landrathsamts von dem füd; 
lichen Theile deffelben und von der Stadt Cüftrin für die Tandräthliche 
Verwaltung entfiehenden Infonvenienzgen ein in Cuͤſtrin wohnhafter 
Kommiffartus bei» und untergeordnel, für diefen Kommiffarius von der - 
Königl. Regierung zu Franffurt a. d. D. eine Geſchaͤftsanweiſung aus⸗ 
gearbeitet und zur Erleichterung der Eingefeffenen des füdlichen Kreis 
theilg bei Abführung ihrer direften Abgaben an die Königsberger Kreis: 


\ 
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kaſſe eine Unterrezeptur in Cuͤſtrin eingerichtet, bet, Rreispbufifus in Ch- 
jirin aber beibehalten und gegen den Landrath in daffelbe Verhaͤltniß 
geſtellt werde, wie der Kreisphyfifus in Königsberg. 

In Folge diefer Allerböchiten Beſtimmung und nach Mafigabe der 
von des Königs Majeſtaͤt Über den Wirkungskreis und. die —_ des 
landraͤthlichen Kommiſſarius in Cuͤſtrin ertheilten beſonderen Vorſchrif⸗ 
ten, hat die Koͤnigl. Regierung zu Frankfurt a. d. O. fuͤr den letztern 
eine Geſchaͤftsanweiſung ausgearbeitet, welche von den Koͤnigl. Miniſte⸗ 
rien ded Innern und der Polizei, fowie der Finanzen, unter dem 11. d. 
M. befiätigt worden ifl. 

Indem ich nachſtehend diefe beftätigte Geſchaͤftsanweiſung und 
das dazu gehörige DOrtfchafts-Verzeichnig, (Ant. b. u. c.) ſowie die nad) 
dem Dbigen Alerböchft befoblenen Anderungen in der bisherigen Or⸗ 
ganifation des Königsberger Kreifes, in Verfolg meiner Befanntmachung 
wegen tbeilmeifer Wiederberftellung früherer Kreisgrängen in Beziehung 
auf die Megierungsbezirfe Potsdam und Franffurt vom 2. Dezember 
1535., zur Wacantung der Behörden und Eingefeffenen hierdurd zur 
Öffentlichen Kenntniß bringe, bemerfe ich, daß die neue Einrichtung mit 
dem 1. Januar k. 3. ins Leben treten wird. 

Die zu dem Ende erforderlichen weiteren Anordnungen werden von 
der Königl. Negierung zu Frankfurt a. d. O. getroffen werden. 

Berlin, den 23. Dezember 1838, 

Der Oberpräfident der Provinz Brandenburg. 
v. Baffemwisp. 


i b 


Gefhäfts-Anmweifung 
für den Iandräthlichen Kommiffarius in Cüftrin. 


8. 1. Der landräthliche Kommiffarius in Chitrin iſt vorzugsweife 
beauftragt, die Einquartirungss, Durchmarfch- und Zruppens Verpfle: 
gungs-Oachen ſowohl in dem Etappen-Orte Cüftrin, ald auch in einem 
vom Königsberger Kreife und andern benachbarten Kreifen abjugränzens 
den Etappenbezirfe zu beforgen, daneben aber auch andere landräthliche 
Verrichtungen im Auftrage ded Landrathe Königsberger Kreifes, nas 
mentlich in Militaire und PolizeisAngeiegenheiten, unter der Direftion 
und eigenen Werantwortlichfeit ded Landraths, in dem der Stadt Cuͤſtrin 
nahe belegenen Theile des Kreifes Königsberg zu erledigen. 

. 2. Der Etappenbezirf für die Einquartirungs:, Durchmarfchs 
und Zruppen=DBerpfleaungs : Angelegenheiten befteht aus Drtfchaften der 
Kreife Königsberg, Sternberg, Landsberg und Lebus, ſowie fie in dem 
anliegenden Berzeichniffe (e.) aufgeführt find. Die Etappen : Angeles 
rg in den Bezirfen der Kreife Sternberg, Landsberg und Lebus 

eforgt der Tandräthlibe Kommiſſarius ſelbſtſtaͤndig. Demfelben wird 
aud) die polizeiliche Gewalt, fo weit folche zur Verwaltung diefer Ans 
gelegenbeiten nöthig if, beigelegt und für die ordnungsmäßige Verwal⸗ 
tung diefer Angelegenheiten ift der landraͤthliche Kommiffarius der Kds 
nigl. Regierung unmittelbar verantwortlih. Die Etappen » Ungelegens 
beiten in dem abgegränzten Bezirfe Königsberger Kreifes hat derfelbe 
aber nach den Anordnungen des Landraths des Kreiſes zu erledigen, und 
kann auch bier nur die polizeiliche Gewalt in Vertretung des Landraths 
und unter deffen Leitung und Kontrole ausüben. 
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5. 3. In allen übrigen Iandräthlichen Verrichtungen des Landraths 
Königsberger Kreifes fann der landräthliche Kommiffarius nur Aufträge 
erhalten, welche die Angelegenheiten der Ortfchaften des genannten Kreis 
ſes, fowie fie in dem obigen Verzeichniffe sub Nr. 1. bis 39. aufges 
führt find, betreffen. Für diefe Sandräthliche Werrichtungen ift \derfelbe 
immer nur der Beauftragte ded Landraths, und muß ſich der Ausfuͤh⸗ 
rung aller einzelnen Aufträge unbedingt unterjieben, melche ihm ber 
Landrath aus befonderer Veranlaſſung ertbeilen "möchte. Insbefondere iſt 

$. 4. der landräthlihe Kommiffarius in den Militair + Ungelegen« 
beiten verpflichtet, für die richtige Aufnahme -der - Stammrolfe in dem 
begrängten Gefchäftsbezirfe des ſuͤdlichen Theils des Kreifes zu forgen, 
auch die alpbabetifche Generals und Lofungs: Lifte anzufertigen, daraus 
die Loſungs⸗ und Grftellungsfcheine zu ertrabiren und alle für das Ge- 
fchäft erforderlichen Nachweifingen ıc. anzufertigen, auch den Landrath 
in Bebinderungsfällen bei der Kreis.Erfagfommiffion zu vertreten. In 
diefen Militair s Angelegenheiten übt der Kommiflarins auch die polizeis 
lihe Gewalt aut, jedoch auch hier nur in Vertretung des Landraths 
und nach den Anordnungen, die derfelbe ertheilen wird. 2 

„9% In den Klaffene und ProvinzialsKriegesfteuer-Angelegenbeis 
ten muß derfelbe auch ohne erhaltenen Auftrag die Jahres⸗, ſowie die 
balbjährigen Zus und Abgangs-Liſten des Gefchäftsbezirfs revidiren und 
ur Übernahme auf die geordneten Zufammenftellungen und Nachweis 
— des Kreiſes vorbereiten. 

$. 6. In den Gewerber und Grundſteuer-Angelegenheiten, imglei⸗ 
chen in Polizei⸗, Geifllihen, Schul- und Kommunal: Angelegenbeiten 
wird derfelbe die Aufträge des Landraths erwarten, die wirflich erhalte: 
nen Anweifungen aber ohne Verzug erledigen. Die jährlichen Nevifio- 
nen der Kommunals®ermaltung in den Städten des füdlichen Theils 
des Freifes wird der Randratb felbft vornehmen. ® 

8.7. Der Aufnahme der fatifiifhen Nachrichten muß fich aber 
der Tandräthlihe Kommiffarius unterziehen, fobald Weranlaffung dazu 
vorbanden ift, und muß hierbei für die richtige Anfertigung der Ges 
werbes und aller fonfligen Zabellen forgen. 

Endlich iſt derfelbe verpflichtet, die befondern Aufträge der 
Königl. Regierung, die er in dem Umfange ſeines Gefchäftsfreifes uns 
mittelbar erhalten möchte, unverzüglich zur Ausführung zu bringen, 

Sranffurt a. d. D., den 25. Dftober 1838 

Die Regierung. 


Vorftebende Gefchäfts-Anweifung wird hierdurch beitätigt. 
Berlin, den il. Dezember 1838. * 
‚Der Miniſter des Innern und der Polizei. Der Finangminifter. 

v. Rodhom. abmefend. 


C 


| Verzeichniß 
der Ortſchaften, welche den Etappenbezirk der Stadt Cuͤſtrin 
und der naͤchſten Umgegend bilden. 


1. Ortſchaften des Königsberger Kreiſes. 
Staͤdte: 
1. Cuͤſirin, 2. Neudamm, 3. Fuͤrſtenfelde; 
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Ländliche: | 

4. Bärfelde, 5. Batzlow, Vorwerk, 6. Batzlow, Dorf, 7. Alt, 
Dleyen, 8. NeusDBleyen, 9. Calenzig, 10. Earlsboff, 11. Elewig, 
12. Cloſſow, 13. Damm, 14. Dermiegel, 15. Alt⸗Drewitz, 16. Neus 
Drewiß, 17. Falfenwalder Parnefel, 18, Feldichen, 19. Haelfe, 20. 
Kerfienbrügge und Loofung, 21. Kietz, 22. Kutzdorf, 23. Kutzdorfer 
Eiſenhammer, 24. Lagard's Muͤblen, 25. Nabern, 26. Neudamm, 
Vorwerk, 27. Neumühl, 28. Quartſchen, 29. Schaumburg, 30. Schön- 
feld, 31. Schönfelder Parnefel, 32, Zroffin, 33. Zroffiner Parnefel, 
34. Boigtsdorf, 35. Wilfersdorf, 36. Wittſtock, 37. Zellin, 38. Zicher, 
39. Zorndorf. | 

1. DOrtfhaften des Sternberger Rreife®. 
Städte: 
40. Sonnenburg; 
Laͤndliche: 

41. Priebrow, 42. Tſchernow. 

1. Ortſchaften des ganbäberger Kreifes. 

43. Groß:fammin, 44. Vorwerk Kleirt-Vortheil, 45. Stlein-Gams 
"min, 46. Blumberg, 47. Kolonie Ludwigsgrund, 48. Kolonie Wils 
belmsbruch, 49. Zamfel, Dorf, 50. Warnıd. 

A IV. Ortſchaften des Lebufer Rreifes,. 

51. Genfhmar, 52. Golzow, 53. Gorgaft, 54. Hathenow, 55. 
Alt⸗Manſchnow, 56. Neu:Manfhnow, 57. Rathſtock, 58. Zucheband, 
59. Zuchebander:Etabliffement. 


| | 1. 
| Staats » Einfünfte 
A. 


sinanz-Derwaltung, Kaffen: und Rechnungs: 
wefen im Allgemeinen. 


>47, 
Cirkular-Reſkript des Königl. Finanzminiſteriums an 
fämmtliche Königl. Regierungen und ProvinziaSteuer« 
Direktoren, fowie an das Königl. Haupt-Steueramt hie= 
felbft, die fucceffive Aufbringung Fleiner Amtsfautionen 
durch Gehaltsabzuͤge betreffen. 


. Des Königs Majeftät haben mich durch die Allerhöchfte Ka: 
hinets-Ordre vom 7. v. M. zu ermächtigen geruhet, bei Anftel: 
lung der mit Snvalidens Benefizien, oder mit Militairz oder 2 

bil: 
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vil-Penftonen begnadigten, bei im ambulanten Steuerbienfte ſtumpf 
gewordenen Perfonen, oder auch der auf Dispofition geftellten 
Beamten, die gefegliche Kaution, wenn ſolche nicht mehr als 350 
Rthlr. beträgt, durch verhältnigmäßige- jährliche Abzüge an dem 
Einfommen nach und nach berichtigen zu laffen, die kautionspflich— 
tige Stelle ſolchen Perfonen aber fofort zu übertragen. 

Indem id) die Königl. Regierung hiervon benachrichtige, be- 
merke ich, daß wegen Berichtigung der Kaution auf die durch die . 
vorgedachte Allerhöchſte Ordre nachgelaffene Weiſe jedesmal an 
mich zu berichten 'ift, diefelbe aber nur “auf folhe Subjekte in 
Anwendung zu bringen fein wird, welche durd ihre bisherige 
Dienftführung im Eivil ober befonders vortheilhafte Zeugniffe aus 
ihrer Militair: Dienftzeit eine fichere Gewähr für treue und or: 
dentliche Verwaltung der ihnen anzuvertrauenden Kaffengefchäfte 

geben. | 
- Berlin, den 13. Dezember 1838. 
Der Finanzminifter. 
In deffen Abwefenheit. 
Kuhlmeyer. 





18. 


Girfulars Reffripe des Königl. Generaldireftors der 
Steuern an fammtliche Königl. Provinzials Steuerdiref: 
' toren, fowie an die Königl. Regierungen zu Potsdam 
und Franffurt, betreffend die Zufchüäffe aus Penfionen 
und Wartegeldern während der fuccefliven Verwaltung 
mrhrerer Stellen im Laufe eines Jahres. 





Es ift die Frage entftanden, 
ob in Fällen, wo ein Penfionair oder Wartegeld:Empfänger 
im Laufe eines Jahres, nicht gleichzeitig, fondern nad) und 
nach, mehrere Stellen verwaltet hat, bei Berechnung deffen, 
was ihm neben den damit verbunden gewefenen Einfünften, 
von feiner Penfion oder feinem Wartegelde gewährt werden 
darf, das volle Zahres-Einfommen aus den verfchiedenen Stel: 
len zufammen genommen, 
oder das Einfommen von jeder einzelnen Stelle für die 
Dauer der Zeit, während welcher er ſolcher vorgeftanden hat, 
zu Grunde gelegt werden müſſe, 4 

und diefe Frage, im Einverftändnig mit der Königl. Ober : Rec): 

nungsfammer, nach der zweiten Anficht entfchieden worden. 
Es wird. daher z. B. ein auf 90 Rthlr. Wartegeld ſtehen⸗ 

Annalen, Heft IV. 1838. Kkk 
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der Gendarmerie⸗Wachtmeiſter, derinad.$. 3. lit. b. der Cirku⸗ 
far: Berfügung vom 26. Auguft 1832, an. Dienfteinfommen und 
Wartegeld zufammen jährlich 191. Rthle. beziehen darf, erhalten 
fünnen: | | 
a. im erfien Semefter aus einer ihm übertragenen Amtsftelle, 

an Dienfteinfommen . . . SORL.15 far. 

undan Penſion für diefen Zeitraum . .. 0. HF. 
b. im zweiten Gemefter aus einer andern, 

Stelle, worin er verfeßt worden 125 + —. — : 


als Marimum einer Steuer oder 
Shauffeegeß: Rezeptur von 250Rtl. | 
mithin für das ganze Jahr »- . I75RLH.15 ſgr. 
an Dienfteinfommen nd 2. . 2» 2 2. 45. 
an Wartegeld, zufammen alfo 220 RE. 15 fgr., während 
er bei einer Zahres- Abrechnung, zur Erfüllung des Marimi 
der 191 Rthlr. aus dem Wartegelde: nur 15 Rthlr. 15 fgr., 
aljo 29 Rthlr. 15 fgr. weniger zu beziehen hätte, als ihm 
nach dee halbjährigen Abrechnung zugefloffen fein würde. 
Hiernach iſt in vorfommenden Fällen zu verfahren. Sollte es 
fich treffen, daß dieſes Verfahren für einen einzelnen Empfänger 
viel ungünftiger ift, ald wenn der Zufchuß nad) dem Zahresertrage 
abgemeffen wird, und find befondere Billigfeitsgründe vorhanden, 
folhe nad) dem letztern für die ganze Dauer des Jahres zu be: 
rechnen, fo bleibt “überlaffen, Die Genehmigung dazu motivirt in 
Antrag zu bringen. 
Berlin, den 29."November 1838. 
Der Generaldireftor der Steuern. 
Kuhlmeyer. 


F nn 19. | 
Reffript der Könige. Minifterien an die Konigl. Regie: 
rung zu Pofen, wegen des Gehalts-Zwölftelabzugs zum 
Civil-Penfionsfonds in Beziehung auf frühere Militair 

a Charge. . 





Die Eirfular- Verfügung vom 4. Zanr. 1831. (Annal. ©. 5.) 
befagt ganz ausdrüdlich, daß bei Berechnung des zum Penfione- 
fonds einzuziehenden Zwölftels von neu bemwilligten oder erhöheten 
Befoldungen die Entgegenrechnung der früher ſchon aus dem 
Landwehrdienit: Berhältniß bezogenen Kompetenzen nicht 
ftattfinden folle, vielmehr nur das Einfommen, weldyes der ander- 
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weit Angeftellte nad) ber lehtern im aktiven Militairdienſt 
bekleideten Charge bezogen hat, entgegengerechnet werden dürfe. 

Bei dieſem hier geſtellten Gegenſatze iſt einleuchtend, daß 
unter dem aktiven Militairdienſt nur der Dienſt im ſtehenden 
Heere gemeint ſein könne, und es läßt ſich danach der beſage 
Berichts der Königl. Regierung vom 14. b. M. Seitens des Kreis: 
ſekretairs N. erhobene Anfpruch nicht anerfennen, daß ihm bei 
Berechnung des Zwölftelabzugs von dem Gehalte der ihm fonfe: 
tirten Kreisfefretaiv:Stelle die Lieutenants-Gage zu gut gerechnet 
werden foll, welche er im Zahre 1832. bei dem damaligen Aufs 
gebot der Landwehr bezogen hat. 

Könnte hierüber noch ein Zweifel obwalten, fo würde. er’ fich 
durch das Eitfulare vom 12. September 1837. (Unnal. &. 592.) 
erledigen, wonad) allgemein eine Berüdfichtigung des frühern 
Militair-Einfommens aus ſolchen Militair-Verhältniffen nicht ein: 
treten foll, welche nur fo lange ftattgefunden haben, um der alls 
a gefeglihen Militairpflicht zu genügen. 

Nach Vorſtehendem iſt der ꝛc. N. mit ſeinem Antrage ab⸗ 
zuweiſen. 

Berlin, den 20. November 1838. 

Der Miniſter des Innern und der Polizei. Der Finanzminiſter. 
v. Roch o w. v. Alveusleben. 





20. | 
Refolution der Könige. Minifterien an den penfionirten 


Regierungss Sefretair N., die gerichtlichen Penjiong- 
Abzüge betreffend. 





"Wenn Sie nad) Ihrer an das Königl. Staatsminifterium 
gerichteten und. von dort an uns gelangten Borftellung vom 23. 
November 1838. der Meinung find, daß bei Feitftellung der ges 
richtlichen Penfions- Abzüge, denen Sie unterliegen, die Wittwen- 
kaſſen-Beiträge nicht berückjichtigt wären, fo ift dies nicht richtig, 
denn Zhre Penfion von . . .. 450 Rthlr. 
Fommt nach Abzug der Wittwenkaſſ en» Beiträge von 34 = 
welche der Allerhöcyiten Kabinets-Ordre vom 29. Mai 
1834. (Gefeh-Samml. ©. 70.) — — abge 
ben, uf . . 416 Rthlr. 
zu fliehen. Davon "bleiben frei SE u Er | | SE > 
und von den Übrigen - = = tn nee. 216 Rthle. 

Eu i Kkk 2 
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erhalten Ihre Gläubiger die Hälfte von 100 Rthle., und nicht, 
wie Sie vermeinen, nur 91 Rthlr. 
Berlin, den 31. Dezember 1838. | 
Det Minifter des Innern und der. Polizei. ‚Der Finanzminifter. 
| vd. Rochow. v. Alvensleben. 


| 21. 
Girfular: Verfügung der Königl. Regierung zu Brom⸗ 
berg, an fämmtliche Königl. Landrathsämter, die Be: 


willigung des landesherrlichen Parhengefchenfs nach der 
Wöouͤrdigkeit der Eltern betreffend. 





Des Heren Finanzminifters Excellenz haben fich mit uns da: 
hin einverftanden erflärt, daß die Bewilligung des Tandesherrli- 
chen Pathengefchenfs auch mit von der MWürdigkeit der Eltern 
abhängig gemacht werden müffe; da. jene Allerhöchfte Gnadenge:- 
währung hauptfächlich zue Unterflügung der leßtern gereichen foll. 

Das Königl. Iandräthlice Amt hat alfo bei derartigen Ans 
trägen fortan darauf zu fehen, daß heben den übrigen Erforders ‘ 
niffen *) auch der Nachweis über die MWürdigfeit der Eltern beis 
gebracht wird. | 

Bromberg, den 11. Zuli 1838. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


*) Vergl. Annalen, Jahrg. 1835. ©. 336. 


22. 


Bekanntmachung des Königl. Haupt: BanfsDireftos 

riums, betreffend die Bewilligung von Darlehnen- in 

der Provinz Pofen,. gegen Berpfändung inländifcher 
Papiere. 

Um den Einfaffen des Großherzogthums Poſen Gelegenheit 
zu gewähren, fich die für fürzere Zeiträume erforderlichen baaren 
Geldmittel gegen Berpfändung von zinstragenden inländifchen Staats: 
oder Iandfchaftlihen Papieren, insbefondere Pfandbriefen, ſowie 
auch Seehandlungs-Prämienfcheinen, oder durch deren Verkauf auf 
mindeft Foftfpielige Weiſe zu verſchaffen, ift auf den Antrag des 
Königl. Oberpräfidii der Provinz, mit Genehmigung der höheren 
Behörden, von dem unterzeichneten Haupt» Banf» Direktorium die 
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Einrichtung getroffen worden, daß die Megierungs + Hauptkaſſe zu 
Pofen von jetzt ab, für Rechnung der Königl. Banf, Darlehne auf. 
die genannten Papiere auf:die Dauer von 1: bis 3 Monaten, ges 
gen 5 Prozent Zinſen bewilligen, auch dergleichen Papiere zur Bes 
forgung des Berfaufs an der Derliner Börfe durch die Königl. 
Bank gegen eine Provifion von + Prozent der baaren Berfaufss 
Daluta und 1 pro mille Courlage annehmen und auf Berlan: 
gen darauf einen Vorſchuß darlehnsweife gewähren wird. 

Die näheren Bedingungen find bei der gedachten m 
Hauptkaffe zu erfahren. 

Berlin, den 22. November 1838. 

Haupt » Banf: Direktorium. 
Hunde Witt. Reihenbad. 


B. 
Domainen⸗Verwaltung. 


23. 


Cirkular⸗Reſkript des Minifteriums * adnigl. Hauſes 
an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen und Regierungs⸗ 
präfidien, die Aufftellung jährlicher Anſtellungs⸗Nach⸗ 
weifungen in der Domainen⸗ und Forftverwaltung 
betreffend. 


Dbgleih ich den Königl. Regierungen durch die Cirkular⸗ 
Berfügung vom 31. Mai_v. 3. ausführlice Anweifung darüber 
ertheilt habe, wie die bis zum 10. Januar eines jeden Jah— 
res einzureichenden Nachweifungen der im vorhergegangenen Fahre 
bei der Forfiverwaltung definitiv, auf Probe oder interimiftifch 
angeftellten Feldwebel, Oberjäger und Fäger des Fußjäger: Korps 
aufgeftellt werden follen; fo find doch die pro 1837. von mehres 
ren Königl. Negierungen eingereichten. derartigen Nachweiſungen 
wiederum theils fehlerhaft, theils unvollftändig gefunden worben. 
Dadurch wird nicht affein viele Schreiberei veranlaßt und die An: 
- fertigung- der, dem Königl. Kriegsminifterio jährlich mitzutheilen: 
den -Haupt-Nachweifung verzögert, welches Beides füglich zu ver 
meiden ift, wenn bei fämmtlichen Königl. Regierungen die Spe— 
zial-Nachweifungen gleich mit der erforderlichen Sorgfalt und Ges 
nauigfeit aufgeftellt werden, fondern es entitchen auch; aus deu 
Mängeln und Irrthümern in den Spezial» Nachweifungen, Falls 
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ſolche in. die Haupt⸗Nachweiſung fibergehen, vielfache und hoͤchſt 
unangenehme Weiterungen mit dem Königl. Kriegeminifterium. 
Indem ich daher der Königl. Negierung die Beflimmungen der 
Eingangs allegirten Verfügung vom 31. Mai v. 3. nochmals zur 
genauen Befolgung in Erinnerung bringe, laffe ich Derfelben zus 
gleich eine Überficht von. den Vorſchriften hierbei zugehen, welche 
wegen Anfertigung ‚und. Einfendung der Zahres- Nacmeifungen 
von den im Reſſort dee Domainen- und Forftvermaltung neu ans 
geftellten oder beförderten Königl Beamten zu beachten find. (Anl. a.) 

Berlin, den 26. Oftober 1338. | 
Der Chef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abthl. 
v. 2adenberg. 


> 


Un 
fämmtlihe Königl. Regierungen. 


Abfchrift vorftehender Berfügung und ‚deren Anlage überfende 
ih dem Königl. Regierungs-Präſidio zur gleichmäßigen Beachtung 
binfichtlich-dee von Demfelben einzureichenden Zahres:Nacweifung 
der im Reffort der Domainens und Forftverwaltung neu angeftells 
ten oder beförderten Königl. Beamten. 

Berlin, den 26. Dftober 1838. 

Der Chef des Minifteriums: des Königl. Haufes, zweiter Abthl. 
J v. Ladenberg. | 


SE An | 
fänmtliche Königl. Negierungs-Präfidien, 


| Borfhriften 

die Anfertigung und Einfendung der Nachmeifungen von den 

im Reſſort der Domainens und Forſtverwaltung neu anges 
ftellten oder beförderten Königl. Beamten betreffend. 


I. Die Königl. Negierungs-Präfidien haben am Schluffe des Jahs 
red jedem Minilterium für fein Neffort eine Nachweifung der neu ans 
geitellten oder beförderten Beamten einzureichen. (Geſchaͤfts⸗Anweiſung 
für die Königl. Regierungen vom 31. Dejember 1825. ©. 2.) Für 
das Meffort der zmeiten Abtheilung des Könial. Hausminifterii iſt durch 
die Girfular: Verfügung vom 5. Dezember 1836. Hinfichtlich dieſer Nachs 
weifung beflimmt worden: 

1) day fie alle in dem vorbergegangenen Jahre bei der Domainen« 
und Forjivermaltung neu angelellten oder befärderten Beamten, 
mit Ausfchlufß der zum Fuß-Jaͤgerkorps gehörigen und auf den 
Forſt-Verſorgungsliſten ftehenden Sndividuen, enthalten, 

2) daß bei der Aufitellung die sub 2. in der Cirfular: Verfügung vom 
25. Januar 1827. ertheilte Vorfchrift, — nach welcher bei den Wie 


:867 


litair ⸗ Werforgungsberechtigten nicht. allein der Zruppentheil,. worin 


fie geſtanden, ihr militairiſcher Grad und die Art ihres Anfiellungss 

Anforuchs beflimmt anzumerken ift, fondern auch zur leichtern Un⸗ 

terfcheidung - von- dergleichen. Angeftellten, Diefelben durch ein befons 

dered Abzeichen, umd zwar durch Unterftreichung ihres Namens mit 

* kennbar gemacht werden muͤſſen, — gehoͤrig beach⸗ 
let, un 

3) — he bis zum 15. Januar eines jeden Jahres eingereicht wers 

en -foll.. = 
11. Außer den vorerwäbhnten, von den Königl. RegierungssPräfts 

dien einzureichenden Nachweifungen haben die Königl. Regierungen all: 
jährlich noch befondere Nachweiſungen der bei der Zorfiverwaltung im 
Kaufe des vorbergegangenen Jahres in etatdmäßigen Stellen definitiv, 
auf Probe, oder interimiftifch angeitellten Feldwebel, Oberjäger und Jaͤ⸗ 
ger des Fußjdaers Korps aufjuftellen und einzureichen. ie bierbei zu 
beobachtenden Werfchriften, find in dem Regulativ vom 13. Febr. 1835. 
fiber das Verfahren bei Überweifung, Prüfung, Kontrolirung und Ans 
fiellung der zur Forftverforgung berechtigten Invaliden des Jägerforps 
sub 18. und in den Girfular- Verfügungen vom I. Mai 1837. und 
vom 17. Janzar 1838. ausführlih enthalten. Mit. Bezug darauf iſt 
ingbefondere zu bemerfen: | 

1) daß die in Rede fichenden Nachmweifungen bloß folche bei der Forſt⸗ 

verwaltung in etatsmäßigen Stillen als Förfter, Dülfsauffeber, oder 
MWaldwärter angefiellte Individuen enthalten dürfen, welche noch) 
zum Fußjäger: Korps gebören, reſp. auf. der. Forſt⸗Verſorgungsliſte 

Heben. Wenn Individuen, die zwar früher dem Jaͤgerkorps anger 

hört, und auf der Forfi-Verforgungslifte geftanden haben, von led: 
terer aber bereits in Folge definitiver Anjtellung, "Oder auß andern‘ 
"Gründen abgefett worden find, bei der Domainen- und Korfivers 
waltung demnäcft eine anderweife Anſtellung erhalten, oder auf 
Grund ded allgemeinen Givil:Berforgungsfiheind, oder fonfliger Ans 

» fpräche new angeflellt werden, fo gehören fie in die von dem Kös 
nigl. Regierungs-Praͤſidio eiizureichende sub J. erwähnte Jahres⸗ 
Nachweiſung. 

2) Die definitiven und probeweiſen Anſtellungen ber zum Fußjaͤger⸗ 
forps gebörigen oder bereits auf der Forf-Werforgungslifte firhen- 
den Individuen müffen auf das firengfie von den bloß interimiſti— 
fchen Anftefiungen gefcbieden, und danach in die durch die Cirfulars 
Verfügung vom 31. Mai 1837. vorgefchriebenen Nachmweifungen 

A. und B. cingetragen werden. . 

3) Bloß vorlibergebende Belchäftigungen in der Eigenfchaft ald am: 
bulante Dülfsauffeher, oder fonft zur tempsrairen Unterfitgung ers 
nes etatsmäßig angeftellten Forfifchugbeamten, find bei Aufſtellung 
der fraglihen Nachweiſungen nicht zu berbckftchtigen. 

4) Abweichungen von den dazu gegebenen Gchema’s ohne vorberige 
dieffeilige Genehmigung oder Anordnung find unzuläffig. In ver 
dritten Rubrik beider Nachweifungen „Benennung.der Stelle” iſt 
die Dienfteigenfchaft des Angeſtellten (Förfter, Dülfsauffeher, Wald« 
wärter) anzugeben, nicht der Wohnort, zu deffen Bezeichnung die 
vierte Rubrik beſtimmt iſt. 

5) Beide Nachweiſungen find kuͤnftig, nebſt der Nachweiſung von den 
Aufenthalts⸗Veraͤnderungen der verſorgungsberechtigten Jäger, welche 
ſich über die Grängen des Megierungsbejirfs ausgedehnt haben, 
pünktlich bis zum 10. Januar eines jeden Jahres einzureichen. Gind 

k | 
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in dem abgelaufenen Jahre Feine Individuen des Jaͤgerkorps bei 
der Forftverwaltung definitiv, auf Probe oder interimiftifh ange 
ſtellt worden, auch hinfichtlich der bereits mit dem Forſt⸗Verſor⸗ 
ungsfchein verfehenen Jäger, Feine Aufenthalts: Veränderungen 
* die Graͤnzen des Regierungsbezirks hinaus, und feine Todes⸗ 
faͤlle vorgekommen, ſo iſt dies in dem beſtimmten Termine beſon⸗ 
ders anzuzeigen. 
Berlin, den 26. Oktober 1838. Ä 
Der Chef des Minifteriums des Königl. Hauſes, zweiter Abtheilung. 
v. Zadenberg. 


’ 


\ 24. 
Cirkular⸗Reſkript des Minifteriums des Königl. Haus 
fes an fämmtliche König. Regierungen, die Buchfuͤh⸗ 
rung über bie unfirirten Dienfleinnahmen der Domais 
nen-Amtsdiener und Exekutoren betreffend. 





Sowohl um die Befolgung der in der Eirfulars Verfügung 
vom 13. April d. 3. enthaltenen Beflimmungen wegen Anſtel⸗ 
Jung der verforgungsberechtigten Militair:Znvaliden in den Unter: 
bedienten-Stellen bei den Domainen:, Yacht: und Nentämtern ges 
hörig Fontroliven zu können, als auch in anderer Beziehung, und 
namentlich für den Zwed der Ermittelung des vollftändigen Dienfts 
einkommens bei Penflonirung folder Beamten, ift e8 nöthig, daß 
über die fämmtlichen unfirirten Dienfteinnahmen der bei den Dos _ 
mainen:, Pacht: und Nentämtern angeftellten Amtsdiener'und Eres 
futoren an Erekutionsgebühren und Meilengeldern zc. ein näherer 
Nachweis geführt werde. 

Die gedachten Unterbedienten haben daher über jene Eins 
nahmen, und zwar über die Soll: und At: Einnahmen und die 
verbliebenen Reſte, ein Buch zu führen, wozu ihnen von der Kös 
nigl. Regierung ein Schema vorzufchreiben ift. Diefes Buch has 
ben felbige von Zeit zu Zeit, wenigftens alle Jahre einmal, am 
Sahresfchluffe, den vorgeſetzten Domainen:, Pacht: oder Rentbes 
amten zur Einficht und Prüfung vorzulegen. Don den leßteren 
ift die erfolgte Kenntnißnahme in dem Buche jedesmal zu vers 
merfen, und zwar, wenn dabei ſich Ausftellungen ergeben haben, 
mit Bezug auf die_ zu deren Befeitigung aufgenommene befondere 
Verhandlung. 

Auf den Grund. diefer Bücher find die von den refp. Uns 
terbedienten wirflich bezogenen derartigen Einnahmen nad einem 
dreijährigen Durchſchnitte in den Etats und Rechnungen ante 
lineam mit Angabe, wie viel davon auf den Mehr-Aufwand bei 
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auswärtigen Verrichtungen, ſowle auf die etwanigen fonftigen . 
Dienftsedürfniffe zu rechnen, und mie viel als reine Dienfteinnahe 
me anzufehen fei, zu vermerfen. 8 

Dieſe Angaben ſind auch in den Etats und Rechnungen bei 
denjenigen Domainen⸗, Pacht- und Rentämtern zu machen, bei 
welchen zu ſolchen Berrichtungen Feine befondere Stellen etats: 
mäßig, fondern den refp. Domainen:, Pacht: und Rentbeamten . 
Averfional:Quanta, aus welchen felbige fich felbft die erforderlichen 
Leiſtungen der Unterbedienten zu beichaffen haben, ausgeſetzt find. 
In diefen letzteren Fällen ift zugleich jedesmal auch anzugeben, ob 
der Domainen:, Pacht: oder Nentbeamte fi) zu den Erefutions: 
Berrichtungen eines bei einer andern Behörde angeftellten Exeku⸗ 
tors, oder eines andern Individuums, bei welchen diefes Verhält⸗ 
niß nicht flattfindet, bedient. 

Berlin, den 25. November 1838. | 

Minifterium des König. Haufes, zweite Abtheilung. 
v. Ladenberg 


25. | 
Cirfular»Reffripe des Minifteriums des Königl. Haus 
fes an fämmtliche Königl. Regierungen, die Unterfuchung 
der von Beamten verübten Ehrenfränfungen betreffend. 





Die Königl. Regierung wird angemwiefen, die in Bezug auf 
das Gefeh vom 25. April 1835., betreffend die Kompetenz der 
Berwaltungs- und Zuftizbehörden zur Unterfuchung der von Staats: 
beamten verübten Ehrenfränkungen, erlaffene Verfügung der Kö— 
nigl. Minifterieg der Geiftlichen Angelegenheiten, des Innern und 
der Finanzen vom 8. Zuli 1836. (Annal. ©. 264.) aud) in dem . 
Reſſort der zweiten Abtheilung des Minifteriums des Königl. Haus 

ſes zu befolgen. 
2 Berlin, den 9. Februar 1837. . 
Minifterium des Königl. Haufes, zweite Abtheilung. 
dv. Ladenberg. 


26. 
Cirkular⸗Reſkript des Minifteriums des Königl. Haus 
fes an ſaͤmmtliche Königl. "Regierungen, betreffend Die 
Anzeigen über die wegen unwuͤrdiger Führung aus Cis 
vilämtern.entlaffenen Landmwehroffigiere. 


Es ift von dem Königl. Kriegeminiſterium in Anregung ge⸗ 
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breacht worden, daß, wenn Beamte, welche auch als Offiziere in 
der Landwehr dienen, wegen unfittlichen Lebenswandels aus dem 
Givildienfte entlaffen werden, befonders in den Fällen, wo die un: 
würdige Handlung allgemeines. Auffehen erregt hat, die vorgefeßte 
Militairbehörde davon Seitens der betheiligten Berwaltungsbehörde 
jedesmal ohne Verzug benachrichtigt werde, indem ‚dergleichen Be: 
amte als Offiziere in der Landwehr nicht verbleiben. fönnen, die 
mittelft Verfügung des Königl. Zuftizminifteriums vom 21. Juni 
1836: (©. 12. Militair: Öefeßfammlung) vorgefchriebene Benach: 
richtigung aber nur auf gerichtliche Unterfuhungen zu beziehen fei. 
Da das Berlangen des Königl. Kriegsminifteriums vollfoms 
men begründet ift, fo wird der. Königl. Regierung hierdurdy aufs 
gegeben, ’ 
in alfen Fällen, wo gegen die bei ihr angeftellten, gleichzeiz 
tig als Offiziere in der Landwehr dienenden Beamte meines 
Reſſorts, begründeter Verdacht eines unmwürdigen, den Der: 
luſt der allgemeinen Achtung zur Folge habenden Betragens 
. oder unfittlichen Lebenswandeld vorhanden ift, insbefondere 
bei Einleitung von Disziplinar: Unterfuchungen, welche mit 
der Suspenfion vom Civilamte verbunden find, und die gänz— 
liche Entlaffung aus demjelben zur Folge haben Fönnen, die 
vorgefehte Militairbehörde davon ohne Verzug, zur weitere 
Peranlaffung in Kenntniß zu fehen. 
Berlin, den 29. Dezember 1838. 
Minifterium des Königl. Haufes, zweite Abtheilung. 
v. 2adenberg. 


27. 
Girfular: Neffripe des Minifteriums des Koͤnigl. Hau⸗ 
fes an fämmeliche Königl. Regierungen, die Erhebung 
von Invaliden⸗Wohlthaten ohne Dürftigfeits;Befcheinis 
gungen. betreffend. 


Ä Nachdem des Könige Majeftät mittelt Allerhöchſter Kabi— 
nets-Ordre vom 25. November 1837. zu beſtimmen geruhet haben, 
daß, in Übereinfimmung mit dem bei den Penfionirungen gel: 
tenden Grundfaße, auch bei der Anerkennung der Invaliden, 
vom Feldwebel abwärts, zu den ihnen gefehlich zuftehenden 
Invaliden⸗Wohlthaten, Fünftig von den Vermögens-Verhält— 
niffen abgefehen werden und die Beibringung von Dürftig: 
feitö:Befcheinigungen wegfallen folle, 
ift die Beibringung folder Beſcheinigungen auch für diejenigen 
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Individuen nicht mehr erforderlich, welche bei ihrer Abſetzung von 
der Horft:Verforgungslifte das Gnadengehalt in Anfpruch nehmen. 
Hierdurch; iſt alfo die, in den von der Königl. Infpeftion der 
Jäger und Schügen aufgeftellten Grundzügen, welche mittelft Eir- 
fular:Berfügung vom 24. Juni 1836., betreffend das Verfahren, 
wenn invalide Korpsjäger wegen mangelnder Qualififation von 
der Forſt-Verſorgungsliſte abgefegt werden müffen und demnächft 
auf andere Invaliden-Wohlthaten Anfpruch erhalten, der Königl. 
Regierung zugefertige worden, zu II.b. enthaltene Beftimmung, wo: 
nach der Abzufehende, welcher das Gnadengehalt in Anfpruch nimmt, 
ein Atteft über feine Hülfsbedürftigfeit einzufenden hat, aufgehoben. 
Berlin, den 28. Dezember 1838. 
Minifterium des Königl. Haufes, zweite. Abtheilung. 
v. Ladenberg. 


28. 
Cirkular⸗Reſkript des Miniſteriums des Koͤnigl. Hauſes 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Aufſtellung 
ſechsjaͤhtiger Domainen- und Forſt⸗Etats betreffend. 


Da die zur Deräußerung beſtimmten Domainen= und Forfte 
Grundftüde zum größten Theile bereits veräußert find, und die Ablö- 
fungen von Domainen-Präftationen in den öftlichen Provinzen, nad)= 
dem für lehtere von 1838. ab der Ablöfungsfah ebenfalls auf das 
25fache, ftatt des bis dahin beftandenen Ablöfungsfages zum 20fachen 
Betrage, gefetlich beſtimmt worden, fich wahrfcheinlic, ſehr vermin- 
dern, mithin dadurch zugleich eine bedeutende Verminderung der im - 
Laufe der Verwaltung vorfommenden Etats-Vevänderungen, welche 
bisher, wenigftens bei den Demainen-Etat$, größtentheild in den 
Einnahme-Abgängen aus Veranlaffung der VBeräußerungen und Abs 
löfungen beftanden, ftattfindet, und da ferner hinfichtlich der Forft: 
Natural: Ertrage beftimmungsmäßig alle 6 Jahre eine Tarationge 
Reviſion erfolgt, und zwar für jeden Regierungsbezirk jedesmal 
das Jahr vorher, che die Fertigung neuer Etats eintritt; fo habe 
ich, im Einverftändniffe mit dem Heren Finanzminifter, befchloffen, 
zur Verminderung der, ſowohl die Königl. Regierungen, als die 
Sentral:Berwaltung fehr beläftigenden Arbeiten, die bisher bei ei: 
ner dreijährigen Periode mit der Aufftellung und Revifion der Dos 
mainen⸗ und Forfl-Etats verbunden waren, fünftig die Spezial: 
Domainen: und Forft-Etats in der Negel auf 6 Jahre auszufers 
tigen, wobei der bisherige Etats-Turnus in fofern — wird, 
als z. B. eine Regierung, welche nach der bisherigen dreijährigen 
Etatsperiode in den Jahren 1840. und 1843. Etats zu fertigen 
haben würde, künftig ſolche in einem von dieſen beiden Jahren 
und zwar auf 6 Jahre zu fertigen hat. 
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Es ift die Abficht, daß in der Megel für die letzten 3 Zahre 
der Gültigkeit der Fünftig auf 6 Zahre ausgefertigten Spezial:Dos 
mainen und Forft.Etatd neue desfallfige Berwaltungs-Etats gefer- 
tigt werden follen. Die nähere Beftimmung darüber bleibt jedoch 
‚noch vorbehalten. VBorläufig wird nur im Allgemeinen bemerft, daß 
auch bei Aufftelfung derjenigen Verwaltungs-Etats, Die ſich nicht auf 
neue Spezial:Etatd gründen, fondern für die letzten 3 Jahre der 
Gültigkeit der früher auf 6 Jahre ausgefertigten Spezial-Etats die: 
nen follen, die feit der legten Fertigung der Spezial:Etats entftan: 
denen Beränderungen berücfichtigt werden müffen, ohne daß jedoch 
folche fpeziell nachgewiefen und juftifiziet werden dürfen, indem viel: 
mehr blos ein fummarifcher Nachweis darüber genügt. Die Juſti— 
fifation der nächften Spezials Etat$ muß ſich aber alsdann, wie 
ſich von ſelbſt verficht, auch auf die, in den für die Zwifchenpes 
riode auf 3 Jahre ausgefertigten Verwaltungs » Etats bereits bes 
rüdfichtigten Veränderungen mit erfireden. 

NRüdfichtlih der oben bemerften, für jeden Regierungsbezirk 
alle 6 Fahre wiederfehrenden Forft:Tarationg:Revifion, ift bereits 
früher eine, den Etats-Turnus berüdfichtigende Anordnung getrofs 
fen worden. 

Bei der Verbindung, in welcher die Domainen-Etats mit den 
Forſt⸗Etats ſtehen, insbefondere aber wegen der häufigen Übertragun: 
gen aus den einen Etats in die andern, iſt es angemeffen befunden wor: 
den, auf die Fertigung der Spezial: Domainen:Etats diefelbe Eintheis 
lung anzuwenden, welche fich für die Forſt-Etats nad) Maßgabe der 
getroffenen Anordnung über die vorzunchmenden Tarations:Revifios 
nen ergibt. Der beifolgende Plan enthält hierüber das Nähere. (Anl.a.) 

Befondere Berhältniffe fönnen es nothwendig machen, rüdjicht- 
lich diefes Plans in dem einen oder dem andern Jahre Modififas 
tionen, eintreten zu*laffen, was daher vorbehalten bleiben muß. 

Übrigens find an diejenigen Königl. Regierungen, welche nad) 
jenem Plane im nächſten Fahre neue Spezial: Domainen: und Forft- 
Etats zu fertigen haben, bereits befondere Beftimmungen wegen der 
Forft:-Etats ergangen; wegen der Domainen:Etats aber erfolgen ges 
genmwärtig die erforderlichen Beftimmungen in befondern Verfügungen 
vom heutigen Tage. Diejenigen Königl. Regierungen, deren Spezial: 
Domainen: und Forft:Etats nady jenem Plane auf die 3 Zahre 1877 
zu prolongiren find, namentlich die Königl. Regierungen in der Pro: 
vinz Schlefien, haben fowohl dieferhalb, als wegen Aufftellung neuer 
Domainen: und Forfiverwaltungs-Etats für gedachte dreijährige Pe: 
riode, zu feiner Zeit weitere Verfügung zu gewärtigen. 

Berlin, den 6. Dezember 1838. 

Der Chef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abthl. 
v. Ladenberg. 
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a. 

. a 
zur Normirung Fünftiger fechsjähriger Etats:Periobden für die Domainen- und 
Forft-Etats, mit Rückſicht auf die Tarations-Revifion der Forſten und den bis: . 
herigen dreijährigen Etats-Turnus. 
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Die Forſtetats für die Regierungs: 
— Königsberg u. Gumbinnen 
waren pro 1833, gefertigt u. find 
für 1837.1838.u. 1839, prolon: 
girt worden, Es muß daher nach 
fünfjähriger Gültigkeit im Jahre 
1839, eine neue Ausfertigung pro 
1833. erfolgen, demnächſt find 
diefe Etats, dem Tarationsplane 
gemäß, pro 1S$2, zu fertigen. Auf 
die Domainen-Etats kommen die- 
jelben Perioden in Anwendung, um 
gleihen Schritt zu halten, 
im 3.1839, zu fertigen für 1822. 
im Jahre 1839, zu fertigen 
für 1522. 
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Cirfular-Reffripe des Minifteriums des König. Haufes 
an fämmteliche Königl. Regierungen, ausfchließlich ders 
jenigen zu Stralfund, Münfter, Uchen und Trier, we⸗ 
gen Vermeidung der bei Domainen= Bauten dem Fig: 
fus nicht obliegenden Koften. 





Es find aus DBeranlaffung der Prüfung der Domainen-Baus 
släne pro 1839. wieder mehrere Fälle vorgefommen, daß darauf 
Baufoften übernommen worden find, welche nach den befiehenden. 
Berhältniffen nicht dem Fisfus, fondern Privaten, und nament: 
lich den Amts: und Vorwerks-Pächtern, nad) den abgefchloffenen 
Pachtverträgen, zur Laft fallen. Da es insbefondere bei der Zeit: 
befchränfung, innerhalb welcher die Baupläne hier geprüft werden 
müffen, und bei deren oft verfpäteten Einreichung ganz unmöglid) 
ift, fümmtliche Pachterträge bei den einzelnen Pofitionen auch zu 
dem Zwecke nachzufehen, um vollfiändige Überzeugung zu nehmen, 
daß die zum Anfag gebrachten Baue und Neparaturen den Staats: 
faffen wirklich obliegen, fo muß es der Königl. Regierung zur 
firengften Pflicht gemacht werden, jede Poft, vor deren Übernahme 
auf den Bauplan, in Rückſicht der fisfaliihen Verpflichtung zur 
Fragung der Baufoften, auf das genauefte zu prüfen. Sollte ge: 
gen diefe Vorfchrift gehandelt, und follten durch den hier geneh: 
migten Bauplan einzelne Baue und Reparaturen gut geheißen fein, 
die entweder den Domainen-Pächtern Fontraftmäßig obliegen, oder 
von andern DVerpflichteten zu beforgen find, fo würde, wenn fols 
ches bei der Rechnungs: Revifion oder fonft entdeckt würde, die 
nothwendige Folge davon fein, daß die betreffenden Domainen:Des 
partementsräthe zur Erftattung derjenigen Beträge angehalten. wer: 
den müffen, welche den Staatsfaffen durch eine vorfchriftswidrige 
Aufftellung dee Domainen-Baupläne zur Ungebühr zur Laft gelegt 
worden find. 1 

Berlin, den 26. November 1838. | 

Minifterium des Königl. Haufes, zweite Abthl. 
v. Ladenberg. 
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Cirkular-Reſkript des Miniſteriums des Koͤnigl. Hauſes 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Mittheilungen 
für das Centralblatt der Gewerbe: und Handels-⸗Stati⸗ 
if Seitens der Domainens und Forfibeamten betreffend. 





Die hiefige Plahnfhe Buchhandlung beabfichtigt. eine neue 
Zeitfchrift unter dem Titel: S 
„Eentralblatt der Gewerbe und Handels» Statiftif über die 
allgemeinen induftriellen und gewerblichen VBerhältniffe und 
Unternehmungen zur Belebung des öffentlichen Verkehrs, fo: 
wie der Zuftände der Gewerbe, des Handels und der Indus 
firie überhaupt in den deutfchen Bundesftaaten” . | 
vom Jahre 1839. ab herauszugeben, wozu fie bereits die Konzeſ— 
fion erhalten hat. \ 
Gegen die Erfüllung des mir vorgefragenen Wunfches : auch 
bon den Domainen- und Forfibeamten zur Aufnahme im dieſes 
Blatt geeignete ftatiftifhe Nachrichten zu erhalten, finde ich nichts 
zu erinnern, und veranlaffe die Königl. Regierung, jenen Beam: 
ten Ihres Derwaltungsbezirfs zu dergleichen Mittheilungen die er: 
forderliche Erlaubniß zu ertheilen. Denfelben ift Dabei jedoch, um 
Mipverftändniffe, welche aus nicht richtigen und nicht vollftändigen 
Darfiellungen veranlaßt werden können, jedenfalls zu vermeiden, 
zur ausdrüdlichen Bedingung zu machen, daß jeder für das quaest, 
Blatt beftimmte Auffa der Königl. Regierung erſt zur Einſicht 
dorgelegt werde. Ä 
Berlin, den 17. November 1838. | 
Der Chef des Minifteriums des Könige. Haufes, zweiter Abthl. 
v. Ladenberg. 


’ 
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Forft: Verwaltung. 


31. 
Cirfular-Reffript des Minifteriums des Königl. Haufes 
an fümmtliche Königl. Regierungen, die Aufführung von 
. Wohngebäuden ꝛc. für Forſtbeamte betreffend. 





Obgleich wegen der den neuen Gebäuden auf den Forſtdienſt⸗ 
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Gehöften zu gebenden Einrichtungen durch die Eirfular-Berffigung 
vom 30. Dftober 1830. (Annal. S. 742.) beftimmte Borfchrif. 
ten ertheilt worden find; fo haben im neuerer Zeit doch mehrere 
Königl. Regierungen Projekte und Koſtenanſchläge zu neuen Fürs 
frer-Etabliffements eingereicht, bei welchen diefe Borfchriften unbes 
achtet geblieben, und insbefondere ift häufig gegen die, eine Ver— 
minderung der Baus und Ffünftigen Reparaturfoften bezweckende 

Mafregel, wonach die Stall: und Sceun-Räume in einem ges 

meinfchaftlihen Gebäude unterzubringen find, gefehlt worden. 

In einzelnen Fällen find zwar der Kürze wegen derartige 
Projefte gleich bier umgearbeitet und die Anſchläge danach berich: 
tigt worden; dies kann indeffen fernerhin nicht mehr flattfinden, 
weil die dieffeitigen Arbeitsfräfte dazu nicht ausreichen; und da 
durch eine nochmalige Zurücdfendung der Anfchläge zu jenem Be— 
huf häufig eine für die Bauausführung nachtheilige Verzögerung 
entfteht, auch den Diftrifts : Baubeamten doppelte Arbeiten verurs 
facht werben, fo bringe ich ber Königl. Regierung die genaue Ber 
folgung obiger Vorfchriften hierdurch in Erinnerung. 

Dabei beftimme ich gleichzeitig, daß Fünftig: 

‘ 4) bei der Beranfchlagung neuer MWohnhäufer für Forftfchuß: 
beamte auf die Anlegung einer heizbaren Dachgiebelſtube zu 
rüdfichtigen ift, damit es den Bewohnern in Kranfheitsfällen, 
oder in fofern etwa den Förftern Hülfsauffeher Beigegeben 
werden müffen, es zu deren Unterbringung nicht an Raum 
gebricht ; 

2) fämmtliche Wohnhäufer der Feuerficherheit wegen flets mit 
Ziegeln, oder, wo es den Lokal: Berhältniffen angemeffen er: 
fcheint, mit Schiefer einzudeden find; 

3) die Wirthfchaftsgebäude aber nach wie vor mit Rohr, Stroh, 
oder Schindeln eingedeckt werden Fönnen, wenn dies nicht 
polizeilichen Verordnungen zumider läuft, oder befondere Um: 
ftände dagegen fprechen; 

4) die Wirthfchaftsgebäude der Forſtſchutzbeamten auf das un— 
umgängliche Bedürfniß, wobei auf die Eirfular-Berfügungen 
vom 26. März 1834. und vom 12. März d. 3. wegen an: 
derweiter Negulirung der Dienftländereien der Forfibeamten 
Bezug genommen wird, befchränft werden müffen, und da: 
ber Gefchirr- und Rollfammern eben fo wenig ald Wagenre: 
mifen zu berüdfichtigen find. Selbſt Holzftälle werden fich 
meiftens umgehen laffen, und nur in befonderen, dann aber 

‚ gehörig zu motivirenden Fällen zu beantragen fein; und 

5) bei der Anlage neuer Forfidienft: Etabliffements die zweck— 

mäßigfte Bauftelle für diefelben auch mit NRüdficht darauf 

auszuwählen bleibt, daß, trinfbares Waſſer fich in der m 

e⸗ 
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befindet, oder, wo dies nicht erreichbar und -ein befonderer 
Brunnen nothmwendig iſt, deſſen Bau doch nicht zu Fofibar 
und die Wafferförderung möglichft erleichtert wird. 

Die Königl. Regierung hat die betreffenden Beamten Ihres 
Verwaltungsbezirks hiernach anzumweifen und mit Strenge darauf 
zu halten, daß die gegebenen Borfchriften gehörig befolgt werben, 
weil die nicht danach aufgeftellten Bau-Projefte Fünftig ohne Mei. 
teres zur Umarbeitung werden zurückgegeben werden. 

Berlin, den 25. November 1838. 
Der Chef des Miniſteriums des Königl. Hauſes, zweiter Abthl. 
| v. Zadenbera. 


32. 
Cirkular-⸗Reſkript des Minifteriums des Königl. Haufes 
an fämmtliche Königl. Regierungen, die Vereidung der 


Forſtkandidaten behufs deren Fommiffarifchen Befchäfs 
tigung betreffend. 





Nachdem auf die Eirkular:Berfügung vom 17. April d. x 
über die Frage, ob es für angemeffen zu erachten fei, die Forft: 
Fandidaten, welche das Oberförfter-Eramen beftanden haben, Be: 
hufs ihrer demnächftigen Fommiffarifchen Befchäftigung in Königl. 
Forft : Dienftangelegenheiten vereiden zu laffen, die gutachtlichen 
Berichte der. Königl. Regierungen nunmehr eingegangen find, be; 
fiimme ich über den Gegenftand Folgendes : | 

1) Es fommen hierbei nur diejenigen von den vorbezeichneten 
Kandidaten in Betracht, welche nicht bereits aus Veranlaſ⸗ 
fung ihrer anderweiten Berhältniffe, wie 3. B. die bei den 
Königl. Regierungen angeftellten Forfi:Referendarien, den all: 
gemeinen Dienfteid, geleiftet haben. 

2) Es walten feine Gründe ob, die Kandidaten ſchon im Vor—⸗ 
aus bereiden zu laſſen, um fie ſpäter bei etwa vorfommen: - 
der Gelegenheit in Königl. Forfidienft: Angelegenheiten kom⸗ 
miffarifch befchäftigen zu fönnen. Es foll daher: 

3) die Bereidung in der Regel nur erft dann flattfinden, wenn 
dem Kandidaten ein folches Gefchäft, welches an fi) von 

- Michtigfeit ift, auf längere Zeit und mindeftens auf drei Mo: 
nate übertragen, namentlih wenn er mit der felbfiftändigen 

Berwaltung einer Oberförfterei interimiftifch beauftragt, oder 

“auf Grund der Allerhöchften Kabinets-Ordre vom 19. Oftos 
ber und nach Maßgabe der Eirfular: Verfügung vom 22. De 
zember 1835. einem Oberförfter oder — — als 

Annalen. Heft IV. aa 
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Gehülfe zugeordnet wird. In diefen Fällen ift jedoch dem 
Kandidaten bei der Vereidung ausdrüdlich zu eröffnen, daß 
rücfichtlic der Anfprüche auf definitive Anftellung ſowohl 
die Vereidung als die interimiftifche Beſchäftigung ſelbſt 
ohne Einfluß fei. 
Sn gleichem Maße foll: 

4) ausnahmsweife die Vereidung derjenigen eraminirten Forft: 
Fandidaten zuläfjig fein, welche mit der Ausführung von Ab: 
ſchätzungs⸗ und Einrichtungse, mit Servitut-Abfindungs: und 
Regulirungs:, oder mit Veräußerungs- und andern wichtigen 
Gefchäften für die Königl. Forften beauftragt - werden, wenn 
fie längere Zeit, und mindeftens fchon über zwei Jahre in 
dergleihen Sachen gearpeitet und ſich dabei als vorzüglid) 
brauchbar und zuverläffig bewiefen haben. Es ift jedoch) 

5) zu dieſen sub 4. erwähnten Bereidungen in jedem einzelnen 
Falle zuvor die Genehmigung des Minifterii einzuholen. 

Berlin, den 20. Dezember 1838. 

Der Chef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abthl. 

vw. Ladenberg. 


33. 
Bekanntmachung der Königl. Neglerung zu Danzia, 
die Annahme von Forfklehrlingen betreffend. *) 








Den Königl. Oberförftern unfers Verwaltungsbezirks werden 
die, ihnen mittelft Verfügung unſerer Abtheilung für direfte 
Steuern, Domainen und Forften vom 6. Mai 1831. mitgetheilten 

allgemeinen Beftimmungen über die von den Kandidaten des 

Forſtweſens nachzumeifende Qualififation, und über die für 

diefen Zweck angeordneten Prüfungen, vom 21. März; 1831., 
befonders die $$. 1, bis incl. 7., welche die Forftlchrlinge betref: 
fen, zur genaueften Befolgung hierdurch in Erinnerung gebradt. 

Den in unferm Berwaltungsbezirfe befindlichen Privat-, Kom: 
munal: und Inſtituts-Forſtbeamten aber macjen wir die nachfol: 
. genden $$. 1. bis incl. 8. der gedachten Beftimmungen, unter 
Hinweifung auf den, ©. 173. bis 177. des Amteblatts vom Jahre 
1831., enthaltenen Auszug aus denfelben, hiermit volljtändig be: 
fannt. (Anl. a.) 

Danzig, den 25. Oktober 1838. 

Königl. Regierung. 

*) Vergl. 3tes Heft, ©. 579. 
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8.1: Wer fich zu einer Anfellung im Königl. Forfidienft, es fei 
als Schußbeamter (Unterförfter, Foͤrſter) oder als verwaltender Beam⸗ 
ter (Oberföriter) u. f. w. geſchickt machen will, muß bei einem verwal⸗ 

- tenden Forfibeamten die jedem Forfimanne und Jäger unentbehrlichen 
praftifhen Kenntniffe und Fertigfeiten erlernt baben. 

8. 2. ur verwaltende Forfibeamte, welche der Dberforfibeamte 
der Regierung dazu für geeignet erflärt, find befugt, Lehrlinge in Uns 
terricht zu nehmen. Sollte der Dberforfibeamte einem Oberförfter die 
Annahme von Lebrlingen pflihtmäßig verfagen zu muͤſſen glauben, fo 
hat er fich erforderlichen Falles nur gegen die ihm vorgefegte Behörde 
darüber zu rechtfertigen. 

Jeder Forſtbeamte, bei welchem fich ein Lehrling zur Ans 
nahme meldet, hat diefes unter Einreichung der beziehungsmeife erfors 
derlihen Schulzeugniffe ($$. 9. und 11.) imgleichen eines Zeugriffes 
über den Gefundheitszuftand des Zöglinge dem Oberforfibeamten der , 
Regierung anzuzeigen, welcher, wo er nichts dagegen zu erinnern findet, 
die Genehmigung fchriftlich ertheilt. : 

$. 4. Die übrigen Bedingungen der Annahme des Lehrlings hans 
gen von ber freien Übereinfunft der Befheiligten ab. Indeffen haben 
Die Oberforfibeamten der Regierung darauf zu feben, daß die Untermeis 
fung der Lehrlinge zweckmaͤßig betrieben werde; Auch bleibf ihnen übers 
laſſen, diejenigen Oberförfter, welche fich nad ihren perfönlichen Eigen» 
fhaften und Kenntniffen, fowie nach der Befchaffenheit ihrer Reviere, 
zur Untermeifung von Kehrlingen, die fich zu Forfiverwaltungs » Stellen 
vorbereiten mollen, vorzugsweiſe eignen, auf angemeffene Weiſe oͤf⸗ 

‚ fentlich namhaft zu machen. j 
8.5. Der Zwed der Lehrzeit gebt im Wefentlichen dahin, daß der 
Lehrling eine, auf lebendige Anfhaummg und praftifhe Übung gegrüns 
dete Erfenntniß von den Forfts Kultur: Arbeiten, der Anordnung und 
Beauffichtigung der Holzfhläge, fowie im Allgemeinen von der Zuguts 
machung der Hölzer und von den Erforderniffen des Forſiſchutzes erlan- 
ge, daneben auch die zur regelmäßigen und waidmännifhen Ausübung 

der Jagd nöthigen Fertigkeiten ſich zu eigen mache, 

$. 6. Die Lehrzeit it auf mindeftens zwei Jahre feſtgeſetzt, in fos 
fern der Lehrling nicht noch eine höhere Forſt-Lehranſtalt befucht und 
dafelbft einen vollſtaͤndigen Lehrfurfus abfolvirt. In diefem Falle mag 
eine mindeftens einjährige gut angewandte Lehrzeit — 

$. 7. Daß der Lehrling die Lehrzeit gehoͤrig benußt, und die im 
8.5. bezeichnete praftische Worbildung fich erworben habe, ift durch eine 
Prüfung darzuthun, welche der untermeifende Forſtbeamte, in Gegen: 
wart eines höheren Korfibeamten und unter Zuziehung zweier Oberförs 
fier als Zeugen, vornimmt. Das über den ustol der Drüfung gewiſ⸗ 
ſenhaft auszuſtellende Zeugniß wird von den ebengenannten Anweſenden 
* untergeihndt, dann aber von dem Korjibeamten der Regierung bes 
glaubigt. 

8.8. Privat: und Kommunal:Forfibeamte, wenn fie Lehrlinge, die 
auf eine Anflellung im Königl. Dienft Anſpruch machen, annehmen und 
‚unterrichten wollen, müffen den in voritebenden 88. 2. bis 7. enthalte: 
nen Vorfchriften gang ebenmäßig wie Koͤnigl. Oberförfter genügen. 


— 
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34. 


CirfularsReffript des Minifteriums des Königl. Haufes 

an fämmtliche Koͤnigl. Regierungen, betreffend die Kon: 

trolle der Militair-Önadengehälter der zur Forſtverſor⸗ 
gung berechtigten Oberjaͤger und Jaͤger. 





In den Liſten der als zur Forſtverſorgung berechtigt aner— 
kannten Oberjäger und Jäger wird künftig auch bemerkt werden, 
ob die darin verzeichneten Individuen in dem Genuſſe eines Gna- 
dengehalts oder überhaupt einer Militair-Kompetenz ſtehen, und 
die Königl. Negierung wird von der Königl. Inſpektion der RTC 
ger und Schüßen jedesmal direkt benachrichtigt werden, wenn ei: 
nem zur Sorftverforgung bereits überwiefenen Individuo nach: 
träglich ein Militair: Önadengehalt bewilligt wird. 

Die Königl. Regierung hat nun in denjenigen Fällen, wo 
dergleichen mit Militair « Gnadengehältern oder Kompetenzen ver: 
fehene Individuen im Eivildienfte remuneratorifch befchäftigt wer: - 
den, und neben dem Eivildienft-Einfommen vorfchriftsmäßig der 
Genuß einer Militair-Penfion nicht frattfinden darf, die S — 
der letztern in Zeiten zu veranlaſſen. 

Berlin, den 22. Oftober 1838. 

Ministerium des Königl. Haufes, zweite Abthl. 
v. Ladenberg. 


| 35. 
Cirfular-Reffripe des Minifteriums des Königl. Hauſes 
an fämmtliche Königl. Regierungen, die Anweifung der 

Koften für ForfÖrenzregulirungen betreffend. 


In mehreren NRegierungsbezirfen find zeither die Koften, welche 
bei der Ernenerung alter, oder der Beftimmung neuer, überhaupt 
bei einer anderweiten Negulirung der Forfigränzen, durch die Zu: 
ziehung einer Gerichtsperfon, namentlich durd) die Aufnahme förm— 
licher gerichtlicher Forſtgränz-Protokolle, oder die gerichtliche Re— 
fognition der von den Geometern oder Königl. Forftbeamten mit 
den Gränznachbarn außergerichtlich aufgenommenen Gränz: Proto= 
folle verurfacht werden, fo weit fie dem Fisfus zur Laft_ fallen, 
aus dem Forfi:Bermeffungs: Fonds der General:Staatsfaffe beftrit- 
ten worden. Diefer Fonds ift indeß zur Peiltung folcher Ausga— 
ben nicht beftimmet, und weife ich daher die Königl. Regierung an, 
diefelben Fünftig aus dem Fonds der Negierungs - Hauptfaffe sub 
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Tit.5. Abtheilung 3. des Forftverwaltungs:Etats „zu Gränzbezie: 
hungen und Berichtigungen” zahlen und dort verrechnen zu laffen. 

Hieraus folgt zugleich, daß. die in Rede ftehenden Ausgaben 
fünftig auch nicht weiter in die Pläne und Koftenanfchläge aufzu: 
nehmen find, welche die Königl. Regierungen nach Maßgabe der 
Eirtular: Verfügung vom 28. Mai v. J. alljährlid) bis zum 15. 
Februar über die in Ihren Berwaltungsbezirfen auszuführenden 
Forſi⸗Vermeſſungs⸗, Abſchätzungs⸗ und Einrichtungs⸗ Arbeiten ein: 
zureichen haben. 

Berlin, den 2. November 1838. 
Der Chef des Miniſteriums des Königl. Hauſes, zweiter Abthl. 

v. Ladenberg. 


36. 


Cirkular⸗Reſkript des Miniſteriums des Koͤnigl. Haufes 

an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen dieſſeits der Weſer, 

den Verkauf des Bau- und Nutzholzes aus Koͤnigl. 
Forſten betreffend. 


Nach den beſtehenden Verwaltungs-Grundſätzen ſoll auch das, 
aus den Königl. Forſten zum freien Verkaufe kommende Bau— 
und Nutzholz, fo weit es möglich iſt, im Wege der Pizitation ver: 
werthet werden. Es iſt hierbei, um einerfeits‘ die Bedürfniffe zu 
befriedigen und andererfeits Doch den Holzverfauf den befiehenden 
Borfhriften gemäß zu betreiben, zwedmäßig, das Bau: und Nuß: 
holz für den Bedarf der Umgegend in den monatlich vwiederteh: 
renden, im Voraus befannt gemachten Lizitations- Terminen mit 
auszubieten, indem dann auch diejenigen Bau: und Nutzholz-Quan— 
titäten, welche die Bewohner der Umgegend zur Befriedigung ih: 
reg Bedarfs nachiuchen, mit zur Pizitation geftellt und ‚die Kauf: . 
Iuftigen bei der Nequifition gleich darauf verwiefen werden Fön: 
nen, ohne daß befondere Termine dazu anberaumt werden müſſen. 
Indeſſen Fünnen doc, immer nach, nicht vorherzufehende, plöglich 
eiutretende und fofort zu befriedigende VBedürfniffe an Bau: und 
Vutzben es unvermeidlich machen, Bau: und Nutzholz in kleinen 
Duantitäten aus den Königl. Forſten, ſoweit es wirthichaftlic, die: 
ponible, aus freier Hand für die Lizitations «Ducchfchnittspreife, 
und wo diefe die Tare nicht erreichen, für die. leßtere verfaufen 
zu laffen. Wenn in diefen Fällen die Lofalbeamten ftets die Ge- 
nehmigung der Königl. Regierung zu dem Holzverfaufe aus freier 
Hand vorher einholen müffen, fo fan mitunter ein Berzug ent» 
fiehen, welcher für den Betheiligten fehr nachtheilig wird, wie dies 
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. B. der Fall fein würde, wenn in einer Mühle plöglich eine 
hen nöthig wird, und die Verabfolgung des dazu erforder: 
‚lihen Holzes Verzögerung erlitte. Sch finde es daher angemef: 
fen, daß bei einem plößlich eintretenden und nicht vorberzufehen: 
ben Bedarfe Fleiner Bau: und Nubholz-Quantitäten die Lofalbe: 
amten zur Verabreichung derfelben aus freier Hand für die Lizie 
tations:Durchfchnittspreife und, wo diefe die Tare nicht erreichen, 
für die letztere, autorifirt werden. Die Königl. Regierung hat 
hierzu den Lofal:Forftbeamten die Befugniß beizulegen, daß in 
ſolchen Fällen die Oberförfter Bau: und Nugholz bis zu dem Be— 
trage von 15 Rthlr., und die Forfiinfpeftoren bis zu dem Be: 
trage von 30 Rthlr. aus freier Hand verkaufen dürfen. 

Bei der Abnahme der Nechnungen hat die Königl. Regie⸗ 
rung Sich demnächſt Überzeugung zu verſchaffen, ob die Lokalbe— 
amten von diefer Befugniß nur den erforderlichen Gebrauch ges 
macht haben. Sollte fich das Gegentheil ergeben, fo ift der Miß: 
brauch nachdrüdlich zu ahnden und event. diefe Befugniß des 
pflicdytvergeffenen Beamten zu bejchränfen oder ganz aufzuheben. 

Berlin, den 11. Dezember 1838, 

Der Chef des Minifteriums des Königl. Haufes, zweiter Abtht. 
v. Radenberg. 


— — — 





37. 


meh Kabinets:Ordre, betreffend das Verbot wer 
gen unbefugten Harzſcharrens. 


“ 





Auf den anliegenden Bericht des Minifters des Innern und 
des Chefs der Domainen » Verwaltung vom 13. v. M. genehmige 
Ich daß die Verordnung wider das unbefugte Harzſcharren vom 
9. Juni 1836. (Annal. S. 301 — 303) überall, wo das Harz- 
ſcharren überhand nimmt, und dadurch das Bedürfnif der dage⸗ 
gen erlaffenen Beftimmungen zum Scuße der Forften hervorruft, 
zur Anwendung gebracht werde. Ich autorifire Demnach das 
Staatsminifterium, auf den Antrag der beiden vorgedachhten Mis 
nifter, die Derordnung durch die Amtsblätter der betheiligten Res 
gierungen befannt zu machen. | 

Berlin, den 10. November 1838. 


Friedrich Wilhelm. 


Un Ä 
das ÖStaatsminifterium. 
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Giifulantkeffeipe des Minifteriums des Königl. Haufes 
an fämmtliche König. Regierungen, die Öräsnugungen 
in Königl. Forſten betreffend. 





Um die Forfirevenüen zu erhöhen und den ärmern Bewoh⸗ 
nern der in der Nähe der Königl. Forſten gelegenen Ortſchaften 
bei der Unterhaltung ihres geringen Viehſtandes zu Hülfe zu kom— 
men, iſt in manchen Revieren die Benutzung des Graſes üblich, 
indem ſolches entweder auf beſtimmten Flächen jährlich verpachtet, 
oder den ärmern Leuten gegen Löſung von Graſezetteln überlafs 
fen wird. Ob dies gleich unter manchen Umftänden zuläffig, mit: 
unter die vorfichtige Wegnahme des Grafes ſelbſt das Mittel ift, 
die jungen SHolzpflanzen gegen Unterdrüdung oder die Befchädi- 
sung duch Mäufe zu fi chern, ſo kann doch durch eine rückſi ichts⸗ 
loſe Benutzung des Graſes in den jungen Schonungen ein Nach⸗ 
theil entſtehen, welcher den bezweckten Vortheil weit überſteigt. 

Die für ihre Reviere beſorgten Forſtbeamten werden, um 
vollkommene Holzbeſtände zu erziehen, letzteres zwar auch ohne bes 
fondere Aufforderung verhüten; diefelben werden da, wo durch die 
Anwendung dee Sichel Schaden gefchehen Fann, die Benußung 
des Grafes nur durch Ausrupfen geftatten. Bei dem Mifbrauche, 
zu dem die Grasnugung in den Forfien führen kann, ı finde ich 
mich indeffen zu der Beſtimmung veranlaßt, daß diefelbe in Scho— 
nungen überhaupt nur unter ſolchen Umftänden flattfinden foll, 
wo fie einen erheblichen Bortheil gewährt, und fein Nachtheil für 
die Holzzucht davon ‚zu beforgen iſt. Erfcheint eine Grasnugung 
in folhen Orten zwedmäßig, wo zwar bie jungen Holgpflänzchen 
im Allgemeinen zu der Höhe und Stärfe gelangt find, daß fie ei- 
ner Befhädigung durch die Sichel nicht mehr ausgeſetzt find, bei 
einer unvorfichtigen Wegnahme des Grafes aber doch noch einzelne 
Holzpflänzchen befchädigt werden können, fo darf die Grasnutzung 
nur durch vorſichtige Arbeiter und unter ſpezieller Aufſicht — 
zuverlaͤſſigen Forſtbeamten' ſtattfinden. 

Verlin, den 10. November 1838. 


Der Chef des Miniſteriums des Königl. Hauſes, zweiter Abthl 
v. Ladenberg. 
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3). 
Reffripe der Königl. Minifterien an die Königl. Regies 
rung zu Trier, die Ausübung des Laubfammelns in den 
Koͤnigl. und Gemeinde Waldungen betreffend. 


Bei dem von der Königl. Regierung mittelft Berichts vom 
24. Dftober @ eingereichten Entwurf einer polizeilihen Verord⸗ 
nung über die Ausübung des Laubfammelns in Königl. und Ge: 
meine-Waldungen finden wir nichts zu erinnern, und autorifiren 
diefelbe hierdurch, nunmehr diefe Verordnung durch Ihr Amts: 
blatt zu publiziven. (Anl. a.) 
Berlin, den 8. Dezember 1838. 
Der Minifter des Innern und Der Chef des Minifteriums des 
der Polizei. + Königl. Haufes, zweiter Abthl. - 
v. Rodom. v. Ladenberg. 


a, 


— Verordnung 
über die Ausübung des Laubfammelns in den Königl. und 
Gemeine : Waldungen. 


Hinſichtlich der Benugung der zum Laubfammeln geöffneten Di: 
firifte in den Gemeinde-MWBaldungen Haben wir durch den $. 17. unferer 
Verordnung vom 18. November 1828. (Amtsblatt Nr. 42.) feſtgeſetzt, 
daß das Laubfammeln nur in. Zragelaften oder mit Gchiebfarren ges 
ſchehen dürfe, unter Androhung einer Bolizeiftrafe von 1—5 Rtblr. für 
jeden, welcher mit einem befpannten Wagen oder einer Karre aus den 
Gemeinde-Waldungen Raub fahrend angetroffen wird. - 

Dieſe Beilimmung, welche ſowohl ım Sntereffe der ärmeren Klaffe 
der Landbewohner, als auch zur Verhütung einer übermäßigen, zum 
Nuin der Waldungen führenden Streunugung erlaffen wurde, ift jedoch 
in neuerer Zeit in einzelnen Fällen umgangen worden, und deshalb, 
und da binfichtlich der Könige. Waldungen gleiche Veranlaffung vors 
liegt, wird in Folge der, durch das Reſkript der Königl. Hohen Mir 
nifterien de8 Innern und der Polizei und des Koͤnigl. Daufes, zweite 
Abtheilung, v. 8. Dezbr. c. ertheilten Genebmigung, der gedachte 8. 17. 
der Verordnung vom 18. Novbr. 1828, in folgender Weile ausgedehnt: 

In den zum Laubfammeln geöffneten Diftriften der Königl. und 
Gemeine-Waldungen ift das Wegbringen des Laubes nur in Zraglaften 
oder mit Schiebfarren gefiattet; jede Wegführung von Laub aus diefen 
Difiriften nach dem Orte der Benußung mittelft Anwendung von Ges 
fpann ift verboten, fei es, daß das Laub im Walde felbft geladen, oder 
daß daffelbe auf die außerhalb des letztern bereit gebaltenen uhren ges 
bracht und mitteljt derfelben weiter transportirt wird. 

Ausnahmen werden nur in befondern dazu geeigneten Fällen geflats 
fet und gleich bei der Eröffnung der Diftrifte befannt gemacht. Zumis 
derhandlungen gegen dieſe Berordnung follen mit einer Polizeiftrafe von 
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1—5 Rtblr. geahndet werden, und das fämmtliche Fori-Verfonal, fo: 
wie die Polizeibeamten unfers Departements, werden angemiefen, die 
Kontravenienten zur gerichtlichen Beſtrafung anzuzeigen. | 

tier, den 25, Dezember 1898. | 
- Königl. Preuß. Regierung. 


— 


40. 
Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien an die Koͤnigl. Regie— 
rung zu Stettin, betreffend das Verfahren mit dem auf 
Legitimations⸗Atteſte in die Städte einzübringenden und 
angehaltenen Holze und Wildprett. 


Der Königl. Regierung wird in Beicheidung auf. Ihre An: 
fragen in dem Beridyt vom 18. d. M. Nachitehendes eröffnet: 

add. Die Konfisfation des in die Städte einzubringenden 
Holzes und Wildes kann nur beim gänzlihen Mangel eines Legi: 
timationd » Atteftes eintreten. In dem Falle aber, wenn, das At: 
teft produzirt wird, und nur einzelne Berftöße in der Form daran 
zu rügen find, muß die Ergänzung derſelben dem Produzenten -. 
nachgegeben werden, und ift bis dahin das eingebrachte Wild zu: 
rück zu behalten, eventuell zu verfaufen und der Erlös einftweilig 
zu afferviren oder daſſelbe nur gegen Kaution herauszugeben. 
| ad 2. Muß, wenn Attefte über das zu verfaufende Wild: 
prett von Jagdpächtern ausgeftellt find, der Polizeibehörde, fofern 
BDerdachtsgründe vorhanden find, freiftehen, den betreffenden Jagd— 
paht:Kontraft vom Einbringer des Wildes zu erfordern, und big 
dahin das Wild in Befchlag zu behalten, oder, wenn daffelbe dem 
Verderben ausgeſetzt ift, den beim meifibietenden Verkauf erhalte: _ 
nen Erlös für den Jagdpächter, bis derjelbe ſich als folcher legi— 
timirt hat, zu afferviren. 
s ad 3. Bei Holz und Wildprett aus Waldungen und Zag: 
den folher Kommunen und Privatperfonen, welche feine verwal- 
tenden Forfibeamten halten, ift das Legitimations:-Atteft von dem 
Schutzbeamten, und fofern jene überall feine Forfibeamten haben, 
von dem Kommunal: Vorfteher oder dem. Eigenthümer der Wal: 
- dung refp. der Jagd auszuftellen. 

Berlin, den 27. November 1838. 
Minifterium des Innern und der Minifterium des Königl. Haufes, 

Polizei. zweite Abthl. 
v. Rochow. v. Ladenberg. 


* 
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Reſkript der Koͤnigl. Minifterien an die Koͤnigl. Regie 
rung zu Achen, betreffend die Verwendung ‘der Straf: 
gelder für die Entwendung von Waldproduften. 





Auf die Anfrage der Königl- Regierung vom 4. v. M., 
ob zufolge der Allerhöchiten Kabinets:Drdre vom 5. Auguft c. 
bei Entwendung von Haidefraut, Moos, Laub und fonjtigen 
Maldproduften die Strafgelder dem Waldeigenthümer zu: 
fallen? 
eröffnen wir Derfelben, wie nad den ausdrüdliden Worten der 
gedachten Allerhöchften Drdre, daß die Unterfuchung und Beftra: 
fung in folchen Fällen „gleich dem Holzdiebftahl nad) dem Gefeß 
vom 7. Zuni 1821. erfolgen fol,” Fein Zweifel darüber obwal: 
ten kann, daß alle wegen des Holzdiebftahls in dem allegirten Ge: 
fee erlaffenen Beftimmungen auch auf die Entwendung anderer 
Waldprodufte Anwendung finden, und Daß dies mithin auch in 
Anfehung der Berwendung der Strafgelder der Fall ift. 
Berlin, den 19. November 1838. 


Die Minifter Der Ehefdes Minifteriums 
der Juſtiz. des Innern und der Polizei, des Königl. Haufes, 
v. Kamptz. v. Rochow. zweiter Abthl. 


v. Ladenberg. 


42. 
Cirkular⸗Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien an ſaͤmmtliche 
Koͤnigl. Regierungen, betreffend das Zwangsverfahren 
gegen renitente Forſtfrevler in Abbuͤßung der gegen die— 
ſelben verhaͤngten Forſtſtrafarbeiten. 





Nachſtehende Verfügung vom 30. November d. J. (Anl. a.) 
wird der Königl. Regierung zur Nachachtung zugefertigt, und iſt 
dieſelbe durch das Amtsblatt bekannt zu machen. 

Berlin, den 29. Dezember 1838. 
Miniſterium des Innern und Minifterium des Königl. Hauſes, 
der Polizei. zweite Abthl. 
v. Rochow v. Ladenberg. 
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* | 
Cirkulars» Verfügung | 
an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen und Gerichtsbehörden. 


Der $. 5. des Gefeßes wegen Unterſuchung und Beſtrafung bes 
Holzdiebitahld vom 7. Juni 1821. hat 28 zwar den Megierungen und 
LandesZuftizfollegien überlaflen, wegen des gegen Forſtfrevler zur Ver: 
richtung der ihnen auferlegten Forſtarbeit anzumendenden Zwanges bes 
fondere Beflimmungen zu treffen. Da ſich jedod in den biernad für 
die einzelnen Provinzen von jenen Behörden getroffenen Anordnungen, 
ſowohl in Ruͤckſicht auf die Art der gewählten Zmangsmittel, als auch 
in Nücficht auf das Maß ihrer Anmendung, eine große Verfchiedenpeit 
offenbart bat, fo wird zur Erhaltung eines gleichmäßigen Verfahrens 
für fämmtliche Provinzen der Monarchie, Folgendes hierdurch feigefegt : 


1) der Forfifreuler, welcher die ihm, in Gemaͤßheit des 8. 5. des Ge: 
ſetzes vom 7. Juni 1821. und der Allerhoͤchſten Rabinets-Drdre vom 
28. April 1834. ſtatt der erfannten Gefängnipfirafe, übertragenen 
Arbeiten zı verrichten fich weigert, ift hierzu durch Perfonals Arreft 
bei Waffer und Brot anzubalten, und ihm nur an jedem dritten 

Tage warmes Effen zu verabreichen; 7? 

2) diefe Zwangshaft fann bis zur doppelten Dauer der eventuell er, 
fannten Gefängnißfirafe, jedoch niemals auf länger als auf ſechs 
Wochen ausgedehnt werden; beträgt aber die Dauer der erfannten 
Gefängnißfirafe weniger ald zwei Zage, fo ift die Zwangshaft bis 
auf Vier Tage kufäffig. — 

3) Erklaͤrt ſich der Verhaftete bereit, die Strafarbeit zu verrichtð, ſo 
iſt er aus der Zwangshaft zu entlaſſen. Genuͤgt er feiner Erflds 
rung doch nicht, fo beginnt eine neue Zwangshaft, worauf die früs 
bere Gefängnißdauer nicht angerechnet wird. 

4) Bleibt die Zwangshaft fruchtlos, fo wird nad dem Ablauf. die 
eventuell erfannte Gefängnißfirafe an dem Frevler vollftredt. 

5) Die durch die Swangebaft entftebenden Koſten, namentlich auch die 
für die Verpflegung des Sträflings während derfelben, fallen dem 
Inhaber der Gerichtsbarkeit zur Laſt. 


Diefe Verfügung ift von den Gerichtd- ‚und Verwaltungsbeboͤrden 
| zu befolgen und durd) die Amteblätter zur Öffentlichen Kenntniß zu 
ringen. 
Berlin, den 30. November 1838. 
Die Juflizminifter. Der Minifter des Innern Das Minifterium des 
v. Kamptz. Mühler. und der Poligei. Koͤnigl. Haufe ; 
v. Rochow. General ⸗Verwaltung 
fuͤr Domainen und 
Forſten. 
v. Ladenberg., 


D. 
Zagd +» Berwaltung. 


43. 


Refolution des Könige. Minifteriums des Innern und 

der Polizei an den Lieutenant N., die Beaufjichtigung 

der Jagd- und Windhunde auf fremden Jagdrevieren 
| betreffend. | 


1 





Em. ꝛc. erwiedere ic) auf das Rekursgeſuch vom 7 v. M., 
daß ich mich mit der von der Königl. Negierung zu Potsdam uns 
term 11. Auguft d. J. erlafenen Perfügung nur einverſtanden 
erklären, und gleichmäßig mich nicht veranlaßt jehen Fann, dem 
Magiftrat zu N. die Neftififation feiner Forſtbeamten, rüdfichtlid) 
der Schonung Shrer Windhunde, aufzugeben, da, wenn aud) aller 
dings nach St. 64— 67. Tit. 16. Thl. II. des Allg. Landrechts, 
Jagd- und Windhunde, die der Jagdberechtigte auf feinem Re— 
biere mitnimmt, beim Sagen frei umherlaufen, und felbft wenn 
fie auch über die Gränze überlaufen, nicht gefchoffen werden dür- 
fen, nit diefer Beftimmung auch die Amteblatts- Verordnung der 
Könige. Regierung zu Potsdam vom 18. Februar 18395. nicht im 
Widerſpruch fieht, es doch in allen Fällen, wo ein Jagdberechtig⸗ 
ter außer ſeinem Jagdrevier, und ohne auf der Jagd begriffen zu 
ſein, ſich von ſeinen Hunden begleiten läßt, ſeine Sache iſt, die 
Hunde ſo an ſich zu halten, daß fie ſich feiner Ayfficht nicht ent= 
ziehen Fünnen. In den vorliegenden hier zur Befchwerde gefom: 
menen Falle hatten Euer ꝛc. außerhalb Ihres Jagdreviers und 
ohne auf der Jagd begriffen zu fein, Ihren Windhund mitgenom: 
men, und diefer hatte, wie Sie Selbſt zugeben, ſich in Verfol— 
gung eines Nehes von Ihnen entfernt und ſich nicht abrufen laſ— 
fen. Derfelbe war daher nicht mehr in Ihrer Begleitung und un: 
ter Ihrer Aufficht, und ift daher mit Necht von dem ftädtitchen 
Forfibeamten als ein auffichtslofer Hund todtgefchoffen worden. Zu 
einer Rektifikation des Magiftrats ift Daher hier überall feine Ver— 
anlaffung vorhanden, noc weniger aber iſt der Antrag gerechtfer- 
tigt, daß die Forſtbeamten fich jeden Angriffs auf Ihre Wind: 
hunde überhaupt enthalten follen, wenn Euer ꝛc. mehr oder went: 
ger in deren Nähe find, und erfichtlich fei, daß Sie die Aufſicht 
über die Hunde auszuüben bemüht feien, da e8 nicht darauf ans 
fommt, ob der Here bemüht ift, die Aufficht über feinen Hund zu 
führen, fondern darauf, daß der Hund in Begleiiing und unter 
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Aufficht feines Herrn auch wirflich bleibt, und, wie dies ausdrüd: 
lih sub 1. der vorgedachten Amtsblatts: Verordnung ausgefpros 
chen iſt, fich nicht von dem Führer entfernt. 

Dagegen beruht es in den gefehlichen Beftimmungen, daß 
Euer ꝛc. beim Jagen auf Ihrem Jagdrevier die Hunde frei um: 
herlaufen laffen fönnen, und wenn dann, ein Hund als auffichtss 
108 follte todtgefchoffen werden, wird es Ihnen überlaffen bleiben, 
den Forfibeamten, der dies gethan hat, event. den Magiftrat, 
wenn es auf deffen Geheiß gefchehen ift, auf Schadenserfag in 
rechtlichen Anfpruch zu nehmen. 

Berlin, den 2. Oftober 1838. Ä " 

Der Minifter des Innern und der Poalizei. 

v. Rochow. 


44. 


Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 

Polizei an das Koͤnigl. Polizeipraſidium hieſelbſt, die 
Theilnahme der Jagdoffizianten an den Praͤmien fuͤr 
die Entdeckung von Wilddieben betreffend. 


Der Herr Oberjägermeiſter Fürſt zu Carolath hat mir die 
Korrefpondenz mitgetheilt, welche derfelbe mit dem Königl. Poli: 
zeipräfidio wegen der von ihm beantragten Bewilligung einer Geld: 
prämie von Zehn Thalern an den Zagdzeug-Fäger N. geführt hat, 
und mich erfucht, das Königl. Polizeipräfidium anzumeifen, daß 
nicht nur dem ꝛc. N. die vorfchriftsmäßige Prämie aus der Geld. 
firafe, welche der von_ihm wegen Wilddiebftahls Denunzirte N. ge: 
zahlt hat, angemwiefen, fondern auch für die Zufunft in ähnlichen 
Fällen den Aufjichtsbeamten des Königl. HofsKüchen-Fagdaeheges 
von folhen auf ihre Denunziation feftgefeßten Geldftrafen ein Ans 
theil bewilligt werde. 

Sch finde diefen Antrag begründet, und kann mic) insbefon- 
dere mit den Gründen, aus denen das Königl. Polizeipräfidium 
die Requiftion des Herrn Oberjägermeifters: in dem Schreiben 
vom 16. Auguft ec. abgelehnt hat, nicht einverftanden erklären. 

Sn der in Bezug genommenen Aferhöchften Kabinets:Ordre 
vom 14. Auguft 1798., welche genehmigt, daß aus den durd) 
Verwandlung der Leibesftrafen von hiefigen Einwohnern aufkom— 
menden Geldfirafen ein befonderer Fonds gebildet und zu Remu— 
nerationen für diejenigen, welche die Thäter von Diebftählen und 
Einbrüchen entdeden, verwendet werde, find zwar die folchergeftalt 
für berechtigt erachteten Beamten jpeziell bezeichnet worden. - Es 
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kann jeboch nicht beabfichtigt fein, die bezeichneten Kategorien auf 
alle Zeiten für die einzig hierzu Berechtigten zu erflären, und von 
diefer Bewilligung alle fpäter hinzutretenden Beamten, welche 
gleichfalls zur Entdeckung derartiger Verbrechen mitzumwirfen ba: 
ben, ausjufchließen. Es müffen vielmehr als Berechtigte, alle die- 
jenigen Perfonen angefehen werden, "auf welche die ausdrüdlich 
angegebene Beftimmung des qu. Fonds Anwendung findet. 

Hierzu kommt noch, daß wenn das Königl. Polizeipräfidium 
für jenen Fonds auch Geldftrafen, welche von außerhalb der 
Stadt wohnenden Andividuen zu zahlen find, in Anfpruch nehmen, 
alfo jener Allerhöchſten Ordre, welche nur von den von hiefigen 
Einwohnern zu zahlenden Geldftrafen redet, eine ausdehnende 
Erklärung geben will, fchon der Konfequenz wegen diefe Ordre 
hinfichtlidy der darnach zu zahlenden Remunerationen nicht ein- 
fhränfend interpretiren, und die außerhalb der Stadt fungi- 
renden Zandauffichtsbeamten von dem durch ihre Thätigfeit ver: 
größerten Fonds ausfchließen kann. 

Das Königl. Polizeipräfidium hat daher nicht nur dem :c. N. 
die vorfchriftsmäßige Prämie für die Habhaftwerdung eines Wild: 
diebes zahlen zu laffen, fondern auch in vorfommenden ähnlichen 
Fällen nad) denfelben Grundfäßen zu verfahren. 

Berlin, den 20. Dezember 1838. 

Der Minifter des Innern ‘und der Polizei. 


v. Rochow. 


45. 
Reffripe des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Düffeldorf, die 
Berpachtungen von Gemeinde-Jagden im Wege öffent: 
licher Lizitation betreffend. 





Der Königl. Regierung gebe ich aus der abfchriftlichen An— 
lage (a.) zu erfehen, wie der Grundbefißer N. zu N. auf feine un: 
begründete Befchwerde über Ihre Verfügung wegen Verpachtung 
der Gemeinde:Fagd dafelbft, dato von mir befchieden worden ift. 
Das von der Königl. Negierung beobachtete Verfahren genehmige 
ic durchaus, und hat diefelbe auch in Fünftigen Fällen bei Ber: 
pachtungen von Gemeinde-Fagden, die in Folge einer Beltimmung 
meines Herrn Amtd- Vorgängers vom 8. April 1834. (Anl. b.) 
von dem Herrn Oberpräfidenten der Nheinprovinz an Gie erlaf- 
fene Berfügung vom 29. ejusd., wonach Mitgliedern des Fagd- 
vorftandes oder Kommunalbeamten niemals zu geſtatten ift, Ge: 
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meinde-Fagden anders als im Wege öffentlicher Lizitation zu pach— 
ten, jederzeit zu befolgen. | 

Das ungehörige Verfahren, das bei Werpachtung der Ge: 
meinde- Jagd zu N. zu Begünftigung eines einzelnen und zum 
Nachtheil der Grundbefißer verfucht worden, verdient übrigens um 
fo mehr Tadel, ald dort der Gemeinderath, der die unftreitige 
Berpflichtung hat, das Intereſſe ſämmtlicher Grundbefißer der Ge: 
meine wahrzunehmen, zugleich die Funftion des Jagdvorſtandes 
ausübt. Die Königl. Negierung hat dies daher demfelben zu erfen: 
nen zu geben. 

Berlin, den 28. Oftober 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


a 


Auf die hier eingereichte Beſchwerde vom 23. Auguſt c.; über die 
in Betreff der Verpachtung der dortigen Gemeinde-Fagd ergangene Vers 
fügung der Königt. Regierung zu Düffeldorf, gereicht Ihnen Nachſte⸗ 
bendes zum Befcheide. 

Schon im Jahre 1834. find die Koͤnigl. Regierungsbehoͤrden in 
der Rheinprovinz aufdrüclich angewiefen worden, Mitgliedern des Jagd; 
vorflandes oder Kommunalbeamten niemals zu geflatter, Gemeinde⸗Jag⸗ 
den anders, als im Wege Öffentlicher Pizitation zu pachten, weil, wenn 
Merfonen diefer Kategorie ſich die Jagden mittelft Werpachtung aus 
freier Hand aneignen, jederzeit im Publifum der Werdacht entiteben 
muß, daß ihnen diefelben zum Nachtheile der Grundbefiger für einen 
zu niedrigen Preis zugewandt feien. 

Die Königl. Regierung zu Düffeldorf bat daher sont in der Ords 
nung verfahren, wenn fie die nicht zu rechtfertigende Weiſe, mie der 
zugleich als Jagdvorſtand fungirende Gemeinderat zu N. über die dor: 
‚ tige Jagd zu Ddieponiren verfucht, nicht zugegeben, vielmehr denfelben 

endtbigt bat, die Jagd in Öffentlicher Lizitation zu verpachten, und dem 

eifibietenden den Zufchlag, zu ertheiien. 

Ihr Antrag, Ihnen die fpäter im Wege der Pizitation für 145 
Rthlr. verpachtete Gemeinde-Fagd für das früher von Ihnen aus freier 
Hand offerirte Pachtquantum von 80 Rthlr. zu überlaffen, ift daher 
überall unzuläffig. 

Was übrigens Ihre Bebaupfung betrifft, daß Ihnen in Folge der 
Beliimmung sub b. $. 8. der Werordnung vom 17, April 1830. die 
Befugniß zuftehe, die Jagd auf Ihrem Grundbefig obne die nach $. 2. 
1. c. fattfindenden Befchränfungen auszuüben; ſo iſt darauf mindeltens 
für jegt nicht zu richtigen, da Sie folche nicht vor der Verpachtung 
— aaa baben, es auch noch bis jeßt an jedem desfallfigen Nach: 
weis feblt. 

Berlin, den 8. Oftober 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


An 
den Grundbeſitzer und Dfonomen N. zu N, 
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b. 


Hinfihtlihh der Befchwerde der Eingefeffenen N. und Genoffen zu 
N: über Die aus freier Hand gefchebene Verpachtung der Jagd 
in der daſigen Bürgermeifterei muß es zwar, wie der Königl. Regie⸗ 
rung ‘auf Ihren anderweiten Bericht vom 20. v. M. eröffnet wird, 
aus den von ihr angeführten Gründen bei den jeßigen PWachtverfrägen 
bewenden. Was aber die Zukunft anlangt, fo erfcheint es allerdings 
als eine große Unfchicklichfeit, daß Mitglieder des Jagdvorſtandes, oder 
auch RommunalsBerwaltungsbeamte die Fagden durch Verpachtung aus 
freier Hand ſich aneignen, da fie im Yublifum immer dem Verdachte 
ausgefegt bleiben werden, daß fie zum Nachtbeife der Grundbefißer aus 
Eigennutz Jagden fuͤr zu niedrige Preiſe erlangt haben. Die Pacht 
iſt daher ſolchen Perſonen nur dann zuzuſchlagen, wenn fie bei oͤffent⸗ 
licher Verſteigerung Meiſtbietende geblieben find, Hiervon find die Ber. 
ſchwerdefuͤhrer mittelft des -abfchriftlich beigefügten Beſcheides benachriche‘ 
tigt worden. ur 

Berlin, den 8. April 1834. 

Winiſterium des Innern und der Polizei. , 
v. Brenn. 
. An 
die Königl. Regierung zu Cöln und abfhriftlic an den 
“ Königl. Dberpräfidenten der Rheinprovinz, mit dem 
Erſuchen, biernah auch die übrigen Regierungen der 
Rheinprovinz mit Anweifung zu verfchen. 


46. 


Verfügung des Könige. Provinzial: Steuerdireftors zu 
Coͤln, an den Königl, Steuerrath zu Trier, die Stems 
prelpflichtigkeit der Fagdfcheine betreffend. 


Die an die Stelle der früheren Waffenfcheine getretenen 
Zagd: Legitimationsfcheine find, wie ich auf Ihren Bericht vom 
13. d. M. erwiedere, als amtliche Attefte in Privat:-Angelegenhei: 
ten einem Stempel von 15 Sgr. zu unterwerfen. | 

Iſt der Mert der Zagd, deren Berechtigung durch den Le: 
gitimationsfchein begränzt wird," unzweifelhaft unter 50 Rthlr, fo 
tritt, nach allgemeinen Grundfägen, Stempelfreiheit ein. 

Die in Rede ftchenden Legitimationsjcheine allgemein ftems 
pelfrei zu laffen, dazu it fein Grund vorhanden. 

Cöln, den 22. Juni 1838. 

Der Geheime Finanzrath und Provinzial: Steuerdireftor. 
| | Helmentag. 


Un 
den Königl. Sfeuerrath zu Trier. 


47. 
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Auszug aus der Cirfular-Verfügung der Königl. Regier 
rung zu Coͤln, an fämmeliche Königl. Landräthe der, 
linfen Rheinfeite, die Kontrole über die richtige Einzie— 
hung und Vertheilung der Fagdpachtgelder betreffend. 





Die Aufnahme der Zagdpachtgelder in die Kommunal: Bud: 
jet8 als durchlaufende Poften können wir jedoch nicht zugeben, da 
folche Feine Kommunal: Einnahme bilden, fondern Eigenthum der 
Beſitzer der jagdberechtigten Grundftüde find; — damit aber die 
allerdings zweckmäßige landräthliche Kontrole darüber ftattfinde, daß 
die Einziehung und Auszahlung der Jagdpachtgelder an die Bes 
theiligten regelmäßig flattfinde, wird es gngemeffen fein, daß die 
Herren Landräthe beim Schluffe eines jeden Jahres aus jeder 
einzelnen Bürgermeifterei fich genügend nachweifen laffen, daß die 
Einziehung der Pachtbeträge und deren Bertheilung wirklich zu ges 
höriger Zeit flattgefunden hat, wonach mithin Euer ꝛc. das Ers 
forderliche veranlaffen wollen. | 

Eöln, den 26. Dezember 1838. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


48. 
Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Pofen, daß bie 
Bereheilung der Kaͤmmerei-Jagden auf die einzelnen 
ftädtifchen Grundbefiger nicht flattfinden koͤnne. 


Der Königl. Negierung gebe ich auf den Bericht vom 28. 
v. M. hierdurch zu erkennen, wie ich ganz mit Ihr darin ein: 
verfianden bin, daß der Antrag der Einwohner N. und Konfors 
ten zu Schmiegel auf Ablöfung der dortigen Kämmerei- Jagd in 
der Art, daß jedem ftädtifchen Grundbefiger die Ausübung. der 
Jagd auf feinen eigenen Grundſtücken eingeräumt werde, unzuläf: 
fig ift, indem die Beftimmung des $. 6. Tit. X. der in dortiger 
‚Provinz eingeführten und noch jeßt gültigen Forft: Ordnung für 
Preußen und Litthauen vom Fahre 1775. dem geradezu entgegen fteht. 
Die Königl. Regierung hat daher die Supplifanten auf deren 
Vorſtellung vom 11. Septbr. e. abfchlägig zu befcheiden. 
Berlin, den 30. November 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 
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49. 


Cirfular-Reffript der Koͤnigl. Minifterien an fammtliche 

Koͤnigl. Regierungen, die Denunzianten : Antheile an 

Steuerftrafen für Polizeibeamte und agiftratsmitglie 
| der betreffend. 


ar 


Zur Befeitigung entftandener Zweifel wird der Königl. Ne: 
gierung zur Nachachtung eröffnet, daß zu denjenigen Polizeibeam— 
ten, welchen, wenn ſie Zuwiderhandlungen gegen die Steuergeſetze 
vom 8. Februar 1819. und 30. Mai 1820. entdecken, oder zur 
Entdefung Hülfe leiften, nach der Allerhöchften Kabinets- Ordre 
vom 17. Dezbr. 1820. ) ein Drittel der eingezogenen Steuer: 
firafen und etwaigen Konfisfate als Denunzianten-Antheil gebührt, 
auch die Mitglieder der Mägifträte in allen Städten, ohne Rüd- 
fiht auf deren Größe, gehören. 

Berlin, den 13. November 1838, 

Der Miniſter des Innern und der Polizei. Der Finanzminiſter. 
er. Rochow. v. Alvensleben. 
'*) Annal. Sahrg. 1835. ©. 952. 


50. 


Reffript des Königl. Juſtizminiſteriums an das Königl. 
Dberlandesgericht zu Glogau, uber die Rechtsmittel in 
fisfalifchen Unterfuchungen wegen Steuervergehen. 


Auf die Anfrage in dem Berichte vom 2. d. M., die Rechts: 
mittel in fiskaliſchen Unterſuchungen wegen Steuervergehen be: 
treffend, wird dem Königl. Oberlandesgerichte Folgendes eröffnet: 
1) Die Anberaumung befonderer Termine zur Publifation der 
Erfenntniffe eriter gder zweiter Inſtanz muß wie in Eivils 
Prozeſſen unterbleiben, die Publikation vielmehr durch un: 
mittelbare Zufertigung und vorfchriftsmäßige AInfinuation der 
Erkenntniß-Ausfertigungen bewirft werden. 

Verordnung vom 11. Juni 1838, über die Rechtsmittel 
in fisfalifchen Unterfuchungen wegen Steuer: und ähn— 

licher Vergehen. (Geſetz-Samml. ©. 377.) 
Berordnung vom 5. Mai 1838. wegen Einführung eines 
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gleichmäßigen Verfahrens bei der Inſinuation richter— 
licher Erfenntniffe. (Geſetz-Samml. ©. 273.) 

2) Die Belehrung über die zuftändigen Rechtsmittel if allge: 
mein aufgehoben, findet Daher weder in befonderen Terminen, 
noch in den Ausfertigungen der Erfenntniffe, noch durch fpes 
zielle Derfügungen ftatt. E 

3) Dagegen verbleibt e8 bei der in beftimmten Fällen vorgefchrie: 
benen Belehrung, wenn der Kontravenient im Falle der Wie: 
derholung. des Vergehens eine erhöhte Strafe zu erwarten hat. 

Über diefe Belehrung muß ein Protofoll aufgenommen 
werden. Nur bei Perfonen, bei denen Fein Zweifel obwal- 
tet, daß fie Gefchriebenes lefen fünnen, genügt der Vermerf 
hierüber in der Vrteld-Ausfertigung. 

4) Die Vollſtreckung eines Straferfenntniffes Fann, ſoweit es 

gegen den Angefchuldigten ergangen, nur in foweit erfolgen, . 
als es rechtskräftig geworden ift. Steht daher der Steuer: 
behörde noch ein ordentliches Nechtsmittel zu, fo: darf die 
Vollſtreckung nicht eher verfügt werden, als bis entweder die 
Behörde angezeigt hat, daß fie fich bei dem Erfenntniffe be 
ruhige, oder aus dem eingereichten Appellationsberichte her- 
vorgeht, in wie weit das Erfenntniß etwa in die Rechtsfraft 
übergegamgen fei, oder die' zur Einlegung des Rechtsmittels 
zuläffige Friſt abgelaufen: if. j 

5) Die Borfchrift des $. 10. der Verordnung vom 14. Dezem: 
ber 1833. (Geſetz-Samml. ©. 302.), nach deren Inhalte die 
Einlegung der Nichtigfeitsbefchwerde die Bollfirefung des 
angefochtenen Erfenntniffes in der Negel nicht aufhält, fin- 
det auch auf diefe Unterfuchungsfachen Anwendung. 

6) So weit das Erfenntniß zu Gunften des Angefchuldigten ausgefale 
len ift, muß daffelbe nach $. 4, der Verordnung v. 11. Juni 
dv. 3. u..$. 100. der Allg. Ger.:Drdn. Thl. I. Tit. 35. ſo— 
gleich vollftredt werden. Eine Ausnahme tritt nur dann ein, 

wenn nach Maßgabe, der analogen Beftimmungen im $. 6. 
u. f. Tit. 14. Thl. I. der Allgem. Gerichts: Ordnung aus 
deſſen Vollſtreckung ein wichtiger und unerfegliher Schaden 
zu beforgen fein würde. Ob eine foldye Ausnahme begrün: 
det ift, hat das Gefeh dem pflichtmäßigen Ermefien des Rich- 
ters überlaffen und muß in jedem einzelnen Falle darüber 
ein Befchluß gefaßt werden. 
Hiernach hat ſich das Königl. Oberlandesgericht zu achten und die 
Untergerichte feines Departements mit Anweifung zu verfehen. 
Berlin, den 20. Dftober 1838. 
Der Zuftizminifter. 
Mühler. 
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51. 


Cirfulars Reffripe des Königl. Finanzminifteriums an 

fämmtliche Königl. Provinzial= Steuerdireftoren, betrefs 

fend die Verrechnung der Gebühren und Auslagen in 
Unterfuchungen wegen Steuer Kontraventionen. 


Ew. Hochwohlgeboren erhalten hierbei Abfchrift der, an das 
Königl. Staatsminifterium ergangenen Alferhöchften Kabinets: Or: 
dre vom 20. v. M. wegen des Berfahrens der Gerichte bei der 
Perrechnung der Gebühren und Auslagen in den, von den Steuer: 
zu, zur rechtlihen Entfcheidung inftruirten 
Steuer-Kontraventionsfällen zur Nachricht und Achtung. (Anl. a.) 

Berlin, den 28. Dezember 1838. 

Der Zinanzminifter. 
v. Alvensleben. 





— 


a. 


Auf den Bericht des Staatsminifterii vom 24. v. M. beflimme Ich, 
nach dem Antrage der Majorität deffelben, daß in allen Sjeuer + Kons 
—— die, zur Niederſchlagung nicht geeigneten 
Koften des, von der Steuerbehoͤrde eingelegten und zuruͤckgewieſenen 
Rechtsmittels, welche nicht in den außergerichtlihen Mandatariengebühs 
ren des fisfalifchen Anmalts, oder in baaren, die Werfon des Haupt⸗ 
Steuer-Amtd-Tufitiarius betreffenden Auslagen beflehen, und, wie bis⸗ 
ber, dem Steuer-Fonds zur Laſt fallen, auf den Krimmal-Koiten:Fonds 
anzumeifen find, indem die in der zmeiten Inſtanz dem fisfalifchen Cie 
vilprogeß fich annähernde Form des Verfahrens feine hinreichende Ver⸗ 
anlaffung ift, der Koften wegen, von dem Grundfage, der in ber erfien 
Inſtanz angewendet wird, abzumeichen. 

Berlin, den 20. November 1838, 


Friedrich Wilhelm. 


An 
das Staatdminifierium. 





52. | 
Reſkript der Königl. Minifterien an die Königl. Res 
gierung zu Franffurt, das Verfahren bei Exekutions⸗ 
Bollftrefungen betreffend. °*) 


Auf den Bericht vom 18. Geptember c. erwiedern wir der 
Königl. Regierung, daß außer dem Monitorio an den Schuldner, 


°) Vergl. Annal. Jahrg. 1834. ©. 307. 
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von welchem die Allgemeine Gerichts-Drdnung hl. I. Tit. 24. 
$. 31., fomwie die Inftruftion vom 18. Dezember 1813. $. 9. han: 
delt, eine befondere Ankündigung der Erefution nicht ftattfinden 
fol, fondern die Erefution felbft fofort vollftrecdt werden muß. Für 
eine von dem Monitorio verfciedene Ankündigung der Erefution 
dürfen daher auch Feine Gebühren genommen werden. 
Berlin, den 20. November 1838. | 
Minifterium des Königl. Haufes, zweite Abthl. Finanzminifterium. 
v. Ladenberg. v. Alvensleben. 


— Ki 
53. 
Reſkript des Königl. Generaldireftors der Steuern an 


die Königl. Regierung zu Potsdam, die Gemwerbefteuer 
der Bäder, Kuchenbaͤcker und Pfefferfüchler betreffend. 





Der Konditor N. in.K. ift, wie auf den Bericht vom 4. 
Oktober d. J. ermwiedert wird, bei den vom Magiftrate dafelbft 
unterm 23. Januar d. J. angezeigten Umſtänden als Händler in 
der Klaſſe B. der Beſtimmung vom 2. April 1821.. gemäß, nach 
welcher auch Fünftig zu verfahren ift, zu befteuern. 

Daß die Bäder, Kuchenbäder und Pfefferfüchlee nach $. 66. 
des Edifts vom 7. September 1811. gleiche Gewerbsrechte ha: 
ben, fieht der Anwendung jener Beftimmung nicht entgegen, in: 
dem aus der Gleichheit der Berehfigung noch nicht folgt, daß 
jeder Einzelne von Diefer Berechtigung in ihrem ganzen Umfange 
Gebrauch made, worauf es hinfichtlich der auf dem Gewerbe: 
betriebe, nicht auf der bloßen Berechtigung ruhenden Steuer 
anfommf. Wenn ferner ein Kuchenbäder,, wie der N., auch 
Zwiebad, wie folcher von Bädern bereitet wird, neben eigentlis 
chen Kuchenbäderwaaten, verfertigt? fo ift er deshalb noch nicht 
ein Bäder, im Sinne des Gemerbefteuer : Gefehes vom 30. Mai 
1820., und umgefehrt ein Bäder, der neben eigentlichen Bäder: 
waaren aud einige Konditor: und Pfefferfüchlerwaaren verfertigt, 
deshalb noch, nicht als Pfefferfüchler onzufehen. Die in jedem 
‚ einzelnen Falle obwaltenden Umftände werden für die Klaffe, in 
welche das betreffende Individuum wegen feines hauptfächlichen 
Gewerbebetriebes gehört, - maßgebend fein müffen, und die Ent: 
ſcheidung hiernach wird erheblichen Schwierigkeiten nicht unterliegen. 

Berlin, den 26. Oftober 1838. 

| Der Generaldireftor der Steuern. 
Kuhlmeyer. 


898 


4. 


Reſkript des Koͤnigl. Generaldirektors der Steuern an 
die Koͤnigl. Regierung zu Frankfurt, die Gewerbeſteuer 
der Equilibriſten, Seiltaͤnzer und Kunſtreiter betreffend. 





Die in dem Regulativ vom 4. Dezember 1836. $. 2. vorge: 
fchriebenen Steuerfäße für ſolche Mufifer, welche in einer aus me: 
nigftens vier unverdächtigen, gefchieften Perfonen beftehenden Ge: 
feichaft ihr Gewerbe im Umherziehen betreiben, finden, wie auf 
den Bericht vom 7. Auguft d. 3. erwiedert wird, auch) auf Equi— 
libeiften, Seiltänzer, Kunftreiter, welche ihr Gewerbe 
in einer größern Gefellfchaft betreiben, Anwendung, und muß von 
dem Vorſteher einer folchen Gejellfchaft, gleichwie von dem 
Vorſteher eines Mufifer- Vereins, der Steuerfaß von 12 
Rthlr. entrichtet werden. 

Berlin, den 18. Auguft 1838. 

Der General-Direftor der Steuern. 
Kuhlmeyer. 





— 55. 

Cirkular-Reſkript des Koͤnigl. Finanzminiſteriums an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Gewerbeſteuer der 
Viehſchneider, Leinweber, Theerhaͤndler und Lumpen⸗ 
| fammler betreffend. 





Mit Bezug auf den $. 4. des Regulativs vom A. Dezember 
1836., den Gewerbebetrieb im Umbherziehen betreffend, wird die 
Königl. Negierung ermächtigt, Gewerbefcheine 

für Viehſchneider zu dem Steuerfaße von 6 oder 8 Rthlr., 

und für folhe Leinweber, welche die von ihnen felbft ver: 

fertigte Leinwand in der Nachbarfchaft ihres Wohnorts zum 

Verkaufe umhertragen, zu dem Steuerfaße von 4, 6 und 8 

Thalern 
ohne befondere Genehmigung auszufertigen, wenn neben der Nütz— 
lichfeit der Gewerbe nach den ürtlihen Berhältniffen auch deren 
unbedeutender Umfang für die Gteuer-Ermäßigung fprict. 

Don der in dem Negulative vom 4. Dezember 1836. $. 6. 
unter 2. lit. b. enthaltenen Borfchrift, nach welcher Gemwerbetrei- 
bende, die fid) zur Fortfchaffung der Gegenftände ihres Verkehrs 
eines Fuhrwerks bedienen, die Steuer von 12 Thalern zu entrich: 
ten haben, wird rüdfichtlic der Theerhändler und Lumpen— 


’ 
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fammler, welche ſich eines nur mit einem Pferde beſpannten 
Fuhrwerks bedienen, eine Ausnahme in der Art bewilligt, daß 
denſelben mit Berückſichtigung des Umfangs des Verkehrs die 
Gewerbefcheine zu den Sätzen von 4, 6 und 8 Thalern ebenfalls 
ohne dieffeitige befondere Genehmigung ertheilt werden können. 
Berlin, den 21. September 1838. 
Der Finanzminifter. 
v. Alvensleben. 


50. 
Cirfular- Verfügung der Königl. Regierung zu Achen an 
ſaͤmmtliche Landraͤthe, die ſtempelfreie Beſtaͤtigung der 
von Beamten im Auftrage ihrer vorgeſetzten Behoͤrden 
abgeſchloſſenen Vertraͤge betreffend. 





Bei der Veräußerung einer bei dem Straßenbau unbenutzt 
liegen gebliebenen Parzele iſt es vorgekommen, daß von dem mit 
der Abhaltung des Verkaufs beauftragt geweſenen Beamten, au: 
Ger dem Werth: und Bürgfchaftsitempel, auch noch ein befonderer 
Genehmigunasftempel zu dem Berdingsprotofolfe adhibirt worden ift. 

Es ift jedoch, wie das Königl. Finanzminifterium fich hier: 
über bereits früher Ausgefprochen hat, in denjenigen Fällen, wo ein 
Beamter im Auftrage und Namen feiner vorgefeßten Behörde, 


\ 


unter dem Borbehalte ihrer Genehmigung, Berträge abjchließt, 


und es alſo von der vorgefeßten Behörde abhängt, ob fie Diefe 
Betätigung oder Genehmigung in einer dem Vertrage angehäng: 
ten, ımter ihrer Firma und Unterjchrift ausgeftellten Erklärung, 


oder in einer befondern, an den Beauftragten erlaffenen Berfü: 


gung, in Bezug auf den Bertrag ausdrüden will, hierin weder 
in dem einen noch in dem andern Falle eine, des Ausfertigungs: 
ftempels bedürfende Beftätigung enthalten. 

Sie wollen ſich hiernad) vorfommenden Falles nicht nur felbft 
achten, fondern auc die Bürgermeijter in diefer Beziehung mit 
der erforderlichen Anweifung berfehen. 


Achen, den 2. Dftober 1838. | ’ 
Kövigl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
57. 


——— des Koͤnigl. Provinzial: Steuerdiref- 
tors zu Magdeburg, die Einführung des Düngefalzes 
in die dieffeitigen Lande betreffend. 


In Gemäßheit eines Reſkripts des Herrn Generaldireftors 
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der Steuern bringe ich hierdurch zur öffentlihen Kenntniß, daß 
die Beftimmung in der Zoll-Erhebungs-Rolle, wonach Düngefalz 
aus nicht zollvereinten Staaten nur auf befondere Erlaubnißfcheine 
und unter Kontrofe der Verwendung eingeführt werden darf, auch 
für die Einführung des Düngefalzes aus zollvereinten Staaten 
in das Dieffeitige Gebiet geltend iſt. Dieffeitige Unterthanen, 
welche Düngefal; aus den ‘auswärtigen nicht zollvereinten oder 
zolfvereinten Staaten beziehen wollen, haben ihre Anträge auf die 
von mir zu ertheilenden Erlaubnißfcheine bei demjenigen Haupt: 
Zollamte oder Haupt: Steueramte, in deflen Bezirke fie wohnen, 
anzubringen, welchen obliegt, darüber an mich zu berichten, 
Magdeburg, den 30. Oftober 1838. 
Konigl. Geheimer Ober-Finanzrat) und Movinzial:Steuerdireftor. 
Für denfelben. N 
Der Negierungsrath Göring. 


| 58. 
AUllerhöchfte Kabinets⸗Ordre, betreffend die Kontrole des 
Einganges von Kaffee aus dem Gränzbezirfe in das 
Binnenland. | 





Um dem Schleichhandel, der mit Kaffee getrieben wird, und 
von der Gränze gegen die Maas her überhand genommen hat, 
wirffamern Einhalt zu thun, fee Ich, auf Ihren Antrag, hier 
durch feſt; daß auf dem linfen Aheinufer des Düffeldorfer Negies 
rungsbezirfs, ſowie in den Kreifen Erfelenz, Heinsberg, Geilenfir: 
chen, Jülich, Achen und Eupen, Regierungsbezirks Achen, fo lange 
das Bedürfniß nach Ihrem Ermeffen es erfordert, jeder Trans: 
port von Kaffee, wenn er in Menge von 5 Pfund und darüber 
aus dem Gränzbezirf in das Binnenland übergeht, mit der im 
Gränzbezirf empfangenen Bezettelung nad $. 92. der Zoll: Ords 
nung vom 23. Januar d. J., und wenn der Kaffee im Binnen: 
lande verfandt wird, mit einem Frachtbrief, nach Borfchrift der 
Zoll-Ordnung, $. 93., verfehen fein muß, wobei in Anjehung der 
Bezettelung und des Ausweiſes über den Transport der Berfens 
der, der Waarenführer und der Empfänger, alles dasjenige zu bes 
obachten haben, was dafelbft im $. 92., 93., 94., 96. und 97. 
gefordert wird. Ferner verordue Sch, daß diejenigen Gewerbetrei; 
benden, welche außerhalb des Gränzbezirfs in den vorgenannten 
Kreifen wohnen, und mit ‚Kaffee handeln, gehalten fein follen, nicht 
nur ihre Beitände an Kaffee der Steuerbehörde fofort anzugeben, 
fondern auch über den Zus und Abgang an diefem Artifel Buch 
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zu führen. Die Steuerbehörde ift befugt, bei etwanigem Zweifel 
an der Richtigkeit der Angabe eine Prüfung der angezeigten Be: 
ftände zu veranlaffen, und zu jeder Zeit die Offenlegung des über 
Zu: und Abgang geführten Buches zu fordern. Finden fich bei: 
folchen Gewerbetreibenden Kaffeevorräthe, deren Berfteuerung oder 
fteuerfreie Abftammung nicht nachgemwiefen werden Fann, fo unter- 
liegen fie dieferhalb, gleich als wohnten fie im Gränzbezirfe, der 
Beflimmung des Gefeges wegen, Unterfuhung und Beftrafung der 
Zollvergehen, vom 23. Januar d. J., 9 6. Nr. 4., wonach die 
Zoll:Defraudation als vollbracht angenommen. wird, wenn Gewer: 
betreibende im Gränzbezirk fidy über die erfolgte Berfteuerung 
oder fleuerfreie Abftammung der vorgefundenen Gegenftände nicht 
ausweifen Fönnen. Sie haben diefe Drdre durch die Amtsblätter 
der Negierungen zu Düffeldorf und Achen befannt machen zu laffen. 

‚Berlin, den 11. November 1838. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staats: und Finanzminifter Grafen 
v. Alvensleben. 





| 59. | 
Befanntmahung des Königl. Finanzminifteriums, die 
Steuer: Vergütung bei der Ausfuhr von inländifchem 
DBranntwein betreffend. 


Um den Sat der Steuervergütung für ausgeführten inlän: 
difchen Branntwein mit dem durch die Allerhöchfte Kabinets-Dr- 
dre vom 16. Zuni d. 3. berichtigten Erhebungsfate der Maifch- 
fleuer in ein angemeffened Verhältniß zu bringen, und zugleich, 
durch Vereinfachung der bei der Branntweinausfuhr gegen Steuer: 
vergütung zu erfüllenden Bedingungen und Förmlichfeiten, die 
Benußung der Gelegenheit zum Abſatz von Branntwein nach dem 
Auslande möglichft zu erleichtern, werden in Gemäßheit Allerhöch— 
fter Kabinets:DOrdre vom 14. d. M., mit Aufhebung der Befannt: 
machung vom 19. Juni 1836., (Annal. ©. 315.) und insbefondere 
der darin bewilligten Vergütungsſätze, folgende anderweite Beftim- 
mungen getroffen und hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

$. 1. Vom 1. November d. 3. an wird bei der Ausfuhr 
des im Inlande erzeugten Branntweins (über die Gränzen des 
Zollvereins» Gebiets hinaus) nach dem Auslande, injofern derfelbe 
eine Alfoholftärfe von 35 Prozenten nad) Tralles oder darüber 
bat, und die auf einmal ausgeführte Menge mindeftens Einen Ei: 
mer (60 Quart) beträgt, eine Steuervergütung von Zehn Sil— 
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berpfennigen für jedes Quart Branntwein zu Funf- 
zig Prozent Alkohol nah Tralles oder. (mas daffelbe ift) 
von Einem Silbergrofchen und acht Pfennigen für, 
jedes Einhundert der duch Multiplifation der 
Quartzahl des Branntweins mit der Gradezahl er: 
mittelten, indem Branntwein enthaltenen Prozente 
Alkohol (nad Tralles) gewährt. 

Bei Berechnung der Vergütung nad) dem zuleßt erwähnten 
Gabe für den auf eine Anmeldung (. 3.) ausgeführten Brannt— 
wein bleiben jedoch die Alfohol: Prozente, welche nicht volle 100 
betragen, außer Anfaß, fo daß beifpielsweife die Vergütung nicht 
- für 243,477, fondern für 243,400 Prozent Alfohol geleiftet wird. 

$. 2. Auf die im $. 1. beſtimmte Vergütung hat Jeder 
Anfpruch, der inländifchen Brahntwein ausführt und die in den 
folgenden $$. vorgefchriebenen Bedingungen erfüllt. 

Ein regelmäßiger Nachweis des Urfprungs des zur Ausfuhr 
angemeldeten Branntweins wird nicht verlangt, die Forderung 
deffelben in einzelnen Fällen aber vorbehalten. 

Die Steuervergütung wird in der Negel nur gewährt, wenn 
die Ausfuhr des Branntweins über ein Haupt-Zollamt bewirft 
wird, und darf bei der Ausfuhr über ein Neben-Zollamt erfter 
Klaffe nur in dem Falle Kattfinden, wenn leßteres zu derartigen 
Abfertigungen ausnahmsweiſe befonders befugt if. 

d. 3. Sol Branntwein mit dem Anfpruche auf Steuer- 
vergütung ausgeführt werden, fo hat der Eigenthümer deffelben 
folhes dem Steueramte feines Wohnorts oder des Bezirks, in 
welchem er wohnt, mittelft einer nach dem beiliegenden Mufter (a.) 
in doppelter Ausfertigung zu übergebenden fchriftlichen Anmeldung, 
welche die Menge und Stärfe des in jedem Gebinde befindlichen 
Dranntweins und die Angabe des Ausgangs: Amts enthalten mufi, 
anzuzeigen. 

Findet das Steueramt Fein befonderes Bedenfen, auch gegen 
die Wahl des Ausgangs: Amts nichts zu erinnern, fo gibt daffelbe 
ein Eremplar der Anmeldung, mit feinem Bifa und Stempel ver: 
fehen, dem Anmelder zurüd. 

$. 4. Mit der zurüdempfangenen Anmeldung ($. 3.), welche 
den Transport begleiten muß, wird der Branntwein dem gewähl: 
ten Ausgangs: Amte zur Nevifion geftellt.e Auf Grund derfelben 
vermerft das Amt in der Anmeldung bei jedem Gebinde die er: 
mittelte Menge und Stärfe des Brauntweins, befcheinigt dem, 
nächft darin die unter amtlicher Begleitung wirklich erfolgte Aus- 
fuhr über die Gränze, und fendet die fo befcheinigte Anmeldung 
an dasjenige Hauptamt, in deffen Bezirke der Berfender wohnt. 

Dem Waarenführer wird über die Abgabe der Anmeldung 
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und die Geftellung des Branntweins bei dem Ausgangsamte eine 

Defcheinigung ertheilt. 
$. 5. Bon dem Hauptamte, in defien Bezirke der Verſen— 

der wohnt, wird die Steuervergütung am Schluffe des Monats 

mittelft einer, der Provinzial: Steuerbehörde einzureichenden, und 
fämmtliche, im Laufe des Mondts eingegangene Ausfuhr: Beſchei— 
nigungen umfaſſenden Nachweiſung liquidirt. 

Nach erfolgter Prüfung und Feſtſtellung der liquidirten Be⸗ 
träge ertheilt die Provinzial-Steuerbehörde auf Grund einer jeden 
richtig befundenen Auefuhr⸗ Befcheinigung ein Anerkenntniß des 

nhalts, 
daß dem Verſender für den (nach Menge und Stärke an— 

zugebenden) Branntwein, welcher am . . (Tage) über das 

Haupt:Zollamt zu .. . . ausgeführt worden, eine Steuer: 

vergütung im Betrage von ... zuftehe, 

— dem Verſender durch das betreffende Hauptamt zugeſtellt 
wird. 

$. 6. Die Anerkenntniſſe werden auf zu entrichtende Maifch: 
feuer zu dem Betrage, auf welchen fie lauten, in Zahlung ange: 
nommen, auch unter den nachfiehend angegebenen Bedingungen 
durch baare Zahlung der darauf anerfannten Steuervergütung 
realifirt. Es fann demnach der Verfender das empfangene Aner: 
fenntniß, 

a. wenn er felbft Brennerei-Inhaber ift, entweder zur Tilgung 
eines, demfelben entfprechenden Betrages Freditirter Maifch- 
fteuer benußen, oder, wenn er feinen Steuerfredit genießt, 
auf zu entrichtende Maifthfteuer in Zahlung geben; . 

b. wenn er nicht felbft die Brennerei betreibt, zu dem unter a. 
angegebenen Zwecke an einen Brennereiz Inhaber cediren; 
diefer muß jedoch das Anerkenntniß felbft benugen, und darf 
daſſelbe nicht auf einen Dritten überfragen; 

e. wenn von dem Anerfenntniß in der unter a. und b. angege⸗ | 
benen Weife als Zahlangsmittel Fein Gebraudy gemacht wird, 
den Betrag der darauf anerfannten Steuervergütung auf 
Anweifung der Provinzials Steuerbehörde, welche das Aner:- 
fenntniß ausgefertigt hat, vom 1. November an bis zum 
Sahresfchluffe aus der Provinzial: Steuerfaffe baar gezahlt 
erhalten. Die baare Zahlung der Steuervergütung wird aber 
nur für Branntwein geleiftet, welcher nad) dem Anerfennt: 
niß bis Ende September ausgeführt worden ift, und es muß 
der Antrag darauf, unter Beifügung der Anerfenntniffe, jo 
zeitig von dem DBerfender an die Provinzial: Steuerbehörde 
gerichtet werden, daß die Anmeifung der Zahlung nod) vor 
dem Sahresfchluffe erfolgen Fann. 


— 
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Die Anerfenntniffe werden nur gerade zu dem Betrage, auf 
weldyen fie lauten, in Zahlung angenommen oder baar realifirt, 
und es ift nicht zuläffig, die Abtragung einer geringern Summe 
darauf. in Abfchreibung zu bringen; auch, findet ihre Annahme als 
Zahlungsmittel oder zur baaren Zahlung überhaupt nur innerhalb 
Sahresfrift, vom Tage der Ausfertigung an gerechnet, ftatt. 

$. 7. Unter Bezugnahme auf die Beftimmungen des $. 6. 
der Bekanntmachung des Finanzminifteriums v. 27. Dezbr. 1825., 
(Annal. ©. 897. ff.) wegen Kreditirung der Branntweinfteuer, wird 
aud) ferner ‚bie Abführung von inländifchem Branntwein zu eis 
ner Packhofs-⸗Niederlage, Behufs der von dort aus gegen Steuer: 
vergütung zu bewirfenden Ausfuhr nad) dem Auslande geftattet. 

Auch bei folhem Branntwein fommen in Bezug auf An: 
meldung, Abfertigung und Erlangung der Bonififation die vorfte- 
henden Beftimmungen 89. 3— 6. mit dem alleinigen Unterfchiede 
in Anwendung, daß die Bejcheinigung des Hauptamts in der Pad: 
hofsftadt über die Ablieferung des Branntweins zur amtlichen 
Niederlage die Stelle der Ausfuhr-Befcheinigung ($. 4.) vertritt. 

Da der zu Padhofs-Niederlagen abgeführte inländifche Brannt: 
wein in Folge der dafür gewährten Steuervergütung dem unver: 
fieuerten Lagergute hinzutritt, fo Fann derfelbe nur gegen Erle: 
gung einer, der Eingangs-Abgabe für fremden unverfteuerten Brannt- 
wein gleihfommenden Steuer in den freien Verkehr zurück ver- 
feßt werden, wogegen die Ausfuhr aus der amtlichen Niederlage 
nad) dem Auslande innerhalb der durch die Packhofs-Reglements 
feſtgeſetzten Lagerfrift völlig fleuerfrei erfolgt. 

Eine erwiefene Deframdation der Fabrifationsfteuer 
vom Branntwein, oder eine heimliche Wiedereinbringung/ des ge: 
. gen Vergütung ausgeführten Branntweins zieht, außer der gefeß: 
lichen Beftrafung, den Verluft des ferneren Anſpruchs auf Steuer: 
vergütung bei der Erportation nad) fich, fowie auch bei jedem ans 
deren Mifbrauche diefer DVergünftigung deren Entziehung ftatt- 
findet. | 

Berlin, den 18. Oftober 1838. 

Der Finanzminifter. 
v. Alvensleben. 


A. 


Der untergeichnete ee meldet hiermit dem Koͤ⸗ 
nigl. Steuer-Amte zu N. im Bezirfe ded Königl. DauptsSteuer-Amts 
zu N., daß er beabfichtigt, den nach Gebindezahl, Menge und Alfobol- 
gehalt nachſtehend näber deflarirten inländifhen Branntwein innerhalb 


der naͤchſten Wochen‘ über dad Haupt-Zoll-Amt zu N. in das Auss 
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land auszufuͤhren, und traͤgt darauf an, ihm nach erfolgter Ausfuhr 
und auf Grund der diesfaͤlligen Ausgangs-⸗Beſcheinigung die angeordnete 
Öteuerveraütung zu gewähren. 

WI ——— Eu 


Angabe des Verſenders. Reviſionsbefund des Aus; 
gange-AUmts. 
k 
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Sebi Binde befindlichen (mit Buchſtaben zu ſchreiben.) 


Des Branntweing, 














| Marfe lkohol 
ge — 
laufende — Menge.Jbalt nach OR Jaltobolgehbalt 
Tralles. I Ina) Tralles, 
Nummer. 
| Quart. Prozent. Quart. Prozent. 
N. den ten Die Richtigkeit vorfichender 
Unterfihrift des Verſenders. * re ee 
Gefeben N. den ten Die ———— 
— Unterſchriften. 
(Siegel) Firma der Steuerfiek. Die AYusbegleitung uͤber die 
Unterſchrift. Graͤnze beſcheinigen 
N. den ten 
Unterſchriften. 


Daß die oben bezeichneten (Zehn) Gebinde, welche zuſammen 
(Zweitausend und funfzehn) Quart Branntwein von der bier ermit- 
telten, oben angegebenen Alfoholftärfe enthalten haben, über die Gränze 
ausgeführt worden find, wird hiermit befcheinigt. 

on x l. Haupt - Zoll- Amt 
önigl. Haupt - Zoll- Ant, 
(Siegel.) : Unterfchriften. 





F. | 
Poft : Verwaltung. 


60. 
Auszug aus dem General-Eirfulare des Königl. Gene» 
ral-Poftamts an ſaͤmmtliche Poftanftalten, verfchiedene 

Poftvorfehriften und Anordnungen enthaltend. 


Einhebung und Abführung der Zeitungsgelder foll praenumerando 
efcheben. 


2. Wenngleich nach den früheren Beſtimmungen der Eirfus 


\ 


906 ' 


far: Verfügungen vom 9. Dezember 1823. $. 2., und 20. Februar 
1825. $. 16., ſowie bejonders nach den $$. 243. und 289. der 
Darftellung des Poſt-Kaſſen- und Nechnungswefens die Voftanftal: 
ten verpflichtet find, Abonnements auf Zeitſchriften praenume- 
rando zu erheben, und folhe in eben diefer Art, refp. an die 
Debits- und Berlags:Poftämter, abzufenden, fo werden dieſe Be: 
ftimmungen von einem großen Theile der mit dem Zeitungswefen 
beauftragten Poſtbeamten dennoch‘ nicht befolgt. 

Sämmtliche Poftanftalten werden darauf wiederholt aufmerf: 
fan gemacht, daß jeder Nachtheil, welcher aus diefer Verabſäu— 
mung entjteht, dem nachläffigen Beamten oder dem Amtsvorfies 
fier, in fo weit er die Kontrole verabfäumt hat, zur Laft fällt. 

ı Die Speditiond: und Berlags-Poftämter werden zugleich an: 
gewiefen, Zahlungen an Zeitungs: Pränumerationen, wenn folche 


bis zum Ende de erften Monats im neuen Abonnements: Terz: - 


mine nicht eingegangen find, durch Anrechnung gegen Porto und 

Procura ohne Meiteres einzuziehen. . Außerdem wird noch befon= 

dere Strafe bei Wiederholung folder Bernachläffigung eintreten. 
Militair- Vorfpannfuhren find von der Lohnfuhr: Abgabe befreit. 

3. Die Borfpannfuhren für die mit Borfpann s Päffen vers 
fehenen Dffiziere find bisher als der Lohnfuhr-Abgabe unterworfen 
behandelt worden, 

a. wenn der Fuhrmann ein höheres Lohn, als den reglementss 
mäßigen Gab von 7+ Sgr. pro Pferd und Meile, erhält, 


oder 
b. wenn die Fuhre fRationsweife durch Ertrapoftpferde verrich- 
tet werden Fünnte. 
Diefe Befchränfungen werden hiermit aufgehoben, fo daß die Mi— 
litair - Borfpannfuhren nunmehr unter allen Umftänden von der 
Abgabe befreit find. 

Die VPoftämter haben die in ihren refp. Bezirfen flationirten 
Lohnfuhr-Auffeher und Gendarmen hiernady zu inftruiren. 
Girfulare an beurlaubte Landwehr. Offiziere follen nach WVorfchrift adreſ⸗ 

firt und verfandt werden. 

4. Durd die Eirfular-VBerfügung vom 16. Januar 1826. 
Pr. 7., ift angeordnet worden, daß die Eirfulare der Komman: 
deure der Landwehr: Bataillone an die beurlaubten, unbefoldeten 
Landwehr: Offiziere zur Begründung der Portofreiheit mit einer 


— 


entſprechenden Adreſſe verſehen ſein, und von einem Offizier an 


den andern unter Kreuzband geſandt werden müſſen. Es ſind ver— 
ſchiedene Fälle vorgekommen, welche den Beweis liefern, daß dieſe, 
im Einverſtaͤndniſſe mit dem Königl. Kriegsminiſterium angeordnete 
Mafregel häufig nicht befolgt wird. 
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Die Poftanftalten werden daher wiederholt angewiefen, auf 
die genaue Beachtung der gedachten Beftimmung zu halten. 


Stempelung der BED fol der Befiegelung gleich 
gelten. 


6. Es iſt befchloffen worden, als genügende Befiegelung der 
Geld-Auslieferungsfcheine auch folhe Stempel gelten zu laffen, 
welche mit Drudfchwärze deutlich ausgedruckt und troden find, 
fo daß fle fich nicht verwifchen fünnen. SHiernad) haben die Poft- 
anftalten von jebt ab zu verfahren. 

Die den Poftanftalten bisher durch das General: Eirfulare, 
oder mittelft Nachträgen zum Poftfours: Buche, zugegangenen Mit: 
theilungen von neuen Poftanlagen und Koursveränderungen, von 
Einrichtung neuer und Veränderung beftehender Poftanftalten, -fo: 
wie von Entfernungs:Beftimmungen, follen von jeßt ab in ein bes 
fonderes Blatt aufgenommen werden, welches wöchentlich erfchei: 
nen und den Poftanftalten in. derfelben Art, wie die Cirfular- 
Berfügungen, zugefertigt werden wird. 

Nach dem Inhalte diefes Blattes haben die Poftanftalten das 
Poſt⸗Koursbuch, das Verzeichniß der Poftanflalten und den Mei: 
lenzeiger zu berichtigen, das Blatt ſelbſt aber, gleich den Cirku— 
far: Berfügungen, als einen Theil der Negiftratur aufzubewahren. 
Berlin, den 1. Oftober 1838. 

Der General:Poftmeifter. 
v. Nagler. 


— 





61. 


Auszug aus dem General-Cirfulare des Koͤnigl. Gene: 
ral⸗Poſtamts, an ſaͤmmtliche Poſtanſtalten, verſchiedene 
Poſtvorſchriften und Anordnungen enthaltend. 


Portofteiheit des entomologiſchen Vereids in Stettin. 

1. Dem entomologiſchen Verein in Stettin iſt auf die von 
demſelben abgehenden und an ihn eingehenden Korreſpondenz- und 
Packet-Sendungen, lehtere bis zum Gewichte von 5 Pfund pofts 
täglich im Ganzen, miderruflich unter der Bedingung die Portos 
freiheit bewilligt worden, daß die betreffenden Briefe und Adreſ— 
fen offen oder unter Kreuzband verfendet und mit der Rubrik be: 
zeichnet werden: 

„Allgemeine Angelegenheiten des entomologifchen Vereins 
in Stettin.” | 

Die von dem Berein ausgehenden Gegenftände werden außer: 
dem mit. dem Dereinsfiegel verfehen werden. 


\ 
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Portofreiheit des Wereind zur Beförderung der Walbfonfervation, in 
Naumburg a. ©. 

2. Dem Berein zur Beförderung der Waldfonfervation, in 
Naumburg an der Saale, ift für die von demfelben abgehende 
oder zu empfangende Korrefpondenz in feinen allgemeinen Angele: 
genheiten, widerruflich und unter der Bedingung die Vortofreiheit 
bewilligt worden, daß die befreffenden Briefe offen oder unter 
Kreuzband verfenbet und mit der Rubrik bezeichnet werden: 

„Angelegenheiten des Dereins zur Beförderung der Wald: 
fonfervation in Naumburg.” 
Fortdauer der Vortofreiheit des Apotheker-Vereins im nördlichen 
Deutfchland. 

3. Die dem Apotheker-Verein im nördlichen Deutfchland 
zeither bewilligte Portofreiheit auf Bücher: und Fournal-:Senduns 
gen ift unter den bisherigen Bedingungen auch pro 1839. verlän⸗ 
gert worden. 

Qualifikation der Poſt⸗ Expeditions⸗Gehuͤlfen ſoll genauer geprüft werden. 

6. Bei der Annahme von Poft: Erpeditions : Gehülfen iſt 
auf die Qualififation derfelben größere Aufmerffamfeit, als bis— 
her, zu verwenden. Bei den beſchränkten Ausfichten, welche den 
Poft: Erpeditions: Gehülfen im Poftfache gewährt werden können, 
ift zwar ein Anſpruch an diefelben auf höhere Schulfenntniffe nicht 
zu machen; indeß müffen diefelben eine Bildung, wie foldhe auf 
Bürgerfchulen zu erlangen ift, beißen, jedenfalls moralifch unver: 
dorben und Förperlich ganz gefund, d. h. namentlich mit vollftän: 
digem Geſichts- und Gehörs- Sinn verfehen fein. Hiervon muß 
fi) das Poftamt vor Einreihung des Antrags zur Annahme und 
Bereidigung, Überzeugung verfchaffen, und daß folches gefchehen 
ift, in dem an das General-Poftamt zu erflattenden Berichte ans 


zuzeigen. 
Berlin, den 26. November 1838. 
Der — Poſtmeiſter. 
v. Nagler. 
62. 


Cirkulare des Koͤnigl. ÖeneralPoftamts an ſaͤmmtliche 
Poſtanſtalten, wegen Verhuͤtung von Ungluͤcksfaͤllen 
durch zu raſches Fahren, in Staͤdten, Doͤrfern ꝛc. 





Wenn gleich durch die Cirkular-Verfügungen vom 15. No—⸗ 
vember 1829. und 21. September 1830. den Poſtillonen ausdrüd: 


lich unterfagt worden ift, in den Städten und den zu — 
ör⸗ 
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Dörfern, auf Brüden und öffentlichen lägen, nicht ſchnell zu fah⸗ 
ren oder zu reiten, fo gehen doch von verfchiedenen Seiten Klagen 
darüber ein, daß häufig in den zu paflirenden Städten und Drt: 
ihaften mit dem Poſt⸗Fuhrwerke im fchnellften Trabe gefahren, 
und hierdurch Beforgniß der Einwohner erregt werde zumal ge: 
wöhnlidy auch die vorgefchriebene Warnung durch die Dofitrompete 
unterbleibt. 

Es ſteht feſt, daß ſelbſt bei Kourieren, bei Ertrapoften und 
Schnellpoſten, die vorgefchriebene Beförderungszeit, ohne zu große 
Anftrengung der Pferde, eingehalten werben fann, wenn in den 
Städten und. bei dem Paffiren von Ortfchaften nicht fchneller, als 
in kurzem Trabe, bei welchem ein Unfall nicht zu beforgen if, 
und auf den zu paffirenden Brüden und bei Wendungen um Stra: 
Beneden, im Schritte gefahren wird. 

Das Einhalten‘der Beförderungsfriften kann mithin als eine 
Entfchuldigung des vorfchriftswidrigen zu fchnellen Fahrens nicht 
anerkannt werden. — 

Die Poſtanſtalten werden daher angewieſen, der genauen Bes 
folgung der vorgedachten Borfchriften befondere Aufmerffamkeit 
zu widmen und felbige den‘ Pofthaltern, "Kondufteuren und Po: 
fiillonen in Erinnerung zu bringen und zur Pflicht zu machen. 

Jede zur Sprache fommende Entgegenhandlung ift son den 
Poftanftalten fofort näher zu erörtern und dem General:Poftamte 
zur Beftrafung anzuzeigen. 

Berlin, den 15. November 1838. 

Der General-Poftmeifter: 
v. Nagler. 


IT. 

Gutsherrliche und bäuerliche Regulirungen, Ge; 

meinheitötheilungen, Ablöfungen, Landbau und 
| Viehzucht, 


63. 
CirfularsReffripe des Königl. Minifteriums des Innern 
und der Polizei, an fämmeliche Königl. General-Kom- 
miffionen, fowie an die Königl. Regierungen der Pros 
vinz Preußen, die Verrechnung der Diäten und Reife: - 
foften für Geſchaͤfts⸗Reviſions⸗Reiſen betreffend. 


Die Diäten und Neijefoften der Mitglieder der General: 
Annalen, Heft IV. 1838, N Nnn 


940 | 


Kommifflonen für die Geſchäfts-Reviſlons-Reiſen, ſowie diejenigen 
der Okonomie-Kommiſſarien, welche bei diefer Gelegenheit veran— 
laßt werden, und den. Parteien nicht in Anrechnung kommen Fön: 
nen, find zum öftern bei dem efatsmäßigen Niederfchlagungs: Fonds 
verrechnet worden. Diefer Fonds ift aber zur, Tragung dieſer Ko: 
ften nicht geeignet, und ed wird dadurch die UÜberficht von den ei- 
gentlichen Ausgaben dieſes Titeld verdunfelt. Die Königl. Ge— 
- neral: Kommijfion wird daher angewiefen, in den Fällen, wo der: 
gleichen Ausgaben wieder vorfommen, folche bei dem in dem Etat 
ausgefegten Titul: 

„auf bejondere Anweiſung des unterzeichneten Minifterii” 
verrechnen zu lajfen. | 

Berlin, den 22. Dftober 1838 Ä 

Minifterium des Innern, landwirthichaftliche Abtheilung. 
/ Ä v. Meding. 


An 
die Königl. General-Kommiffion in Goldin und 
Abſchrift zur Nachricht an fämmtliche übrige Ge⸗ 
nerals Kommiffionen, fowie an die Königl. Res 
‘ gierungen der Provinz Preußen. 


— 
64. 


Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 

Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Gumbinnen, die 

Koſtentragung für vereitelte Termine in Angelegenheis 
ten der General-Kommiſſionen betreffend. 


Menn durch einen, die Perſon des Kommiffarius betreffenden 
Zufall ein Termin vereitelt wird, fo können — wie der Königl. 
Regierung auf die Anfrage in dem Berichte vom 13. v. M. er- 
öffnet wird — den Üntereffenten die dadurch entjtandenen vergeb: 
lihen Koften in feinem Falle zur Laſt gelegt werden, vielmehr eig- 
nen fich diefelben im dem Kalle zur Niederfchlagung, wenn dem 
Kommiffarius dabei Fein Verſehen irgend einer Art zur Laft fällt, 
Hat aber Lehterer zu der Bereitelung des Termins felbft auf ir- 
gend eine Weife mit Beranlaffung gegeben, wie 5. B. der Fall 
fein würde, wenn er in dem von der Königl. Regierung angege: 
benen Falle die Reiſe auf einem ungebahnten und ſchwer aufzu: 
findenden Wege erft am fpäten Abend, oder am Morgen des Ter— 
min⸗Tages angetreten hätte, fo muß derſelbe die Koften felbft tragen. 

Berlin, den 7. Oftober 1838. 

Minifterium des Innern. Landwirthfchaftliche Abtheilung. 
| v. Meding Ä 


— 
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- 65. 


Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und ber 

Polizei, an die König. General: Rommiffion hieſelbſt, 

daß für ſtaͤdtiſche Vermeſſungs-Arbeiten Feine Diaͤten— 
zuulage bewilligt werden koͤnne. 


— 


Die Königl. General-Kommiſſion erhält in der Anlage Ab- 
fchrift des an den Magiftrat zu Prenzlau ergangenen Befcheides 
auf den Bericht vom 17. v. M., unter Rückſendung der einge⸗ 
reichten Akten und des Bonitirungs-Regiſters, jedoch mit dem Be— 
merken, wie die von Ihr ausgeſprochene Anſicht, 

daß den Geometern für die größere Schwierigkeit und Koſt⸗ 

ſpieligkeit ſtädtiſcher Vermeſſungs-Arbeiten eine Zulage über 

die reglementsmäßigen Gebühren zugebilligt werden dürfe, 
nicht getheilt werden kann; jeder von Shr befchäftigte Geometer 
vielmehr dergleichen Arbeiten gegen reglementsmäßige Nemunera: 
tion zu übernehmen verpflichtet if, und Sie demgemäß etwanige 
ähnliche Forderungen der Feldmeffer zurüdzumeifen hat. 

Berlin, den 8. Dftober 1838, 

Minifterium des Snnern. —— Abtheilung. 
eding. 





v. M 


66. 


Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 


und der Polizei an ſaͤmmtliche Koͤnigl. General:Kom- 
miffionen, fowie an die Königl. Regierungen zu Koͤ⸗ 
nigsberg, Marienwerder und Danzig, die Remuneration 

| der Prorofollführer betreffend. | 





Der Königl. General» Kommiffion wird hierbei ein Ertraft 


aus der Verfügung an die Regierung zu Gumbinnen vom 23. 


Mai d. J. die Remuneration der Protofolfführer betreffend, zur 


Nachricht und Achtung zugefertigt. (Anl. a.) 
Berlin, den 3. November 1838. 


Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Room. 


— — 
\ 
1 
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a. 
E xrtratcı. 


. Was die Anfrage 

zu 2. wegen der Remuneration ber Protofolfführer betrifft: 
fo leben den Prötofollführern auch bei auswärtigen Gefchäften ims 
mer nur einfache Diäten zu, und fönnen denfelben feine befondere 
Meifediäten bewilligt werden, wenn die Reife an ſolchen Zagen ges 
— wird, für welche fie ſchon den vollen Diätenfag von 20 Ser. 
ezieben. 
erlin, den 23. Mai 1838. BE 
Minifterium des Innern. — — Abtheilung. 

ethe. 





An 
die Königl. Regierung in Gumbinnen. 


67. 
Reſkript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern und der 
‚Polizei an die Königl. Generals Rommiffion zu Stens 
dal, wegen ber in Auseinanderfegungs : Angelegenheiten 
als Affiftenten der. Parteien zuzulaffenden Juſtiz⸗ 
| Kommiffarien. 


Der Königl. General: Kommiffion wird auf die Anfrage in 
dem Berichte vom 11. Auguft d. J., | 
wegen der in Auseinanderfeßungs : Angelegenheiten als Affis 
fienten der Parteien zuzulaffenden Zuftizfommiffarien, 
im Einverſtändniß mit dem Seren Zuftizminifter Mühler eröffs 
net: daß, da der $. 81. der Berordnung vom 20. Zuni 1817. 
die ausdrüdlihe Beftimmung enthält, daß die Parteien in der 
Wahl der Beiftände Feiner Beichränfung unterworfen find, mithin 
diefelben nicht einmal verhindert werden fünnen, fi ganz anderer 
Perfonen als der Zuftizfommiffarien „zu bedienen; offenbar aber 
eine Befchränfung darin liegen würde, wenn fie fich, fobald fie ei: 
nen Zuftizfommiffarius zuziehen wollen, nothwendig an einen Ju: 
ftizfommiffarius in dem betreffenden Oberlandesgerichtsbezirf wens 
den müßten, jenes Spezial: Gefeßes wegen, die Beltimmung des 
$. 7. der Allgemeinen Gerichts:Drdnung Thl. III. bei Auseinan- 
derfeßungen — fo lange nämlich) blos vom Affiftiren die Rede 
ift — nicht zur Anwendung fommen darf, und demnach auch Zus 
ftizfommiffarien aus andern Oberlandesgerichtsbezirfen, als denje- 
nigen, in welchem die Auseinanderfeßungs » Sachen anhängig find, 
als Affiftenten der Parteien zugelaffen werden Fönnen. 
Berlin, den 3. Dftober 1838. 
Minifterium des Innern. Landwirthichaftliche Abtheilung. 
Schulze - 
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. 68. 
Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und ber 
Polizei an die Koͤnigl General⸗-Kommiſſion zu. Pofen, 
betreffend die Zuläffigfeit des Rekurſes an das Königl. 


Minifterium in den bei den General Rommiffionen 
ſchwebenden Streitfachen. 





Wenn auch, wie ich der Königl. General:Kommiffion auf Ihre 
Anfrage in dem Berichte vom 18. v. M. eröffne, die dieffeits ans 
genommene Auslegung des $. 36. der Verordnung vom 30. Zuni 
1834. an fich Zweifel zuläßt, fo find doch diefelben jedenfalls da: 
durch erledigt, daß das Staatsminifterium die für die allgemeine 
Zuläffigfeit des Rekurſes an das Minifterium fprechenden Gründe 
überwiegend gefunden, und ſich in diefem Sinne gegen des Kö: 
nigs Majeftät ausgefprochen hat, Allerhöchfidiefelben aber dieſe 
Anficht gebilligt haben. Auch fünnen die Bedenken der Königl. 
General: Kommiffion Feinesweges für fo erheblich angefehen wer: 
den, wie Sie diefelben darfiellt, um fo weniger, als allen etwa- 
nigen Nachtheilen in Beziehung auf eine durch den Rekurs an 
das Minifterium eintretende Verzögerung durch die Befugniß der 
General:Kommiffionen, ihre Entfcheidungen und Feftfeßungen, des 
Rekurſes ungeachtet, zur Ausführung zu bringen, genügend vor: 
gebeugt if. Die Eremplififation auf das gerichtlihe Verfahren 
‚paßt nicht, da die Spezial:Kommiffarien Feineswegs den Unter: 
richtern gleich zu ftellen find, auch das Berfahren bei denfelben 
fummarifcher ift, als bei irgend einer Art der gerichtlichen Pro- 
zeffe. Eben fo wenig paßt die Eremplififation auf das Verfah⸗ 
ren in Polizei:Kontraventions:Sachen. Denn theils fteht den Des | 
nunziaten, {obald fie zu einer 5 Rthlr. Überfleigenden Strafe ver 
urtheilt werden, auch die Provofation auf rechtliches Gehör offen, 
und in der Regel wird daher nur in unbedeutenden Kontraventio- 
nen der Rekurs an die Regierungen eingelegt, theils aber ift in 
allen Fällen der Weg der Befchwerde unverfchränft, und es wer⸗ 
den auf diefem Wege die Refurs-Entfcheidungen der Regierungen 
nicht felten abgeändert, wie denn auch fehon in dem Eirfular: Reffript 
v.23. Fon. 1833. (Annal. ©.134.) ausdrüdlich darauf hingewiefen ift, 
daß das Recht der Befchwerde nicht durch unnöthige Befchlenunigung 
der Strafvollfiredung ganz vereitelt werden dürfe. Nach eben 
diefem Neffripte ift auch in Innungs s Streitigkeiten und Zunft: 
Polizei:Kontraventions:Sachen noch ein fürmlicher Refurs an das 
Minifterium zuläffig, und daffelbe gilt bei Vorfluths- Graben-Räu⸗ 
mungs⸗ und ähnlichen Streitigfeiten, auch wenn die von den Po: 
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lizeibehörden getroffenen Entfcheidungen lediglich interimiftifch find. 
Es ift daher Feinesweges infonfequent, daß man durch die Ber: 
ordnung vom 30. Zuni 1834. aud) bei allen, im $. 154. der 
Berordnung vom 20. Zuni 1817. und $. 36. der Verordnung 
vom 30. Juni 1834. näher bezeichneten Streitigkeiten, ohne 
Küdficht darauf, ob die General: Kommiffionen in erfter oder 
zweiter Inſtanz entjchieden haben, einen förmlichen Nefurs an das 
Minifterium nachgelaſſ ſen, und dieſes dadurch in den Stand ge— 
ſetzt hat, etwanige Mißgriffe, die oft für die Intereſſenten von der 
höchſten Wichtigkeit ſind, und auf keinem andern Wege beſeitigt 
werden könnten, zu remediren. 
Berlin, den ‚26. Dftober 1838. 
Der Minifter des — und der Polizei. 
v. Rochow. 


*69. 


Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 

und der Polizei an ſaͤmmtliche Koͤnigl. General-Kom⸗ 

mifjionen, ſowie an die Königl. Regierungen der Pros 

vinz Preußen, die Belehrung der Parteien über die dens 
felben zuftehenden Rechtsmittel en 


: Die Königl. General: Kommiffion hat in * Berichte vom 
18. September d. J. die Zweifel vorgetragen, welche darüber 
entſtanden find, ob der $.'2. der Verordnung vom 5. Maid. 3. 
über die „Einführung eine gleichmäßigen , Derfahrens bei der 
Infinuation der richterlichen Erfenntniffe” dahin zu verftehen fei, 
daß auch die früher in die Ausfertigung der Entfcheidungen aufs 
genommene Belehrung der Parteien über die zuftehenden Rechts— 
mittel aufgehoben ſei. Diefe Aufhebung iſt ollerdings, nad) der 
deutlichen Faſſung jenes Paragraphen, und zwar um deswillen 
erfolgt, weil die geräumige fechswöchentliche Frift zur Einlegung 
der Rechtsmittel es der Partei leicht macht, fich die ihr erforder: 
liche Belehrung zu verfchaffen, dadurc aber die um der früheren 
furzen Friſt willen angeordnete richterliche Belehrung unnöthig 
geworden, und mit Nüdjicht auf den Umftand nicht zwedmäßig 
erichienen ift, daß die Enticheidung über die Nichtigfeit der mit 
wichtigen. Folgen verfnüpften Belehrung einem andern Nichter zu: 
ſtand, als dem, welcher fie ertheilt hatte. Hiernach hat die Kö— 
nigl. General: Kommiffion Sich zu achten. Es wird indeffen in: 
den Sachen Ihres Nefforts immer wünfchenswerth bleiben, daß: 
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die Parteien fi den Math, deſſen fie über die Zuläffigfeit des 
einen oder andern Rechtsmittels bedürfen möchten, lieber vom 
Spezial: Kommiffarius mie von andern Perfonen ertheilen laſſen, 
und mag daher die Königl. General: Kommiffion vorfommenden 
Falls dahin wirfen, daß dies gefchieht. 

Berlin, den 7. November 1838. | 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 

v. Rochow. 

An 
die Koͤnigl. Generals Kommiffion in Stargard und 
Abfchrift zur Nachricht und Achtung an fümmtliche 


übrige General-Kommiffionen, fowie an die Königl. 
Megierungen der Provinz Preußen. 


70. | 
Cirkular-Reſkript der Königl. Minifterien an ſaͤmmtliche 
Königl. RevifionssKollegien, daß in den von denfelben 
in appellatorio abgeurtelten Sachen nicht auch noch 
Erpeditions- Gebühren in Anfag zu bringen feien. 





Es ift bemerft worden, daß einige Nevifions-Kollegien in den 
von ihnen in appellatorio abgeurtelten Sachen, außer den Ur— 
tel8: Gebühren, Kopialien und andern baaren Auslagen, aud) noc) 
Erpeditions:Gebühren in Anſatz bringen. Nach $. 4. des Koften: 
Regulativs vom 25. April 1836. find dergleichen Anfähe nicht 
mehr zuläffig. Das Könige. Revifions:Kollegium wird daher an- 
gewieſen, Fünftig bei Ayfitellung der Koften-Liquidationen diefe ge: 
feliche Beftimmung überall genau zu beachten. 

: Berlin, den 4. Oftober 1838. 
Der Juſtizminiſter. Der Minifter des Innern und der Polizei. 

Mühler. v. Rochow. 


7A. — 


Cirkular-⸗Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 
und der Polizei, an ſaͤmmtliche Königl. General: Kom: 
miffionen, fowie an die Königl. Regierungen der Pro— 
vinz Preußen, die Gebühren-Säge für Juſtizkommiſſa— 
rien und fonftige Spezial: Rommiffarien der Auseinan- 
j derfegungss» Behörden betreffend. 





Da alle, bei den Auseinanderfeßungs » Behörden anhängigen 
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Prozeſſe durch einzelne Spezial-Kommiffarien inftruirt werden, und 
mithin daffelbe Berhältniß eintritt, als wenn“die Obergerichte die 
Inſtruktion der bei ihnen ſchwebenden Prozefie einem einzelnen 
Kommiffarius übertragen, in Fällen dieſer Art aber die dabei auf: 
getretenen Juſtizkommiſſarien, fofern diefelben an fi nur zur Un: 
tergerichts⸗Praxis befugt find, nur fo viel liquidiren dürfen, als 
wenn der Prozeß felbft bei einem Untergerichte gefchwebt hätte; fo 
Fönnen den, nur zur Untergerichts-Prapis befugten Zuftiztommiffa: 
rien, auch bei allen vor den Auseinanderfeungs: Behörden ſchwe— 
benden Prozeffen nur diejenigen Gebührenfäße paffiren, welche für 
Prozeffe bei Untergerichten vorgefchrieben find. 

In diefer Beſtimmung, womit der Herr Juſtizminiſter fich 
einverftanden erflärt, ändert es auch nichts, wenn die Inſtruktion 
einem Mitgliede oder Hülfsarbeiter der Auseinanderfegungs: Be: 
hörde übertragen wird, da auch diefe Perfonen nur als Spezial: 
Kommiffarien fungiren, und ihnen bei den Prozeß: Inftruftionen 
Feine höheren Befugniffe zuftehen, wie jedem andern Spezial-:Koms 
miffarius. 

Berlin, den 28. Dezember 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei, 
v. Room. 





IV. 
Kultus. 


72. 
Cirkular⸗-Reſkript des Könige. Minifteriums der Geifts 
lichen, Unterrichts und Medizinal:Angel. an fämmeliche 
Königl. Regierungen, die Einfendung von Auszügen 
aus den Jmmediat-Zeitungs:Berichten betreffend. 





Die Ertrafte aus den Smmediat:Zeitungs:Berichten, welche 
dem unterzeichneten Minifterio eingereicht werden, find oft fo man 
gelhaft und unvollftändig, daß fie weder nach der Wahl des In— 
halte, noch der Form und Art der Einfendung dem Zwecke ents 
fprechen, Solche enthalten gewöhnlich nur Anzeigen aus den be— 
treffenden Nubrifen, ohne Rückſicht darauf, daß zumeilen auch 
Darfiellungen in anderen, nicht ausdrüdlih für das dieffeitige 
Reſſort beftimmten Rubriken der Immediat-⸗Zeitungs-Berichte für 
das Verwaltungs-Reſſort des unterzeichneten Minifteriums von 


* 
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Intereſſe find. Außerdem erfolgt auch die Einreichung der Ex⸗ 
trafte in ganz verfchiedener Form. Einige Regierungen fenden 
jeden der für die geiftliche Abtheilung, die Unterrichts-Abtheilung 
und die Medizinal» Abtheilung des Minifteriums beftimmten drei 
Ertrafte mittelft befondern Berichts, einige alle drei Ertrafte mit 


., einem Berichte, und andere jeden Ertraft ohne Bericht unter be- 


fonderm Kouvert, auch mitunter alle Ertrafte ohne Bericht unter 
einem Kouvert. nn \ 

- Das Minifterium findet fich deshalb veranlaßt, die Verfü— 
gungen vom 19. Dezember 1835. (Annal. ©. 890.) und 6. Des 
zember 1836. (Anl. a.) hiermit in Erinnerung zu bringen, und 
die Königl. Regierung aufzufordern, in die hierher einzureichenden 
drei Ertrafte aus den Fmmediat-Zeitungs-Berichten hinführo Als 
les vollftändig aufzunehmen, was für die dieffeitige Verwaltung in 
irgend einer Art von Intereſſe ift, oder die Aufmerffamfeit des 
Minifteriums erregen kann, es möge folches fich finden unter wel: 
cher Rubrik es wolle, übrigens aber die für die dieſſeitige Ver⸗ 
waltung beflimmten drei Ertrafte in der Folge nur mittelſt eis 
nes Kouverts einzureichen. | A 

Berlin, den 15. Dftober 1838. 
Minifterium der Geiftlihen, Unterrichts: und Mebizinal-Angel. 
v. Altenfrein. 





a. 

Durch die Eirfulars Verfügung vom 25. September 1823. ifi bes 
reits angeordnet worden, daß die für das unterzeichnete Minifterium bes 
flimmten Auszüge aus den IimmediatsZeitunges Berichten abgefondert für 
das Kirchenweſen, für den Öffentlichen Unterricht und: für das Medizis 
nalmefen eingereicht werben follen. Diefe Anordnung fcheint jedoch in 


Vocergeſſenheit gerathen zu’ fein, indem von manchen Königl. Regieruns 


gen nur ein Auszug für alle drei Abtbeilungen des Minifteriums, von 
« adern dagegen zwei Auszuge — nämlich einer für das Kirchen» und 
Unterrichts» Wefen zufammen — und wiederum von andern endlich 
drei Auszüge eingereicht werden. Diefelben Gründe aber, welche bie 
oben bezeichnete Girkular» Verfügung veranlaßt haben, beflimmen das 
Minifterium, die Befolgung derfelben gegenwärtig wieder in Erinnes 
rung zu bringen, wobei mit Rüdficht auf den Eirfular-Erlafß vom 19. 
Dezember 1835. (Annal, S. 890.) bemerft wird, daß die in dem Sche⸗ 
ma zu ben Immediat, Zeitungsberichten aufgeführte Rubrik 8. blos in 
dem Auszuge für das Kirchenwefen, die Rubrifen 9. und 12. dagegen — 
wenn fie nicht auf das Kirchens oder Schulmefen allein, fondern auf 
beide Ice bezügliche Bemerkungen enthalten — fowohl in dem Aus⸗ 
zuge für das Kirchenwefen,. ald in dem für den öffentlichen Unterricht 
aufzuführen find. 
Berlin, den 6. Dezember 1836. — 
Miniſterium der Geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten, 
v. Altenſtein. | 


An 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen. 


— — — 
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73. 


Heffripe des Königl. Minifteriums der Geiftlichen ıc. 
Angel. an die Königl. Regierung zu Stralfund, die 
DBererbpachtung der Kirchen:Ländercien betreffend. 





Die Königl. Regierung hat in ihrem Berichte vom 16. Zuli 
c., betreffend die Vererbpachtung der Kirchen: Ländereien zu N., 
zugleich auf die allgemeine Ermächtigung angetragen, zu derglei: 
chen Bererbpachtungen ohne Zuftimmung des Minifterii die Ge: 
nehmigung ertheilen zu dürfen. Obzwar nun mittelft Neffripts 
vom 31. Zuli e. das Minifterium feine Zuftimmung in dem vor: 
getragenen Spezialfalle ertheilt hat, fo blicb doc damals der Be: 
fcheid über die Kompetenz der Königl. Negierung im Allgemeinen 
vorbehalten. Mit Bezug auf diefen Vorbehalt, wird der Königl. 
Regierung zu erkennen gegeben, daß eine folche allgemeine Er: 
‚ mächtigung Ihr um fo weniger ertheilt werden kann, als über die 
fortdauernde Anmwendbarfeit des $. 649. Thl. IE. Zit. 11. des 
Allgem. Landrechts, -felbft für die Gebietstheile des - letztern Be— 
denfen erhoben worden find, welde davon ausgehen, daß da die _ 
neueren Gefehe dem Erbpächter die Befugniß beigelegt haben, je: 
derzeit durch Ablöfung des Erbpachtfanons freier Eigenthümer zu 
werden, in der DBererbpachtung der erſte Schritt zur völligen 
Veräußerung liege. 

Die Königl. Regierung hat daher bis zur Nevifion des Alt: 
gemeinen Landrechts mit den Spezial: Berichten in Angelegenhei: 
ten der vorliegenden Art fortzufahren. 

Berlin, den 4. November 1838. 

Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts: und Medizinal-Angel: 
v. Altenftein. 


| 74. 
Cirfulars Brrfügung der. Koͤnigl. Regierung ju Magde- 
burg an fammteliche Superintendenten, die Bewilligung 


von Darlehnen aus dem Vermögen geiftlicher Inſti— 
tute betreffend. 





Es gehen vielfach) Anträge um Bewilligung von Darlehnen 
aus den unter Königl. Patronate oder unferer Oberaufficht ſtehen— 
den geiftlichen Anftituten ein, die wir wegen Mangels genügen 
der Sicherheit für das nachgefuchte Darlchn zurück zu weifen ge: 
nöthigt find. 
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Um für die Zufunft ſolchen nicht zu bewilligenden Anträgen 
vorzubeugen, wollen wir Ew. Hochehrwürden nachftehend die Grund: 
fäe vorzeichnen, nach welchen Sie jedes an Sie gelangende Ge: 
ſuch um ein Darlehn zu prüfen haben. 

Nach $. 228. Tit. 11. Thl. II. des Allgem. Landrechts ge: 
nießen die Kirchengefellfchaften in Anfehung der mit ihnen felbit 
oder mit ihren Repräfentanten oder Vorſtehern über ihr Vermö— 
gen verhandelten. Gefchäfte und gefchloffenen Verträge die Nechte 
der Minderjährigen. Da auch nad $. 774. a. a. D. die Pfarr: 
güter eben die, äußern Rechte haben, als die Kirchengüter, und 
nach $. 19. Tit. 12. a. a. DO. von den Grundflüden und dem 
übrigen Vermögen der Schule in der Negel alles das gilt, was 
vom Kirchenvermögen verordnet ift, fo find die Verwalter des Ber: 
mögens diefer Inftitute wie Vormünder zu behandeln. | 

Wenn alfo im $. 636. Tit. 11. Thl. II. des Allgem. Land- 
rechts im Allgemeinen verordnet ift, daß Kirchenfapitalien gegen 
gerichtliche. Sicherheit und Eintragung auf unbeweglihe Güter 
ausgeliehen werden follen, die Vormünder aber, bei Prüfung der 
Sicherheit nad) $. 472. Tit. 18. a. a. DO. und $. 160. des An: 
hangs zum Allgem. Landrechte nicht an die firengen Depofital: 
grundfäge gebunden find, fo haben die Verwalter des Vermögens 
der geiftlichen Inſtitute bei der Prüfung der Sicherheit auszulei: 
hender Kapitalien die- gewöhnliche Aufmerffamfeit eis 
nes vernünftigen Hausvaters zu beobachten. 

Die Depofital:Drdnung Tit. 1. $. 46. und 47. verordnet: 

auf unbemwegliche Pfänder follen Depofital-Unlehen nicht über 

die Hälfte ihres Werths vorgeftredt werden. Diefer Werth 

ift nach gerichtlich ausgefertigten Hppothefenfcheinen und un: 
verdäc;tigen Erwerbungs: Dofumenten, nach landfchaftlichen 
oder gerichtlichen Zaren, aus eingeforderten Pacht: und 

Miethsfontraften, mehrjährigen Adminiftrationg » Rechnungen 

u. f. mw. mit gehöriger Vorſicht zu beurtheilen. 

Es läuft daher die Verpflichtung der Verwalter des Kirchenver:. 
mögens darauf hinaus, daß fie fich die vollftändige Überzeugung 
von der materiellen Sicherheit des Darlehns bei der angebotenen 
Hypothek verfchaffen. 

Sierbei ift nun im Allgemeinen unzweifelhaft, die Hypothek, 
welche. auf einem ländlichen Grundftücde dargeboten wird, derjeni: 
gen vorzuziehen, welche auf ſtädtiſchen Grundſtücken offerirt wird, 
weil nußbarer Boden niemals vernichtet werden kann, fondern im: 
mer Werth behalten muß. Ob, rücfichtlich dieſer Sicherheit, ein 
Grundſtück ein Landgut oder ein ſtädtiſches Grundſtück zu nen: 
nen ift, hängt davon ab, ob die Feldwirthichaft oder ob die Ge: 
bäude die Hauptnußung geben. Es ift daher hierbei an ſich 
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gleichgültig, ob ein Grundſtück in einem ſtädtiſchen oder ob es in 
einem ländlichen Bezirfe liegt. Es wird deshalb rückſichtlich der 
abzumeffenden Sicherheit, eben fo wohl eine größere Okonomie 
auch dann als ein Landgut zu behandeln fein, wenn die Wohn: 
und Wirthfchaftsgebäude innerhalb der Ningmauern einer Stadt 
belegen-find, als ein in einem Dorfe fiehendes Haus mit wenigem 
‚oder gar feinem Areal nicht als ein ländliches Grundſtück angefe: 
hen werben darf. In Zweifel kann nur diejenige Qualität des 
Grundftüds angenommen werden, nad) welcher daffelbe die gerin- 
gere Sicherheit gewährt. J 

Daß ein nutzbares Grundſtück, als Acker, Garten, Wieſe u. 
ſ. w., wenn auch gar keine Gebäude in die Verpfändung einge— 
ſchloſſen werden, ſtets als ein ländliches Grundſtück zu behandeln 
iſt, verſteht ſich hiernach von ſelbſt. 


1. Darlehne auf Landguͤter. 


1) Das Eigenthum des Darlehnſuchers, die Qualität, der 
Werth und die Sicherheit des Grundfiüds müffen durch einen 
darüber ausgefertigten Hupothefenfchein nachgerwiefen werden. Iſt 
der vorgelegte Sppothefenfchein fchon feit mehreren Fahren ertheilt, 
fo muß wegen der inzwifchen mit dem Zuftande des Hypotheken: 
buchs vielleicht vorgegangenen Veränderungen auf die Beibringung 
Yes neuften Hypothekenſcheins gedrungen werden. 

Hinfichtlic des Werths muß vorzüglihd auf den Preis, für 
welchen der Befiter das Grundftüd an ſich gebracht hat, gefehen 
werden. Indeſſen darf man fich auch an diefen Kaufpreis um fo 
weniger unbedingt binden, als der eingetragene Werth durch den 
Spypothefenrichter nicht vertreten wird. Es tritt eben fo oft der 
Fall ein, daß ein im Hppothefenbuche angegebener Kaufpreis aus 
Zeiten, wo der Werth der Güter unverhältnigmäßig geftiegen wär, 
oder wo das Landgut noch andere Einnahmequellen hatte, oder 
aus andern Gründen, viel höher ift, als der wirkliche Werth des 
Grundfüds, wie andererfeitd der neuefte Werth aus den umge: 
fehrten Gründen öfter größer ift, als der letzte Kaufpreis befagt, 
wie dies denn auch in der Negel bei fogenannten ländlichen Käu— 
' fen der Fall fein wird. | 

Auf alle diefe Umftände haben alfo die Vermögens: Verwal: 
ter bei Ausleihungen vorzüglid) NRüdjicht zu nehmen, und infon: 
derheit da, wo fie im mindeften bedenflich find, ob Grundftüde 
wirklich noch den im Hppothefenbuche angenommenen Werth ha: 
ben, auf eine Erledigung diefer Zweifel und Beibringung anderer 
Beweismittel über den Werth des Grundſtücks zu dringen. 

Sind in einem Hppothefenfcheine mehrere frühere Kaufpreife 
angegeben, fo wird die Bergleichung diefer verfchiedenen Preife 
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aus verfchiedenen Zeiten einen guten Maßſtab zur Beurtheilung 
des Werths in der Negel an die Hand geben. 

Iſt in einem Hppothefenfcheine gar Fein Kaufpreis angeges 
ben, ift derfelbe felbjt nicht aus dem Kauffontrafte zu ermitteln, 
oder muß ein Zweifel gegen den angegebenen Werth erregt wer- 
den, fo bleibt nur übrig, daß der Därlehnfucher das Grundftüd 
gerichtlidy fariren, oder aber eine von vereideten Sachverftändigen 
aufgenommene Tare gerichtlich anerfennen läßt. | 

2) Die Gefebe erkennen an, daß bei Landgütern eine Sicher 
beit auch noch innerhalb der erften Zweidrittheile des Werths vor. 
handen ift; (Allg. Landr. Thl. I. Tit. 17. $. 188. Allg. Ger. 
Ordn. Thl. I. Tit. 47. $. 17.) 

Es verfteht fich hiernach von felbft, daß bei Berechnung der 
Summen, welde für das zu gebende Darlehn bis zu % des 
Werths übrig bleibt, -zu veranfchlagen und vorweg abzuziehen find, 
hauptſächlich: 

a. gr möglihen Rüdftände zweijähriger öffentlicher Realab— 
gaben, 

b. zweijährige Zinfenrüdftände von etwa vorſtehenden Kapitalien, 

e. eine verhältnißmäßige Summe der Koften für die Auskla— 

\ gung und Beitreibung jeder vorftehenden Forderung, wenn 
diefe Koften nämlich mit ingroffirt find, | 

fo daß alfo das nachgefuchte Darlehn niemals nur gerade $ des 

Werths erreichen darf. 

3) Wenn aber auch, der ermittelte Werth eines Tänblichen 
Grundftüds darthut, daß das nachgefuchte Darlehn innerhalb der 
erften $ des Werths zu fiehen kommen würde, fo liegen doch viel 
fach Umftände vor, welche dennoch die Bewilligung des Darlehns 
nicht räthlich machen. 

Dahin gehören vornämlich folgende Umftände: 

a. wenn sub Rubr. II des Hypothekenbuchs eine Befchrän« 
fung in dem Eigentum oder der Dispofitionsbefugniß des 
Befibers, die Lehnbarfeit, die Qualität als Fideifommiß, 
oder Majorat des Grundftüds, die Benefizialerben: Qualität 
des Beſitzers und ähnliche Befchränfungen eingetragen find. 

b. Wenn sub, Rubr. II. Abgaben und Laften auf dem Grund: 
ftüde nad) dem Eintragungsvermerfe fpäter eingetragen 
worden find, als das Grundftüd an den letzten Beſitzer ge: 
diehen ift, fo ift der Werth diefer Abgaben und Laften von 
dem ohne Rückſicht auf fie früher bezahlten Kaufpreife abzus 
ziehen. Wenn aber der Werth einer auf dem Grundfiüde 
ruhenden Laft, 3. B. eines Altentheild oder Auszugs nicht 
zu Gelde berechnet werden Fann, oder wenn die durch die 
perfönliche Berechtigung der Altfiter (3.8. dem Wohnungs: 


/ 
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rechte) dem Grundftüde auferlegte Laft für einen dritten 
Beſitzer fo erheblich ift, daß dadurch im Falle eines nothwens 
digen BDerfaufs des Grundſtücks Kaufluftige ſich abhalten 
laffen möchten, und die Sicherheit des Kapitals in einem 
folhen Falle allerdings erheblich beeinträchtigt werden möchte, 
fo ift von der Darleihung am beften zu abftrahiren. Daffelbe 
findet ftatt, 
ec. wenn von einem Darlehns:Kapitale mehrere eingetragene Ka: 
pitalien abgeftoßen werden follen, bei der mit der Valuten— 
einzahlung vor Gericht zu berbindenden Quittungsleiftung 
diefer Kreditoren aber Weiterungen zu beforgen find, oder 
wenn — bei angebotener Eeflion — fic ergibt, daß der De: 
bitor noch hinter dem zu cedirenden Kapitale zu ſtark mit 
Hypothekenſchulden belaftet ift, woraus die Vermuthung ent: 
fteht, daß er fich nicht lange werde halten Fünnen, und daf 
er in ein Sequeftrations: oder Konfursverfahren werde ver: 
widelt werden, oder wenn der Darlehnfucher als ein fchlech: 
ter Zahler befannt ift, fo Daß man eine Einflagung der Zins 
fen befürchten muß. 
Wenn ein Kapital auf nu&bare Tändliche Grundfüde nicht ange: 
legt werden fann, fo wird auch 


1. auf fädtifche Grundftüce 


eine genügende Sicherheit anzunehmen fein. 

Es gilt hier daffelbe, was vorſtehend sub 1—3. von den er: 
forderlichen Nachweifen aufgeführt ift, mit folgenden Beſchrän— 
fungen: 
| 1) Darlehne auf Fädtifche Grundſtücke follen nur innerhald 
der erften Hälfte des Werths gegeben werden. 

2) Bei frädtifhen Grundftüden ift die Sicherheit noch we: 
niger als bei Landgütern nach dem Kaufpreife abzumeffen. 

Wenn der Werth der frädtifhen Grundfiüde in dem Be: 
nußungsmwerthe der Gebäude beruhet, fo vermindert dieſer Ge: 
brauchswerth fich mit dem allmähligen Verfalle der Gebäude, da— 
her die Erfahrung lehrt, daß Kapitalien, für welche die vollftän- 
digfte pupillarifche Sicherheit gewonnen wurde, nach Verlauf von 
etwa 20 Jahren, ganz oder theilmeife ausgefallen find. Eben fo 
wenig Fann das in das Feuerfatafter eingetragene Verſicherungs— 
quantum allein einen Maßſtab für die Sicherheit des Darlehns 
abgeben, weil die Keuerverficherungsfumme nach periodifch erfolgen: 
den Nevifionen herabgefegt werden Fann, und die Berficherung 
nur gegen Feuersgefahr, nicht aber gegen die Nachtheile des Der: 
falles ſchützt. 

Hiernach kann weder allein auf den Kaufpreis eines ſtädti— 


023 


ſchen Grundfiüds, noch allein auf die Feuerverficherungsfumme, 
noch allein auf beides zufammen, bei Beurtheilung der Sicherheit 
gerückſichtigt, es müflen vielmehr bei Anwendung der Aufmerk⸗ 
ſamkeit eines vernünftigen Hausvaters mehrere Umſtände in Be— 
tracht gezogen werden. 

Dieſe Grundſätze ergeben daher: 

a. daß auf einzelne Häuſer in Dörfern mit wenigem oder gar 
feinem Areal mit einiger Sicherheit gar Feine Darlehne ge— 
geben werden Fünnen, 

b. daß daffelbe aus gleichen Gründen in der Negel bei Häu— 
fern in kleinen Städten flattfinden muß. Cine Ausnahme 
hiervon ift nur im folchen Eleinen Städten zuläffig, wo ein 
befonders lebhafter Verkehr herrfcht, und hier auch nur bei 
folhen Häufern, die, je nachdem fie in lebhafter Gegend der 
Stadt, oder in der Hauptfiraße belegen find, mit Wahr: 

ſcheinlichkeit vorausſetzen laffen, daß der Beſitzer fie nicht 

verfallen laffen werde, oder daf im Zalle eines nothmwendi- 
gen Berfaufs Konfurrenz der Käufer ein das Kapital fichern- 
des Gebot erwarten läßt. 

ec. Häufer im ſtark bewohnten gemerbreichen Städten werden in; 
Ermangelung ländlicher Hppothefen aus diefen Gründen 
meift eine gute Sicherheit gewähren. Indeſſen muß hier ne 
ben der Berüdfichtigung des Kaufpreifes die befcheinigte Feuer: 
verficherungsfumme auf die Bauart des Gebäudes, ob ed maf: 
fir, von Stein oder von Fachwerf erbauet ift, und auf den 
aus den einzufordernden Kontraften fich ergebende Mieths— 
werth gleichmäßig ‘gefehen werden. 

Ew. Hochehrwürden haben, wenn von den Bermögensverwal- 
tern Anträge auf Bewilligung von Darlehnen gemacht werden, 
die vorftehenden Grundfäße forgfältig zu beachten, Darlehngge: 
fuche, welche darnach unzuläffig erfcheinen, felbfiitändig zurück zu 
weiſen, in allen Fällen dagegen, wo Sie an die Negierung des: 
halb zu berichten haben, diejenigen Dofumente beizufügen, aus 
welchen die Sicherheit des Darlehns zu prüfen möglich ift, anßer⸗ 
dem aber uns auch diejenigen Momente anzuzeigen, wodurd Sie 
Sic) die Überzeugung von der Zulänglichfeit der Hypothek nach 
vorftehenden Grundfäßen verfchafft haben. 

Magdeburg, den 24. Juli 1838. 


Königl. Regierung. . 
—— für die Kirchenverwaltung und das Schulweſen. 
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| Ä 75. 

Cirfular-Berfügung der Koͤnigl. Regierung zu Magdes 

burg, an fämmtliche Superintendenten, bie gerichtliche 

Einklagung rücftändiger Präftationen für geiftliche In— 
ftitute betreffend. 





Zur Vermeidung zeitraubender Anfragen und zur Herftellung 
eines gleichmäßigen Verfahrens ſetzen wir mit Bezug auf die Vor⸗ 
fchriften des Allgem. Landrehts Thl. II. Tit. 2. $. 664. u. 668. 
hiermit feft, daß Behufs der gerichtlichen Einklagung rüdftändi- 
ger Geld: und Getreide-Zinfen, oder Pacht: und Miethsgelder der 
geiftlichen Inſtitute, e8 einer dieffeitigen Autorifation zur Anftels 
fung der Klage wider die fäumigen Debenten für die Verwalter 
der betreffenden geiftlihen Znititute nicht bedarf, daher die Er 
theilung derfelben in folchen Fällen fernerhin nicht mehr bei ung 
zu beantragen ift. 

Dagegen ift e8 zweckmäßig, daß Em. ꝛc. nach wie vor auch 
von diefen gerichtlich zu verfolgenden Anſprüchen Kenntniß neh— 
“men, und, wenn Gie in dem einen oder andern Falle Zweifel 
gegen die Zuläffigfeit der Klage haben, deshalb hier unter vollſtän⸗ 
diger Darlegung des Sachverhältniſſes anfragen. 

Magdeburg, den 23. Auguft 1838. 

Königl. Regierung. 


Ä 76. 
Cirfular- Verfügung der Königl. Regierung zu Magde⸗ 
burg an fämmtliche Superintendenten, die Verwendung 
der für Daustrauungs-Konzeffionen auffommenden Ge» 
bühren betreffend. | 


Des Königs Majeftät haben mittelft Allerhöchſter Kabinets⸗ 
Ordre vom 21. April c. zu beftimmen geruht, daß die für Haus- 
trauungs» Konzeffionen auffommenden Gebühren vom 1. Zanuar 
d. 3. ab überall, alfo auch da, wo fie bisher unter den Sporteln 
zur Staatseinnahme gezogen worden, den Behörden zur Nemune- 
rirug der Kirchen: und GSchulauffichtsbeamten, namentlich der un» 
befoldeten Superintendenten und Schulinfpeftoren in fo meit zu 
überlaffen find, als folche nicht bisher fchon für gewiffe befondere 
geiftlihe und mohlthätige Zwecke beftimmt waren. 
| Diefe Beftimmung findet aber nach der auf unfere Anfrage 
ergangenen Befcheidung des Königl. Minifterii der Geiftlichen, Uns 
terrichtös und Medizinals Angelegenheiten vom 21. Zuni c. * 

tl: 





* 


+ 
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Anwendung auf die Erlaubniß zur Zufammenziehung des ‚jweiten 
und dritten Aufgebots. ' 

Ew. Hocehrwürden geben ‚wir daher. auf, die vom 1. Ja⸗ 
nuar c. ab für Haustrauungs⸗Konzeſfibnen eingefomme: 
nen Gebühren fofort nach, dem Zahresfchluffe an: die. hiefige R & 
gierungs-Hauptfaffe unmittelbar, und von allen andern Ges 
bühren getrennt, einzufenden, hiermit alljährlich fortzufahren, uns 
aber jedesmal gleichzeitig den eingeſchickten Betrag ſeparat / anzu⸗ 
zeigen, und wenn Sie Vorſchläge zu daraus zuzugefichenden Be— 
willigungen zu. machen haben, folche beizufügen... 

Wenn in: einem abgelaufenen Zahre Feine Gebühren: für 
Haustrauungs » Konzeffionen eingefommen . find, dann ift eine. Va⸗ 
Fatanzeige. ebenfalls fofort nad. dem J resfchluffe einzureichen. ' 

Magdeburg, den 6. Dezember 1838. Si 

Königl. Regierung. ' ER 

Abtheilung für die Kirchenverwaltung und daB Schulweſen. 
Cirfular:Berfügung ber Königl. Regierung zu Pots⸗ 
dam an fümmeliche Landräche und abſchrifclich an 
fämmeliche Superintendenten, die Anhaltung zum Kon⸗ 

firmanden⸗Unterricht Seitens der Polizeibehörden 

betreffend. 


— 





Wir finden uns veranlagt, Ems te. hierdurch zu eröffnen, 
Daß die Polizeibehörden in allen Fällen, wo der Konfirmanden: 
Unterricht von den Konfirmanden verabfäumt wird, mit den nö: 
thigen Zmwangsverfügungen einzufchreiten, befugt find, | 
‚Potsdam, den 10. Zuni 1838. 
| u Königl. Regierung. 
Abtheilung für die Kirchenverwaltung und das Schulmefen. 


| 78. | ein ae 

Cirkular⸗Reſkript des Königl. Minifteriums der Geiſtli⸗ 

chen und Unterrichts- ıc. Angel. an ſaͤmmtliche Königl. 

Regierungen und Abfchrift an fämmeliche König. Kon: 

fiftorien, das Disziplinarverfahren gegen die in Krimis 

nal=Unterfuchung. gerathenen Kandidaten der Theologie 
| Ä betreffend. Ä | 


Um zu verhindern, daß ein Kandidat der Sheologie, welcher 
Annalen. Heft IV. 1838. Ooo 


— 


026 


in $riminal-Unterfuchung ‚gerathen, zu geiftlichen Funktionen, für 
die er fich fchon habilitirt hat, namentlich zum Predigen, zugelaf- 
fen werde, find die fämmtlichen Gerichte von dem Königl. Juſtiz- 
minifterio angewiefen worden, die Kandidaten des Predigtamts 
den fchon wirklich im öffentlichen Amte fiehenden geiftlihen und 
weltlichen Staatsdienern in fofern gleich zu betrachten, als fie 
auch von allen gegen fie eingeleiteten Unterfuchungen der betref: 
fenden Königl. Regierung fowohl gleich bei der Einleitung, als 
auch vom endlichen Ausfalle Kenntniß geben follen. 

Die Königl. ‚Regierung wird beim Eingange einer ſolchen 
Benachrichtigung darüber zu befinden haben, ob Anlaß zu Maf-: 
regeln vorliegt, um einem Mißftande vorzubeugen, wenn der Kan: 
didat, nachdem was gegen ihn vorliegt, auf Grund feines Wahl: 
fähigfeits-Zeugniffes, zu geiftlichen Funktionen, gelangen möchte, 
und die Königl. Regierung hat nach den Umftänden dem Kandi- 
daten feine Attefte entweder ganz abzunehmen, oder doch mit eis 
nem Dermerfe zu verfeben, aus welchem feine temporäre Unſähig— 
feit zu geiftlichen Amtsverrichtungen hervorgeht. 
| Der eigenen Beurtheilung der Königl. Regierung bleibt es 
überlaffen, wann und wie in diefer Hinficht ein Einfchreiten für 
nöthig gehalten werden möchte, und hat Diefelbe auch zu beftim- 
men, wie weit demnächft nach Mafigabe des Ausfalls der Unter: 
fuchung von diefen Vorkehrungen wieder Abftand zu nehmen. 

Berlin, den 5. Dezember 1838. 

Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts: und Medizinal:Angel. 
Geiftlihe Abtheilung. | 
Nicolopius. 


79. 
Cirfular-Reffripe der Königl. Minifterien an ſaͤmmtliche 
Königl. Regierungen, fowie abfchriftlich an das Königl. 
Konfiftorium Hiefelbft, betreffend die Ausfertigung von 
Todtenfcheinen für verftorbene militairpflichtige Perfonen 
Ä betreffend. . 





Da die Beibringung von Todtenfcheinen Seitens der Ange: 
hörigen militairpflichtiger Perfonen bei Berichtigung der Aushe: 
bungsliften ſehr oft nöthig ift, fo beauftragen die unterzeichneten 
Minifterien die Königl. Regierung, mit Bezug auf die Verfügung 
vom 15. Juli 1827., (Annal. S. 666.) hierdurch), fämmtliche 
Geiftlihe Ihres Bezirks anzumeifen, die von den Angehörigen 
militairpflichtiger Individuen zum obengedachten Zwede beizubrin- 
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genden, und Fediglich zum Ausweife bei dem Erſatzgeſchäfte . die 
nenden Zodtenfcheine Foftenfrei auszufiellen. Zur Erleichterung 
für, die Geiftlihen und zur Verhütung jedes Mißbrauchs hat! die 
Königl. Regierung ein ähnliches Formular zu diefen . Zeugniffen, 
als das mit jener Verfügung mitgetheilte, zu entwerfen, und- je: 
dem Geiftlichen eine angemeffene Anzahl von Eremplaren zur Aus: 
füllung und Beglaubigung in den vorfommenden Fällen zuzuferti- 
gen, auch dieſe Beftimmung zur öffentlichen. Kenntniß zu bringen. 

In den Landestheilen, in welchen die Todtenfcheine verfaf- 
fungsmäßig von den Eivilftandsbeamten ausgeftellt werden, liegt 
diefen die gebührenfreie Ertheilung folder Zeugniffe ob  _ 

‚ Berlin, den. 30. November 1838... .. 

Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts: Miniſterium des Innern 


und Medizinal:-Angel. und der Polizei. 
In Auftrag des Minifters. _ v. Rocho w. 
Nicolovius. 


— 80. st. zwecks! iu 3 
Cirkular⸗Reſktipt des Koͤnigl. Miniſterlums der Geift- 
lichen und Unterrichts⸗ ıc. Angel. an ſaͤmmtliche Koͤ⸗ 
nigl. Regierungen, ausſchließlich der Rheiniſchen und. 
derjenigen zu Stralſund, ſowie Abfchrife an faͤmmtliche 
Königl. Konfiftorien und Oberpräfidien, mie Ausfchluß 
der Rheinifchen, die Feftftellung der Vaͤterſchaft unehe⸗ 

‚ licher Kinder bei Verheirathungen deren Muͤtter 
ne betreffennn. 





wer: 


Kinder wahrgenommen werden muß. | Re - 
Die Königl. Regierung hat deshalb die — Geiſtli⸗ 
00 —F 


J 
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hen ihtes Bezirks dahin anzuweiſen, daß fie, fo oft eine Frauens: 
perſon ſich derheirathet, welche bereits, außer der Ehe von ihr ge 
vorne Kinder hat, den Bräutigam vor der Trauung darüber zu 
Protokoll vernehmen, ob er diefe Kinder, ober welche von ihnen, 
als von ihm erzeugt, anerfenne. Die desfallfige Verhandlung hat 
der Geiſtliche ſodann dem betreffenden Bormundfchaftsgerichte der 
Kinder, oder, falls fie -majorenn find, ihrem perfönlichen Richter 
-mitzutheilen, und endlich, daß und wie dies gefchehen, nachricht: 
lich in dem Kirchenbuche hinter der eingetragenen Kopulation zu 


vermerken⸗ — a 
Berlin, den 5. Oftober 1838. 


Miniſterium der Geiſtlichen, Unterrichts: und Medizinal-Angel. 
ee Fr v. Altenfein. 


81. “ 
CirfularsReffripe des Königl. Minifteriums der Geifk: 
lichen und Unterrichts: ıc. Angel. an eben diefelben Be: 
2.0. 53 ıhörden in derſelben Angelegenheie. 





aa ErIHnTET 25 een $ 
4.1 nliegend kommunizirt das Minifterium- der, Königl. Regie 
‚rung, in, Berfolg des. Erlaſſes vom 5. Oktober c., eine ae 
derjenigen. Cirkular⸗Verfügung, welche in Bezug auf denjelben 
von dem Königl. Juſtizminiſterium an ſänimtliche Gerichtsbehörden: 
über das Verfahren, welches von den Geiftlichen in Zufunft 
bei der Verheitathung von Frauensperfonen, die außerehe: 
lich erzeugte Kinder haben, beobachtet werden foll, 
ergangen ift, (Anl. a.) mit dem Auftrage, fämmtliche Geiftliche 
des dortigen Bezirks davon nachträglid in Kenntniß zu feßen. 
Berlin, den 8. Dezember 1838, 


Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts: und Mebdizinal-Ungel. 
In Auftrag des Minifters. J 
Nicolovius. 


Zur Beſeitigung der uͤbelſtaͤnde, welche daraus hervorgehen, wenn 
bei der Verheirathung von Frauensperſonen, welche bereifs außer der 
Ebe geborne Kinder haben, nicht gebörig feigefiellt wird, ob diefe von 
‚dem nunmehrigen Ehemann ihrer Mutter, oder von einem andern Bas 
‚ter erzeugt werden find, follen nach der abfchriftlich beiliegenden Ver: 
fügung des Könige. Minifteriums der geiftlichen Angelegenheiten vom 
5. d. M. die Geiſtlichen angewieſen werden, in ſolchen Fällen den Braͤu⸗ 


| / 929 
tigam vor der Trauung daruͤber zu Protofoll zu vernehmen, ob er die 
von der. Braut außerebelich gebornen Kinder, oder melde. von. ihnen, 
als von ihm erzeugf, anerfenne, Die diesfällige Verhandlung foll, der 
getroffenen Anordnung gemäß, von dem Geiftlihen fodann dem betrefs 
fenden VBormundfchaftsgericht der Kinder, oder, falls fie majorenn find, 
ihrem perfönlichen Richter mitgetheilt, und daß und wie: dies geſchehen, 
nachrichtlih in dem Sirchenbuche. hinter der eingetragenen Kopulation 
vermerft werden. Diefe Mittheilung des Protofols an die Vormund—⸗ 
ſchafts- oder fonftige perfönliche Gerichtsbebörden hat den Zweck, daß 
bei entfiehenden Zweifeln über die Legitimation jener unebelichen Rin- 
der und event. dadurch berbeigeführten Prozeffen, auf die in der Wer: 
bandlung enthaltene Erflärung des Ehemannes der Mutter über den 
Urfprung der Kinder zurückgegangen werden fann. Es iſt daher, abge» 
feben von den Maßregeln, zu welchen die Wormundfchaftsbebörden: durch 
den Inhalt der eingehenden Protofolle veranlaßt werden möchten, für 
eine forgfältige Yufbewahrung der leßteren zu forgem. | 

Hiernach bat das Königl. Oberlandesgericht ꝛc. fich zu achten und 
die Untergerichte feines Bezirks anzumeifen. ! 
Berlin, den 22. Dftober 1838. 


Der Zuftigminifter.- 
Mäbı er. A 


% 


An . 
fämmtlihe Königl. Obergerichte (mit Ausſchluß 

derer in Neu» Borpommern.) | 
j \ 


Cirkular-⸗Reſkript des’ Koͤnigl. Minifteriums der Geiſt⸗ 
lichen und Unterrichts: ıc. Angel. an eben diefelben Be 
| hören, in derfelben Angelegenheit. 





Bei Befolgung des Erlaffes vom: 5. Oktober 1838, 
die von den -Geiftlichen zu befördernde Feftfiellung der Ba- 
terfchaft. hinfichtlich folcher unehelihen Kinder, deren Mutter 
fi) fpäterhin verheirathet, betreffend, — 
iſt bisweilen die geſetzliche Vorſchrift außer Acht gelaſſen worden, 
nach welcher Perſonen, die nicht ſchreiben und Geſchriebenes Te: 
fen, oder auch nur ihren Namen schreiben können,  behufg rechts: 
verbindlicher VBollziehung der Verhandlung eines Schreibebeiſtan⸗ 
des bedürfen. Zur Abftellung dieſes Mangels hat. die Königf. Re⸗ 
gierung fümmtliche Geiftlichen ihres Bezirks nachträglich dahin an« 
zumeifen, z Ä rn ——— 
daß ſie in Zukunft bei der in Rede ſtehenden Vernehmung 
des Bräutigams über die Vaterſchaft ſtets die Vorſchriften 
der Allgemeinen Gerichts-Ordnung Thl. J. Tit. 10. 6. 129., 


% 
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namentlich aber die 65. 68. u. f. des Anhangs zu derfelben, *) 
i genau befolgen, und fich nicht damit begnügen, felbft den 
Kreuzen des Unterzeichnenden Deffen Namen beizufügen. 
Berlin, den 4. März 1839. 
Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts: und Medizinal:Angel. 
v. Altenftein. 


5.19. 1. c. Als Öffentliche außergerichtliche Urfunden find zu 


betrachten: 
1. Die Protofolle, welche zwar nicht von Gerichtöperfonen, aber von 
anderen in Eid und Pflicht ſtehenden Offizianten, vermöge eines 
von einem Landes» Kollegio erhaltenen Auftrags, in a Be 
+ ten, welche ihr Amt unmittelbar betreffen, aufgenommen worden 
ſind. Es muß jedoch 
1) das Datum und ber Ort ber Aufnahme, die Benennun 
fämmtlicher anmefender Intereffenten, nebft einer deutlichen oJ 
rg Erzählung der Verhandlung felbft, daraus zu ers 
enden ſein; \ 

2) muß erbellen, daß das Protofoll den Intereffenten vorgelefen, 

und von ihnen genehmigt worden iſt; 

3) muß daffelbe von den Parteien eigenhändig unterzeichnet, oder 
mit den in ähnlichen Faͤllen, flatt der Unterfchrift, zugelaffenen 
Zeichen bemerft fein ; j 

4) muß der, welcher es aufgenommen bat, bei feiner Unterfchrift 
die Eigenfchaft, in welcher er — Aufnehmung dieſes Proto⸗ 
kolls — geweſen iſt, beifügen. 
Ermangelt es an einem dieſer Erforderniſſe, fo iſt ein ſolches 
vote nur als ein Privatvermerf zu betrachten. 
5. 68. 1. c. Perfonen, die nicht fehreiben und Gefchriebenes leſen koͤn⸗ 
. nen, möffen einen glaubhaften Mann mählen, welder in ihrem 

Namen die Unterfchrift verrichtet, Diefe Worfchrift hat der Mich 

ser folchen . Perfonen, deren Stand oder Anfehen es zweifelhaft 

macht, ob fie Iefen oder fchreiben Fönnen, gleich vor dem Anfange 
der Verhandlung befannt zu machen, und auf deren Befolgung 


zu dringen. 

Sf dire Vorfchrift nicht. beſolgt, fo it die Verhandlung für 
die 5* welche nicht ſchreiben oder Geſchriebenes leſen — un⸗ 
verbindlich. 

8. 69. Der zur Verhandlung zugezogene glaubhafte Mann muß in 
ber Megel der ganzen Verhandlung beimohnen. Kann diefes aber 
nicht bewirft werden, fo ift die Gegenwart deffelben bei der Borles 
fung und Genehmigung des Protokolls Hinreichend. Auch muß die 
des Schreibens unerfahrene Partei, wenn gleich in ibtem Namen 
die Unterfchrift von einem Andern verrichtet worden, doch das Pros 

.. tofofl 'mit drei Kreuzen unterzeichnen. 

8.70. Balls die Partei unterläßt, einen glaubbaften Mann zum Zweck 

- der. zu verrichtenden LUnterfchrift mit zu bringen, oder ihn auszu⸗ 
wählen fich weigert, fo muß ihr der Richter einen folchen von Amts⸗ 
wegen zuordnen. 

"Zufizfommiffarien, vereidete Protokollfuͤhrer oder Aftwarien, 
auch der Ehemann, wenn er mit feiner Ehefrau vor Gericht er⸗ 
fcheint, und fein Intereffe dem ihrigen nicht widerfpricht, Fönnen 
das Gefchäft vollziehen. 


N 
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Keffript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſtlichen :c. 
Angel. an das Koͤnigl. Konſiſtorium zu Poſen, mit der 
neuen Kirchen⸗Viſitations⸗Ordnung für die evangeliſchen 

Kirchen in der Provinz Pofen. 


Das Minifterium genehmigt die mit dem anderweiten Be— 
richte vom 9. Mai c. im Entwurf eingereichte neue Kirchen: Bift- 
tations- Ordnung, welche nebft den Anlagen beigehend zurüd er⸗ 
folgt, und ermächtigt das Königl. Konfiftorium, folhe nunmehr in 
Gebrauch zu fegen, mit der Aufforderung, zwei Eremplare der: 
felben, wenn fie demmächft gedrudt oder lithographirt verbreitet 
wird, hierher einzufenden. (Anl. a.) 

ı Berlin, den 31. Oktober 1838. 
Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts, und Medizinal:Angel. 
v. Altenftein. 





Kirchen» Bifitationg: Ordnung für die evangelifchen Kirchen 
| in der Provinz Pofen. 


Die Kirchen» Bifitation it ein, nach feinen Zwecken und in feinen 
Erfolgen, fo wichtiges Gefchäft, daß wir angelegentlich wünfchen, daß 
demfelben von ‚Seiten der Herren Superintendenten die gewiffenhaftefte 
Sorgfalt und eine umfichtige und geiftvolle Behandlung gewidmet werde, 
Daß jene Zwete erreicht und diefe Erfolge herbeigeführt werden, hängf 
zum größten Theil von der perfönlichen Einwirkung des Viſitators ab. 
Es kommt daher dabei nicht darauf an, daß viel gefchrieben werde, 
fondern vielmehr darauf, daß der Superintendent feine Gegenwart in 
der. Gemeine dazu benuße, durch Berathungen mit dem Pfarrer, dem 
Kirchen-Kollegio, der Gemeine oder einzelnen Gliedern derfelben wahr: 

enommene libelftände und Mängel aus dem firchlichen und religiöfen, 
eben der Gemeine zu entfernen und bie Hinderniffe, welche die Wirk⸗ 
famfeit des Geiftlichen hemmen, zu befeitigen, , j 

Zu dem Ende wollen wir die Herren Guperintendenten für die 
Folge bei Abfaffung der Kirchen: Bifitationd: Verhandlungen nicht mehr 
an eine fiebende Korm binden, fondern ihnen unter Beiftimmung der 
‚Königl. Regierungen bier und zu Bromberg und mit Genehmigung 
des Königl. vorgeordneten Minifterii, mit Behitigung der früher vorge: 
fchriebenen Indaganden, ſowie des in unferer Verordnung vom 12, Zuli 
1831. vorgefchriebenen gedructen Formulars zur Kirchen » Vifitatione- 
Berbandlung, die freiefte Bewegung geflatten, indem mir es Tediglich 
ihrer eigenen Beurtheilung anbeimftellen, über welche von den unten 
angegebenen Gegenfländen fie am Kirchort fchriftlich verhandeln, oder 
ob fie fih darüber in dem fiber die Kirchen » Vifitation zu erflattenden 
Bericht, welchem jedoch die am Kirchort über die gemachten Wahrneh⸗ 
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niebdergefchriebenen Notizen zum Grunde zu legen find, Außern 
wollen. 
Was zuvoͤrderſt die Außere Einrichtung der Kirchen Bifltafionen bes : 
trifft, fo finden wir uns bewogen, unter Vorausſchickung, daß rädficht- 
lih der Schulen die von ber betreffenden Negierung gegebene Anweis 
fungen zu befolgen find, den Superintendenten naͤchſt der Hinweifung 
auf die allgemein gefeßlichen Beflimmungen und auf die erlaffenen und 
etwa noch zu erlaffenden befondern Werordnungen, nachflehende Vor⸗ 
fchriften zu pünftlicher Befolgung zu ertbeilen: 
.1. Die Kirchen. Bifitationen müffen einfimeilen und bis auf weis 
tere Beſtimmung alljährlib flattfinden. Feder Guperintendent iſt das 
er verpflichtet, die ſaͤmmtlichen Kirchen feiner Didzes alljährlich zu vie 


en. 

8.2. Wegen der Prüfung der Konfirmanden oder Konfirmaten in Abficht 
der von ihnen —— Religionskenntniſſe iſt es wuͤnſchenswertb, daß die 
jaͤhrlichen Kirchen⸗Viſitationen, ſoweit es irgend die pfarramtlichen Oblie⸗ 
er des Superintendenten geftatten, furg vor oder gleich nach dem 

fierfeft gebalten werden. Wo jedoch auch zu Michaelis Fonfirmirt 
wird, da fann, um die Konfirmanden und SKonfirmaten beider Geifts 
licyen der Kirche zu prüfen, die Vifitation auch um Michaelis, oder ab» 
wechfelnd ein Jahr gegen Ditern, das andere gegen Michaelis gehalten 
werden. Übrigens bleibt e8 dem Superintendenten unbenommen, wenn 
Nachrichten, die über das Verhalten eines Predigers oder Schullebrers 
eingegangen find, oder ſonſt eingetretene wichtige Umftände es nötbig 
machen follten, auch zu jeder Zeit eine außerordentliche Bifitation einer 
— feines Aufſichtskreiſes vorzunehmen, ohne fie vorher bekannt zu 
machen. 

Vierzehn Tage vorher beſtimmt der Superintendent den Text, uͤber 
welchen der Prediger am Viſitationstage predigen ſoll. 

Wenn an einer Kirche mehrere Prediger angeſtellt ſind, ſo muß, 
wenn irgend thunlich, jeder in Gegenwart des Superintendenten uͤber 
einen vorgeſchriebenen Text predigen. 

Bor der Viſitation wird von dem Pfarrer eine Konferenz bed fire 
chen⸗Kollegii veranlafßt, in welcher die Anträge und VBorfchläge, die bei 
der Kirchen: Bifitation zur Sprache gebracht werden follen, berathen und 
zu Protofoll genommen werden. 

$, 3. Gehören ge einem Kirchenſyſtem Zochterfirchen, fo bat ber 
Supprintendent die Vifitation auch bei diefen vorgunehmen, und fich zu 
ihnen hin zu begeben. Gefchieht die Vifitation an einem Wochentage, 
fo iſt es hinreichend, wenn nur in einer der zur Parochie gebörigen Kir⸗ 
chen gepredigt wird. Findet fie aber an eınem Sonn⸗ oder Fefltage 
ftatt, fo muß der Prediger, fo viel es die Zeit erlaubt, an allen den 
Orten predigen, an welchen er, der Regel nach, ſonſt hätte, predigen 
muͤſſen, wenn die Bifitation nicht angelegt worden wäre. Überhaupt 
muß bei den Vifitationen der Gottesdienft auch in der gewohnten Weife 
gebalten werden. I 

8.4. Wo die Vifitation in einem Jahre an einem Wochentage 
gefcheben if, da muß fie in dem darauf folgenden Jahre unfehlbar an 
einem Sonn: oder. Felitage gehalten werden. DR 

S. Bei der kirchlich feierlichen Bifitations: Handlung iſt Folgens 
des zu beobachten. 

Es wird nach der Beflimmung bed $. 3. Gottesdienſt gehalten, 
bei welchem der Superintendent nach der Predigt den Drtöpfarrer über 
ein ihm aufgegebenes Stüf aus dem Katechismus eine Fatechetifihe Uns 
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terrebung mit ber Schuljugend und den Konfirmanden anftellen läßt, 
fodann die legten und die vorjährigen Konfirmaten felbfi prüft, und 
endlih von dem Altare herab sine furze Anrede an die Gemeinde hält, 
in welcher er die ihm nöthig fcheinenden Ermahnungen gibt ud nach 
diefer die Berfammlung mit dem Segen entläßt. . 

Der Vifitator bat hinſichtlich des Öffentlichen Gottesdienſtes darauf 

zu feben, ob derfelbe den allgemeinen Grundfägen der evangelifchen 
Kirche und den deshalb befonders ertheilten Beſtimmungen gemäß ges 
halten und mit Theilnahme aufgenommen werde. Er muß bei der Pres 
ı Digt ihren Gehalt, ihre Erbaulichkeit, und den dußerlihen Vortrag des 
Geiftlihen zu einem Gegenflande feiner Aufmerffamfeit machen, und 
bei dem liturgifchen Theile des Gottesdienſtes auf die Ordnungsmäßig- 
feit, auf die würdevolle und eindringliche Behandlung deffelben auch auf 
den —— und das Orgelſpiel achten. 

Sollte der Viſitations⸗Gottesdienſt durch die damit zu verbindende 
Prüfung der Konfirmanden und Konfirmaten zu fehr in die Länge ges 
ogen werden, fo farin diefe Prüfung auch * einer andern Zeit, etwa 

onntag Nachmittags, oder Sonnabend chmittags, letztere befons 
ders da, wo an dieſem Nachmittage Beichte gehalten wird, ſtattfinden. 
Diefe Prüfung muß aber immer öffentlich und nach vorbergegangener 
Einladung der Gemeine von der Kanzel, und durd das Geläut gefches 
ben, und mit einem zum Anfange und kam Schluſſe zu fingenden 
Liede oder einigen Liederverfen und einem Anfangss und Schlußgebet 
verbunden werden. 

8. 6. Wenn einer Parochie benachbarte, noch nicht eingepfarrte 
Ortſchaften zugewiefen werden -fönnen; oder wenn durch aflmäbligen 
Zuwachs ein Kirchenſyſtem für die Kräfte eines Pfarrers zu groß und 
ausgedehnt, und entweder die Anſtellung eines zweiten Predigers, oder 
die Einrichtung einer neuen Parochie nothwendig und möglich geworden 
ift, fo muß darlıber ausführlich befonders berichtet werden. 

8. 7. Bon den Verhandlungen, welche der Guperintendent am 
Kirchort felbft aufnimmt, und von welchen das Haupt⸗Exemplar bei den 
Kirchen »Aften zuruͤckbleibt, find zwei leferiiche und gleichlautende Abs 
fehriften fracta pagina anzufertigen, von welchen ber Guperintendent 
ein Eremplar zu feinen Akten zurüdbehält, das zweite Exemplar der 
betreffenden Königl. Regierung überfendet. 
\ Dem Bericht, mit welchem die über die abgehaltene Kirchen-Bift- 
tation etwa aufgenommenen Verhandlungen, und zwar innerhalb 14 
Zagen, der Königl. Regierung zu überreichen find, iſt wie bisher, der. 
befcheinigte Ertraft aus der vorjährigen Kirchenrechnung und der Ab; 
fchluß der Rechnung von dem laufenden Jahre beigufügen, Die Rein- 
fchrift des Konzepts der gebaltenen Bilitationg » Predigt aber, welcher 
der Superintendent, fein Urtbeil über die gehaltene Predigt beizufügen 
bat, fowie eine nad) dem sub Lit. A. beiliegeriden Schema anzufertis 

"gende Lifte der legten Konfirmaten iſt zur Beförderung an das Königk, 
Konfiftorium dem Herrn General-Öuperintendenten zu iberreichen. | 

8.5. Da die Kirchen» Bifitation einftmweilen alljährlich ftattfindet, 
fo iſt e8 befonders in folchen Kirchfpielen, wo fich viele, alfo mehr als 
etwa 6 Schulen befinden, nicht nöthig, daß jedesmal fämmtliche außers 
balb des Kirchorts befindliche Schulen des Kirchfpield revidirt werden. 
Es genügt vielmehr, daß bei jeder Kirchen: Bifitation die Hälfte der 
Schulen ded Kirchfpiels revidirt werden, 

Es ift dies um fo nöthiger, als der Superintendent dadurch in den 
Stand gefegt wird, noch in derfelben Woche die Viſitation einer bes 
nachbarten Kirche vorzunehmen, wodurch Zeit und Geld erfpart wird. 
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- Nur muß gefordert werben, daß der Superintendent nad) abgebal- 
tenen Schulrevifionen fämmtliche Lehrer des Kirchfpield um fich verſam⸗ 
melt, und fich dabei theild gegen fie über die in den Schulen gemach« 
ten Wahrnehmungen ausfpricht, theils auch mit dem Pfarrer und den 
ibm untergeordneten Lehrern das befpricht, was ihm zur Verbeſſerung 
des Schul» und Unterrichtömefens in der Gemeine ſowohl im Allgemeis 
nen, als im Befondern — ſcheint. 

8.9. Halten ſich Kandidaten des Predigtamts in einem Kirchſpiel 
auf, fo find. fie- zufolge unferer Anordnung vom 11. Dezember 1830. zu 
der Kirchen:Bifitation zuzuziehen, fowie es auch wünfchenswertb ift, daß 
fie den Schulrevifionen und der mit den Lehrern des Kirchfpield zu vers 
anftaltenden Konferenz beimohnen, indem beides auf ihre praftifche Aus⸗ 
bildung von wohlthätigem Einfluß fein wird. 

$. 10. Sollten endlich bei der Kirchenvifitafion von Seiten der 
Gemeine oder einzelner Glieder derfelben. Anträge und Befchwerden in 
Kirchen» und Schuls Ungelegendeiten zur Sprache gebracht werden, fo 
muß der Mevifor darauf eingeben, über die gemachten Anträge mit dem 
Pfarrer und dem Kirchen-Kollegio beratben, die — Beſchwerden, 
fofern fie ſich als gegründet zeigen, abzuſtellen, Mißbelligkeiten auszu⸗ 
gleichen ſuchen, ſolche Faͤlle aber, wo ihm die verſuchte Beilegung nicht 
gelingt, und Anträge und Beſchwerden von Wichtigkeit zur hoͤhern Ents 
fcheidung vorlegen. Findet es der Reviſor nöthig, über dergleichen Ans 
träge und Befchmerden fchriftlich zu verhandeln, fo muß die Verband: 
lung auf einem befondern Bogen aufgenommen und eine Abfchrift der- 
felben dem Bifitations-Berichte beigelegt werden. 

Wird eine Beſchwerde iiber die fitttiche und amtliche Führung des 
Pfarrers oder eines andern Kirchenbeamten geführt, fo müffen, und zwar 
nad) —— des Beklagten, die einzelnen Klagepunkte bündig nie⸗ 
dergefehrieben, fodann dem Beflagten zur Verantwortung vorgebalten, 
und endlich mit dem Urtheil des Superintendenten dem Bifitationsbes 
rich beigelegt werden. 


In der Beilage B. find diejenigen Gegenflände angegeben, über die 
nicht bei jeder, fondern immer erft bei der fünften Kirchenvifitation vers 
handelt werden darf. | 





Menn wir nunmehr diejenigen Gegenflände folgen laſſen, welche 
bei jeder Kirchenvifitatton zur Sprache gebracht werden müffen, fo if 
dabei unfere Abficht nicht, daß über alle diefe Gegenſtaͤnde fchriftlich vers 
bandelt, oder daß fie in den Bifitationsbericht aufgenommen werden 
follen. Wir geſteben vielmehr darin den Wifitatoren die unbefchränftefte 
Freiheit zu, wiewohl es einleuchtet, daß die sub A, folgenden Gegen⸗ 
fiände fich mehr zu einer protofollarifchen Verhandlung am Sirchort, 
die sub €. folgenden aber mehr zu einem Berichte eignen. 

Die Kirchenvifitationen werden unter, allen Umfländen großen Se⸗ 
gen ſtiften, wenn dabei die Hauptſache, die darin beſteht, daß durch die 
perfönliche Einwirkung des Guperintendenten das kirchliche und religidfe 
Reben in der Gemeinde gefördert werde, feſt im Auge behalten wird. 

A, Eigenthum der Pfarrgemeine und Verwaltung deffelben. 

) Kirchgebäudse, baulicher Zuftand derfelben, Befchaffenheit der Orgel. 
) Pfarrgebäude, baulicher Zuftand derfelben. h 
39 Kantor» und Küferwobnung. 
4) Armens, Waifenhäufer und Ähnliche Anflalten. 
5) Stiftungen, zum Beſten der Wittwen und Maifen, der Pfarrer 
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und übrige Kirchenbeamten; worin fie beflehen, wie fie verwaltet 


werben. 

6) Gottesäcer in der Gemeine, ihre Lage, Befchaffenheit, 4. B. ob fie 

ehoͤrig eingefriedigt, mit Bäumen bepflanzt und ausreichend find. 

7) Rurren® Beiträge der Gemeine zur Unterhaltung des Kirchenwes 
fens, ob fie regelmäßig eingeben, wie fie gefichert find, wie fie af- 
fervirt werden. 

8) Kapitalien — ihr Betrag, wie fie angelegt find, ob die Schuld⸗ 
Sbligationen gehörig aufbewahrt werden, die Zinfen eingeben. 

9) Schulden, die auf der Pfarrgemeine laften — Betrag derfelben, ob 
ein Zilgungsplan feſtgeſtellt id und ausgeführt wird. 

10) Inventarium Des beweglichen Eigentbums der Pfarrgemeine — ob 
ed vorbanden ift und. fortgeführt wird; ob fämmtliche in demſel⸗ 
ben verzeichneten Stüde vorhanden find. 

11) Etat der Kaffenverwaltung — ob und für welchen Zeitraum er 
vorbanden und befiätigt iſt; — 

12) Kirchenrechnungen, ob ſie ſeit ben letzten zehn Fahren vorhanden 
find; von wen und wie fie geführt, von wen fie revidirt und des 

13 re arten Sf Regiftrande, Amtsblatt, 06 fie vorhanden und 

irchen⸗Archiv, Pfarr⸗Regiſtrande, Amtsblatt, ob ſie vorhan 
in welcher Beſchaffenheit fie ſich befinden. . | 
Findet fich bei der Kirche eine Bibliothef, fo muß der Katalog 
derfelben mit den vorhandenen Schriften verglichen werden. _ 
B. Kirchliche Perfonen. _ 
1) Kirchen Vorfteber — ob fie in. verfaffungsmäßiger Anzahl vorhan- 
den, beflätigt und eingeführt find. 
2) Kantor, Organiſt, Küfter u. f. m. — Lebenswandel, Amtsführung. 
3) Pfarrer — Namen, Lebens, und Dienfalter; Jahr und Tag, an 
welchem er in fein gegenmwärtiged Amt eingeführt if. i 
Mir bemerken hierbei, dag dem Guperintendenten die Biflta- 
tionds Predigt, welche er mit dem Pfarrer durchgehen koͤnnte, Gelegen: 

heit darbieten wird,, darauf binzumwirfen, daß der Pfarrer durch ein im: 

mer tieferes Eindringen in das Verſtaͤndniß der heiligen Schrift feinen 

Kanzel: Vorträgen biblifhe Salbung gebe, und im Umgange mit feiner 

Gemeine fietd das Wohlwollen an den Zag lege, welches ihm am ges - 

wiffeiten das Vertrauen derfelben zumendet und erbält. Auch die uͤbri⸗ 

gen Theile des Seelforgeramts, als 3. DB. der Beſuch der Kranken, die“ 
ebandlung der Veraͤchter de6 Gottesdienſtes, die Beauffichtigung der 

Shulen, die Einwirkung auf die Häusliche Kinderzucht, der Konfirmans 

denslinterricht und dergl. mehr, bieten Stoff zu für beide Theile eben 

fo belehrenden ald aufmunternden Unterhaltungen dar, mobei wir noch) 
bemerken, daß der Pfarrer verpflichtet ift, feine Predigt» Konzepte dem 

Bifitator auf Erfordern vorzulegen. Daß der Superintendent fich in 

den oben angedeuteten Unterredungen dem Pfarrer nicht als Borgefeg: 

ter, fondern als Bruder zeigen werde, zu welchem jener ein herzliches 

Vertrauen faßt, indem er fich davon überzeugt, daß es feinem nächklen 

Vorgefegten nicht um eitle Ehre, fondern einzig darum zu thun if, 

Daß die große —— ihres gemeinſchaftlichen Amts durch vers 

eintes Streben gefördert werde, und er darum aus dem reicheren Schaße 

feiner Erfahrungen — auch den juͤngern Bruder für dieſe Angelegen- 
beit immer mebr und mehr erwärmen will, dürfen wir von den Herren 

Guperintendenten mit voller Zuverficht erwarten. Ä 

C. Kirchliches Leben der Gemeine. 
1) Öffentlicher Gottesdienf, fonn⸗ und fefitäglicher; Anfang und Ende 
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befielben.. Ob ‚dabei von der erneuerten Agende abgewichen wird. 
ChHorals und liturgifcher Geſang. Orgelbegleitung. Beſuch deſſel⸗ 
ben. Nachmittäglicher Sonntags: Gottesdienft, Befuch deffelben ; 
Wochen s Gottesdienft, an welchem Tage, in welchen Stunden und 
mit welcher Theilnahme er gebalten wird. Abs oder Zunahme des 
Kirchenbeſuchs — mutbmaßliche Urfachen davon. Ob ein Sänger: 
Ehor vorhanden, aus wie viel Mitgliedern es befleht. | 

2) Ob in der Gemeine auf ‚häuslichen Gottesdienft gebalten wird. 

3) Feier des heiligen Abendmahls. Wie oft und in welchen Stunden 
fie Hattfindet, ob fie nad den WVorfchriften der erneuterten Agende 

ebalten, wie fie befucht wird. Muthmaßliche Urfachen, wenn die 

* der Kommunikanten ſich vermindert bat. Ob ein Kommuni⸗ 
anten-Regiſter geführt wird. Zahl der Kommunikanten in jedem 
der lebten drei Jahre. —— 

4) Die Taufe. Ob Taufen geſetzwidrig aufgeſchoben werden; Zahl der 
Getauften im letzten Jahre. Verbaͤltniß der unebelichen Geburten 
u den ehelichen. Wie es mit der Taufe und der Erziehung der 

inder aus gemifchten Eben gehalten wird. 

5) Jugendunterriht und Kinderzucht. j 

a. in den Schulen, befonders der Religions-Interricht, in Abficht 
feines Einfluffes auf die Neligidfität und Eittlichkeit der: Ge- 
meine. / Ä 

Ob der Religionsunferriht in der Ortöfchule von dem 
farrer erteilt wird; am welchen Tagen und zu welchen 
tunden? Ob in den Schulen der Choralgefang fleißig ge» 

uͤbt wird, die Konfirmanden fi) mit den Chorals Melodien 
hinlaͤnglich befannt geist. 

b. in der Kinderlehre. enn fie gehalten und wie fie befucht 
wird. In welchen Alter gewöhnlich die Kinder zu den fonns 
täglichen Katechifationen fommen; ob auch die bereits Fonfir- 

r mirten daran Theil nebmen, oder Die Sonntagsfchule befuchen. 

e. Konfirmanden-Unterricht. 

6) Kinderzucht in der Gemeine — foweit ſich darüber aus den Mit, 
er des Pfarrerd und aus eigenen Beobachtungen urtheis 
len läßt. j ‚ 

7) Rrauung. Zahl der Kopnlirten im leßten Jahre. — Ob fogenannte 
wilde Chem vorhanden find, und was von Geiten des Pfarrers 

efcheben, fit in rechtmäßige. zu verwandeln. 

8) Beerdigungen. Wie viel Todesfälle im legten Jahre im KirchfPiel 

fattgefunden. Ob die flillen Beerdigungen abs oder zunehmen. 

Welche Unordnungen bei Veerdigungen eingeriffen, und was ge 

fcheben, um fie zu entfernen. _ | 
Der Revifor wird bierbei eine forgfältige Nevifion ſaͤmmtlicher 

Kirchenbücher vornehmen, und vornehmlich, fein Augenmerk darauf 
richten, ob, ſoweit fich Died ermitteln läßt, ſaͤmmtliche Actus eins 
getragen find, ob fie reinlich gebalten werden, die Schrift Ieferlich 
at, die Hauptzablen auch mit Buchſtaben ausgefchrieben find, das 
vorgefihriebene Schema befolgt wird und Regiſter von den einzels 
nen Jahrgaͤngen angelegt find. 

Meligidfed und fittliches Leben in der Gemeine. Ob berrfchende 

Lafter, ald Neigung jum Zrunfe, zum Müfiggang, Unfriedfertig- 

feit, Hang zur Ubfonderung von der firchlichen Gemeinfchaft und 

dergl. mehr gefunden wird, und mas von Geiten des Pfarrers ge⸗ 
ſchieht, dieſen Übeln zu ſteuern. 
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10) Welches Gefangbuch bei dem äffentlichen Gottesdienſt, welche Ers 
bauungebicher bei der häuslichen Andacht, und welche Ratechismen 
und Lebrbücher bei_ dem Meligions-Unterricht in den Schulen und 
beim Konfirmanden-Unterricht „gebraucht werden. 

Wenn wir bier der Erbauungsbicher, und der Katechismen erwäh, 
nen, fo fann dabei unfere Abficht nicht fein, die Superintendenten oder 
Pfarrer zu veranlaffen, andere — wenngleich beffere — Erbauungsbiw 
cher in den Familien und andere Lehrbücher in den Schulen einzufüh- 
ren, indem das Erſtere ein Eingriff in die perfönliche Freiheit fein würde, 
und eher fchaden als nüßen koͤnnte; das letztere aber weder dem Par - 
rer noch dem Guperintendenten ohne höhere Genchmigung zufteht. 

Wir haben diefe Gegenflände nur in der Ubficht berührt, die Her: ‘ 
ren Öuperintendenten zu veranlaffen, auch auf fie ihre Aufmerffamfeit 
zu richten und mit dem Pfarrer zu berathen, wie ein anerfannt fchlech« 
tes Erbauung oder Neligionsfehrbuch nach und nach mit weifer Um. 
ficht durch ein beffere® verdrängt werden’ Fönne. 

Yofen, den 9, Mai 1838. ' 

Königl. Konfifiorium, 


Beilage A. 


gifie 
ber ‚in der evangelifchen Kirche zu oo am 
Sonntage N. N. den: ten | 183 eingefeg- 
neten Konfirmaten. 


1) Nr. ® 

. 2 Namen ded Konfirmaten. 

3 Sein Wohnort. 
4) Namen und Stand des Waters. » 
5) Jahr und Tag der Geburt des Konfirmaten. 
6) Ergebniß der Prüfung in Abficht der erlangten Religionsfenntniffe. 
7) Schulbefuch; erlangte Schulfenntniffe. 
8) Dispenfation vom gefeßlichen Alter. 


9) Bemerkungen. 





Beilage B. 
Gegenftfände, 
‚über welche nicht bei jeder, fondern immer erft bei der fünf: 
ten Kirchenvifitation verhandelt werden darf. 


1) Ob die Kirche einen Patron bat, event. welche Rechte ihm als 
- folhem zufteben, welche Pflichten gegen die Kirche und ihre Beam— 
” ten ihm obliegen. I 

2) Wie e6 mit der Wahl des Pfarrerd und der — Kirchenbeam⸗ 

> ten, ſowie der Kirchenvorſteher, gehalten wird. em das Präfens 

fationsrecht und das jus vocandi zuficht und worauf fich die dies. 
fällige Obfervany gründet | 

3) Das Einfomnien des Pfarrers, Kantord und der übrigen Kirchen: 

beamten ift auf einem befondern Bogen fpeziell zu berechnen. 

4) Umfang des Kirchfpiels, mit Benennung der Gemeinen, die defini⸗ 

tiv, die gaftweife, die gar nicht eingepfarrt find. 
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Reſkript der Könige. Minifterien an die Koͤnigl. Regie 
rung zu Oppeln, die Aufbringung der Baufoften für 
Fatholifche Kirchen und Pfarren betreffend. 





Auf eine Beichwerde mehrerer der evangelifchen Konfeffion 
angehörigen. Einwohner zu N., über ihre Heranziehung zu den 
Koften des Baues der dafigen Fatholifchen Kirche und Pfarre ha- 
ben wir denfelben heute denjenigen Beſcheid ertheilt, von welchem 
wir der Königl. Regierung anbei eine Abfchrift (Anl. a.) zur Nach: 
richt und mit der Anweifung mittheilen, dafür zu forgen, daß 
überhaupt, befonders aber in Orten gemifchter Konfeffion, derglei= 
chen Ausgaben, wie die erwähnten, Fünftig nicht befonders ausge- 
fchrieben, vielmehr auf den Kommunal: Haushalts: Etat gebracht, 
und aus den allgemeinen, nöthigenfalls durch Anlagen zu verftär: 
enden Fonds beftritten werden mögen. 

Berlin, den 31. Dezember 1838. 

Der Minifter der Geiftlichen ıc. Der Minifter des Innern und 
Angelegenheiten. der Polizei. 
Sm Auftrage, | v. Rochow. 
Nicolovius. 
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Den Einwohnern N. N. zu N: fenden wir die Anlagen Ihrer Eins 
aabe vom 10. v. M. bierneben mit dem Erdffnen zuräd, daß wir Ihre 
Befchwerde Über Heranziebung zu den Koften ded Baues der dortigen 
Fatholifchen Kirche und Pfarre als gegründet nicht anfehen koͤnnen. Die 
Ausgaben, welche eine Stadt vermöge des ihr zuflehenden Patronats 
recht8 über eine Kirche zu leiften hat, find eine Kommunallaft, wie jede 
andere, und müffen daher, wenn fie aus dem allgemeinen Vermögen 
nicht gedeckt werden koͤnnen, von fämmtlichen Mitgliedern der bürgers 
lichen Gemeinde, ohne Rüdficht auf ihr Glaubensbefenntniß, durch Beis 
träge oe werden. Die Geſetzſtellen, welche die Befchwerdeführer für 
Ihre Befreiung anführen, paffen auf den Fall nicht. Denn es ergibt 
fich aus 8. 720. Zit. 11. Thl. U. des Allgem. Landrechts, daß die Leis 
flungen des Patrons und die der Eingepfarrten zu unterfcheis 
den find, und daß die folgenden Paragraphen nur auf die letzteren Lei⸗ 
ſtungen fich beziehen, daher auf die Koften, welche eine Stadt als 
nbaberin des Patronatrechts du befreiten bat, nicht zu beziehen find. 
iernach_ muß es bei der Verf gung der Königl. Regierung zu Oppeln 

vom 1. September d. 3. fein Bewenden behalten. 

Berlin, den 31. Dezember 1838. 
Der Minifter der Geiftlichen ꝛc. Angel. Der Minifter des Innern und 
jm Yuftrage. der Polizei. 
Nicolovius. v. Rohomw. | 


An 
die Einwohner N. N. zu N. 


y39 
V. 
Offentlicher Unterricht. 


86. 
Cirkular⸗Verfuͤgung der Koͤnigl. Regierung zu Arnsberg 
an ſaͤmmtliche Landraͤthe, die Organiſation ſtaͤdtiſcher 
Schulkommiſſionen betreffend. 





Das Königl. Miniſterium der Unterrichts: ꝛc. Angelegenhei⸗ 
ten hat, auf ſtattgefundene Erörterung der Frage: 

ob und in welcher Beziehung, in welchen Gränzen und un: 

ter welchen Modalitäten in denjenigen Städten der Provinz, 

welchen die revidirte Städte-Ordnung verliehen ift, eine ähn⸗ 
liche Einwirfung der ftädtifchen Schulbehörden auf das ſtäd⸗ 
tifhe Schulweſen anzudrdnen fein möchte, wie die ältere 

Städte: Ordnung folche begründet hat, und welchen Einfluß 

diefe Anordnung auf die hier beftehende Inftruftion für die 

Orts-Schulvorftände vom 6. November 1829. äußern dürfte, 
im Allgemeinen fih für die Zwedmäßigfeit einer foldhen An- 
wendung ausgefprochen und beftimmt, daß dabei Folgendes grund: 
fäglich zu berüdfichtigen ſei. 

1. Die revidirte Städte-Drdnung geftattet $. 107. den 
Magifteäten für die Verwaltung einzelner Geſchäftszweige befon- 
. dere Deputationen und Kommiffionen zu bilden. Solche Deputa- 
tionen und Kommiffionen find jedoch als im Auftrage des Magis 
firats beftehend und als diefem. untergeordnet zu betrachten. Die: 
fes gilt auch für die Verwaltung des ftädtifchen Schulmefens, von 
welchem nicht allein Kenntniß zu nehmen, fondern auf welches 
auch auf eine angemeſſene Weife mitzuwirken, im ntereffe der 
Gemeinden und der ftädtifchen Behörde liegt. | 

2. Es werde daher den Magifträten in denjenigen Städten, 
in welchen die revidirte Städte-Drdnung eingeführt worden, über: 
laſſen, von jener. durch diefelbe ertheilten Erlaubnig Gebrauch zu 
machen und ihres Orts eine ſtädtiſche Schulfommiffion 
anzuordnen. | | 

3. Die bisher angeordneten, und durch die Fnftruftion vom 
6. November 1829. über ihre Berhältniffe und Obliegenheiten 
angemwiefenen Orts: Schulvorftände bleiben auc da, wo eine im 
Magiſtrate beruhende ſtädtiſche Schulfommiffion angeordnet wird, 
als Spezial: Borftände der einzelnen DOrts- Schulen, und führen 
über diefelben die inftruftionsmäßige nächfte Aufficht. 
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4. Die frädtifche Schulfommiffion umfaffe dagegen die ſämmt— 
lichen einzelnen Volksſchulen des Orts und deren Spezial: Bor: 
ftände. Sie führe über alle. äußere und innere Angelegenheiten 
diefer Schulen die Oberaufſicht und halte darauf, daß die Spe— 
zial-Schulvorftände den ihnen durch ihre Inſtruktion angewieſenen 
Obliegenheiten nachkommen. 

5. Die ſtädtiſche Schulkommiſſion beſtehe: a) aus dem Bür⸗ 
germeiſter, oder einem, hierzu zu deputirenden Mitgliede des Ma— 
giſtrats; b) nach Maßgabe der Größe der Stadt aus zwei oder 
drei Deputirten der Bürgerſchaft, von welchen wenigſtens Einer 
aus der Zahl der Stadtverordneten; c) aus einer gleichen Anzahl 
von des Unterrichts: und des Erziehungswefens Fundigen Mäns 
nern; d) aus einem, oder zwei Vertretern derjenigen Schulen, 
welche nicht frädtifchen Patronats find, oder wegen befonderer Ber: 
hältniſſe der fädtifchen Kommiffion von der Regierung zur Beauf- 
fichtigung befonders überwiefen worden, 3. B. die jüdifchen Ele— 
mentarſchulen. 

6. Wo nicht der Bürgermeiſter ſelbſt, ſondern ein anderes 
Mitglied des Magiſtrats in die Schulkommiſſion eintritt, da werde 
dieſes von dem Bürgermeiſter ernannt. Die aus der Bürgers 
‚Schaft zutretenden Deputirten wähle das Stadtverordneten :Kolle: 
gium. Die fachfundigen Mitglieder wähle der- Magiftrats:Depus 
firte gemeinfchaftlich mit dem aus der Bürgerfchaft gewählten 
Deputirten; hierbei werde jedoch beftimmt, daß für jede mit fach: 
kundigen Mitgliedern zu befeßende Stelle, zwei Gubjefte bei 
der Regierung in Vorſchlag gebracht werden müffen, um eins von 
denfelben auszuwählen und zu beftätigen. - Auch werde hierbei be: 
merflich gemacht, daß als ſachkundige Mitglieder zwar in der Re: 
gel Pfarrer des Orts zu wählen feien, aber neben einem Geift- 
lichen auch Neftoren und Lehrer höherer Schulen, wenn folche fich 
in der Stadt befinden, wie auch andere würdige und- einfichtspolle 
Männer gewählt werden dürfen. Die Vertreter derjenigen Schu: 
len, welche nicht ftädtifchen Patronats find, feien von den Spe- 
zial-Schulvorftänden diefer Schulen zu wählen. 

7. Das Präfidium in der Schulfommiffion — überall 
dem Bürgermeiſter oder dem von ihm deputirten Mitgliede des 
Magiſtrats übertragen. 

8. Da auch die jetzigen Orts-Schulvorſtände ſchon dadurch 
mit dem Magiſtrate in Verbindung ſtehen, daß ſie den Bürger— 
meiſter zum Mitgliede haben, ſo werde in den kleinen Städten, 
welche nach der jetzigen Einrichtung nur einen Lokal⸗Schulvorſtand 
haben, dem Magiſtrate überlaſſen, dieſe Einrichtung, wenn nicht 
beſondere Umſtände eine andere nothwendig machen, beſtehen und 
nad gehöriger Vervollſtändigung ($$. 5. 6. 8.) zugleich als die 

von 
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. ihm veffortirenden ftädtifhen Schulfommiffionen fungiren zu 
affen. | | 
Die fraglihe Einrichtung ſoll jedoch nicht überall, fondern 
nur da flattfinden, wo fie den örtlichen Verhältniffen nach räth- 
lich erfcheint, was wohl nur in größeren Städten, worin eine grö⸗ 
ßere Anzahl von Volksſchulen und Schulen von verfchiedenen Kon— 
feffionen befindlich, der Fall fein möchte, hinfichtlich welcher Städte 
denn auch bereits durch die Inftruftion vom 6. November 1829,, 
die Anordnung einer bie fämmtlichen Ortsfchulen umfaffenden Si: 
multan-Schulfommiffign betreffend, einigermaßen vorgefehen ift. 
Es kommt daher zueörderft darauf an, in Erwägung zu zie: 
ben, ob Städte vorhanden, für welche die Einrichtung befonderer, 
nad) den aufgefiellten Grundfäßen eingerichteter, vom Magiftrate 
reſſortirender ſtädtiſcher Schulfommiffionen, zufolge der örtlichen 
Berhältniffe, wünfchenswerth oder etwa bereits beantragt ift. 
Wir beauftragen Em. ꝛc., diefe Fragen in Beziehung auf 
diejenigen Städte des dortigen Kreifes, welchen die revidirte Stäbd: 
te-Drdnung verliehen ift, forgfältig zu prüfen, und uns dag Nes 
fultat diefer Prüfung mittelift motivierten Berichts, dem eventuell 
der Entwurf einer Inſtruktion für die einzurichtenden ſtädtiſchen 
Schulkommiſſionen beizufügen ift, binnen 6 Wochen vorzulegen. 
Arnsberg, den 10. Zuli 1838. - 
Königl. Regierung. 
j 86. 
Eirfular» Verfügung ‚der Königl. Regierung zu Könige 
berg, an fämmtliche Landräthe, die Trennung der Schul: 
kaſſen von andern ftädtifchen Fonds betreffenn. 





\ / 

Es ift zu unferer Kenntniß gekommen, daß in Folge unferer 
Eirfular-Berfügung vom 22. September 1833. in mehreren Städ- 
ten des Departements die bisher beftandenen befondern Schulfaf: 
fen aufgehoben, und deren Fonds mit dem übrigen Kämmerei: 
vermögen berfchmolzen worden find. Dies hat aber durch jene 
Verfügung Feinesweges bezweckt werden follen. 

In derfelben ift vielmehr nur angeordnet, daß — felbft uns 
befchadet der abgefonderten Berwaltung einzelner, zu befon- 
dern Zweden ausſchließlich befiimmter Kommunal: Fonds, diefe 
Fonds, fowie überhaupt alle Zweige der Kommunal: Verwaltung, 
ohne irgend eine Ausnahme, nach ihren Reſultaten in Einen 
Haupt:Etat und eine Haupt-Rechnung übernommen wer⸗ 
ben follten, um dadurch die vollſtändige Überficht des 

Annalen. Heft IV. 1838. Ppp 
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gefammten Stadt-Haushalts auf einem Punfte zu 
erhalten. ; 

Außerdem iſt in derfelben Verfügung auch gleichzeitig be: 
merkt, daß von diefer Anordnung diejenigen Fonds und Kaffen 
ausgefchloffen bleiben, welche einzelnen Korporationen und Stiftun: 
gen gehörten. 

Die Auflöfung der, Schulfaffen und die Verſchmelzung der 
Schulfonds mit den Übrigen fädtifchen Fonds ift hier alfo nir- 
gends erpreffe anggordnet worden, und hat auch überhaupt nicht 
angeordnet werden Fönnen, da fchon in dem Minifterial:Nefkripte 
vom 27. Novbr. 1823. (Annal. Zahrg. 1833. ©. 659. ff.) die 
Sonderung der Schulfaffen vorgefchrieben worden ift, und der 
$. 18. der Negierungs : Inftruftion vom 23. Oftober 1817. (Ge 
fet-Samml. ©. 261.) der mit unterzeichneten geiftlichen Abthei— 
‚ lung befonders zur Pflicht gemacht hat, dafür zu forgen, daß das 
Schulvermögen nicht mit andern Fonds vermifcht werde. 

In allen denjenigen Städten, wo man obige Eirfular : Ber: 
fügung falfch verftanden hat, ift daher eine Trennung der Schul: 
Faffe fofort vorzunehmen und die befondere Berwaltung der Fonds 
einzuleiten, wobei jedoch ausdrüdlich beflimmt wird, daß die Re— 
fultate diefer Verwaltung fowohl in dem ftädtifchen Haupt: Etat, 
als auch in die Haupt-Rechnung durchlaufend aufgenommen wer: 
den müffen. 

Binnen drei Monaten erwarten wir über Ausführung Ddiefer 
Verfügung Anzeige; und ift eine Furze Anzeige auch von denjeni: 
gen Städten zu machen, wo die Schulfaffen-Berwaltung, diefer 
Shfulars Verfügung entfprechend, bereits feit früher beftchend ein: 
gerichtet ift. | 

Königsberg, den 11. Mai 1838. 

Königl. Regierung. 


87: 
Cirfulars Verfügung der Königl. Regierung zu Münfter 
an fämmeliche Landräthe, die Erhebung, Auszahlung 
und Verrechnung des Schulgeldes betreffend. 





Das in Beziehung auf die Erhebung des Schulgeldes durch 
die Gemeinde-Empfänger beobachtete Verfahren, daß nämlich um 
die den Empfängern aus der Gemeindefaffe zu zahlenden Hebe— 
Prozente in der Rechnung zu belegen, die General: Quittung des 
Schullehrerd über den Betrag des empfangenen Schulgeldes der 
Gemeinde-Rechnung beigefügt wurde, hat veranlaßt, daß die Schul: 
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lehrer, die mehr als 50 Rthlr. an Schulgeld beziehen, zur Ent: 
richtung des Quittungsfiempels haben verpflichtet werden müffen. 

Da indeß das Schulgeld eine, in vielen einzelnen Poſten 
zahlbare Entichädigung für Ertheilung des Unterrichts iſt, deren 
jede dem Schulehrer gehört, fobald fie fällig wird, und vom 
Lehret direft empfangen, nie einen fempelpflichtigen > errei- 
chen würde, jo erjcheint es billig, diefelben von der Stempelfteuer 
in diefer Beziehung zu befreien; und wir fehen daher, im Einvers 
ſtändniß mit dem Königl. Minifterio der Geiftlichen ꝛc. Angeles 
genheiten, folgendes Verfahren hierunter feft: 

1. Bor dem Ablauf eines jeden Schul» Semefters legt der 
Gemeinde: Empfänger dem Bürgermeifter die vom Schullehrer 
quitfivte Hebelifte über das von ihm erhobene und dem Schulleh— 
rer gezahlte Schulgeld vor. 

2. Auf den Grund diefer quittirten Hebeliſte ertheilt der ' 
Bürgermeiſter die Befcheinigung über den Betrag des vom Ges; 
meinde-Empfänger erhobenen und ausgezahlten. Schulgeldes. 

3. Diefe Beicheinigung kommt dann, flatt der bisherigen 
General: Quittung des Lehrers, als Betrag für die dem Empfän- 
ger zu zahlenden Hebegebühren zu des Gemeinde: Rechnung, fo 
daß es alsdann einer fempelpflichtigen Quittung des Lehrtrs nicht 
weiter bedarf. 

Es ift diefes Verfahren gleich jebt für das Schuljahr 1838. 
in Ausführung zu bringen, wobei wir nur noch die Bellimmung 
zu 5. der Verordnung vom 8. Zuli 1818. (Amtsblatt ©. 221.). 
die pünftliche Berichtigung des Schulgeldes betreffend, zur genaues 
fien Beachtung in Erinnerung bringen. 

Münfter, den 28. Zuli 1838. , 
x  Königl. Regierung. 


88. 


Girfulars Verfügung der Koͤnigl. Regierung zu Arns- 

berg an ſaͤmmtliche Superintendenten, betreffend die 

amtlichen Nebengefchäfte der Küfter, welche zugleich 
Schullehrer find. 


Das Könige. Minifterium der Geiftiihen 2c. Angelegenheiten 
hat auf den von uns desfalls erftatteten Vortrag, in Beziehung 
auf $. 127. der Kirchen: Ordnung und $. 13. der Infruftion für 
die untern Kirchenbeamten, mittelft Neffripts vom 26. v. M. ent: 
fchieden :. | 

1) daß Diejenigen Küfter, welche zugleich Seren find, das 
pp 
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mit der Schuldienſt nicht leide, nur in den ſelten vorkom— 
menden Fällen dringender Eile, in welchen ſie auch auf Ko— 
ſten der Kirchenkaſſen, wenn die Ausgabe zu beſtreiten im 
Stande iſt, vertreten werden können, mit Beſtellungen der 
- amtlichen Briefe und Pakete des Pfarrers, außer dem 
Umfange des Kirchfpiels zu beauftragen find; 

-2) daß in allen übrigen Fällen die amtlichen Briefe und Pa- 
fete des Pfarrers, in dDerfelben Art, wie deffen Pri- 
vatz Korrefpondenz zum nächften Poftamte zu befürdern 
und refp. von diefem in Empfang zu nehmen find; 

3) daß die gedachten Küfter mit der Beforgung amtlicher Schrei- 
ben der Superintendenten als folche gar nicht belaftet 
werden : dürfen; 

4) daß dagegen in anderweiten Küfter-Gefchäften, welche in die 
Schulftunden fallen, der Küfter verpflichtet ift, wie der $. 23. 
der Dienſt-Inſtruktion vorfchreibt, einen Stellvertreter für 
ſich zu befchaffen, und die Koften der Vertretung felbft zu 
tragen. 

Sice haben fih in vorfommenden Fällen nach diefer Entfchei- 

dung zw richten und davon den Presbpterien Ihrer Diözefe zur 

gleichmäßigen Nachachtung Mittheilung zu machen. 

Arnsberg, den 15. Auguſt 1838, 

Königl. Regierung. 





VI. 
Sommunalwefen. 


89. | 


Reffript des Königl, Minifteriums des Innern und der 

Polizei an die Konigl. Regierung zu Düffeldorf, die 

Verbefferung der Lage lange und treu gedienter Kom⸗ 

munalbeamte und die Anfchaffung ter Annalen der 

innern Staatsverwaltung für die BürgermeiftereisNRegi- 
ftraturen betreffend. 





Da fih aus der, der Königl. Regierung mitgetheilt geweſe— 
nen Vorſieliung der Gemeinderäthe der Bürgermeifterei N. vom 
30. September d. 3. fomwohl, als aus den von hr erfiatteten 
Berichten ergibt, daß der Bürgermeifter N. viele Jahre hindurch 
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treu gedient und fi die Zufriedenheit der Behörde, wie der Kom: 
mune, erworben hat, und ich die Gemeinden nicht hindern mag, 
lange und ‚treu gedienten Beamten, die fonft Feine Ausficht auf 
Berbefferung ihrer Lage haben, in fpäteren Zahren ihre Danfbar: 
feit durch ein verbeffertes Einfommen zu bezeigen, wenn dies, 
ohne den Kommunalhaushalt zu ftören, thunlich ift, dieſer Fall 
aber in der Bürgermeifterei N. eintritt, fo ertheile ich der Kö: 
nigl. Regierung auf den Bericht vom 10. v. M., indem ich übri« 
gend Ihr Beftreben, die Ausgaben der Gemeinden zu vermindern, 
nur mit Beifall anerkennen kann, hiermit die Autorifation, die 
„Anträge des Gemeinderaths von N. hinfichtlih der Vermehrung 
der Büreaufoften und des Anfaufs von Drudformularen, fowie 
der v. Kamptzſchen Annalen der innern Staatsverwaltung, zu 
genehmigen. Unzuläffige Eremplififationen , fönnen hierbei. nicht 
eintreten, da es unbedenflich ift, in allen Fällen, in welchen lan— 
ger und treuer Dienft, freie Bewilligung des. Gemeinderaths und 
guter Zuftand der Gemeindefaffe zufammentreffen, in ganz glei: 
cher Art zu verfahren, ohne daß andere Bürgermeifter, kei wel 
chen andere Umftände obwalten, fi) darauf berufen fünnen. Was 
die Annalen anlangt, fo wird bei dem geringen Aufwande, den 
fie erfordern, es unbedenklich fein, die Anträge der Gemeinden 
‚auf Anfchaffung derfelben als Anventarium der Bürgermeifterei: 
Regiftratur zu genehmigen, befonders aber da, wo fie fchon feit 
einer Reihe von Fahren angefchafft worden find, die Anfchaffung 
der Fortfehung zu geftatten. —— 

Hiernach möge die Königl. Regierung das Weitere verfügen. 
Berlin, den 14. Dezember 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rodom. 


90. 


Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 

Polizei, an die König. Regierung zu Königsberg, be 

treffend das Exekutionsverfahren gegen renitente Stadt 

verordneten-Berjammlungen in Aufbringung der ftädtis 
fhen Bedurfniffe. 





Der Königl. Regierung erwiedere ich auf Ihren Bericht 
vom 21. v. M., die Aufbringung der ftädtifhen Bedürfniffe be: 
treffend, daß die Art, in welcher die Erefution gegen die. Stadt: 
berordneten » Berfammlung zu vollftrefen, wenn fie ihren Pflichten 
binfichtlih der Dedung des Erforderniffes nicht genügt, bereits 
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in der Verfügung vom 2. Mai 1823. (Anl. a.) vorgezeichnet ift, 
und diefer Verfügung nachzugehen ein Bedenken um fo weniger 
ventgegenflehen kann, als im vorliegenden Falle fogar ſchon Die 
Grundfäße der Veranlagung der Kommunalfteuern in der durch 
die Städte-Drdnung vorgefchriebenen Modalität unter Mitwirkung 
der Stadtverordneten : Berfammlung feftgeftellt find, und es fich 
alfo bloß um die Summe handelt, welche hiernach zur Dedung 
- des Bedürfniffes ausgefchrieben werden muß. 

Die Königl. Negierung möge, daher der Stadtverordneten- 
Berfammlung noch unter Feſtſetzung einer angemeffenen Frift die 
Dedung des ausgemittelten frädtifchen Bedarfs aufgeben, mit der 
Androhung, dag nach Ablauf der Frift auch ohne ihre Zuftim- 
mung die Ausfchreibung durch den Magiftrat werde verfügt und 
durchgeführt werden, und eventuell, diefer Androhung gemäß, vers 
fahren. 

Berlin, den 10. Mär; 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


— 


a. 
Auszug. 


Die Stadtverordneten find daher auch nach $. 109. der Staͤdte⸗ 
Ordnung verpflichtet, das hiernach fih ergebende Bedürfnid auf die 
a zu vertheilen, und koͤmen und müffen zur Erfüllung dies 
fer Verpflihtung durch Erefution angehalten werden. 

Die Urt der Erefutionsvollfirefung muß zwar allerdinge nad den 
in dem Reſkripte vom 13. Dezember 1509. (Anl. b.) enthaltenen Vor⸗ 
fhriften in der Regel eingerichtet werden, fo lange dies möglich und 
von den dort andegebenen Mitteln ein Erfolg zu hoffen il. Im ent: 
gegengefeßten alle aber, und wenn die Stadfverordneten ihrerfeits Die 
ibnen durch die Worte, und noch mehr durch den Geilt der Städte; 
Drdnung aufgelegte Pflichten fo ——— daß ſie, um nun 
nichts zu bewilligen, eine gänzliche Aufldfung der Verwaltung ruhig abwar⸗ 
ten, kann auch in den Mafregeln gegen fie diefer Geiſt nicht weiter 
vorberrfchen, fondern es muß zu den 'gemeingefeglichen Mitteln gefchrit« 
ten und noͤthigenfalls nach 8. 48. Ir. 1. des Anbanges zur Negierungss 
Snftruftion vom 23. Oktober 1817. die Verpflichtung nach dem Ermef- 
fen —* die Erefution dirigirenden Behörde durch einen andern erfüllt 
werden. 

Da nun der von dem Magiftrat und der Königl. Regierung ges 
ſchilderte Zuſtand der Kämmereifaffe aufpältlihe Maßregeln gänzlich vers 
bietet, fo hat die Königl. Regierung den Stadtverordneten aufzugeben, 
binnen einer möglichft furg zu beſtimmenden Friſt das nach der wirk⸗ 
lichen Rage der Kämmerei zu ermittelnde Bedürfniß zu deden, unter 
der Undrobung, daß widrigenfalld, ohne auf ihre Widerfprüche zu ach⸗ 
ten, die Ausfhreibung dem Magiftrat werde Überlaffen werden. 

Diefe Androhung if, wenn bie Frift vorbeigeht und die Auffordes 
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rung unbeachtet bleibt, dann wirklich in Vollziebung zu feßen, wär 
die ausjufchreibende Summe nur auf das wirklich dringende Bedürfnig 
' zu befchränfen. re | 
Berlin, den 2. Mai 1822, 
; Der Minifter des Innern. / 
». Shudmann. 


An 
die Königl. Negierung zu Könizeberg, 


b. 

Unfern ꝛc. Aus Eurem Berichte vom 28. v. M. haben Wir un: 
gern entnommen, daß in einigen Städten die Stadtverordneten fich weis 
gerny den erforderlichen Bonds für die Kämmereifaffen berbeizufchaffen, 
und Wir genehmigen deshalb, daß durch die refp. Magifiräte den Stadt: 
verordneten nochmald Nachmeifungen von dem nothwendigen Beduͤrf⸗ 
niß vorgelegt, und diefe, unter Anſetzung eines peremtorifchen Termins, 
zur Beichaffung des fehlenden Bedarfs aufgefordert werden. Sollte 
dies, wider Vermuthen, in einzelnen Städten ohne Erfolg bleiben, fo 
dürfen die von Euch vorgefchlagenen Mafregeln, daß nämlich, im Fälle 
die Kaͤmmerei Pertinengien befigt, Anleihen unter Yutorifation der Re⸗ 
gierungen negozürf, oder im entgegengefeßten alle und wenn feine Ans 
leihen aufzutreiben find, die notbwendigen Zufchäffe ohne Zugiehung der 
Stadtverordneten auf die Bürgerfchaft und die Schußverwandten unter 
Approbation der Regierungen repartirt und erhoben oder beigetrieben 
werden, doch nicht in Anwendung fommen, weil dadurch einedtheils die 
neue Berfaffung gerade in einem ihrer wefentlichiten Theile verlegt, ans 
derntbeild mehr den Stadtgemeinen im Ganzen, als den Gtadtverords 
neten, zu nabe getreten werden würde. | 

Diefe muͤſſen zur Erfüllung ihrer Schuldigkeit angehalten werden, 
und deshalb find gegen diefelben alle Grade der Exekution anzumenden. 

Der Vorſteher der Stadtverordneten s Berfammlung wird zunaͤchſt 
in Anfpruch genommen. Wenn aber auch dies obne Wirfung bleibt, 
fo fommt die Mafregel gegen die einzelnen Stadtverordneten, alle oder 
nur einige derfelben, ın Anwendung. Der Zwed eines folhen Verfah⸗ 
rens befchränft fich immer darauf, die zur Dedfung des öffentlichen Geld» 
bedürfniffes, nach dem genau zu prüfenden magifiratualifchen Nachweis 
erforderlihe Summen aus dem WPrivatvermögen der Mitglieder nach 
laͤſſiger Stadtverordneten-VBerfammlungen beizutreiben. Er, 

Königsberg i. Pr., den 13. Dezember 1809. 

Auf Ullerböchiten Spezialbefehl. 
‚Graf zu Dobna. 
An 
die Polizei-Deputation der Dfipreußiihen Regierung 
und Abſchrift an die Polizei-Deputationen der ſämmt⸗ 
lichen übrigen Regierungen. 


91. 

Reſtript des Königl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei an die Königl. Regierung zu Breslau, betreffend 
die Bürgermeifterwahl tiber die gefegliche Zeit hinaus. 


In Folge des Berichts vom 20. v. M. wird die Königl. 
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Regierung bei dem günftigen Zeugniffe, welches Diefelbe dem zei- 
tigen Bürgermeifter N. zu N. ertheilt, hiermit autorifirt, die von 
den dafigen Stadtverordneten andermweit getroffene Wahl des zc. 
N. auf zehn Jahre, vom 1. Auguft d. 3. ab bis dahin 1848., 
zu beftätigen. Sobald unter den Fntereffenten eine Bereinigung 
über eine längere Dauer des Bürgermeifter-Amtes, als ‘die geſetz⸗ 
lich angeordnete, getroffen wird, ift diefe Vereinigung an ein be— 
ſtimmtes Zeitmaß gefeglich nicht gebunden. 
Berlin, den 5. Oftober 1838. 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
| dv. Meding. 


. 92. 


Keffript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei an die Königl. Regierung zu Stettin, betreffend 
die Ausfchließung von flädtifchen Amtern wegen ange 

fehuldigter Verbrechen. 


Der ehemalige Kommiffar N. zu N. hat als früherer Stadt: 
verordneter darüber Befchwerde erhoben, daß ihm wegen der wi: 
- der ihn eingeleitet gewefenen gerichtlichen Unterjuchung, der er: 
folgten Niederfchlagung derfelben ungeachtet, der Wiedereintritt 
in die Stadtverordneten : VBerfammlung verweigert werde, worauf 
‚ihm der abfchriftlich beigehende Beicheid vom heutigen Tage er: 
theilt worden if. Aus der der Bejchwerde beigefügten Refolus 
tion der Königl. Regierung vom 9. Dftober d. 3. habe ich aber 
erfehen, daß Diefelbe dem allerdings unbeflimmt gefaßten Reffripte 
vom 22. Dezember 1810. (Anl. a.) eine zu weite Deutung gibt. 
Die in dem legtern enthaltene Beftimmung, daß die Stadtverord:- 
neten= Berfammlung über die Wahlfähigfeit eines zur Kriminal: 
Unterfuhung gezogenen, jedoch gänzlich freigefprochenen Bürgers 
zu entfcheiden habe, kann nämlich nur bei folhen Ämtern in Ans 
wendung fommen, zu welchen die Stadtverordneten:Berfammlung 
felbft wählt, wobei ihr allerdings überlaffen bleiben muß, zu bes 
urtheilen, ob der DBetheiligte, ungeachtet der Freifprechung, eines 
Amtes würdig oder unmürdig ſei. Wenn dagegen die Bürger: 
fhaft einen Mann diefer Art zum Stadtverordneten gewählt 
bat, fo fann der Stadtverordneten:Berfammlung ein Widerſpruchs⸗ 
recht hiergegen nicht zugeftanden werden. Wohl aber wird es 
ihm freiftehen, fich zu unterrichten, ob bei der Lnterfuchung, . ob⸗ 
wohl der Betheiligte wegen des ihm zur Laft gelegten Berbre- 
chens hat freigefprochen werden müffen, nicht ſolche Handiungen 
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zur Sprache gefommen find, wegen welcher nach $. 39. der Städ⸗ 
le⸗Ordnung den Stadtverordneten das Necht zufteht, einem Bür⸗ 
ger auch ohne gerichtliche Unterfuchung das Bürgerrecht wieder zu 
entziehen, in welchem Falle dann die Wahlfähigfeit von felbft 
wegfallen wird. | 
Berlin, den 30. November 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Room. 


Der Koͤnigl. Ofipreußifchen Negierung wird aufıden am 27. v. M. 
in Abfchrift eingereichten Bericht vom 23. Oftober v. J. zum DBefcheide 
ertheilt, daß durch die Verfügung vom 8. Auguſt v. 3. nur die Zulaf- 
fung in KriminalsUnterfuchung befangener Bürger gu Stadtämtern vor 
ausgemachter Sache unterfagt worden ift, wobei es auch fein Bes 
wenden behalten muß. Wenn aber aus diefer Feſtſetzung «ine gänzliche 
Ausſchließung derjenigen Individuen, welche fich in dem gedachten Sale 
befinden, —— wird, fo berubet dies offenbar auf einem Mißvers 
ftändniß, zu deffen DBefeitigung hierdurch noch die ausdrüdliche Erflä- 
rung erfolgt, daß die Entfcheidung über die MWahlfähigfeit eines zur 
Kriminal»Unterfuhung gezogenen, aber ganz frei gefprochenen Bürgers 

u einem Stadfamte, allein von dem Ermeflen der Stadtverordneten- 
erfammlung abhängt. 

Berlin, den 22. Dezember 1810. 
Königl. Geheimer Staatsratb und Chef des Allgemeinen Polizei:Depar- 
tements im Minifterio ded Innern, 

a 


An 
die Könige. Regierung zu Königeberg in Pr. 
und Abſchrift an fämmilihe übrige Regierungen. 


93. 


Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 

Polizei an den Königl. Oberpröfidenten der Provinz 

Weſiphalen, die Penfionsverhältniffe der proviforifch ans 
geftellten Bürgermeifter betreffend. 


Ew. Excellenz erwiedere ich auf Ihre gefällige Anzeige vom 
4. d. M., die dem Bürgermeiſter N. zu N. ausgefeßte Penfion 
betreffend, daß ich mich einer Entfcheidung in der Sache enthal: 
ten und folche reffortmäßig Em. Ercellenz anheimftellen muß, weil 
außerdem demjenigen Theile, welcher ſich prägravirt finden möchte, 
der Nefurs abgefchnitten fein würde. 

Sch kann Ihnen indeffen meine Bedenfen gegen die Anficht 
der Regierung, welche den sc. N. als definitiv angeftellt behan⸗ 
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delt, obwohl er nur proviforiich angeſtellt if, zu weiterer Ermwä- 
gung nicht vorenthalten. Des Königs Majeftät haben Sich zwar 
allerdings der proviſoriſch angeftellten Bürgermeifter huldreichft 
“ angenommen, und beren willführliche Entlaffung verboten, Feines: 
weges aber beftimmt, daß fie hinſichtlich aller Anfprüche den deft- 
nitiv angefeßten gleichgeftellt werden follen. Dies wird fchon hin» 
reichend dadurch bewieſen, daß Allerhöchfidiefelben bei Entſetzung 
diefer Beamten ein fummarifcheres Berfahren, als bei definitiv an- 
geftellten, durch Verordnung vom 21. Februar 1823. vorgefchrie: 
ben ift, nachaelaffen haben. Am Flarften aber wird dies durch den 
$. 17. der Einführungs: Ordnung vom 17. März 1831. darge: 
than, welche ausdrüdlich vorausfegt, dab proviſoriſch angeftellte 
Beamte, wenn fie auch länger als zehn Fahr gedient, dennoch als 
proviforifche behandelt und mit einer geringeren Penfion betheiligt 
werden follen, als diejenige ift, welche der d. 15. den auf Lebens: 
zeit.angeftellten ausfegt. Die Annahme der Regierung, daß der 
sc. N., weil er bedeutend länger gedient, ald zehn Fahre, als de- 
finitio angeftellt betrachtet werden müſſe, ift daher ganz willkühr— 
lich und entbehrt aller — Begründung. 

Daß die Stadt N. in guter Vermögenslage iſt, kann Ver— 
anlaſſung geben, im Wege des Vergleichs zu verſuchen, ob dieſelbe 
nicht aus Billigkeit zu Ausſetzung einer höhern, als der nach den 
Geſetzen ſchuldigen Penſion zu bewegen ſei. Iſt dieſelbe jedoch 
hierzu nicht zu disponiren, ſo kommt der Wohlſtand der Stadt 
gar nicht in Betrachtung, vielmehr muß die Feſtſetzung auf das 
firenge Recht begründet werden. 

Hiernach ſtelle ih Ew. Ercellenz das Weitere anheim. 

Berlin, den 29. Dezember 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
vd. Rochow. 





94. 
Refolution der Königl. Minifterien an den Magiſtrat 
zu Prenzlau, und abfchriftlich an die Königl. Regierung 
zu Potsdam, die Unterhaltungsfoften der Stadtmauern, 
Thore ıc. betreffend. 





Die von dem Magiftrat zu Prenzlau mittelft Eingabe vom 
17. Dftober c. erhobene Beſchwerde, nach welcher derfelbe, Der 
unterm 12. September d. 3. ergangenen Anordnung der Königl. 
Regierung zu Potsdam zufolge, zu ben Unterhaltungsfoften der 
Stadtmaucrn, Thore ꝛc. die Hälfte beitragen fol, ift unbegründet, 
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und die Deutung, welche der Magiftrat, zur Unterftügung diefer Ber 

fchwerde, der Alferhöchften Kabineis-Ordre v. 20. Zuni 1830. (Annal. 
&.773) gibt, irrig. Letztere enthält in ihrem zweiten Paragraphen ganz 
Far die Beftimmung, daß da, wo wegen Unterhaltung des Ber: 
fchluffes der Städte ein beſtimmtes Rechtsverhältniß beſteht, es bei 
folhem bewenden foll; daß aber auch da, wo ein foldjes Rechts: 
verhältnig nicht befteht, die Städte, welche Antheil an der Mahls 
und Schlachtfteuer haben, jedenfalls einen verhältnißmäßigen Ans 
teil an den Unterhaltungskoften «des Verſchluſſes zu tragen ges 
halten find, Diefe letztere Beſtimmung hebt alfo die erſtere in 
mahl⸗ und fchlachtfteuerpflichtigen Städten feinesweges auf, läßt 
es vielmehr auch in diefen, wenn fonft ein beflimmtes Rechtsverhältniß 
binfichtlich Diefes Gegenftandes darin befteht, bei ſolchem bewenden. 
Nun hat fi) aber in der Mark durch Dbfervanz ein ſchon in 
vielen Fällen anerfanntes Rechtsverhältniß gebildet, nach welchem 
die Städte die Hälfte zur Unterhaltung ihrer Mauern, Thore ıc. 
beitragen müffen. Da nun bei Erhaltung der ftädtifhen Mauern 
xc. ein Staatsintereffe eintritt, fo ift es nach Analogie deffen, was 
der Anhang zu der Regierungs-Infteuftion $. 42. vorſchreibt, ganz 
in der Ordnung, daß die Königl Regierung zu Potsdam im vor 
liegenden Falle die zu jenem Zweck erforderlichen Vorkehrungen 
getroffen und befchloffen hat, den dazu. von der Stadt zu entrich— 
tenden Beitrag im Wege der Erefution einzuziehen, die am ein: 
fachften zu bewirken ift, wenn der Stadt bei der nächſten Abliefes 
rung ihres Antheils an der Mahl: und Schlachtfleuer der ihr ab» 
geforderte fehe geringe Betrag abgezogen wird. | 

Übrigens ift die Verfügung der Königl. Regierung vom 12. 
September ec. nicht von der Steuerverwaltung, fondern von der 
Abtheilung für das Innere ergangen, melde letztere, ald Landes 
Dolizeibehörde, zu folchen Feftfegungen fo berechtigt als verpflich- 
tet war. 

Bei der gedachten Verfügung muß es -alfo fo lange bewen- 
den, bis der Magiftrat im Rechtswege ausgeführt haben wird, 
daß Derfelbe nach dem beftehenden befondern Rechtsverhältniffe 
einen geringern. oder gar feinen Beitrag zur Unterhaltung der 
Mauern und Thore der dortigen Stadt zu leiften hat. 

Berlin, den 30. Dezember 1838. o 


Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifter. 
v. Rochow. v. Alvensleben. 
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Reffript des Könige. Minifteriums des Innern und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Cöslin, die Ger 
mwinnung des Bürgerrechte betreffend. 





Da, wie ich der Königl. Regierung auf Ihre Anfrage vom 
1. d. M., wegen der hinfichtlich der Gewinnung des Bürgerrechte 
anzumwendenden Grundfäße, ermwiedere, in den Städten, in welchen 
die Städte: Ordnung vom 19. November 1808. gilt, die Beftim: 
mungen der revidirten Städte: Ordnung in Abficht des Bürger: 
rechts überhaupt. nicht eintreten, infonderheit die im $. 15. der 
leßtern vorgefchriebenen Sätze innerhalb der feftgefeßten Gränzen 
durch Statute zu reguliren find; fo iſt bei Anwendung des 
$. 5. der Allerhöchſten Verordnung vom 28. Juli d. J. immer 
das Minimum der -im gedachten $. 15. vorgezeichneten Sätze als 
Norm anzunehmen, dergeftalt, daß in Erbfällen bei Übernahme ei- 
nes gemeinfchaftlichen Grundftüds oder Gewerbes und Fortfüh- 
rung des letztern nach der Erbtheilung auf gemeinfshaftliche Rech⸗ 
nung das Bürgerrecht von den Einzelnen nur dann zu gewinnen 
iſt, wenn der Werth des Antheils am Grundſtücke wenigſtens 
300 Rthlr., der antheilige Ertrag des Gewerbes aber wenigſtens 
200 Athle. beträgt. Übrigens bleibt, den Worten des Geſetzes 
gemäß, dieſe Dispoſition lediglich auf Erbfaͤll⸗ beſchränkt, in wel 
chen durch die erzwungene Erwerbung des Bürgerrechts beim Vor: 
handenfein vieler Miterben leicht ein großer Theil des Nachlaffes 
durch die Bürgerrechtsgelder abforbirt werden Fünnte. Bei frei: 
willigem gemeinfchaftlichen Erwerbe eines Grundftüds oder beim 
Beginnen eines Gewerbes tritt aber diefe Rückſicht nicht ein, da 
jeder im Voraus die Koften überfchlagen und berechnen fann, ob 
ihm die beabfichtigte Gemeinfchaft vortheilhaft fei oder nicht. 

Berlin, den 25. Dezember 1838. 

Der Minifter > m: und der Polizei, 
Rochow. 


96. 
Cirkular⸗Verfuͤgung der Koͤnigl. Regierung zu Brom⸗ 
berg an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Landrathsaͤmter, die unent— 


geldliche Ertheilung des Buͤrgerrechts bei Einfuͤhrung 
der Staͤdte-Ordnung betreffend. 





Wir ſind in Veranlaſſung der Remonſtration des Magiſtrats 
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gegen unfere Verfügung vom 9. Auguſt pr., die unentgeldliche 
Ertheilung des Bürgerredyts bei Einführung der Städte-Ordnung 
betreffend, mit dem Herrn Oberpräfidenten der Provinz in Roms 
munifation getreten, und es hat derfelbe fich mit uns einverflan« 
den erklärt, daß die Allerhöchfte Kabinets:Drdre vom 14. Rovem⸗ 
ber 1835. dahin auszulegen fei,. daß unter dem Ausdruck „uns 
entgeldlich” nicht nur die Befreiung von den üblichen Bürger: 
rechtsgeldern, fondern auch von den gebräuchlichen Sporteln und 
Gebühren verftanden werden muß. 

- Sn Betreff der Stempelpflichtigfeit der in Rede fiehenden 
Bürgerbriefe hat der Herr Finanzminifter in einem Erlaffe vom 
18. v. M. bemerft, daß er die Verwendung des tarifmäßigen 
Stempels zu denfelben als im Geſetze begründet anerfennen müffe. 

2 Hiernach perbleibt es daher Tediglich bei der Beftimmung in 
unferer gedachten Verfügung, wonach die bisher üblichen Bürgers 
rechtsgelder, Ausfertigungs: und andere Gebühren für das in Folge 
der eingeführten Städte: Ordnung erworbene Bürgerrecht nicht, 
fondern nur die Koften für den tarifmäßig zu verwendenden Stem- 
pel gefordert werden dürfen. 

Der Magiftrat hat fich hiernach zu achten und die Be: 
fchwerde des Land: und Stadtgerichts:Direftors N. dafelbft fofort 
zu  befeitigen. 

.* Bromberg, den 22. September 1838. 
Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


An 
den Magifirat zu Onefen. 


Abfchrift hiervon zur Nachricht und mit der Aufgabe, die 
Magifträte der Städte, wo die Städte» Ordnung noch eingeführt 
werden follte, hiernach zu inftruiren. Ä 

Bromberg, den 22. September 1838. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


An 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Landrathsaͤmter. 


97. 
Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Coͤslin, die Ge 
ftattung von Mebenausgaben bei Gewinnung bes Buͤr⸗ 
gerrechts betreffend. 


Es ift, wie ich der Königl. Negierung auf Ihre Anfrage vom 
22. v. M., regen der bei Gewinnung des Bürgerrechts ju ent: 
richtenden Nebenabgaben, erwiedere, Feinesweges meine Abficht, 
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die Städte im Beſitze der üblichen Nebenabgaben zu flören, ins 
fofern nicht diefelben übertrieben und unzuläffig find, und Ber 
fehwerden darüber eingehen. Nur in folden Fällen möge die Kö— 
nigl. Regierung berichten, in andern Fällen aber die Forterhebung 
der zeitherigen Abgaben ohne Anfrage geftatten. , 

Berlin, den 14. Rovember 1838. 

Der Minifter as nn und der Polizei. 
Rochow. 


⸗ 


— — 
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Reſkript des Königl. Minifteriums bes Innern und der 
Polizei an die Königl. Regierung zu Potsdam, in 
eben berfelben aungetegenbeit. 





Auf den Bericht vom 16. v. M., die bisher bei Ertheilung 
des Bürgerrechts der Stadt N. üblich gewefenen Nebenabgaben 
im Gefammtbetrage von 1 Rthlr. 12 Sgr. 6 Pf. betreffend, er: 
mächtige ich die Königl. Regierung, dem Magiftrat die fernere 
Erhebung des Stempelbetrages und der Gebühren bis zu allge 
meiner Regulirung des Sportelmefens der Magifträte zu geftats 
ten, auch in ähnlichen Fällen, wenn nicht die zeitherige Obfer: 
vanz bejondere Inkonvenienzen herbeiführt, es bei felbigem zu bes 
laffen, und bis auf Weiteres nirgends ex oficio, ſondern nur 
auf Anträge und Befchwerden, in die Sache näher einzugehen. 

Berlin, den 31. Dftober 1838. 


Der Minifter des Innern und der Polizei. 
j v. Rochow. 


— — 





99. 


Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Coblenz, die Eins 
führung einer Einfommenfteuer dafelbft betreffend. 





Sch Fann, wie ich der Königl. Regierung auf Ihren Bericht 
vom 19. September d. J., die Einfommenfteuer in Coblenz be— 
treffend, erwiedere, nicht umbin, es als höchit ehrenwerth anzuer⸗ 
fennen, daß, um die Stadt Eoblenz vor neuen Schulden und vor 
Berminderung ihres Grundvermögens zu bewahren, der dortige Ge— 
meinderath, obwohl feine Mitglieder felbft der wohlhabenden Klaffe 
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angehören, mit uneigennüßigem Gemeinflun auf der Beibehaltung 
einer Steuer befteht, durch welche die Neichen und Mohlhabenden 
nach ihrer vollen Steuerfraft, wie fie durch äußere Zeichen fich 
Fund gibt, zu dem öffentlichen Bedürfniffe der Stadt angezogen 
werden, wodurch von felbft die möglichfte Schonung der ärmeren 
Klaffe erzweckt wird. Gleichermaßen handelt die Königl. Negies 
rung nur Ihrer Pflicht gemäß und Ihrer Stellung würdig, ins 
dem Sie, obwohl bei der gewöhnlichen Steuer-Bertheilungsart die 
Gehalte der Beamten ganz unbeftewert bleiben würden, dennod) 
auf die Beibehaltung diefer Steuer und Zurüdweifung der dage⸗ 
gen erhobenen Reflamationen dringt, und fomit es für angemef: 
ſen erfennt, daß auch. von dem Gehalte der Beamten ein ange 
meffener Beitrag zu den Gemeinde: Bedürfniffen ihres Wohnorts 
geleiftet werde. Da nun aud) die Summe, welche durch die Steuer 
gedeckt werden foll, nicht von ſolcher Bedeutung ift, daß der dazu 
zu leiftende Beitrag den Wohlhabenden drüdend werden Fönnte, 
indem die Erfahrung anderer Städte, in welchen Kommunal-Ein: 
fommenfieuern eingeführt find, lehrt, Daß dadurch verhältnigmäßig 
weit größere Summen ohne Drud fortwährend aufgebracht wer: 
den; da nach dem MWunfche des Gemeinderaths felbft, alle Diejes 
nigen, welche in einer Plaffenfteuerpflichtigen Stadt in die acht⸗ 
zehnte Steuerftufe loziet werden würden, von der Einfommenfteuer 
gänzlich frei bleiben, und die andern ärmern Einwohner mit der 
ihren Berhältniffen gebührenden Schonung angezogen werden fols 
len, fo behält es, in Gemäßheit der von-mir und dem Herrn Fi- 
nanzminifter bereits früher zu der dortigen Einfommenfteuer er 
theilten Genehmigung dabei fein Bewenden, daß diefe Steuer im 
-Taufenden Fahre ganz in der zeitherigen Art forterhöben werde. 
In der nächften Zeit werde ich zwar in Gemeinfchaft mit dem 
hiermit. einverftandenen Herren Finanzminifter, wenn der Gemein« 
derath es mwünfcht, die Dedung des Bedürfniffes durch eine Eins 
fommenfteuer zu genehmigen ebenfalls Fein Bedenfen finden, da 
die Erfahrung zeigt, daß, obwohl gegen diefe Steuerform meift 
unmittelbar nach ihrer Einführung viele Reflamationen erhoben 
werden, doch die Städte, die fi) einmal an fie gewöhnt haben, 
fie auf die Dauer jeder andern vorziehen, weil hierdurch jeder 
Einwohner nach feiner wirklichen Steuerfraft am verhältnißmäßig- 
ften getroffen, eben dadurcy aber die Aufbringung des Bedürfnif 
ſes erleichtert wird. 

Indeſſen ift es zu Dermeidung fernerer Zweifel und Wider: 
fprüche nöthig, daß nach den immittelft durch Cirkular-Reſkript 
wegen dieſes Gegenftandes aufgeftellten allgemeinen Grundfäßen, 
nunmehro baldigft unter Mitwirfung des Gemeinderaths, ein voll: 
ftändiges Reglement entworfen, zu meiner und des Seren Finanz: 
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minifters Genehmigung gebracht und demnächft öffentlich befannt 
gemacht werde, damit jeder Steuerpflichtige die Grundfäße, nach 
welchen er herangezogen wird, genau Pennen lerne. Die baldigfte 
Feftftellung diefes Neglements, wenn nämlich die Stadt felbit auch 
im nächſten und den folgenden Jahren die Einfommenfteuer bei: 
zubehalten wünfcht, möge die Königl. Regierung Sich angelegen 
fein laffen. - Was die Neflamanten gegen die Gefeblichfeit der 
Steuer einwenden, verdient Feine Beachtung. Nah $. 13. des 
Gefeßes vom 30. Mai 1820. foll den Gemeinden geftattet fein, 
“auch andere als die fpeziell Dort bezeichneten Steuern zu erheben, 
wenn fie auf landesherrlicher Bewilligung beruhen. Da nun des 
Königs Majeftät die Minifter des Innern und der Finanzen durch 
die Ällerhöchſte Kabinets:Ordre vom 4. Dezember 1826. (Gefeh- 
Samml, für das Jahr 1827. ©. 6.) im Allgemeinen autorifirt 
haben, den Kommunen, die von ihren gefeßmäßigen Vertretern in 
Antrag gebrachten Steuern zu bemwilligen, fo ergibt ſich von felbft, 
daß die im Allerhöchten Auftrage von uns ertheilte Bewilligung 
dasjenige erfüllt, was das Geſetz vorfchreibt. | 

Da es nicht möglich ift, die zahlreichen Neflamanten einzeln 
‚zu befcheiden, fo wird die Königl. Regierung zugleich angewieſen, 
gegenwärtige Verfügung, als allgemeinen Befcheid auf die Nefla: 
mationen, ihrem ganzen Inhalte nach, durch die dort erfcheinende 
Zeitung oder durch Ihr Amtsblatt öffentlich befannt zu machen. 

Berlin, den 30. November 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
b. Rochow. ; 


100. 


Reſolution des Königl. Minifteriums des Innern und 

der Polizei an das Königl. Haupts Steueramt zu N., 

die Heranziehung der Beamten zu den ſtaͤdtiſchen Kom⸗ 
munals Abgaben betreffend. 





Dem Königl. Haupt: Steueramt eröffne ich auf deſſen Be- 
fchwerde vom 18. v. M., über die Heranziehung der dortigen 
Steuerbeamten zu den ftädtifchen Kommunal:Abgaben, daß daffelbe 
über die Deutung des Gefebes vom 11. Juli 1822. ganz im Irr— 
thume ift. Nach $. 3. diefes Gefehes ift das Marimum beftimmt, 
welches die Beamten zu den Gemeinde-Bedürfniffen beitragen müfs 
fen, und im $. 4. feftgefeßt, daß zu den Gemeinde: Bedürfniffen, 
wegen deren nichts mehr als das Marimum zu fordern ift, zwar 
die gemeindeweife vertheilten provinziellen und Kreis: Beiträge, 


nicht 
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nicht aber die fo vertheilten Staatslaften gehören, woraus folgt, 
daß zu den leßteren die Beamten auch über das Marimum hin⸗ 
aus angezogen werden können. Die Beamten ſind auch nicht, wie 
das Königl. Haupt: Steueramt irrthümlich behauptet, früher von 
den Beiträgen zum Servis befreit, vielmehr ihre Abgaben vom 
Gehalte fogar mit der Benennung: Gehalts⸗Serois bezeich— 
net gewefen. Die Deklaration vom 11. Dezember 1809. hätte 
‚das Haupt:Steueramt ſchon von dem Ungrunde feiner Befchwerde 
überzeugen können, da nad $. 2. derielben das Marimum der 
von den Beamten zu leiftenden Beiträge mit Einfchluß des 
Gehalts-Serviſes beftimmt, hiernach alfo ihre Verpflichtung 
zur Mittragung der Servisabgabe ausdrüdlic anerkannt, $. 3 
des Geſetzes vom 11. Zuli 1822. aber fefigefegt ift, daß es bei 
ber früheren Fefifebung wegen des Marimi verbleibe. Es Fann 
Daher durch $. A. des leßtgedachten Gefehes nur. darüber Zweifel 
entftehen, ob die Beamten zu gemeindeweife vertheilten. Staats- 
feuern, folglidy auch zue Serviszahlung, noch über das Marimum 
beitragen müffen, ein Zweifel, über welchen, fo lange nicht mehr 
* das Maximum gefordert wird, keine Entſcheidung erforder⸗ 
lich iſt. 

Hiernach hat es bei den Verfügungen der Provinzial⸗Behör⸗ 
den, welche den von mir und meinen Amtsvorgängern in ähnli⸗ 
chen Fällen ertheilten Entfcheidungen vollftändig entfprechen, ledigs 
lich fein Bewenden. ' 

Berlin, den 13. November 1838, 

Der Minifter des Innern und der Polizei 
v. Rochow. 


— — 


* 





101. 
Reſolution des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und 
der Polizei, an den Magiſtrat zu Wuſterhauſen a. d. D., 
daß bei Grundſtuͤcks-Erwerbungen keine beſondere bs 
gabe gefordert werden dürfe. 





Da die Städte-Ordnung vorfchreibt, daß die Kommunal-Be⸗ 
dürfniffe nach den Kräften und dem Vermögen fämmtlicher Ge: 
meindemitglieder aufgebracht werden follen,; und die Prägravation 
Einzelner ausdrüdlich verbietet, eine folche Prägravation aber dann 
vorhanden ifl, wenn man demjenigen, der zufällig ein Grundſtück 
mit eigenem Vermögen oder. mit Schulden erwirbt, ein Viertel 
Prozent des nn abfordert, folglich fogar die EURE des 
Annalen. Heft IV. 1838. QDag 


* 
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Betheiligten einer Abgabe unterwirft, fo it, wie dem Magijtrat 
auf Seine Befchwerde vom 6. d. M. zum Befcheide gereicht, die 
an vielen Orten flattgefundene Abgabe bei Grundftüde-Verfäufen 
überall als gefeßwidrig abgeftellt, und dies in einzelnen Fällen von 
des Könige Majeftät beftätige worden. | 
Die Verjährung, auf melde der Magiftrat Sich hinfichtlich 
Seines Antrages wegen Belaffung der dort üblid) gewefenen Ab— 
gabe jener Art beruft, würde, als civilrechtlicher Zitek, nur gegen 
einzelne Perfonen im Rechtswege geltend gemacht werden Fünnen, 
nicht aber gegen die Staatsbehörde, wenn es darauf’ anfommt, zu 
entfcheiden, ob eine folhe Abgabe, in Folge der veränderten Ge: 
feßgebung, ferner beftehen fönne, oder ald gefeßwidrig abzuftel- 
len fei. | 
Hiernach hat es bei der Verfügung der Königl. Regierung 
zu Potsdam vom 28. Auguft d. 3. lediglich fein Bewenden. 
Berlin, den 22. Dezember 1838. 
Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
e v. Meding. 


102. 


Refolution des Königl. Minifteriums des Innern und 
der Polizei an den Magiſtrat zu N. N. und abfchrift: 
lich an die. Königl. Regierung zu Potsdam, die erefus 
tiviſche Einziehung älterer Kommunal-SteuersRefte 
betreffend, F 





In Beſcheidung auf die Vorſtellung des Magiſtrats vom 
23. v. M., die exekutiviſche Einziehung von Kommunal: Steuer: 
Reſten von länger als zwei Jahren betreffend, kann ich die Die: 
ferhalb ergangene Verfügung der Königl. Negierung zu Potsdam 
vom 12. Oftober d. 3. (Anl. a.) nur beftätigen. Bei der Sache 
handelt es fich nicht darum, ob mehr als zwei Jahr alte Nüd: 
fände, fondern ob ſolche Nüdftände durch adminiftrative Erefu: 
tion eingezogen werden Fönnen, deren Nichtigkeit die Debenten 
läugnen, die alſo flreitig find. Für folhe Fälle legt das Allgem. 
Landrecht Thl. I. Tit. 8. $. 131. die Entfcheidung ausdrücklich 
dem Richter bei. Daß die Königl. Regierung auf die Beobach— 
tung diefer Vorſchrift fireng hält, ift bei fo alten Neften, wie Die 
in Rede fiehenden, (13jährigen) um fo mehr zu billigen, als folche 
nur durch große Nachläffigkeit der ſtädtiſchen Adminiftration ent: 


959 


fiehen Fönnen, und ihre Einziehung daher Feine Erleichterung vers 
dient. Durch pünftlihe Einziehung der Kommunalabgaben zur 
Berfallzeit, welche den Beitragspflihtigen felbft am nüßlichften ift, 
wird der Magiftrat am beften für das Wohl der Stadt forgen, 
und ſich felbft ähnliche Verlegenheiten erfparen. 
Becerlin, den 26. Dezember 1838. 
| Der Minifter- des Funern und der Polizei. 
. 2» Rodhom. 
FE 


a. 
Das von dem Magijirat in wꝛug Miniſterial⸗Reſkript 
vom 27. Februar 1836. (Annal. ©. 145.), in wie weit Abgaben⸗Ruͤck⸗ 
fände erefutivifh eingezogen werden fönnen, vermwirft zunaͤchſt nur die 
Anficht, Daß auf Grund des 3. 65. Tit. 14. Thl. Il. des Allg. Landr. 
und der $$. 356. 396. Zit. 50. Thl. I. der Allgem. Gerichts: Ordnung 
nur gerade zweijährige ur erg im Wege der Erefution eins 
egogen werden dürfen. as Recht, die feit 13 Jahren angeblich ruͤck⸗ 
bis Abgaben des ıc. N. erefutivifch einzuzieben, fann dem Magis 
firat um fo weniger eingeräumt werden, als derfelbe feine fpäteren Ab⸗ 
— entrichtet bat, mithin nach 8. 133. Tit. 16. Thl. I. des Allgem. 
andr. die Präfumtion entftebt, daß er auch für die frühere Zeit feiner 
Schuldigkeit genügt hat, und es bei der nachläffigen Kaffenverwaltung 
Des —— Magiſtrats nicht unwahrſcheinlich 4 daß der angebliche 
Rüuͤckſtand des ıc. N. malverſirt worden. Es muß daher bei der Vers 
fügung vom 24. — c. fein Bewenden haben. 
Potsdam, den 12. Oktober 1838. 
Koͤnigl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


An 
den Magiſtrat zu N. N. 


103. 


Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien an den Koͤnigl. Ober⸗ 

praͤſidenten der Provinz Sachſen, die Abfaſſung und 

Einreichung von Anträgen der Stände der Kommunal⸗ 
Landtage in Form von Conclusis betreffend. 


An Beziehung auf das von Ew. ꝛc. unterm 16. Mai c. 
dem mitunterzeichneten Finanzminifter eingereichte Promemoria 
der Stände des Kommunal:andtages der Altmark vom 30. No: 
vernber pr., betreffend die Bewilligung von Neifefoften und Diä- 
ten für die Deichhauptleute und den Deichfefretair, worauf auch 
bereits das Erforderliche veranlaßt worden, machen wir Ew. ꝛc. 
nachträglich darauf aufmerffam, daß bei diefer Eingabe des 
Kommunal: Landtages die Beftimmungen der Allerhöchften Kabis 
nets⸗Ordre vom 1. Zuni 1826. nicht er ei Denn das 

ag 
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betreffende Promemoria hätte danach nicht in Form einer Ein: 
gabe an den Finanzminifter, fondern in Form eines Kommunal: 
Landtags-Conclusi abgefaßt, und von Em. ꝛc., ftatt direkt an den 
Finanzminifter, an den mitunterzeichneten Miniftee des Innern 
und der Polizei eingereicht werden follen. 

Mas diefe letztere Beſtimmung betrifft, fo iſt es zwar, da in 
der Allerhöchften Kabinets:Drdre vom 26. DOftober 1835. geftat: 
tet ift, daß Immediat: Befchwerden der Kommunal: Landtage von 
dem Oberpräfidenten direft Sr. Majeftät dem Könige eingereicht, 
zugleich aber Abfchriften davon an den Minifter des Innern und 
den betheiligten Departements: Minifter eingefandt werden, wohl 
zuläffig, in foweit davon abzumeichen, daß Ew. ꝛc. überlaffen bleibt, 
auch ein Conclusum des Kommunal:Landtages, weldyes einen An: 
trag. an ein Minifterium ‚enthält, direft dem betheiligten Minifter 
einzufenden; dann aber muß wenigſtens jedesmal eine Abjchrift 
des Conclusi mir, dem Minifter des Innern, gleichzeitig mitge: 
theilt werden. 

Ew. ꝛc. erfuchen wir, hiernach in künftigen Fällen gefälligft 
zu verfahren. R 

Berlin, den 11. Dezember 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifter. 

2. Rochow. v. Ulvensleben. 


104. 
Reſkript der Königl. Minifterien an die Königl.. Re 
gierung zu Königsberg in Pr, die Entziehung der Rechte 
der Standfchaft, der Gerichtsbarfeie und des Patro: 
nats betreffend. 





Der Königl. Negierung eröfften wir auf den Bericht vom 
29. Auguft d. J., x 

betreffend die Anwendbarfeit des Geſetzes vom 8. Mai d. J., 

(Gefet-Samml. 1837. ©. 99.) über die perfönliche Fähig— 

feit zur Ausübung der Standfchaft ꝛc. auf früher eingetre- 

tene Beranlaffungen und das Verfahren bei Entziehung- die: 

fer Ehrenrechte, 
daß wir der Anficht derjenigen Mitglieder Ihres Kollegii beipflich: 
ten, welche die in dem Gefege enthaltenen Strafbefiimmungen ge: 
gen jeden Befiter von Ehrenrechten, welcher fic) der eigenen 
Ausübung derfelben auf die darin bezeichnete Art unwürdig ge: 
macht hat, zur Anwendung bringen wollen, ohne Unterfchied, ob 
die Handlungen, welche dieſe Unwürdigfeit nach fich ziehen, vor 
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oder nach ‚Publifation des fraglichen Geſetzes erfolgt fein mögen. 
Das Geſetz erklärt nämlich die Ehrenrechte der Standfchaft, der 
Gerichtsbarkeit und des Patrönats fo von einander abhängig, daß 
die Ausfchließung von dem einen die Ausſchließung von den übri— 
gen zur Folge haben fol. Iſt daher ein Nittergutsbefiger fchon 
vor jenem Geſetze auf verfaffungsmäßigem Wege von der Stand: 
fchaft ausgefchloffen worden, fo folk ihm mach $. 3, deffelben auch 
die Ausübung ‘der Gerichtsbarkeit und des Patronats entzogen 
werden, wodurch Feine neue Strafe, fondern lediglich die natür- 
liche, bisher nur nicht ausgefprochene Folge des begangenen Ber: 
gehens feitgeftellt wird. | 

Auf den fernern Antrag, wonad dem Kriminaleichter zur 
Pflicht gemacht werden foll, bei Abfaffung des Strafurtels gleich 
auch auf den Verluſt der Ehrenrechte zu erkennen, Fann dagegen 
nicht eingegangen werden. — Bei Erlaß des Gefehes war e8 die 
Adficht, das desfalljige Verfahren der adminiftrativen Behörde zu 
überlaffen, und muß es dabei um fo mehr fein Bewenden behal- 
ten, als die Ausfchließung von der Standfchaft nach $. 6. der 
Kreis: Ordnung für Preußen vom 17. März 1828. und die Ent: 
‚ziehung der übrigen Ehrenrechte nach $. 6. IT. des Gefehes nicht 
einmal immer ein Kreiminal-Urtel vorausfeßen. | 

Berlin, den 14. Dezember 1837. 
Der Minifter der Geiftlichen, Unter: Der Minifter des Innern 

richts- und Medizinal: Angel. und der Polizei. 
v. Altenfein. v. Rochow. 





105. 


Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und ber 

Polizei an die Königl. Regierung zu Liegnis, betreffend 

die Diaͤten⸗Bewilligung für die zu Freisftändifchen Funk⸗ 
tionen gewählten bäuerlichen Einfaffen. 





Auf den unterm 3. d. M. erflatteten Bericht über die Be- 
fchwerde der Gerichtsfhulßzen N. N., wegen verweigerter Beftäti- 
gung des Kreistages » Befchluffes vom 30. Juni v. J., durch wel: 
chen ihnen, ald Mitgliedern der Kreis: Erjagfommiffion aus dem 

Ruſtikalſtande, ein Diätenfag"von zwei Rthlr. bewilligt worden, 
wird der Königl. Negierung eröffnet, daß von dem Minifterio des 
Innern audy bei andern äfnlichen Gelegenheiten der Grundfat 
 feftgehalten worden iſt, daß, da beflimmte Diätenfäße für die zu 
kreisſtändiſchen Zunktionen gewählten bäuerlichen Einfaffen nicht 
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fefiftehen, e8 ben ‚betreffenden Kreifen und Kommunen zu über: 
laffen fei, ihnen eine desfallfige Vergütung nad ihrem Ermeflen 
auszufegen., Da nun im vorliegenden Falle allerdings ein Bil- 
ligfeitsgrund dafür fpricht, den aus dem ARuftifalftande gewählten 
Mitgliedern der Kreis-Erſatzkommiſſion diefelben Diäten, wie den 
andern Mitgliedern diefer Kommiffion, zu gewähren, und eine 
folche Billigfeit von den Kreisfländen in casu anerfannt worden, 
ihnen auch überlaffen werden muß, die obwaltenden befondern Ber: 
hältniffe zu beurtheilen, fo wird die Königl. Regierung hierdurch 
angemwiefen, den desfallfigen Befchluß der Kreisftände des Kreifes 
Sagan zu beftätigen, auch die Neflamanten auf ihre Eingabe vom 
18. Auguſt c. hiernach durch das Landrathsamt befcheiden zu laffen. 

Berlin, den 30. November 1838. | 

Minifterium des Innern.  Erfte Abtheilung. 
v. Meding. 


106. 


Reſkript des Könige. Minifteriumg des Innern und der 

Polizei an die Königl. Regierung zu Breslau, betref- 

fend die Verhäleniffe der Dorffchulzen in ‚Beziehung 

auf die von benfelben, als Öemeindemitgliedern, zu leis 
ftenden polizeilichen Dienfte. 





In der mit ihren Anlagen urfchriftlih s. 1. r. hier beifol- 
genden Borftellung vom 6. d. M. befchwert fih der Kaufmann 
N. zu Breslau als Mitbefiger der Erbfcholtifei zu O. darüber, 
daß einerfeitd fein Vorbeſitzer, in deſſen Rechte und Pflichten er 
mit feinen Miterben getreten, rechtskräftig verurtheilt worden fei, 
gleich den übrigen Gemeindegliedern, Nachtwachtdienfte zu leiften, 
während andererfeits eine allgemeine Berfügung des Landraths ihn 
zwar hiervon befreie, inzwifchen eine andere Pflicht (die Kontrofle 
über den Nachtwachtdienft). fordere, die mit der richterlich aufers 
legten — wenn diefe, wie gefchehen, geltend „gemacht werde — 
fih nicht vereinigen laſſe. 

Anfcheinend eignet der Gegenitand des Prozeſſes fid) nicht 
zur richterlichen Kognition. In ſolchen Fällen, in denen Schul; 
zen Die Befreiung von Dienften, die der Gutsherrfhaft zu 
leiften waren, in Anfpruch genommen haben, ift, weil $. 72. Tit. 7. 
Thl. II. Allg. Landrechts wegen der den Sculjeh für ihre Be: 
mühungen zufommenden VBortheile oder Freiheiten auf die Ver— 
faffung jedes Orts hinweifet, die Entfcheidung im Rechtswege er: 
folgt und dagegen nichts zu erinnern. Wefentlich verfchieden aber 
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find diejenigen Fälle, in denen es ſich nicht um Läften handelt, 
welche der Schulze zu Gunften des Gutsherrn fragen foll, und 
verweigert, fondern um polizeiliche Dienfte, welche im In— 
« tereffe der Gemeinde von ihm, nicht als Schulzen, fondern als 
Gemeindemitglied verlangt werden. In wieweit Dienfte diefer 
Art mit feinem Schulzenamte verträglich und deshalb, wel: 
ches auch immer die. frühere Obfervanz gewefen fein möge, mit 
Fug und Nuten von ihm zu fordern find oder nicht, darüber kann 
nicht der Richter erfennen, fondern nur die Adminiftrativ: Be: 
hörde befinden. Es ergibt fich dies fchon aus dem Limftande, dag 
für diefe Frage die frühere Obfervanz nicht maßgebend fein kann, 
und e8 dem Richter an jedem Anhaltspunfte für feine Entſchei— 
dung. fehlen würde. 
Berlin, den 27. Dezember 1838. 
' Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung: 
' v. Meding. 


107. 


Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 

Polizei an die Königl. Regierung zu Minden, die Ber 

pflichtung der Kolonarsbefiger zur Übernahme deg Orts: 
vorfteheramts betreffend. 





Die \Königl. Regierung hat in dem Berichte vom 28. Sep: 
tember c. die. verfchiedenen Anfichten der Mitglieder des Kolfegii 
über die Frage vorgetragen: 

ob in dem Fürftenthbume Minden und in der Grafichaft Ra- 

vensberg die Kolonatsbefiher als, bei Vermeidung von Zwangs⸗ 

maßregeln, verpflichtet angefehen werden fünnen, das Orts- 
vorſteheramt noch ferner zu übernehmen. 
Die Anfiht, welche fih für die Fortdauer diefer Verpflichtung: 
entfcheidet, muß ich für die richtige erachten. - Bis zu einer an. 
derweiten Regulirung der Kommunal: Berhältniffe fommt es dar⸗ 
auf an, den faftifchen -Zuftand derfelben, fo wie er bei der Re 
offupation vorgefunden ift, aufrecht zu erhalten. Es ift deshalb. 
nicht die Aufgabe der Adminiftration, Diefen faktiſchen Zuftand 
mit der gefchriebenen fremdherrlichen Kommunal: Berfaffung zu: 
vergleichen, und dasjenige, was aus älterer Zeit fih erhalten. hat, 
zu aboliren, lediglich weil davon in der fremdherrlichen Kommus 
nals Berfaffung nichts zu finden ift, oder in andern Fällen aus. 
diefer neu einzuführen, was etwa aus ihr niemals und auch wäh— 
vend der Fremdherrfchaft nicht zur Ausführung gefommen  ift. 


— 
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Unbeſtritten iſt im vorliegenden Falle, daß das Amt der 
Ortsvorſteher nicht allein nothwendig, fondern um dieſer Noth⸗ 
wendigkeit willen, auch in alter Weiſe von der Fremdherrſchaft 
beibehalten, ferner daß für die fortdauernde Verwaltung dieſes 
vorgefundenen, und alſo zum faktiſchen Zuſtande gehörigen Am⸗ 
tes nach der Reokkupation geſorgt, und daß in Fällen des Wi— 
derſpruchs die Zwangspflicht aus der Dorf-Ordnung vom 7. Fe— 
bruar 1755., auf welche dieſe Amtsverwaltung ſich gründet, uns 
ter Anwendung von Zwangsmaßregeln von der Königl. Regierung 
geltend gemacht worden if. Hierzu war die Königl. Regierung 
vollfommen befugt, eben weil dies Ortsvorfteheramt und die Ber: 
pflihtung zu feiner Übernahme von der fremdherrlichen Kommu- 


nal⸗Verfaſſung nicht reprobirt wird, fondern nur nicht gefannt iſt, 


weil e8 mit ihr nicht unvereinbar ift, vielmehr in der That in 
Bereinigung mit derfelben vorgefunden worden ift, und mithin zu 
dem faftifhen Zuftande der Kommunal sDBerhältniffe gehört. Die 


. entgegengefeßte Anficht bat Feinen andern Halt, als die unrichtige 


Annahme, daß die alleinige legale Baſis die fremdherrliche Koms 
munal-Betfaffung fei, forwie fie fich aufgefchrieben findet, während 
als die legale Bafis der faftifche Zuftand zu betrachten ift, ſowie 
er ſich theils auf die fremdherrliche, theild auf die frühere Gefehs 
gebung des Landes und die rechtliche Obfervanz gründet. Zu Dies 
fer früheren Gefeßgebung ‘gehört nun aber die Dorf:Drdnung vom 
7. Februar 1755., aus melcher fich das in Rede ftehende Inſti— 
tut durch alle Zwifchens Zuftände hindurdy bis in die neuefte Zeit 
in Geltung erhalten hat. Der Mangel an Konfequenz in der ents 
gegengefeßten Anficht leuchtet insbefondere ein, wenn man erwägt, 
aus weldhem Grunde die Beibehaltung des DOrtsvorficheramtes 
während der Fremdherrfchaft nothwendig geworden if; dies war 
der Fall lediglich, weil fie für die Behältniffe, die fie vorfand, 
nicht berechnet war, und weil diefe zu flarfe Wurzel hatten, um 
ſich Teicht vernichten zu laffen. Die einzelnen Kommunen waren 
ihr unbefannt, fie mußte fie beftehen- laffen, und hat Dies aus in» 
nerer Nothwendigkeit in Beziehung auf dasjenige gethan, was, 
wie das Ortsvorſteheramt, wefentlich zu den Kommunen gehörte. 
Sowie 28 nun aber nicht in der Abſicht liegen Fann, die einzel: 
nen Kommunen, weil fie der -fremdherrlichen gefchriebenen Ver— 


faſſung unbekannt -find, als illegal zu zerſtören — eine Abficht, 


die an der Unausführbarfeit fcheitern würde — fo wenig fann 
es Fonfequenter Weife beabfichtigt werden, das, was in diefen 
Kommunen gefetlich begründet, Bis in die neuefte Zeit beftan: 
den hat, um deswillen als aufgehoben zu behandeln, weil fi dar: 
über in eben jener gejchriebenen Berfaffung nichts findet, 

Es ficht bei angemeffener Behandlung der Sache zu erwar— 
ten, daß die Betheiligten fich von der Nothwendigfeit der auf Die 
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Dorf: Ordnung vom 7. Februar 1755. gegründeten Verpflichtung 
felbft überzeugen und fich ihr nicht entziehen werden, und es if 
mit Rückſicht darauf, daß der Gezwungene zu feinem Dienfte 
untauglicher fein werde, fehr zu wünfchen, daß Fälle des Wider: 
fpruches vermieden werden. oa 

Sollten indeß ſolche fich ereignen, fo ift anzunehmen, daß die 
Königl. Regierung bei Aufrechthaltung der fraglichen Beftimmung 
aus der gedachten Dorf:Drdnung nicht mehr Schwierigkeit finden 
werde, als dies unter gleichen Umftänden nach der Reoffupation 

und bis in die neuere Zeit der Fall gewefen if. 

| Berlin, den 14. Dezember 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 

v. Rochow. 





| 108. | 
Keffripe des Königl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei an die Königl. Regierung zu Coblenz, die Ber _ 
amten-Qualität der, GemeindSchöffen betreffenv. 


Aus den Berichten der Königl. Negierung vom 19. und 29. 
Auguft, fowie vom 17. Dftober d. 3., habe ich erfehen, daß in 
neuerer Zeit verfchiedentlih die Beamten» Qualität der dortigen 
Gemeinde⸗Schöffen bezweifelt worden if. Diefe Zweifel find un— 
begründet, und beruhen auf einer Verwechſelung der Stellung ei: 
nes Mitgliedes des Gemeinde: oder Schöffen:Raths mit der Stel: 
lung eines Schöffen, welcher nach $. A. ) der Anftruftion vom 
19. Mai 1817. jeder Spezial-Gemeinde als nächſter Polizei: und 
Kommunal:Beamter vorfteht, wie dies in den $$. 50. und 51. **) 


*) 8&.4.1.c. Jeder Gemeine ſtebt ein Schoͤffe vor, deffen Wahl der Gemeine 
überlaffen wird, deffen Biflätigung aber durch _den — 
bei dem Kreis⸗Landrathe nachgeſucht werden muß. In Gemeinen, 
welche nur 300 Seelen oder weniger enthalten, wird den Schoͤffen 
ein Gebuͤlfe, in groͤßern Gemeinen aber werden denſelben zwei Ge⸗ 
buͤlfen beigegeben, welche auf gleiche Weiſe, wie die Schoͤffen ſelbſt, 

ewaͤhlt und beſtaͤtigt werden und Beiſtaͤnde heißen. In Berhins 

ı derungsfällen vertreten die Beiftände die Schöffen nach dem Dienftalter. 

) 8. 50. Die Schöffen forgen für eine genaue Beobachtung aller 
in dieſer Infiruftion erteilten Vorſchriften, fo weit folche ihren 

Wirkungskreis betreffen, insbefondere für die Befolgung der polis 
zeilichen und das Gemeine s Vermögen betreffenden Anordnungen, 
und überhaupt für das Wohl der Gemeine auf jede darauf ab» 
zweckende Weiſe. 

8. bi. Bon allen Vorgaͤngen, wodurch die Ruhe, Ordnung, Sicher⸗ 
beit, Bequemlichkeit. ıc. ıc. der Gemeine gefährdet wird, leiſtet ber 
Schöffe fofort dem Bürgermeifter Anzeige. I Gefahr im Vers 
zuge vorhanden, fo trifft der Schöffe die zu deren Abwendung ers 
forderlihen Maßregeln auf feine Verantwortlichkeit. 


966 
jener Inſtruktion genauer beflimmt wird. Diefe Znfteuftion, 
welche die vorgefundene Kommunal Berfaffung binfichtlich der Ge: 
meinde:- Schöffen modifizirt, hat die Allerhöchite- Beftätigung da- 
durch erhalten, daß des Könige Majeftät durch die Ordre vom 
13. April 1820. die Ausführung der darin enthaltenen Einrich- 
tung, und namentlich die Einziehung der dazu erforderlichen Ber: 
waltungsfoften von den Dabei intereffirenden Gemeinden, vorläufig 
genehmigt haben. Die Geſetzlichkeit diefer feit 21 Jahren befte- 
henden Einrichtung kann deshalb nicht bezweifelt werden, und es 
muß hiernady den dortigen Gemeinde: Schöffen, fobald fie nicht 
als berathende Mitglieder des Schöffenraths, fondern als Orts: 
vorfteher fungiren, die Qualität eines Gemeindebeamten mit allen 
rechtlichen Wirkungen zugeftanden werden. 

Die Königl. Regierung veranlaffe ich, diefe Entfcheidung durch 
das Amtsblatt zur Dffentlichfeit zu bringen. 

Berlin, den 12. Dezember 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


109. | 


Cirkular⸗Reſkript der Königl. Minifterien an ſaͤmmtliche 

Königl. Regierungen der Rheinprovinz, fowie an den 

Provinzial-Steuerdireftor zu Cöln, die Stempelpflichtig- 

keit der DBefkätigungen der von Gemeinen abgefchlofle: 
| nen Verträge betreffend. *) 





Auf die Berichte vom 22. Dezember pr. und 26. Mai ce. 
geben wir der Königl. Regierung zu erfennen, daß die Beftätigun> 
gen der von Gemeinen abgefchloffenen Verträge, welche nad) dor: 
tiger Berfaffung die Regierungen oder Landräthe zu ertheilen 
haben, nad) der Stempel:Tarif:Pofition „„Beftätigungen”, wie Aus: 
fertigungen ftempelpflichtig find. Ob diefe Beftätigung oder Ge: 
nehmigung in einem Vermerk unter dem Kontrafte felbft, oder in 
einer befondern Verfügung ertheilt wird, iſt hierbei gleichgültig, 
da durch die Form der nach dem Geſetze erforderlihe Stempel 
nicht vermieden - werden kann. Die Verfügung an die Königl. Me: 
gierung zu Merfeburg vom 2. September 1823. (Annal. 18306. 
©. 321.) bezieht ſich auf Verträge, welche Regierungen, oder ans 
dere Behörden, durch untergeordnete Beamten oder Behörden, 3. 
B. durch Rentämter, Bauinfpeftoren u. f. w. abſchließen laffen, 


*) Vergl. Annal. 1836. ©. 321. u. 584, 
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in welchen Fällen eine Beftätigung im eigentlichen Sinne nicht 
vorkommt, fondern nur eine Erklärung der vorgefeßten Behörde, 
daß der Dertrag ihrem Auftrage gemäß abgefchloffen, erforderlich 
ift, welche, als zur Dienftlihen Korrefpondenz gehörig, für ſtempel⸗ 
frei hat erflärt werden können. Diefe Verfügung iſt daher von 
der Königl. Negierung irrthümlich angewendet, wenn daraus die 
Stempelfreiheit der zu Beflätigungen der von Gemeinen abge: ' 
ſchloſſenen Verträge abgeleitet worden if. Es befteht der weſent— 
liche Unterfchied, daß in jenem Fall die Regierung, in diefem die 
Gemeine Kontrahent ift, und die Gemeine, wenn gleich ihr Ber: 
trag der Beftätigung unterliegt, doch die freie Wahl hat, ob fie 
den Bertrag abfchließen will oder nicht. 
J Die Königl. Regierung wird daher hierdurch angewieſen, fort: 
an die Stempel zu den fraglihen Beftätigungen, gleichviel ob fie 
unter dem Kontrafte felbft, oder in einer befondern Verfügung 
ertheilt werden, zu verwenden und reſp. verwenden zu laffen. 

In Abſicht der Vergangenheit iſt jedoch der Herr Provin: 
zial-Steuerdireftor zu Eöln angemwiefen worden, ‚die in dieſer Be: 
ziehung gemachten Erinnerungen fallen zu laffen. x 

Berlin, den 11. November 1837. 

Minifterium des Innern und ber Polizei. Zinanzminifterium. 
v. Rochow. v. Alvensleben. 


An 
die Koͤnigl. Regierung zu Coblenz und abſchriftlich 
an ſaͤmmtl. übrige Koͤnigl. Regierungen der Rhein⸗ 
provinz/ ſowie auch an den Provinzial-Steuerdiref- 
tor zu Cöln, zur gleichmäßigen Beachtung. 


Ä VII. 
Polizei, 
| A. | 
Sm Allgemeinen. 
1440, 


Reffripe des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei- an die Königl. Regierung zu Merfeburg, daß 
gegen Polizei: Verfügungen poffefforifche Prozeffe uns - 

ftarthaft feien. ' 


Der Könige. Negierung wird auf den Bericht vom 8. d. M., 
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betreffend den von dem dortigen Magiftrate in der Klagefache des 
Mauergejellen N. wider ihn erhobenen Kompetenz: Konflift, hier: 
durch eröffnet, daß der Herr Juſtizminiſte Mühler in Veran— 
laſſung eines von dem Oberlandesgerichte zu Naumburg in dieſer 
Angelegenheit erſtatteten Berichts ſich dahin ausgeſprochen hat, daß, 
wie gegen Polizei-Verfügungen überhaupt poſſeſſoriſche Prozeſſe 
unſtatthaft ſeien, ſo auch in der vorliegenden Sache der in pos- 
sessorio erhobene Rechtsſtreit nicht zugelaſſen werden könne. Hier— 
nach wird der Herr Juſtizminiſter das Oberlandesgericht zur wei— 
tern Veranlaſſung anweiſen. (Anl. a) Die Königl: Regierung er: 
hält daher hierdurch den Auftrag, den Magiftrat von diefer Ent: 
fcheidung der Sache in Kenntniß zu fehen. 
“ Berlin, den 18. Oftober 1838. 
— Miniſterium des Innern und der Polizei. 
v. Meding. | 





J % 
y 
a. 


j 


Auf den Bericht vom 5. d. M., 
den in der Rechtsſache des Maurergefellen N. wider den Magifirat 
dafelbit von legterem erhobenen Kompetenz:Konflift betreffend, 

wird das Königl. Oberlandesgericht, im Einverfiändnig mit dem Rd: 

nigl. Minifterium des Innern und der Polizei, zur Niederfchlagung der 

N.fihen Klage und zur Repofition der Akten hierdurch angemwiefen, da 

der geltend gemachte Anſpruch der richterlichen Beurtheilung nicht uns 

terworfen iſt indem es fih 
a. blos von der Notbmwendigfeit oder Zweckmaͤßigkeit einer polizeilichen 
Verfügung handelt, und 

b. ein pöffefforifches Nechtsmittel gegen IE TOT IUNGER unter 
feinen Umſtaͤnden fattfindet, indem dergleichen Verfügungen auch 
in Fällen, wo der Rechtsweg zuläfiig ift, fo lange aufrecht erbals 
ten werden müffen, bis im Petitorium ein Anderes ausgeführt ıft. 

Berlin, den 22. Oftober 1838. 
Der Juſtizminiſter. 
Mübler. 


An 
das Königl. Dberlandesgeriht zu Naumburg. e 


111. 


Reffripe des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei an das Königl. Polizeipräfivium hieſelbſt, die 
Mitwirkung der hiefigen Polizeifommiffarien bei Sies 
gelungen in Sterbefällen betreffend. 


In Folge des vorläufigen Erlaffes vom 5. d. M., die Mit: 
wirkung der hiefigen Polizeifommiffarien bei Siegelungen ih Ster: 
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befälfen betreffend, wird das Königl. Polizeipeäfidium unter Zu- 
fertigung der in Abfchrift anliegenden, von dem Herrn Juſtizmi⸗ 
niſter in diefer Angelegenheit an das Kammergericht und das Kur: 
märfifche Pupillenfollegium erlaffenen Befcheidung, (Anl. a.) vers 
anlaßt, nunmehr die hiefigen Polizeifommiffarien anzumeifen, daß 
fie Fünftig jeder Nachlaß-Siegelung fih enthalten. Dagegen find 
diefelben zu verpflichten, fobald ihnen ein Sterbefall angezeigt wird, 
a. darüber fofort Erfundigung einzuziehen, ob gefehlicye Gründe 
zur Giegelung vorhanden find; = 
b. in diefem Falle dem Präfidenten des Königl. Pupiffenfolle: 
gii und refp. dem betreffenden Gerichtsdirigenten zur Ver: 
anlaffung der Siegelung unverzüglid unmittelbare An: 
zeige zu machen, indem eine Anzeige durch Bermittelung 
des Königl. Polizeipräfidiums zu zeitraubend und dem Zwecke 
nicht entfprechend fein würde, und Ä 
ec. in befonders dringenden oder erheblichen Fällen durch einfa- 
"chen Berfchluß oder polizeiliche Aufmerffamfeit den Nachlaß 
zu fichern. 
Berlin, den 29. Oktober 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 





Din von dem Königl. KRammergerichte und dem Königl. Pupillen⸗ 
ig per x dem gemeinfchaftlichen Berichte vom 6. Auguſt c. gemach« 
ten Vorſchlage, j ; 

wegen Ermächtigung der biefigen Poligeifommiffarien zu Nachlag: 

Siegelungen bei hier am Ort fich ereignenden Zodesfällen, 
fann der Zuftizminifter Folge zu geben, fich nicht veranlaft finden. 

Die Polizeifommiffarien find nach den $$. 14. 16. 19. und W. 
zit. 5. Thl. 1. der A. ©. DO. bei den bier obwaltenden Örtlichen Vers 
dältniffen zu Siegelungen bei Sterbefällen biefiger Einwohner gefeglich 
niemals ermächtigt. Der einzige Grund, welcher eine Ausnahme motis 
viren fönnte, liegt in dem Umitande, daß bei der jegt beſtehenden Eins 
richtung die. Gerichte von den ZTodesfällen erſt nach längerer Zeit durch 


die Ertrafte aus den Zodtenliften Kenntniß erhalten, die Siegelung erft - _ 


folglib fo fpdt verfügt werden fann, daß der dabei beabſichtigte Zweck 

entweder gar ‚nicht, oder doch nur unvollfommen erreicht wird. 

Diefem Übelſtande fann jedoch dadurch Leicht vorgebeugt werden, 
wenn die Polizeifommijfarien, denen jeder Sterbefall zunaͤchſt angezeigt 
werden muß, ZN 
a. darüber fofort Erfundigung einziehen, ob gefeßliche Gründe zur 

Siegelung vorhanden find ; } 

b. in diefem Falle dem Präfidenten des Königl. Pupillenfollegiums 
und refp. dem betreffenden Gerichtsdirigenten zur ſofortigen Ver⸗ 
anlaffung der Siegelung durch einen Gerichtsbeifiger oder Sekre⸗ 

tair, unmittelbare Anzeige machen, und 


— 
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c. in befonderd bringenden ober erheblichen Fällen durch einfachen 
Verſchluß oder polizeiliche Obfervation den Nachlaß fichern. 
Zu diefem Verfahren werden daher die Polizeifommiffarien von dem 
vorgefegten Minifterium angemiefen ıwerden, was dem Königl. Kammer: 
erichte und dem Königl, Kurmaͤrkſchen Pupillenfollegium zur eigenen 
Beachtung und zur Benachrichtigung des biefigen Stadtgerichts und des 
Bormundfchaftsgerichts bierfelbit befannt gemacht wird. Es wird dars 
auf zu halten fein, daß unverzüglich nach einer ſolchen Anzeige von dem 
Praſidium und refp. Direftorium die geeignete Einleitung und Abord⸗ 
nung jum Behuf der Gie — en werde. 
Berlin, den 18. Oktober 1888s8. 
Der Juſlizminiſter. 
Müpler. 


An 
dad Königl. Kammergeriht und das König. 
Kurmärkſche Pupillenkollegium. 


B. 


Cenſurweſen, Zeitſchriften und Buchhandel. 


(Siehe ine Heft, ©. 149. — 2ies Heft, ©. 396. und Ztes 
Heft, ©. 717.) 


GC | 
Ordnungs⸗ und Sitten Polizei. 


112. 


Auszug aus dem Reſkripte des Königl. Minifteriums 

des Innern und‘ der Polizei an die Königl. Regierung 

zu Potsdam, die pflichtmäßige Ausftellung der Gefinde: 
Entlaffungsfeheine betreffenp. 





Dagegen hat aber die Königl. Negierung nicht unbeachtet 
zu laffen, daß, da felten in den Gefinde-Entlaffungsfcheinen über 
das Betragen und die Gründe der Entlaffung die reine Wahrheit 
gefagt zu werden pflegt, nicht allein ein von der Dienftherrichaft 
dem abziehenden Gefinde mit voller Überzeugung der Wahrheit 
gemäß ertheiltes Zeugniß alle Achtung verdient, fondern in dieſem 
Falle auch die ausftellende Herrichaft gegen die etwanigen nach— 
theiligen Folgen ihres pflicytmäßigen Verfahrens fo viel als mög: 
lich in Schuß genommen werden muß. 4 
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Nach diefem Grundfage find mithin im vorliegenden und in 
ähnlichen Fällen die Unterbehörden der Königl. Regierung von 
Ihr gemeflenft mit Anweiſung zu verfehen. 
Berlin, den 26. Oktober 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
| v. Rochow. 


1 13. 
Cirkular⸗ Verfuͤgung der Koͤnigl. Regierung zu Koͤnigs⸗ 
‚berg an ſaͤmmtliche Landraͤthe, die Verhaͤltniſſe der Inſt⸗ 
leute in der Provinz Preußen betreffend. 





Es waren bei uns Zweifel darüber entſtanden, ob die Königl. 
Polizeibehörden in der durchs Amtsblatt publizirten Allerhöchſten 
Kabinets-Ordre vom 8. Auguſt 1837. (Annal. S. 710.), die Ber: 
'hältniffe der Inftleute in der Provinz Preußen betreffend, nur 
haben die Befugniß erhalten follen, während des beſtehen— 
den Dienfiverhältniffes bei Streitigkeiten zwifchen Dienft: 
herffchaften und Gefinde über die Erfüllung der fontraftmäßig 
übernommenen Berbindlithfeiten mit Vorbehalt des Rechtswegs 
entfcheiden und ihre Entfcheidung zur Ausführung bringen zu dür- 
fen; oder ob fie auch für befugt zu erachten, vor Ablauf der 
Kontraftzeit auf den Antrag einer Partei die Auflöfung 
des Kontraftverhältniffes auszufprechen und event. durch 
Ermiffion ihrer Entfcheidung Wirkſamkeit zu verfchaffen. 

In Folge einer desfalfigen Anfrage hat nunmehr Se. Excel⸗ 
lenz der Herr Oberpräſident in dem Erlaß vom 3. d. M. ſich für 
die letztere Alternative und zwar dahin entſchieden, daß die Po— 
lizeibehörden nach Maßgabe der gedachten Allerhöchſten Kabinets— 
Ordre vom 8. Auguſt pr. auch dann über den Abzug der Inſt⸗ 
leute, mit Vorbehalt des Rechtsweges, zu befinden haben, wenn 
davon in dem Fall der 55. 911. u. 913. Tit. 11. Thl. I. des 
Allgem. Landrechts vor Ablauf der Konfraftzeit die Rede ift. 

Wir feßen daher hiervon die Herren Landräthe mit der An: 
weiſung in Kenntniß, in den betreffenden Fällen hiernach zu ver: 
fahren. 

Königsberg, den 18. September 1838. _ 

Königl. Preuß. Regierung. Abtheilung des Innern. 
| v. Blumenthal. 
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1a | 

Reſolution des Könige. Minifteriums des Innern und 

der Polizei an den Kaufmann N., daß Gaftwirthe zur 

Aufnahme un nicht gezwungen werden 
| nnen. 





Auf Ihre Befchwerde vom 29. v. M., muß es bei der Ver— 
fügung der Negierung zu Königsberg vom 11. v. M., wodurch 
die dortige Gaftwirthin Wittwe N. nicht für verpflichtet erachtet 
wird, Shnen Aufnahme und Bewirthung in ihrem. Gafthaufe zu 
gewähren, lediglich verbleiben, da, abgefehen davon, daß die dies- 
fällige Verweigerung von Geiten der N. Privatfache ift, die Gafts 
wirthe überhaupt für Aufrechthaltung der Ruhe und Ordnung in 
ihren Lokalen verantwortlich find, mithin nicht gezwungen werden 
fönnen, gegen ihren Willen Leute aufzunehmen, welche bei ihnen 
fchon zu unangenehmen Auftritten Veranlaſſung gegeben haben, 
und von denen fie fernere Ruheſtörungen beforgen. 

Berlin, den 10. Dftober 1838. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 


v. Meding. | 
! 115. 

Refolution des König. Minifteriums des Innern und 
der Polizei an den Magiſtrat hiefelbft, die Aufnahme 
von Heirathegefuchen in die öffentlichen Blätter betreffend. 


Das Minifterium des Innern und der Polizei findet ſich 
nicht veranlaßt, dem Antrage des Magiftrats vom 22. Zuli d. J., 
auf ein’ allgemeines Verbot der Aufnahme von Heirathsgefuchen 
in die öffentlichen Blätter, Folge zu geben. 

Man kann nicht fagen, daß Heirathegefuche in den öffentli- 
chen Blättern an und für fid und unter allen Umftänden ge: 
gen Religion und Sittlichfeit verfioßen. 

Wenn fie aber durch ihre Faflung die guten Sitten und den 
Anftand beleidigen, fo ift die Cenfur nach den beftehenden Bor: 
ſchriften fchon verpflichtet, diefelben nicht zuzulaffen. Diefe zu 
Mehrerem anzuweifen, iſt jedoch um fo weniger räthlich, als bei 
der bevorftehenden Nevifion des Cherechts auch die jeht in Anre: 
gung gebrachte Frage zur Berathung gebracht werden wird. 
Berlin, den 18. Dftober 1838. 

- Minifterium des Innern und der Polizei. 

v. Meding. 








116. 
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116. 


Reſkript des Königl. Miniftertums des Innern und ber 
Polizei an die er Regierung zu N., bie polis 
zeiliche Strafbarfeie öffentlich verübter Unfittlichfeiten 
| betreffend. 


Der Bürgermeifter N. hat dem Minifterio des Innern und 
der Polizei die Verfügung der Königl. Regierung vom 22. Sep- 
. tember v. J., wodurd das von ihm am 25. Zuli v. J. abgefaßte, 
den N. wegen grober Unfittlichfeit zu einer Polizeiftrafe von drei 
Thalern verurtheilende Reſolut aufgehoben wird, zur mweitern Ents 
fcheidung vorgelegt. | 

Bei Zufertigung feiner diesfälligen Eingabe mit ihren Anſchlüſ— 
fen wird der Königl. Regierung bemerflic gemacht, daß allerdings, 
wie der Bürgermeifter N. ganz richtig annimmt, auf den bloßen Zus 
fall, ob durch eine Handlung die öffentlihe Ruhe wirklich geftört 
worden oder nicht, alsdann nichts mehr anfommen kann, wenn Die 
Handlung überhaupt ſtrafbar ift, mögte auch ihre Strafbarkeit, 
(hier eine polizeiliche) nur darauf fi gründen, daß die Handlung 
in der Hegel zur Störung der öffentlichen Ruhe Beranlaffung gibt. - 
Wollte man mit der Königl. Regierung die entgegengefehte Mei- 
nung fefihalten, fo würde man Unfittlichfeiten der in Rede ftehen: 
den Art ungeftraft laffen müffen, in fofern der unmittelbar Be: 
theiligte ſich diefelben gefallen ließe. Da jedoch die Aufrechthal- 
tung der öffentlihen Sitte und Zucht die Ahndung grober Unfitt— 
lichfeiten erheifcht, fo darf die Polizeibehörde fi der Nüge der 
legten nicht entziehen, und das Minifterium in dem vorliegenden 
Falle die Entfcheidung der Königl. Regierung vom 22. Septem: 
ber v. 3. nicht billigen. 

Berlin, den 10. Dftober 1838. 

Minifterium des Innern und der Polizei, 
v. Mebding. 


D. 


Paß- und Fremden Polizei. 
(Siehe 116 Heft, &. 163—182. und Its Heft, ©. 719— 724.) 


\ 


Annalen. Heft IV. 1838. | Ner 
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E. 
Sicherheits-Polizei. 

— -; 
Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 


Polizei an die Königl. Regierung zu Erfurt, die polis 
geiliche Detention beftrafter Verbrecher betreffend. 


Der Königl. Regierung wird auf den Bericht vom 19. v.M., 
die beantragte Detention der dortigen Handarbeiter N. N. aus 
N. im Arbeitshaufe betreffend, hiermit eröffnet, daß es zunächft 
Shrem eigenen Ermeffen überlaffen ift, zu beftimmen, wie lange 
die rechtsfräftig erfannte Detention, nad) abgebüßter Strafe, fort: 
gefeht werden muß, damit dem Zwed jenes Theils des Strafe 
erfenntniffes entfprochen werde. Dies muß nach verfchiedenen 
Umftänden beurtheilt werden, zu denen das frühere Betragen des 
Derbrecherd und die daraus gefchöpfte mehrere oder mindere Be: 
forgniß, daß er nach erlangter Freiheit in einen verbrecherijchen 
Lebenswandel zuridfallen werde, allerdings gehört, jedoch nicht 
allein entfcheidend fein fann, wie die Königl. Negierung im vor: 
liegenden Fall zu vermeinen fiheint. Es muß vielmehr auf das 
Betragen des Verbrechers in der Strafanftalt, ſowie die mehr 
oder minder günftige Gelegenheit, welche fich zu einem ähnlichen 
Erwerb in der Außenwelt für ihn darbietet, weſentlich gerückſich— 
tigt werden. 

Menn es hiernach auch keinesweges unzuläffig erfcheint, zum 
voraus einen Zeitraum zu beftimmen, binnen welchen die Deten- 
tion des Züchtlings jedenfalls fortgefegt werden fol, befanders 
dann, wenn die Kürze der einentlichen Strafzeit über das Betra— 
gen des Sträflings in der Strafanftalt nicht mit Sicherheit ur: 
theifen läßt, fo muß hierin doch jeder Zeit mit befonderer Bors 
ficht verfahren werden. 

Berlin, den 17. November 1838. 

Minifterlum des Innern und der Polizei. 
v. Meding. 


/ 


118. 
Refolution des Könige. Minifteriums des Innern und 
der Polizei an ben Magiſtrat zu Beeskow, betreffend 
die Aufbringung der Koften für Bagabunden während 
des UnterfuchungssArreftes. - 


Dem Magiftrat wird auf den am 5. d. M. eingegangenen 
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Bericht vom 25. September d. J. die durch die Detention des 
Bagabunden N. erwachfenen Koſten betreffend, eröffnet: daß die 
Entfiheidung der Königl. Regierung zu Potsdam, wodurch dieſe 
Koften dem, Magiſtrat auferlegt worden find, nur beftätigt wer: 
ben fann. Denn die Koften der Detention eines wegen Legiti- 
mationglofigkeit aufgegriffenen Individuums während der Unter 
fuhung feiner Berhältniffe, gehören unzweifelhaft zu den Koften - 
der polizeilichen Unterfuchung, zu deren Erftattung dem foro do- 
mieilii nach Borfchrift der Allerh. KabOrdre v. 28. Juli 1836. 
(Gei.-Samml. ©. 218.) feine Berbindlichfeit obliegt. Die von dem 
Magiſtrate allegirte Feftfegung des Neffripts vom 14.. Aug. 1817. ) 
fann um fo weniger. als eine abweichende provinzielle Beſtimmung 
hiergegen angeführt werden, als dieſelbe von Landarmen redet, im 
vorliegenden. Falle aber es ſich nicht um Verpflegung eines Land⸗ 
armen, ſondern eines zu einer polizeilichen Unterſuchung gezoge— 
nen Individuums gehandelt hat. 

Berlin, den 9. Dezember 1838. 
Miniſterium des Innern. Polizei-Abtheilung. 
v. Meding 

) Annal. 1817. ates Heft, ©. 194 — 198. 


24 


119. 
Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Breslau, die Auf: 
bringung der ärztlichen Unterfuchungsfoften bei. Vaga— 
bunden » Transporten betreffend. 





Das unterzeichnete Minifterium kann der Anficht, welche die 
Königl. Regierung in dem Berichte vom 12. v. M., I 
die Befchmwerde des Magiftrats zu N., wegen der ihm un: 
ter den Zransportkoften für den Vagabunden N. zur Laft 
gelegten ärztlichen Gebühren betreffend, | 
entroidelt hat, nicht beitreten. Denn es kann feinem gegründeten 
Bedenken unterliegen, daß zu den Transportfoften auch diejenigen 
Koften zu rechnen find, welche durch Die vorgefchriebene Anterfu: 
chung erwachfen, ob der Transport zu Fuße oder zu Wagen er: 
folgen müſſe. Auch ift fein Grund vorhanden, warum der pas- 
sus 9. des $. 12. der Transport: Infteuftion, wonach aufer den- 
zuvor fpeziell aufgezählten, „alle andere auf dem Transporte 
vorgefallene außerordentliche Auslagen” zu den Transportkoften ge: 
rechnet werden follen, nicht auf die hier in Nede ſtehenden Koften 
zu beziehen. fei. - 
Da es nun endlich an jedem Nechtsgrunde fehlt, der Kom: 
rr 
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mune desjenigen Orts, durch welchen. ein Transport hindurch ge: 
führt wird, die etwanigen Koſten der ärztlichen Unterfuchung des 
Sransportaten zur Laſt zu legen, fo muß die hier wieder beige: 
hende Befchwerde des Magiftrats zn N. für gerechtfertigt, und der 
Königl. Regierung aufgetragen werden, ‚derfelben abzuhelfen. 

übrigens verfteht es fich von felbft, daß, wenn die betreffende 
Medizinalperfon zu. derartigen Unterfuchungen von: Amts wegen 
verpflichtet, oder eine folche Unterfuhung nicht erforderlich geme: 
fen iſt, auch Koften dafür und für das Ärztliche Atteft nicht Fiquis 
dirt werden dürfen. Glaubt indeffen die Königl. Regierung, daß 
die Befchwerde des Magiftrats aus diefen Gründen unzuläffig 
fei, fo hat Diefelbe darüber binnen drei Wochen zu berichten. 

Berlin, den 5. Oktober 1838. 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
v. Meding. 


120. 


Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 

Polizei an die Königl. Regierung zu Liegnig, das den 

Direftoren der Strafanftalten beigelegree Disziplinar: 
Strafmaf betreffend. 


Das unterzeichnete Minifterium erflärt fi) aus den von der 
Königl. Negierung in dem Berichte vom 28. v. M. angegebenen 
Gründen völlig damit einverfianden, daß durch den $. 79. des 
Normal: Reglements für die Strafanftalten das Marimum der 
den Anftalts:Direftor überhaupt zuſtehenden Strafbefugniß feſtge— 
feßt ift, dergeflalt, daß wenn auch mehrere Vergehen gleichzeitig 
‚ zufammentreffen, der Direktor dennoch jenes Marimum nicht über: 
fchreiten darf. 

Wenn daher der Direftor zu N. in dem zur Sprache ge: 
brachten Spezialfalle den Sträfling N. wegen des Vergehens der 
Eutweichung mit 530 Peitfchenhieben und wegen Entwendung der 
Züchtlings:Kleider bei diefer Entweichung abermals mit 30 Peit: 
jchenhieben, alfo zufammen mit 60 Hieben hat beftrafen Taf: 
fen, während der bezogene $. die Vollſtreckung der Förperlichen 
Züchtigung nur bis zu 30 Streichen geftattet, fo zeugt dies offen: 
bar von einer unrichtigen Auffaffung der Beſtimmungen dieſes $., 
auf welche mißverfländliche Snterpretation der ꝛc. N. durch Die 
Berfügung der Königl. Regierung vom 26. September c. bereits 
aufmerffam gemacht worden ift. 
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Indem das unterzeichnete Minifterium diefe Verfügung be: 
ftätigt, überläßt daffelbe es der Königl. Regierung, den ıc. N. auf 
defien Bericht vom 6. v. M., nad) dem Sclußantrage des Ein- 
gangs erwähnten Berichts, noch fpeziell dahin zu belehren: 

daß der.s. 79. des fraglichen Reglements. unter allen Um: 

ftänden das Marimum des den Strafanftalts:Direftoren zu— 

ftändigen Strafmaßes enthält, und hiervon felbft diejenigen 

Fälle nicht ausgenommen find, “in welchen mehrere, gleichzeis 

tig verübte Vergehen zur Beftrafung vorliegen, oder die Ber: 

legung verfchiedener Borfchriften der Haus» Ordnung durd) 
eine und diefelbe Handlung erfolgt iſt. | 

-. Berlin, den 19; November 1838. | Re, 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
v. Meding. 





4121, | 
Keffripe des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei an die Königl. Regierung zu Königsberg, daß 
Eivil-Supernumerarien zu Anftellungen als Auffeher 
und Hauspäter in den Strafanftalten nicht zugelaffen 
werben koͤnnen. | 





Das unterzeichnete Miniftekium iſt, wie der Königl. Regie— 
rung auf den Bericht und Antrag vom 22. v. M. hierdurch er- 
öffnet wird, ‚nicht ermächtigt, die Anftellung des Supernumera⸗ 
rius N. als Hausvater der Wartenburger Strafanftalt zu geftat: 
ten, und kann ſich aud) zur Auswirkung einer Allerhöchtten Ge: 
nehmigung zu der fraglichen Anftelung um fo weniger veranlaßt . 
finden, ald e8 an tüchtigen Unteroffizieren, Feldwebeln oder Wacht— 
meiftern von zwölfjähriger Dienftzeit, die zu Anftellungen als Auf: 
feher und Hausväter in Gefangenanftälten vorzugsweife geeignet 
erfcheinen und beftimmungsmäßig zu folchen Stellen berufen mer: 
den Fünnen, nicht fehlen wird. 

Berlin, den 2. Dezember 1838. 


Minifterium des Innern. Erfte Abtheilung. 
v. Meding. 
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122. 


Cirkular⸗Reſkript des König. Minifteriums: des Innern 
und der Polizei an fämmtliche Königl. Oberpraͤſidien, 
berreffend die Nachweiſungen von den im Laufe des 
Jahres eingelieferten Sträflingen in befonderet Bezie- 
| hung auf deren Rüdfälliefeit. 





Mit Bezug auf den Erlaß vom 19. Zuli 1833., die all- 
jährlidy einzureichenden Generals: Überfichten von den Verwaltun— 
gen der Straf: und Beflerungs: Anftalten betreffend, wird dem 
Königl. Dberpräfidio hierdurch eröffnet, daß die den erwähnten 
General:Überfihten beizufügenden Notizen über die Zahl der Rüd: 
fälligen unter den Detinirten, bisher faſt überall nicht überſichtlich 
genug ausgefallen find. 

Es handelt ſich befonders darum, eine genaue Kenntniß da: 
bon zu haben, wie viel fich unter den in die refp. Anftalten im 
Laufe des Jahres eingelieferten Perfonen zum erfien Male 
Beftrafte und Rückfällige, alfo zwei und mehrere Male Beftrafte 
befanden. Der Gleichförmigkeit und beffern Überficht wegen er: 
fcheint es zweckmäßig, die desfallfigen Notizen in eine tabellarifche 
Form zu bringen. Es ift daher ein Schema (a.) zu einer folchen 
Nachweiſung gefertigt worden, welches dem Königl. Oberpräfidio 
mit dem Erfuchen überfandt wird, daffelbe den betreffenden Negie: 
rungen mit der Anweiſung mitzutheilen, diefe Nachweifung als 
eine Beilage zu dem Lit. I. Kolonne 2. der General-Überficht von 
den Nefultaten der Strafanftalts-Berwaltungen, altjährlich gleich: 
zeitig mit,denfelben in dem vorgefchriebenen Termine einzureichen. 

Dies bezieht ſich auch auf die fländifchen Straf: und Kor: 
reftions: Anftalten und Landarmenhäufer, von welchen alljährlich 
Uberfichten der Nefultate der Verwaltungen eingereicht werden. 

Berlin, den 6. Dezember 1838. 


Der Minifter des Innern und der Polizei, 
| v. Rocho w.— 
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* 
a. 


Shema | 
su der Nachweiſung über die Zahl der in die Straf: sc. (Ge 
fangen) Anftalt zu N. im Laufe des. Jahres 18 eingelie: 

ferten Perfonen nad) Maßgabe ihrer Vuͤckfaͤlligkeit. 





1) Ar. 
2) Namen der Anitalt. 
3) Unter den in die Anitalt im Laufe des Jahres (1838.) eingeliefer: 
ten Perfonen befanden ſich Beilrafte: 
zum Uſten Male, Männer. Frauen. 
s 2m s ⸗ 
X. N 6 a 
s 12ten Male und darüber. = a. 
Summa der im Laufe des Jahres eingelieferten. ⸗— 
Anmirkungen. | J 





— 123. 


Reſkript des Könige. Minifteriums des Innern und der 
Polizei an die Königl. Regierung zu Königsberg, bie 
Befleivung der Sträflinge bei ihrer Abfendung in bie 
Strafanftalten betreffend. | 





Nachdem das unterzeichnete Minifterium auf den Bericht der - 
Königl. Regierung vom 16. September d. J., die Bekleidung der 
Sträflinge bei ihrer Abfendung in die Strafanftalten betreffend, 
Beranlaffung genommen, hierüber mit dem Herrn Zuftizminifter 
Mühler, unter Mittheilung des laut der anbei zurüderfolgen: 
den Anlagen diefes Gegenflandes wegen zwifchen der Strafanfialte: 
Snfpeftion zu Wartenburg und dem Oberlandesgericht zu Königsberg 
ffattgefundenen Schriftwechfels, in Kommunifation zu treten, und 
die Rückäußerung des Herren Zuftizminifters jegt eingegangen ift, 
wird der Königl. Regierung hierdurch, im Einverftändniffe mit dem: 
felben, eröffnet, daß nach dem bezogenen Juftiz.Minifterial-Reffripte 
vom 15. Oftbr. 1837. (Annal. ©. 1049.) allerdings nur auf eine 
ſolche Bekleidung der in die Strafanftalten abzuführenden Sträf: 
linge zu fehen ift, wie fie Behufs des Transports dahin durchaus 
nothwendig iſt. Es würde nicht zweckmäßig fein und dem In— 
tereffe der Staatskaſſen audy nicht entiprechen, hierin nach dem 
Wunfche der Königl. Regierung eine Abänderung zu treffen. 

- Auf der andern Seite ift aber ‚nicht zu dulden, daß ein 
Sträfling den Weg nach der Anſtalt in Lumpen gehüllt und ohne 
alle Fußbekleidung zurüdlege, und namentlich muß letztere, wie 
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der Here Zuftigminifter ausdrücklich bemerkt, — wo fie fehlt, 
von dem betreffenden Gericht vor der Abführung des Sträflings 
befchafft werben. 

Siernach wird der Königl. Regierung anheim gegeben, mit 
dem dortigen Oberlandesgerichte, in Beziehung auf den vorliegen: 
den Gegenftand, weitere Rüdfprache zu: halten. 

Berlin, den 5. November 1838. 
Neem des Innern und der Polizei. 
— 
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Reffript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern und der 

Polizei an die Königl. Regierung zu Magdeburg, die 

Detention unmündiger Perfonen in Befferungs: Anftals 
ten betreffend. 








Nachdem- ich Beranlafiung genommen, mit dem Herrn Zu: 
ftizminifter über den Gegenftand des Berichts der Königl. Regies 
rung vom 27. September d. I-, die Detention Unmündiger in . 
Deflerungsanftalten betreffend, in Kommunifation zu treten, über: 
fende ich der Königl. Negierung im abfchriftlichen Anfchluß die 
hierauf eingegangene Nüdäußerung des Herrn Zuftizminifters vom 
26. v. M. (Anl. a.) zur Kenntnißnahme mit dem Beifügen, dag 
ich mit der in der Anlage entwickelten Anſicht einverftanden bin. 
Demgemäß wird die Königl. Regierung dahin befchieden, daß die 
der landespolizeilichen. Behörde zuftehende Befugniß, über die Ents 
laffung von Sträflingen zu entfcheiden, welche gerichtlich verur— 
theilt find, bis zu ihrer erfolgten Befferung in Haft zu bleiben, 
fich nicht auf folche Korrigenden erſtreckt, welche auf Antrag ibrer 
Bäter oder Vormünder und auf Verfügung der vormundfchaftlis 
chen Gerichte auf beflimmte Zeit in Befferungsanftalten detinirt 
werden, und daß vielmehr die Frage: ob Detinirte diefer Katego— 
rie als gebeffert zu entlaffen, oder länger in Verwahrſam zu hals 
ten feien? lediglich von der Beurtheilung und Beftimmung der 
betreffenden Pupillenkollegien abhängig if. 

Mas Übrigens den vorgetragenen Spezialfall des ıc. N. an 
langt, fo wird die Königl. Regierung aus der Anlage ferner ent: 
nehmen, daß der Here Quftizminifter die einfiweilige Wiederent: 
laffung jenes Korrigenden aus der Anftalt zu Groß-⸗Saltze geneh- 
migt hat. 

Berlin, den 13. November 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 
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Wenn die Regierung au Magdeburg die nach Nr. 4. der Allerhoͤch⸗ 
flen Kabinets-Drdre vom 4, Dezember 1824. (Gefeg-Samml. 1824. ©. 
221.) allerdings ihr zufichende Befugniß, 

über die Entlaffung von Sträflingen zu entfcheiden, welche bis zu 
TF * — Beſſerung in Verhaft zu bleiben gerichtlich verurs 
auch auf folche Korrigenden ausdehnen zu fünnen vermeint, welche auf 
Antrag ihrer Väter oder Bormünder und auf Verfügung der Bormunds 
ſchafts· Kollegia in die Öffentlichen Beſſerungsbaͤuſer auf beſtimmte Zeit 
eingefperrt worden find, fo widerfpricht dies den gefeglichen Vorſchrif⸗ 
‚ten, und bat meines Erachtens auch nicht einmal die behauptete Konſe⸗ 
— — | ; 
ei einem Verbrecher, der wegen wiederholten Diebſtabls zu einer 
Freiheitsſtraſe, und demnächft zugleich zur Detention bis zur Deflerung 
verurtheilt worden, iſt die Arage, ob er als gebeffert zu betrachten fei, 
und ohne Gefahr für die Öffentliche Sicherheit wieder entlaffen werden 
Fönne ? rein polizeilicher Natur; ihre Entfcheidung fällt mithin lediglich 
der Landespolizeilichen Behoͤrde anheim. 

Wenn aber ein Vater oder Vormund, ber alle ibm erlaubten 
Zwangsmittel zur Beſſerung feines ungerathenen Sohnes oder Müns 
dels vergeblich angewandt hat, in Gemäßbeit der 88. 86— 89. Lit. 2. 
Thl. 1. Allgem. Landrechts, und des zu deren Ergänzung ergangenen 
Zufizs MinifterialsReffripts vom 11. März 1806. (Rabe, Bd. 8. ©. 
493 ) fich an das Betreffende Vormundfchaftsgericht wendet, und diefes 
veranlaßt, nach gefchehener näheren Prüfung die Genehmigung des Jus 
ſtizminiſters, oder den Umfländen nach, felbit die Seiner Könige. Maje⸗ 
ftät zu einer zeitweifen Einfperrung des Sohnes oder Miündels zu ers 
trabiren: fo handelt «8 fich hierbei um eine Erziehungs Maßregel, welche 
das Reffort der Poligeibehörden unmittelbar nicht berührt, und deren 
Fortdauer deshalb auch, nach ausdrüdlicher Borfchrift des S. 89. a. a. 
D. des Allgem. Landrechts, lediglich von der Beurtheilung und Beitims 
mung der vormundfchaftlihen Gerichte abhängig ift. 2 

Hierbei muß es meines Eradıtens auch verbleiben, da es in fich wis 
derfprechend fein würde, und leicht die voͤllige Wirfungslofigkeit ‚folcher 
von den Pupillenfoflegien angeordneten PRGEBEREEINSER herbeifuͤhren 
koͤnnte, wenn ganz andern Behörden, und namentlich den Regierungen, 
pe aa tie über die Dauer diefer Mafregeln Üiberlaffen werden 
ollte 

uͤberzeugt, daß Ew. Excellenz hierin mir beiſtimmen werden, ſtelle 
ich ganz ergebenſt anheim, die Regierung zu — 52* darnach gefälligft 
beſcheiden, und über das Irrthuͤmliche ihrer Meinung belebren zu wollen. 

Was übrigens den von der Regierung fpeziell berausgebobenen 
Gall des ꝛc. N. anbetrifft, der dem Antrage feines Vaters gemäß, mes 
gen feiner durch Trunkſucht Herbeigeführten Zügellofigfeit von dem Pu⸗ 
pillenfollegium zu Halberſtadt mit meiner Genehmigung feit dem Jahre 
1835. in Die Zwangsarbeits⸗Anſtalt zu Groß-Galge zur Korreklion eins 

efperrt worden iſt; fo bat defien Detention bisher um deshalb fortgee 
egt werden muͤſſen, weil die Vorſteher der Anftalt, obgleich fie in ibs 
rem dem Pupillenfoflegium erfatteten Berichte anzeigten, daß der Kors 
rigende in dem letzten Jahre fih im Ganzen tadellos betragen habe, 
dennoch auf ausdruͤckliches Befragen_erflärten, 


wie fie Feinesweges bierauf die Hoffnung einer wirklichen B 
deffelben gründen fönnten. nung hen Beſſerung 
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Auch noch in ihrem neueiten Berichte vom 5. d. M. fprechen fie ſich 
nur bedingungsweife dahin aus, 
das bisherige geregelte Betragen des ıc. N. veranlaffe zu der Hoff⸗ 
nung und Erwartung, daß, im Falle er die Neigung zum Zrunf 
zu beberrfchen wiffe, die bisher erlittene Strafe ihn gebeffert: haben 
‚ und bewegen fönnte, nicht wieder rüdfälig zu werden. 
Die Regierung zu Magdeburg kann daher auch ihrerſeits die wirflich 
erfolgte —— des ꝛc. N. nicht mit Grund und Zuverſicht behaup⸗ 
ten; indeffen bat das Pupillenfollegium zu Halberftadt fich dennoch durch 
jenes letztere Gutachten der Vorfteber der Strafanftalt — efun⸗ 
den, unterm 12. d. M. die einſtweilige Wiederauſhebung der Deten⸗ 
tion des ıc. N., ungeachtet der entgegengeſetzten dringenden Bitten feis 
nes Waters, bei mir in Antrag zu bringen, und ich habe bierzu heute 
meine Genehmigung ertheilt, da es wenigſtens auf den Verſuch ans 
fommt, ob das Betragen des ꝛc. N. im Zuftande der Freiheit die Ver— 
muthung feiner erfolgten. moralifchen Befferung beftätigen werde oder nicht. 
Berlin, den 26. Dftober 1838. 
Der Juſtizminiſter. 
Müpler 


125. 


Keffript des König. Minifteriums des Innern und der 
Polizei an die Königl. Regierung zu Gumbinnen, das 
Berfahren mit. weiblichen ſchwangern Sträflingen 
betreffend. 


Die Anfrage in dem Berichte der Königl. Negierung vom 
12. v. M., das Berfahren gegen folche weibliche Sträflinge be— 
treffend, welche in einem zweifelhaften Zuftande der Schwanger: 
fchaft an die Strafanftalten abgeliefert, und daher nah $. 17. 
des neuen Neglements in diefelben aufgenommen werden, beant: 
wortet das unterzeichnete Minifterium dahin, daß wenn demnächit 
im fiebenten Monat die Schwangerfchaft folcher Perfonen vollftän: 
dig Fonftatirt wird, diefelben allerdings fo behandelt werden müf: 
fen, wie es der $. 121. des Neglements hinfichtlih der in der 
Anftalt felbft Gefchwängerten vorfchreibt, indem es unzuläffig iſt, 
foldye Verfonen einftweilen in ihre Heimath zurüdzufchiden, um 
fie nach der Entbindung und eventuell nad) erfolgter Entwöhnung 
des Kindes von der Mutterbruft der Anftalt wieder zuführen zu 
laffen. 

ö Der- geäußerten Beforgniß, daß Fälle dieſer Art oft eintre: 
ten fünnten, ift übrigens nad) der bisher gefammelten Erfahrung 
nicht Raum zu geben. 

Berlin, den 10. November 1838. 
Minijterium des Innern und der Polizei. 
v. Meding. 
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Ä 126. 
Reſkript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei an die Königl. Regierung zu Stettin, die Ber 
wachung ber bei den Außenarbeiten befchaftigten Straͤf⸗ 
| linge betreffend. Ä 





Der Königl: Regierung eröffne ich auf Ihre Berichte vom 
3. und 5. November c., 

die Bewachung der Strafanftalt zu Naugarbt betreffend, 
daß von einer bei dem Herrn Kriegsminifter einzulegenden Ber: 
wendung dahin, daß der Dienft von vier Patrouilleurs zur Be: 
wachung der bei den Außenarbeiten befchäftigten Gefangenen noch 
ferner durch Militaie verrichtet werde, nach Lage der über die 
Bewachung der Gefangenanftalten gepflogenen Verhandlungen Fein 
Erfolg zu erwarten fein würde. Dem biesfälfigen Antrage der 
Königl. Regierung kann ich daher auch nicht entfprechen: 

Was aber die vom 1. Dezember ab andermweit zu ergreifen: 
den Gicherheitsmaßregel anlangt, fo hat die Königl. Regierung 
zupörderft die DBeranftaltung zu treffen, daß zu den Außenarbei- 
ten auf den Grundftüden der Anftalt, fowie auf der Seilerbahn, 
feine Tangzeitige und gefährliche Sträflinge genommen wer: 
den, da dergleichen Individuen zu Arbeiten im Freien überhaupt 
nicht, fondern vorzugsweife zur Befchäftigung in den Iſolir⸗-Zellen 
geeignet erſcheinen. Bei mehreren Anftalten wird außerhalb der 
Ningmauer im Freien gearbeitet, ohne daß zur Bewachung Mili: 
tair erforderlich ift; der Dienft wird von zuverläſſigen Auffehern, 
die nur mit einfachem Seitengewehr bewaffnet find, verfehen. Die 
Auswahl: der Arbeiter erfolgt aber mit Vorſicht. Die Furzzeis 
tigen Gefangenen werden hauptfächlich zu folhen Arbeiten ge 
braucht. Für die Strafanftalt zu Naugardt- werden füglich eben: 
falls folche Einrichtungen getroffen werden -Fünnen,- daß der Ars 
beitsbetrieb im Freien, fo lange die Zahreszeit es geftattet, feis 
nen ungeftörten Fortgang finden kann. 

Menn es übrigens die Königl. Negierung zur Vermeidung 
von Fluchtverfuchen, und in Betracht des Umftandes, daß die 
Sträflinge in Naugardt daran gewöhnt find, im Freien durch 
Soldaten, die mit geladenen Gewehren bewaffnet find, bewacht zu 
werden, für nothwendig hält, daß diejenigen Auffeher, welche die 
Aufficht über die Außenarbeiter führen, mit geladenen Gewehren 
perſehen werden, fo hat Diefelbe folche fowohl für jene Auficher, 
als für die Nachtwächter anfchaffen und die Koften dafür, fowie 
für die Munition, aus dem Extraordinario der Anftaltsfaffe be: 
ftreiten zu laffen. 
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Die König. Regierung hat hiernach den Direktor zu in: 
ſtruiren, denfelben aber auch. noch ſpeziell darauf aufmerffam zu 
machen, daß es erforderlich fein werde, Gewehre von dem nämli: 
chen Kaliber und mit Bajonetten Anzufchaffen, von welchen die 
Auffeher in der Nähe einen wirffamen Gebraud machen können, 
und daß es zugleich nöthig erfcheine, die Auffeher, welche die Ge— 
wehre führen, zugleich mit einer Art Patrontajche zu verfehen, da— 
mit fie, falls fie von der Schußwaffe Gebrauch machen müffen, 
fchnell die Gewehre wieder anderweit laden können. 
Berlin, den 26. November 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


3 127. — 
Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien an die Königl. Regie: 
rung zu Stettin, die Abarbeitung unterfchlagener Gel 

der in Strafs und Befferungs-Anftalten betreffend. 


Die Königl. Negierung wird auf den Bericht vom 29. Sep: 
tember c. veranlaßt, den ehemaligen Erefutor N. fofort aus der 
Straf: und Beflerungs: Anftalt zu Naugardt zu eutlaflen, 
da feftiteht, daß derfelbe dort durch feine. Arbeiten nicht feinen 
Unterhalt, vielweniger alfo ein Mehreres zum Erfah der unter: 
fchlagenen Tabadsfteuergelder verdient. 

Mit Bezug auf die Allerhöchfte Kabinets-Ordre vom 15. 
Dftober 1803. (Amelang's Neues Archiv, Bd. 3. ©. 209.) 
(Anl. a.) hat die Königl. Negierung in allen Fällen, worin fich 
die von den Gerichten erkannte Abarbeitung der unterfchlagenen 
Gelder ald dem Zwecke nicht entjprechend zeigt, Anträge wegen 
Entlaffung zu machen, und fommt es dabei darauf nicht an, ob 
die defeftirte Summe inmittelft bereits niedergefchlagen ift oder 
nicht. Die DVorausfegung, daß die Gerichte gewöhnlich auf eine 
beftimmte Zeit, während welcher die Detention zur Abarbeitung 
ftattfinden fol, erkennen, ‚findet ſich indeffen nicht bejtätigt, würde 
auch mit der Beftimmung im Allgem, Landrecht Shl. II. Tit. 20. 
$. 341. *) nicht im Einflange ftehen. 

Berlin, den 19. November 1838. 

Der Minifter des. Innern und der Polizeir Der Finanzminifier. 
v. Rochow. v. Alvensleben. 
*) 8,341.1. c. So oft ein Beamter den durch vorfägliche Pflich 
widrigfeit dem Staate oder einem Dritten verurfachten Schade 
nicht erflatten kann, foll derſelbe, nach ausgeflandener Strafe, fo 
lange in einer Öffentlichen Anftalt zur Arbeit angehalten werden, bis 
der Erſatz des Schadens auf eine oder die andere Urt gekeiftet worden. 
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+ Mein lieber Staatsminiſter v. Voß und Großkanzler v. Golds: 
bed! Ih ſtimme Euch nah Eurem Berichte vom 5. und. 10. d. M. 


dahin bei, daß die Iebenslängliche -Einfperruing der Infulpaten, da, wo 


fie das Gefeg nicht ald Strafe verordnet, in Abficht des zu erfegenden. 
Defekts, Meinen Kaffen nachtheiliger ift, ald wenn den Infulpaten durch 
ihre Befreiung, nah erlittener Ötrafe, Gelegenheit gelaffen würde, et 
was zur Befriedigung der Kaffe zu erwerben, und daß es darnach rath« 
ſam iſt, Diejenigen Gubjefte in den Zucht- und Arbeitshäufern, bei wel: 
hen der Zweck der Aufbewahrung nicht erreicht ‚wird, nach ausgeſtande⸗ 
ner Strafe 108 zu laffen.. Zu dem Ende will ich daher auch nicht als 
lein genehmigen, daß die angezeigtermaßen im GSübpreußifchen Depars 
tement auf diefe Urt verurtheilten Gubjefte, und zwar der N., nad 
ausgeflandener: Sträfe, entlaffen werden fönnen, fondern billige auch 


dieſe Mafiregel in Nückficht aller der mit diefen in gleichem Falle fih 


befindenden vormaligen Offisianten, und authorifire Euch darnach zur 
Verfügung des Weitern, als Euer wohl affeftionirter König. 
Potsdam, den 15. Dffober 1809. , 
re I Friedrich Wilhelm. 


"Un | 
den Staatéminiſter v. Voß und Großfanzler 
v. Goldbed. 





. * 


BR: 128. 

Cirfular:Reffripe des Königl. Minifteriums- des Innern 

und der Polizei, an fammeliche König. Regierungen der 

Rheinprovinz, die Vollftrefung erfannter Kriminal— 

Strafen und die periodifche Entlaffung der Strafgefan- 
genen betreffend. 


8*8 


Durch die an den Herrn Oberpräſidenten der Rheinprovinz 
ergangenen Verfügungen vom 28. März und 21. Juni 1836., 
find die Berwaltungsbehörden angemwiefen, den von den Quftizbe: 
hörden ihnen zugehenden Nequifitionen - auf periodifche Entlaffung 
. der Strafgefangenen nur dann zu entfprechen, wenn eine folche 
Requifition entweder auf eine fpezielle Allerhöchſte Kabinets-Orbre 
fih gründet, oder wenn diefelbe von Sr. Ere. dem Herrn Juſtiz— 
minifter Fraft Allerhöchfter Vollmacht ausgeht. 

Nachdem über das, von mir bezweifelte Straftheilungsrecht 
der Nheinifchen Zuftizbehörden und des Königl. Zuftizminifterii 
zwifchen den betheiligten Minijterien weiter verhandelt worden ift, 
‚haben des Königs Majeftät, unter völliger Aufhebung des dem 
Herrn Zuftizminifter in der Allerhöchften Kabinets-Ordre vom 
17. November 1825. delegirten Milderungsredyts der wegen ge: 
ringfügiger Diebftähle und Betrügereien nach dem Rheinifchen 
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Strafgefegbuche erfannten unverhäftnigmäßigen Strafen, durch die 
Allerhöchften Kabinets: Drdres vom 11. Januar, 19. September 
und 10. November. d. J. anzuordnen und zu entjcheiden geruht: 

41) daß die Rheinifchen Gerichtshöfe verpflichtet find, jedes von 
ihnen gefällte Kriminal-Erkenntniß, fobald folches in die 
N übergegangen iſt, feinem Inhalte gemäß zu voll⸗ 
ſtrecken, 

2) daß der Berurtheikte gegen die -erfannte ‚Strafe Milderung 
oder Begnadigung nur bei des Königs Mojeftät unmittelbar 
nachfuchen kann, 

3) daß weder dem Nheinifchen Zuftizminifterio, noch den Rhei⸗ 

niiſchen Gerichtsbehörden, die Befugniß zufteht, die temporaire 
Entlaffung eines Gefangenen aus der Strafanftalt, ohne fpe- 

zielle Allerhöchlte Genehmi iguns zu verfügen, 

4) daß die Inſtruktion vom 30. Juni 1834. „die Ausſetzung, 
Theilung und Verwandlung gerichtlicher Strafen betreffend,” 
in der Rheinprovinz gar nicht, und auch in den alten 

- Provinzen nur hinfichtlich der in der Unterfuhungs- Saft 

befindlichen Gefangenen gelte, 

5) daß es dem pflichtmäßigen und verftändigen Ermefjen der 
Regierungen überlaffen werden folle, in Erfranfungsfällen 
eines Sträflings, bei welchem ‚nach dem pflichtmäßigen Zeug: 
niß des Arztes, Gefahr im Verzuge ift, ohne Allerhöchfte 
Genehmigung die temporaire Entlaffung des erfranften 

Sträflings zu verfügen, 

6) daß von jeder folchen Entlaffung nachträglid) eine motivirte 
Anzeige an des Könige Majeftät erflattet werden foll. 

Zur Ausführung diefes Allerhöchften Befehle weiſe ich die 
Königl. Regierung an, in diefem Sinne die Derfelben untergeord: 
neten Gefängniß-Verwaltungen mit Infteuftion zu verfehen, und 
denfelben namentlich zur Pflicht zu machen, Feine diefer Allerhöch: 
fien Entfcheidung widerfprechende Nequifition auf temporaire Ent: 
laſſung eines Strafgefangenen zu erledigen, von den die fofortige 
Entlaffung des Sträflings etwa erheifchenden Erfranfungsfällen 
eines Sträflings aber der Königl. Regierung unverzüglich Anzeige 
zu machen, die alsdann das Weitere zu verfügen, und über die 
angeordnete Entloffung mir ungeſäumt Bericht zu erftatten hat. 

Berlin, den 14. November 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rocho w. 





987. 
; F. ; . | g | 
Polizei gegen. Ungluͤcksfaͤlle. 
| | 428. | 
Reſkript des König. Minifteriums des Innern und der. 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung: zu Trier, die Beaufr 
fichtigung Fleiner Kinder auf belebten Straßen 

a betreffend. Fan 


—— 


‚ Die Verordnung, welche die Könige. Regierung nach Ihrem 
Berichte vom 8. v. M. zu erlaffen beabfichtigt, um Eltern zc;, 
welche die der Aufiicht bedürfenden Kinder ohne folche auf beleb— 
ten Straßen umberlaufen laffen und der Gefahr einer Beichädi- 
gung ausfegen, durch Polizeiftrafen zur Erfüllung ihrer Pflicht zu 
vermögen, iſt praktiſch unausführbar, theils weil die, jene Straf: 
feitfegung bedingenden Begriffe: „der Aufficht bedürfende 
Kinder, und; „belebte Straßen,” viel zu ſchwankend find, theils 
weil vorzugsweiſe diejenigen Kinder der wünfchenswerthen Aufficht 
entbehren, deren Eltern außer- Stande find, ſolche zu befchaffen. 

Ich kann mich daher nicht bewogen finden, die Königl. Ne: 
gierung zum Erlaß der beabfichtigten Verordnung zu ermächtigen, 
muß Derfelben vielmehr anheimgeben, dem beregten Übelftande, 
wo er auf eine auffallende Weife hervortritt, auf andern, wirffa- 
mern Wegen entgegen zu wirken, wohin z. B. die Beförderung 
der Klein:Kinder:MWarte-Schulen gehört. | 

Berlin, den 10. Dftober 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei, 
v. Rochow. 


130. 


Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Potsdam, die Bes 
firafung der HundefteuersKontraventionen- betreffend. *) 


Es iſt zwar, wie der Königl. Regierung auf den Bericht vom 
31. Dftober d. J., über die Bejchwerde des hiefigen Kaufmanns 
. *) Vergl. Annal. Fahrg. 1830. ©. 147. 
x p ⸗ 1836. 213. 
1837. « 1060, f. 
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N. vom 7. Auguft d. J., in Betreff der ihm wegen einer Hun- 
defteuer : Kontravention auferlegten Strafe, ermiedert wird, nicht 
zweifelhaft, daß der N. für den, wenn auch nur furze Zeit, ges 
haltenen zweiten Hund die hier eingeführte Steuer zu zahlen ver- 
pflichtet gemwefen, und wegen Nichtentrichtung der legten ftrafbar iſt. 
Da jedoch) die Alferhöchfte Kabinets-Ordre v. 29. April 1829., (An: 
nal. 354.) welcher zufolge diejenigen, die fich durch Verheimlichung 
eines Hundes der Steuer zu entziehen fuchen, mit dem dreifachen 
Steuerbetrage zu bejtrafen find, nicht vorfchreibt, daß hierbei der 
ganze Jahresbetrag der Steuer zum Grunde gelegt werden 
fol, vielmehr diefe Borfchrift nur fo verftanden werden Fann, 
daß der dreifache Betrag der unterfchlagenen Steuer zu ent: 
richten ift, fo.wird, da der Betrag derfelben nur auf 1 Rthlr. 
15 Sgr. angegeben worden, die außer der rüdftändigen Steuer 
zu entrichtende Strafe hierdurch auf 4 Rthlr. 15 Sgr. ermäßigt, 
und die Königl, Regierung veranlaßt, demgemäß das Weitere zu 
verfügen, auch den N. zu befcheiden. 
Berlin, den 4. Dezember 1838. 
Minifterium des Zrmern. Polizei: Abtheilung. 
v. Meding. 


G. 
Feuer: Polizei und Feuer» Sozietätswefen. 


131. 


Kefkript des Könige. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei an die Königl. Regierung zu Potsdam, die po» 
ligeiliche Beftrafung verbotwidrigen Tabadrauchens 
betreffend. 





Der Königl. Negierung wird auf den Bericht vom 9. d. M., 
das Geſuch des Koffäthen N. N. um Niederſchlagung einer gegen 
ihn wegen verbotwidrigen Tabackrauchens in N.. feftgefegten Po— 
lizeiftrafe betreffend, Folgendes eröffnet. Die in dem Strafrefo- 
Iute des Magiftrats zu N. vom 14. Juni d. 3. in Bezug ge: 
nommene Allerhöchfte Kabinets:Drdre v. 31. Aug. 1815. *) ver: 
bietet nur das Tabadrauchen an feuergefährlichen Orten bei 
zwei Thaler Strafe, auf nicht feuergefährliches Tabadraus 
chen, namentlich in Städten, bezieht fich dagegen die Allerhöchfte 
Ordre vom 9. Dezember 1832. (Gef.-Samml. 1833. ©. 1.) 

) Geſ.Samml. 1816. ©. 1. 


— 


In 
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In fofern es ſich alfo um Anwendung ber Allerhöchſten Or, 

dre vom 31. Auguſt 1815. handelt, kommt es darauf an, die 
Feuergefährlichfeit des Tabackrauchens feftzuftellen. Es bezeichnet 
zwar der $. 1550. Tit. 20. Thl. II. des Allgem. Landrechts das 
Tabadrauchen auf Höfen allgemein als feuergefährlich, die ganze 
Faſſung dieſes $. ergibt aber deutlich, daß er fih nur auf Höfen 
in. Dörfern bezieht, wo in der Regel leicht feuerfangende Sachen 
liegen oder mit Stroh gededte Gebäude fehen. 
\ Die Allerhöhfte Ordre vom 9. Dezember 1832. bezeichnet 
dagegen im Allgemeinen das Tabackrauchen in Städten — wo ge: 
wöhnlich feuerficherer als auf dem Lande gebauet ift — als nicht ' 
feuergefährlich, und -geftattet nur, daffelbe auch aus andern Grün: 
den, als wegen Feuergefährlichfeit, bei einer Strafe von 10 Sgr. 
bis 1 Thaler zu verbieten. Ein ſolches Verbot darf ſich jedoch 
lediglich nur auf Öffentliche, dem Publifum zugängliche Orte, nicht 
auf Privatgrundftüde, beziehen. | 

Berlin, den 25. November '1838. 1 

-. Minifterium des Innern. Polizei» Abtheilung. 

dv. Meding. | 


132. 

Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei an den, Königl. Oberpräfidenten der Provinz 
Pofen, wegen der den Gewerfsmeiftern für Dienfklei- 
ftungen in Feuerfogietäts,- Angelegenheiten zu gewähren: 

| den Entfchädigung. 


Ew. Hochwohlgeboren fommunizire ich in der urfchriftlichen 
Anlage, eine Borftellung des Maurermeifterts N. zu Bromberg 
vom 7. d. M. mit dem Bemerfen, daß ich die darin angebrachte 
Befchwerde über die ProvinzialsFeuer-Soztetäts-Direftion zu Po— 
fen wegen verweigerter Anmeifung von Diäten für begründet halte. 
Denn wenn auch die Vorfchriften der $$. 101. und 121. des 
. Heuer : Sozietätd-Neglements vom 5. Januar. 1836. unbedenklich 
Anwendung finden, und im $. 101. beftimmt worden ift, daß 
Staats: oder Kommunalbeamte, Handwerfsmeifter u. f. w. an 
Diäten, Berfäumniß und Zehrungsfoften, Reifegeldern. u. f. w. 
nach denfelben Sätzen remunerirt werden follen, die ihnen bei 
ähnlichen Gefchäften für öffentliche Rechnung aus Staatskaſſen 
zufommen würden, fo folgt daraus doch nicht, daß Handwerks: 
meifter verbunden find, fich durch die für befoldete Beamte nor⸗ 
mirten Sätze des Diäten-Regulativs abfinden zu laffen, und zwar 
um fo. weniger, als leßteres ohnedies eben deshalb, weil es nur 

Annalen, Heft IV. 1838. Sff 





* 
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für Beamten: Rategorien paßt, Feine Pofitionen für Nicht: Bes 
amte enthält. Die gedachte Beftimmung des $. 101. wegen der 
Diäten findet nur auf Beamte, die Feftfehung megen der 
Verſäumniß- und Zehrungsfoften aber auf Sachverſtän— 
dige, die nicht Beamte find, Anwendung. Es würde alfo, jener 
Beſtimmung gemäß, eigentlich darauf anfommen: 

: welche Remuneration bei ähnlichen Gefchäften für öffentliche 

Rechnung aus Staatsfaffen den Handwerfsmeiftern gewährt 

wird? 

Wäre eine Norm für ſolche Remuneration in der Provinz Poſen 
angenommen, fo würde deſſen in der von der Provinzial-Feuer— 
Sozietäts-Direftion an den Landrath erlaffenen, der Eingabe des 
Mauermeifters N. abfchriftlich beigefchloffenen Verfügung vom 14. 
November d. 3. erwähnt worden fein. In diefer ift aber nur 
bemerkt, daß Gewerfsmeifter für anderweite Verrichtun— 
gen weit höher entfhädigt würden, als ihnen das Diä- 
ten: Regulativ für Leiftungen in fisfalifchen Angelegenheiten be- 
willige. 

Da nun das Diäten:Regulativ für Sachverftändige, die nicht 
zur Kategorie der Beamten gehören, feine Pofitionen enthält, auf 
erftere, auch nicht paßt, im $. 101. des Reglements vom 5. Za- 
nuar 1836. vielmehr feitgefegt worden ift, daß den Gewerksmei— 
- fern u. ſ. w. die Verſäumniß- und Zehrungsfoften bewilligt wer: 
den follen, eine Nemuneration von Einem Thaler pro Tag aber 
für einen Mauermeifter immer nur als eine mäßige Entſchädi— 
gung für Berfäumnißs und Zehrungsfoften zu betrachten ift, fo 
autorifire ich Ew. Hochmwohlgeboren, dem Maurermeifter N. diefe 
Remuneration um fo mehr gewähren zu laffen, als e8 überhaupt 
im Intereſſe der Feuer-Sozietät liegt, für die Gewerfemeifter ge: 
nirgende Entfchädigungen zu bewilligen, weil fonft die brauchbaren 
Sachverftändigen veranlaßt werden würden, ſich den Leitungen 
für die Sozietät möglichft zu entziehen. 

Berlin, den 31. Dezember 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochom. 


133. 
Meffript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an den Königl. Oberpräfidenten der Provinz 
Brandenburg ıc., betreffend die Dornfche Bedachungs⸗ 
art in Beziehung auf Feuerfozietäts-VBerhältniffe. 


Ew. Ercellenz Antrage in dem Berichte vom 6. d. M. ge- 


991 


mäß, beftätige ich hierdurch den von der Kommunal: Langtags: 
Berfammlung der Neumark unter dem 26. v. M. gefaßten Be: 
ſchluß, wonach bei der Neumärkifchen Land: Feuerfozietät die Dorn: 
fche Bedachungsart in Hinficht auf die Klaffififation der Gebäude 
der Ziegelbedachung gleich geachtet werden fol. | 
Berlin, den 15. Dezember 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


134. 
Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an den —* Oberpraͤſidenten der Provinz 
Preußen, die Feuerverſicherung von Wohngebäuden obs 
ne Schornfteine betreffend. 





Da Wohngebäude ohne Schornfleine durch die Reglemente 
für die bäuerlichen Immobiliar⸗Feuerſozietäten in den Negierungs: 
bezirken Königsberg und Gumbinnen vom 30. Dezember pr. nicht 
ſpeziell ausgefchloffen worden find, dergleichen Gebäude auch ohnes ' 
dies, der Erfahrung zufolge, in den Gegenden, wo fie von Alters 
her landesüblich gewefeh find, für minder feuergefährlich zu hal: 
ten, als Gebäude mit Feuerfluchten und geflebten Schörnfteinen ; 
fo finde ich auf Ew. Ercellenz Bericht vom 25. v. M. kein Be 
denfen, hierdurch, Ihrem Vortrage gemäß, zu genehmigen, daß 
Wohngebäude ohne Schornfteine nad Analogie der Beſtimmun⸗ 
gen des $. 8. 1. e. mit 3 ihres gemeinen Werths gegen Feuers: 
gefahr und in der Sozietät des Regierungsbezirks Gumbinnen in 
der fechsten Klaffe verfichert werden dürfen. | 

Berlin, den 17. Noveinber 1838. 

Der. Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


135. 
Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an den Königl. Oberpräfidenten der Provinz 
- Pofen, den Wiederaufbau abgebrannter Gebäude in Bes 
siehung auf Feuer⸗Sozietaͤtsverhaͤltniſſe betreffend. 





Ew. Hochwohlgeboren erwiedere ich auf die gefällige Anfrage 
in dem Bericht vom 30, Auguft d. J. daß er * $. 66. des 
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Reglements vom 5. Januar 1836. für die Provinzials Feuerfozie- 
tät der Provinz Pofen, die Regierungen ermächtigt, auch in Fäl« 
len, wo nicht polizeiliche Nüdfichten es erforderlih machen, dem 
Abgebrannten den Wiederaufbau auf einer andern Bauftelle zu 
geftatten, fich jedoch dazu vorher der Freisftändifchen Zufiimmung 
zu verfichern, hier offenbar nur der Fall vorbedacht if, wo das 
Retabliffement außerhalb der Hoflage auf einer ganz andern Baus 
fielle erfolgen fol, und bin ich daher mit Ew. Hochwohlgeboren 
einverftanden, daß da, wo ein abgebranntes Gebäude auf derfel- 
ben Hoflage aufgebaut, aber nur ein Wenige auf eine andere 
Stelle gerückt werden foll, e8 hierzu allerdings nicht erfi der Ge— 
nehmigung der Negierung und der Zuftimmung der Kreisftände 
bedürfen wird. Anders iſt es indeffen, wenn flatt mehrerer 
abgebrannten Gebäude, nur ein, wenn auch größeres Gebäude 
wieder aufgebaut werden fol, indem ich dies für eine jo weſent— 
liche Veränderung des Retabliffements halten muß, daß ich mich 
nicht ermächtigt halten Fann, in ſolchen Fällen, die nad) dem Re: 
glement erforderliche Dispenfation der. Regierung, und. hierzu noch 
einzuholende Zuftimmung der Kreisftände, auszufchließen. 
Berlin, den 17. November 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochom. 





136. 


Reffript des Königl. Minifteriums des Innern und der 

Polizei an das Königl. Polizeipräfidium hiefelbft, die 

BVerhältniffe der Agenten ausländifcher Feuer : Verfiche: 
rungs: ©efellfchaften betreffend. 





Auf die Anfrage in dem Berichte vom 25. v. M., 
den biefigen Agenten der fünften Hamburger Affefuranzs 
Kompagnie, N., betreffend, 

wird dem Königl. Polizeipräfidio eröffnet, daß es für die Polizei: 

behörde durchaus gleichgültig ift, in welchem Umfange eine aus: 

ländifche Feuerverficherungs:Gefellichaft ihre Agenten bevollmächti: 
gen will. Denn die Polizeibehörde befchränft fich lediglich dar: 
auf, von demjenigen, der fich ald Agent der Gefellfchaft legitimirt, 
dasjenige zu verlangen, was das Gefeh vom 8. Mai 1837. den 

Agenten als Obliegenheiten und Pflichten auferlegt hat. Was 

aber die Legitimation der Agenten anbetrifft, fo ift Feine dringende 

Beranlaffung vorhanden, diefelbe fireng juriftifh zu beurtheilen, 

es genügt vielmehr, da die Agenten niemals beauftragt find, Ber: 


k 
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fiherungen abzufchließen und aus ihrem Verkehr mit Pri— 
vatperfonen für diefe letztern auch nur Privatanfprüche hervorge⸗ 
hen können, daß die Behörde auf ſicherm Wege die Überzeugung 
erhält, daß es die Abficht der Direftion der Seuerverficherungs- 
Gefellfchaft iſt, fich des Impetranten zur Beforgung von Berfiche: 
rungs:Angelegenheiten im Lande zu: bedienen. 

Nach diefen Gefichtspunften, wonach das Königl. Polizeiprä- 
ſidium generaliter zu verfahren hat,- ift die Beſtätigung des ꝛc. 
N. keinem Bedenken unterworfen. 

Berlin, den 19. Dezember 1838. 

Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
v. Meding. 





\ 


H. 
Gewerbe: Polizei. 


137. | 

‚Reffript des Königl. Finanzminifteriums an die Koͤ— 

nigl. Regierung zu Marienwerder, betreffend das poli⸗ 

zeiliche Verfahren in Differenzien zwiſchen Meiſtern 
und Lehrburſchen. *) — 





Der Königl. Regierung wird auf den Bericht vom 9. Juni 
d. J., in Betreff der Beſchwerde bes dortigen Schuhmacher : Ge- 
werfes über die Anordnung, 

daß ausgetretene Lehrlinge nur im Wege Rechtens zur Er: 
füllung des Lehrvertrages anzuhalten feien, 
hiermit eröffnet, daß es allerdings unzweifelhaft ift, daß der d. 308. 
Tit. 8. Thl. IE des Allgem. Landrechts der Anficht der Be: 
fehwerdeführer nicht das Wort redet: Denn dies Geſetz fpricht 
nur von dem Entfchädigungsanfpruche des Lehrheren ‚gegen den 
entlaufenen Lehrburfchen. Es ift mithin in alfen den Fällen, wo 
der Lehrburfche fih von dem Lehrheren, wider deffen Willen, ent: 
fernt, der Entſchädigungsanſpruch vor den Richter zu verweiſen, 
fobald der Vater oder Vormund des Lehrjungen fid gegen die 
Rückkehr des Lehtern zu feinem Lehrherrn erklärt. 

Fehlt es aber an einer folchen Erflärung des Waters oder 
Bormundes, fo-ift bisher, mit Rückficht auf die von den Bittſtel⸗ 
lern angeführte, in allen, im Mylius abgedruckten General: In⸗ 
nungs⸗Artikeln eben fo lautende Beſtimmung ihres Innungs⸗Pri⸗ 

*) Vergl. Annal. Jahrg. 1830. ©. 598, 
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vilegii, in der Praris, darüber Fein Zweifel gewefen, daß den 
Magifträten, ald den, den Zünften zunächſt vorgefeßten Behörden, 
das Necht zufteht, dergleichen zwifchen den Meiftern und den Lehr: 
burfchen entftandenen Differenzien zu unterfuchen, und nad) be: 
wandten Umftänden die Lehrjungen polizeilich zu beftrafen, und 

ihre Rückkehr zum Lehrheren zu veranlaffen. 
Die Königl. Regierung wird angewiefen, demgemäß fünftig 
zu verfahren, auch das Gewerk hiernach mit Befcheid zu verfehen. 

Berlin, den 17. Oftober 1838. Ä 
Der Finanzminifter. 
v. Alvensleben. 


— 





138. 


Refolution des Königl. Finanzminifteriums an den Mas 
giſtrat Hiefelbft, und abfchriftlih an die Königl. Res 
gierung zu Potsdam, in eben berfelben Angelegenheit. 





Die Einwirkung der Polizeibehörde beim Entlaufen von Lehr: 
lingen kann, wie dem Magiftrat auf feinen diesfälligen Antrag 
vom 23. v. M. eröffnet wird, nicht fo weit ausgedehnt werden, 
daß der Lehrling auch dann zum Meifter zurückgebracht werde, 
wenn der Vater oder Bormund deffelben ausdrüdlich erklärt, den 
Lehrvertrag aufheben zu wollen. Das Allgem. Landrecht Thl. II. 
Tit. 8. $. 303. ff. enthält Beftimmungen über die Folgen, welche 
die Aufhebung des Lehrvertrages zwifchen Meifter und Lehrling 
nach fich ziehen, insbefondere $. 308. auch darüber, wenn der Lehr: 
ling ohne Urfache den Meifter verläßt. Aber felbft für diefen 
Fall fchreibt das Allgem. Landrecht nicht die zwangsweiſe Fort: 
fegung des Vertrages vor, geitattet vielmehr eine folche einfeitige 
Aufhebung, und beftimmt nur eine befondere Entfchädigung für 
den Lehrherrn. Daß wegen Armuth des Lehrlinge der Anfprudy 
des Meifters zumeilen illuforiich fein mag, fol nicht beftritten wer: 
den; daraus ift aber das Recht der Polizeibehörde noch nicht ab: 
zuleiten, im Widerfpruc mit den gefehlichen Vorſchriften, die 
zwangsweife Fortfeßung des Lehrvertrages gegen den Willen des 
Vaters des Lehrlings anzuordnen. In dem vorgelegten Falle der 
Befchwerde des hiefigen Eifenarbeiters N. hat der letztere über: 
dem ausdrücklich erflärt, daß fein Sohn zu einem andern Gewerbe 
übergehen folle, welches nad $. 310. 1. c. ein gültiger Grund 
ift, den Lehrheren zu verlaffen, welcher dagegen nur auf das Lehr: 
geld des laufenden Jahres Anfprudy hat. Diefer Anfpruch it 
aber ein rein civilrechtlicher, der im gewöhnlichen Prozeſſe geltend 
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gemacht werben muß Die diesfällige Verfügung der Königl. Re: 
gierung zu Potsdam vom 4. November pr. ift daher in allen Bes 
ziehungen den beſtehenden Gefegen entiprechend, und kann nur 
beftätigt werden. 
Berlin, den 24. April 1839. 
Ze Der Finanzminifter. 
v. Alvensleben. 


- 139. | 
Reſolution des Königl. Finanzminifteriums an den Ma: 
giftrat zu Marienburg, und abfchriftlich an die Königl. 
Regierung zu Marienwerder, betreffend das Berfahren 
gegen die. ihre Meifter verlaffenden Gefellen. 


Die Anficht dee Königl. Regierung zu Marienwerder, welche 
fih nicht für befugt erachtet hat, den Schuhmachergefellen N. durch 
Zwangsmaßregeln zu dem dortigen Schuhmachermeifter N., deffen 
Arbeit er verlaffen, zurüdbringen zu laffen, fann, wie dem Ma: 
Hiftrat auf die Borjtellung vom 26. Februar c. eröffnet wird, 
nicht gemißbilligt werden, weil fo wenig das Zunftprivilegium des 
dortigen Schuhmachergewerks, als die allgemeinen Geſetze, den 
Derwaltungsbehörden ein ſolches Zwangsrecht gegen einen Gefel: 
len eingeräumt haben, der $. 359. *) Thl. II. Tit. 8. des Allg. 
Pandrechts den Iehtern unter gewiffen Umſtänden nur ein Straf: 
recht über den Gefellen zugefteht und hiernach angenommen werden 
muß, daß die Frage: ob der Gefelle zum Meifter . zurüdfehren 
und den Arbeits Vertrag fortfeßen muß, event. zu welcher Ent: 
ſchädigung erfterer verpflichtet if? lediglich zur richterlichen Ent: 
fcheidung gehört. 

Bei diefer Lage der Sache, und da das von dem Magiftrate 
angezogene Reffript vom 5. November 1836. (Annal. ©. 1004.) 
einen, von dem vorliegenden ganz verfchiedenen Fall betrifft, kann 
die Befchwerde des Magiftrats für begründet nicht erachtet werden. 

Berlin, den 27. Auguft 1839. 

Der Finanzminifter. 
v. Alvensleben. 


) 8.359. 1. c. Gefellen, welche an den nach den Geſetzen des Staats 
ur Arbeit beflimmten Tagen ſich derfelben entziehen, follen mit 
efängniß bei Wafler und Brot, das erftemal auf drei Zage, und 

im Wiederholungsfalle auf vierzehn Lage beſtraft werden. 
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140. 5 
Reſkript des Königl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an die Königl. Regierung zu Liegnig, daß der 
Kleinhandel mit. Getränfen in den Städten von einer 
polizeilichen Korizeffion nicht abhängig fei. 





» Die Königl. Regierung hat in Ihrem Berichte vom 24. v. 
HM. über die Borftellung der N. vom 1. Zuli d. J. wegen der 
Befugniß zum Kleinhandel mit Getränfen eine Anfiht auszufüh— 
ren verfucht, welche das unterzeichnere Minifterium nicht billi— 
gen kann. 

Der Kleinhandel mit Getränfen iſt nach dem Gefehe vom 
7. Februar 1835. nur auf dem Lande, nicht aber in den 
Städten, fofern hier nicht der Verkauf zum Genuß auf der 
Stelle gefchieht, alfo mit Schanf verbunden ftattfindet, von ei- 
ner polizeilichen Konzeflion abhängig, Die früher in diefer Bes 
ziehung ergangenen Beftimmungen Ffünnen nach dem Erfcheinen 
des allegirten Gefebes, welches namentlich den Unterſchied zwifchen 
Materialhändlern und Biftualienhändlern nicht Fennt, auch nicht 
weiter maßgebend fein. Es flieht demnach der Kieinhandel mit 
Getränfen in den Städten einem Jeden frei, und er hat das 
Gewerbe nur gefeßmäßig zu verfteuern. 

Auf der andern Seite ift nicht zu verfennen, daß die Be: 
auffichtigung der Kleinhändler, damit fie nicht unbefugt ein Schanf: 
gewerbe betreiben, fchwierig if. Dies kann aber für die Polizei: 
behörde nur ein Grund fein,, ihre Aufmerffamfeit auf diefelbe zu 
verdoppeln. 

Berlin, den 31. Oktober 1838. 

Minifterium des Innern und der Polizei, 
v. Meding. 


141. 
Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien an die Koͤnigl. Regies 
rung zu Poſen, den Nichtverkauf des Bieres im Umbher- 
ziehen und die Geftattung des Verkaufs deffelben auf 
Märkten betreffend. 


Auf den Antrag der Königl. Regierung in Ihrem Berichte 
vom 20. Auguft d. J. den Handel mit Bier im Umberziehen, 
wenigftens in dortiger Provinz allenfalls, unter den für den Hau: 
firhandel mit frifchem Zleifche geltenden Befchränfungen zu ge: 





— 
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ſtatten, Pönnen wir ‚nicht eingehen. Denn der von ber Königl. 
Regierung für diefen Antrag, zur Befürmortung des eben dahin 
gerichteten Gefuchs des Oberamtmanns N.; angeführte Grund: 
in Beförderung der Bier: Konfumtion ein Mittel zur Wermindes - 
rung des Branntweintrinfens zu erhalten — ift nicht durchgrei- 
“ fend, da diefer Zwei durch den Haufichandel mit erfigenanntem 
Geträn? nicht erreicht werden würde. Dir erfie Bedingung, um 
die Neigung zum Branntwein zu verdrängen, und zu dem Ge: 
nuß des Bieres anzureizen, ift, dies dem Publikum in guter 
Qualität zu verfchafften. Allein in der Zeit, in welcher dag meifte 
Bier — und konſumirt wird, nämlich im Sommer und im 
Herbſte, würde daſſelbe, das an und für ſich ſchon leicht dem 
Verderben ausgeſetzt iſt, durch das Umherführen in dem höheren 
Temperaturgrade um ſo leichter ſchlecht werden, mithin ſelten in 
einem guten und genießbaren, ſondern faſt immer in einem fo ver: 
dorbenen Zuftande an die Konfumenten gelangen, daß ihnen der 
Genuß folhen Bieres, wenn fie nicht vielmehr durch den Ge: 
ſchmack davon abgefchredt würden, für die Gefundheit, zumal im 
erbfte, leicht nachtheilig werden, und daher die Beförderung des 
bſatzes in fanitätspolizeilicher Hinficht fo wenig zuläſſig, wie in 
fittenpolizeilicher zweckdienlich fein würde. 

Der von der Königl. Regierung vorgefchlagene Ausweg aber, 
den Bierverfauf im Umbherziehen — ähnlich dem Berfaufe des 
feifchen Fleiſches — nur befonders zuverläffigen Perfonen, und 
diefen Iediglich in der nächften Umgegend ihres Wohnorts zu ges 
ftatten — kann als beffer und ficherer zum Ziele führend auch 
nicht erachtet werden. Denn die nahe Gefahr des Verderbens, 
der das Bier im Umherführen immer ausgefegt ift, läßt die Bor: 
ausfegung nicht zu, daß die Berfäufer, wenn fie auch fonft zuver: 
läffige Leute find, ihr vielleicht in großer Quantität vorhandenes, 
aber fchnell und vor namhaftem Abfage verdorbenes Bier weg— 
gießen oder mit eigenem bedeutenden DBerluft zu unfchädlichen 
Zwecken bermenden werden. 

Dagegen wollen wir den von der Königl. Regierung bereits 
zugelaffenen Verkauf des Biers auf Märkten nachgeben, wobei 
wir jedoch darauf aufmerffam machen, daß die Marktpolizei ftreng 
darauf zu halten haben wird, daß nur unverdorbenes Bier zum 
Verkauf geftellt werde. ' 

Berlin, den 31. Dftober 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifter. 
v. Rochow. v. Alvensleben. 
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142. 


Reſkript der Königl. Minifterien an die Könige. Res 
gierung zu Trier, betreffend den Betrieb der Schänfer, 
Haft: und Schanfwirche,, fowie der Schlächter, auf Jahr: 
märften, Kirchweihfeften ıc. außerhalb ihres Wohnorts. 





Wenn die Königl. Regierung nach dem Berichte vom 30. 
Dftober d. 3. den Gewerbebetrieb der Speiſe- und Gaftwirthe, 
fowie der Schlächter auf Zahrmärften, Kirchweih: und andern 
Feften betreffend, die Anmeldung bei der Kommunalbehörde des 
Sahrmarkt: ꝛc. Ortes hinſichtlich dieſer Gewerbetreibenden nicht 
minder wünſchenswerth hält, als die der Schankwirthe, ſo kann 
doch, wie der Königl. Regierung zu erkennen gegeben werden muß, 
die Verpflichtung dazu nicht aus dem Gewerbeſteuer-Geſetze vom 
30.. Mai 1820. hergeleitet werden, indem die gedachten Gewerbe: 
treibenden nicht für jede Gemwerbeftelle eine befondre Steuer, fon: 
dern nur Einen Satz nad) Mafigabe ihres gefammten Gewerbe: 
Umfanges zu entrichten haben, in gewerbſteuerlicher Hinficht da: 
ber auch von ihnen nicht die Anmeldung jeder befondern Betriebe: 
fielfe, fondern nur die Anmeldung des Gewerbes überhaupt ver: 
langt werden kann. Die befondgre Anmeldung ‘muß jedoch aus 
polizeilichen Gründen erfolgen. 

Nach der Allerhöchſten Ordre vom 7. Februar 1835. bedarf 
derjenige, welcher Gaft: oder Schanfwirthichaft betreiben oder 
überhaupt zubereitete Speifen oder Getränfe zum Genuffe auf 
der Stelle verabreichen will, dazu — abgefehen von der Steuer: 
entrichtung — einer befondern polizeilichen Erlaubniß. Die Er: 
theilung derfelben hängt hauptfächlic davon ab, daß die Perfön- 
lichfeit des Gewerbetreibenden einen -ordnungsmäßigen Gewerbe: 
betrieb verbürgt, d. bh. daß von der Perfönlichfeit des Gewerbe: 
treibenden namentlich zu erwarten ift, er werde auf Befolgung 
der bhinfichtlich feines Gewerbes beftehenden Borfchriften halten. 
Da dies nun durdy die ſtete Anwefenheit des Gewerbetreibenden 
im Betriebslofale bedingt ifl, bei der durch häufige Abwefenheiten 
unterbrochenen Beauffihtigung des letzten aber ‚die Bürgichaft 
für den ordnungsmäßigen Gewerbebetrieb verloren gehet, fo ift 
fchon immer der Grundſatz feftgehalten worden, die Erlaubniß zu 
den gedachten Gewerben infonderheit dann nicht zu ertheilen, 
wenn Diefelben nur als Nebengewerbe betrieben werden follen. 
Ebenfo wenig entipricht e8 aber dem polizeilichen Intereſſe, wenn 
diefe Gewerbe aufer den Lofalen, auf welche die dazu ertbeilte 
Erlaubniß ausdrücklich lautet, noch an andern Stellen, wie 3. B. 
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bei Kirchweihfeften, Märkten zc. betrieben werden. Nur mit 
Rückſicht darauf, daß in der Rheinprovinz bei dem durch derglei- 
hen Anlaß bewirkten Zufammenftrömen großer Menfchenmaffen, 
die Bedürfniffe dee letzten durch die am Drte anfäffigen Schanf: 
wirthe nicht befriedigt werden möchten, ift dort ausnahmsweife, 
jedoch mit. der Beſchränkung auf denfelben Steuerbezirf, den 
Schänfern aus der Nachbarfchaft nachgelaffen worden, mit aus: 
drüdlicher, von dem Bedürfniffe abhängiger, und fchon in ficher- 
heitspoligeilicher Hinſicht erforderlicher Erlaubniß der Polizeibe: 
hörde des Kirchweih oder Jahtmarftortes, in diefem vorüberge: 
hend ihr Gewerbe zu betreiben. Will man dies auch den Gaft: 
und Speifewirthen defielben Stenerbezirfes aus gleichem Grunde 
geftatten, fo wird auch bier die Nothwendigfeit der Anmeldung, 
fowie der befondern Erlaubniß der betreffenden Ortsbehörde ein: 
treten, weil die mit der Theilung der Aufmerkfamfeit der Ge: 
werbetreibenden auf mehr als ein Betriebslofal verbundene Ver: 
minderung der Sicherheit für einen ordnungsmäßigen Gewerbe: 
betrieb, durch Vermehrung der Polizeiaufficht ausgeglichen wer: 


den muß. 


Nicht minder ift eine folche polizeiliche Beauffichtigung bei 
den die Kirchweihfefte 2c. und Jahrmärkte befuchenden Schlächtern, 
und zu dieſem Behufe die Anmeldung und Genehmigung ihres 
Gewerbetriebes von Seiten der betreffenden Ortsbehörde, und zwar 
aus gefundheitspolizeilichen Gründen erforderlich, da die Behörde 
ſich die Überzeugung verfchaffen muß, daß fie nur unverdorbenes 
Fleifch von gefunden Vieh zum Verkaufe bringen. 

Hiernady hat die Königl. Regierung, wenn es für nöthig er- 
achtet werden möchte, außer den Schänfern auch den Gaft- und 
Speifewirtben, fo wie den Schlächtern, den Betrieb ihres Gewer: 
bes bei befondern Beranlaffungen, namentlich auf Zahrmärften, 
bei Kirchweihfeften ꝛc. außerhalb ihres Wohnortes‘ zu: geftatten, 
was jedody nur innerhalb der Gränzen des Steuerbezirks gefche- 
hen darf, im Sinn des Reffripts vom 17. September v. 3.*). die 
betreffenden Ortsbehörden mit der erforderlichen Anweifung zu 
verfehen. 

Berlin, den 31. Dezember 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifter. 
v. Rochow. | v. Alvensleben. 
*) Wodurch der Königl. Regierung die an die Königl. Regierung in 


Düffeldorf unter dem 28. Febr. 1835. (Unnal. ©. 822.) erlaffene 
Verfügung zu einem gleichmäßigen Verfahren mitgetheilt worden ift. 
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143. 


Reſkript des Könige. Minifteriums des Innern und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Frankfurt a. d. O., 
die polizeiliche Beftrafung des unbefugten Schanfbe: 
triebes auf dem platten Rande durch die Öutsherrfihaften 
| in erfter Inſtanz betreffend. *) 





Die Königk. Regierung erhält auf den Bericht vom 17. 
v. M. in der. Anlage Abfchrift der heute dem Krüger N. ertheilten 
Reſolution, mit dem Bemerfen, daß bei Übertretungen des Ge: 
fees vom 7. Februar 1835., worauf die Anfrage der Königl. 
Regierung fich bezieht, die Unterfuchung und Entfcheidung aller- 
dings verfaffungsmäßig nur durch die Orts-Polizeibehörden gefche- 
‘ben fann und darf. | ; | 

Die Königl. Regierung hätte daher das entgegenftehende 
Berfahren im dortigen Bezirke (wornach in erfier Inſtanz die 
Iondräthlichen Behörden Fognosziren), fowie es zu Ihrer Kenntniß 
kam, fofort abftellen follen, und hat dies noch jeßt ungefäumt 
duch eine angemefjene Belehrung im Amtsblatt nachzuholen. 
(Anl. a.) 

Die Beforgniß, daß das polizeiliche Strafrecht in folchen 
Fällen von den Gutsherrfchaften oder deren Stellvertretern nicht 
gehörig gehandhabt werden werde, Fann ich, mindeftens in der ans 
gedeuteten Ausdehnung, nicht theilen. Die Befähigung dazu be- 
figen fie im Allgemeinen recht wohl, und hat die Königl. Megie: 
rung Die Mittel in Händen, um ganz ungeeignete Stekfvertreter 
Auszufchließen. Der gute Wille der Gutsherrfchaften für eine 
forgfame Polizeiverwaltung wird aber wefentlich durch das Ver: 
trauen gewonnen, das ihnen die vorgefeßte Berwaltungsbehörde 
dabei beweift und: durch die Unterſtützung, die fie ihnen dabei An« 
gedeihen läßt. | 

Berlin, den 10. Oftober 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rodhom. — 
*) Vergl. Annalen Jahrg. 1836. ©. 1011. 
\ 
a. . 

Es ift feither in mehreren Kreifen des Bezirks das Verfahren be- 
obachtet worden, daß Übertretungen wider die Vorſchriften $. 8. des 
Gefeßes vom 7. Februar 1835. (Geſetz Samml. S. 20.) durch die bes 
treffenden Kreis⸗Landraͤthe zur Unterfuchung und Entfcheidung gejogen 
worden find. Eine derartige Kognition ſteht aber den Legteren verfaf: 
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ſungsmaͤßig nicht zu, und iſt daher in kuͤnftigen Fällen die Unterſuchung 
and Entfcheidung der in Rede fiebenden Kontraventionen den dazu kom⸗— 
petenten Ortspolizei-Behoͤrden allein zu Überlaffen. 

Dies wird, böherer Beflimmung vom 10. d. M. zufolge, den Land: 
räthen und Inhabern der drtlichen Polizei-Furisdiftion zur Nachachtung 
bierdurch befannt gemadt. 

Franffurt a. d. O., den 18. Dftober 1838, 


Königl. Regierung. 





144. 


Reffript des Königl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei an die Königl. Regierung zu N., die Entziehung 
der Erlaubniß zum Betriebe der Schanfwirthfchaft 
betreffend. 


— — 


Das Miniſterium des Innern und der Polizei findet ſich 
durch den Bericht der Königl. Regierung vom 17. v. M., über 
die Beſchwerde des N., wegen Entziehung der Erlaubniß zum 
Betriebe der Schankwirthſchaft, nicht veranlaßt, dieſe Beſchwerde 
nach dem Antrage der Königl. Regierung zurückzuweiſen. 

Wenngleich die Erlaubniß zum Betriebe des Schankgewerbes 
immer nur auf ein Jahr ertheilt wird, woraus folgt, daß eine 
ſolche Erlaubniß mit Ablauf des Jahres, auf welches ſie lautet, 
von ſelbſt aufhört, ſo ſchreibt doch die Allerhöchſte Verordnung vom 
7. Februar 1835. zu 5. ausdrücklich vor, daß denjenigen, welche 
den Erlaubnißſchein auf den Grund des bisherigen Gewerbetriebes 
oder der Bellimmungen zu 3. und 4. einmal erlangt haben, die 
Verlängerung deffelben von Jahr zu Fahr nicht verfagt werden 
foll, fofern fie bis dahin bei ihrem Gewerbebetriebe zu begründe: 
ten Befchwerden feine Veranlaffung gegeben haben. Diefe Vorfchrift 
fann der N., welcher fchon länger als zwei Zahre das Schankge-⸗ 
werbe nach dem Zeugniffe feinee Dbrigfeit durchaus tadellos be- 
trieben hat, um fo mehr für fich geltend machen, als die Erlaub: 
niß, auf deren Grund er daffelbe betrieben, von der"fompeten- 
ten Orts-Polizeibehörde, mithin formell gültig ertheilt iſt. Es 
würde mindeftens fehr hart feln, wenn man demfelben die -folchers 
geftalt ersheilte Erlaubniß, nicht auf den Grund jener Vorfchrift, 
fondern bloß deshalb für das. folgende Fahr und ferner verfagen 
wollte, weil jet erſt ermittelt worden, daß aus materiellen 
Gründen die Konzeffion gar nicht hätte ertheilt werden follen. 

Die vorgefehte Behörde ift zwar unbedenklich berechtigt, die 
materiell unrichtigen Verfügungen ihrer Unterbehörden aufzuheben, 
dabei ift jedoch zwifchen gewöhnlichen Verwaltungs : Verfügungen 


& 
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und folchen Erlaffen, wodurch Einzelnen perfönliche Rechte verlie- 
hen werden, wohl zu unterfcheiden, und es müffen, was die legten 
betrifft, jedenfalls die Verhältniffe der dabei betheiligten Perſonen 
gehörig berüdfichtigt werden. Solche Rückſicht verdient nament— 
lich auch der N., welcher fein Gewerbe zwei Zahre vorwurfsfrei 
betrieben hat, und durch Berfagung der Verlängerung feiner Kon: 
zeſſion, welche nicht durch ihm verfchuldet worden, ſchwer nachzu: 
weifende, aber jedenfalls nicht unbedeutende Nachtheile erleiden 
würde, und deshalb ift es angemeffen, demfelben auf den Grund 
der oben angeführten Borfchrift die Fortſetzung des Schanfgewer: 
bes fo lange zu geftatten, als er nicht felbft begründete Veran: 
laffung gibt, ihm dazu die Erlaubniß zu verfagen oder zu ent: 
iehen. Ä 
* Berlin, den 17. November 1838. 

Miniſterium des Innern. Polizei-Abtheilung. 

| v. Meding. 


145. 


Cirkular⸗Reſkript der Königl, Minifterien an die Rönigl. 

Regierungen zu Potsdam, Franffurt, Stettin, Cöslin, 

Danzig, Marienwerber, Pofen, Bromberg, Breslau, 

Dppeln, Liegnitz, Magdeburg, Merfeburg, Münfter, 

Minden, Arnsberg und Düffeldorf, die Anlegung neuer, 

für die DBereltung von Mehl und Schroot beftimmten 
Mahlmühlen betreffend. 


Des Königs Majeftät haben, auf den Bericht des Königl. 
Staats:Minifterii, ſich mit der Anficht deffelben dahin einverftan: 
den zu erklären geruhet, daß die landrechtlihen Beftimmungen 
über das Mühlenwefen, infofern fie die Berücfichtigung der In— 
tereffen der jchon vorhandenen Mühlen bei den Konzeffionen zur 
Einrihtung neuer Anlagen verorduen, nur auf die eigentlichen, 
mit der Bereitung von Mehl und Schroot beichäftigten Mahl— 
mühlen fic) ‚beziehen. 

Dies wird der Königl. Regierung hierdurch zur Nachachtung 
befannt gemacht. 

Berlin, den 19. November 1838. 

| Die Minifter 
des Innern und der Polizei der Finanzen. 
v. Rochow. v. Alvensleben. 
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. 146. 

Reffript der Königl. Minifterien an die Königl. Regie: 
rung zu Coͤslin, in eben derfelben Angelegenheit. 





Auf den Bericht vom 18. April d. $., im Betreff der von 

dem Mühlenbefiger N. beabfichtigtigten Anlage eines Olſchlages 
‘auf einem befondern Wafferrade in feiner Mühle, wird der Königl. 

Regierung zuvörderft eröffnet, daß die Allerhöchfte Kabinetsordre 
v. 23. Oft.1826. (Annal.©.1118.),wie von des Königs Majeftät in 
verfchiedenen Fällen ausgefprochen worden, hauptfächlich den Zweck 
hat, diejenigen Mühlenbefiger in ihrem Gewerbe gegen zu grofie 
Konkurrenz und Vermehrung der Mühlen in ihrer Umgegend 
über. das Bebürfniß hinaus zu fchügen, deren Mühlen wegen der 
früher ihnen zufländig gewefenen Zwangsrechte nicht vollftändig 
entjchädigt, oder noch mit bedeutenden Domaniallaften befchmwert 
find. Diefe Allerhöchfte Ordre ift daher, fchon ihren Worten 
nad) (ebenfo wie die Vorſchriften des allgemeinen Landrechts 
Thl. II. Tit. 15. $. 241. und 242. laut Cirfularverfügung vom 
19. v. M.) um fo mehr nur auf Mahlmühlen zu beziehen, als 
nur diefen, die allein auf Befriedigung des Bedürfniffes der Um: 
gegend berechnet find, früher Zwangsrechte zugeftanden haben. 

Berlin, den 12. Dezember 1838. | 

| | Die Minifter | 

des Innern und der Polizei. der Finanzen. 
v. Roch ow. abweſend. 





147. 
Cirkular⸗Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien an ſaͤmmtliche 
Koͤnigl. Regierungen, die Beſchraͤnkung der Gewerbe: 
ſcheine für umberziehende Mufifanten, Drehorgelfpieler . 
und ähnliche Gewerbetreibende betreffend. 





Da Befchwerden darüber geführt worden find, daß einzelne 
Mufitanten, Drehorgelfpielee und andere im $. 18. des Haufir- 
Regulativs vom 28. Aprit 1824. bezeichnete Gewerbetreibende in 
bedeutender Zahl umbherziehen, und das Publifum durch unvoll: 
fommene Leitungen, Zudringlichfeit und Betteln beläftigen: fo 
wird der Königl. Regierung die Beftimmung des erwähnten $. 18 
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zur genauen Beachtung in Erinnerung gebracht, nach welcher den 
gedachten Gemwerbetreibenden der Gemwerbefchein nur ausnahms⸗ 
weife, aus beſondern, von ihrer Perfönlichfeit hergenommenen 
Gründen, und nach vorhergegangener ſtrenger Prüfung ihrer 
Rechtlichkeit und Gittlichfeit, allemal aber nur in mäßiger Zahl 
und mit befonderer Auswahl zu bewilligen ift. 

| Auch über Gefellfchaften von Mufifanten find ähnliche Be 
ſchwerden erhoben, weshalb die Königl. Regierung mit Hinweifung 
auf die $$. 18. und 11. Nr. 1., 2. und 3. des erwähnten Ne 
gulativsg aufgefordert wird, vor Ertheilung des Gewerbefcheing 
für folche Gefellfchaften die polizeiliche Qualififation des Vorſte— 
hers und der Mitglieder einer forgfältigen Prüfung zu unterwers 
fen, und Sid von deren Gefchiclichfeit Ueberzeugung zu ver: 
fchaffen, auc) darauf Bedacht zu nehmen, daß nicht eine übermäs 
fige Zahl von dergleichen Gefellfchaften zum Umherziehen in Ih— 
rem Bezirfe verjiattet werde. 

Zugleich wird darauf aufmerffam gemacht, daß wie fchon 
durch die Berfügung vom 26. Auguft 1834. (Annal. ©. 839.) 
ausgefprochen worden, die Ausdehnung der von einer Königl. Nes 
gierung an die im $. 18. a. a. D. genannten Gewerbetreibenden 
ertheilten Gemwerbefcheine auf den Bezirk, einer anderen Königl. 
Regierung, von dem pflicdhtmäßigen Ermeffen der letztern abhängt, 
und daß, da, wie in dem.Reffripte v. 10. März d. 5. *) in Erins 
nerung gebracht worden, der Haufichandel mit Drudfachen über: 
haupt verboten ift, auch Feiner der in Rede ftehenden Gewerbe: 
treibenden fortan Lieder, Erzählungen und fonftige Drudfachen 
zum Berfaufe mit fich führen darf. 

Endlich wird, wenn gleich es bei der Beflimmung vom 15. 
Februar 1833. Annal. ©. 203.) fein Bewenden behält, nad) 
welcher zum Betriebe der im $. 18. a: a. D. genannten Gewerbe 
das 30 jährige Lebensalter nicht erforderlich ift, der Königl. Me: 
sierung empfohlen, fofern nicht ganz befondere Umftände, z. B. 
das Berhältniß zum Lehrheren, dafür fprechen, Perfonen unter 17 
Sahren überhaupt nicht, und Perfonen_ unter 20 Zahren nur 
ausnahmsweife aus befonderen Gründen, jeden Falls aber nur als 
Glieder einer Gefellfchaft, zue Ausübung des nn ifergewerbes 
im Umbherziehen zu verftatten. 

Berlin, den 14. November 1838. 

Minifterium des Innern und der-Polizei. - Finanz Minifterium. 
v. Rochow. v. Alvensleben. 


*) Im iſten Hefte, ©. 155. f. 


148. 
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Reſkript der Königl. Minifterien an die Koͤnigl. Regie⸗ 
gierung zu Coblenz, wegen der Maffauifchen Untertha> 


nen zu ertheilenden polizeilichen. Erlaubniß zum Mufif 
machen im Umpherziehen in den bieffeitigen Landen. 





Bei den von der Königl. Regierung unterm 12. &eptember 
d. $. angezeigten Umftänden wird nachgegeben, daß denjenigen 
Naffauifchen Unterthanen, welche nach den dieſſeits beftehenden 
Beftimmungen, insbefondere nach den $$. 12. und. 18. des Negu: 
lativs vom 28. April 1824. Über den Gewerbebetrieb im Umher—⸗ 
ziehen fich als im polizeilicher Beziehung gehörig qualifizirt aus: 
weifen, innerhalb des zweimeiligen Umkreiſes ihres ausländifchen 
MWohnorts, durch eine von der dieffeitigen Kreis-Polizeibehörde, in 
deren Bezirk fie umherzichen wollen, fleuerfrei zu ertheilende Legi: 
timation, das Mufifmachen im Umherziehen gejtäftet werde. Die 
Königl. Regierung hat die betreffenden Kreis-Polizeibehörden dem: 
gemäß mit der nöthigen Anweifung zu verfehen, wird Aber dar: 
auf Bedacht nehmen, daß, der Beftimmung in dem alfegirten $. 18. 
gemäß, die Zahl der umherziehenden Mufifee nicht unverhältnißs 
mäßig anmwachfe. 2 

Das vorfichende Zugeftändniß iſt durch die gleiche Vehand. 
lung dieffeitiger Unterthanen im Herzogtum Naffau bedingt. . Sollte 
die Königl. Regierung eine Bei Behandlung Ddieffeitiger Un: 
terthanen im jenfeitigen Gebiete wahrnehmen, fo ift davon hicher 
Anzeige zu machen. 

Berlin, den 31. Oftober 1838. | 
Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifter; 

v. Rohow. v. Alvensleben.. 
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Cirkular⸗Reſkript der König. Minifterlen an fämmeliche 

Königl. Regierungen und Provinzial» Steuerdireftoren, 

fowie an das Königl. Polizeipräfidvium und Gewerbe: 

Steuerame hiefelbft, die Ertheilung von Gewerbeſchei⸗ 

nen zum Haufirhandel innerhalb und außerhalb des 
" Graͤnzbezirks betreffend. 


Wie hier bekannt geworden, haben einige Regierungen in 
den von ihnen ertheilten Gemwerbefcheinen und Ausdehnungs : Ders 
merfen bisher geftättet, daß Diefelben Perfonen 

Annalen Heft IV. 1835. a tt 
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1) mit Gegenftänden, mit welchen nad) den in Betracht der 
örtlichen Verhältniſſe erlaffenen Beftimmungen im Gränzbe- 
zirfe nicht haufirt werden darf, einen Haufirhandel außerhalb 
des Gränzbezirfs betreiben und gleichzeitig 

2) mit andern Gegenftänden, mit denen der Haufichandel inner: 
halb des Gränzbezirfs zuläffig ift, einen folchen Handel auch 
innerhalb des Gränzbezirfs ausüben. 

Dies Verfahren fann für angemeffen nicht erachtet werden, in: 

dem e8 dem Gewerbefcheininhaber die Umgehung der den Haufir: 

Verkehr im Gränzbezirfe befchränfenden Vorſchriften erleichtert, 

wenn demfelben durch den Gewerbefchein geftattet wird, die von 

dem Haufirverfehr im Gränzbezirfe ausgefchloffenen Gegenftände 

bis zum Gränzbezirfe, oder ſelbſt noch in diefem mitzuführen. 
Die Königl. Negierung wird daher angewiefen, künftig we: 

der durch Ertheilung, noch durch Ausdehnung von Gewerbefchei: 

nen zu geftatten, daß Perfonen, die lediglich, oder aud nur zum 

heil, mit felchen Gegenftänden im Binnenlande haufiren, welche 

für She Departement von dem Hauſir-Verkehr im Grängbezirfe 

ausgefchloffen find, einen Haufirverfehr irgend einer Art im Gränz: 

bezirfe betreiben. | 
Berlin, den 11. Dezember 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifier. 

v. Roch ow. v. Alvensleben. 


⸗ 


is0 

Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien, an die Koͤnigl. Re— 
gierung zu Stralſund, die Ausſtellung von Waaren in 
gemietheten Lokalen waͤhrend des Jahrmarktverkehrs 
betreffend. 





Der Kaufmann N. zu Stettin hat in der originaliter anlie— 
genden Vorftellung vom 26. September e. angezeigt, daß die Orts 
Polizeibehörde zu Greifswald den zu den dortigen Jahrmärkten 
erfcheinenden auswärtigen Berfäufern unterfage, ihre Maaren in 
gemietheten Zimmern zum Berfauf auszuftellen, und dies nur in 
offenen Buden auf dem Marftplage felbit geftatten wolle. 

Wenn nun auch ein folches Verfahren der m dem Reſkripte 
vom 16. Auguft 1825. mit Bezug auf $. 1. des Haufir - Negu: 
lativ8 ausgefprochenen Entjcheidung gemäß. erjcheint, fo hat fich 
doch die Anficht über die Auslegung der gedachten Geſetzſtelle ge: 
ändert, und ijt in dem an die Regierung zu Potsdam ergangenen, 
der Königl. Negierung ertraftweife mitgetheilten Reffripte v.24. Oft. 
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1827. (Annal. ©1013.) der Grundfab ausgefprochen worden, daf 
den Marftbefuchern die Ausftellung ihrer Waaren zum Berfauf 
in befonderen gemietheten LZofalen nicht verwehrt werden koͤnne. 

Da ınun durch die Allerh. Kab.Ordre v. 30. Zuni 1823. (Ans 
nal. ©. 612.f.) beftimmt ift, "daß auf den Jahrmärkten in den News 
vorpommerfchen Städten allen zum Verkauf ihrer Waaren au ſich be- 
rechtigten Einwohnern fowohl der Provinz Neuvorpommern felbft, 
als der übrigen Provinzen, Ddiefelbe Freiheit des Verkehrs geftat: 
tet fein fol, welche die Einwohner von Neuvorpommern auf den 
Sahrmärften der übrigen Provinzen genießen, und den Gewerbe: 
treibenden Neuvorpommerns der Berfauf aus gemietheten Lokalen 
auf den Kahrmärften der übrigen Provinzen geftattet ift, fo muß 
eine gleiche Erlaubniß auch den auswärtigen Gewerbetreibenden 
auf den Jahrmärkten der Neuvorpommerfchen Städte gewährt, 
und jede dem entgegenftehende fatutarifche Beſtimmung für auf: 
gehoben erachtet werden. | 

Die Königl. Regierung hat hiernac das Weitere zu veran: 
laſſen, insbefondere auch die Orts: Polizeibehörde zu Greifswald, 
wo übrigens, wie der Bericht der Königl. Regierung vom 29. 
Juli 1825. ergibt, nicht einmal entgegenftehende flatutarifche Be: . 
‚flimmungen vorhanden find, mit Anftruftion zu verfehen, und den 
Kaufmann N. zu befceiden. | 

Berlin, den 22. Dezember 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifter. 

m Rochow. v. Alvensleben. 


151. — 


Hefolution der Königl. Minifterien an den Magiftrat 

in Stadtlohn und abfchriftlih an die Königl. Regies 

rung zu Muünfter, betreffend den Auffauf landwirth⸗ 

fchaftlicher Erzeugniffe und die Nichtgeftattung des Ein- 

taufchens derfelben gegen Waaren, ohne Entrichtung 
der Hauſir⸗Gewerbeſteuer. 





Den für den ſtehenden Handel befteuerten Perſonen kann zwar, 
wie dem Magifirat auf die Borftellung v. 3. Mug. d. J. eröffnet 
wird, nach dem Neffripte v. 22. Juli 1830. (Annal. &. 609.) durch 
eine, ohne Entrichtung der Haufir: Gewerbefteuer ihnen zu erthei- 
lende Legitimation der Auffauf der im $. 14. unter 1. des Hau: 
fir - Regulativsg vom 28. April 1824. bezeichneten landwirthichaft: 
lichen Erzeugnife, nicht aber das Eintaufchen der gedachten Ge: 
genflände gegen irdenes Geſchirr und — Wagren geſtattet 

Ttt 2 
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werden. Auch hat Feine Kreis-Polizeibehörde die unbedingte Ver⸗ 
pflichtung, die von einer andern Kreis-Polizeibehörde zum feuer: 
freien Auffauf ertheilte Legitimation auf ihren Bezirf auszudeh: 
nen, vielmehr kommt es nach dem gedachten Reſkripte befonders 
darauf an, ob eine ſolche Ausdehnung im Intereffe der Landwir⸗ 
the, Behufs des Abſatzes ihrer felbit gewonnenen landwirthichaft: 
lichen Erzeugniffe, wünfchenswerth ift. - 

Nach dem Vorbemerkten hat der Landrath zu Coesfeld. die 
Ausdehnung der für Biftualienhändler zu Stadtlohn zum Ein: 
taufch landwirthſchaftlicher Erzeugniffe gegen irdenes Geſchirr und 
andere Waaren ausgefertigten Regitimationen mit. Recht verfagt. 

Berlin, den 14. Oftober 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifter. 
v. Rodom v. Alvensleben. 


An 
den Magiſtrat zu Stadtlohn. 


Abfchrift zur Machricht an die Königl. Regierung in Münfter 
anf den Bericht vom 13. September d. J., mit der Aufforderung, 
dahin zu fehen, daß der Landrath zu Ahaus den bezeichneten Un: 
terfchied zwifchen dem Auffauf und dem Eintauſch fefthalte. 


152. s 
Reſkript der Königl. Minifterien an die Koͤnigl. Regie 
rung zu Pofen, ven Verkauf von frifhem Sleifche und 
von Backwaaren in der nächften Umgebung des Wohn; 
ortes betreffend. 





Die von der Königl. Regierung in dem Berichte v. 23. Zuli d. J. 
in Bezug genommenen Verfügungen v. 28. Mai 1822. (Annal. 424.) 
u. 31. Mai 1824. (Anna. 587.) wegen des Haufirverfehre der Land: 
feute mit ländlichen, zur Nahrung dienenden Erzeugniffen, insbe: 
fondere mit Roggenbrod und Fleiſch, find eher ergangen, als das 
Regulativ vom 28. April 1824. über den Gewerbebetrieb im 
Umberziehn durch ie Gefeh: Sammlung publiziert war, daher dei: 
fen Beftimmung elche auch auf den Haufirverfehr der Land» 
leute Anwendung finden, damals noch nicht mafigebend fein Fonn- 
ten. Wenn in dem $. 14. unter 1. des erwähnten Negulativs 
ausdrüdlich beſtimmt ift, daß der Haufirhandel mit friihem Flei— 
fche nur befonders zuverläfjigen Perfonen und aud) diefen nur für 
die nächfte in dem Gemwerbefcheine zu bezeichnende Umgegend ib- 
res Wohnorts geftattet fein fol, fo beweiſet dies deutlich, daß 
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das Haufir: Negulatio vom 28. April 1824. fyifches Fleiſch nicht 
zu den felbfigemonnenen Produften und felbfiverfertigten Waaren 
gerechnet hat, welche nad) $. 4. a. a. D. jeder Knländer auch 
außer feinem Wohnorte in der Umgegend deffelben (alfo nicht 
bloß in der nächften) zum feilen Berfaufe umhertragen oder ſchik⸗ 
ken darf, ohne dazu eines Gewerbeſcheins zu bedürfen. Es darf 
demnach friſches Fleiſch ohne Gewerbeſchein nur auf den Wochen⸗ 
märkten feil geboten werden, außer denſelben und außerhalb des 
Wohnorts der Verkäufer aber nur von ſolchen Perſonen, welche 
dazu einen Gewerbeſchein erhalten haben, der aber auch nur zu— 
verläſſigen Individuen und ſelbſt dieſen nur für die nächſte Um— 
gebung ihres Wohnorts ertheilt werden darf. | 
Backwaaren und fonflige zur Nahrung dienende ländliche 
Erzeugniffe dagegen, darf jeder inländifche DVerfertiger, refp. Bro: 
duzent, auch außer den Märkten und ohne Gewerbefchein, jedod) 
nur in der Umgebung feines Wohnorts, auf einen bloßen Erkaub: 
nißſchein der Kreis-Polizeibehörde zum Verkaufe umbertragen, oder 
ſchicken. Alle Inländer, welche dies außer den Märkten noch über 
die Umgebung ihres Wohnorts hinaus thun wollen, ſowie die Aus: 
länder, welche fich nicht auf den Wohenmarftverfeht befchränfen, 
bedürfen aber eines Gewerbefcheine. 
Berlin, den 11. Oftober 1838. 
Der Minijter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifter. 
v Roch ow. v. Alvensleben. 





| 453. 

Refkript der Königl: Minifterien an die Koͤnigl. Regier 

rung zu Erfurt, den gewerblichen Verkehr mit Kuren 
betreffend. 


Es fann, wie wir auf den. Bericht vom 24. September d. 
J. erwiedern, nicht verboten werden, daß die den Bau einer Grube 
dirigirende, ausländifche Behörde. fich befonderer Boten bedient, 
um Gelder an die Eigenthümer von Kuren zu fenden, oder ‚von 
Denfelben einzuziehen, oder ihnen Nachrichten im. Betreff ihrer 
Kure zukommen zu laffen. Die fich hierauf befchränfende Verrich⸗ 
tung ſolcher Boten erſcheint auch nicht als ein, beſonderen Be: 
flimmungen unterworfener Gewerbebetrieb. Wenn aber: Die zu 
den begeichneten Geſchäften benußten Voten, oder fonftige Perfo: 
nen, ſich Damit befaffen,. außerhalb ihres Wohnorts Käufer von 
Kuren zu fuchen, den Umſtänden nach Käufe über dergleichen zu 
Stande zu bringen, fo betreiben diefelben ein Gewerbe im Ums 


% 
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berziehen, zu welchem von der Königl. Regierung ein Gewerbe: 


fchein nicht ertheilt werden darf, und auf welches die Beftimmuns 
gen in den $$. 26. und 27. des Negulativs vom 28. April 1824. 
Anwendung finden. - 

Die Königl. Negierung wird veranlaßt, dem Borftehenden 
gemäß Fünftig zu verfahren. 

Berlin, den 28. November 1838. 
Der Minifter des Innern und. der Polizei. Der Finanzminifter. 


v. Rochow. v. Alvensleben. 
I. | 
Landſtraßen und Chauffeen. 
154. 


GirfularsReffripe der Könige. Minifterien an ſaͤmmtliche 

Königl. Regierungen der Rheinprovinz, die Verwendung 

der Polizeiftrafen für Nichtausweichen vor den Königl. 
Poften betreffend. 





Der Königl. Regierung eröffnen wir auf den Bericht vom 
2. Mai d. J., wegen des Anfpruchs der Pofifaffe auf die von 
mehreren Fuhrleuten in dem dortigen NRegierungsbezirfe durch 
Nichtausweichen vor den Königl. Poften auf der Landſtraße ver: 
wirften Strafen, daß der Herr Geh. Staatsminifter und Gene: 
ralpoftmeifter v. Nagler, in Folge unferer Befürwortung des 
Antrages der Königl. Negierung, in Betracht des Inhalts des 
$. 466. des dort geltenden franzöſiſchen Strafgefebuches und des 
Umjtandes, daß überhaupt und insbefondere nach der bis jeßt be: 
folgten Vorſchrift des Geſetzes vom 27. Prairial des Jahres IX, 
die wegen Poftkontraventionen feſtgefetzten Gelditrafen einer von 
der in den alten Provinzen des Staats abweichenden Norm der 
Derwendung und Bertheilung unterliegen, den Anjpruch der Ge: 
neral⸗Poſtkaſſe auf die in Rede ftehenden Gelditrafen nicht weiter 
verfolgen will. 

Der Königl Regierung bleibt daher die weitere verfaſſungs— 
mäßige Verfügung darüber unbenommen. 

Berlin, den 12. Oktober 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifter. 

. v. Roch ow. v. Alvensleben. 
n 
die Königl. — — zu Achen und Abſchrift-zur 
Nachricht an ſaͤmmtliche übrige Koͤnigl. Regierun⸗ 
gen der Rheinprovinz. 
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155. 


Litkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Finanzminiſteriums an 

ſaͤmmtliche Koͤnigl. Provinzial-Steuer:Direftoren, ſowie 

an die Koͤnigl. Regierungen. zu Potsdam und Frank— 

furt, die Ermäßigung oder den Erlaß des Chauſſeegel— 

des für gemwiffe Streden und den Abfchluß von Chauſ— 
feegeld + Abonnements: Verträgen betreffend. 





Zur Befeitigung der Zweifel, welche hie und da darüber 
entfianden find : 

in wie weit den Provinzial-Steuerbehörden die Befugniß gu: 

fiehe, von folchen einzelnen Perfonen, oder ganzen Gemein: 
den, deren Fuhrwerk oder Vieh nur einen Theil der Hebe: 
firede einer Ehaufjeegeld:Empfangftelle benußt, oder mit Be: 
rührung der Barriere die Ehauffee fat nur durchſchneidet, 
einen geringeren Betrag, als den der Empfangitelle beige: 
| legten Hebefaß, oder Fein Ehauffeegeld erheben zu laffen, Ä 
wird, unter Aufhebung der in der bezeichneten Beziehung früher 
erlaffenen einzelnen Verfügungen, Nachftehendes angeordnet: 

1) Wenn ohne Abſchluß eines Abonnements: Bertrages ein ges 
ringerer Betrag, als der einer Empfangftelle beigelegte He: 
befaß von ſolchem die Empfangftelle paffirenden Fuhrwerk 
und Vieh, welches die Hebefirede nicht vollftändig benußt, 
vielmehr die Ehauffee innerhalb der Hebeftrede an einem be: 
ftimmten Punfte erſt betreten hat, oder wieder verläßt, erho- 
ben werden fell, fo ift dazu flets die Genehmigung des Fi: 
nanzminifterii erforderlich. 

2) Daffelbe gilt 
a, von der Erhebung des Ehauffeegeldes blos auf dem Hin: 

wege, unter Freilaffung auf dem Rückwege, oder umde⸗ 
kehrt, 

b. von der allgemeinen Freilaſſung von Fuhrwerk und Vieh, 
welches mit Berührung der Hebeſtelle die Chauſſee faſt 
nur durchſchneidet. 

3) Zum erſten Abſchluß von Chauſſeegeld-Abonnements-Verträ— 

gen mit mehreren Perſonen, oder mit ganzen Gemeinden, 

ift ebenfalls die Genehmigung des Finanzminifterii erfor: 
derlich. 

4) Dagegen find die Provinzial-Steuerbehörden ermächtigt, ohne 
eine folche befondere Genehmigung  - 

a. die zu 3. bezeichneten Verträge zu verlängern, fofern ba: 


41012 


bei das früher fefigefegte, oder ein ficheres Paufchquan- 
tum verabredet wird, | 

b. Abonnements: Berträge mit einzelnen Perfonen abzufchlie: 

fen, oder zu verlängern. 

Im Zanuar eines jeden Jahres ift von ‘den in ‚Gemäßheit 
ber Befimmung zu 4. in dem vorangegangenen Jahre abgefchlof- 
fenen, und beziehungsweife verlängerten Verträgen, mit Angabe 
der Abonnenten, der Abonnements: Summe und der betreffenden 
Barriere, Anzeige zu machen. 

Deranlaffung zu Abonnements: DBerträgen wird nur dann 
vorhanden fein, wenn den obwaltenden Berhältniffen nach die 
oben zu 1. und 2. a. bezeichneten Maßregeln nicht ausrei en, 
auch eben fo wenig die Freilaffung vom Chauffeegelde in der zu 
2. b. angegebenen Art zuläffig erfcheint, und wenn zugleich das 
denfelben Perfonen oder Mitgliedern derfelben Gemeinde gehö: 
rige Fuhrwerk oder Vieh nicht blos dann und wann, fondern res 
gelmäßig oder doch häufig mit Berührung der Hebeftelle nur eis 
nen Theil der Hebeftrede benußt, einen nicht unbedeutenden Theil 
derfelben aber unbenugt läßt. 

Die Abonnements: Summe wird mit Berüdfihtigung der 

über die Häufigkeit des Verkehrs gemachten Beobachtungen und 
Dermerke nad) Maßgabe des benußten Theild der Hebeftrede, in 
Thalern abgerundet, feftgefeßt, Der Bertrag wird mit Verab— 
redung der Borausbezahlung der Aonnements-Summe immer nur 
für ein Kalenderjahr gefchloffen, und das Fuhrwerk und Vieh 
der Abonnenten erft dann beim jedesmaligen Paffiren der He 
— — Chauſſeegelde freigelaſſen, wenn die ganze Summe 
ezahlt iſt. 
Auch während der Dauer des Vertrages hat der Einneh— 
mer über die Häufigkeit des Verkehrs genaue Notizen zu füh⸗ 
ren. Bei fernerer Geſtattung des Abonnements wird die Ans 
Ar der Abonnements: Summe nad) diefen Notizen be: 
urtheilt. 

Auf Verhütung von Mißbräuchen iſt in jedem einzelnen Falle 
durch Anordnung der den örtlichen Berhältniffen entfprechenden 
Maßregeln Bedacht zu nehmen. | | 

Berlin, den 30. November 1838. 

Der Finanzminifter. 
v. Alvensleben. 
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4156. 
Reffripe des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei an die Königl. Regierung zu Arnsberg, die Be 
ftrafung der vernachläffigeen Auffihe über Fuhrwerke 
| ‚auf Chauffeen betreffend. 





Der Königl. Regierung eröffne ich auf dem Bericht vom 5. 
v. M., betreffend die Beftrafung der Fuhrleute wegen Entfernung 
von ihren Pferden, und wegen der dadurch veranlaßt werden: 
den mangelhaften Auffiht und Führung derfelben, daß ich: mich 
ebenfalls aus den in dem Neffripte vom A. November 1831. 
(Annal. ©. 791.) enthaltenen Gründen nicht veranlaßt finden 
fann, die mir im Entwurfe vorgelegte Amtsblatts-Bekanntmachung 
über. diefe Angelegenheit zu genehmigen. Diefe Bekanntmachung 
würde die im $. 760. Zit. 20. Th. II. A. 2. R. angeordnete 
Strafe von & bis 10 Rthlr. bis auf 1 Nthlr. ermäßigen, eine 
folche Abänderung des A. 2. R. kann aber nur im Wege der 
Gefeßgebung erfolgen. Hiezu ift indeffen die Sache im Allgemeis 
nen nicht angethan, denn das Mißverhältniß zwifchen den in den 
Strafbeftimmungen zum Chauffeegeld - Tarif vom 28. April 1828. 
und den in dem $. 760. it. 20. Th. 11. U. 2. R. angeordne: 
ten Strafen hat darin feinen Grund, daß bei erfteren hauptfäch: 
lich der Schuß der Chauſſee felbft, der Anpflanzungen, Banfets 
u. f. w., bei leßteren aber der Schuß des Publifums der Zwed 
gewefen ift, und wird nicht leicht fa auffallend hervortreten, als 
die Königl. Regierung zu befürchten fcheint, wenn jene Borfchrif: 
ten nur mit Umſicht angewendet werden. 

Berlin, den 12. Dezember 1838. 

Der Minifter des Innern und des Polizei. 
v. Rochow. 


x. 
Strom: und Schifffahrts⸗ ꝛc. Polizei. 


| 157. 
Allerhöchfte Genehmigungs:Urfunde zum 10tn Supple⸗ 
mentarsAreifel der Rheinſchifffahrts⸗Akte, die gleichförs 
mige Aichung der Schiffe auf dem Rheine betreffend. 





Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden, König von 
Preußen, thun Fund und fügen hiermit zu wiſſen: 


1014 


Nachdem die Geiteal öseinfeiffohete Kommiffion in Bezie: 
hung auf die, ihrem Protokolle vom 25. Juni 1837., Nr. XIII. 
als Anlage Nr. 3. beigefügten Artikel eines Kegulativs für die 
— Aichung der Schiffe auf dem Rheine, welche alſo 
auten: 

1) Für die konventionsmäßige Aichung der Schiffe von Deci— 
meter zu Decimeter, von ihrer geringiten bis zur höchiten 
Ladungs: Einfenfung, ift die ftereometrifche Vermeſſung des 
Schiffsraumes von innen, als allein gültige Methode, von 
allen Uferfiaaten angenommen. 

Die beſtehenden Inſtruktionen über die Anwendung Dies 
fer Aichmethode, fo wie über die äußere Bezeichnung des 
Schiffes, mittelft Anbringung der Aich-Scalen, bleiben, vorbes 
haltlich einer Reviſion derfelben, in Kraft. 

2) Die Feftfielung und. Erhebung der Aichgebühren bleibt den 
tefpeftiven Regierungen anheimgeſtellt. 

3) Das vollftändige Refultat der Aiche von Decimeter zu. Deci— 
meter ift in. den Aichfchein aufzunehmen, welcher dem Schif— 
fer ausgeftellt wird und den derfelbe verpflichtet ift, bei ſich 
auf dem Schiffe zu haben und den Rhein:Zollbeamten vor: 
zulegen. 

4) Zedes Rhein-Zollamt hat nad) jedesmal zu machender Auf: 
nahme der Aiche die Refultate auf dem Manifefte genau 
und vollftändig zu vermerken. 

Zeigt die Aich⸗Scale ein größres Gewicht, ald das Ma: 
nifeft des Schiffers, fo wird der Rheinzoll nach der Aiche 
erhoben. 

Bei Güter:Ladungen aus verfchiedenen Tarifflaffen wird 
zu diefem Ende der Mehrbefund, wie früher, verhältnißmä— 
fig auf die verfchiedenen Tariftlaſſen der manifeſtirten Gü— 
ter vertheilt. 

Bringt der Schiffer ſpäterhin, ſei es durch Reviſion der 
Aiche, welche, wenn ſie zu Gunſten des Schiffers ausfällt, 
koſtenfrei geſchieht, ſei es durch Verifikation bei der Ausla— 
dung, den rechtsgenügenden Beweis bei, daß er durch die 
Erhebung des Rheinzolls nach der Aiche prägravirt worden, 
ſo findet Rückerſtattung des zuviel Erhobenen ſtatt. 

Eine Ausnahme von vorſtehender Beſtimmung tritt je— 
doch alsdann ein, wenn in der im Artikel 28. der Rhein— 
Schifffahrts: Ordnung vorgefehenen Weife das Manifeft des 
Schiffers und die Einfenfung des Schiffes bei der Abfahrt 
beglaubigt find und diefe Einfenfung noch unverändert Die: 
jelbe ift. In diefem Falle wird der Nheinzoll nach dem at: 
tefirten Manifefte erhoben. 
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Bei wirklichen ober. beabfichtigten Defraudationen der 
Scifffahrts-Abgaben finden die Beſtimmungen des 7. Titels 
der Rhein⸗Schifffahrts-Ordnung ihre Anwendung. 

5) Jeder Rheinufer⸗Staat wird, fo weit dies noch nicht geiche- 
ben, allein oder im Verein mit andern Rheinufer-Staaten 
die nöthigen Yichanftalten einrichten, bei welchen die Schiffe 
feiner Unterthanen zu aichen find. 

6) Die Schiffer der Nebenftröme, welche den Rhein befahren 
wollen und dazu berechtigt find, müſſen gleichfalls bei einer 
folhen Anftalt des Landes, dem fie angehören, ihre Fahr: 
zeuge aichen laffen, wenn ihnen nicht von Seiten ihrer Ne 
gierung die Aichanftalt eines andern Ufer-Staats mit deffen 
Einverftändniß' dazu bezeichnet wird. Andere den Rhein bes 
fahrende und dazu berechtigte Schiffer müffen ihre Schiffe 
bei. irgend einer Aichanftalt eines Rheinufer-Staats  aichen 
laffen. | | J | 

7) Schiffe, die nicht vorſchriftsmäßig genicht ‚find, follen. vom 
1. Januar 1839. an in feinem Rheinhafen zur Ladung zus 
gelaſſen werden. - 

Wenn die Schiffe zwar geaicht find, der Schiffer aber‘ 
den Aichfchein nicht vorlegt, gefchieht die rheinzollamtliche 
Abfertigung zwar nach dem Manifefte, jedoch ift der Schiffer 
alsdann gehalten, für den etwaigen Mehrbetrag des Rheins 
zolls, nach Ausweis des nachzubringenden Aichſcheins, bie 
diefes gefchehen, eine von dem Rhein: Zollamte zu beftims 
mende Eaution zu leiften; 

in ihrer zwölften diesjährigen Juli-Sitzung fich zu dem Beſchluſſe 
vereinigt hat, folgehden Supplementar⸗Artikel zum Artikel 17. der 
Rheinfchifffahrts: Akte vom 31. März 1831. der Ratififation der 
betheiligten Souveraine vorzulegen: a 


Supplementar»Artikel X, 
Zufag zu Artikel 17. der Afte vom 31. März 1591. 


Die in der Anlage 3. des Protofols der. Eentral-:Kom: 
miffion vom 25. Zuli 1837., Nr. XI. enthaltenen fieben 
Artifel follen als Negulativ für die gleichförmige Aichung 
der Schiffe auf dem ganzen Rheine in Anwendung kommen 
und zu diefem Ende in allen Ufer-Staaten publiziert werden ; 
fo wollen Wir, auf den Uns darüber gehaltenen Bortrag, den 
vorftehenden zehnten SupplementarsArtifel hierdurch genehmigen, 
auch Unſere Behörden und Unterthanen, fo weit e8 dieſe ange 
het, anweiſen, fich genau danach zu richten. 

Zu mehrerer Bekräftigung haben Wir gegenwärtige, zur Nie: 
derlegung in das gemeinfchaftliche Archiv der Central-Rheinſchiff⸗ 
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‚fahrts:Kommiffion in Mainz beitimmte Genehmigungs s Urfunde 
Allerhöchft eigenhändig unterfchrieben, und mit Unferem größeren 
Staatsfiegel verfehen laffen. 
So geſchehen zu Berlin, den 6. September 1838. 
Friedrich Wilhelm. 
v. Werther. 


158. 


Reeſkript der Koͤnigl. Miniſterien an die Koͤnigl. Regie: 
rung zu Merfeburg, die Verſorgung der Faͤhranſtalten 
mit den erforderlichen Gerärhfchaften betreffend. 





| Wenn auch der Gebrauch der Anker bei Fähren in denjeni— 

gen Fällen, welche der Bericht der Königl. Regierung vom 25. 
v. M. vorausfeßt, gute Dienfte leiften kann, fo ift derfelbe doch 
aus dem Grunde höchft bedenflich, weil er eine mit ihm volffom: 
men vertraute Bemannung der Fähren bedingt, an der es in der 
Kegel fehlen wird; eine Anmweifung: die Fährkeute im Gebraude 
der Anfer für den Fall der Noth einzuüben, würde fi aber 
nicht mit Erfolg durchführen laſſen. Es erfcheint hiernach das 
Mittel gefährlicher, als der Zufall, welchem durch daffelbe vorgefe- 
hen werden foll. 

Da nun nad) Ausweis des anbei zurüdgehenden Aftenhefts 
der Waſſerbau⸗Inſpektor N. anzeigt, daß fich feit Erwerbung der 
Provinz Sachſen kein Fall auf einer dortigen Fähre ereignet habe, 
in welchem ein Anker hätte angewendet werden können, der Bau— 
Inſpektor M. auch nur eines Falles bei der Löbnitzſchen Fähre 
gedenkt, fo iſt zu der Anſchaffung der Sicherheits-Anker auf den 
Fähren keine dringende Veranlaſſung vorhanden, und mag es bei 
derſelben auf denjenigen Fähren, wo fie bereits erfolgt ift, bewen— 
den. Die Königl. Regierung hat hiernach die Inhaber der Fäh— 
ten zu N. N., deren Eingabe vom 28. März d. 3. hier gleich: 
falls wieder beigefügt ift, befchwerdelos zu ftellen. 

Dagegen ift in Berüdfichtigung der Borfchriften des &. 138. 
Tit. 15. Thl. 1. Allgemeinen Landrechts und der Cirkular-Verfü— 
gungen vom .28. Auguft 1822. und 6. Mai 1827. mit Nach: 
drud darauf zu halten, daß die übrigen Fährgeräthfchaften, na— 
mentlic; Ruder, Hafen und Stangen in der nach der OÖrtlichkeit 
und den befonders obwaltenden Berhältniffen erforderlichen Zahl 
und Größe, eben fo. bei jeder Fähre und jedem Prahme ein Boot 
vorhanden fei, welches unter allen Umſtänden mitgenommen wer 
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den muß, und find die Seile insbefondere einer öftern Prüfung 
durch den betreffenden Baubeamten zu unterwerfen. 

Berlin, den 31. Dezember 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifter. 
v. Rochow. v. Alvensleben. 


159. 0 
Befanntmahung der Könige. Regierung zu Königs: 
berg in Pr., die Aufräumung und Auskrautung von 
Gräben, Bächen und fonftigen Wafferläufen betreffend. 





Es ift zu unferer Kenntniß gefommen, daß hier und da in 
unferm Departement die Anficht obwaltet: 
als beziehe die Beftimmung des $. 10. des Geſetzes wer 
a ‚gen Berfchaffung der Borfluty vom 15. November 1811. 
(Gefet:Samml. ©. 353.) fi nur auf Gräben, Kanäle 
und andere Fünftlihe und nicht auf natürliche Wafs . 
ferläufe. ’ 

Wir nehmen dieferhalb hiermit Veranlaſſung, ſämmtliche 
Polizeibehörden und das Publiftum darauf aufmerffam zu machen, 
daß nach dem Inhalte der Nr. 15. des Iten Landtags: Abfchiedes 
für die Provinz Weftphalen vom 22. Juli 1832. und des Ne: 
ffripts des Könige. Hohen Minifterii des Innern vom 8. Auguft 
1826 und 5. Februar 1837. die Beftimmungen. des $. 10.1. c. 
auch auf natürliche Wafferläufe Anwendung finden, und die be 
treffenden Polizeibehörden wicht nur befugt, fondern auch verpflich- 
tet find, im folhen Fällen, wo die Verbindlichfeiten der Adja- 
centen von Privatflüffen und Bächen zur Aufräumung und Aus: 
krautung fefifieht, diefelben hierzu polizeilich und event. zwangs⸗ 
weife anzuhalten, 

Königsberg, den 11. Dezember 1838. 

Königl. Regierung. 


L. 
Bau⸗Polizei. 
BR 160. 
Auszug aus dem Reſkripte des Königl. Finanzminis 


fteriums an das Königl. Polizeipräfidium biefelbft, die 
Prüfung der Bauhandwerker betreffend. 





Dem Königl. Polizeipräfidium wird auf den Bericht vom 


fänden. 
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20. v. M. Hinfichtlich der, Maurers und Zimmermeiftee N. N. 
hiermit eröffnet, daß für die Prüfung der Bauhandwerfer nicht 
mehr die Infteuftion vom 14. November 1812., fondern diejenige 
vom 28. Zuni 1821. (Annal. S. 592—604.) maßgebend ift. 
Berlin, den. 16. Oftober 1838. 
Finanzminifterium. 
Abtheilung für Handel, Gewerbe und Bauweſen. 
| Beuth. 


161. 
Keffript des Königl. Minifteriums des Innern ‚und der 


Polizei an die Königl. Regierung zu Frankfurt a. d. O., 
die Aufftellung baupolizeilicher Worfchriften betreffend. 





Wenn gleich das Allgem. Landrecht im $. 65. Tit. 8. Th. J. 
die Befugniß eines jeden Eigenthümers, feinen Grund und Bo: 
den mit Gebäuden zu befegen, und dieſe zu verändern, als Ne: 
gel aufftellt, fo reihet es diefer Negel doch als Befchränfung der 
natürlichen Freiheit des Eigenthümers beim Bauen den Grund: 
ſatz im $. 66. l. c. an, 

daß zum Schaden oder zur Unficherheit des gemeinen 

Mefens oder zur Derunftaltung der Städte ıc. Fein Bau 

und Feine Beränderung vorgenommen werden folle. 

Obgleich nun ferner $. 69. 1. c. nur ausdrüdlic; dann die Ein- 
holung obrigfeitlicher Genehmigung. vorfchreibt, wann, es fei in 
Städten oder auf dem Lande, eine neue Feuerftelle errichtet, oder 
eine alte an einen andern Ort verlegt werden fol, und nur die 
Vernachläſſigung diefer VBorfchrift im $. 70. I. c. mit Strafe be: 
droht, fo ergibt fich doch deutlich, daß zur Erreichung des in $. 
66. angegebenen Zwedes die Vorfchrift des $. 69. und 70. allein 
nicht genügt, und es befonderen polizeilichen Vorſchriften vorbe: 
halten ift, die fich als nothmwendig herausftellenden Vorſchriften zu 
Erreichung jenes Zweckes durch befondere Polizei » Verordnungen 
zu erlaffen. Denn einestheild deutet hierauf nicht nur die Faf- 
fung des $. 69. hin, welcher mit dem Worte „Vorzüglich“ be: 
ginnt, alfo die Einholung der obrigfeitlichen Erlaubniß in andern 
Fällen nicht ausfchließt, fondern auch der Umftand, daß $. 66. die 
Bauten auf dem Lande und in den Städten in der angedeuteten 
Beziehung nicht gleichftellt, ohne daß jedoch zur Sicherung des 
angegebenen ftädtifchen Intereſſes befondere Vorſchriften fich vor: 


Auf diefem Grunde beruhen auch alle fpäteren Berordnun: 
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gen wegen des Auseinanderbaues auf dem Lande, und überhaupt 
wegen Vermeidung von. Feuersgefahr, welche nicht allgemein für 
das ganze Land erlafien werden Fünnen, weil fie durch die propins 
ziells oder ortsübliche Bauart mwefentlich bedingt find. | 

Nach den anliegenden Berhandlungen und namentlich nad 
der Berflgung der Königl. Regierung vom 13. Auguft d. J. 
fcheint es in den dortigen Negierungsbezirfen an dergleichen, die - 
landrechtlichen WBorfchriften ergänzenden Berordnungen noch zu’ 
fehlen, und es ift daher das Nefolut des Magifirats zu N, vom 
19. April d. J., namentlih in Anfehung des N., nicht zu be: 
ſtätigen. Wenn die Königl. Negierung jedoch in der Verfügung, 
vom 13. Auguft d. 3. felbft anerkennt, daß die Einholung polis 
zeilicher Erlanbniß zur Ausführung von Hauptreparaturen an Ge: 
baͤuden wünfchenswerth fei, fo kann Diefelbe nur darauf aufmerf: 
fam gemacht werden, daß es Ihre Sache ift, mit Nüdficht auf 
$. 11. der Regierungsd: Znfteuftion vom 23. Oftober 1817. eine, 
die Einholung diefer polizeilichen Erlaubniß vorfchreibende Wer: 
ordnung zu erlaffen, in welcher zugleich die Hauptreparaturen, 
welche eine ausdrüdliche Erlaubniß erfordern, möglichft genau aufs 
geführt und von denen getrennt werden müffen, welche als fleine 
Reparaturen einer folchen Erlaubniß nicht bedürfen. In diefer 
Beziehung wird die Königl. Regierung auf das Neffript vom 30. 
September 1834. (Annal. ©. 860.) und die gleich dahinter ab: 
gedruckten Verordnungen der Negierung in Marienwerder vom 
28. September 1823. und 9. April 1835. aufmerffam gemacht, 
und Ihr auf den Bericht vom 7. d. M. mit dem Bemerken, da 
der Magiftrat zu N. über die zeitige Unhaltbarfeit feines Straf 
vefoluts vom 19. April d. 3. belehrt ift, überlaffen, hiernach das 
Weitere zur Grlangung fpeziellerer und das öffentliche Intereſſe 
befjer fihernder baupolizeilicher Borfchriften für Ihren Regierungs: 
bezirk zu veranlaffen. 

Berlin, den 25. November 1838. 

Minifterium des Innern. Polizei - Abtheilung. 
v. Meding. 


: 162. 

Reffripe der Könige. Minifterien an die Königl. Res 

gierung zu Merfeburg, betreffend die Regulirung eines 

Interimiſtikums in folchen Baufachen, bei denen die 

Leiftungspflichtigfeit des Domainen⸗ oder Forſt⸗Fiskus 
in Frage fommt. 


Der Königl. Regierung wird auf den von Ihr an das Kö: 
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nigl. Staafsminifterium erftatteten, von diefem an die unterzeich- 
neten Minifterien abgegebenen Bericht vom 8. Dezember 1836. 
Folgendes eröffnet: 
Es war. bei einigen Regierungen eine Differenz unter den 
einzelnen Abtheilungen derfelben darüber entftanden : 
ob. diejenige‘ Abtheilung der Regierung, welcher die Keguli- 
rung des Interimiſtic i in folhen Baufachen, bei denen 
die Leiftungspflichtigfeit des Domainen: oder Forſt-Fiskus in 
Frage kommt, geſetzlich zufteht, dieſe Leiftungspflichtigfeit un: 
abhängig für fi, oder mit Zuziehung der Abtheilung für 
die Verwaltung der direften Steuern, Domainen und For: 
ften, feftzuftellen habe? 
Diefe Differenz ift durch die Allerhöchfte Kabinets-Ordre vom 8. 
Mai 1836., (Annal. ©. 814. f.) wie der Königl. Regierung be: 
kannt, dergeftalt entfchieden worden, daß ein Konflift zwoijchen 
den einzelnen Abtheilungen bei folchen interimiftifchen Feftftelluns 
gen nicht weiter vorfommen Fann. 

Siernach wird der von der Königl. Regierung angeregte 
Zweifel über die Abficht der Allerhöchften Kabinet3:Ordre ſich hof: 
fentlih und um fo mehr erledigen, als bisher von feiner andern 
Regierung ein ähnliches Bedenken vorgetragen worden ifl. Da: 
gegen läßt fich nicht im Allgemeinen entfcheiden : 

welche Firchliche und polizeiliche Angelegenheiten zur Regu— 
lirung eines Interimiſtiei mit Vorbehalt des Nechtsmeges; 
welche hingegen zur definitiven Feſtſetzung der Königl. Ne: 
gierung fich eignen; 
und muß Derfelben überlaffen bleiben, dies in jedem einzelnen Kalle 
nad) den vormaltenden Umftänden und den gefeglihen Beftim: 
mungen näher zu prüfen. 
Derlin, den 27. Dftober 1838. 
Minijterien 
der Geiftl., Unt. desFnnernu. desKönigl.Haufes, der Finanzen. 
u.Mediz. Angel. d. Polizei. 2ter Abthl. v. Alvene. 
v. Altenftein‘ v. Rochow. v. Ladenberg. leben. 


163. 
Reffripe des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei an die Königl. Regierung zu Potsdam, die An- 
mendbarfeit des Asphalts zu Dachdefungen betreffenv. 





Der Königl. Regierung muß auf die Anfrage vom 2. d. M., 
wegen der Anmendbarkeit des Asphakts zue Dachdeckung, zupör: 
derſt 
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derft bemerklich gemacht werden, daß eine Enticheidung im Allge⸗ 

meinen hierüber für jetzt noch nicht zu geben ift, daß vielmehr bei 
der Brennbarfeit des Asphalts Alles auf die Mifchung anfümmt, 
in welcher er zur Bedachung benußt werden foll, und daß daher 
diefe, bevor ihre Anwendung geftattet wird, einer ſorgfältigen Prü⸗ 
fung zu unterwerfen iſt, und vornehmlich hinſichtlich ihres Ver⸗ 
haltens zum Feuer verfucht werden muß. 

Ein folder Verſuch hat hier mit der Maſſe fattgefunden, 
welche die hier ſich aufhaltenden Unternehmer von Asphaltarbei: 
ten, Heymann und Bepyffier, verfaufen. Eine Probe: Dach: 
deckung von diefer Maffe ift bei einem von unten und oben zu: 
gleich wirfenden Feuer erſt nad) 45 Minuten durchgebrannt und 
erft nach etwa 62 Minuten ganz eingeftürzt. 
Da. eine ſolche Bedachung jedenfalld zu den feuerfichern zu 
technen ift, fo hat das hiefige Polizeipräfidium die Anweifung er: 
halten, den gedachten Unternehmern. die Erlaubniß zu ertheilen, 
daß fie ihre-Asphaltmaffe nad dem Wunfche der Bauenden auch 
zu Bedahungen in Anmendung bringen dürfen. | 
Eine gleiche Erlaubniß hat die hiefige Handlung Heyl und 
Kompagnie für eine von ihr bereitete Asphaltmifhung nachgefucht, 
die Entfheidung auf dies Gefuch aber noch von einem, nach forgs 
fältiger Prüfung der Maffe, zu erflattenden gutachtlichen Berichte 
des hiefigen Polizeipräfidii abhängig gemacht werden müffen, wel. 
cher zur Zeit nody nicht eingegangen. ift, | 

Bedachungen von der durch ꝛe. Heymann und Veyſſier 
bereiteten Asphaltmifchung auch in Spandau und überhaupt im 
dortigen Regierungs:Departsment zugulaffen, ift hiernady unbedenklich. 

Berlin, den 25. Dezember 1838. ; 

- Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. | 


164. 

Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei an die Königl. Regierung zu Potsdam, in eben 

berfelben Angelegenbeit. | 


In Folge des Grlaffes v: 25. Dez. v. J., die Anwendung der von 
Heyl und Eomp. hier bereiteten Asphaltmaffe betreffend, wird der Kö: 
nigl. Regierung auf Ihre diesfällige Anfrage v. 21. April d. J. nun⸗ 
mehr befannt gemacht, daß von Seiten des hiefigen Polizeipräfidiums 
die Anwendung der Heylſchen Asphaltmifchung zur Dachdedung 
‚amd zur Pflafterung von Bürgerfteigen, bei ihrer großen Ähnlichkeit 
mit der von Heymann und Bepyffier bereiteten Maffe, als feuer: 
ficher und zweckmäßig, in Folge vorgängiger Prüfung, nachgelaffen 

Annalen. Heft IV. 1838. Uuu 
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worden ..ift, der Benutzung .derfelben zu den’ gedachten Zwecken 
daher überhaupt Fein Bedenfen entgegen ficht. 
Berlin, den 22. Zuni 1839. . 
Minifterium. des Innern. Poltzel· Abteilung. 
Seif fart. 


165. 
Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien an das Koͤnigl Po⸗ 
lizeipraͤſidium hieſelbſt, die Anlage und den Gebrauch 
von Dampfkeſſeln und d Dampfentwicklern betreffend. 


Dem Königl. Polizeiprãſtdium wird in Beſcheidung auf die 
unterm 3. Auguft e. vorgetragenen Bedenken, über die Ausfüh— 
rung der Beltimmungen des $. 8. im NRegulativ v. 6. Mai c., *) 
die Anlage und den Gebrauch von Dampffeffeln und Dampfent: 
wicklern betzeffend, Abfchrift des Dieferhalb von der technijchen De: 
putation für Gewerbe erforderten Berichts vom 13. v. M. mit: 
getheilt. (Anl. a) Nach dem darin gemachten Borfihlage, wird 
in Beziehung auf die Anfrage ad 1. im Allgemeinen als Regel 
anzunehmen fein, daß die Höhe des Dachforftes desjenigen Ge— 
bäudes maßgebend ift, welches das höchfte der, das Grundfiüd, 
auf welchem die Anlage erfolgen foll, begränzenden Gebäude iſt, 
und eine dazwifchen liegende Strafie die Nachbarſchaft nicht aufbebt. 

Es Fünnen aber allerdings Fälle eintreten, in welchen nad: 
barliche Gebäude das Grundftük, auf welchem die neue An: 
lage gemacht werden foll, nicht begränzen, ihm dennoch aber nahe 
liegen, oder umgefehrt das qu. Grundſtück fo groß ift, daß der 
Rauch felbft die an der Gränze deffelben unmittelbar liegenden 
Nachbarhäufer nicht beläftigt; fowie auch unter Umſtänden be: 
nachbarte, mit Pleinen niedrigen Gebäuden befegte Grundfiüce fo 
fhmal fein Fünnen, daß die diefed begrängenden höhern Gebäude, 
welche alsdann nicht als benachbarte Gebäude der neuen Anlage 
erfcheinen, von den Beläftigungen dennoch betroffen werden. Für 
alfe dergleichen Fälle läßt fich jedoch nicht wohl eine durchgreifende 
Regel aufftellen, da die Frage: ob für ein gewiffes dem Grund: 
ftüde, auf welchem die Anlage erfolgt, nahegelegenes Gebäude noch 
Beläftigungen zu beforgen fiehen? nur nad den Verhältniffen ei: 
nes jeden Falles ſich beurtheilen läßt. Es erfcheint daher auch 
nicht räthlich, wie das Königl. Polizeipräfidium bevorwortet bat, 
ein für alle Mal eine gewiſſe Entfernung als entfcjeidend zu be: 
flinnmen; vielmehr wird das Künigl. Polizeipräfidium nad den 
örtlichen DBerhältniffen zu ermeffen haben, ob ein Gebäude noch 
als Nachbar-Gebäude anzufehen ift, und durch den Rauch beläftigt 
werden fann, oder nicht. 

°) Geſetz-Samml. Jahrg. 1838. S. 262— 272. 
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Die Befanntmachung nach $. 16. 1. e. gibt dann dem nicht 
berücfichtigten Grundbefiger Gelegenheit, noch feine Anträge an: 
zubringen, wenn er meint, daB auf ihn auch Rückſicht genommen 
werden muß. 

Mas das ad2. über die Stärfe der Fundamentirung ꝛc. bei 
Scornfteinen großer Dampffeffel oder Dampfentwidler erhobene 
Bedenken des Königl. Polizeipräfidii betrifft, fo wird nad) dem 
von der technifchen Deputation für Gewerbe abgegebene Gutadh: 
ten es genügen, auf eine Zundamentirung und Wangenftärfe Rüd: 
ficht zu nehmen, die eine Erhöhung um 10° Fuß mehr als 60 
Fuß, alfo bis auf 70 Fuß zuläßt. 

Sollten auch bei ‚einer folhen Erhöhung fich hiernächft noch 
Beläftigungen für die Nachbarn ergeben, fo wird dann noch zu 
dem Ausfunftsmittel der Anwendung blechener Aufjagröhren ge: 
fchritten werden können. Wo auch foldyes nicht ausreicht, wird 
das Übel nad) dem obigen Berichte der technifchen Deputation, 
meiftens in Mängeln der Feuerungs-Anlage feinen Grund haben, 
und die Intereffenten werden dann durch Abftellung diefer, oder 
durch den MWechfel des Brennmateriald die Schwierigfeiten der 
weitern Erhöhung des Schornfteing zu vermeiden, fich veranlaßt finden: 

Berlin, den 31. Dezember 1838. | 

Minifterium des Innern und der Polizei. Zinanzminifterium. 

v. Rochow. v. Alvensleben: 


a, ' 

In dem $. 8. 3.2. des Megulativg, die Unlage und den Gebrauch 
von Damzfkeffeln und Dampfentwidlern betreffend, vom 6. Mai 1838., 
it angegeben, daß eine Schornfleinröhre zu einem vier Pferde nicht 
überfieigenden Dampffeffel oder Dampfentwickler, deffen Heizung mit 
fRarfrauchendem Brennmaterial, als: Steinkohlen, Braunfohlen, Holz, 
beforgt wird, eine Höhe erhalten müßte, die 18 Zoll mehr betrüge, als 
der Forft des hoͤchſten Nachbargebäudes. 3 

Sn dem S. 8. 8. b. iſt ferner angegeben, daß jeder jenes Maß über: 
fieigende Dampfkeffel oder Dampfentwicler zur Ubführung des Rauchs 
bei Benutung von Steinfohlen, Braunfoplen, Holz, mindefliens 60 Fuß 
hoch aufgeführt werden müßte. 

Endlich iſt zu Ende des $. 8. gefagt, daß den Fundamenten und 
Mänden folcher Schornfleinröhren, die in bewohnten Orten oder in ber 
Nähe nachbarlicher Grundſtücke für Dampfkeffel oder Dampfentwickler 
aufgeführt werden, eine ſolche Stärke gegeben werden muß, daß eine. 
Erhöhung durch Aufmauerung oder durch Eifen ſpaͤter möglich wird 
und mit Sicherheit ausgeführt werden fann, wenn eine Erböhung in 
Sg von Beſchwerden benachbarter Grundbeliger und der bierauf ers 
olgten Unterfuchung als nothwendig fich ergeben follte; daß dieſe Erhoͤ⸗ 
bung bei vierpferdigen Keffeln nur fo viel betragen darf, die Höhe der 
Schornfieinröhre bis auf 60 Fuß zu bringen, daß aber diefelbe bei 
—— Dampfkeſſeln unbedingt ſo weit gefuͤhrt werden muß, bis 
dem Übelſtande abgebolfen iſ. 

Nach dem Inhalte des obigen 8. iſt alſo bei or er: von Steinfop: 

uu : 
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Ien, Braunfoblen, Holz, für einen Dampffeffel oder Dampfentwidler 
bis vier Pferde die niedrigfte Döbe der Schornileinröhre 18 Zoll Aber 
den Forfi des hoͤchſten Nahbargebäubdes, die größte Höhe 60 Fuß; für 
einen größeren Dampffeffel oder Dampfentwickler die niedrigfte Höhe 
der Schornfleinröhre 60 Fuß; die böchite Höhe, zu welcher diefelbe auf: 
geführt werden muß, aber nicht angegeben. 

Dos Königl. Volizeipräfidium begt nun Zweifel darüber, was uns 
ter dem hoͤchſten Nachbargebäude zu verfiehen wäre, und ob jene Bes 
Rimmung für alle Entfernungen gelte? ferner, welche Hoͤbe für eine 
Echomfteinröhre ald maßgebend anzunehmen wäre, um hiernach die 
nothwendige Stärfe des Fundaments und der MWände für den möglis 
chen Fall einer als nothwendig ermittelten Erböbung feftfiellen zu fönnen. 

ir erlauben uns bierauf ganz geborfamit zu bemerfen, Daß bei 
allen nicht ifolirt liegenden Anlagen für die Höhenbeitimmung der Schorn⸗ 
fleinröhre eines Dampffeffels oder Dampfentwiclers bis vier Pferde, 
und bei Anwendung von Steinfohlen, Braunfoblen, Holz ıc. die Höbe 
des Dachforſtes desjenigen Gebäudes maßgebend fein wird, welches das 
bödhfte der das Grundfiä, morauf die Unlage erfolgen fol, bigrängen: 
den Gebäude iſt, und eine Öffentlibe trage die Nakdarfhbart nıcht 
aufheben fann; daß ein Maximum der Höhe einer Echornfteinröbre für 
einen Dampffeffel oder Dampfentmwidler von mehr als vier Pferden 
nibt angegeben werden fann, weil die Köhe fich nach der Menge und 
der Belchaffenbeit des zu verwendenden Brennmaterialg richtet, jeder 
Feuerungskundige der Schornfleinröhre daher die durch die Erfahrung 
 befiätigten und zweckmaͤßigſen Abmeffungen für die geringiie Hoͤhe (bier 
60 Fuß) geben, und, wenn diefebe das Rauchen nicht beben follte, den 
Fehler nicht bloß in der Höhe, fondern aud in den Übrigen Abmeffun: 
gen der ganzen Feuerungsanlage fuchen wird. 

Für kleine Keffel bis zu vier Pferden fonnte webl ein Marimum 
der Höhe angegeben werden, für größere Keffel Über vier Pferde bis zu 
500 Pferden, den größten, die uns bis jekt befannt geworden, gibt «#6 
fo vieie Abitufungen, daß durch die Angabe des Marimums der Höbe 
einer Schornfieinröbre der Unternehmer eines fünfpferdigen Keffels ein 
eben fo großes Fundament für feine Schornfleinröhre anlegen müßte, 
als derjenige, welcher Keſſel zu 100 und mehreren Pferden einrichtet. 

Wenn in dem Regulativ eine Erhöhung durch Aufmauerung oder 
durch einen Auffag von Eifen als nothwendig vorausgefegt worden if, 
fo fonnte dabei nur eine geringe, vielleicht von 10 Fuß, angenommen 
werden, da fihon diefer Betrag einen bedeutenden Einfluß auf die Zug- 
fäbigfeit bat, und, wenn dadurch dem Übel des Rauchens nicht abge: 
bolfen würde, ein grober Febler in der Feuerungsanlage vorausgefegt 
werden muß. Bei binlänglich fundamentirten Schornfieinen würde ins 
deß eine folche, Erhöhung von 20 und 40 Fuß noch ausfübrbar fein. 

Daß bohe Schornfleine nicht nur das Rauchen heben, fondern auch 
wefentlich zur Erfparung des Brennmateriald beitragen, it befannt ge 
nug, und daher im ntereffe eines jeden Bauunternehmers, einen Fr s 
chen zu machen. Mangelt es ibm bierbei an Raum, fo fann er mit 
Vortbeil und wenigen Koflen einen blechernen Schornfein in Anwen: 
dung bringen, der fich dann auch leichter erböhen läßt. 

Da bier in Berlin wenige Keffelfeuerungen mit Steinfohlen, Brauns 
fobfen und — werden, und der Torf mehr in Anwendung 
it, fo kann der Beſitzer eines Dampfkeſſels durch Tauſch dee Brennma: 
terials ſchon moͤglichen Beſchwerden begegnen. 

Die neueſten Verſuche im Dampffeffelbau und in den zugeboͤrigen 
Feuerungsanlagen geben fo günflige Refultate, daß man hoffen fann, 
den Schornſtein vielleicht ganz zu entbehren. 


x 
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Die Meinen bis vierpferdigen Keffel find wohl die gebräuchlichiien ; 
fie bedürfen aber in der That nicht foviel Brennmaterial, als der kleinſte 
Baͤckereibeſitzer Berlins. Es verbraucht nämlich ein vierpferdiger gut 
onfiruirter Dampffeffel ꝛe. 384 Pfund Steinfohlen oder 882'/, Pfund 
fihten oder kiefern Holz in 12 Stunden. Iſt das Gewicht einer Klafe 
ter dieſes Holzes ıc. % Pfund, fo ergibt ſich eben '/, Klafter. 

Wir fiellen Einem hoben Finanzminiſterium ganz geborfamit an- 
beim, dem Polizeipräfidium zu geflatten, in den Bällen, wo für große 
Dampffeffel und bei einer Feuerungsanlage zu Steinfohlen, Braunfob« 
fen, Holz, nur eine Echornfleinröhre von 60 Fuß projeftirt wird, für 
die Fundamentirung und die Wangenflärke auf eine mögliche Erhöhung 
von 10 Fuß Ruͤckſicht zu u bei Hattfindenden Klagen Aber Rauch 
ıc. aber eine geümdliche Unterfichung vornehmen zu laffen, ob der Feh⸗ 
ler nicht in der Feuerungsanlage felbft if. 

Berlin, den 13. November 1838. | 

Die Koͤnigl. technifhe Gewerbes Deputation. 


M. 
Armenwefen. 


166. 


Reſolution des Königl. Minifteriums des Innern und 
der Polizei an die ArmenDireftion zu Potsdam, daß 
den Armen: Direktionen die Stempels, Gebühren: und 


Porrofreiheie nicht zuftche. 


Auf die in dem Berichte der Armen:Direftion vom 2. Mai 
d. 3. enthaltenen Anträge vermag ich überall nicht einzugehen. 

Nach den beftehenden Gejegen, und zwar nad) der Sportels 
Tare vom 23. Auguft 1815... 2. sub 5. und dem Geſetze we: 
gen der Stempeljteuer vom 7. März 1822. $. 3. lit. i. ift die 
Sportel:, imgleihen die Etempelfreiheit nur wirklichen Armenau—⸗ 
ftalten, d. h. folhen Inftituten zu Gunften der Armen beigelegt 
worden, denen die Nechte einer moralifchen Perſon verliehen wors 
den find. Dagegen fann der Armenvorftand einer Kommune, der 
nur die Behörde bildet, Durch welche die zur Kommunal:Bermwals 
tung gehörige Armenpflege geleitet wird, auf diefe Freiheit um fo 
weniger Anfpruch machen, als den Gemeinden auch in den übris 
gen Theilen der Kommunal: Berwaltung die Stempel: und Ges 
bühren- Freiheit nicht zufteht. 

Da nun diefe, durch neuere Befchlüffe des Königl. Staats: 
minifterii beftätigten Grundfäge nad) dem Regulativ vom 1. Of: 
tober 1837: auch hinfichtlic der Portofreiheit in Prozeſſen in fos 
fern Anwendung finden, als demjenigen, welcher auf Sportelfreis 
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‚heit feinen Anfpruch hat, auch die Portofreiheit nicht zufteht, fo 
fann ich, wenngleich ich damit einverftanden bin, daß der $. 12. 
jenes Regulativs, welcher von arınen Parteien redet, nicht auf 
die dem Armenwefen vorfiehende. Behörde zu beziehen ift, mich 
nicht veranlaßt finden, meine Verwendung bei dem Königl. Ges 
neral= Poftamte dahin eintreten zu laffen, daß dem Armen :Diref: 
torio bei feinen Prozeffen die Portofreiheit beigelegt, und das nach 
.. zurüderfolgenden Brieffouverts erhobene Porto reftituirt 
werde. 
Berlin, den 22. Oktober 1838, 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
vb. Rodom. 


167. 
Neffripe des Königl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei an die Königl. Regierung zu Münfter, die 
Ausleihung der den Kommunal-Armenfonds zugehörigen 
Kapitalien betreffend. 





Da die Städte- Ordnung in den Nechten und Berhältniffen 
der frommen Stiftungen nichts geändert hat, fo muß, wie ich 
der Königl. Regierung auf Ihre, die Anleihen der Gemeinden 
aus Kommunal: Armenfonds betreffende Anfrage vom 23. v. M., 
unter Rüdfendung der Beilage, erwiedere, allerdings auch ferner 
nad den Vorfchriften des Thl. II. Tit. 19. $. 43. und Tit. 11. 
$. 636. des Allgem. Landrechts verfahren werden, nad) welchen 
in der Regel das Vermögen diefer Stiftungen nur gegen gericht: 
liche Sicherheit auf unbeweglihe Güter ausgeliehen werden darf. 
Diefe Negel wird auch in den Fällen zu beobachten fein, wenn 
die Städte dergleichen Kapitalien leihen, dafern entweder die be: 
fondern Borfteher der Stiftungen darauf beftehen, oder die Stadt, 
nad) dem Ermeſſen der vorgefehten Behörde, ohne Hypothek nicht 
hinreichende Sicherheit für ſolche SKapitalien leiftet, oder in der 

tiftung dieſe Unterbringungsart ausdrüdlich vorgefchrieben iſt. 

ndem das Gefeh aber die letztere nicht unbedingt, fondern nur 
als Regel vorfchreibt, fett es felbft Ausnahmen voraus, welche die 
Königl. Regierung geftatten kann, wenn feiner der obigen Fälle 
eintritt, und ihr fonft Fein Bedenken beigeht. Hiernach bleibt der 
Königl. Regierung das Weitere überlaffen. 

Berlin, den 28. Oftober 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 
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ER 168. —— 
Reſolution des — Miniſteriums des Innern und 
der Polizei an den Magiſtrat zu N. und abſchriftlich 
an die Koͤnigl. Regierung zu Potsdam, die Erhebung 
von Abgaben zur Armenkaſſe betreffend. 


Die unterm 23. v. M. vom Magiſtrate angebrachte Bes 
fchwerde über eine Verfügung der Königl. Regierung zu Potss 
dam, (Anl. a.) durch melche die Abgabe vom Kaufpreife der ge: 
‚richtlich fubhaftirten Grundftüde zur Armenfaffe abgeftellt worden 
ift, ift ungegründet, daher ich folche nur zurüdweifen Fanı. Die 
angeführten Geſetze, welche die Einrichtung von Armenfaffen ans 
ordnen, rechtfertigen an fich felbft diefe auf Befehl der ausführen: 
den Behörden eingeführte Abgabe nicht. Am wenigſten ift folche 
nach Einführung der Städte-Ordnung noch zuläffig gemwefen, und 
hätte längft abgeftellt werden follen. Denn nad diefem Gefehe 
ſollen alle Kommunalbedürfniffe, zu welchen auch die Bedifffniffe 
der Armenfaffe gehören, nah den Kräften und den Vermögen 
fämmtliher Einwohner vertheilt und alle Prägravationen Einzel: 
ner vermieden werden. Eine ſolche Prägravation ift e8 aber, wenn 
Diejenigen, deren Grundftüde gerichtlich fubhaftirt werden, oder 
die Käufer derfelben, oder die Gläubiger, den Betrag der Abgabe 
mehr bezahlen oder verlieren, folglich nicht nach ihrem Vermögen, 
fondern nach einem völlig zufälligen Berhältniffe zur Armenkaſſe 
beitragen follen. Aus diefem Grunde find Abgaben diefer Art 
überall, wo fie ſich vorgefunden, abgeftellt worden. In Halle an 
der Saale, in welcher ein Kauffchoß von allen Grundftüdsverfäu: 
fen, der unftreitig gerechter war, als eine lediglich ‚von fubhaftirs 
ten Grundftüden erhobene Abgabe, feit Zahrhunderten beftanden 
hatte, ift folcher durch Alferhöchfte Beftimmung. Seiner Majeftät, 
als den jeßigen Geſetzen widerfprechend, aufgehoben worden. 

Hiernach finde ich die Verfügung der Königl. Regierung voll: 
fommen gerecdytfertigt, und kann die dagegen erhobene Befchwerde 
des Magifträts nur zurücweifen. " 

Berlin, den 15. Dftober 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


u: 

Aus den uns jährlich einzufendenden Rechnungs-Extrakten haben 
wir erfeben, daß in mehreren Städten unfers Regierungsbezirfs bei Ber 
figveränderungen des Grundeigentbums eine Progentabgabe des Grunds 
werths als — * erboben wird. Eine derartige Abgabe, 
welche den Verkehr mit dem Grundeigenthum erſchwert, widerſpricht jes 
doch nicht nur den Grundfägen der Städte: Ordnung ($. 56.), fondern 
auch der jeßigen.ÖSteuergefeggebung ($- 6. 7. 13. des Gefeges vom 30. 
Mai 1520,). Der Magiftrat wird daher in Folge einer höhern Orts, 
bei einem Spezialfalle diefer Art, getroffenen Entfcheidung, angemiefen, 
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infofern eine foldhe Abgabe dort eriftirt, von der Erhebung bderfelben für 
die Zufunft abzufteben, es fei denn, daf die Gtadt beweifen wolle, daß 
diefe Abgabe al& Reallaſt auf den Grundftäcen ruhe, was im Rechtes 
wege ausgeführt werden müßte. Potsdam, den 13. Zuli 1839, 
Königl. —— Abtheilung des Innern. 
oͤttger. 


An ſaͤmmtliche Magiſiräte. 





| 169. 
Reffript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Marienwerder,, 
die Einziehung der Kur» und Berpflegungsfoften für 
die außerhalb ihres Wohnorts erfranften Armen betr. 


Der Königl. Regierung wird hierneben eine Vorſtellung der 
Gemeine N. vom 29. Auguft c., | 

ie Koften der Kur: und Verpflegung der N. betreffend, 
mit Der Aufforderung zugefertigt, über die darin enthaltene Be: 
ſchwerde Bericht zu erftatten. 

Es ift zwar, moon Ihre Verfügung vom 3. Januar c. 
ausgeht, vollfommen richtig, daß eine jede Kommune fih eines 
jeden am Orte befindlichen armen Kranken, vorbehaltlich des Mes 
greffes gegen den principaliter verpflichteten Armenverband, zus 
nächft auf eigene Koften anzunehmen hat. 

Wenn jedoch Seitens der vorgefeßten Behörde die Kur und 
Derpflegung der Gemeine des Aufenthaltsorts nicht belaffen, fon: 
dern aus polizeilichen Rückſichten für Rechnung des Berpflichteten 
an einem dritten Orte bewirft wird, fo ift, wenn der Kranfe ei« 
ner andern Gemeine angehört, fein Grund vorhanden, warym die 
dadurch entfichenden Koften, infoweit fie noch unberichtigt geblies 
ben find, nicht von diefer letztern, als der ohnehin zum Grfaße 
verpflichteten Kommune, unmittelbar einzuziehen wären. 

Überdies hat die Kommune des Aufenthaltsorts ſich des Ver- 
armten immer nur fo lange anzunehmen, als derielbe nicht dem 
Heimathsorte überwiefen werden kann. In dem Falfe aber, daß 
die Kur an einem dritten Orte erfolgt, fann nad) der Ermitte— 
lung des Heimatbsorts diefe Übermweifung mit der Wirfung, daß 
für die Berichtigung der Koften anftatt des letzten Aufenthaltsorts nun 
die Kommune des Wohnorts zu forgen hat, fofort bewirft werden. 

Hieraus folgt zugleich, daß die Polizeibehörde verpflichtet ift, 
ſich der Ermittelung der Angehörigfeitsverhältniffe in folchen Fäls 
len ohne Verzug zu unterziehen. In dem vorliegenden ſcheint 
aber diefe Ermitcelung vernachläfigt worden zu fein, 

Berlin, den 10. Dftober 1838. 

Miniferium des Innern und der Polizei, 
v. Meding. 


_—— — — 
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| | 170. °: . 
Reſkript des Könige. Minifteriums des Innern und der 
Polizei an die Königl, Regierung zu Potsdam, betrefz- 
fend die Geſtattung eines bffentlichen Aufrufs Seitens ' 
der Armenbehörde zur Ruͤckkehr der mit Hinterlaffung 
armer Angehörigen fich heimlich entfernten $amilienväter. 


Der Magiſtrat hiefelbft hat eine Abfchrift der von der Kö— 
nigl. Regierung unterm 2, Februar c. an ihn erlaffenen Berfüs 
gung eingereicht, nach welcher Diefelbe e8 für unzuläffig erflärt, 
daß Familienväter, welche ſich mit Zurüdlaffung der Ihrigen heims 
lich von hier entfernen, und die ihnen obliegende Pflicht zur Ers 
nährung der Ietern auf die Kommune mälzen, von der Armen: 
Direktion durch einen öffentlichen Aufruf zur Rückkehr aufgefors 
dert werden. i 

Die von der Königl. Regierung in gedachter Berfügung ges 
äußerten Bedenfen kann ich nicht für durchgreifend erachten, fon: 
dern muß der Anficht des Magiftrats über die. Zuläffigfeit ſolcher 
Aufrufe im Allgemeinen beitreten. | 

Denn. der Begriff einer Diffamatlon fcheint auf derartige 
Fälle gar nicht zu paflen, da hier nicht von dem Berühmen mit 
Anfprüchen die Rede ift, welche nicht zugeftanden werden, ($. 1. 
Tit. 32. Thl. I. A. ©. O.) fondern es ſich nur um eine Auffor: 
derung der Behörde zur Erfüllung der dem Abmwefenden unzwei⸗ 
felhaft obliegenden, unmittelbar durch das Geſetz angeordneten und 
keinesweges beſtrittenen Verpflichtungen gegen die Seinigen handelt. 

Während das Geſetz vorſchreibt, daß derjenige, welcher, obs 
wohl arbeitsfähig, dennoch unterläßt, ſich und den ihm Angehöri— 
gen ein Unterkommen zu verſchaffen, zur Strafe und Beſſerung 
gezogen, und zu dieſem Zwecke in ein Arbeitshaus eingeſperrt wer⸗ 
den ſoll (F. 19. des Patents vom 8. September 1804.) kann 
der Behörde nicht mit Grund die Befugniß abgefprochen werden, 
Diejenigen, welche fich jener Maftegel durch heimlicdye Abwefenheit 
entzogen haben, durch einen öffentlichen Aufruf zur Rückkehr auf: 
zufordern, Daß hiermit nur gegen diejenigen verfahren merden 
Fönne, deren gefeßliche Verpflichtung und deren Fähigkeit, diefe 
zu erfüllen, klar ift, verfteht fih von felbft. 

Die Königl. Regierung hat hiernach den Magiftrat mit an: 
derweitem Beſcheide zu verfehen, wobei diejenigen näheren Beftims 
mungen, welde Diefelbe zur Verhütung eines jeden Mißbrauchs 
etwa für nöthig erachten möchte, Ihrem Ermeffen überlaffen bleiben. 

Berlin, den 6. Oftober 1838. 

Der Miniſter des Innern und der Polizei. 


F v. Rocho w. - 
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1m. 
Cirfular:Verfügung der Königl. Regierung zu Trier an 
fämmtliche Koͤnigl. Landräthe, die Unterbringung verlaf 
| fener Kinder betreffend. 


Indem wir Ew. Wohlgeboren lithographirte Eremplare des 
Berichts des Direktors des hiefigen Landarmenhaufes, Hofratbs 
Eskens, vom 22. d. M., betreffend die Unterbringung verlaffe: 
ner Kinder, für fümmtlihe Bürgermeiftereien des Ihnen unterge: 
benen Kreiſes anliegend überjenden, tragen wir Ihnen auf, dar: 
auf zu halten, daß fünftig nach den in demfelben ausgeführten 
Grundfägen verfahren ‚werde, und befonders die Bürgermeifter 
mit Umficht dahin wirfen, daß die Findel:, Waifen: und verlaffe: 
nen Kinder wo möglich nicht in dem Landarmenhaufe, fondern in 
der Heimath bei braven Eltern auf Koften der betreffenden Ge— 
meinden, oder in geeigneten uns vorjutragenden Fällen des Poli: 
zei-Strafgelder- Fonds untergebracht, und die Ichtern demnächſt bei 
ung liquidirt werden. 

Trier, den 30. Juni 1838. | 
Königl. Preuß. Regierung. Abtheilung des Innern. 


j a, 

Der Königl. Herr Regierungs s Präfident bat bei Mittheilung feis 
ner Decifions:-Berbandlung über die FJabresrechnungen des Landarmens 
hauſes pro 1836. durch die in Abfchrift bier beigefügte Verfügung vom 
9. v. M., die Unterbringung der, auf Koften des Polizei-Strafgelders 
Fonds zu erzichenden, Findel-, Waifens und verlaffenen Kinder zum Ges 
genflande näherer Erörterung zu machen geruht, und foll ich darüber, 
wie nachſtehend ‚ebrerbietigit gefchiebt, an Eine :c. Regierung berichten. 

- Berfchiedene Gründe müffen nothwendig dazu bewegen, die gedadh: 
ten Kinder, fo viel nur immer möglich, in der Beimatt bei braven Pfle⸗ 
ge:Eltern unterzubringen; denn eriiens wird dadurd) der Zweck der Er: 
ziehung auch erreicht, zweitens Foftet es weniger, und drittens erfordert 
der Raum und die Hauptbefiimmung des Landarmenhaufes Mückſich— 
ten, welche ebenfalis die Befchränfung der Aufnahme von folchen Kin: 
dern bedingen. j ' 

ad 1. Es if wohlverftanden, daß die Kinder nicht bei mittellofen 
und folchen Leuten untergebracht werden, welche in Beziehung auf Mo, 
ralität irgend einer Zweideutigfeit unterworfen find; vielmebr müſſen 
es vornehmlich chrifilich gefinnte und ſeßhafte Kamilien fein, die, wenn 
auch nicht befonders vermögend, doch der Mittel nicht ermangeln, die 
Unterhaltung und Erziebung der Pfleglinge gewifienbaft zu befergen ; 
Feinenfalls folche, welche blos zu eigenen Zweden das Erziehungsgeld 
verwenden und die Pfleglinge darben laffen. | 

Plegeväter und Pflegemüitter, wie fie gemünfcht werden, findet man 
faft in jeder Gemeinde, wenigftens in jeder Bürgermeifterei der Heimath 
der Kinder, wovon es ſich handelt. 
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Es verſteht fich, daß diefe Kinder unter dem Schutze und der fper 
giellen. Kontrolle der Ortsobrigfeit fteben. . 

Dadurch, daß die Kinder in der Regel in der Heimath unterger 
bracht werden, ‚bleibt ihnen diefe lieb und theuer, fie wachfen in den 
Eitten sind Gebräuchen der Gegend, der fie angehören, auf, und geben 
fo leichter. ihrem fünftigen Broterwerb entgegen, als die in- Öffentlichen 
Anfalten erzogenen Pfleglinge, die troß aller auf fie verwendeten Sorg⸗ 
falt, mit Eden in die Welt treten, welche nur bei den gufgearteten 
bold abgrfihliffen werden. Auch glaube ich, daß im Allgemeinen, in Pins 
ficht auf. die Gefundheit der Kinder, deren Unterbringung vorzugsmeife 
auf dem Lande gefucht und gefunden werden muß. 

ad 2. Gäuglinge und Kinder bis zum Alter von 5 Jahren wers 
den gewöhnlich für 4 Rtblr. monatlich untergebracht. In dem Alter 
von 5 bis 10 Jahren reichen 3 Rthlr. monatlich bin; von 10 bis 14 
Jabren aber koſtet es, der vermehrten Ausgaben für Koſt, Kleidung und 
Schulgeld wegen, wiederum 3'/, bis 4 Rthlr. monatlich. 

Diefe Anfäge, welche nach Erfahrung ald Marima angenommen 
werden, dürften jedoch in vielen Fällen nicht erreicht werden; denn fels 
ten ift eine Waife ganz ohne Verwandten. Hier ift e8 ein Großvater, 
. dort eine Zante, bier eine Bafe, dort ein Taufpathe zc., melde, wenn 
die Ortsbebörden in Verbindung mit den Pfarrern ihre Wermittelung 
eintreten laſſen, gern eine folche, gegen ein, nach den Verhaͤltnifſen zu 
arbitrirendes maͤßiges Pflegegeld, Übernehmen. Mit dem Gefuch auf 
unentgeldliche Aufnahme aus chrifilicher Liebe müßte eigentlich angefan« 
gen werden. — Wenn die Unterhaltnngsfoften in dem Landarmenhauſe 
durchfchnittfich 54 Rthlr. pro Jahr betragen, fo darf dies darıım nicht 
auffallen, weil nebfidem, daß die allgemeinen Adminiftrationsfoften zur 
Berechnung gezogen find, auch die fpegiellen Anfchaffungen für die Kin— 
der felbfi,, auf einem ordintlicen, den Zweck fihernden Auskommen bes 
ruhen. liberdies iſt es ja fo richtig als befannt, daß das Landarmen⸗ 
baus feine Rebensbedürfniffe nicht fo woblfeil befchaffen kann, als fie in 
der erfien, Hand fichen und zu haben find; die Mahl: und Schlacht⸗ 
feuer fommt dabei auch in Betzadht. 

ad 3. Geitdem durch das adgefürjte Verfahren gegen Bettler ums 
fer diefer Rubrif fo viele Kinder in die Anflalt eingewiefen werden, ift, 
es auch, bejländen felbit alle oben angeführten Gründe nicht, nicht mebr 
durchzuführen, viele Waiſen und verlaffene Kinder darin unterzubringen. 
Der Raum, welcher dermalen bei einer Zahl von 153 Kindern, ſchon 
fo ſehr beengt iſt, fehlt, und bald dürfte man ſich in die Unannehmlich⸗ 
keit verfeßt feben, die Bettelfinder, welche, der eigentlihen Beflimmung . 
des Randarmenbaufes gemäß, von rechtswegen darin gehören, nicht mehr 
aufnehmen zu koͤnnen, es fer denn, daß zu koſtſpieligen Bauten gefshrits 
ten würde, wozu nicht zu ratben if. 

Sch bin demnach entfihieden der Meinung, daß es angemeffen und 
ganz an der Zeit fei, für die Unterbringung der Findel-, WBaifens und 
verlaffenen Kinder in deren refp. Heimath forgen zu laſſen. — Wenn 
dies nun auch als Negel feftzubalten wäre, fo darf doch nicht verfannt 
werden, daß es Fälle gibt, wo das entgegengefekte Verfahren nothwen— 
dig und vorzuziehen iſt. , 

Waifen von beimatblofen Eltern, Kinder von inhaftirten, Feiner 
befiimmten Gemeinde angebörenden Eltern, Kinder aller Kategorie 
welche ihres verwilderten Charakters, einer Infirmität wegen, oder au 
fonfligen, zur Ausnahme zählenden Urfachen, nicht füglich auswärts uns 
terzubringen find, dürften, fobald dieſe Ausnahme begründet worden, 
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nach wie vor in das Fandbarmenhaus aufgenommen werden. Werden 
auf diefe MWeife die Aufnahmen befchränft, fo it auch nicht mebr zu 
beforgen, daß, trog feiner großen Bevölferiing im Allgemsinen, da6 Lands 
armenhaus aus dem Gleichgewicht gerathe. Eben fo bin ich damit volls 
kommen einverftanden, daß die bereits in der Erziebungsanftalt befinds 
lichen, noch nicht 14 Fahre alten Kinder, bei vorfommender Gelegens 
beit, an gute Familienvaͤter, gegen cin mäßiges Erziehungsgeld, verabs 
folgt werden. ’ 

Eine Königl. Regierung gerube diefe meine unmaßgeblihen Anfich 
ten in Erwägung zu ziehen und das Geeignete in der Sache zu ver 


en. 
. Zrier, ben 22. Juni 1838. 
Der Königl. Hofrath "- a des Landarmenhauſes. 
ent. - 


An 
Eine König, Hohlöblihe Regierung, biejelbit. 


172. 


Keffript des Königl. Minifteriums des Innern und der 

Polizei an den Königl. Oberpraͤſidenten der Provinz 

Pommern, die Verpflegungsfoften für arme hinterlaffene 
Kinder betreffend. 


Ew. Hochmohlgeboren erwiedere ich auf Ihren Bericht vom 
13. v. M., daß ich mit der darin entwidelten Anficht in Betreff 
der Erfiattung der rüdjtändigen DVerpflegungsfoften für die hin: 
terlaffenen Kinder der Tagelöhner-Wittwe R. im Wefentlichen ein: 
verftanden bin. ; 

Nachdem der Landrat) das Dominium Zadfow b. ohne Er: 
folg aufgefordert hatte, fi der Kinder der in einem herrſchaftli— 
chen Haufe wohnhaft gemefenen verjtorbenen Wittwe R. anzuneh— 
mer, war derfelbe allerdings vollkommen befugt, die Verpflegung 
diefer Kinder, der der Gutsherrfchaft gemachten Anfündigung ges 
mäß, im Mege der Erefution durdy einen Andern bewirfen zu 
laffen, und die Koften von dem Dominio einzuziehen. Die Anſicht 
der Negierung zu Cöslin, daß wenn das Dominium fich zu Dies 
fer Koftenzahlung nicht verftehen möchte, die Einziehung derfelben 
nur im Nechtöwege erfolgen fünne, ift unrichtig, und würde, wenn 
fie zue Anwendung kommen follte,. die Befugniß der Berwaltungss 
behörde, ein Dominium oder eine Gemeinde zu der ihm obliegen: 
den Unterhaltung eines Armen, event. durch Erefution anzuhals 
ten, vößig illuſoriſch machen. 

Die Allerhöchſte Kab.Ordre v. 3. Dez. 1835., (Annal. S. 1105.) 
auf welche die Regierung ihre Anſicht ſtützt, iſt in dieſer Bezie— 
hung von derſelben mißverſtanden, da die darin angeordnete Ver— 
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weifung des von einer Kommune ꝛc. gegen eine Andere erhobenen 
Anfpruche auf Erftattung bereits verwendeter Verpflegungsfoften 
auf den Rechteweg, auf diejenigen Koften nicht bezogen werden 
Fann, welche nach dem Interimiſtikum — welches die fompetente, 
Verwaltungsbehörde in fireitigen Fällen zu treffen eben fo befugt 
als verpflichtet it — auflaufen. Denn dieſem Interimiſtikum 
muß bis dahin, daß es im Wege Nechtens oder im Wege der 
- Befchwerde aufgehoben worden ift, Folge geleifiet werden, woraus 
fi) von ſelbſt eraibt, daß die Koften, welche durch die etwa erfor: 
derlich werdende Vollſtreckung deffelben im Erefutionswege entfte: 
ben, von dem fich mweigernden Theile eingezogen werden müffen. 

Daß die von dem Landrathe beftellten Verpfleger der Kin: 
der von der Regierung mit ihrer Forderung auf den Nechtsweg 
verwiefen worden, fann daher um fo weniger gebilligt werden, als 
dadurch das Anfehen des Landraths, an welchen fie fich wegen 
des ihnen von Amtswegen gemachten Auftrages zu, halten befugt 
find, offenbar Fompromittirt werden würde. Im Übrigen ift es 
ganz gefeklich, daß die Negierung die Verfügung des Landraths 
in fofern abgeändert hat, als die beiden ehelichen Kinder der 
Wittwe R. der Gemeinde N. — mo deren Bater bei feinem Abs 
leben gewohnt hat — von ihr überwiefen worden find. ' 

Bon dem Tage an, mit welchem diefe, fofort nach Eingang 
der betreffenden NRegierungs-Berfügung zu bewirfende Überweifung 
erfolgt ift, ift daher aud) das Dominium Zadfow b. von Tragung 
der diesfälligen Berpflegungsfoften für entbunden zu achten. 

Ew. Hodwohlgeboren- überlaffe ich, hiernad) das weiter Er: 
forderliche zu verfügen. - — 

Berlin, den 12. Dezember 1838. 

Der Miniſter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


| 173. 

Reffripe des König. Minifteriums des Innern und ber 

Polizei an die Königl. Regierung zu Marienwerder, in 
eben derfelben Angelegenheit. 





Die Königl. Negierung beftätigt in Shrem über die- Be: 
fchwerde des Magiftrats zu Thorn unterm 3. v. M. erflatteten 
Berichte, daß derfelbe verpflichtet gewefen fei, die Kinder des dor: 
‚ tigen Tambours N. der öffentlichen Armenpflege zu übermweifen, 
und daß zur Beftreitung der dadurch verurfachten Koften der aus 
dem Fonds des großen Militair:Waifenhaufes bewilligte Betrag 
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von 15 Ser. für jedes Kind nicht genüge. Sodann ift es, wenn 
auch in dem Berichte nicht ausdrüdlich anerfannt, doch nach defe 
fen Inhalte als unzmeifelhaft anzunehmen, daß diefe Mehrfoften 
weder aus dem Vermögen, noch aus dem Golde des ꝛc. N. bei- 
getrieben werden Fönnen. 

Hieraus folgt bei der Militair-Qualität des letztern, daß diefe 
Mehrfoften aus dem Landarmenfonds getragen werden müffen. 
Der Grund, aus dem die Königl. Regierung den Widerſpruch der 
ſtändiſchen Landarmen-Kommiſſion gegen die Anweifung des erfor: 
derlichen Zufchuffes für gerechtfertigt erachtet hat, daß nämlich 
diefe Koften aus Militairfonds zu beftreiten feien, triffe nicht zu, 
da mehrfache Berwendungen beim Königl. Kriegsminifterio in ähn— 
lichen Fälfen ohne Erfolg geblieben find, und von des Königs 
Majeftät Allerhöchitfelbft in einem Spezialfalle anerfannt wor: 
den ift, daß derartige, für die Kinder noch lebender Soldaten auf: 
zumendende Koften der AUrmenpflege Tediglich aus dem Provinzial: 
Armenfonds zu beſtreiten feien. | 

Die Regierung, hat hiernach das Weitere zu veranlaffen. 

Im Übrigen ſetzt das unterzeichnete Minifterium voraus, daß 
im vorliegenden und in ähnlichen Fällen, in welchen die Ber: 
pflichtung des Landarmenfonds feſtgeſtellt worden ift, die inzwi— 
fen von den Kommunen des Aufenthaltsorts bereits verwende: 
fen Berpflegungsfoften denfelben, ohne prozeffualifche Weiterungen, 
von der ſtändiſchen Landarmen:Kommiffion erftattet werden, da 
fonft bei der aus den Aften des Magiftrats zu Thorn erfehene 
Einrichtung, wonach die gedachte Kommilfion nur halbjährlich 
zuſammenzutreten fcheint, Einleitung zu treffen fein würde, um 
begründeten Anträgen der Kommunen auf Übernahme heimathlicher 
Armen von Seiten des Provinzial:Urmenverbandes fofort und ohne 
die regelmäßige Verſammlung diefer Kommiffion abzuwarten, Folge 

zu geben. 
| Berlin, den 5. Dezember 1838. 
Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
v. Meding. 


174. 
Refolution des Königl. Minifteriums des Innern und 
der Polizei an die Gemeinde Kleins Drenfen und ab: 
fehriftlich an die Königl. Regierung zu Bromberg, die 
Arinenpflege in Beziehung auf hulfsbedürftige Juden 
betreffend. 


Die Nefursbefchwerde der Gemeinde Klein: Drenfen vom 


1035 


21:.. September e., wegen ber ihr auferlegten Verpflegung der 
Juden-Wittwe N., muß nad dem, was darüber auf: Erfordern 
die .Königl. Regierung zu Bromberg jetzt einberichtet hat, für un- 
begründet erachtet werden. Denn da nach diefem Berichte die N. 
in Klein: Drenfen, wo fie einen fiehenden Handel betrieben, ein 
Domizil begründet und bisher. fortgefeßt hat, fo liegt, nach den 
bejtehenden gefeglihen Borfihriften der dortigen Gemeinde aller: 
dings die. Verpflihtimg ob, für die genannte Wittwe im Berar: 
mungsfalle zu forgen. ‚ Ä 

Durch das in Bezug genommene Audengefeh vom 1. uni 
1833. wird. die Weigerung der Gemeinde zu Leiftung der Armen: 
pflege ‚im vorliegenden Falle nicht gerechtfertigt. Denn wenn 
gleich darin beſtimmt ift, daß nicht naturalifirte Zuden ihren Wohn: 
fit nicht auf dem Lande nehmen follen, fo kann daraus doch nicht 
gefolgert werden, daß bereits dort wohnende Fndividuen dieſes 
Glaubens, zumal, wenn fie fih in einem hülfsbedürftigen Zuftande 
befinden, andern frädtifchen Gemeinden aufgebürdet werden kön⸗— 
nen. Böllig unftatthaft ift es aber, dergleichen Individuen einer 
Judengemeinde zu überweifen, da die jüdifche Korporation, . als 
folche, zur Armenpflege geſetzlich nicht verpflichter ift, dieſe vielmehr 
lediglich der bürgerlichen Kommune obliegt. 

Hiernach Fann das unterzeichnete. Minifterium die in der 
Sache ergangenen Verfügungen der Königl. Negierung zu Brom: 
berg nur beftätigen, und muß Die Gemeinde Klein» Drenfen zur 
Unterftüßung der N. fo lange für verpflichtet halten, bis diefe 
Mittwe felbft wieder für ihren nothdürftigen Unterhalt zu forgen 
im Stande ift, oder ihre gefeßlic, dazu verpflichteten Verwandten, 
welche die Gemeinde eventualiter im Nechtöwege dazu anhalten 
mag, dafür auffommen fünnen. 

Berlin, den 24. November 1838. 

Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
v. Meding. 


VII. 


Medizinal: und Sanitätd-Wefen. 
175. 


Reffripe der Könige. Minifterien an die Königl. Re 
gierung zu Stettin, wegen der unter gemiffen Umſtaͤn— 
den zulaͤſſigen Zwangs-Impfungen der Schußblattern. 


. Da die nad) dem Berichte der Königl. Regierung vom 11. 


% 
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Auguſt e, in N. im verfloffenen Sommer ausgebrochenen natär- 
lichen Menfchenblattern zur Zeit nicht epidemiſch herrfchen, und 
ihr Dafein jet ganz erlofchen it, fo find die unterzeichneten Mi: 
nifterien damit einderflanden, daß wider den Bauern N. ein Zwang, 
feine Kinder impfen zu laſſen, nicht weiter ‚anzuwenden fei, wenn 
gleih der eigentlihhe Zwed der verjährigen Beftrafung bei ihm 
vereitelt worden iſt. | 

Was hiernähft das Verhalten in Fünftigen dergleichen Fäl— 
len betrifft, fo unterliegt es gejehlich feinem Bedenfen, daß unter 
gewiſſen Borausjegungen Zwangs : Impfungen frattfinden Fönnen, 
und in den geeigneten Fällen bei Weigerung der betreffenden In: 
Dividuen, zu diefem Zwede insbefondere auch Verhaftung der Re: 
nitenten und Impfung der Kinder, felbft wider den Willen der 
Eltern, flattfinden darf. Das Negulativ vom 8. Auguft 1835. 
verfügt jedoch zunächſt im $. 55. nur die Vaccination der noch 
anftefungsfähigen Bewohner des Haufes, in welchem die Pocken 
ausgebrochen find, fchreibt dann auch vor, daß bei weiterer Wer: 
breitung der Krankheit fämmtlihe Einwohner des Orts auf die 
drohende Gefahr aufmerffam gemacht und aufgefordert werden fol: 
Ien, ihre anſteckungsfähigen Angehörigen fchleunigft vacciniren zu 
laſſen, und ſetzt endlich erft feit, daß erforderlichenfalls- Zwangss 
Impfungen bewirkt werden follen. | 

Hiernach kann aud in Fünftigen vorfommenden Fällen nur 
ſtufenweiſe verfahren werden, und muß die vorhandene und flei: 
‚gende Gefahr die Anwendung der mildern ‚oder firengern Map: 
‚regeln und der langfamern oder ſchnellern Steigerung derfelben 
beftimmen, was die Königl. Regierung dem Landrath N. auf die 
nach Ihrem sobgedadhten Bericht in diefer Angelegenheit gemachte 
Anfrage zu eröffnen hat. 

Berlin, den 15. November 1838. - 
Der Minijter der Geiftlichen, Untere Der Minifter des Innern 


richts: und Medizinal: Angel. und der Polizei. 
v. Altenftein. v. Rodom. 
176. 


Cirfular: Verfügung der Königl. Regierung zu Pofen 

an ſaͤmmtliche Landrärhe, die Aufbringung der Koften 

für die in die Irren-Heilanſtalt zu Owinsk aufgenoms 
menen Kranfen betreffend. 


Auf die in dem Berichte vom 5. d. M., in Betreff der Un: 
| ter: 
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terbringung von Irren⸗Kranken In der Ftren-Heilanftalt zu Owinsk, 
‚aufgeftellten Fragen eröffnen wir Ihnen Folgendes. 

Die Verpflichtung der Gemeinden, die Koften der Beauffich- 
tigung und Heilung derjenigen Irren, welche Kommunal: Arme 
find, fteht durdy die Beftimmungen der $$. 345. und 348. Tit. 
18. Thl. II. und refp. $. 10. f. Tit. 19. Thl. UI. des Allgem. 
Landrechts gefeglich feft. 

Stehen Wahn: und Blödfinnige unter der‘ Aufficht eines 
Vaters oder Ehemannes, fo find fie nur in fofern Gegenftand 
der, polizeilichen Sorge, als ihr Zuftand Vorkehrungen für die 
Sicherheit des Publifums nothwendig macht; hinfichtlich ihrer Kur 
aber bleibt Alles dem Ermeffen des Vaters oder Chemannes über: 
laffen. 

Solche Irre dagegen, welche nicht unter der Aufficht eines 
Baters oder Ehemannes fehen, müffen, nad $. 12. 1. c., vom 
Staate unter DVormundfchaft genommen werden, und in. den Fils 
fen, wo die Auffichts: und Heilungsfoften weder aus dem Ber: 
mögen der Kranken oder ihrer verpflichteten Angehörigen, noch don 
der Kommune erigibel find, iſt zumächft bei der betreffenden pro: 
vinzialftändifchen Kommiffion, unter Überreichung der Beweisftüde 
. für ſolche befondere Umftände, auf unentgeldlihe Aufnahme des 
Kranfen in die Provinzial- Frren »Heilanftalt anzutragen, und erſt 
wenn dieſer Antrag, wegen Mangels einer ledigen Freiftelle, zu: 
rüdgewiefen worden, tritt die Verpflihtung der Staatsfaffe zur . 
Dedung der Koften ein. Niemals darf aber der Koftenpunft die 
vorläufige Unterbringung eines Irren in die genannte Anftalt ver: 
zögern, fobald der Fall des $. 16. des Publifandums vom 27. 
Febr. c., *) betreffend die Provinzial:Frren:Heilanftalt zu Owinst, 
vorhanden iſt. 

Hiernach haben Sie in vorfommenden ‚Fällen zu verfahren. 

Dofen, den 18. Mai 1838. 
Königl Regierung. Abtheilung des Innern. 


den Königl Candratt su Koflen und Abfchrift 
fämmtliche übrige £andrüthe. 


* im — Hefte, S. 800—813, 


177. 
Reffript des Königl. Minifteriums der Medizinals ıc. 
Ungel. an die Königl. Regierung zu Königsberg, die 
Niederlaffungen der Hebammen betreffend. 





Das Minifterium eröffnet der Königl. Negierung auf den 
Bericht vom 2. Auguft d. J., wie ed feinem Bedenken unterliegt, 
Annalen, Heit IV. 1838, 3} 
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daß derjenigen Hebamme, welche an einem Orte Behufs der Aus- 
übung der Hebammenfunft ohne Genehmigung der betreffenden 
Ortsbehörde ſich niederläßt, nad) vorangegangener fruchtlofer Ver: 
warnung, die ihr ertheilte Approbation abgenommen und fo lange 
vorenthalten werde, bis fie nachweilt, an einem Orte fich nieder: 
gelaffen zu haben, an weldyem ihr folches von der betreffenden 
Behörde geftattet worden if. Das Minifterium ermächtigt die 
Königl. Regierung, in vorfommenden Fällen hiernach zu verfahren. 

Berlin, den 2. November 1838. 
Minifterium der Geiftlihen, Unterrichts: und Medizinal:Angel. 
v. Altenftein. 


—— 


\ ⁊ 


— 
Militair-Sachen. 


178. 


Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 

Polizei an die Königl. Regierung zu Merfeburg, und 

abfchriftlich an die Königl. Regierung zu Firgnig, den 

Zeitpunft des Anmeldens zum dreijährigen freiwilligen 
! Militairdienfte betreffend. 





Bon der Regierung zu Liegnitz ift die Seitens der Königl. 
Reaierung zu Merfeburg an die Landräthe Ihres Verwaltungs: 
bezivfs erlaffene Verfügung, wonach diejenigen jungen Leute, welche 
das 20ſte Lebensjahr erreicht haben, fich vor Beendigung der Er: 
faß-Aushebung des laufenden Jahres nicht zum dreijährigen frei: 
willigen Militairdienfte follen melden dürfen, mit dem Bemerfen 
eingereicht worden, daß ihr diefe Befanntmachung, da der Hoyers— 
werdaer, Kreis zum Bereiche des vierten Armeeforps, in welchem 
ſolche Eingang gefunden habe, gehöre, von dem Kommandeur der 
achten Landwehr:Brigade mit dem Antrage mitgetheilt worden fei, 
den darin ausgefprochenen Grundfaß auch in jenem Theile ihres 
Departements zur. Anwendung zu bringen. Die Regierung zu 
Liegnig hat aus diefem Antrage Veranlaffung genommen, in Über: 
einftimmmung mit dem von der Königl. Regierung zu Merfeburg 
aufgeftellten Grundfage, fi) mit den Kommandeurs der 5., 9. 
und 10. Landmwehr:Brigade, mit denen fie in Gefchäftsverbirdung 
fteht, wegen durchgehender Anwendung jenes Grundjaßes in Kor: 
refpondenz zu feßen. Der Kommandeur der Iten Landwehr: Bri: 
gade hat jedoch, wie aus feiner abjchriftlich beigefügten Antwort 
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vom 26. Zuli d. 3. (Anl. a.) näher hervorgeht, Anftand genom- 
. men, hierauf einzugehen, und eine abweichende Anficht geltend ges 
macht. | 
Sch finde Fein Bedenken, der Anficht des Kommandeurs der 
Iten Landwehr: Brigade, der fich auch das Königl. General : Kom: 
mando des 5ten Armeekorps, fowie des Herren Kriegsminifters 
Ercellenz angefchloffen Haben, um fo mehr beizutreten, als danach 
ſchon früher von dem Minifterium des Innern in den vorgefom- 
menen Spezialfällen, mit Rüdficht auf die Schlußbeftimmung des 
$. 103., fowie auf die Feftfehung des $. 104. der Inſtruktion 
vom 30. Zuni 1817., *) verfügt worden ift. 
Hiernach hat daher die Königl. Regierung Ihre Verfügung 
dahin zu modifiziven und abzuändern: | 
daß Anmeldungen zum dreijährigen freiwilligen Militairdienfte 
zwar während der Funktionen der Erfaßfommiffionen nicht 
zuläffig wären, außer diefer Zeit aber von den fonft dazu 
geeigneten Individuen auch nach Erreichung oder Vollendung ' 
des 20Often Jahres flattfinden Fünnten, fo lange felbige noch 
nicht zum Dienfte eingeftellt worden, ohne daß ihnen wegen 
ihrer Übergehung eine Berfchuldung beizumeffen fei. | 
Die Regierung zu Liegnig wird demgemäß von hier aus inftruirt, 
und Seitens des Herrn Kriegsminifterd das Erforderliche an die- 
betheiligten Landwehr-Brigaden erlaffen werden. 
Berlin, den 20. Dezember 1838. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


*) Annalen, Jahrg. 1828. ©. 797. ff. 


» 


a. 

Einer Königl. ıc. Negierung beehre ich mich auf das gefällige Schrei- 
bin vom 21. Zuli c. Folgendes gang ergebenft zu erwiedern. 

Das Allerhoͤchſte Gefeß vom 3. September 1814. fagt $. 1, daß 
jeder Eingeborne, fobald er das 20fte Jahr vollendet hat, zur Vers 
theidigung des Waterlandes_verpflichtet iſt; 8. 9. daß das vollendete 
20fte Lebensjahe zum Anfange des Kriegsdienſtes feſtgeſtellt, dieſer jes 
a auch bereits nach vollendetem 17ten Lebensjahre angetreten werden 
dürfe. 
Die Erfaß:Inftruftion vom 30. Juni 1817. fagt in diefer Beziehung 

. 101. ausdruͤcklich, daß die auf dreijährige Dienflzeit eintretenden 
reimilligen, fi) vom 1. November eines Jahres bis zum 15. Zuli 
de6 darauf folgenden melden dürfen, und $. 103., daß die Anmeldung 
eines Freiwilligen zur dreijährigen Dienſtzeit in der Regel vor dem 20ften 
Fahre erfolgen folle; jedoch fönnen diejenigen Individuen, welche nach 
Erreihung des 20jten Lebensjahres gefeglich noch nicht, eingeſtellt wor; 
den find, ohne daß fie fetbit fich ihre uͤbergehung beizumefien haben, 

fich noch nach diefem Alter als Freiwillige auf drei Jahre melden. 
Die Königl. Kabinets» DOrde vom 21. u Prag beſtimmt fers 

j 0 Er 
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ner, daß zur Berechnung des Anſanges der Dieniipflichtigfeit jedesmal 
das Kalenderjahr angenommen werden folle, und die GirkularsBerfüs 
gung des Minifterii des Innern vom 18. Mai und die gleiche des 
Kriegsminifterii vom 30. Mai 1826. erflären noch inebefontere, daß 
- die Anmeldungen zum einjährigen freiwilligen Dienft jedesmal vor dem 
1. Auguft desjenigen Jahres, in welchem die Alters» Klaffe, zu der die 
betreffenden Individuen gehören, zum erfienmale zur Erfag-Aushebung 
fonfurrirt, erfolgen follen, wonach alfo analog gefchloffen werden fann, 
daß den Anmeldungen zum dreijährigen freiwilligen Dienft ein ähnliches 
Recht zugeftanden werden müfle. 

In Erwägung diefer vorhandenen böhern Orts ertheilten Beſtim⸗ 
mungen, welche die Gränzgen und Nechte für den Eintritt zum Krieges 
dient überhaupt, wie für den Freiwilligen insbefondere genau feflfegen, 
kann ſich die unterzeichnete Brigade nicht mit dem Munfche Einer Kb: 
nigl, ıc. Regierung einverftanden erflären, weil es ihr unflatthaft er- 
fheint, wenn laͤngſt befiebende Allerhoͤchſte Feifegungen, die allgemein 
geltende Rechte begründen und feſtſtellen, durch einzelne Behörden, ſelbſt 
wenn dadurch ein augenblidlich nüglicher Zweck erreicht wird, entweder 
gen aufgehoben, oder durch eine befondere Auslegung annullirt werben 

nnten. 

Es ift möglich, daß im Bezirf ber achten Landwehr: Brigade fich 
befondere Bedürfniffe herausgeſtellt Haben ; es ift fogar möglich, daß in 
dem der Iten Landwebr-Brigade fich mitunter gleiche Bedürfnirfe, z. B. 
in Beziehung auf den Erfaß für die bevorzugten Waffen der Garde 
und Kuiraffiere bemerfbar gemacht haben, oder noch machen werden, 
dennoch glaubt die unterzeichnete Brigade, dem Vorfchlage Einer Hochs 
löblichen Regierung ibre Zuftimmung und zwar um fo mehr verfagen 
zu müffen, da die Allerhoͤchſte Kabinets:Ordre vom 25. November 1837. 
vorfchreibt, daß vom 1. November des einen Jahres bis zum Juli des 
darauf folgenden, fein Bataillon mehr als 40 Freiwillige einftellen dürfe, 
und der im Einverfiändnig mit dem Königl. Kriegsminilierio vom bos 
ben General» Kommando dieffeifigen Armeeforps ertheilte Befebl vom 
21. April 1833. feitfegt, daß jedes Kavallerie-Negiment jährlich wenig» 
ſtens W Refruten einftellen muͤſſe — beides Verordnungen, modurch der 
Eintritt zum fremdilligen Dienft fhon möglichit befchränft wird. 

Glogau, den 26. Juli 1838. 

In Abwefenheit des N a a 


f v. tzow. 
General⸗Major und Divifiond » Kommandeur. 
n 


Eine Königl. sc. Regierung zu Liegnig. 


179. 


Reffripe des Königl. Minifteriums des Innern und der 

Polizei an den Königl. Oberpräfidenten der Provinz 

MWeftphalen, die unenrgeldliche Vereidung der jüdifehen 
Rekruten Seitens der Rabbiner betreffend. 


Auf Ew. Ercellenz Bericht vom 11. v. M. ermwiedere ich, bei 
Rückſendung der Anlage, daß bei der Vereidung jüdiicher Nefru: 
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ten von einer für den Rabbiner zu zahlenden Remuneration gar 
nicht die Rede fein fann, da jener Aft eine Offizial-:Handlung ift, 
welche jeder, dem die öffentliche Funktion übertragen worden, un: 
entgeldlich verrichten muß. Die Allerhöchſte Kabinets:Ordre vom 
30. April v. 3. *) fann für die diesfällige Forderung des Ober: 
Nabbiners N. nicht angezogen werden, da fie von Eidesabnahmen 
in folchen- Angelegenheiten fpricht, in welchen die Parteien Gebüh— 
ren zu entrichten haben, feinesweges aber von unentgeldlich zu 
verrichtenden Offizial-Handlungen. 

Die Königl. Regierung dortſelbſt mag daher den ꝛc. N. mit 
ſeinem Antrage abweiſen und ihm dabei bemerklich machen, daß 
von einem ähnlichen Anſpruche eines andern Rabbiners bis jetzt 
hier nichts bekannt worden iſt. 

Berlin, den 8. November 1838. 

Der Minifter — und der Polizei. 
Rochow. 
) Annalen, Jahrg. er ©. 673. 


180. 


Girfular. Keffript des Königl. Miniſteriums des Janern 

und der Polizei, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, 

daß verſtuͤmmelte Leute nicht mehr der Artillerie uͤber⸗ 
wieſen werden ſollen. 





Bei dem Königl. Kriegsminiſterium iſt es zur Sprache ge: 
kommen, daß die Überweiſung verſtümmelter Leute an die Artil— 
lerie für dieſe Waffe nicht allein höchſt nachtheilig, ſondern ihre 
Anwendung bei den meiſten artilleriſtiſchen Arbeiten, welche ein 
gemeinſchaftliches Wirken erfordern, auch ſehr gefährlich ſei. 

Da nun nach der Äußerung des Königl. Kriegsminiſteriums 
die vorhandenen wirflich dienſtbrauchbaren a hinläng- 
lihe Gewähr für den Bedarf leiften, die Ausbildung folder ver: 
ftümmelten Leute aber: in der Negel nutzlos ift, fo ift, in Erwäs 
gung diefer Nücfichten und im Antereffe der Waffe, der Geyeral⸗ 
Stabsarzt der Armee, Dr. v. Wiebel, Seitens des gedachten 
Miniſteriums, mit Bezug auf den $. 16. der Inſtruktion für die 
Militairärzte vom 14. Zuli 1831., (Annal. ©. 614. fi) veranlaßt 
worden, die zu den Erfagfommiffionen fommandirten Militairärzte 
anzumeifen: 

verftümmelte Leute nicht ferner zum Dienfte bei der Artilles 

rie ald brauchbar anzuerkennen. 

Die König. Regierung wird von diefer Anordnung zur weitern 
Bekanntmachung an Die SEN mit dem Beifügen in Kennt— 
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niß geſetzt, daß die gonigl. General⸗Kommando's von derſelben 
durch das Königl. Kriegsminiſterium benachrichtigt worden ſind. 
Berlin, den 19. November 1838. 
Miniſterium des Innern und der Polizei. 
v. Meding. 


181. 


Cirkular⸗ Erlaß der Koͤnigl. Miniſterien an ſaͤmmtliche 

Koͤnigl. General-Kommando's, ſowie an ſaͤmmtliche Koͤ⸗ 

nigl. Oberpraͤſidien, die Ableiſtung der Militairdienſt— 

pflicht Seitens moraliſch unwuͤrdiger Militairpflichtigen 
betreffend. 


Aus der ſeit dem Jahre 1831. beſtehenden Einrichtung, 

nach welcher moraliſch unwürdige Militairpflichtige ihre Dienſt— 

pflicht in beſondern Abtheilungen bei den Arbeiter-Abtheilun: 

gen ableiſten ſollen, 
haben ſich fo mannichfache Übelftände und nachtheilige Folgen ent: 
widelt, daß die unterzeichneten Minifterien jich veranlaßt gefuns 
den haben, eine Änderung diefer-Mafregel bei des Königs Maje— 
ſtät in Antrag zu bringen. 

In welcher Art Se. Majeftät hierüber zu befchliefen ges 
ruht haben, wolle Ein Königl. sc. General: Kommando und Ein 
Königl. DOberpräfidium aus der abfchriftlich beifolgenden Aller: 
höchften Kabinetd:Ordre vom 9. Dftober c. (Anl. a.) näher ers 
fehen, welche wir mit dem ergebenften Erfuchen mittheilen, das 
darnach weiter Erforderliche gefälligft anzuordnen und die Aller: 
höchſten Beftimmungen gleih in Kraft treten zu laffen, fo daß 
auch über dergleichen Leute, welche bei der diesjährigen Erſatzaus— 
hebung etwa fchon für die qu. Abtheilungen beſtimmt ſein ſollten, 
demgemäß zu verfügen iſt. 

Berlin, den 23. Oktober 1838. 

Miniſterium des Innern und der Kriegsminiſterium. 
Polizei. Für den Kriegsminiſter. 
v. Meding. v. Stülpnagel. 





a, 


Bei den in Ihrem Berichte vom 21. Auguſt d. J. angezeigten 
Umftänden, will Sch die Beitimmungen Meiner Drdre vom 27. Mär 
1831.,*) die Einitellung moralifb unwürdiger, von der Ausbebung zum 
Militairdienft ausgefhloffener Individuen in befondere Arbeiter s Abtbeis 
lungen betreffend, dahin modifiziren, daß die frühere Einrihtung wieder 


*) Annalen, Zahrg. 1831. ©. 427. 


1043 


bergeftellt werde, doch mit der Maßgabe, daß Individuen, welche durch 
gerichtliched Erfenntniß wegen geringer Verbrechen zu feiner härtern, 
als einer fechdmonatlichen Freiheitsſtrafe verurteilt und der Nationals 
Fofarde verlufiig erflärt worden find, und deshglb für das ſtehende Heer 
nicht ausgeboben werden koͤnnen, zwar bis zum 23ſten Lebensjahr von 
der Aushebung zuräckgeftellt werden, in fofern aber bis dahin ihre Res 
—— nicht erfolgt, in die Arbeiter-Abtheilung einzuſtellen find. 

Ich überlaffe Ihnen, hiernach das weiter Erforderliche zu verfügen. 

Berlin, den 9. Dftober 1838. x 


Friedrich Wilhelm. 
An 
die Minifter des Innern und des Krieges. 


‚18. 


GirfularsReffripet des Königl. Finanzminifteriums an 

ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, betreffend die Anwei— 

fung der Kartels und Berpflegungsfoften für ausgetre⸗ 

-tene und wieder eingebrachte beurlaubte Landwehrmäns 
ner und Kriegsreferviften ır. 


Durch die Eirkular » Berfügung vom 14. März 1834. (Ans 
nal. ©. 268.) iſt beflimme -worden, daß die von den Militairbe: 
hörden ausgelegten Kartels und Berpflegungsfoften für ausgetre: 
ten gewefene und wieder eingebrachte beurlaubte Landwehrmänner 
und Kriegsreſerviſten, überhaupt alle Deferteurs, deren Entwei— 
chung nicht aus Reihe und Glied fattgefunden hat, bei der Kö— 
nigl. Regierung liquidirt und aus dem Ertroordinarium der Re: 
gierungs⸗Hauptkaſſe erftattet werden jollen. 

Zur Abfürzung des Gefchäftsganges hat fih das Königl. 
Kriegsminifterium nunmehr bereit erflärt, die derartigen Koftens 
beträge, welche von den Militairbehörden ausgelegt, oder vorfchußs 
weife erftattet worden find, vom Jahre 1839. ab, auf die betrefz 
fenden Milttairfonds definitiv in Ausgabe zu übernehmen, fo daß 
die Erfaßleiftung für folhe Ausgaben aus der RegierungssHaupt: 
faffe mit dem 31. Dezember diefes Jahres aufhört. Die Trups 
pen und Militairbehörden werdem demgemäß von Seiten des ges 
dachten Königl. Minijterii mit Anweiſung verfehen werden, und 
wird die Königl. Regierung, in Berfolg obiger Verfügung, von 
diefer Beſtimmung zur Beachtung in Kenntniß gefeßt. 

Berlin, den 3. Dezember 1838. 

Der ‚Sinanzminifter. 
v. Alvensleben. 
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183. 
Reſkript der Königl, Minifterien an die Königl. Regie— 
rung zu Münfter, das Konfisfationsverfahren gegen 
vermögenslofe ausgetretene Militairpflichtige betreffend. 





Der Königl. Regierung wird, bei Rückſendung der Anlagen 
Ihres in Betreff des ausgetretenen Militairpflichtigen N. unterm 
29. Auguft. d. 3. erftatteten Berichts, welcher übrigens an den 
unferzeichneten Minifter des Innern hätte miterfiattet werden fol- 
len, hierdurch eröffnet, daß Fünftig aud) gegen ganz vermögenslofe 
ausgefretene Militairpflichtige das Konfisfationsverfahren eingelei: 
tet werden muß, weil auch auf den Berluft des zufünftigen Ber: 
mögens zu erkennen ift, und fonft für einen fpäter etwa anzuſtren— 
genden Konfisfationsprozeß die Beweisführung erfchwert werden 
würde, ja auch die Verjährung dagegen eintreten könnte. 

Hiernach ift mithin auch gegen den ausgetretenen N. fofort, 
der Konfisfationsprozeß zu veranlaffen und das von dem Vater 
deffelben angebotene Abfommen zurüd zu mweifen. _ 

Berlin, den 17. November 1838. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminifter. 
v. Rochom. v. Alvensleben. 


184. 
Eirfulars Verfügung der Königl. Regierung zu Brom: 
berg an fämmtliche Königl. Landrathsämter, betreffend 
den Nachweis über das Fonfiszirte Vermögen ausgetre: 
tener Militairpflichtigen oder Deferteurs. 





Die Königl. Ober-Rechnungskammer hat bei Reviſion der 
Diesfälligen Nechnungen menirt, daß bei der Konfisfation des Ver: 
mögens ausgefretener Unterthbanen oder Deferteure nicht das At: 
teft der detreffenden Gerichtsbehörde beigebracht, daß das konfis— 
zirte Vermögen nur in der ermittelten Summe befiehe, und 
ein Wehreres weder vorhanden, noch zu erwars 
ten fei. 

Wird die Ausftellung eines folchen Atteftes von Seiten der 
Gerichtsbehörde aus dem Grunde verweigert, weil daffelbe aften: 
mäßig das Dermögen nicht Fennt, wie uns ſolches in einem Epe: 
zialfalle befannt geworden ift, dann ijt daffelbe von dem Königl. 
landrät hlichen Amte auszufertigen. 
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Mit Bezug auf unfere generelle Verfügung vom 7. Dezem: 
ber 1826. befiimmen wir alſo hierdurch, daß in Zufunft bei den 
Berichtserftattungen über die Ausmittelung des Vermögens oben: 
genannter Individuen nicht nur ein folches Atteft von der Ge. 
richtsbehörde und refp. von dem Königl. Iandräthlichen Amte nie 
mals fehlen darf, fondern daß denfelben außerdem noch etwa vor: 
handene Erbregulizungs = Nezeffe, oder fonftige auf das Vermögen 
der Ausgetretenen Bezug habenden Papiere ꝛc. anneftirt fein 
müffen. 

Bromberg, den 20.. Dezember 1838. | 

Königl. Negierung. Abtheilung des Innern. 


185. 

Reffript des Königl. Minifteriums des Innern und der 

Polizei an die Königl. Regierung zu Potsdam und 

abfchriftlich an die Königl. General: Kommiffion. hiefelbft, 

daß die Pferde der Okonomie-Kommiſſarien von der Ge— 
ftellung zum Vorſpann nicht befreit bleiben Fönnen. 





Der Königl. Regierung eröffne ich auf den Bericht vom 17. 
v. M., das Geſuch des Dfonomie-Kommiffarius N. um Befreiung 
von der Geftellung feiner beiden Pferde zum Vorſpann betreffend, 
daß nach der von Ihr geäußerten richtigen Anficht dem Antrage 
des ıc. N. um fo weniger gewillfahrt werden kann, als ſchon frü: 
her von dem Minifterium des Annern auf den Grund der Be: 
ftimmung des $. 1. zu c. des Allerhöchften Regulativs vom 29. 
Mai 1816. *) fpeziell ausgefprochen worden ift, daß nur denjenigen 
Beamten eine Befreiung von der Geftellung ihrer Pferde zum 
Vorſpann zuaeftanden werden könne, welche etatsmäfig eine Ver— 
gütung aus Staatsfonds für Gefpannhaltung zu beziehen hätten. 

Die Königl. Regierung hat daher den ꝛc. N. abfchläglich zu 
beicheiden. 

Der General:Kommiffion wird demzufolge von hier aus das 
Erforderliche zu erfennen gegeben werden. 

Berlin, ben 6. Dezember 1838, Ä 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rodom. 


) Geſetz⸗-Samml. 1816. S. 201. 


— ine — 
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Anhang. 


Die Deportationsfrage in Preußen. 
(Eingefandt von dem Herrn Regierungs-Aſſeſſor v. Elaufemwiß.) 


Sa es in den meilten Ländern Europa’s ein wirkliches oder 
vorgebliches Bedürfniß geworden ift, die alte Strenge der Straf: 
gefeße mehr und mehr zu mildern, ift die Frage, ob nicht fiatt 
der Kerferfirafe oder Hinrichtung in vielen Fällen die Deportas 
tion einzuführen fei, auch hin und wieder in Deutjchlund und 
namentlich in Preußen verhandelt worden, und es hat nicht an 
Männern gefehlt, die, in einem zu ehrenden Gefühle für Huma— 
nität, jener Strafart eifrig das Wort geredet haben, Es Flingt 
in der That fo einladend, daß der arme Beſtrafte aus der Nacht 
des Kerfers herausgeführt und nur angehalten werden foll, etwas 
weit von der Heimath in Gottes freier Luft zu arbeiten; es if 
wirflich ein fo wohlthuendes Gefühl, ihn in Folge deffen völlig 
gebeffert und als nüßliches Glied der Gefellfchaft zu denfen, daß 
gar nicht in Abrede zu fellen ift, wie felbft eine Art von Schwär: 
merei für die Nealifirung Ddiefer philantropifchen Idee eintreten 
fünne. 
Leider aber ift weder für Preußen, noch überhaupt für Deutjch: 
land, deffen ſämmtliche Staaten rüdjichtlich der hierbei zur Sprache 
fommenden DBerhältniffe fo ziemlich in derfelben Page fid) befin: 
den, an eine Verwirklichung diefer fo fchönen Hoffnungen zu den: 
fen, und Alles, was über die Näthlichfeit der Deportation für 
das Vaterland gefagt worden iſt, war, wie fihön es auch Flang, 
nur Folge und Ausdrud einer überfchwenglichen Humanität, die 
fit) von dem Realen und Nothwendigen gern abiwendet. 

Damit e8 möglich werde, die Deportation auszuführen, ge: 
nügt es nicht allein, daß ein Staat jie in fein Geſetzbuch als 
Strafbeftimmung aufnehme, fondern er muß auch dafür forgen, 
daß er fie vollftreden Fünne, und zwar dergeftalt, daß der Be: 
firafte fortwährend in feinem, des Staates, Schuge und im Ge: 
nuffe aller Nechte verbleibe, die ihm nicht geſetzlich abgeiprochen 
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worden find. Ohne diefe Bedingung würde die Deportation fak: 
tifch nichts weiter fein, als eine förmliche Üchtung, eine Strafe, 
die mit den Anforderungen des Zahrhunderts im offenbaren Wi- 
derfpsuch fände. Soll nun aber der Staat diefen Schub gewäh: 
ren können, jo muß er in der Lage fich befinden, ein entferntes 
Grundeigenthbum , zu befißen, das feiner Souverainetät unterwor: 
fen ifi. So ift der Engliſche Deportirte auch in Neuholland noch 
auf brittifhem Nechtsboden. Niemand aber Fönnte ihn zwingen, 
fi) nach Brafilien transportiren zu laffen. 3 

Die Transportation wird alfo überall unausführbar fein, wo 
der Staat fein entferntes Grundeigenthum mit Souverainetät bes 
fit, und in diefem Falle befindet ſich Preußen mit dem übrigen 
Deutfchland! Allerdings. kann hierauf erwiedert werden, es möge 
Preußen irgend eine außereuropäliche Beſitzung erwerben, ‚wohin 
in Zufunft feine Sträflinge deportirt werden können. Eine foldje 
Erwerbung erfcheint aber weder leicht, noch räthlich. 

Jeede nur einigermaßen geordnete Regierung würde auf das 
entfchiedenfte jeden Antrag ablehnen, einen Theil ihres Gebiets 
Behufs Anlegung einer Verbrecher-Kolonie mit fouverainen Rech: 
ten abzutreten. Abgeſehen von den faum zu befeitigenden konſti— 
tutionellen. Schwierigfeiten, die -fich dem Erwerbe einer paffenden 
Befigung in Nordamerifa entaegenftellen würden, fo erfcheint Die: 
felbe, bei der vorherrfchenden Tendenz der vereinigten Staaten, ihr 
ohnehin ſchon großes Gebiet noch immer mehr zu erweitern, und 
allen und jeden fremden politifchen Einfluß auszufchließen, völlig 
unausführbar. Eben fo wenig würden ſich Brafilien, Merifo und 
die übrigen Amerifanifchen Staaten geneigt zeigen, "einen Theil 
ihres Gebiets einer andern Macht abzufreten. 

Aber auch angenommen, daß es für Preußen möglich wäre, 
eine geeignete Überfeeifhe Befißung zu erwerben, fo erfcheint dies 
ſes Mittel, die Deportation in Ausführung zu bringen, aus dem 
Gefichtspunfte der äußern Politif nicht rathfam. Preußen würde 
bei der Entbehrung einer Kriege: Marine nicht im Stande fein, 
die einmal gemachte Erwerbung, wie es die Würde einer felbft: 
ftändigen Regierung erheifcht, demnächft auch wirklich gegen Stös 
rungen von außen her zu behaupten und zu fchüßen. 

Man Fönnte noch fragen, ob die mangelnde eigene Krieges _ 
Marine nicht dadurch erjeßt werden Fönnte, daß Preußen die Ko: 
lonie unter den Echuß einer fremden Europäiſchen Seemacht ftellte. 
Wie wenig ein ſolches Schugverhältniß fich mit der Einheit und 
-Gouverainetät des Staats vertragen, und welde Nachtheile daf- 
felbe bei dem Ausbruche eines Krieges mit der Schutzmacht für 
den Dieffeitigen Sechandel hervorrufen würde, bedarf Feiner wei: 
tern Erörterung. 
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Es bleibt noch übrig, die Nüplichfeit der Folgen zu prüfen, 
welche ſich die Verfechter der Deportation von derfelben verfprechen. 

Die Deportation fol mit ökonomiſchem Bortheil für den 
Staat zur Entleerung der Gefängnife und zu fittlichen Folgen 
führen, indem man erwartet, daß die Strafe felbft zur Abſchreckung 
dienen, und die moralifche Befferung der Beftraften bewirfen werde. 

Die Anficht, daß durch die Deportation eine Entleerung der 
Gefängniffe herbeigeführt werden würde, beruht auf der unrichti- 
gen Borausießung, daß die Zahl der fchmeren zur Deportation 
geeigneten Verbrecher fi ſich in neuerer Zeit unverhältnißmäßig ver: 
mehrt habe. Nicht die Zahl der fchweren, fondern die Zahl der 
leichtern Verbrecher, zu welchen leßtern wir alle diejentgen rech- 
nen, deren Strafzeit fünf Jahre nicht überfteigt, hat fich vermehrt; 
eine Folge der zunehmenden Besölferung und der verbefferten Ju: 
ſtiz- und Polizeipflege, wodurch es hewirft wird, daß jeßt eine 
Menge leichter Verbrecher zur Beftrafung gezogen werden, die 
früher unentdedt und ungerügt blieben. Diefe Kategorie von Ver: 
brechern ift aber ohne Zweifel zur Deportation nicht geeignet, da 
die ihnen zuerfannte Freiheitsftrafe fich mit der Deportation, hin: 
fichtlich der intenfiven Schwere des Strafübels, gar nicht vergleis 
chen läßt. Soll die Deportation ohne Zuftimmung der Verur— 
theilten zur Ausführung fommen, fo muß fie mit der urtelsmäpt: 
gen Strafe, an deren Stelle fie teitt, im Berhältniß fteben. Aus 
dieſem Gefichtepunfte würden fich aber nur diejenigen Berbrecher 
zur Deportation eianen, welche lebenslängliches oder mehr als 
zwanzigjähriges Gefängniß verwirft haben. Die Zahl diefer Ber: 
brecher ift fehr Flein und bildet einen fehr geringen Theil der bes 
ftraften Bevolferung, fo daß die dadurch herbeigeführte theilmeife 
Entleerung der Gefängniffe hinter den Erwartungen fehr zurüd: 
bleiben dürfte. In feinem Falle wird fie in Betraht fommen 
gegen den enormen Koftenaufwand, den die Ausführung der De: 
portation erfordert. 

Nicht weniger beruhen auf einee Täufchung die fittlichen Er: 
folge, welche man fich von der Deportation verfpricht. Das Bei: 
fpiel der englifchen Straf-Kolonien fpricht für die Nichtigfeit dies 
fer Anſicht. Es befteht zwar in diefem Augenblide das Syſtem 
derjelben noch in der Praris, aber es ift von der öffentlichen Mei: 
nung ſo verurtheilt, daß es auf dem Punkte it, auch da aufge: 
geben zu werden, wo es die Baſis der Kolonien war, und daB es 
von jeder feit 10 Jahren gegründeten Kolonie ausdrüdlich ausge: 
ſchloſſen iſt. Die Zügellofigfeit der Deportirten hat fo ungeheure 
Fortichritte gemacht, daß die Eriftenz der freien Bevölferung Dies 
fer Kolonien dadurh in Frage geftellt it. Man braucht, um fich 
zu überzeugen, nur den Umftand zu bedenken, daß in Neu: Sub: 
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wales (Botanybay) die Steuer auf geiftige Getränfe, bei einer 
Bevölferung von 60,000 Seelen, fid) auf 143,009 Pfd. Ster: 
ling beläuft, d. h. auf mehr als die Hälfte der Gefammteinnah: 
men der Kolonie. Der moraliſche Zuftand, den ein folches Refuls 
tat vorausfegt, bedarf feines Kommentars. | 

„ Es ift hiernach erfahrungsmägßig erwiefen, daß die Deporta⸗ 
tion die ſittliche Beſſerung der Deportirten nicht bewirkt. Außer: 
dem jchreibt man aber auch in England die Zunahme der Ber: 
brechen dem Umftande zu, daß Deportation bei den untern Volks: 
Plaffen, befonders in den Städten, jeden abfchredenden Charakter 
verloren habe, ja, bei den wahren und falfhen Vorſtellungen vie: 
ler Deportirten, von Manchen gefucht werde. 

Nach unferm Dafürhalten muß die Deportation überall, und 
in jedem Lande, wo fie gejeßlich befteht, zu ſolchen beflagenswer; 
then Nefultaten hinführen, und es fcheint, daß auch das Franzöfls 
he und Holländifche Gouvernement diefe Beſorgniß hegen und 
ſich dadurch abhalten laffen, die in ihrem Lande geſetzlich beftehende 
Deportationsftrafe zu vollftreden. 

Indem der Berfaffer diefes Aufſatzes hofft, daß -feine Andeu: 
tungen, die näher auszuführen, der Raum eines Zeitblattes nicht 
erlaubt, dazu beitragen werden, die Deportationsfrage in Preußen 
als eine völlig unpraftifche darzuftellen, fpricht er fchließlich noch 
den Wunfch aus, daß diejenigen wohlwollenden Mänıter, ‚die län: 
gere Zeit fid) mit der fchmeichelnden Idee trugen, es könne durch 
die Ausführung der Deportation das Heil manches verlorenen 
Menſchenkindes gefördert werden, ihre Beftrebungen einem leichter 
zu erreichenden Ziele zu gleichem Behufe zuwenden mögen. In 
diefer Hinficht darf auf die menfchenfreundlichen und nicht genug 
zu lobenden Bertrebungen der „Vereine zur fittlichen Befferung 
und bürgerlichen Rettung entlaffener Strafgefangenen” hingemie: 
fen werden. 

v. Clauſewitz. 

Regierungs : Affeffor. 


L 


Unmerfung. 


‚ In Gefolge diefer fchägbaren Anregung, find über eben denfelben 
inferejfanten Gegenſtand in der Allgemeinen Preußiſchen Staatszeitung 
Sahrg. 1840. Nr. 180. ©. 721. ff. 
⸗ ⸗ ⸗183. s 733. s. 
2 ⸗ ⸗ ⸗188. ⸗ 753. ⸗ 
anderweitige und ausfuͤhrlichere Abhandlungen erſchienen. 
Die Redaktion der Annalen der innern Ötaatsverwaltung. 
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Zweiter Abfehnitt. 
I. 
Auswärtige 


Geſetzg ebung. 


F 


Bergknappſchafts⸗Ordnung für den Herzogl. Anhaltis 
fehen Bergbau, vom 5. Movember 1838. 


Von Gottes Gnaden Wir, Ulerander Carl, regierender Herzog 
zu Anhalt, Derzog zu Sachfen, Engern und Weſtphalen, Graf zu Ass 
canien, Derr zu Bernburg und Zerbfi ıc. ꝛc. haben Uns, in Betracht, 
daß der Bergbau in Unſern Landen in neuerer Zeit eine weit größere 
Ausdehnung gewonnen, und die Zahl der Bergleute fich bedeutend vers 
mebrt bat, bewogen gefunden, eine DBergknappfchafts: Ordnung, deren 
Bedürfnig fich wiederholt fühlbar gemacht hat, entwerfen zu laſſen, 
und deshalb Folgendes zu verordnen: 

. Sämmtliche auf Unfern Gruben arbeitenden Bergleute bil: 
den zufammen die Bergfnappfchaft. 

8.2. Der Zwed derfelben iſt 

a. Aufrechthaltung der gefeglihen Ordnung unter den Bergleuten, und 
b. ordnungemäßige Vertretung der Intereffen derfelben. " 

.d. dur Erreichung dieſes Zweckes wird aus der Mitte fÄmmt: 
licher Bergleute ein Kuappfchaftsältefier gewählt, und diefem werden 
au Hilfe für jeden Grubenbezirf zwei Snappfchaftsjüngfte beigefegt. 

er Rnappfihafteältefte und die Knappfchaftsjüngften zufammen beißen 
Knappſchaftsvorſteher. 

5.4. Die Mahl derſelben geht von der Knappſchaft ſelbſt aus, 
und ıft dabei Folgendes zu beobachten: 

1) Der Zufammentritt der Knappſchaft behufs der Wahl darf nicht 
eigenmächtig erfolgen, fondern wird von der Bergwerkskommiſſion 
unter der gehörigen polizeilichen Aufſicht angeordnet. 
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2) Die verfammelte Knappſchaft darf fidy nur mit dem vorliegenden 
Gegenſtande befchäftigen, und jede andere Berathung iſt verboten. 

3) Urder Wahlverfammlung dürfen nur Vollhaͤuer, denen allein das 
Wahlrecht zuitebt, Unthel nehmen. Jede Einmifchung von Geis 
ten derjenigen Bergleute, welche noch nicht Vollhaͤuer End, ift bei 
Strafe der Ablegung unterfagt. z 

4) Die mwählenden Bergleute ordnen fich in cine Kompagnie und ges 

. ben in Reihe und Glied ihre Stimmen fchriftlih ab, welche zum 
erften Male von den Steigern und denjenigen Bergoffizianten, die 
für dieſen Zweck von Unferer Bergwerfstommiffion fommandirt 
worden, fünftig aber unter deren Auflicht von den Sinappfchafts- 
vorfiehern gefammelt und von dem eriien gegenwärtigen Bergoffis 

.Zianten publizirt werden. 

9) Die Stimmenmebrbeit entfcheidet die Wahl. 

6) Es werden zu jedem Amte Unſerer Bergwerkskommiſſion zur Aus: 
wahl zwei Kandidaten präfentirt, zu welchen diejenigen zu nehmen 
find, welche die meilten Stimmen haben. 

7) Wenn triftige Gründe vorhanden find, fo bat die Bergwerkskom⸗ 
miffion das Recht, beide Kandidaten zu verwerfen und eine neue 
Mahl anzuordnen. Weigern fich die Bergleute, von Neuem zu 
wählen, fo bat die Bergwerfsfommiffion ex oflicio die Knapp» 
fhaftsvorjicher zu ernennen. 

8) Zu SKnappfchaftsvoriiehern koͤnnen nur ſolche Bergleute gewählt 

— werden, melde gefund find, in gutem Rufe fieben, wegen eines 
Verbrechens noch feine Strafe erlitten haben und des Schreibens 
und Nechnens binlänglich fundig find. Das Lebensalter it für 

‚die Wahl fonft volljähriger Bergleute Fein Hinderniß. Auch füns 
nen penfionirte Bergleute, wenn fir nur übrigens die erforderlichen 
Eigenfchaften noch befigen, mit Bewilligung der Bergmwerfsfommif: 
fion, zur Wahl gelaffen werden. 

9) Kein — darf ſich der auf ihn gefallenen Wahl entziehen, 
bei Straf? der Ablegung, wenn er ſich nicht durch ſolche Gründe 
ausweifet, welche die Bergwerfsfommiffion als triftig erfennt. 

10) Die Kuappfchaftsvorfieher werden auf fünf Fahre gemäplt und 
können nach Ablauf diefer Zeit mieder germählt werden. 

11) Ihr Gefchäft gebt von ihrer Vereidigung und Einführung ‚bis zur 
Einführung ihrer Nachfolger, denen fie unter Aufficht eines Berg: 
offizianten ihre Gefchäfte zu Übergeben haben. 

12) Nachdem fie gewählt und von Uns beftätigt find, werden fie von 
der DBergwerfstommiffion auf die gegenwärtige Knappſchafts-Ord⸗ 
nung nad dem angefchloffenen Eidetformulare vereidigt, der Knapp⸗ 
fchaft vorgeftellt und in ihr Amt eingeführt. 


8.5. Die Sinappfchaftsvorficher werden für ihre Dienſtleiſtungen 
als foldhe aus der Büchfenkaffe bezahlt, und erhalten dabei ein Freiges 
dinge, auf welchem fie den größten Theil ihres Werdienfied erwerben 
follen. Der Alteſte erhält woͤchentlich noch zwanzig Grofchen, die 
Süngfien aber zwölf Groſchen nebſt den etwa für die Knappfchaft, 
nach Maßgabe des $. 14., gehabten Auslagen, aus der Büchfenfaffe. 
Außerdem aber baben Ddiefelben Feinen Anfpruch auf irgend eine anders 
weite Entfchädigung. 

8. 6. Die Stellen der Knappſchaftsvorſteher find als Ehrenämter 
zu betrachten, und es ift ihnen verftattet, die Ilniform der Steiger, je 
doch ohne Saͤbel, tragen. Auch ſoll ihnen bei Ehrenaufzuͤgen das 
Tragen der Bergfahne zugetheilt werden. 
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Wenn fie zum zmeiten Male und öfter gewählt werden, fo follen 
fie berechtigt fein, die Hıteften auf beiden Oberarmen, die Ihngfien auf 
dem linfen Dberarme, eine im Winfel gebogene goldene ffe von 
1/, Zoll Breite für jede folgende Amtsverwaltung von fünf Jahren zu 
tragen. 
: $. 7. Wenn die Knappfchaftsvorfieher fich eines Verbrechens fchuls 
dig machen und deshalb befiraft werden, oder wenn fie fonft Handluns 
en begeben, aus denen abzunehmen iſt, daß fie nicht fähig find, ihr 
mt gebörig zu verwalten, fo werden fie nach vorberiger Unterfuchung 
der Bergwerfsfommiffion und an Uns erfiattetem Berichte ohne Wei— 
teres entlaffen. | 

8.8. Es it zwar jedem Bergmanne auch fernerhin unbenommen, 
feine perfönlichen Angelegenheiten, wenn er von feinen nächfien Vor⸗ 
gefegten gegen feine Beſchwerden feine Abhülfe findet, mündlich oder 
fchriftlich bei den betreffenden Behörden, und nöthigenfalls bei Uns 
Selbſt, jedoch nur fchriftlich, geziemend anzubringen; dagegen unterfas 
gen Wir hiermit ausdrüdlich, im Namen mehrerer Bergleute oder Kas 
meradfchaften Bitte oder Befchwerdefchriften anders als auf die weiter 
unten ($. 14.) näber vorgefchriebene Weiſe einzugeben, Unterfchriften 
oder Beiträge zu gemeinfcaftlichen Klagen zu fammeln, oder gar in 
Motten und Haufen eigenmächtig Zufammenfünfte zu balten oder zu 

Vorgeſetzten und Bebörden zu zieben, oder ähnliche die öffentliche Rube 
und gefeßliche Ordnung fiörende Handlungen vorjunehmen, bei Strafe 
augenblickliher Verhaftung und Ablegung von aller Serrfchaftlichen Ar: 
beit für immer, und überdies der nach dem Maße des Vergebens durch 
die Gerichte zu beftimmenden Gefängnißs und Leibesfirafen. 

$. Sollten auch andere Unſerer Untertbanen von foldyen verbos 
‚tenen Handlungen, namentlich von Zufammenrottirungen, Zumults und 
Aufrubrverfuchen der Bergleute Kenntniß erlangen, fo find diefelben 
verpflichtet, der nächften Juſtiz- und Poligeibehörde oder einzelnen mit 
der Handhabung der Polizei beauftragten Werfonen, oder der Bergmerfs: 
fommiflion ohne Saͤumniß Anzeige davon zu machen, wWidrigenfalls fie 
es fich felbit zugufchreiben haben, wenn fie wegen folder unterlaffenen 
Unzeigen zur Verantwortung und Bejlrafung gezogen werden. 

8. 10. Ganz befonders liegt es aber den Sinappfchaftsvorfiebern, 
deren bauptfächlichfte Pflicht es ut, für die Aufrechtbhaltung der Nube 
und Ordnung unter den Bergleuten zu forgen, ob, darüber zu wachen, 
daß die im $. 8. verbotenen Dandlungen nicht vorgenommen werden. 
Und wenn dies dennoch vorfommen follte, und nachgewiefen werden 
würde, daß die Vorſteher Kenntniß davon gehabt, obne deshalb fofort 
Anzeige gemacht zu haben, fo follen diefelben nicht aliein den Schuldis 
em — behandelt, ſondern auch mit deſto ſchaͤrfern Strafen angeſe⸗ 

en werden. 

8. 11. Naͤchſt der Aufrechtbaltung der Ruhe und Ordnung Be 
ed den Vorfiebern auch ob, darüber zu machen, daß dem Bergwerfe, 
dem Gemeindewefen, der Bergwerfsfommiffion, deren Mitgliedern oder 
andern Bergoffizianten fein Schaden oder Nachtheil widerfährt, und 
wenn fie dergleichen bemerfen, fo find fie fibuldig und verbunden, fols 
ches fofort anzuzeigen, und müffen nach ihren Außerfien Kräften bemäpt 
fein, abwendende Maßregeln zu ergreifen. 

$. 12. Gämmtliche Bergarbeiter, von den Vollbaͤuern abwärts, 
und diefe mit eingefchloffen, ind bei Strafe verpflichtet, in allen die 
Knappfchaftsvorfteher betreffenden Dingen denfelben. Geborfam zu lei- 
ten. Dagegen wird von ihnen erwartet, daß fie von den eier 

n 
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nichts Ungebührliches verlangen, biefen uͤberall, ſowohl bei. ihren über, 
tragenen Gefhäften, als auch in ihrem ganzen Lebenswandel, mit gu⸗ 
tem Beifpiele vorangeben, und den Geift des Gehorſams und des Fries 
dens in der Knappſchaft befördern und ‚aufrecht erbalten werden. 

. 13. Wenn von Seiten der Knappfchaft .Zufammenfünfte und 
Berathungen gewuͤnſcht werden, fo bat der Knappſchaftsaͤlteſte, welcher 


bierüber zuerſt in Kenntnig zu feßen iſt, die Knappfchaftsjüngfien. zus - 


fammenzurufen und mit ihnen reiflich zu erwägen, ob die Gegenflände 
von ‚der Art find, daß deshalb eine Knappſchaft gehalten werden Fönne: 
Wird dieſes von den Vorſtehern einfiimmig für zuläffig erachtet, fo has 
ben diefelben der Bergwerkskommiſſion Anzeige davon zu machen und 
deren Genehmigung einzuholen Ohne diefe Genehmigung darf bei 
firengfier Abndung feine Knappſchaft gebalten werden, ‘und nur die 
Vollbaͤuer oder die flimmfähigen Sinappfchaftsmitglieder ($. 3.) dürfen 
Antheil daran nehmen, weshalb die Vorſteher gehalten find, jüngern 
Bergfeuten bei eigener Verantwortung den Zutritt zu verfagen; 

Übrigens bleibt ed dem Ermeſſen der Bergwerkskommiſſion überlafs 
fen, nach Umfländen einen Kommiffarius zu den‘ Verfammlungen abzus 
ordnen, um verfichert zu fein, daß in denfelben nichts Ungeböriges vors 
genommen werde. Dabei verfteht fich jedoch von felbit, daßıfich das 
fommittirte Bergmerfsfommiffiongd « Mitglied jeder Einmifchung in bie 
Beratbungen der Bergleute enthalte. | 

. 14. Alle Vorftellungen, Bitten und etwaige Beſchwerden der 
Knappfchaft, über welche in den Verfammlungen verhandelt worden iſt, 
dürfen nicht anders als durch die Vorſteher den Behörden mündlich oder 
fchriftlich in geziemender Rede und Form vorgetragen werden, und find 
diefelben für den Inhalt zunaͤchſt verantwortlich. Die desfalifigen Kos 
fien werden den Vorſtehern aus der Buͤchſenkaſſe erflattet, wenn diefels 
ben von einem inländifchen Konzipienten liquidirt find. Die Wege ers 
balten jedoch die Knappfchaftsvorfieber nicht bezahlt. 

$. 15. Alle Reſolutionen, Befcheidungen und Befehle, welche die 
Knappfihaft angeben, follen den Knappſchaftsvorſtehern eröffnet werben, 
und im Falle diefelben fchriftlich erfolgen, fo find folche, nachdem fie 
der Knappfchaft befannt gemacht worden, in einer, in der Wohnung 


des Knappſchaftsaͤlteſten aufzubewahrenden Lade, der finappfchaftslade, 


wozu zwei Schlüffel gehalten werden, aufzubewahren. 

$. 16. Die Leitung der Anappfchoftsgefchäfte ift dem Älteſten ans 
verfraut, und haben die Züngften den desfallligen Anordnungen deffel- 
ben Foige zu leiten. Beſonders flebt demfelben das Mecht zu,_die 
SZüngfen zu Beratbungen jufammenzurufen, bei Behinderung des, Eis 
nen oder Andern die nöthigen Anordnungen zu treffen, und bei muͤnd⸗ 
lichen Vorträgen allein das Wort zu führen. _ 

17. Sollte der Knappfchaftsältefte oder einer der Juͤngſten krank, 
oder fonft an der Ausübung feines Amts behindert fein, fo iſt fofort 
dem’ das Departement beauffichtigenden Bergwerkskommiſſions⸗Mitgliede 
Anzeige zu machen, und entweder ein Stellvertreter in Vorſchlag zu 
dringen, oder aber der Bergwerkskommiſſion die zu £reffenden Maßre: 
geln zu überlaffen. . 

Im Galle der Kranfheit haben die Knappfchaftsvorfieher, infofern 
fie noch aftive-Bergleute find, nur Unfpruch auf das Krankenlohn der 
Vollhaͤuer, und wird die Entichädigung aus der Büchfenkaffe, welche die 
Vorficher als folche zu genießen haben, zur Remuneration der Gtells 
vertreter mit verwendet. 

8. 18, Gleichwie es den Knappfchaftsvorfiehern nad) den vorher 
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ehenden Beſtimmungen obliegt, unter der .gefammten Knappſchaft Aber; 

en Ruhe, Ordnung, Gehorfam und gefeßmäßiges Benehmen nach ibr 
rem ganzen Vermögen zu erhalten und zu befördern; fo ift «6 auch 
auf der andern Geite ihre Pflicht, das Direfte Beſte der Knappfchaft 
ſelbſt und ihre befondern Intereffen gewiſſenhaft zu wahren und zus be 
fördern, diefelbe auf gefegmäßige Weife zu vertreten, und fich frei von 
Übervortbeilung, Beftechungen oder Betrug jeder Art zu erbalten. 

8. 19. Wenn Getreide an die Bergleute ausgemeffen wird, fo fol- 
len die Knappſchaftsvorſteher abwechſelnd, fowie fie die Reihe trifft, da- 
bei gegenwärtig fein, um fich zu überzeugen, daß gutes Korn in richt» 
gem Maße ausgemeflen, aber auch dabin feben, daß Fein Unfug irgend 
einer Art von den Bergleuten oder ihren Angehörigen dabei getrieben 
wird. Sie baben fic deshalb bei dem Schichtmeiſter zu erfundigen, 
an: welchem. Zage berfelbe Getreide ausmißt. 

- $20.. Da Bir zur Unterflägung der Bergleute bereits verfügt 
haben, daß das SI, welches diefelben bei der Grubenarbeit gebrauchen, 
aus der Büchfenfaffe im Großen angefauft, und den Bergleuten zu dem 
Selbſtkoſtenpreiſe, nie aber höher als Zwölf Thaler für den Zentner 
im Einzelnen ausgegeben werde, fo wollen Wir zur Vermeidung jeder 
Befchwerbe, daß fich die SP SPCHRATL —— dieſem Gefchäfte unters 
ziehen. Zu dem Ende wird das Dl in Tonnen von der Büchfenkaffe . 
angefauft und nach dem Orte, wo es ausgemeffen werden fol, an bie 
Vorſteher geliefert, ein verfchliefbarer Ort zu deſſen Verwahrung anges 
wiefen und der Materialfieiger zu deffen Mitaufficht beauftragt werden. 
Dann haben: die WVorfieher jedem Dergmanne, welcher unterirdifh w 
chentlich feine Schichten verfährt, nicht mehr ale Zwei Pfund 

mit einem geaichten Gemäße zu verabfolgen, zugleich echnung darüber 
zu führen und mit derfelben dem Schichtmeifter die Bezahlung des aus: 
gemeffenen SI monatlich) einzubändigen. Reſte dürfen nicht geduldet 
werden und find die Vorſteher, welche die Slausgabe beforgen, Hierfür 
fowopl, als für entfiehende Defekte der Büchfenfaffe in solidum ver: 
antwortlich. Deshalb haben, fie ſtets gemeinfchaftlich die Ausgabe des 
SIE zu verrichten, indem der Alteſte ausmißt und auffchreibt, der Juͤngſte 
aber die Kontrolle führt, wobei er auch zu ber Olfammer den zweiten 
— bat, fo daß ſolche nur durch beide Schluͤſſel geöffnet wer: 
den kann. : , 

Die Bezahlung des DIE gefihieht bei der Lohnung oder baar beim 
Ausmeffen, welches den Vorſtehern zu beurtheilen überlaffen ift, jedoch 
ift umausbleiblich bei Zwei Thaler Strafe am Schluffe der Lobnung 
dem Schichtmeifter der Betrag des ausgegebenen DIE baar einzubändigen. 

Der Materialfteiger bat nach der Lohnung im Beifein der Worfter 
ber die Olvorrathe nachjuwiegen, und dem Bergrevifor den Betrag auf 
einem von den Vorſtehern unterfchriebenen Zettel anzuzeigen, damit die 
Nichtigkeit der Vorraͤthe geprüft werden Fann. 

„au dem Ende foll eine große Waage auf dem Werke angefchafft 
we 


rden. 
Die Knappſchaftsvorſteher find. verpflichtet, „ auf Anmeifung des 
Schichtmeifters felbft fi) um den Ankauf des Ss im Großen von 
den Lieferanten zu befümmern und das Beſte der Berg- und Büchfen= 
kaſſe und der Bergleute, wahrzunehmen, fo daß zu möglichft billigen 
a re St angefauft wird. 
ndli 


$. 21. haben die Knappfchaftsvorficher die Verpflichtung, alle 
Jahre bei Durchlegung der Buͤchſen- und Wittwens und Waifenfaffens 
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rechnung bed vorigen Jabred gegenwärtig zu fein, wobei es ihnen frei- 

fteht, befcheiden und angemeffen ihre Bemerkungen zu Protofoll zu ges 
ben und die Rechnungen felbft einzufehen. nid Ve Don 

Dieſe Durchlegung ‚wird im. Monate April im Lokale der Berge: 
werfsfommiffion, unter Vorfig eines Mitgliedes der Bergwerfsfommif, 
fion, von dem DBergrevifor und Schichtmeilter vorgenommen. Die 
er a werden zu diefem Gefchäfte durch den Bergboten 
eftellt. 


Bon dem Refultate diefer Durchlegung haben die Vorficher der 
wahlfäbigen Knappfchaft Kenntniß zu geben. — 
Nachdem Wir nun im Vorſtehenden die Angelegenheiten Unſerer 
Bergknappſchaft geordnet, ihr eine Vertretung bewilligt und ihr Beſtes 
möglicht berückfichtigt haben, fo erwarten Wir, daß diefelbe Unfere Fürs 
forge durch pünftlihe Befolgung dieſer Verordnung und durch Er 
weckung eined guten gefegmäßigen Geiftes anerkennen werde. 
unſerer Bergwerfsfommiffion aber befehlen Wir, daß fie auf puͤnkt⸗ 
liche Befolgung diefer Knappfchafts-Drdnung balte und nach) Ablauf‘ 
von Künf Sabren über den Erfolg an Uns berichte, damit, wenn es 
erforderlich fein follte, diefelbe den Umſtaͤnden gemaͤß abgeändert und‘ 
verbeflert werden fönne. u 1 U EA 
Unſere Juftige und Wolizeibebörben haben, foweit es biefelben an- 
gebt, von dieſer WBerordnung ebenfalls Kenntniß zu nehmen und fich 
gebührend. danach zu achten. — | 
Ballenftedt, am 5. November 1838. 


Alexander Carl, Herzog zu Anhalt. 


9 Kerſten. v. Braun. Freih. v. Salmuth. v. Krofigf. 
2 v. Zasperg. — 


Eidesformel fuͤr die Knappſchaftsvorſteher. 


Nachdem ich N. N. von der Bergknappſchaft zum —5* 
ewaͤhlt und Hoͤchſten Orts gnaͤdigſt beſtaͤtigt worden bin, mir auch ein 
——— der Knappſchafts⸗Ordnung ausgehändigt worden iſt, welches 
ich beleſen und woblverſtanden babe, gelobe und ſchwoͤre ich zu Gott 
dem Allmächtigen diefen wahren leiblichen Eid, daß ich meinem Durch: 
lauchtigften Herzoge und Herrn, Deren Alerander Earl, regierens 
dem Herzoge zu Anhalt, ſtets unterthänig, treu und gewärtig fein, der 
Bergwerföfommiffion und den mir vorgefeßten Beamten geborfam, ſtets 
auf das Beſte der DBergwerfe und der Knappfchaft nah Gefeß und 
Herkommen bedacht fein, daffelbe, fo weit mein Leib und Leben wendet, 
befördern, Ordnung und Ruhe aufrecht erhalten, chriftlich. und fittlich 
leben und mich fonft fo verhalten will, wie es einem rechtfchaffenen 
ap gebührt, fo wahr mir Gott helfe und fein hei⸗ 
liges Wort durch Jeſum Chriſtum, unfern Herrn und Heiland, Amen. 
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® 3: | j | 
Koͤnigl. Hanndverfches Geſetz, betreffend die Behand 
Iung erfranfter, der Gemeinde, worin fie erfranfe find, 
| nicht angehdriger Armen. 


Ernſt Auguft, von Gottes Gnaden König von Hannover, Koͤ⸗ 
nigl. Pring von Großbritannien und Irland, Herjog von Cumberland, 
Herzog zu Braunſchweig und Lüneburg :c. ꝛc. Nachdem Wir befchlofs 
fen haben, wegen Aufnahme, Behandlung und MWBeiterbeförderung fol 
cher erfranfter Armen, welche, ber Gemeinde, in welcher fie erfranft find, 
nicht angehören, allgemeine Vorfchriften zu erlaffen ; fo verordnen Wir, 
nach vorgängiger Kommunifation mit Unferer getreuen Stände» Vers 
—— daß dabei nach folgenden Beſtimmungen verfahren wer—⸗ 
den fol: , Ä J | 

8. 1. (Ürztlihe Beſcheinigung behufs Fortſchaffung des Erkrankten.) Arme 
und ſonſt huͤlfloſe In⸗ oder Ausländer, welche in einer Gemeinde, der 
ſie nicht angehoͤren, erkranken oder krank ankommen, duͤrfen nicht zu⸗ 
ruͤckgewieſen, noch jur Fortſetzung der Reiſe oder zum Verlaſſen des 
Drts genoͤthigt werden, bis ihr Zuſtand auf Anordnung der Armen⸗ 
oder ſonſtigen Ortsbehoͤrde von einem Arzte oder Wundarzte unterfucht 
und deſſen ſchriftliche — daruͤber ertheilt worden iſt, daß der 
Geſundſteitszuſtand des Erkrankten die Fortſetzung feiner Meife geftattet. 

Die Prüfung des Gefundheitszuitandes, ſowie die Ausitellung der 
darauf ‚gegründeten Befcheinigung, gefihiebt von Seiten des Arztes oder 
Wundarztes unentgeldlih, wiemohl unter Vorbehalt der gefegmäßigen 
Meilengelder und Reiſekoſten in den gerigneten Fällen. 


8.2. (Unterbringung eines unterweges Erfrarftten.) Wenn «in hälflos 
fer Neifender unterweges erfranft, ohne den nächiten bewohnten Drt ers 
reichen zu fönnen, fo. hat die Behörde des Drts, wo die erfie Unzeige 
davon gefchieht, wegen Ubholung, Unterbringung und Verpflegung des 
Erfranften das Nöthige zu beforgen. 


8 3. (Ausweiiung der gefepmäßigen Fortſchaffung.) Kann der Kranke 
dem Arztlichen Zeugniffe nach weiter gefhafft werden, und geſchieht dies 
fe6 mittelft einer Fuhre, fo it dem Fuhrmanne das obengedachte Arzts 
liche Zeugnis zu feiner Ausweiſung mitjugeben. 

ie in einem foldhen Falle erforderlichen Fuhren geſchehen durch 
unentgeldliche Meihefuhren auf Anordnung und Aufforderung der Obrig« 
feit, jedoch unter Vorbehalt der über die Urt der Ableitung folder 
Fuhren, infonderheit in den Städten und Fleden zum Theil beftehens 
den abweichenden Einrichfungen. 


$. 4. (Verpflegung ven Geiten des Mrmenverbandes oder der Gilde.) Bis 
dabin ift ein ſolcher Erfranfter, in fofern feine eigenen Geldmittel nicht 
ausreichen, auf Koiten desjenigen Armenverbandes, in deflen Bezirke die 
Unterbringung verfügt ift, oder — fo weit die Handwerksgenoſſen ber- 
fömmlich oder ausdrückid dazu verpflichtet find — Auf Kolten der Gil: 
de, welcher er angehört, zu verpflegen und ärztlich zu behandeln. 

‚ Wo ein größerer Armenverband für gewiſſe Unterfiigungen, und 
fleinere für andere Unterſtuͤtzungen vorbanden find, follen die Verpfles 
gungskoſten eines auswärtigen Erfranften von dem größern Armenvers 
bande getragen, oder, wo ſolche größere Werbände nicht befichen, auf 
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die fämmtlichen Ortfchaften des obrigkeitlichen Bezirks, in welchem der 
Kranke untergebracht worden, vertheilt werden. — 

55. —R———— Auf gleiche Weiſe iſt, falls der Erkrankte 
ſtirbt, hin ſichtlich der Beerdigungskoſten zu verfahren. | 

Eine Ausnahme biervon findet nur dann flatt, wenn ein Meifen, 
der unter folchen Umftänden verftorben ift, daß eine gerichtliche Unter⸗ 
fuhung und Leichenfhau vorgenommen worden if, indem fodann die 
dadurch und durch die Beerdigung des Leichnams erwachſenen Koflen 
dem betreffenden Kriminalgerichte zur Laſt fallen. 


8.6. (Vermeidung unnöthigen Aufwandes.) Bei der Verpflegung. des 
Kranken, bei Unordnung der Heilmittel, und, falls er veriterben follte, 
en Beerdigung, ift aller unnöthige Aufwand fireng zu vers 
meiden. Ä , 

Die Stolgebühren ber Beiftlihfeit fallen weg, in fofern die Beer: 
digung auf Kolten des Armenverbandes gefcheben muß, oder die Bes 
ablung diefer Gebühren ſchon bisher rechtlich nicht verlangt werden 
onnte. Ä . 

8. 7. (Verpflichtung der Krug ynd Gaſtwirthe oder Herbergsväter.) Die 
Krug⸗ und Gaftwirthe find auf die Aufforderung der Orts⸗Polizeibe⸗ 
börde verpflichtet, jeden ihnen zugeführten kranken Reifenden, fomie die 
Herbergsväter die erkrankten Dandmerfsgefellen, aufzunehmen und zu 
verpflegen, infofern nicht befondere Unflalten für die Aufnahme folcher 
Erfranftin in der ‚Gemeinde beſtehen, oder nicht eine andere zweckmaͤßige 
Vorkehrung für den betreffenden Fall getroffen werben fann. ' 

- Erfranft ein Reiſender erft nach feiner Einkehr, ohne die nöthigen 
Geldmittel zu befigen, fo ift davon der Armen⸗ oder Drtsbehörde for 
fort Anzeige zu machen. 


8.8. (Strafe der gefepwidrigen Fortihaffung.) Wer den Kranfen dies 
fem Gefeße ($. 1.) zuwider bat fortfchaffen laffen — obne Unterfihied, 
ob die uͤbertreiung von einer Armen» oder Ortsbehörde, einer Gemeinde, 
Gilde pder einem Einzelnen geſchehen ift — foll die auf die ärztliche 
Behandlung, Verpflegung oder Beerdigung in der Gemeinde, welcher 
er zugeführt worden, verwendeten Koften erftatten, und außerdem eine 
Geldbuße von 10 Rthlr. in die Armenkaſſe des Orts, wo jene Koften 
erwachfen find, erlegen. Auch foll demfelben die Einrede, daß ihm der 
Kranfe von einem andern ebenfalls ordnungswidrig zugeführt worden, 
fo wenig zu flatten fommen, ald menig ibm fodann eine Klage auf 
Schadloshaltung gegen irgend Jemand zuftehen foll. 


$. 9. (Wiedereinziehung der vorgeſchoſſenen Koften.) Beſitzt der Er- 
franfte oder Verſtorbene fein vr Yo Vermögen, oder liegt fonft Nies 
mandem berfömmlich oder gefeß 


/ 


ich eine befondere Verpflichtung der ends 
lichen Übernahme der Koften ob, fo bat RG 
bei Inländern der betreffende Urmenverband derjenigen Gemein« 
de, welcher fie angehören, dasjenige, was die Koſten uͤber Einen 
Thaler betragen, nach erforderlicher ans dur die Obrigs 
feit und auf deren Anforderung zu erfegen; fommen Perſonen in 
Frage, welchen, obne daß fie ein Wohnrecht erworben haben, von 
Landespoligeimegen ein einfimeiliger Wohnort angewicfen if, fo ers 
folgt der Erfaß aus der Königl. Generelkaſſe; 5 
wbiinſichtlich der Ausländer findet ein Erfaß der vorgefchoffes 
nen Koiten aus der Generalfaffe alsdann flatt, wenn fie von der 
. ausländifchen Gemeinde, der der Erfranfte angehört, nach deren 
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befonderer ‚Werfaffung ober. den dortigen Gefeßen nicht wieber ber: 
beigezogen werden fönnen. — 
Um die Einforderung.der Koften, wo fie obigem nach zuläffig iſt, zu 
begründen, hat die Obrigkeit oder Drtsbehörde den Erkrankten fobald 
als thunlich über fein Derfommen, feine Heimath, Vermoͤgensumfiaͤnde, 
Verwandte, den Ort, wo er erfranft, und wer ihn zuleßt bat weiter 
fhaffen laffen, zu vernehmen. | 
8.10. Ale diefem Geſetze zuwiderlaufende frühere Worfchriften 
werden biemit aufgehoben. _ 
- $. 11. Unfer Minifterium des Innern wird: ermächtigt, die zur 
Ausführung diefes Gefeges erforderlichen Vorſchriften zu erlaffen. 


Gegenwärtiged Gefeß iſt durch die Gefeß- Sammlung zu verkünden, 
Gegeben Hannover, den 9. Auguft 1838. 
Ernſt Auguft. 
G. v. Scele. 





3 


Herzoglich Sacfen-Altenburgifche Verordnung, die Auf: 
nahme in die Innungen betreffend. 


In Gemäßpeit hoͤchſten Befehls vom 30. v. M. wird hierdurch zu 
Jedermanns Kenntniß und pünftlicher Nachachtung befannt gemaht, 
daß es von jegt an Feiner Innung des Landes ferner geflattet fi, 
Semandem auf bloßen Einfauf_bin, d. b. obne Fertigung des. artikl: 
mäßigen Meiſterſtuͤks, gegen Erlegung eines, bloßen Geldäquivalents, 
ohne vorgängig gefuchte und erlangte ausdrückliche Genehmigung der 
Herzogl. Landesregierung, befchränfte oder unbefchränfte Innungsrecte 
zuzugeſtehen. Es baben daher diejenigen, welche ſich bei einer Innung 
einzufaufen beabfichtigen, jederzeit mit ihrem Gefuche fich an die der be 
treffenden Innung unmittelbar vorgefegte Unterbebörde zu menden, von 
welcher alsdann, wenn fie zuvörderft mit der Innung vorläufig eine 
Übereinfunft über die Bedingniffe des Einfaufs vermittelt haben wird, 
diesfalls Bericht an die Derzogl. Landesregierung zu erflatten iſt. 
Altenburg, den 12. Juli 1538. 


Herzoglich Saͤchſiſche Landesregierung. 
A. Frhr. v. Seckendorff. 





11. 
Literatur. 





1. 
Von dem, im Zien Hefte S. 844. ausführlich und mit wohl⸗ 
verdienter Anerkennung gedachten Werke des Hofraths ꝛc. Koch, 
„die Preußiſchen Univerſitäten“ 
betitelt, 
iſt nunmehr auch der zweite Band (gr. 8. 1101. ©.) erfchienen, 
welcher dem erfien in gleichem Werthe ſich anfchlieft. | 
Diefer zweite Band Foftet 5 Rthle. 20 Sur. und der Preig 
des ganzen, fehr inhaltreichen und umfaffenden Werks beträgt nun 


I Rthlr.; im Berlage.der Mittlerfchen Buchhandlung zu Ber 
lin, Poſen und Bromberg. 





2 N 


Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſt⸗ 
lichen, Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenheiten an 
die Königl. Provinzial-Schulfollegien, in Berlin, Stets 
tin, Königsberg, Pofen, Breslau und Magdeburg, mit 
einer Empfehlung des Rämp er fehen ——— 


Der Gymnaſial⸗Lehrer Kamper in Minden bat einen: Erdglobus 
für Gymnafien und höhere Bürgerfchulen angefertigt, welcher auf Vers 
anlaffung des Provinzial-Schulfollegiums in Münfter von einer befons 
dern Kommiffion näher umnterfucht worden, und nach dem Gutachten 
derfelben für den Gebrauch in den Unterrichtd:Anfalten fehr zu empfebs 
len iſt. Das Minifterium fommunizirt dem Koͤnigl. Provinzial-Schul: 
follegium beigebend die von dem Provinzial-Schulfollegium in Münfter 
eingereichte Beſchreibung dieſes, von dem ıc. Kämper angefertigten 
Erdglobus, und das Gutachten der gedachten Kommiffion über die Zwecks 
mäßigfeit und Brauchbarfeit des fraglichen Globus, in Abſchrift (2) 
zur Kenntnißnahme und mit dem Auftrage, die Gymnafien und hoͤhe⸗ 
von Bürgerfchulen des Bezirks des Königl. Provinzials Schulfollegiums 
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in geeigneter Art auf das Unternehmen bes ꝛc. Kamper aufmerkſam 

zu machen. 

Berlin, den 18. Dezember 1838. 

Minifterium der Geiftlichen, year * Medizinal⸗Angelegenheiten. 
icolovius. 


Aus zug. 


Das einſtimmige Urtheil der unterzeichneten Kommiſſion iſt dahin 
ausgefallen: 
daß der Globus ohne Zweifel ein ganz ungemein den Unterricht 
in der Geographie erleichterndes, die Anſchauung des Schülers bes 
förderndes und die Ideen deffelben über die Verhaltniſſe der Erd» 
oberfläche überhaupt und der eingelnen Länder berichtigende® Unter⸗ 
richtemittel fei. Auch werden alle andern Wandfarten, wenn man 
Spezialfarten von Europa, Deutfchland und Preußen ausnimmt, 
dadurch entbehrlich. Eben dadurch erfcheint auch die Ausgabe von 
28 bis 30 Rthlr. für einen folten Globus geringer, da die Aus: 
‘ gaben für manche andere Wandfarten, namentlich für die Dlanis 
globien, von denen, wenn fie auf Leinwand gezogen und gefirnißt 
werden follen, eine jede Karte wenigſtens auf 5 bis 10 Rthlr. zu 
fichen fommt, dadurch erfpart werden. | 
Die Kommiffion ift der Anficht, daß der Ankauf de Globus 
unbedenflich und zu großem Vortheil des Unterrichts, den Anitals 
ten empfohlen werden fönne. N 
Die Größe des Globus macht Feine Schwierigfeiten, da er in 
feinem jetigen Geſtelle, mit dem eifernen Meridian verfehen, durch⸗ 
aus feinen zu großen Plag einnimmit, das Aufhängen an der Wand 
ganz überflüfftg wird, und der Transport aus einer Klaffe in die 
andere, mit Dülfe von zwei Schülern und in fehr kurzer Zeit fih 
bewerffielligen läßt. In Anftalten, bei welchen ein dieponibleg Zim- 
mer oder Saal fich findet, fönnte der Unterricht am Globus auch 
leicht in diefem für alle Klaffen gegeben werden, und der Globus, 
mit leichter Vorrichtung, wie es bier in Minden der Fall it, in 
diefem Zimmer aufgehängt werden. 
Endlich ift noch zu bemerken, daß der von dem ꝛc. Kämper 
angewandte Fimiß auch vor allem Verderbniß durh Staub und 
Schmutz zu ſchuͤtzen — 
Die Kommiſſion erlaubt ſich demnach das ganze Unternebmen 
zur geneigten Unterſtuͤtzung und Förderung dem Koͤnigl. ıc. Pros 
vinzial:Schulfollegio dringend und angelegentlihft zu empfehlen. 
Minden, den 11. Juni 1838. ı 


Ganzer. Saſſe. Dr. Imanuel. 


> — — — 


Berlin, gedrudt bei Johann Friedrich Starde. 
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Inhalt. 
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20. Dezbr. | Armendireftionin Berlin. Bellimmung des Berlinſchen 
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Staatöminifterium. | Zulaffung inländifher Juden zu 
n ul, 


1821. 
16. DOftbr. 


1822. 
4. Dezbr. 


afademifhen Pebr: u. 
ämtern. 9* a u. 


Behörde, 
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2. Mai. Minifterium des Innern. 
1824. . 
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Unterrichts⸗ ıc. Angel. 
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richtde 2c. Angel. 
1831. 
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15. Zuli. Daffelbe. 
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10. Novbr. Daſſelbe. 
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24. Januar. Daſſelbe. 
18. Februar. Daſſelbe. 
6. Mai. Daſſelbe. 
27. Auguſt. Daſſelbe. 
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Exekutionsverfahren gegen reni⸗ 
— Stadtverordneten. IV. 


— * Prufunge - Zeug⸗ 
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Strafe für Verfaͤlſchung von 
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Prüfung der Lehrer an katho⸗ 


lifben Gymnaſien. Il. 651. 

Zulaffung ausländifher Schul: 
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fungen. 111. 651. 
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fungs⸗Kommiſſionen. III. 652. 
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| und der Polizei. - 
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1835. 
5. Juni. Miniterium des Innern 
und der Polizei. 
22. Augufl. | Generals Direktor der 
Steuern. 
30, — Minifterium der Geil. u. 
Unterrichtss ıc. Angel, 
28. Septbr. | Minifterium ded Innern 
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19. März. Miniſt. d. 3. u. d. Polizei, 
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2. — Miniſterien. 
13. Zuli. Kabinets · Ordre. 
16. — General⸗Direktion der all⸗ 
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Gaſt⸗ und — — 
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Amtsblatts⸗Bekanntmachungen 
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——— 1. 
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titel⸗Berichtigungen durch 
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blättern. I. 13. * 
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9 eo. Minifterien. Detentionen nach Abbüßung von 

Gefängnißfirafen. 11. 410, 
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— —— des Exekutiosrechts 
Seitens der Guts⸗od. Grund⸗ 
berrfchaften. III. 619. 
6. Desbr. Kabinets⸗Ordre. Scififabrt auf der Mofel und 
©aar. II. 455. 
6. — 1 Tarif der ins und Lagergelder zu 
——— und Crudenberg. 
111.7 
10. — Kabinets⸗Ordre. Monatliche eintägige, HI Übungen 
der Landwehr. 1 

11. — Statuten 1 Hauptvereins ehr chrifkliche 


Erbenungtfänften | U. 348. 


Behörde, Snbalt. : 
von- welcher die Verfü 22er Jahrgang. 1838. 
gung erlaffen worden. Heft. Seite. 


\ 
Datum, | 
"1837 — 
14. Dezbr. Miniſterien. Entziehung der Rechte der Stand⸗ 
Jſchaft, der Gerichtsbarkeit u. 
des Patronats. IV. 960. 
22. — Kabinets Ordre. Invaliden⸗Verſorgungen. 1. 3. 
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6. — Miniſterien. Annahme der, Civil⸗Supernu⸗ 
Fa — | merarien. I. 2. 
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7. — Daſſelbe. Belaubungsrecht in ſtandesherr⸗ 
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Miniſterium des Innern [ Aushebung der Militair:Erfag. 
und der Polizei. mannfchaften. I. 229. 
Daffelbe. a der Unterbehörden. 
l 


ii. rc 
11. — 


12. — 
13. — 
13. — 
14. — 


15. — Daſſelbe. Konzeffionen zum Betriebe des 


Schankgewerbes. I. 201. 





— Behoͤrde, Inhalt. 
von welcher die Verfuͤ⸗ 22fter Jahrgang. 1838. 
1838. . 
gung erlaffen worden. Heft. Seite. 
15. Sanuar. | Minifterium des Innern | Beichränfung des Kleinhandels 
und der Polizei. mit Branntwein. I, 202. 
dB; ame Daffelbe. a Setmider 
Kreisftände. 3. 19. 
16... — Minifterien. Einftellung militairpflichtiger 
Handwerksgeſellen. I. 232. 
17. — Minifterium des Königl. robsarbeiten. zum Oberfoͤrſter⸗ 
Hauſes. Examen. J. 42. 
17. — Daſſelbe. Anſtellung der zur Forſtverſor⸗ 
ar — invaliden 
ger. 
17. — Juſtizminiſterium. Vertraͤge zwiſchen Stadtgemei⸗ 
nen u. dritten Perſonen. 1.129, 
17. — Kabinets⸗Ordre. Verbot der Ehe mit außerehe⸗ 
| lid — Stiefkindern. 


Miniſſerien. Die. "Resitimationsfäheine für 
ig Grängverfehr mit Polen. 


Minifterium des Innern — 2 — zur —— — 
und der Polizei. 

Juſtizminiſterium. —— der Steuern a 
Gemeinelaften bei Dismem⸗ 
von Grundftücen. 
l 


geptoßen aus Staatskafſen. 


2. — Minifterium des Innern — — des Weidegeldes. 
und der Polizei. 
2. — Daſſelbe. —* — nach der uch für 
Studirende. I. 181. 
2 — Minifterien. — — Domanial:Abgas 
en. 1. 
23. — Miniſterium des Innern | Stellvertretung des Landraths 
und der Polizei, al® Obmann. 1. 79. 
23. — Daſſelbe. — © etcieſer Ar⸗ 
men. 21 
24. — Kabinets⸗Ordre. Veraͤußerung von Kirchen⸗ und 
Mfarrgrundftüden. 1. 90. 
>. — Negierung zu Trier. YAmteblatts-Infertionsfoften für 
verlorne — rgewerbeſcheine, 
Paͤſſe ꝛc. 1. 
3. — Juſtizminiſterium. — ——— durch 
Adoption. J. 28. 
2. — Finangmirifterium. Zollvereinsverhältniffe mit Hans 
nover u. Braunſchweig. 1. 66. 
27. — Miniſerien. Mandatarien⸗Gebuͤhren u. Pro⸗ 


10 


Datum. 
1838. 





27. Sanuar. 


23. — 


1. Februar. 


Behörde, Inhalt. 
von welcher die Verfü: 22er Jahrgang. 1838. 
gung erlaffen worden. Heft. Saite. 
Minifterium des Innern | Ernennung und Abberufung 
und der BVolizei. von Magifiratsmitgliedern bei 
gm —— Deputationen. 
Daffelbe. Befreiung der Schullehrer von 


-;  SKommunalbeiträgen. 1. f40. 

Minifterium des Königl. | Abldfungen von Bauholz: Ber 

Daufes. rechtigungen aus Königl. For⸗ 
fien 2c. 1. 53. 

Minitterium des Innern | Reichen aus Strafanftalten für 

und der Polizei. Anatomien ꝛc. 1. 185. 

Minifterien. Bewilligungen von Gemeindes 
fteuern. I. 138. 

Minikterium des Königl. | Dieniteinfommen der Domai- 





Hauſes. nen⸗Rentbeamten. J. 35. 
Miniſterium des Innern Ernennung der Mitglieder bei 
und der Polizei. | ben fädtifchen Deputationen. 
433, 
Daffelbe. ‚Konzeffionen für Agenten von 


Lebensverficherungs = Gefell- 
fbaften. I. 147. 

Miniflerium der Geifil. | Verfahren bei flreitigen Paro— 
:c. Ungel. chial-Berbältniffen. I. 344. 
Finanzminiſterium. Artillerie⸗-Gebaͤudebauten in den 

. Feſtungen durch Eivil- Baus 
beamte. I. 236. 

Minifterien. Stimmrecht der Megierungs, 
Affefforen. 1. 1. 

Miniſterium des Innern | Angebörigfeits-Verhältniffe nach 


und der Polizei. beitebenden Sfonventionen.1.29. 
| Minifterien. Gewinnung des Bürgerrechte 
| Geitens der Muſter » Koloris 
rer. 1. 136. - 
| Minifterium des Innern | Uniform der Polizei⸗Diſtrikts⸗ 
| und der Polizei. Siommiffarien. I. 145. 
Daffelbe. Feuerverſicherungs - Gefellfchaft 
— West of Scottland :c. 1.193, 
Minifterien. Ausdehnung der Gewerbefcheine 
— Regierungsbezirke. 
. 204. 


Regierung zu Liegnig. | Militairpflichtige aus fremden 
r Ergänzungebegirfen. I. 230. 
Ministerium der Geiftl. u. | Verbot der Ehe mit auferches 
Unterrichts- ıc. Angel. 1 DrARKUN GStieffindern. 
11. 351. 


Minifterium des Innern | Renten nachdem Martini: Markt: 
und der Polizei. preife. 1. 76. 





Datum. 
4838. 


1. Februar. 


eo oo © 
| 


— — m — —— — — 
— — — — — —— — — — — — — — —— — — 
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Behörde, Inhalt. 
von welcher die Verfü-] 2W2iter Jahrgang. 1838, 
gung erlaffen worden. Heft. Seite. 





Minifterium des Innern 
und der Polipei. 


Unterfuchungen wegen Gewer: 
ve s pol « Kontraventionen. 


Minifterium der Geiftl. u. 


— zu den Vereidungs⸗ 
Unterrichts» ıc. Angel. 


Ba Rn der Schullehrer. 


Minifterien. ‚ I Verbhältniffe der im Civil ver: 
Ä forgten MilitairsPenfionairg, 
Minifierium der Geiſtl. u. 
Unterrichts: ıc. Angel. 
Minifterium des Innern 
und der Polizei. 


Daffelbe. 


Minifterium der Geiſtl. u. 
Unterrichtss ꝛc. Angel. 


— on Onulamte.Kanı 
didaten. 11, 6 

Zages- und Yolheie Ordnung 
für die Gchlaflofalien der 
GSträflinge. 111, 735. 

Candabfindung bei Abloͤſungen. 


Prüfungen der Schulamts-Rans . 
didaten. III. 657. 


Minijterien. — * gegen Graͤnz⸗ 
Forſtfrevel — Herzogthum 

Heſſen. J. 
Finanzminiſterium. | Auflöfung * Bberbergamts 


fuͤr die —— 6 
ſchen Provinzen. I. 6 
Gebühren für Mandatarien, 


Minifterium des Innern 
i Konſulenten ıc. 1. 74. 


und der Polizei. 


Daffelbe. Verträge zwifchen Stadtgemei⸗ 

nen u. dritten Perfonen. 1.128, 

General» Direftor der DenunziantensUntheil der Kreis, 
Steuern. fefrstaire an GSteuerftrafen u. 


Konfisfaten. I. 309, 
Begräbnißfoften für verfiorbene 

Militairperfonen. 1. 95. 
8.15. der Bergſchen Feuer-Ord- 


Minifterium der Geifil. 
ıc. Angel. 
Minifterium des Innern 


— — — — — — — 
— — — — — — — — — — — — — — — — — — 
—— 


und der Polizei. nung. J. 187. 

Daſſelbe. — bei Landrathswah— 
en. I. 15. 

Daffelbe. Meng von Auslaͤndern. 

Daffelbe. gen —— proviſoriſch 
Seht Bürgermeijter. 1. 

Daffelbe. Seine befondern Steuern für 
Schugverwandte. 1. 138. 

Daffelbe. Heilung armer Kranken in öf 
4 Heilanſtalten. J. 
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Behörde, Inhalt. 


Datum. 
von welcher die Verfuͤ⸗ 22fter Fahrgang. 1838, 
1838. gung erlaffen worden. Heft. Seite. 


— — — ee ss see —— —— 
12. Februar. | Miniſterium des Koͤnigl. Veraͤußerungen von Domainens 


Haufes. und Forſtgrundſtuͤcken. 1. 36. 
12. — Minifterium des Innern Abſtimmung in’ den Stadtver⸗ 
| und der Polizei. u ae 1. 


MNegierung zu Eöln. 1 Zeitfriften für Domanial:Bers 
— pachtungen. J. 40. 
Miniſterium des Innern Rentenanftalt zu Stuttgart, I. 
und der Polizei. 148. 

Minifterien. Alters» Dispenfation zum Ge 
merbebetriebe im Umherzie⸗ 
ben. 1. 209. 

Minifterium des Innern | Kein Gnadenmonatdbetrag aus 
und der Polizei. dem Militair = ArmensUnters 
fügungs-Fond3. I. 220. 
Minifterien. Polizeilihe Genehmigung zum 
— gewiſſer Gewerbe x. 
490. 


Miniſterien. Poll, aa Mildpretts » Attefle. 
. 54. 

Niederfchlagung erfannter For, 
firafen. 1. 59. 

Parochialr Werhältniffe der Tes 
legrapben: Beamten. 1. 9. 
Veräußerung von Kirchen: und 

| Pfarrgrundftücken. 1. 90, 
Miniflerien. „sn Kommiffion” erfcheinende 
——— Schriften. 1. 152. 
Minifterium des Innern | Waffengebrauch Seitens der 
und der Polizei. | Kommunal, und Privat,Forf: 


Miniiterium des Innern 
und der Polizei. 
Minifterium der Geifll. 
sc. Angel. 
Minifterium der Geiſtl. u. 
Unterrichtss ꝛc. Angel. 


Penfionsverbältniffe der nicht 
wieder gewählten flädtifchen 
Beamten. I. 121. 

Beitdtigung und Ausführung 
der Befchlüffe der Stadtvers 
orditeten. 1. 127. 

Londoner Union⸗Aſſekuranz ⸗So⸗ 
zietaͤt. 1. 148. 

Belohnung der Medizinalperfos 
nen für Wiederbelebungevers 
fuche. 1. 220. 

Iinterfuchungsverfahren wegen 
mg des Adele ıc. 1. 


Ausgleichungen bei der Gewer⸗ 
befteuer. 1, 67. 


und Jagd-Offizianten. 1. 58. 
Daffelbe. i 


Daffelbe. 


Daffelbe. 
Daffelbe. 


16. — Juftisminifterium. 


17. — Regierung zu Achen, 


” 


— heran 
SQ gr 
* “ 
— —i— ñ— — —— —— —ñ — —— — — — — — — ——s — — — — — 


18. Februar. 


18. 
18. 
19. 


19. 
19. 


19. 


Datum. 





mm — — — — — — — — — — nm — — — — — — — — — — — —— — — — — 


Behörde, 


von welcher die Verfü: 


gung erlaffen worden. 


Minifterien. 


Kabinets·Ordre. 
Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 
Minifterien. 
Minifterien. 
Minifterium des Innern 
und der Molizei. 
Daffelbe. 
Dajfelbe. 
Daſſelbe. 
Miniſterien. 
Miniſterien. 
Miniſterien. 
Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 
Daffelbe. 
Dberlandesgericht i. Poſen 
Miniſt. d. J. u. d. Polizei. 
Daſſelbe. 
Daſſelbe. 
Daſſelbe. 
Daſſelbe. 
Miniſterien. 


Miniſterium der Geiſtl. u. 
Unterrichts⸗ ꝛc. Angel. 


Miniſterium des Innern 
und der Polijei. 
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Inhalt. 
22ſter Jahrgang. 1838, 
Hefte Seite. 


‚| Schugmaßregeln gen Graͤnz⸗ 


—— rg roßherzogth. 
eſſen. 
Prozeſſe = ER in der 
Altınarf. 1. 77. 
Betrieb des Schmiede —— 
auf der Straße. J. 
Heilighaltung der Sonn⸗ und 
Feſttage. J. 96. 
Aufgebote jüdifcher Ehen. 1.100. 
Streitige Feuerfozietäts ⸗Bei⸗ 
träge für Pfarrgebäude. 1. 191. 
Militairpflichtige aus fremden 
Ergänzungsbezirfen. 1. 231. 
Bürgerrechts» Gewinnung von 
GeneralAgenten. I. 135. 
— ſtaͤdtiſcher Ehren⸗ 
rechte. J. 137. 
Gewerbeſcheine zc. umherziehen⸗ 
der Schauſpieler. J. 207. 
Denunzianten- Antbeil an her⸗ 
abgeſetzten Geldſtrafen. 11.279. 
Rekurs⸗ und Appellations-Ver—⸗ 
fahren wegen Natural⸗Aus⸗ 
gleichungen. 1. 81. 
Magifträte und einzelne, ftädfi- 
fbe Deputationen. 1. 113. 
— ſtaͤdtiſcher Beamten. 


— u. fontagiöfe Krank⸗ 
beiten in Öefängniffen. 1. 221. 
Aufnahme von Ausländern. 1.28, 
Gefindedienfifcheine. 1. 160, 
Reiftung von Wacht: u. Trans⸗ 
portdienften. 3. 14 
Dorffhulzen ald Krug: und 
Schanfmirthe. 1. 202. 
Uniform des Schuͤtzenhaupt⸗ 
manns. 1. 140, 
—— der Buchbinder. I. 


Befuch des Katechumenen: und 
BEITEIRAADRSCNIGEEIONR, II. 
362. 


Abfindungskapitalien zur Abſto— 
bung der Hypothekenſchulden. 
84. 





TE — — ——— — — 


Behörde, J n balt. 


Datum. 
von welcher die Verfuͤ⸗ 22fter Jahrgang. 1838. 
1838. gung erlaffen worden. Heft. Seite. 









26. Februar. | Provinzial» Schukolle- | Ausbildung für das Höhere Lehr: 
gium in Goblenz. amt. 1. 108. 
6. — Daffelbe. Prüfung der Abiturienten in der 
3 lateinifchen Sprache. 1. 107. 
26. — Provinzial» Schulfolles | Penfionirung ſtaͤdtiſcher Schul: 
gium in Breslau. lehrer. I. 106. 
26. — Miniſterien. Mobiliar⸗ Feuerverficherungen 
der Pfarrer, Kuͤſter u. Schul⸗ 
| lehrer. I. 190; 
27. — Miniſterium des Innern | Kompetenz in Forſtpolizei⸗Kon⸗ 
und der Polizei. —— und Strafſachen. 
PR . 58. 
97. — - | Minifterium der Geiftl.u. | Prädifat als Gymnaſial⸗Ober⸗ 
Unterrichtd- ıc. Angel. fehrer. 1. 103. 
7. — Minifterium des Innern | Remunerirung der Sachverfläns 
und der Polizei. om bei FeuersBifitationen. 
27. — . 1Dberpräfidium in Pofen. | Neglement für die Provinzial: 
Ä — SrrensDeilanalt zu Owinsk. 
111. 800. 
3. — Minifterium des Königl. | Fährliche Kork : Material: Abs 
Hauſes. nußungsDuanta. I. 47. 
8. — Kabinets⸗Ordre. Erdffnung und Schließung der 
kleinen Jagd in der Provinz 
Sachſen. J. 63. 
3. — Miniſterien. Abloͤſung von Dienſien und Lei⸗ 
ER fiungen an geiſtl. Inftitute. I.S6. 
W. — Minifterium der Geiftl. | Heirathefonfenfe für Staats: 
ꝛc. Angel. diener. & 92. 
3. — Minifterium des Innern | Penfionsbewilligungen fürOber: 
und der Polizei. bürgermeifter. I. 120. 
3. — Daffelbe. Künftler und Handwerfer für 
ſtaͤdtiſche Geſchaͤfte. 1. 122. 
8 — Daffelbe. Bearbeitung böberer und fichers 
heitspolizeilicher Angelegen⸗ 
— bei den Magiſtraͤten. 
3 — WMiniſterien. | Silial: Buchhandlungen. I. 151. 
W. — Miniſterium des Innern | Immediat-Berichtserſtattungen 
und der Polizei. ber Militairs Sträflinge in 
Givil-Strafanftalten. I. 154. 
3. — Daffelbe. Meifegelder für entlaffene Sträf: 
A linge :c. I. 184. 
3. — Minifterien. rn der Gewerbefcheine. 
3 — Minifterien. Befetung der Ehauffeegeld: Ems 
| pfangsftellen. I. 210. 


Datum. 









1838, : 


28, Februar. 
2. Maͤrz. | 


2 


„BB a ss am op 


Ve 
ss3 


—— — 
s ss 


bei 
— 
. 


— — 2 


| ] 
. 
J 
— — — — — — — —— — — — — ——— —— — 


Behörde, 
von welcher die Verfh- 
gung erlaffen worden. 


Minifterien. 
Minifterium des Innern 
- und der Polizei. 
Regierung zu Eöln. 


Minift.d.Geifll. zc.Angel. 
Minifterium des Innern 
und der Polizei. 


| Provinzial» Schulfolle: 


ium in Berlin. 
Minifterium des Königl. 
Hauſes. 
General-Poſtamt. 


Kriegsminiſterium. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 
Minifterium der Medizi⸗ 
zinale ıc. Angel. 
Minifterium der auswärs 
tigen Angel. * 
Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 
Minifterien. 


Minifterium des Snnern 
und der Polizei. 


Sinangminifterium. _ 
Kabinets⸗Ordre. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 


Miniſterial⸗Kommiſſion. 


Ober⸗Rechnungskammer. 

Miniſterium des Koͤnigl. 
Hauſes. 

Regierung zu Merſeburg. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 














| 


| 
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22ftee Jahrgang. 1838. 
Heft. Seite. 


Einjäpriger freiwilliger Militair⸗ 
dienft. 1. 227. 
Papgebühren von Perfonen nie . 
dern Standes. 1. 166, 
Säprliche Nachweifungen über 
die Einwanderungen von Auss 
ländern. HI. 561. 
Prüfung der Theologen. I. 91. 
Erfludirte Mobiliar: Feuerverfis 
cherungs=Sefellfchaften. 1.198, 
Ausbildung der Schulamts,Prä, 
paranden. 1. 104. 
Nughölzer aus Königl. Forſten 
für die Artillerie. 1. 50. 
Poftvorfchriften und Anordnun: 
gen. 1. 68, 
Annahme von MilitairFreimwil- 
ligen auf 3 Jahre. I. 228. 
Gemeinpeitstheilungen und Res 
gulirungen. I. 75. 
Rabatt bei ArzeneisLieferungen 
für franfe Poſtbeamte. 1. 223. 
Papverhältniffe mit den Nieder 
landen. 11. 720. 
Map der ftellvertretendenStadt: 
verordnieten ꝛ⁊c. I. 123. 
Bubffriptiong - Sammeln auf 
Drudfchriften ıc. I. 155, ei 
Duittungs- Formulare über Mi« 
litairs Marfchverpflegung. 1. 
oO, ’ 


Verwendung von Geldfirafen 
und Konfisfaten. 111. 597. 
ge nn von Geparas 

tiften. 111. 644. 
Erefutionsverfahren gegen renis 
tente Stadtverordnetens Ber: 
fammlungen, IV. 945, : 
Studien:Fortfeßung Seitens be- 
ſtrafter Burfihenfchafter. 1. 101. 
otaten-Beantwortungen. 1.34. 
Dienfiländereien der Forjibeam- 
ten. I. 44. 
— der Sonn⸗ und 
Feſttage. J. 97. 
Din Greiimilige auf 3 Fahre. 
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Datum. 





12. März. 


13. 


14. 


14. 


14. 


15. 


15. 


15. 


18. 


18. - 


20. 


20. 
.20. 
21. 


21. 
21. 
22. 


22. 


| Minifterium des König! 


Behörde, 
von welcher die Verfuͤ⸗ 
gung erlaffen worben. 


Zufizminifterium. 


Minifterium des Innern 
und der Polizei. 


Regierung zu Arnsberg. 


Minifterium der Geifil. u. 


Unterrichts⸗ ꝛc. Angel. 
Miniſterium des Innern 


und der Polizei. 
Daffelbe. 


Ministerium der Geiftl.u. 
Unterrichtde zc. Angel. 
Haufes. 
Finanzminiſterium. 

Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 

Daſſelbe. 
Daſſelbe. 
Daſſelbe. 


Miniſterien. 


General⸗Poſtamt. 
Miniſterium des Innern 


und der Polijei. 
Daſſelbe. 


Daſſelbe. 


| 
k 
I 







Inhalt. 
22er Jahrgang. 1838. 
Heft. Seite. 


DepofitalsGebühren bei laͤndli⸗ 
— —— x. 


Amtlihe Glaubwuͤrdigkeit der 

Kommunal= und Privat-För- 
er. 1. 57. 

Vortofreiheit der An» und Ab⸗ 
meldungen der Landwehrmaͤn⸗ 
ner und Referviften. 1. 71. 

Neglement für die Eleven der 
Königl. Afademie der Kuͤnſte. 


ET na — 


Verfchneidung des Kopfbaares 
bei weiblihen Gträflingen. 


183. 
Bautofen für Kuͤſterhaͤuſer. II. 


— *— des Obereigenthums 
und des Vorkaufsrechts bei 
Erbpachtsverhaͤltniſſen. 111.576. 

Salzverbrauchs⸗ — im 
Saalkreiſe ꝛc. J. 65. 

ee ichtigung der Drivat 

Zanjlufibarfeiten. I. 162, 

Diäten und Reifefoiten der Mit, 
— der Generalkommiſſio⸗ 
nen. I. 72. 

— fuͤr Schuͤtzen⸗ 
gilden. 1. 141 

— von Separa⸗ 
tiſten. III 

Eroͤffnung und Schließung der 
kleinen Jod . der Provinz 
Sachſen. 

Keine Borkgrpfae durch Poſi⸗ 
anftalten. I. 70. 

Zufammenberufung freisftändis 
ſcher Konvente ıc. 1. 112, 

Bezeichnung des Strafmaßes in 
den polizeil. GStrafrefoluten. 
(Zabrg. 1837. III. 716.) 

Manquementsgelder für Kaffis 
— bedeutender Hauptkaſſen. 
I. 31, 


22, März. 
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| Behörde, | Inhalt, 
von welcher die Verfuͤ⸗ 22jter Jahrgang. 1838, 
gung erlaffen worden. |, Heft. Seite. 





Datum 

1838. 
22. März 
22. — 
22.0 — 
22. — 
292. — 
23. — 
2. — 
23. — 
23. — 
24. — 
24. — 
24. — 
24. — 
25. — 
26. — 
26. — 
26. — 
27. — 
7. — 
27. — 
°8. — 


Miniſterium des Koͤnigl. 
Hauſes. 

Miniferium des Innern 
und. der Poligei. 


Koften für die Erhaltung archi⸗ 
teftonifcher Altertbümer. I. 41. 
Schiedsrichterliche Entfcheiduns 

gen in der Rekurs—⸗ . Ap⸗ 

pellations⸗Inſtanz. I 
Gewerbefiheine für Säle auf 

rohe Zandesprodufte. I. 208, 
— gefallenen Biehes 


Aufnahme der Gtiere u. Ochs 


Minifterien. 


Minifterium des Innern 
und der Polizei. 

Statiftifhes Büreau in 
Berlin. 


Minifierium des —— 


—E für Juſiizkom⸗ 
und der Polizei. 


miſſarien bei Auseinander⸗ 
ſetzungen. J. 73. 

Strafbarer Betrieb des Baus 
bandmwerfs. I. 214. 

——— zur Armenpflege. 


Juſtizminiſterium. 


Miniſterium des Innern 
und der Polijzei. 


Konſiſt. u. Provinz. Schul: Säc, emannfcdhe Schrift 
follegium in Stettin. | „sum Zifferrechnen. I, 255. 
Öffentliche Verkäufe von Mos 


Juſtijminiſterium. 
| bilien des Staats, der Dos 

mainen und der Kommunen 
durch deren Beamte. I, 20, 

Befetung von Kommunal⸗Wald⸗ 
wärtersStellen ıc. J. 55. 

Juͤdiſche Ortfchulen. I. 111. 

Quartier s» Verabreichung an bie 
Militair-Mitglieder der Erſatz⸗ 
fommiffionen. I. 226. 

Keine Afterverpachtun mavondork 
Dienftländereien. J. 

Verbot des fogenannten Flie⸗ 
genpapiers. I. 224. 


Minifterium des Innern 
und der Polizei. 
Minifterien. 
Minifterium des Innern 
und der Polizei. 


Miniſterium des Koͤnigl. 
auſes. 
Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 


Daffelbe. Polizeiliche gear gegen 
Nachdruck ıc. II. 3 
Daffelbe. Papverhättniffe * den Nieder⸗ 
landen. 
Miniſterium des Koͤnigl. Koſten für — — u. Schul⸗ 
Hauſes. baue ꝛc. 
Regierung zu Liegnitz. wen Onirung Gabe Schul⸗ 
lehrer. I. 


Minifterium des Innern 
und der Polizei. 
affelbe. | 


Verhaͤltniſſe er in Privatdienfte 
tretenden Perfonen. I. 160. 
Statuten für die Schägengildein 

Berlin. (Sabre. 1837. IIL. 695.) 


. 
sea ne ihnen een Ann a er Rap u en SM ED 


Ai a die „getikifhen Tabel⸗ 
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Datum. 


1838, 


28. März. 


29, — 


* 
| 
se 
| 


Behörde, Inhalt. 


von welcher die Verfuͤ— 22er Jahrgang. 1838. 
gung erlaffen worden. Heft. Seite. 


Minifterium des Innern Keine Diäten und Reiſekoſten 
und der Polizei. für Landräthe und Kreisſe⸗ 


a innerhalb ihrer Kreife. 


Daffelbe. Verwendung der Polizei-Spor: 
ur bei den Magifiräten. 


Daffelbe. Bafoerfahren gegen ypolnifche 
Quden. I. 180. 


Akademie der Künfte. ee für die Eleven der 


.. Akademie der Künfte. 


Stempel zu Lisitations-Proto, 
follen in — — 
beiten. I. 131. 

Kommunal:Steuer von den in 
ftädtifchen Feldmarfen anfäßi- 
gen Forenfen. L 139. 

Beränderung von Mahlmühlen- 
Anlagen. I. 196. 

Theilnahme der Königl. Domais 
nen und Forfien an den Kos 
ſten far. Eandwehr» Übungs- 


Minifterien. 
Minifterien. 


Minifterien. 


Minifterien. 


pferde. 1. 
Minifterium des nern | Verbot — Beerdigun⸗ 
und der Polizei. gen. II. 353. 
Daſſelbe. Lokal⸗Polizei· Verordnungen mit 
Strafandrobung. LI. 
Daſſelbe. Verbot oͤffentlicher Luſibarkeiten 


— der Charwoche. II. 


General: Poflamt. Portofreiheit für — Feuer: 


fozietäten. II. 3 


Juſtizminiſterium. Berechnung des Antritts der 


——— der Straͤflinge. II. 








Miniferien. Gewerbebetrieb befirafter Ber: 
brecher. II. 423, 

Minifterien. Strafen für Überfreituna fell: 
geſetzten Waſſerſtandes. II.439. 

Minifterien. — juͤdiſcher Bethaͤuſer. 

Miniſterien. Stempelpflichtigkeit in Gemer: 


— Peine s Angelegenheiten. 


Minifterium des Innern — der Notirungen zu 
und der Polizei. Stiftöftellen. II. 466, 


“ 


Datum. 


10. 


und der Polizei. 


19 


Behörde, 2 Inpalt. 
von welcher die Verfü: | 22er Jahrgang. 1838. 
gung. erlaffen worden. Heft. Seite. 


In Ko 
A — ion „grfhelumnde 


— unter Kins 
der ꝛc. 274. 


Emefblungen zu Schulſiellen. 


Miniſterien. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 
Negierung zu Potsdam. 


— fremdartiger ꝛc. Ge⸗ 
a 5 zen der Landraͤ⸗ 


Servituts: %fnbungen durch 
Land. II. 

—— * ehr Armen: An- 
ftalten. IL. 310. 

a ai durh Arme. - 


Ermittelungen für Wahn, und 
are u : Erflärungen. 


Minifterien. 


Minifterium des Königl. 
Daufes. 

General » Direftor der 
Steuern. 

Minifterium des Innern 
und der Polizei. 

Minifterium der Geifil. u. 
MedizinalsAngel. 


Feuer-Berfiherungen von Waa⸗ 
ren: Befländen. II. 419. 

SInfinuation der Kontumaziale 
ar gegen Forfifrev: 
er 


Minifterien. = zwifchen den Mer 


Minifterium des Innern 
und der Polizei. 
Regierung zu Achen. 


gierungen und den Juſti 
Unterbehoͤrden. II. 257. Suite 
Denfionsverhältniffe der auf Les 
benägeit gewählten Kaͤmme⸗ 


Miniferium des Innern 
und der Polizei. 


ver 
Daſſelbe. Stempelpflichtigfeit in, Feuers 
Sozietaͤts⸗Angel. IL 418, 
Minifierium des Königl. | InvalidensVerforgungen in der 
Haufes. Domainen : Verwaltung. II. 


280. 
Verheirathungen mit Auslän- 


Minifterium ded Innern 
— ohne Vermoͤgen. II. 


und der Polizei. 


Hauptverwaltung der 
Staatsfchufden. — Kaſſenanweiſungen. II. 
Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 
Minifterium der Geiſtl. u. 
Unterrichtd« ıc. Angel. 


Berbat des a der Tau⸗ 
ben. II. 341, 

Schenfungen aus dem Vermoͤ⸗ 
en evangelifcher Kirchen. II. 


Eenfur der Zeitungsartifel über 


Miniſterium des Innern 
Koffenammeifungen, II. 277. 


Ungebliche Eirfulation falfcher _ A 


‚20 


Datum. Behörde, Inhalt. 
| von welcher die Verfü: 22fer Jahrgang. 1838. 
188. gung erlaffen worden. | Heft. Seite. 





Pachtungen von Privat- oder 


15. April. | Minifterium deg Königl. 
Hauſes. | fommunal:Fagden Seitens 
Königl. Forfibeamten. II. 305. 
15. — Finanzminiſterium. Gebrauch von Trage: od. Wan⸗ 
| derjtöchen als Ellen. IL. 435. 
16. — Minifterium des Innern | Heimatheverhältniffe mit Kurs 
und der Polizei. beffen. II. 274. 
16. — Daffelbe. Unfreimillige Entlaffung von 
| Stadtverordneten. II. 370. 
16. — Regierung zu Bromberg. | Raffen-Buchführung. IH. 565. 
J — Miniſterien. Beurlaubung der Referendarien 
OR zur ÖStaatsprüfung. II. 264, 
17. — Minifterium der Beifil. u. | Gebühren für Schulzeugniffe. 
Unterrichts⸗ ꝛc. Angel. HU. 361. 
18. — Sinanzminifterium. Debit geftempelter Paßformu— 
lare u. Wanderbücher. I. 163, 
18. — Kabinetd-Ordre. Verwendung gemiffer Geldfira: 


fen zu Öratififationen und 

Unterflügungen. II. 309. 
Beauffichtigung der Verwaltung 

> ——— Armenkaſſen. 


Körperliche Züchtigung d. Straf⸗ 


linge als Disziplinarmagıe 
— gel. IL, 406. > * 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 


18. Daſſelbe. 


Feuerſpritzen-Praͤmien. II. 420, 
Prüfung der als Militair-Prer 
diger angußkelienden Geiſtli⸗ 


18. Daſſelbe. 
18. Minifterium der Geiſtl. ꝛtc. 
Angel. 
chen. III. 
Verſorgungsanſpruͤche penſionir⸗ 
ter Offiziere. II. 265. 
Verrechnung ‚der fixirten Diäs 
ten der Öfonoinie-Kommifs 
farien. IL. 332, 
Verhütung von Vernachlaͤſſigun⸗ 
gen des Katechumenen⸗Unter⸗ 
richts. III. 662. 

Lofal: Yolizeiverordnungen mit 
Strafandrohung. II. 392. 
Fürforge für entlaffene Haͤus⸗ 

linge und Gtrafgefangene. 
II. 415. u. 416. 
Fiuanzminiſterium. Buchhalterei » Rechnungen der 
— —— von 
der Verwaltung für Dans 
del, Gewerbe und Baumefen. 
I. 278. 


19. Ministerium ded Innern 


und der Polizei. 


19. Minifterium der Geifil. u. 


Unterrichtss 2c. Angel. 
20. 
20. 


Negierung zu Ötettin. 
DOberpräfid. zu Münfter. 


21. 


19. — Minifterien. 














Behörde, 
von welcher die Verfü- 
gung erlaffen worden. 





Kabinets⸗Ordre. 


Miniſterium des InnernV 


und der Polizei. 
Daffelbe. 
Minifterien. 
Minifterien. 
Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 
Dberpräfidium in Berlin. 
Minifterium des Innern 
und der Polizei. 
General:Poftamt. 


Kriegsminifterium, 


Zufizminifterium. 


Kabinets⸗Ordre. 


Miniſterium der Geifil.u. 
Unterrichts⸗ ıc. Angel. 
Daffelbe. | 


Minifterium des Königl. 
Hauſes. 


Regierung in Liegnitz. 


Miniſterium der Geiſtl.u. 
Unterrichts⸗ ⁊c. Angel. 


Miniſterium des Koͤnigl. 
Hauſes. 


21 


Inhalt. 
22er Jahrgang. 1838. 


Befirafung der Berfälfchung 
von Tee tmaliond.Dofumen 
— II 400. 

erpflegung der in Kommunen 
buͤlflos — Indi⸗ 

viduen. II. 470. 

a für verlaffene Kin, 


ae er 
Mufifgefellfchaften. II. 438, 
van — mit Lederwaaren. 


Rheiniſches Strafverfahren in 
Gewerbes Polizeis und Ges 
—— ⸗Kontraventions⸗ 
Sachen. I. 19. 

— von Zeitſchriften ꝛc. 


Aufenthalt maͤnnlicher Dienſt⸗ 
boten aus der Schweiz 'in 
— dieſſeitigen Staaten. J. 


Befoͤrderung der — — u. 
Kouriere. IL 316 

Yufnahme und weitere Ausbil, 
dung der Böglinge des Ras 
dettenforps. Il. 486, 

Amtsfuspenfion während der Uns 
terfuchung. II, 267. 

Statuten der Hagelverſicherungs⸗ 
Geſellſchaft der Provinz Weſt⸗ 
phalen. II. 338. 

v. — —— Wandcharte. 


Schulunterricht noch nicht ai 
firmirter Kinder. 

Decungs-Zufchäffe bei der $ 0: 
mainens und Forfivermaltung. 
U. 282, 


Befoͤrderung der Bienenzucht. 
II. 342. 


Nichtbenutzung der Kirchens u. 
Schulgebäude zu Waaren⸗ 
Niederlagen ıc. III. 636, 

Verrechnung des Meßkorns und 
Deputat » Getreide der Dos 
mamenpächter. IL 284. 





28 


2 8 8 
3 


| 


1} 
m 
| 


30. — 


30. — 


Behörde, Inbalt. 
von welcher die Verfü: 22jter Jahrgang. 1838, 
1. gung erlaffen worden. Heft. Seite. 





Anfellung von Polizeidienern 


Miniflerium des Innern | An 
a 8 Buͤrgermeiſtereien. Il. 


und der Polizei. 


Daſſelbe. Koften in Polizei » Kontravens 
tionsfachen ıc. II. 394. 
Daſſelbe. Reiſegeld für die in die Hei: 


— gentlaffenen Sträflinge. 
Regierung zu Königeberg. | Verfahren gegen Stadtverord⸗ 
nete wegen des Lafters der 
Frunfenpeit. III. 675. 
Invaliden » Berforgungen. I. 3, 
Sirirung und Ablöfung der Lau; 
demien. II. 336. 
Vofationen für Schulfehrer u. 
- Kirchendiener. IE. 359. 
Heranziebung der Beamten zu 
den Gemeindelaften. IL. 387. 


Minifterien. 
Minifterium des Innern 
und der Wolizei. 
Regierung zu Merfeburg. 


Miniſterium des Sanern 
und der Polizei. 


Daffelbe. Berechnung des Antritts d. Straf: 
zeit der Straͤflinge. II. 405. 
Daſſelbe. en dem platten Lande. 


Minijtersum der Geifil. u. 
Unterrichtös ꝛc. Angel. 

Minifterium des Innern 
und der Polizei. 


Gebrauch des Prädifats N) 
tohrden.” IL 639. „vod- 

Niederlaffung ausländ. Hand: 
werfögefellen und abgelaufene 
Wanderpäffe. I. 175. 


Daffelbe. Detention bis zum Nachmeife 
des ehrlichen Erwerbes. 11.410. 

Kabinets⸗Ordre. Aufbewahrung der Kartoffeln 
— des Winters. III. 

Finanzminiſterium. Verwendung gewiffer Geldſtra⸗ 


fen zu Gratififationen und 

Unterftüßungen. II. 308. 
Beförderung des Religions⸗Un—⸗ 
— in den Gymnaſien. 


Naturaliſations⸗Patente fuͤr Ju⸗ 
— der Provinz Poſen. 


Konſiſt. u. Prov.⸗Schul⸗ 
kollegium in Berlin. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 


Daffelbe. Rüge der Beleidigungen u. Wir 
derfeglichfeiten gegen Gendar: 

men. II. 394. 
Kabinets-Ordre. Zurüdweifung der Begnadi⸗ 


a EEE ——— — — 


Straͤ 
aumataetuche = räflingen 


& 
3. 


Datum. 
1838. " 





Behörde, 


von welcher die Verfuͤ⸗ 


gung erlaffen worden. 


Minifterium des Innern 
und der MWolizei. 
Daffelbe. 


Daffelbe. 
Miniſterien. 
Magiſtrat in Berlin. 


Miniſterium des Koͤnigl. 
Hauſes. » 


Daſſelbe. 


Daſſelbe. 
Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden. 
General⸗Poſtamt. 


Juſtizminiſterium · 


Regierung zu Muͤnſter. 
Kabinets Ordre. 
Magiſtrat in Poſen. 
Miniſterium des Koͤnigl. 

Hauſes. 
Verordnung 
Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 
Minifterium der Geifil. u. 


Unterrichtss ic. Angel. 
Minifterien. 


23 


Inhalt. 
2ier Jahrgang. 1838. 
Heft. Seite. 


Hamburger Mobiliar » Affefus 
ranzeKompagnie. IK. 422. 
Aufftelung von Straßen⸗Fuhr⸗ 

werfen. II. 465. 
Raft der Urmenpflege. IL. 469. 
Militair- Dienftpfliht Seitens 
der Studirenden ıc. II. 49. 


u. 496. 

Verfahren bei Parzelirungen ꝛc. 
Ill. 616. 

Gefälle-Revifionen bei den Dos 
mainenämtern und Renteien. 
II. 283. 

Freies Brennholz für Huͤlfs auf⸗ 
ſcher in den Koͤnigl. Forſten. 
II. 294. 

Klaftermaß bei Holzeinſchlaͤgen. 
II. 300 


Verfahren mit präflubirten als 
ten.Kaffenanmeifungen. IL-D7 

Poftvorfchriften und nordnun⸗ 
gen. II. 313. 

Detentionen, nah Abbuͤßung 
von Gefängnißftrafen. II. 411. 

Vollziehung aufgenommener 
Verhandlungen. IV. 848. 

Aufldfung der Garnifon: Kom⸗ 
pagnien und andermweite For⸗ 
mation derfelben. II. 489. 


Bau: Ordnung für die Stadt, 


Poſen. (Jahrg . 1837. IV. 
1093 


) ARE 
Berforgung der Jäger u. Mir | 
Ttoir.$noaliben im Forſtfache . 


über die Organiſation der neuen 
Deichfhauen auf_dem linken 
Rheinufer. IE. 3 | 
Kaiſerl. Öfterreichiche Wander: 
= & Aber eine fünfjährig 
anderzeit hinaus. I. 176. 
Heirathskonſenſe für Staatödies 
ner ıc. I. 92. J 
Verbältniffe der im Civil vers 
78 Militair⸗Penſionairs. 
L 1IV. 


17. 


EEE J — 







Inhalt. 
ter Jahrgang. 1838. 
Heft. Seite. 


Behoͤrde, 
von welcher die Verfuͤ— 
gung erlaffen worden. 






Konſiſtorium in Pofen. Evangelifche Rirchen-Bifitationg. 
| Erin an die Provinz Po⸗ 


Miniflerium des Königl. Verwendung und Verrechnung 
aufes. der etatsmaͤßigen Domainen: 
und Forft-Baufonds. II. 285. 
Minifterium des Innern 
und der Polizei, 


Minifterien. 


Minifterium ded Innern 
und der Polizei. | 


Befoldung fädtifcher Polizeidies 
ner. II. 371. 

Stempelfreiheit in Schanf: ꝛc. 
Konzeffions-Angel. II. 428. 
Vertilgung der Raupen ıc. in 

Serien und Waldungen. IL 





Daffelbe. Genehmigungs-Urfunden zc. in 
Gemeinpheitstpeilungs- ꝛc. Anz 

gelegenheiten. II. 335. 
Daſſelbe. Wiederaufgebung des freiwilli. 





ewomenen Bürgerrechte. I 


Kabinets⸗Ordre. Wollmaͤrkte in den oͤſtlichen Pro⸗ 
vinzen. II. 430. 

Regierung z. Königsberg. | Trennung der Schulfaffen von 

—— ſtaͤdtiſchen Fonds. IV, 


Juſtizminiſterlum. | Regifer-Züprung über Poligeis 
Sontraventionen. II. 393, 
Kabinets⸗Ordre. Verhaͤltniſſe des Gouverneurs 
von Berlin. II. 485. 
— des Koͤnigl. Vergleichung der wirklichen Hau⸗ 


auſes. ungen gegen das Abnutzungs⸗ 
ſoll. II. 296. 
Miniſterium des Innern | Un und Austritt des Gefins 
und der Polizei, des ꝛec. II, 400. 
inifterien. — des Buͤrger⸗ 
rechts Seitens des Fiskus oder 


börde. II. 375. 
Prüfungen der Kandidaten des 
böbern Schulamts. III. 648. 
Daß Bezirfsvorfteher nicht zus 
gleich Stadtverordnete fein 
fönnen. II. 370, 
Auswanderungen nah Brafis 
lien. II. 275. | 
Erftattung von Transportkoſten 
- den Kriminalfonde. II, 


Minifterium der Geifil. u, 
Unterricht8= ꝛc. Angel. 
Dberpräfid. in Münfter. 


Minifterium des Innern 
und der Polizei. 


| der denfelben vertretenden Bes 
Sufigminifterium. | 


25 





Inhalt. | 
22er Jahrgang. 1838, 
Heft. Seite. 


Behörde, 
von, welcher die Verfuͤ⸗ 
gung erlaffen worden. 










18, Mai. Miniſterium des Innern | Verhältniffe des Gouverneurs 
| und der Polizei. von Berlin. II. 485. 
18. — Regierung zu Pofen. Aufbringung der Koſten für 
die in die Irren-Heilanſtalt 
zu Owinsk dufgenommenen 
Kranken. IV, 1036. 
19. — Minifterium des Innern | Erneuerung von Wanderpäffen. 
is und a“ Belle Pi ae BR A atoſt 
em afielbe. urs un erpflegungsfoften 
f für Bettler. II. 193. e 
20. — Kabinets⸗Ordre. —— von Heimathſcheinen. 
20. — Kriegsminiſterium. Bezeichnung des Fombinirten - 
J eg, —5* * u. 
rovinzial⸗Feſtungs⸗FInſpek⸗ 
| — 489. e ; 
1. — — Miniſterien. — und Schulbauten. II. 


22. — Provinzial- Schulfolle- 


Ermwerbung tüchtiger und aus: 
gium in Berlin. 


gegeichneter Kandidaten des 

; böbern Schulamts. 11, 354. 

22. — Megierung zu Achen. | Stempel zu Risitationd «Vers 

bandlungen. III, 604. 

22. — Miniſterium des Innern | Aufbewahrung und Sicherung 

und der Polizei: der Kartoffeln vor dem Er; 

| frieren. III. 623. u. 627, 

Verbältniffe der Oberlandesger 

richts⸗ und Regierungs⸗Aſſeſ⸗ 

foren bei den General⸗Kom⸗ 
miffionen. II. 331. 

Aufnahme bettelnder Mütter, 
mit fäugenden Kindern in Ar: 
beitöhäufer. II. 404. 

Remuneration der Protofollfühs 
rer. IV. 912. 
Bezeichnung des Fombinirten 
arde - Bataillond und der 
Provinzials Feftungss Infpefs 
tionen. II. 488. 
Schwarzſche und Denke fche 
Dachdecfungsmethode.111.673, 
25. — Miniferium des — 5— fuͤr die zur 


23. — Daſſelbe. 


23. — Daſſelbe. 


23. — Daſſelbe. 
24. — Daſſelbe. 


24. — Reg. zu Marienwerder. 


und der Polizei. Kriminal-Unterfuchung g es 
— Subalternenbeamte. II. 


Haͤrtere Behandlung rücfällis 


dd. — Daſſelbe. 
ger Straͤflinge. II. 407, 
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äh Behörde, Inhalt. 
von welcher die Verfuͤ— 22jter Jahrgang. 1838. 
1538. gung erlaffen worden. Heft. Seite. 


EEE TEE LEN. ES A DEAN 
26. Mai. Miniſterium des Innern Polizeil. Geftattung von Schanf: 
und der Polizei. anlagen, Gpeifeanftalten, 
Weinſtuben ꝛc. I. 198, 
26. — Daſſelbe. Reſſort der Regierungen in Ges 
meindefaffenzc. Verwaltungs: 
Angel. u. Verfahren in Rom: 
petenz.Konfliften. II. 259. 
6; —— Minifterium des Königl. | Kontrole der von Forfibeamten 
Hauſes. in Entrepriſe uͤbernommenen 
Bauten ꝛc. II, 293. 


26. — 


Miniiteriale Kommiffion. | Anfragen vor den Anſtellungen 
De le und Lebrer. 
De Minifterium des Innern | Amtliche Ausfertigungen Sei— 
und der Polizer. tens der Magijträte und de: 
ren Dirigenten. II. 365. 
Ba Miniſterien. Wollmaͤrkte in den oͤſtlichen Pro— 
vinzen. II. 429. 
26. — Juſtizminiſterium. Verfahren in Sompetenz:Ron- 
fliften über fireitige Ver— 
| Dikalang jur Armenpflege. 
7. — Kabinets⸗Ordre. | Führung bs des — „Stadtraͤ⸗ 
Gi — Miniſterium des Innern eye, en MWanderpäffen. 
und der Polizei. I. 170. 
28. — Beſtaͤtigungs-Urkunde. | für die —— satt 
AR zu Stolberg. 11. 307 
GE, Kriegsminiſterium. Erbberechtigungen zum eifernen 


| Kreuze und zum Ruſſiſchen 
ee ra Orden. 11. 493. 


2. — Miniſterium des Innern mitt Exemplare für def: 
und der Polijei. fen Geb. Regiſtratur. II. 259. 
H — Doffelbe. Landratbewahlen nach freiem 


| Ermeffen der Wähler. 11.265. 
Negifter- Führung über Polizei: 


29. — General: Profurator in 
Coͤln Kontraventionen. I, 393. 





9 Minifterium des Innern | Beitrafung der von Barbieren 
und der Polizei. begangenen Medizinal= Kon- 

| fraventionen. 11, 475. 
3. — Minifterien. Nichtgeitattung des Handels mit 
Liedern u. Druckfachen. I. 160. 
31. — Miniſterium des Königl. | Verfahren bei Subhaſtationen 
Hauſes. von Grundſtuücken, welche dem 


Domainens Fiskus zinspflich- 
tig find. 11. 288. 


Behörde, 
von welcher die Werfüs 
gung erlaffen worden. 
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9. — 
9. — 
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Minifterium des Innern 
und der Polizei. 


Daffelbe. 
Miniferien. | 
Kabinets⸗Ordre. 


Kriegsminiſterium. 


Kabinets⸗Ordre. 
Miniſterien. 


Kuratorium für Kranken⸗ 
haus⸗ und Thierarznei⸗ 
ſchul⸗Angel. in Berlin. 
Minifterium des Innern 
und der Polizei. 


Kriegsminifterium. 
Daffelbe. 


Minifierium des Innern 
und der Polizei. 
Minifterium der Geiftl.u. 
Unterrichtd« 2c. Angel. 
Regierung zu Pofen. 


Miniflerium ded Innern 
und der Polizei. 
Finanzminiſterium. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 


Finanzminiſterium. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 


———————— — — — — — 


Waffengebrauch und Dienfiflei- 
ung der Kommunal» und 
Privat⸗Forſt⸗ und Jagd: Dffis 
zianten. 11. 29. 

BEN für Thieraͤrzte. II. 


Kon effionen für Fabrif -Anla 
neonen ——— 


Strafe der Ausſtoßung aus dem 
Soldatenftande. II. 500. 
Gnadenmonatsbeträge für die 
Dinterbliebenen der Militair⸗ 
Penfionairs. II. 501. x 
Stellvertretungsfoflen fuspen- 
dirter Beamten. 11. 268, 
Herausgabe von Tafel- oder 
Mandfalendern. I. 151. 
Aufnahme und linterricht der 
Eleven der Königl. Thierarze⸗ 
neifchule. IL. 482. 
Beftrafung der Werfälfhung 
von Regitimatione:Dofumen- 
ten. 11. 399. 
Beftellung der, Landwehrmänner 
zu deren Übungen. II, 498. 
Verpflegung der Landwehrmaͤn⸗ 
ner und Reſerviſten während 
der Abbüßung Fleiner Diszi⸗ 
plinarftrafen. II. 499. 
Imprimatur zu allen Druckſa⸗ 
chen. I. 149. 
Beiträge für geiftliche u. Schul⸗ 
bauten. 111. 638. ; 
Baus» Ordnung für die Stadt 
Poſen. (Jahrg. 1837. 1V.1093.) - 
Befetung vonKommunal-Wald- 
wärter-Stellen. 1. 56. 
Laer der Flußſchiffer. 


Ausfertigungsgebühren für Le⸗ 
gitimationgfcheine zum Sa⸗ 
chentrangporte im Graͤnzbe⸗ 
zirke. II. 437. 

Shifffahrtssrc.Abgaben zwiſchen 
der Elbe und Weichſel. 11.440. 

Verbot der Luftfteine bei Schorn- 
fleindauten. II. 464. 
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10. Zuni. Minifterium des Königl. | Wege und Bruͤcken⸗Unterhal⸗ 
Hauſes. fung Seitens der Beſitzer ver: 
Außerter Bun he: 
mainens und Foritarın ⸗ 
fen. II. 288, s 
0. — * Minifterien. Gewerbebetrieb innerhalb des 
Polizeibezirfs des Wohnorts. 
II. 436, 
10. — Regierung zu Potsdam. Anhaltung zum Konfirmanden⸗ 
| Unterricht. IV. 925. 
11. — Miniſterium des Innern Paßviſirungen für die Nationa⸗ 
und der Polizei. len der hieſigen fremden Ge— 
ſandten. J. 168. 
1. — Daſſelbe. Aggravations-⸗Rechtsmittel Sei⸗ 
tens der Magiſtraͤte. II. 367. 
—— Daſſelbe. Beſtellung der Fandwehrmänner 
| zu deren Übungen. II, 498, 
3, Minifterium der Geiftl. u. | Interimiflifche Anfiellung der 
Unterrichtds ꝛc. Angel.| Gchullehrer. III, 662. 
12. — Minifterium des Innern | Prolongation und Viſirung ab- 
und der Polizei. gelaufener Paͤſſe. J. 166, 
1. — Doffelbe. Verhältniffe der Sronomie - 
Kommiffionsgebülfen. IT, 332, 
12. — Finanzminiſterium. Inſtruktion für die Schifffahrt 
, auf der Mofel und Saar. 
Il. 456. 
12. — | Minifterium des Innern Kompetenzs Konflifte über ſtrei⸗ 
und der Polizei. tige Verpflichtung zur Ur- 
menpflege. il. 467. 
13: Daffelbe. Führung des Titels „Stadtraͤ⸗ 
the.” II, 369, 
13. — Daffelbe. Urmenpflege in Bezichung auf 


die Hinterbliebenen ebemalis 
ger Soldaten. II, 472. 
13. — Daffelbe. Daß DBezirfsvorfteber nicht au: 


fönnen. 1I. 369. 


gleich Gtadtverordnete fein 

14. — | Miniiterien. ng von Deimatbfcheinen. 

14. — Minijterien. Beftellungen auf Bier im Um; 
| berziehen. II. 425. 

14. — Ministerium des Snnern | Minifterial-Reffort in Geträn: 


und der Polizei. fe = Babrifations » Angelegens 
vn des platten Landes. 


15. — | Miniflerien. et von Zeitſchriften. 
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e mit Pappeln. II. 301. 
Unterfuchungen gegen Forfibes 
amte wegen Mißbrauchs der 
Waffen. II, 296. 
Anzeigen von Todes⸗ und Hei⸗ 
ratbefällen. 11. 352. 
Zransportfoften aus dem fri- 
minalfonds. II, 403, 
Verbot des Ameiſeneier⸗Sam⸗ 
melns in den Forſten. II. 303. 


‚Minifierien. 


Unterrichts⸗ ıc. Angel. 

Minifterium des Innern 
und der. Polizei. 
Minifterien. 


Minifterium des Innern 


und der Polizei. _ 


Regierung zu Trier. — abhaͤngiger Grund⸗ 
Vermeidung giftiger Farbeſub⸗ 


ſtanzen zu bunten Papieren. 
II. 78, = 


Verpflegung der Landwehrman⸗ 


16. — = der Beiftl. u. 
Daffelbe. 
| 


plinarjtrafen. II. 499, 
Ausfonderung der Grundfleuer 


18. — Meg. zu Marienwerber. 
J aus + Domainen »Zinfe ꝛc. 


| 11. 57 
19. — Minifterium des Innern | Zeitige Überlieferung polizeilich 
und der Polizei. verbafteter Verbrecher an die 


19. — Doffelbe. Zragung des goldenen Porte: 
ſ épées Seitens der Auffichts⸗ 


beamten in den Strafanſtal⸗ 
404. 


Gerichte. IL. 402. 


ten. II, 
Di; 2 Minifterien. Befugnid zum Tragen von 
. | ſ Schießgewehr. II. 306. . 
2. — Minifterium des Innern | Strafe der Ausſtoßung aus dem ' 
und der Polijei. Soldatenftande :c. II, 500. 
2. — Minifterium des Königl. | Anwendung der Dornfchen 
Haufıs. Dachbededunge-Metpode. III. 
20. — Etaatsminifterium. Regulativ uͤber die Vexwendun 
der Kontributiong,Überfchäffe 
und Beſtaͤnde in den Kreis: 
Kon der Kur: und Neumark. 
In. 702. 
Di. 5% Miniferium des Innern | Haltung von Schießgewehren. 
und der Polizei. III. 595. 
2. — Daffelbe. Ausweifung von Ausländern 
aus den dieffeitigen Staaten 
x. 1. 271. , 
22. — Ä Daffelbe. Erhebung von — od⸗ Ein⸗ 
kaufsgeldern. II. 376 


ner und Reſerviſten waͤhrend 
der Abbüßung kleiner Digzis - 
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25. — 
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25. — 
26. — 
26. — 
28. — 
28. 
98. | — 
29. — 
29. — 


Miniſterium des Innern Marketendereien in den Kaſer⸗ 
und der Polizei. nen. II. 428. 
Provinzial⸗Steuer⸗Di⸗ a N der Jagd⸗ 
rektion zu Cöln. fcheine, IV. 

‚Direktion des Landarmen- er —— Kin⸗ 
hauſes in Lrier. IV. 1030. 

Regierung zn Merfeburg. Aufnagm amtlicher Protofolle. 


Minifterium des Innern — landraͤthlicher Ver⸗ 


und der Polizei. fügungen Seitens der Kreis⸗ 
fefretaire. 1. 16. 

Daffelbe. - Unftellungen in_flädtifchen Un 
| — tellen auf Probe. 
Miniſterien. Civilverſorgungs-Anſpruͤche der 

— ehemal. Freiwilligen. II. 264. 

Miniſterien. Holz⸗ und Zöilbpretd-Begitimas 

tions-Attefe. 1 I. 302. 
Minifterium ded Innern | Verbot der Schaf: und Ziegens 
und der Polizei. bütung in den Kommunal: 

MWaldungen. II. 340. 
Doffelbe. — m Gaſtwirthſchaf⸗ 

ten. II. 

Miniſterium der Geifil. u. | Anwendung des Eifenoryd: Hy⸗ 
Medizinal-Angel. drats als Gegengift gegen 


den weißen Urfenif. II. ASt. 


Regierung zu Merfeburg. | Belegung der „anssfefreloize 
Stellen. II. 


Minifterium des Innern | Öerichtliche — Gebuͤhren 


und der Polizei. bei ländlichen Auseinander— 
fegungen ıc. II. 334. 
Daffelbe. KommunakBerbältniffe der vom 
Auen: neuerworbinen Grund⸗ 
uͤcke. 11. 374. 
Minifterien. Privat « Pforten in den Stadt: 


mauern. II. 367. 
Minifterium der Geiſtl. u. Aufbringung der Guffumbenz- 
Unterrichts ıc. Angel. gelder in rohen der Kir⸗ 
j chen. III. 63 
Daffelbe. Civil» Praris der Militairärzte 
\ und Chirurgen. 111. 795. 
Minifterium des Innern | Brüggemann ces Merk, „die 


und der Poligei. - nen 
en . 255 
Daſſelbe. Aufloͤſung der Garniſon⸗Kom⸗ 


pagnien und anderweite For⸗ 
mation derſelben. 11. 489, 
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— — — — — — — EEE» 
29. Zuni. Miniſterien. Militair » Dienfipflicht Seitens 
Ä „ ber in Geminarien ausgebils 
— 2 mlamisRandidaten, 
29. — Miniſterium der Medizi⸗ —— auslaͤndiſcher Apo⸗ 
nal⸗ ꝛc. Angel. — — und Lehrlinge. 
30. — Miniſterien. Budo der Buchbinder. I. 
0. — Minifterium ded Innern Begitun der aus Militair: 
und der Polizei. agazinen für die Gendars 
men gelieferten Fourage. U. 
30. — Daffelbe. Verhaͤltniſſe der Berlinifchen Les 
bens⸗ Une ⸗Geſell⸗ 
— ſchaft. II. 395. 
30. — Miniſterien. Weimar — fuͤr Co⸗ 
enz 
30. — Regierung zu Trier. — —— verlaſſener Kin⸗ 
2. Juli. Miniflerium des Innern — von Privat; Geuerlöfi 
und der Polizei. gerätbfchaften. IL. 749. 
3. — Daſſelbe. Außerordentliche Strafen fuͤr 
— ———— III. 
4. — Daſſelbe. Rekursverfahren gegen admini⸗ 
ſtrative Verfuͤgungen der Pro⸗ 
ah vinzial⸗ Behoͤrden. III. 544. 
4. — Miniferien. Abbuͤßung der den Gefängniß- 
ſtrafen fubflituirten Forſtar⸗ 
— | beiten. III. 591. 
4. — Miniſterien. Gewerbebetrieb der Marionet 
| tenfpieler. 111. 765. 
5. — an der Geifll. | Vereidung der "evangelifchen. 
Angel. Pfarrer. III. 640. 
5. — Goer Ettion der all Geſchaͤfts⸗-Inſtruktion für die 
| gem. Wittwen-Ver⸗ Kommiffarien diefer Anflalt. 
pflegungs:Anflalt. III. 714, 
6 — Juſtizminiſterium. Krankheits⸗ und Lebensverbaͤlt⸗ 
niſſe wahn⸗ und bloͤdſinniger 
Perſonen. H. 477. 
6. — Daſſelbe. Bern der Feld» od. Wald⸗ 
| hüter. 111. 590. 
6. — Kabinets⸗Ordre. — —— bei lan⸗ 
desherrlichen, Lehnen. III. 614. 
7. — Miniſterium des Innern | Diäten der Skonomie-Kom⸗ 


und der Polizei. miffionsgehälfen. Il. 333. 
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Datum. 


Behörde, 
von welcher die Werfür- 
gung erlaffen worden. 


Inhalt. 
22er Jahrgang. 1838. 
Heft. Seite. 


ö EEE Te —ñ — 


7. Juli. 


— 
(BER — ú Rür — — — — ——— — —— —— —— — 


Miniſterien. 


Miniſterium des Innern 
und —* ee 
Daſſ e be. 


Daſſelbe. 
Daſſelbe. 


er 


Regierung zu Arnöberg. 
Sinanzjminifterium. 
Minifterien. 


Minift.d. J. u.d. Polizei. 
Regierung zu Bromberg. 


Miniſterium des Innern 


und der Polizei. 
Miniſterien. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 
Miniſterien. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 


: 


Daffelbe.. 
Daffelbe. 


Kabinets⸗Ordre. 


Regierung in Potsdam. 


Strafbare uͤbertretung der auf 
den eigenen Bedarf befchränfs 
m  MüplensKongeffionen. III. 


Yuffleilung polizeiliher War⸗ 
nungstafeln ıc. III. 775. 

a Nagiſtratswah⸗ 
en 

Anſpruͤche an das Buͤrgerver⸗ 
re deffen Nugungen. 


Koftentragung bei Sreifprechun« 
gen in Polizei-Kontraventiong: 
und Ötraffachen. III. 707. 

Unterfagung des Schanfgewer: 
r Ban verbotenen S Spiels. 


Haufirhandel mit altem Kup. 
fer, Meffing :c 111.769. 1.771. 
DOrganifation flädtifcher Schuls 
fommiffionen. IV. 939. 
Duittungsftempel für die Witt: 
wen⸗Penſionen. III. 570, 
Maarenverfleigerungen an ber 
Dörfe durch Wäfler. 111, 762. 
Juͤdiſche Armenpflege. IH. 793. 
Bemilligung des landesherrlichen 
Pathengefchenfs. IV. 864. 
Referendariatds Ernennungen 
durch die Umtsblätter. 111,542. 
Befreiung vonKommunifationg: 
nen auf Dienfireifen. 


— der Feldmeſſer. 
III. 611. 


Polizeiliche Legitimation bei Lei⸗ 
chentransporten. III. 725. 
Saft: u. Schankwirthſchaftsbe⸗ 
trieb neben dem Erbſchulzen⸗ 

amte. Ill. 758. 

ee ie der National: 
fofarde. III. 678. 

Etats » Regulirungen für bie 
Strafs und Zeſſerungs. Un 
ftalten. III. 732. 

Arbeitshaus in Berlin. III. 741. 

Abgaben 3. Armenfaffe. 1V.1027. 

16. Juli. 


Datum 

1838. 
16. Zuli. 
16. | — 
16. — 
16. — 
16, — 
16. — 
16. — 
18. — 
18. — 
18. — 
19. — 
20. a 
20. — 
2. — 
W. — 
21. — 
21. — 
— 
21. — 
21. — 
22; 


33 






Inhalt. 
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Heft. Seite. 


Beboͤrde, 
von welcher die Verfuͤ⸗ 
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Miniſterium des Koͤnigl. | Invaliden-Berforgungen in der 
Daufes. Forſtverwaltung. 11.993 
Daffelbe. ollmachten und — der 
Regierungen. III, 541, 
Minifierium des Innern | Diäten und Reifefoften der Aſ⸗ 
und der Polizei. feiloven of als Spaial-Kommif: 
Ä arien. II. 
Minifterien. —— Pichler Zeug: 
Minikerium des Innern Yen ———— ausſcheiden⸗ 
und der Polizei. der Buͤrgermeiſier. III 671. 
Kabinetd-Drbre. Kontributionsäberfchäffe u. Bes 
ände ber we und Neu 
marf. III 
—* en. II. 722. 
eraufischt au F agdvor⸗ 
p re Per rien Sag * 
oſtvorſchriften und Anor 
gen. III. 605. — 
Befreiung elterl. Unterſtuͤtzun⸗ 
en von der Kommunal · Be⸗ 
euerung. III. 691. 
Bekanntmachungen uͤber 
| —— — 8* fi 


Minift.d.3.u.d. Polizei, 
' Daſſelbe. 


General⸗Poſtamt. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 


Daſſelbe. 


— —— 

undesverhandlungen in oͤffent⸗ 

liche Blaͤtter. J ffent⸗ 

———— von Ausländern 
ic. 

Gewerbefteuer vom Waarenan⸗ 
Eau im Umbherziehen ꝛc. 11, 


Miniſterien. 


Miniſterium des Innern 
und der Polijei. 
General» Direktor der 

| Steuern. 


Zuftizminifterium. 


Minifterium des Innern 
und der Polizei. 


rt der Dorfſchulzen ic. | 


Nachweis des ehrlichen — 
bes bei detinirten Gträflin- 
gen. III. 744. 

Meflingerne od. fupferne Raum: 
nadeln beim Sprengen von 
Steinen. III. 745. 


Regierung in Danzig. 


Minifterien. Beginn von Gewerben. III. 753, 
Minifterien. Pont en der Auslaͤnder. 
Minifterien. aufirbandel mit Hand 

Sa 773, — 
Miniſterien. 


Militairdienſtpflicht der Civil⸗ 
— II. 548. 
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von welcher die Verfuͤ⸗ 22er Jahrgang. 1838. 
1533. gung erlaffen worden. Heft. Seite. 








22. Juli Miniſterien. Önadengehälter dr Militair. 
a Invaliden. Ill, 552. 
2. — Zuftizminifterium. Stempel bei Bau- Entrepris 
| Kontraften. Ill, 602, 
2 — Minifierium ded Innern | Verlicherungen bei nicht Fongel: 
und der Polizei. fionirten Feuer - 2 
Geſellſchaften. IL. 
23. — Regierung zu Bromberg. ⸗ aus —— II. 
23. — Miniſterium des Innern | Diäten für bie fixirten Kom, 
| und der Polizei. miffarien. III. 608, 
—— Daſſelbe. —— der Magiſtratswah⸗ 
en 
23. — Daſſelbe. Bärsermeifterfle neben ber ci: 
— DIBHERS gomee 
23. — Daſſelbe. — ————— enturen 
durch Magiſtrats⸗Dirigenten 
und Mitglieder. III. 749. 
— Miniſterium des Innern — "dt Poligei- 
und der Polizei. Diener. 11. 
24. — Miniſterium der Geifil. u. | Ausfuͤhrung “ Sürdhenbitgiptin 
Unterrichte= :c, Angel. | in er und der Rhein: 
| provinz. III. 634, 
24. — Miniſterium des Innern Grund⸗ und Einfommenfkeurr. 
und der Polizei. Ill. 683. 
24. — a Darlehne aus dem Vermögen 
geiftlicher Inſtitute IV, 918 
5. — Oberpräfidium in Pofen. | Berbefferung der bäuerlichen 
Wirthſchaften. III. 620. 
25. — Minifterium des Innern | Innere Bewachun der Straf, 
und der Polizei. anfalten zur Nachtzeit. II.734 
26 — Miniſterien. Beitritt der Beamten zu der 
Berliner allgemeinen Witt 
wens Penſions⸗ und Unter 
ſtuͤtzungskaſſe. III. 547. 
26 — Miniſterien. eg für Wild 
pre 
u. — Kommandeur der 9Iten | Anmeldungen zum dreijährigen 
Landwehr» Brigade in een Militairdienfe. 
Glogau. IV. 1039. 
27. — Finanzminiſterium. Umwandlung unbeitreiblicher 
a Öefängnißfirs 
en. 11. 
27. — Regierung zu Münfter. | Erhebung, Auszahlung u. Ver: 


—— des Schulgeldes. 
IV. 942. — 


- 


Datum, 


1538, 


Behörde, ‚ Inhalt. 
von welcher die Verfuͤ⸗ 221er Jahrgang. 1838. 
gung erlaffen worden, Heft. Seite. 
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Minifterium des Innern 
und der Polizei. 
Minifterien. 


ne — der Be: 
amten :c. III, 689, 

Kleinbandel mit Siften burch 
Upotbefer. III. 799, 

Stempel- und Gebühren: Frei. 
beit in Disziplinar  Unterfus, 
chungen, 111. 549, 


Minifterium ded Innern 
und der Polizei. 


Daffelbe. Befanntmachungen wegen vers 
lorner era u. Gewerbefchei- 
ne ꝛc. 

Daffelbe. — uͤber auf⸗ 
— Leichname ꝛc. III. 

Miniſterien. ng der von Staats⸗ 


beamten verübten Ehrenfräns 
fungen. III. 551. 


Minifterium des Königl. Befchafungdes Radelpotj-Gan- 


Daufed, mens. 
Minifterien. —— J Witthums⸗ 
gen der Pfarren und 
— Schulen. I 
Staats miniſterium. Kontributions⸗ Überfchiffe und 


DBeftände der Kur, u. Neus 
marf. III. 701. 
Diäten und Marfchzulagen der 
Gendarmerie, 111. 708 
Sremden- Meldungen. IL. 722, 
für die Häfen zu Fuſternberg 
und Erudenberg an der Lippe. 
111. 776, 
= a der Bürger ꝛc. IU, 


Minifterium des Innern 
und der Polizei. 

Regierung 5. Magdeburg. 
Yoch eglement 


Minifterium des Innern 
und der Polizei. 


MER a ar BE BEE Me a nn — 


Daſſelbe. Firma des Ma 77* in Po⸗ 
lizei⸗Sachen. 708. Ä 
Daffelbe. | ———— für die Gen- 
SR: darmerie. 111-709, 
Minifkerien. Stempelpflichtigfeit der Auss 


einanderfegungs:Verbandluns 
A zwiſchen Pfarrern. III. 


Miniſterium des Innern | — der ae u. 
und der Wolizei. Schöppen. II. 693. 
affelbe. PMortofreiheit für Köni l. Straf 
arbeitd:Anfialten. III. 733. 
Regierungz. Magdeburg. | Gewerbebetrieb der Marionets 
tenfpieler. III. 766, 
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Diäten der Protofollführer bei 
* jneral⸗ Kommiſſionen. 


Verfahren bei Parzelirungen. 
11 vn wars en 


Minifterium ded Innern 
und der Polizei. 


Daffelbe. 


Minifterium der Geiftl.u. Dimifforiale bei Zaufen zc. IH. 
Unterrichtds zc. Angel. | 642. 
Minifterium ded Innern 
und der Polizei. 
Minifterien. 


— von Kommu⸗ 
— — — ach 
ufbringung der Nachtwächter: 
— se; —* 
usuͤbung der Polizeigerichts— 
barkeit. III. 704. —— 
Verbot heimlicher Beerdigungen. 
II. 354. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 
Regierung zu Cdslin. 


Militairdienftpfliht der Schiffs: 
mannfchaften. 11. 823, 

Vermeidung giftiger Farbefub- 
Baneı zu bunten Papieren. 


Kabinetd:Drdre. 


Minifterium der Medizi- 
zinal- 2c. Angel. 


Aufbebung und Umbildung der 
arnifon:Kompagnien. I AB. 
Kirchen » Disziplin in Weſtpha⸗ 
len und der Rheinprovinz. 
| Ill. 635. 


Kabinets⸗Ordre. 
Regierung zu Arnsberg. 


Vereidung polizeilicher Stell⸗ 


Miniſterium des Innern 
vertreter. III. 705. 


und der Polizei. 


affelbe. Betrieb der Saft: u. Schank. 
wirtbfchaft. III. 757. 
Daffelbe. Unterfagung des Schanfbetries 
bes ıc. 111. 759. 
Daffelbe. Handtücher für das einquartirfe 
Militair. III 825, 


Minifterium der Mebdizis 
nal⸗ ꝛc. Angel. 


se hirurgifherr Ge⸗ 
fchäfte durch Gebülfen für 

Wittwen. II. 475. 
Minilterium des ä 


Ertheilung von Jagdfcheinen ıc. 
und der Polizei. 11, 59%. 


Daffelbe. Nichterlicher Ausſpruch über den 
Verluſt des Militair-Gnadens 

gebalts. III. 555. | 
Finanzminifterium. Mole — der unterſten Stufe. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 
Megierung zu Arnsberg. 


Surfoften für Polizeigefangene 

ıc. 111, 727. 
Nebengefihäfte der Kuͤſter, welche 
zugleich Schullebrer find. IV.943, 
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16, Auguſt. Minifterien. Kirchen und Schulwefen inden 
. — ⸗Zeitungsberichten. 
16. — Kabinets⸗ Ordre. | Bearbeitung der gutößerrlic 
s bäuerlichen Regulirungen :c. 
bei der Regierung in Gums 
binnen. III. 608, 
16. — | Minifterium des Innern | Beizungsfoften auf ben Trans⸗ 
und der Polizei. portftationen ıc. III. 729. 
1. — Daffelbe. Vermerk des Endes der Strafs 
Ä zeit in den Liſten der Straf⸗ 


gefangenen. III. 743. _ 
17. — Daffelbe. Dreijährige Freiwillige bei dem 
Gardeforps. III, 820. 
Gnadengehalts » Kompetenzen 
— ———— Mili⸗ 
tair⸗Invaliden. III. 553. 
Abloͤſungskapitalien zu Auszah⸗ 


18. — ı Kriegsminifterium. 


18.- — | Miierium deb Sunern 


und der Polizei. Iung von Lehnſchulden. U, 


18. — | Minifterien. Polizeie Straffäle gegen das 
. Haufir-Regulativ ic. III. 762. 

18. — Generals Direktor der | Gewerbefteuer der Equilibriften, 
feuern. Seiltaͤnzer und Kunftreiter. 

2 , 2 IV, 898, * 

21. — Miniſterium des Innern | Leitung der Armenpflege Sei⸗ 


und der Polizei. tens der Orts⸗Polizeiobrig⸗ 
ne feit. II, 792. | 
23. .— . | Öeneral:Direftionder all: | Modififationen der Gefchäfts-. 
gem. — Inſiruktion für die Rommifs 


pflegungs⸗Anſtalt. farien dieſer Anſtalt. II. 715. 


23. — iniſterien. Hauſirhandel mit altem Kup⸗ 
fer, Meſſing ꝛc. III. 772. 
23. — Regierung z. Magdeburg. Ruͤckſtaͤndige Praͤſtationen für 


geiſtliche Inſtitute. IV. 924. 
Fourage aus itar Desez⸗ 


24. — Miniſterium des Innern 
* fuͤr die Gendarmerie. 


und der Polizei. 
91. 
Kontrolle und Dispofition uͤber 


24. — Daſſelbe. 
die Koͤnigl. Dienſtgebaͤude. 
— III. 537. u. 538. 
2. — Minifterien. Verbältniffe der Feld: od. Wald» 
huͤter ıc. II. 589. 


24. — Minifierium des Innern 
und der Polizei, 
24. — Miniſterien. 


— des Gefaͤngniß⸗ 
weſens. UI. 730. BR 
Hauſirhandel mit Seife u. Lich⸗ 
“ten. 11, 774. 


— 


2. 






. Unterrichts: ꝛc. Angel. 
Daffelbe. 


Behörde, 
von welcher die Verfuͤ⸗ 
gung erlaffen worden. 


nal⸗ ꝛc. Angel. 


Minierium des Königl. | K 


auſes. 
Miniſterium des Innern 


und, der Polizei. 
Meg. zu Marienmwerder. 


Minifterium der Geiftl. 


ꝛc. Ungel. 

| Daſſelbe. 
Miniſterium des Innern 

und der Polizei. 

Sinanzminifterium. 


Juſtizminiſterium. 


Miniſterium des Koͤnigl. 


auſes. 
Miniſterium der Geiſtl. u. 


Miniſterien. 


Miniſterien. 
Miniſterien. 
Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 
Daſſelbe. 


Daſſelbe. 


Regierung zu Trier. 


Miniſterium der Medizi⸗ 
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22iter Sahrgang. 1838. 
Heft. Seite. 





Daß Kreisphyſiker, Kreischirur⸗ 
gen und Kreis-Thieraͤrzte der 
allgem. Wittwenkaſſe nicht 
beitreten fönnen. III. 797. 

ontrolle Über die Domainens 
und Forffgebäude. III. 371. 
Anlegung von Gießereien und 
— — Werkſtaͤtten. 


Bertilgumg der Erdraupe. II. 
630° r 


Beiträge der einzelnen Gemeins 
den zu den Kreis » Synodal 
Kaffen. III, 633. 

Nemuneration der Umtsverfre 
4 bei Pfarrvafangen. IL, 


Drdnungsftrafen gegen renitente 
Stodtverordnete. III. 674. 
Neffort in Bergbau:Angelegens 

heiten. III, 596. 

Gefhäfts : Negulativ für die 
Mpeinfchifffahrts « Central s 
Kommiffion. III, 785. 

Ältere Dienfi-Inftruftion für die 
Dberförfier. HI, 579. 

Berichtserflattungen über neue 
Einrichtungen. III. 538, » 

Mittheilung der Gymnaſial⸗ 
Programme nach u.von Sons 
dershauſen :c. III, 659. 

Zulaffung von Zaubllummen 
um Gewerbebetriebe im Um: 

„halten. 11. —* 
erſteigerung von Porzellan⸗ 
waaren. III, 767. ⸗ 

Kommunal, und Schulbeiträ 
Königl. Beamten. III. 685. 

Überfichten von den Iandrätpl. 
Verwaltungen. III. 539. 

Aufhebung und Umbildung der 
Öarnifon:Kompagnien. 11.493, 

Urtel8PublifationssZermine in 
‚Angelegenheiten der Generals 
Kommiffionen. Il. 613. 


Bond in den Forften. III. 


9 Eeptbr. 


5. 
5. 
6. 


— 
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AAſ—— des Innern Ynflelung der Bürgermeifter in 


und der Polizei. den Meinen Städten. III. 669, 
Daffelbe. — für Feuerſpritzen. III. 
Daſſelbe. | Beuerfichere en der 


Schmieden. Il. 790 
Zuftizminifterium. Rechtsmittel der Ag zravation 
in fiskaliſchen Unterfuchungs⸗ 


Miniſterien. Bearbeitung der gutsherrlich⸗ 
bäuerlichen Regulirungen ꝛc. 


j binnen. II. 
Miniiterium des Innern | Theilnahme der fädtifchen Buͤr⸗ 
und der Poligi. _ | ger an den ES ADIOTTARONG 
Tungen. III. 677. 


gungsurfunde. Rbeine. 1 
Minifterium der Geifil.u. | Auffi ——— — Filial⸗ 
Unterrichts ꝛc. Angel. — und Nebenſchulen. III. 


Miniſterien. Militairbienfpflicht der Schiffs⸗ 
mannfchaften. III. 822, 

Minifterien. Mektops u. abgegöfreißeit mit 
England. IN. 564. 


Zuftizminifterium, Reysptionsfäbigfeit bei der all: 

gem. MWittwenfaffe. IM. 548, 
General: Poftamt. Portofreibeit für die Kiniel, 
j Een Anfalten. IL 


Minifterium des Innern Rieden Sehräfte Vers 
und der Wolizei, brecher. 1 

Daffelbe- en * aufgegrif⸗ 
fene Bettler und Armenpflege 
Seitens d. Orts⸗Polizeiobrig⸗ 

feit. III. 728 
Ober:Rechnungsfammer. | Duittungen db. Dienſtaufwands⸗ 
und Fouragegelder. III. 666. 
Finanzminiſterium. .| Reglement für die Rheinſchiff⸗ 

” Fahrt. II II, 780. 


Breslau. Gefeßgebung. 11. 535. 
Minifterium des Innern | Detentionen 618 jum Nachweife 
und der Polizei. eines ebri. Erwerbes. 11.411. 

Daffelbe. — der Paßgebuͤhren. 


ſachen gegen Beamte. III. 549. 


bei der Regierung in Gum⸗ 
607. 


Allerhoͤchſte Genehmi⸗ King ber  Scife‘ auf dem 


General» Rommiffion in | Koch fches Merk über die Agrar⸗ 
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Behörde, 
von welcher die Verfuͤ⸗ 


gung erlaffen worden. 


Indbali. 
22er Jahrgang. 1838. 
Heft. Seite. 


/ 
——— 


14. Septbr. 


21. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 
Minifterien. 
Miniſterium ded Innern 
und der Polizei. 
Daffelbe. 
Regierung zu Muͤnſter. 


Minifterium des Königl, 
Hauſes. 


Miniſterium der Geiſtl. u. 


Unterrichts⸗ zc. Angel. 
Daſſelbe. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 


Miniſterium der Geiſtl. u. 
Unterrichts⸗ꝛc. Angel. 
Daſſelbe. 


Miniſterium des Innern 

und der Polizei. 

Regierung zu Königsberg. 

Minißerium des Innern 
und der Polizei. 


Minifteriun: der Geiftl. u. 
 Unterrichtss 2c. Angel. 
Kabinets⸗Ordre. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei, 


Minifterium des Königl, 
Hauſes. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 
Daffelbe. 


3 a — 

ulaſſung fremder Juden zum 

— Ken III. 7. 
egulirung der Zruppenmär 
s In, 824. ” (che 


Freies Bürgerrecht für ehema⸗ 
lige Soldaten. III. —* 

Führung von Orts: Chronifen. 
III. 695. 


Reiſekoſten für Kommunalbe⸗ 
I. 673. 
Veräußerung der an die Chauſ⸗ 
fen angrängenden Domainen: 
und Forfigrundftüce. 111.575, 
Koften des Elementar » Schul; 
— Fr — | 
eograpbifche Kunftfchule zu 
Wotsdam. III. 664, j 
Verfahren in. Hütungs » Abld, 
fungs-Angelegenbeiten Känigl. 
Soriten. III. 615. 
Beauffihtigung des jüdifchen 
Kultusweſens. III, 645. 
Unterricht in der lat. Sprache. 
Ill, 660, 


Wahl von Schulgen, ohne Fand: 
wirtbfchaft. III. 692, 
Berbältniffe d. Inſtleute. IV.971. 
Gnadenbewilligung für die Bins 
terbliebenen verliorbener Be: 
amten. III. 557. 
Veräußerung von Kirchen⸗ und 
Pfarrgrundfiücken:c, III 635. 
Anfchließung der Niederlaufiger 
tädte ıc. an die Kurs und 
Neumärfifhe Städtes Feuers 
Sozietät. III. 752. 
Landräthliche Mittheilungen üb, 
militairpflichtige Individuen. 
III. 821, u. 822. . 


Verbindung der Forfifaffen mit 
* Zyainen ⸗Rentaͤmtern. 


Armenpflege zwiſchen Gemeinden 
u. Gutsherrſchaften. III. 793, 

Auseinanderbau der Wohn: u. 
MWirtbfchaftsgebäude auf dem 
Sande. III. 788, 


21. Septbr. 


Datum, 
1838, 


| 


Behörde, 


von welcher die Verfuͤ⸗ 


gung erlaffen worden. 


Finanzminiſterium. 


Regierung zu Bromberg. 


Regierung 3. Gumbinnen. 
Zuftizminifterium. 
Minifterium des Königl. 

Daufes. 


Minifterium des Innern 
und der Polizei. 


Daffelbe. 


Minifterien. 
Minifterien. 
Minifterium des Innern 
und der Polizei. 

Daſſelbe. 
Daſſelbe. 


Daſſelbe. 
Regierung zu Frankfurt 
ad D 


HMiniferium de8 Innern 
und der Volizei. 
Daffelbe. 


Minifterium des Königl. 
Hauſes. 
Miniſterien. 


— — — — mm 
— — — —— — ——— — ——— —— — 
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22jter Jahrgang. 1838. 
Heft. Seite. 


Gewerbefteuer der Biehfchneider, 
Leinweber, Theerhaͤndler und 
Lumpenſammler. IV. 898. 

Unentgeldliche Ertheilung des 

Buͤrgerrechts. IV. 952. 

— der Geburtshuͤlfe. III, 


Detentionen bis zum Nachweife 
* ehrlichen Erwerbes. II. 


Annahme von Forfilehrlingen ıc. 
III. 579. — 


Nichtbewilligung von Diäten für 
Meferendarien und Skono— 
mie « Kommiffiong - Gebülfen 
während ihrer Ausbildung. 
II, 610, 

Befoldungen der Gubalternen 
der Stadtverordneten u. der 
Magifträte in großen Staͤd⸗ 
ten. III, 672. 

Erhebung ftädtifcherEinfommen; 
fteuern. III. 684. 

Miderfpruch gegen Mühlenans 
lagen ꝛc. 111. 755. 

Anſchließung der Niederlaufißer 
Städte ıc. an die Kur⸗ und 
Veumaͤrkſche Städte - Feuers 
Sozietät. II. 751. 

Befchlüffe der Stadtverordneten 
in Unmefenbeit fremder Pers 
fonen. III, 676, 

Beeidigung der Zeugen in po: 
lizeilichen Unterfuchungsfachen. 
III. 706. 

Vollziehung zuchtpoligeilkkher Ger 
fängnißftrafen. III. 726. 

Diäten und Fuhrkoſten für Kreis— 
Medizinalbeamte. II. 796. 

Erfag defertirter Militairpflich- 


tigen. III. 823. 
Yale der fludirenden Auslaͤn— 
der. I. 169. 

Abfchreibung gezablter Abld- 
fungsfapitalien. III. 575. 
Kein Daufirhandel mit Fleck— 

waffer. III, 774. 
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29. 
29, 


30. 
30. 
30. 


— 
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4. 


4, 


4. 
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Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 

Miniſterium der Geiſtl. u. 
Unterrichts⸗ꝛc. Angel. 

Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 


Miniſterium des Konigl. 
Hauſes. 
Miniſterien. 


Sſterreichi 
—— Wanderpaͤſſe. J. 


Prüfungen der Kandidaten des 
böhern Schulamts. II. 649. 

Militairdienktpflicht Seitens der 
zu Ihierärzten fich ausbilden: 
den jungen Leute. III. 819. 

Holzverfauf aus Königl. For: 
ften, 111. 585. 

Ausfpielung geringfügiger Ge: 
genftände. III. 718. 

Meifingene oder fupferne Raums 
nadeln zum Gprengen von 
Steinen. III. 746. 


Minifterium de$ “ 
und der Polizei. 

General-Poflamt. Poſtvorſchriften und Anordnuns 
gen. IV. 905. 

Minifterium des Innern | Zagds u. Windhunde auf frem- 
und der Polizei. den Nevieren. IV. 888. 
Tegierung zu Achen. | Stempelfreie Beſtaͤtigung der 
von Beamten a ie 
Merträge. IV. 899. 

Paͤſſe Preußifcher Untertbanen 
im Auslande. I. 107. 

Zufizfommiffarien ale Affiftens 
ten der Parteien in Auseinans 
derfegungs-Angel. IV. 912. 

Baubolz aus Staatswaldungen 
zu Domainen und Forfibauen. _ 
11I. 957. 

Yufnabme in dad Berliner Ar- 
beitsbaus. III. 740. 

Erpeditiond- Gebühren bei den 
Mevifions:Kollegien. IV. 915. 

Feſtſtellung der Vaterſchaft un: 
ehelicher Kınder. IV. 927. 

Bürgermeifterwahl über die ges 

„fegliche Zeit hinaus. IV. 947. 

Arztliche Unterfuchungsfoflen bei 
Vagabunden: Transporten. 


Minifterium des Innern 
und der Polizei. 
Dafielbe. 


Minifterium de Königl. 
Haufes. 


Miniiterium des Innern 
und der Wolizei. 
Minifterien. 


Minifterium der Geiſtl. u. 
Unterrichts⸗ ıc. Angel. 
Miniſterium des Innern 
und der Wolizei. 
Daffelbe. 


IV. 975. - 
Aufruf der fich heimlich entfern: 
ten $amilienväter. IV. 1029, 
für die Provinzialflände von 
Pommern u. Rügen. I. 243. 
Koflentragung für vereitelte Ter⸗ 
mine in Angelegenheiten der 
GeneralsKommiffionen.1V.910. 


Daffelbe. 


Landtags « Abfchied 
(fechster). 
Minilterium des Innern 

und der Polizei. 
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8 Dftbr. | Minifterium des Innern | Nichtbewilligung einer Didtens 


und der Polizei. vun für ftädtifche Bermefs 
ungsarbeiten. IV 
9. wi Kabinets + Drdre. Militairdienftpflicht — 
raliſch unwuͤrdiger Indivi⸗ 
duen. IV. 1042. 
11. — Miniſterium des Innern — „enbepörenber 
und der Polizei. Gaͤſte. IV. 
10. — Daffelbe. Polizeiliche Shrafbarkeit öffents 
ic ne Unfi ittlichkeiten. 
0. —- _ Daffelbe. Beauffichtigung Fleiner Kinder 
f auf Straßen. IV. 987 
0. — Daffelbe, Beftrafung des unbefugten 
— —— ar dem plat⸗ 
ten Lande. 1 
10. — Daffelbe. Rur- und Berolegungöfoften 
. je — erkrankte Arme. 
4. — Miniſterien. —— — — — — der Civil⸗ 
Supernumerarien. IV. 851. 
11. — s  Minifterien. Berfauf von friſchem Fleiſche 


und Backwaaren in der ndchs 

fien Umabung des Wohn⸗ 

orts. 1008. 

12. — Regierung in Potsdam. | Ein — älterer Kommunal⸗ 
teuerreſte. IV. 959. 

2. — Miniſterien. Polizeiſtrafen fuͤr Nichtauswei⸗ 

| a — Koͤnigl. Poſten. 


13. — Regierung z. Königsberg. Aufbewahrung der Kartoffeln 
während des Winters. 111,627. 


14. — Landtags⸗Abſchied für die Provinzialſtaͤnde der 
(fechster.) \ Marf — und der 
Niederlauſitz. I 
14. — Kabinets⸗Ordre. Zulaſſung udſſcher — 
—— aus deutſchen Bun⸗ 
esſtaaten. J. 171. 
14. — Miniſterien. Aufkauf und Austauſch land⸗ 


a ae Erzeugniffe- 


5. — Minifterinm der Geiftl. u. —— 27 den Immediat⸗ 
Unterrichtss ıc. Angel. ren peskp ne 1V. 916. 
15. —. | Minifterium des Innern | Erhebung von Abgaben zur Ars 
und der Polizei. menfaffe. IV. 1027. 
16. — Minifterinm der Geiftl.u. | Wiedergemährung des Militairs 
Unterrichtöe 2c. Angel. | Gnadengehalts. III. 554. 


Behörde, | Inh alt. 


Datum. 
von welcher die Verfuͤ⸗ 22er Jahrgang. 1838. 
1838. gung erlaffen worden. Heft. Seite. 





16. Oktbr. Finanzminifterium. Prüfung ; de Baubandwerfer. 


17. — | Daffelbe. — Pam. en 
EHER Zehrburfchen. IV. 993. 

18. — Miniſterien. Unterfuchne der im Dienfte 
| — Ehrenkraͤnkungen. 

18. — Sinangminiflerium. Steuervergätung bei der Aus, 


fuhr von inländifchem Brannt; 
Daß. vorfefforthe rogef 
aß poffefforifche rozeſſe ges 
en Polizei⸗ Verfuͤgu n 
Gen Av IV rag Aue is 
Polizeiliche Siegelun en u. Ans 
jeigen in Öterbefällen. IV. 


18. — Minifterium des Innern — gffentlichen 
und der Polizei. Blättern. 

18. — — zu Frankfurt Beſtrafung 9 — ten 

; .dD. — —— . dem SE 


18. — Miniferium des Innern 
und der Polizei. 


18. — Juſtizminiſterium. 


raliſch unwuͤrdiger Indivi—⸗ 

duen. IV. 1042. 
Drgierung au Sranffurt — fürden land⸗ 
hlichen Kommiſſarius in 

an IV, 858. 


ten Sande. I 
20. — Miniſterien. Schulbeitraͤge Sie IE 
20. — Zuftizminifterium. Rechtsmittel in figfalifhen Uns 
- terfuchungen — Steuer⸗ 
rgehen. IV. 8 
Si: Minifterien. Saufe bandel mit Seife IH, I 
22. — Minifterium des Königl. | Militair - Sea bälter 
Daufes. Dberjäger und J a IV. 880, 
ee Minifterium des Innern | Diäten und Neifefoiten für Ges 
und der Dolizei. —— Reviſions⸗Reiſen. IV. 
22. — Juſtizminiſterium. Seffleilung der —— un⸗ 
ehelicher Kinder. IV. 
22. — Daſſelbe. Daß poſſeſſoriſche ——— ge⸗ 
| gen Boligei-Berfügungen nicht 
ftattfinden. I 
2. — Miniſterium des Innern | Daß den Armen-Dirsftionen die 
und der Polizei. Stempelgebühren- und Por⸗ 
tofreipeit nicht zuſtehe. IV. 
3 - Minifterien. Dilitairdienfipficht Seitens mos 
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von welcher die Verfuͤ⸗ 22fter Jahrgang. 1838. 
gung erlaffen worden. "Heft. Seite. 





1838. 
25. Oktbr. 
2. — 
% — 
26. — 
26. — 
% — 
27. — 
28. — 
— 
28. — 
W8. — 
29. — 
29. — 
29. — 
30. — 
3. — 
3. — 
3. — 
31. — 
31. — 


Miniſterium des Innern 


au Minifterium des Innern 


Negierung zu Danzig. | Annahme von Forſtlehrlingen. 
e 1V, 878 linie 


Miniſterium des Koͤnigl. Anſiellungs⸗Nachweiſungen in 
Hauſes. der Domainen⸗ und Forſt⸗ 
verwaltung 1V. 865. u. 866. 


Generals Direftor der Gewerbeſteuer der Baͤcker, Ku— 

teuern. und Pfefferfüchler. 

Minifterium des Innern | Rekurs in Gtreitfachen bei den 

und der Polizei. General: Rommiffionen. IV.’ 

Daffelbe. SefindesEntlaffungsfeheine. IV. 
Zuftizminifterium. Detention unmündiger Perfos - 

nen in Befferungsanflalten. 

— IV. 881. 
Miniſterien. Regulirung des Interimiſtici in 
| aufachen. IV, 1019, 


Regierung zu Stettin. 
Landtags⸗Abſchied 
(ſechster) 
Miniſterium des Innern 


und der Polizei. 
Daffelbe. 


Aufbewahrung der Kartoffeln 
während des Winters. 11. 624. 
für die Preußifchen Provinzial 
flände. 11. 503. Ä 
Verpachtungen von Gemeinde⸗ 
Sfagden. IV. 890. 891, 
Yusleihung von Kapitalien der 
— — IV. 


Einzugsgelder von Militairper⸗ 
— III. 682. * 

Bekanntmachung der Landtags⸗ 
abſchiede durch die Amtsblaͤt⸗ 

Yo 3% ei e 
oligeiliche Siegelungen u. An⸗ 
er en in GSterbefällen.1V.968, 

Einführung des Düngefalzes. 
IV. 899. 


und der Polizei. 
Staatsminifterium. 


und der Polizei. 
Probinzial:Steuer-Diref: 
tion zu Magdeburg. 


Minifterien. Verfteigerung von Porzellan⸗ 
j waaren. IH. 768. = - 
Minifterien. Miedergewährung des Militairs 
sch Onadengehalts. IV. 853. - 
ı) Minifterium der Geifll. u. Kirchen Bifitatione- Ordnung für 


Unterrichtö= ꝛc. Ungel. 


Minifterium ded Innern 
und ber Polizei 
Daffelbe. 


die evangelifihen Sirchen in 
der Provinz Pofen. IV. 93, 
Nebenabgaben bei Gewinnung 
des Bürgerrechts. IV. 954. 
Kleinhandel mit Getränfen- in 
den Städten. IV. 996. 
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Datum, 
1838. 





31. Dftbr. 


31. 


2. Novbr. 


2. 


12. 


13. 


— — 


— —— —— — — — — —— — — — — — — — — — ——— —— —— — — —ü — 


Behoͤrde, 
‚von welcher die Verfuͤ⸗ 
gung erlaffen worden. 


Minifterien. 
Minifterien. 
Zujtizminifterium. 


Minifterium des Königl. 
Daufes. 
Miniſterium der Medi: 
zinals zc. Angel. 
Minifterium des Innern 
und der Polizei. 
Daffelbe. 


Minifterium der Geiſtl. ıc. 
Ungel, 
Regierung zu Merfeburg. 


Minifterium des Innern 
und der Polizei. 


Minifterium der auswär- 


tigen Angel. 


Miniſterium des Innern 


und der Polizei. 
Daffelbe. 
Minijterien. 


Kabinets⸗Ordre. 


Miniſterium des Koͤnigl. 
Daufes. 
Minifterium des Innern 
und der Polizei. 
Kabinets⸗Ordre. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 


Miniſterien. 









Inhalt. 
22er Jahrgang. 1838. 
Heft. Seite. 


— mit a im Umherzie⸗ 

en. IV. 

—— I Umherzie 
IV. 1005. em 

Anzeigen von Ehefcheidungen 
wegen Ehebruche. 114. 719. 

Koften für Forfi = - Grengreguli 
rungen. IV. 88 

Dederlafungen & en Debammın. 


er der Protofoll 
rer. IV. 911. ? fut⸗ 

Auseinanderbau auf dem Lande. 
ill. 789. 


Bererbpachfung der Kirchen 
Yändereien. IV. 918. 
Verbot der Anfertigung von 
Sefuchen und Beſchwerden 
durch Beamte. IV. 848, 
Bekleidung der Gträflinge bi 
ihrer Abfendung in die Shreh 
anitalten. IV, 979. 
Preußifche Unterthanen in Ruf: 
un mit Schußfcheinen. 111. 


Belehrung ber Parteien Über die 
denfelben Pilrgenden Rechts: 
mittel. IV. 

Vereidung 5— Rekruten. 
IV. 1040. 


Aufſtellung von Gemeine⸗Ein— 
an s ulativen. 
er BI 
— wegen — ten 
re 1V. 882. ai 
— * in Königl. For: 
fien. IV. 883. 

Verfahren mit weibl. ſchwan— 
gern GSträflingen. IV. 982 
—— von Kaffee aus dem 

rängbezirfe in das Binnen 
land. IV. 900. 
Befanntmachung der Fideifom; 
miß » Stiftungen durch Die 
Ymtsblätter. IV. 856. 
Denunzianten » Antbeile an 
Steuerfirafen. IV. 894, 
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ER N Behörde, 00 Inbalt. 


Ä von welcher die Verfuͤ⸗ 22fter Jahrgang. 1838, 
1838. ‚gung erlaffen worden. Heft. Seite. 





13. Novbr. | Miejgerinm, des Innern | Städtifche — —— 


und der Polizei. der Beamten. IV 
13. — Doliie. Detention unmündiger Perfos 
| Bu in Befferungs: :Anftalten. 
13. — ., ! Zeihnifche Gmerbu De Anla — von Dampf⸗ 
putation. F ln — Dampfentwicklern. 
14. — Regierung zu Merſeburg. Be + Kreisſekretair⸗ 
Stellen. III. 557 
1. — Miniferium des Innern — bei Srminnung 
— und der Polijei. des Buͤrgerrechts. IV. 953. 
14 — Daſſelbe. Vollſtreckung erkannter Krimi: 


nalſtrafen u. periodiſche Ent⸗ 
Au Strafgefangenen. 


IE — Minifterien. | Sewerbefcheine für umberzies 
| bende Mufifarten, Drebors 
gelfpieler ıc. IV. 1003 


15. — General Poflamt: Verhütung von Un Idsfälten 
A kr zu ahren der 
often. 
5, — Minifterien. Swange-Smpfungen a Schutz⸗ 
blattern. IV. 1 
17. — Miniſterium der Medi, Daß Kreisphyfi = Kieler 
RR zinals ıc. Angel. gen und Kreis⸗Thieraͤrzte der 


allgem. Wittwenkaffe nicht beis 
r treten fönnen. Il. 797. 
17. — | Miniferium des Königl. | Mittheilungen für das Eentrals 
| Daufes. blatt der Gewerbe: und Dans 
dels-Statifiif ıc. IV. 875. 
17. — Miniſterium des Innern | Polizeiliche en beftrafter 


und der Polizei. P. Verbrecher. 

17. —⸗ Daſſelbe. I Feuerverficherung von Wohn⸗ 
ohne Schornfteine. 

17. — Daſſelbe. Wiederaufbau 2 abarkaannder Se 
bäude ıc. 

17. — Daſſelbe. Entziehung * — zum 

u Betriebe der Schunfwirth- 

| — ſchaft. IV. 1001. 

17. — | Minifterien. Konfisfationg-Berfahren 
——— Militairpflichtige 


19. — .  Minifterien. Strafgelder für die Entwen- 
| | zung von Waldproduften. 


⸗ 
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Datum. 


1838 


19. Novbr. 


19. — 


20. — 
— 
— 
a. — 
22. — 
28. * 
A — 
28. — 
5 :.— 
. — 
2. 


Behoͤrde, Inhalt. 
von welcher die Verfuͤ⸗ 22fer Jahrgang. 1838. 
gung erlaffen worden. | Heft. elite. 
Minifterium des Innern Dieyiplivar. Strafmaß d. Straf: 
und der Polizei. anftalte-Direftoren. IV. 976, 
Minifterien. Abarbeitung unterfchlagener Gel⸗ 


- der in Straf: u. Befferungs 

anftalten. IV. 984. 
Minifterien. Unlegung neuer, für die Berei- 
tung von Mehl und Schrot 
— Mahlmuͤhlen. IV. 


Miniſterium des Innern Daß TEN Leute nicht 
und der Wolizei. mehr der Artillerie uͤberwie⸗ 
fen werden follen. IV. 1041. 
Landtags» Abfchied für die Provinzialfiände von 
(fünfter.) tt — der Ober⸗Lau⸗ 
Kabinets⸗Ordre. Nachzahlung der während der 
Amtsfuspenfton innebebalte 
nen Gebaltsrate. IV, 854. 
— vom Beitritt zur 
a ri Wittwenkaſſe :c. 


Gehalts⸗Zwoͤlftelabzug zum Ci⸗ 
vil⸗Penſionsfonds ıc. 1V.862. 

Verrechnung der Gebühren und 
Auslagen in lnterfuchungen 
wegen Öteuer » Kontraventio: 
nen. IV. 

Verfahren bei Erefutions-Woll: 
ſtreckungen. IV. 896. 

Befeheidung der Bittfieller. IV. 


Barriligung von Darlebnen 'in 
der Provinz Pofen. IV. 864. 
Kon ge von Schank⸗ 


Minifterien. 


* 
— ç — — 


Kabinets⸗Ordre. 


Miniſterien. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 
Haupt: ‚Bankdirektorium. 


Miniflerien. 


Minifterium des Innern 


und der Volizei. ſtaͤtten. I 
Daffelbe. se für bätfebedhrftige 
uden. IV, 
Minifterien. Verhaͤltniſſe Se bien 
Privatfchreiber. III. 559. 
Minifterium des Königl. | Dienfleinnahmen der Domai: 
Hauſes. nen⸗Amtsdiener und Exeku⸗ 
toren. IV. 868. 
Daſſelbe. Dienfigebäube ıc. für Forfibe- 
er amte. IV, 875. 
Minifterium des Innern | Beflrafung verbotwib a Tas 
und der Polizei. backrauchens. 


25. Novbr. 


— —— — — — ——— 
v nen 
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Sat. Behörde, Indbalt. 
von welcher die Verfüs 22jer Jahrgang: 1838. 
1838. gung erlaffen worden. Heft. Seite. 








25. Novbr. 
26. — 


Miniſterium des Innern Aufſtellung baupolizeilicher Vor⸗ 
und der Polizei. fhriften. IV. 1018. 
Minifterium des Königl. | Vermeidung der bei Domainens 
Hauſes. bauten dem Fiskus nicht ob⸗ 
liegenden Koſten. IV. 874. 
26. wo; 


General⸗Poſtamt. Poſtvorſchriften und Anordnun⸗ 
gen. IV. 907. 
26. — Minifterium des Innern | Bewachung der bei den Außen: 
und der Polizei. arbeiten befchäftigten Straͤf⸗ 
linge. IV. 983. 
27. — Minifterien. Legitimationsattefte für Holz u. 
ildprett. IV. 885. 
3. — Minifterien. u Le mit Kuxen. 
29. — General » Direftor der | Zufchüffe aus Penſionen u. Wars 
feuern. tegeldern. IV. 861. 
30, — Finanzminifterium. Ehauffeegeld s Ermäßigung und 
— s» Verträge. IV, 
0. — Staatsminiſterium. Antrag auf Eiſenbahn⸗Anlagen. 
11. 210. u. 211. 
a Daffelbe. Infinuationen in Progeffen der 
Nheinifhen Bermaltungsbes 
hoͤrden. IV. 847. 
nn Minifterien. Zwangsverfahren gegen renis 
tente Forſtfrevler ıc. IV. 887. 
30. — Minifterium des Innern | Vertheilung der Kämmerei.Jags 
und der Polizei. den ꝛc. IV. 893. 
0, Minifterien. Zodtenfcheine für verfiorbene mi⸗ 
— Perſonen. IV. 
30. — Miniſterium des Innern | Ausfchliegung von ftädtifchen 
und der Polizei. Amtern wegen angefchuldig- 
ter Werbrechen. IV. 948, 
an" Daffelbe. Einführung einer Einfommen- 
ſteuer in Coblenz. IV. 954. 
30, — Daffelbe. Diäten für die zu kreisſtaͤndi⸗ 
fhen Aunftionen gewaͤhlten 
| bäuerlichen Einfaffen. IV. 961. 
1. Dezbr. | Neg: zu Marienwerder; | Verficherung neuer Gebäude bei 
| dem DomainensFeuerfchäden: 
Fonds. 111. 574, 
2 2 Miniſterium des Innern | Daß Eivil-Supernumerarien zu 
und der Polizei. Ben als Auffeher ıc. 
in den ÖStrafanftalten nicht 
augelaffen werden fönnen. IV, 


D 


Behörde, Inhalt. 
Datum. 
von welcher die Werfüs 2ljter Jahrgang. 1833. 
1838. gung erlaffen worden. Heft. Seite. 





Kartel⸗ und Verpflegungsfoften 
für ausgetretene und wieder 
eingebrachte Landwihrmänner 
rn ıc. IV. 


Yusftellung von Päffen für den 
Graͤnzverkehr mit'Polen. 1.179. 

Beltrafung der Hundeſteuer · Kon⸗ 
traventionen. IV. 987. 

Rıchterlicher Ausfpruch Ober den 
Verluſt des Militair : Gna 


dengebalts. IV. 854. 


Siuanzminifterium. 


Minikterium des Innern 
und der Polizei. 
; Daſſelbe. 


Juſtizminiſterium. 


Dis ziplinarverfahren gegen die 
in Kriminal⸗Unterſuch ung ge 
rathenen Randidaten der Theo⸗ 
[ogie. IV. 925. 

Berpfleaungsfoften für arme bin, 
terlaffene Kinder. IV. 103. 

Aufftellung fechsjähriger Domaı 
nen= und Forfl,Etats. IV, 871, 

Gebühren für Haustrauunges 
Konzeffionen. IV. 924. 

Nachweifungen von den rüdfäl- 
ligen Sträflingen. IV. 978. 


Unterrichtss ꝛc. Angel. 


Minifterium des Innern 
und der Wolizei. 

Miniferium des Königl. 
Hauſes. 

Regierung z. Magdeburg. 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 


u „Ze 


— Daſſelbe. Nichtbefreiung der Pferde der 
Okonomie⸗-Kommiſſarien vom 
Vorſpann. IV. 1045. 
7. — Ober⸗Cenſur⸗Kollegium. Debit auslaͤndiſcher polniſcher 
— im Inlande. TI. 
8. — Minijterien. Ausübung des Laubfammelns. 
IV, 884. 

8. — Minifterium der Beifil.u. | Fefiftellung der Vaterfhaft un: 

Unterrichtö« ıc. Angel. ebelicher Kinder. IV, 928, 
. — Miniterium des Innern | Yufbringung der Koſten für 
und der Polizei, VBagabunden während des 
rl > : Urrefies. IV. 
11. — Miniiterien. Berechnung der Dienflzeit der 
Deamten beim Wartegeldbe: 

u jug. IV. 852. 

1. — Minijterien. gandräthlihe Verwaltung im 
v.657 


Königsberger Kreife. I 
858 


u. . 
Minifterium des Königl. Verfauf des Bau: und Nug: 
Haufe. Be aus Königl. Forjien. 


6. — Minijterium der Geifil. u. 


an 
m 


Datum. Behörde, Inhalt: 
von welcher die Werfüs |. 22er Jahrgang. 1838. 
1838. gung erlaffen worden. Heft. Seite, 





Minifterien. | 


Unträge der — Land⸗ 
— in Form von Conclusis, 


Geroerbefeheine zum Hauſirhan⸗ 
del innerhalb und außerhalb 
des Graͤnzbezirks. IV, 1005. 


' 11. Dezbr. 


1. — - Minifterien. 


ll. — Regierung zu Rönigbberg. Aufräumung und —— 


er Bächen ıc. I 
Staatsminifterium. Inſinuationen in Progeffi 
NH — ne 


12. — | 
börden. IV. 
Kiniferim des Innern Bramte-Dustitt berg Gemeins 


Ä 12. — 
. und der Wolizei. de⸗Schoͤffen. I 

11. — Anlegung Bw. für die Bes 

reitung von Mehl. 


DEREN Mahimählen IV: 


Minifterien. 


iu: — Minifterium des Innern Befrafung der vernachläffigten 
Ir Aufficht Über er Bübrme auf 
Chauffern. IV, 1013, 
Verpflegungsfoften für arme 
— Kinder. IV. i082. 
Aufbringung kleiner Amtskau— 


tionen durch Gehaltsabzäge, 
IV. 860. s jäge 


Verbeſſerung der Lage Tange u, 
.. gt Kommunalbe, 
amten und Anfchaffung. d 
Annalen ꝛc. IV, 944. a 

Verpflichtung der Kolonatsbes 
ſitzer zur Übernaßme des Orts⸗ 
vorſteheramts. IV. 963. 

Anfelungsanfrlihe der ebemas 
—— Militair » Freiwilligen. 


Daſſelbe. | D = 3 Bedachungsart. IV. 


Miniſterien. Remunerationen aus dem Erloͤſe 
unbrauchbarer Aften. IV. 846. 
Miniſterium des Innern ee lung von Heimathſcheinen. 
und der Polizei. 
Minifterium der Geift. u. — des KA N a 
Unterrichtss :c. Angel. | Erdglobus. IV. 1 
Minifterium des Innern —— der — aus⸗ 
und der Polizei. Iändifcher — icherungs⸗ 
u | 


und der Polizei. 
1. —  Daffelbe. 
13. — | Sinanzminifterium. 


Minifterium des zen 
‚und der. Polizei. 


A — 


14... — Daffelbe. 


we rn | Daſſelbe. 


| 5. — 
le. — 
11. — 
18. — 
 - 





Behörde, Inhalt. 
Datum j 
von welcher die Verfuͤ⸗ 22fter Jahrgang. 1838. 
1898. gung erlaffen worden: Heft. Seite. 
20. Dezbt. | Minifierium des Königl. 55 der Forfifandidaten 
Daufes. . IV. 877 

2. = Minifterium des Innern Zpeilnahme det Kagdoffizian 

| und der Polizei. ten an den Prämien für dı 
——— vor Wilddieben. 
br Daffelbe. Anmeldung ‘zum dreijährige 

* = ' 1 freiwiligeniitairdienft. iv 

20, — Regierung zu Brömberg. | Nadiweis uͤber das Fonfiggirt 


Vermögen ausgefretener Ms 
litäirpflichtigen ze. IV. 104. 
Richterliher Ausfpruch Aber din 
Verluſt des Militair- Gnade 
gebalts ıc. IV. 853. 


Minifterium des Innern 
und der Wolizei. 


— Daſſelbe. Abgaben bei Grundſtuͤcks⸗Erwen 
bungen. IV. ; 
Minifterien. Austellung von Waaren in gr 
- mietbheten Zofalen während ds | 


Sabrmarftverfehrs. IV. 1006, 
Pandräthlihe Verwalt im 
Königsberger reife. IV. 857. 
— des Laubfammein 
IV. 834. | 


Bun des Buͤrgerrechti 


Anwendbarkeit des age * 
Dachdeckungen · IV. 1020. 
Wandern inlaͤndiſcher jüdifer 
Handwerfögefellen. I. 174. 
Kontröle ag F richtige Ein 
ziehung ıc. Der Jagdpadtad 
der. IV. 893, — 
Einziehung aͤlterer Kommunge 
teuerreſte. IV. 958. 
Verhuͤtung von Überbebunge 
Bei den Militair-Önadengebi: 
—— und Wartegeldern. Il 


Berti der Dorffchulgen x 


DOberpräfidlum in Berlin. 
Regierung zu Xrier. 
Minifterium des Innern 
und der Polizei. 
Daffelbe. 
Daffelbe. 
Negierung zu Edln. 
— | 
Minifterium des Innern 


und der Polizei. 
Minifterien. 


Minifterium des Innern 
und der Polizei. 


3. — Da ſſelbe. Zulaſſung juͤdiſcher Handwerk 
—— eg Deu Dar 

esftaaten. I. 172. 
3 — Minifterium ded Königl. | Erhebung von Invaliden-Wobi 


Daufes. tbaten ohne Dürfti — 


ſcheinigungen. IV. 870. 


a A Ann m nn SR Ba zn ———— 


ESS 58 8 
| wer 








28. Dezbr 
28 — 
29. — 
29. — 
29. — 
29. — 
30. — 
30. — 
—— 
31. — 
31. — 
A - 
31. 7. 
31. — 
4839. 


10. Januar. 


16. Februar. 
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von welcher die Verfä- 


. Behörde, Inhalte 
2lfter Fahrgang. 1838. 


gung erlaffen worden. Heft. Seite. 






Gebühren und Auslagen in Un 


Finangminifterium. 
' terfuchungen wegen Gteuers 
| KRontraventionen. IV. i 
Miniterium. de$ Innern | Gebührenfäge für Juſtizkom- 
und der Polizei. miffarien und fonflige Spe⸗ 


ziaikommiſſarien der Ausein⸗ 
—A—— IV. 


915. 

Miniſterium des Innern | Ertpeilung von Heimathſcheinen. 
und der Polizei. _ - 1. 206. j | 
Minifterium des Königl..| Unzeigen über Die wegen un 
Hauſes. würdiger Führung entlaſſenen 
Beamten, die zugleich Land» 

webroffiziere find. IV. 869. 
Minifterien. Swangsverfabren gegen renis 

tente Forfifreufer, IV. 886. 
Minifterium des Innern Penfiongverhäliniffe der provis 
und der Wolizei. forifch — Buͤrger⸗ 

meiſter. IV. 949. 
Ghef der Gendarmerie. | Ausführung der Kommunifa- 
tiong-Patrouillen. I. 1406. 


Minifterien. Unterbaltungsfoften fir Stadt 
mauern, Thore ıc. IV. 950. 
Minifterien. ra Penſions⸗Abzuͤge. 
Miniſterien. Baukoſten für katholiſche Kir⸗ 
chen und Pfarren. IV. 938. 
Minifterium des Innern | Entfhädigung der Gewerksmei⸗ 
und der Polijei. ſter für Dienſtleiſtungen in 
Feuerſozietaͤts⸗Angelegenhei⸗ 

ten. IV. 2989. 
Minifierien. Betrieb der Gaſt- und Schanfe 
| wirthe, ſowie der Schlächter, 
auf Jahrmaͤrkten, Kirchweib: 

— feften ıc. IV. 998. 

Minifterien. Merforgung der Faͤhranſtalten 

— raͤthſchaften. IV. 1016. 
Miniſterien. Anlage u. Gebrauch von Dampf⸗ 


fefieln u. Dampfentwidlern. 
IV. 1022. 


Mittel, Kartoffeln, welche durch 
Waſſer gelitten haben, wieder 
brauchbar zu machen. III. 626. 

Aufnahme gemütböfranfer Per: 

‚ fonen in öffentliche Irren⸗An⸗ 
falten. I, 222, 


Regierung zu Pofen 


Minifterien. 


| mit den erforderlichen Ges 
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— Behörde, 


von welcher die Verfüs 
1839. 


gung erlaffen worpen. 


23. Februar. I Minifterium des Innern 
und der Polizei: 


4. Maͤrz. | Minifterium der Beiftl. u. 
Unterrichts= ıc. Angel. 
3. — Finangminijterium. 
24. April. Finangminiflerium. 


10. uni. Minifterium des Innern 
und der Polizei. 


22. — Daſſelbe. 


8. Juli: Daffelbe. 
17. — Juſtizminiſterium. 
29. — niniderkum der Medi: 


zinal⸗ ıc. Angel. 


24. Auguſt. | Minifterium des Innern 
und der Polizei. 


7. — | Sinanzminifterium. 
18. Septbr. Daffelbe. 
BB — Minifterium der Geiſtl. u. 


Unterrichtds ꝛc. Angel. 
14, Oktbr. Juſlizminiſterium. 





Verfahren 


Inhalt. 
22ſter Jahrgang. 1838. 
Heft. Seite. 


Geſtattung von Schankanlagen, 
—— Weinſtuben. 


gefifelung der Vaterfchaft um 
ebeliher Kinder. IV. 929. 
—— der Flußſchiffer. 


— 28— zwiſchen Meiſtern 
und Lebrburſchen. IV. 994. 
Vermeidung giftiger arbeſub⸗ 
ſtanzen zu bunten Papieren. 

Il. 480, 


Anwendung des Asphalts zu 
Dachdeckungen. IV. 1021 
Detention bi6 zum Nacınei 
— ehrlichen Erwerbes. IL 


Dieſelbe Angel. IL. 413. 
Vermeidung giftiger Farbefub- 
en zu bunten Papieren. 


Detention bis zum Nachweiſe 
— ehrlichen Erwerbes. IL 


egen die ihre Mei— 
ie Geſellen. IV. 


Diefelbe Angel. II. 414. 

Koch’s Schrift: „Die Preufi. 
ſchen Univerfitäten”. TIL 84. 

— bei Parzelirungen. 


3. — Miniſt. d. J. u. d. Polizei. | Diefelbe Angel. IIL 618. 


B. 
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| Für die ausländifche Geſetzgebung. 


Behörde, 
von welcher die Berfür 






Datum. 


41837. 
25. Dezbr. Konigl. Hanndverſche Ge⸗ 
neral· Direktion der in⸗ 
direkten Abgaben und 
Zoͤlle. 


1838. 


16. Februar. Großberzogl. Badenſche 
Verordnung. 
10. März Herzogl. Sachſen⸗Gotha⸗ 
— 
23. Desgl. 
„9. — I Badenfche 
. Verordnungen. 
9. April. Fürfilih Waldeckſche Re⸗ 
gierung in Arolſen. 
10. — Koͤniglich Hannoͤverſche 


| —— 

Koͤnigl. Hanndverfihe Ge⸗ 
neral · Direktion der in⸗ 
direkten Abgaben und 
Zoͤlle. 

Koͤnigl. Baierſche Ver⸗ 

ordnung. 

Herzogl. Braunſchweig⸗ 
ſches Geſetz. 


Herzogl. Braunſchweig ⸗ 
ſche Verordnung. 
ningenſches Geſetz. 


Verordnung. 


Ss? 
8 
| ®. | 
— — — — — — — — — 


gung erlaſſen worden. 


Inbalt. 
Piper Jahrgang. 18388. 
Heft: Seite. 


Ausführung bed Zollvereins⸗ 
Wertrages vom 1. Rovbr. 
1837, 11, 516; 


Behandl. armer kranker Dienf- 
boten, Handwerfer uno ans 
derer armen Reilenden. 11. 932. 

Zeitiger Aufenthalt von a 
den im Inlande. J. 2 

Polizeiliche Kontrole üb. fremde 
Handlungsdiener, Apotheker 
gehülfen und Handwerksge⸗ 
fellen. 11. 530. 

Errichtung einer Eifenbahn von 
Manheim bis zur Schweizer _ 
Gränze. I. 246. 247. u. 248. 

Befreiung der in dem gegenfeis 

tigen Staaten belegenen®rund» 
ſcke der Pfarr, und Schul 
iehrerſtellen von der Grunds 
fieuer. I. 252. 

Eingangsabgaben von wöllenen 
aaren. 1. 522. © 

Anlegung gewiffer Fabriken in 
der Näbe der Steuervereind- 
gränge. I. 523. 


Einführung breiter Nadfelgen. 
111. 835 


Verhalten WE erg u. 
des Polizei⸗Militairs bei dem 
Gebrauche der Waffen gegen 

Forſtfrevler ıc. 1. 52. | 

in ar derfelben Angelegenheit. 








Herzogl. Sachfen = Mei: Einführung der Todtenſchau. 
Großberzogl. WBadenfhe | Errichtung eines Zuchthaufes in 


Bruchfal für weibliche Sträf- 
linge. 1. 253 





0. — 
5. Zuli. 
ee 
9, Yuguf 
1 — 
16. F 


1. Novbr. 
5. — 


von welcher die Verfü: 
gung erlaffen worden. 


Königlich Hanndverſche 
— zu Osna⸗ 


Herzogl. Braunſchweig⸗ 
ſche Steuer⸗Kollegium. 


| Herzogl. Braunfcweig- 
(de. Kammer, Direks 
en der Forſten und 
ang Susi fhe Ber: 
Senogt SachfenUlten. 


burgifche Verordnung. 
ini Hannoͤverſches 


| Könige Sachiſchet Geſetz. 


ã— Saͤchſiſche Ver⸗ 
Herzogl. Kann 


Großberzoglich Sachſen⸗ 
eimar » —— 


Herzoglich Anhaltifche 
Herzogl. eg 


Inhalt. 
22jter Jahrgang. 1838, 
Heft. Seite. 





Warnung für die nach Ame, 
rifa —— vor dem 
gelben Fieber. I. 252, 

Verkehr gegenfeitiger Untertha⸗ 
nen auf ne und Jahr⸗ 
mitten. 1 1. 

Inftruftion re die Befugnif 
des Forfifihug-Perfonals” zur 
Anwendung der Waffen ge⸗ 
gen Forſtfrevler. II, 529. 

Belchränfung des Begräbnif. 
aufwandes. III. 837. 

— in die Innungen. 


Bebandlung erkrankter, der Ge 
meinde, worin fie erfranft 
find, ni oangeböriger Ar 
men. IV 

Modiffationen K in den b * 
au Perdältnifien — 


in —S RER u, 


Slaubmärbi feit der während 
der Herrſchaft des fran * 
ſchen Kun geführten 
chenbücdher. 111. 

Zräuungen boitiier $ Jalanderin⸗ 


en mit ußi Unter⸗ 
—— —* Frame ie 


Bergtnappfhaf6.D1Bnu sun. für 
en Bergbau. 
gegen Ehierquälere III. 843. 





IL. 


Sad + NRegifter, 





® emerfung. Die erfte römifche Zahl bezeichnet das Heft, 
die zweite deutſche und folgende die Seiten. 





barbeiten, unterfehlagener Gelder, in Straf» und Beſſerungs⸗ 
Aunſtalten. IV. 08% 3 “ fe | . 
Abdedereis®erehtigfeiten, deren Abldfung nach dem zu erwar⸗ 
tenden allgem. Gemwerbe-Polizeigefege. 11. 515. | 
Abgaben, an die Grundherrfchaften, in wie weit folche von legt. 
| erefutivifch eingezogen werden fönnen. I. 619. — fiebe fers 
ner Gemeinde-, Domanials ıc. Abgaben, Grundfieuer ꝛc. 
Abiturienten, Prüfung derf. in der lateinifchen Sprache. I. 107. 
Abledern gefallenen Viehes, durch die Eigenthämer, in Beziehung auf 
Abdeckerei⸗Gerechtſame. I, 224. 
Abldfungen, dur Land, Ausführung berf. 1. 84. — von Domas 
manial:Abgaben. 1. 39. — 11. 575. — von Baubolzberechti⸗ 
| — aus Koͤnigl. Forſten. 1. 53. — von Laudemien. II. 
36. — der ben geiftlichen Inflituten und Schulen zuſtehen⸗ 
den Dienfte und fonftigen Leiftungen. L 86—89. 
Abſchoß⸗ (und Abzugss) Freiheit, mit England und deffen aufßers 
europäifchen Staaten. I. 564. _ 
Adel, Unterfuchungsverfahren wegen Anmaßung deffelben. II. 398. — 
deffen Verluſt it mit der Ausftogung aus dem Öoldaten- 
ſtande verfnüpft. II. 501. 
Adoption, Aufnahme von Ausländern durch dieſelbe. 28. 
Agehturen, für ausländifche Lebensverficherungs:Gefellfchaften, Zulaſ⸗ 
“fing derf. im Inlande. 1.147. — bedürfen förmlicher Kon: 
“ jeffionen auf Stempelpapier! 1. 147. — für ausländ. Feuers 
zuzan: Anflalten, deren Berbältniffe im Inlande. IV. 
992. — Gewinnung ded Bürgerrechts Seitens der Generals 
Agenten. I. 135. i 
Aggravationss Rechtsmittel, in fisfalifchen Unterfuchungen ges 
gen Beamte, — Behörden, welchen deſſen Einlegung zuſteht. 
1. 549. — desgl. Seitens der Magifträte, mit Genehmigung 
4 Ay neh * e Wert A: u 
rar⸗Geſetzge bung des Preuß. Staats, Werk vom Re terum 
rathe Roc. 11. 536, : — 
Aichung, ſiehe Eichung. 
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Akademie der Kuͤnſte, in Berli 
108—110. — Afademie 5 
direnden, und fpäterer Befu 
tens der leßterr. 111. 652. 

Aften, unbrauchbare, Bewilliguug von Remunerationen aus deren Er: 

loͤſe. IV. 846. 

Ylimentationsfag, für Subalternenbeamte während einer Krim. 
Unterf. gegen dief. 11. 269. 

Mit sen) ationen, gum Gewerbebetriebe im Umherziehen. 
1. ZU: 

Ulterthümer, architeftonifche, Anzeige von denf. und Aufbringung 
der Koften für deren Erhaltung. L 41. — 11. 539, 
Altmark, Aufbringung der Grundfteuer in derf. 1. 239. — Siſtirung 

der Aber die Bauerlehne in derf. anhängigen Prozeffe. 1. 


Es: 241. — 
Ameiſen — Verbot des Sammelns dirf. in Koͤnigl. Forſten. U. 


Reglement für deren Eleven. 1 
ünfter, deren Beſuch von Stu— 
ee Univerfitäten. Geis 







Ämter, Öffentliche, zu deren Verwaltung macht die Ausfloßung aus 
dem Goldatenftande unfähig. IH. 501. 

Umtsblätter, Einfendung einiger Erempl. derf. an die Geheime Mer 
giffratur ded Miniſteriums des Innern und der Polizei. 1. 259. 
— Bekanntmachung der Randtagsabfhiede durch dief. IV. 845, 
— Aufnahme der Neferendariatss Ernennungen bei den Jur 
fligbehörden in dief. IH. 542. — Aufnahme gerichtlicher Ber 
fanntmachungen in dief. L 10, — desgl. der vollendeten Hy— 
potbefens Kabellen in den ehemals Saͤchſiſchen und Weſiphaͤl. 
Randeötheilen. L. 10. f. — desgl. über aufgebotene Depoſital⸗ 
maffen. L 11. — desgl. über aufgefundene Feichname. I1. 
543. — Bekanntmachung der Urtheile über die Ausſtoßungen 
aus dem Goldatenftande. 1. 501. — über Ausbietungen von 
Militairbauten, Lieferungen ꝛc. L 12. — besgl. in den übri- 
gen Verwaltungs-Refforts. 1. 12. f. — Bekanntmachung der 
Fideifommiß - Stiftungen in der Diheinprovinz durch dief. LV, 
856. — Aufnahme gemeinnügiger Befanntmachungen lands 
wirtbfchaftl. Vereine in dief. L 14. — desgl. von Vereinen 
für gemeinnüßige Zwecke. I. 543. — über angeföhrte Pri« 
vat: Pferdebefchäler. Il. 544. — Brfanntmachungen wegen vers 
lorner Päffe und Gemwerbefcheine. L 14, — 11. 543, 

Umtsfautionen, fleine, fucceffive Aufbringung derf. durch Gehalts; 
abzitge. IV. 860, \ 

AUmtsfuspenfion, während der Unterfuchung groen einen Beams 
ten, ſteht nicht dem Gerichte, fondern der Auffichtsbehörde zu. 
11. 267. — für die Mebrfoften der Etellvertretung während 
derf. foll der betreffende Beamte nicht verbaftet fein. 11. 268. 
— Nachzablung der während derf. innebehaltenen Gchalte- 


rate. IV. 854, 
Ynatomien, Ablieferung von Leichen aus den Strafanftalten an dief. 


Anbalt, Herzogthbum, Bergfnappfihafts» Ordnung für den Bergbau 
in dent 1V. 1050—1055. 
Annalen der Preuß. innern Staatsverwaltung, deren Anſchaffung für 
. die Bürgermeifterei-Regiftraturen. IV. 944. 
Anflellungen, von MilitairsInvaliden im Eivildienfle, allgemeine 
Anordnungen rüdfichtlich derf. Staats:Minifl.:Befchluß v. 12. 
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Anftellungen, (Fortf. 

f Dftbr., U. 8. 2 v. 22. Dezbr. 1837. u. Eirf. Reſkr. v. 8, 
April 1838. — L 3—10, — in der Domainens u. Forftvers 
mwaltung, jährl. Nachweifungen von denf. IV. 865868, — 
— im Forfidienite. 1. 43. — flädtifcher Beamten, unter Kons 
kurrenz der Stadtverordneten. 1. 118. — ſiehe aub Civil, 

Supernumerarien, Subalternbeamte ıc. | 

Apotheken, in denf. dürfen feine .bunten Papiere von giftigen Farbe: 
Subitanzen gebrauiht werden. il. 479, 480. 

Apotbefer, Kleinhandel mit Giften durch _dief. 111. 799. 

Apothefergebülfen und Lehrlinge, ausländifche, deren Annahme 
in inländifchin Upothefen. 11, 799, 

Yppellations- Verfahren, im Reffort der General: Rommiffionen, 
1. 80. 81. — fiehe aud) legt. 

Arbeiten, Öffentliche, deren Einfielung an Gonns und Fefltagen. 


4 


Urbeitshäufer, Aufnahme bettelnder Mütter mit deren fäugenden 
Kindern in dief. 1. 404. — Arbeitshaus in Berlin, Aufnabs 
men in bdaffelbe. 11. 740—743. — f. auch Straf: und Beffe⸗ 
rungs⸗Anſtalten. 

Arme, Beſchäͤftigung und Ernährung derſ. durch den Anbau von Kar, 
toffeln. 11. 469. — kranke, deren Heilung in öffentlichen Ans 
falten. L 219. — außerhalb ihres MWohnorts erfranft, Eins 
ziebung der Kurs und Verpflegungsfoften für dief. IV. 1028, 
— franfe, deren Behandlung ın Dannsve. IV. 1056. 

Urmenanfialten, Ötempelfreibeit für dief. 11. 310. — IV, 1025, 

Armenärzte, fädtifche, werden ald Unterbeamte der Magifträte bes 

. "  trachtet. Kl. 669. 

UrmensDireftionen, dent. fiebt die Stempel⸗, Gebühren: u. Por: 
ge ns m — — —ARx — ſich heim⸗ 
ich entfernte Familienvaͤter zur Ruͤckkehr oͤffentlich aufsufors 

| dern. IV. 1029. | — 

Armen⸗Fonds, Kommunals, Ausleihung der denſ. zugehörigen Ras 


⸗ * 


pitalien. IV 


1. 218. — für beimathloſe und arbeitsuinfäpige Arme. 1215 
— 217. 219. — in Beziehung auf ein in einer Kommune 
bülflos vorgefundenes Individuum. II. 470, — für Binters 
bliebene verftorbener Soldaten. 1. 219. — 11, 472. — für 
verlaffene Kinder. 11. 471. — IV. 1030—1034, — jüdifche, 
... Anordnungen rüdfichtlich derf. IL. 793. — IV, 1034. 
Artillerie, derfelben follen verſtümmelte Leute nicht mehr überwie⸗ 
. fen merden. WW. 1041. — Berabfolgung von Nughölzern an 
dief. aus Königl. Forſten. 1. 50. | 
ArtilleriesBauten, in den Feſtungen, deren Leitung durch Civil 
Baubeamte. 1. 236. 
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Uragneh BIEEEE EDSER: für kranke Poſtbeamte, Rabattbewilligung 
ei denſ. 23. 
Ärzte, praftifche, müffen auch ohne Ausficht auf Belohnung die Pflich⸗ 
| ten der Menfchlichfeit üben. L 221. — Belohnung derf. für 
MWiederbelebungsperfuche an Scheintodten ıc. L 220. — fiehe 
‚ auch — — ’ — | 
rstlihe Unterſuchungskoſten, bei Wagabunden « Transporten 
wi deren Aufbringung. IV. 975. 9 nn — 
Asphalt, Anwendbarkeit deſſelben zu Dackdeckungen und, Pflaſterun⸗ 
gen von Bürgerfteigen. IV. 1020. f. | —— 
Affefforen, bei den General-Kommiſſionen, ſiehe dieſe. 
Aufgebot, juͤdiſcher Ehen, in Synagogen und Bethaͤuſern. L 100, 
Aufkauf, feuerfreier, landwirtbfchaftlicher Erzeugniffe. IV. | 
Aufruf, Öffentlicher, zur Nücfehr der, mit Hinterlaffung armer An— 
gebörigen, fich heimlich entfernten Familienväter, "Seitens der 
Armenbehörden. IV. 1029. 
Auktionen, von Mobilien des Staats, * Domainen und Kommus 
nen, n der Rheinprovinz, Abhaltung derf. durch deren Bes 
amte. L — 
Auseinanderbau, der Wohn: und Wirthſchaftsgebaͤude auf dem 
Lande in Oftpreußen. III. 788, f. nee Te 
Ausländer, in wie weit denfelben die Niederlaffungen in den dieſſei⸗ 
tigen Staaten zu geilatten fei. L 27. — 111.561. — desgl. 
im Wege der Adoption. L 28, — jährliche Nachweifungen 
von deren Einwanderungen. II. 561. — polizeiliche Auswei⸗ 
fung derf., unter Berücdfichtigung der mit fremden Staaten 
eftebenden Sonentionsverbätinife. 1.29, — 11.271. — Yus: 
fertigung und Erneuerung der Gewerbefiheine für dief. L 204. 
— 1. 764. — bedürfen zum Handel mit Badwadren und 
ländlichen Erzeugniffen, außer dem Wochenmarftverfehr, eines 
Gewerbefcheing. IV. 1009. 
Ausländerinnen, ohne Wermögen, die Verheirathung mit folchen 
fann Inlaͤndern nicht unterfagt werden. I. 273. 
Ausfpielungen geringfügiger — ohne polizeiliche Erlaub⸗ 
niß, deren Strafbarkeit. III. 718, | 
YAusdwanderungen, nah Brafilien, firafbare Verleitung zu denſel⸗ 
"ben durch Ugenten. 11. 275. — von Geparatiften, Verfahren 
und ernflliche Mahnungen bei denf. Il. 643—649. 


B. 


Bäche, deren Aufraͤumung und Auskrautung. IV. 1017. 
"Bäder, Gewerbefleuer derf. IV. 897. 
Backof Feytſchaffung derſ. aus den Wohnhaͤuſern auf dem Lande. 


Backwaaren, deren Verkauf in der Umgebung des Wohnorts auf 
polizeiliche Erlaubnißfcheine. IV. 1008. — für den ausgedehns 
tern Handel mit denf. if die Löfung eined Gemwerbefcheins er: 

forderlich. IV. 1009. . 
Baden, Großherzogthum, Eifenbahnen male bis zur Schwei⸗ 
zer Graͤnze und von der Heſſiſchen Graͤnze nah Manheim. L 
46-250. — Zmwangsabtretungen für dieſ. L 248. — Be— 
handlung armer Dienftboten, — ———— und Reiſenden im 
Fall ihrer Erfranfung. IL. 532. — Zuchthaus in Bruchfal 

für weibliche Sträflinge. I. 253, 
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Baiern, Mönigreich, Einführung breiter Radfelgen.zIlE 835. .. 

Bank, Königl. und deren Komptoire, nehmen feine fremde Goldmüns 
gen an. L 31, — Bewilligung von Darlehnen ‚aus derf. in 
Der Zrevins Poſen, gegen Verpfändung inländifcher Papiere 


Barbiere, Beſtrafung der von denf. begangenen Mebizinal: Kontras 
ventionen. 11. 475. ae 
BausEntreprife-Kontrafte, Stempel: Anwendung und Vertres 
tung bei denf. III. 602. , .. | 
Bauerböfe, Domanial in Neuporpommern, deren eigentpämliche 
‚+ Berleihung an deren bisherige Pachtbefiter. L 37. 
Bauerlehne, in der Altmark, Siſtirung der über dief. anhängigen 
272 Wrogeffe. L 77. 241. f a he 
Bauerwirtbe, Domanials, verfchuldete und zahlurigsunfäpige, derein 
möglichfte Konfervation. II. 289, 
Banfonds, etatsmäßige, der Domainen⸗ und Forfivermaltung, deren 
-  Berwendung und Derrechnung. 1.285. rs 
Baubandwerkfer, deren Prüfung. IV. 1017. — 'Gtrafbarfeit deren 
or. nr ohne Aualififationgatteft auch in der Rheinprovinz, 
Bauhol ‚ aus Konigl. Forſten, Abloͤſung der Berechtigungen zu demſ. 
0 5 5% — freies, foll zu Domainen= und Forfibauten aus Koͤ⸗ 
nigl. Forſten nicht mehr verabfolgt werben. III. 587. — für 
Forfibeamte zu Entreprifes Bauten, Kontrolle über deſſen Ver⸗ 


"00. wendung. Il. 293. F— 
Baukoſt — Be Aufbringung zu Fatholifchen Kirchens und Pfarr 
i auten. : 


‚Baupolizei, deren Handhabung in Gefolge der maus des 
5 Allgem. Landrechts Thl. J. Tit. 8. 89. 65—70. — V. 1018. 
‚Bauten, Beruͤckſichtigung nur der gegenwärtigen Verpältniffe bei denſ. 
IT. 791. — auf parzelirten Grundfiüicen, was dabei zu be- 
rücffichtigen if. IN. 616—619. — in Beziehung auf Feuer⸗ 
Spnietätnerbättnift . IV. 990— 992. — bei denen die Leis 
fiungspflichtigfeit des Domainens oder Forſt. Fiskus in Frage 
fommt, Regulirung eines Interimiftifums für dief. IV. 1019. 
— auf dem Lande, in Oſtpreußen, Anordnungen, für dief. 
III. 788. — fiehe auch Kirchen, Schule ic. Bauten. 
Beainte, Königl., deren Befreiung von Privat: Kommunikations⸗ 
Abgaben auf Dienftreifen, III. 545. — deren Beitritt zur Ber, 
liner Wittwen:Penfions: und Unterfiütungsfaffe. III. 547, — 
u  .Werbot der Anfertigung von Gefuchen und Beſchwerden Geis 
tens - IV. 848, — Seranziehung derf. zu Gemeinde-Ub- 
gaben, ſiehe dieſe · — Hädtifche, dazu ſind die auf Kon⸗ 
+ traft angenommenen Kuͤnſtler und Handwerker nicht, zu rech⸗ 
nen. L 122. — nicht wieder gewäßlte, deren, Penfionirung. 
‚L’ 121. — fiehe auch Bürgermeifter, Magiftratsperfonen .ıc. 
desgl. Anftellungen, Befoldungen. | * 
Bedachungen, ſiehe Dachdeckungen. et 
Begnadigungen, in der Rheinprovinz, fönnen ferner nur von des 
Königs Majeſtaͤt erfolgen. IV. 986. F 
Begnadigungsgeſuche, von Straͤflingen, deren gqur ¶weiſang, 
| ' wenn foldye nicht befuͤrwortet werden fönnen. II. 408, 
‚Begräbnmiffe (Beerdigungen), Belchränfung des Aufwandes bei denf. 
Rp im. Königreich Sachfen. II. 837. — heimliche, Verbot berf. 
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Begräbnißfoften, für verſtorbene Militairperfonen außerhalb ihres 
Garnifonortes. L 9. 
Detanntmanhnngin Fo die Amtsblaͤtter, fiche it 
Bergbau-Angelegenbeiten, un in denf. I 
—— —— Ordnung fr den — 
ergknappſcha rdnun r den Herzo nhaltiſchen Berg» 
gengrpige g zogl. Anhaltiſchen Berg 


Berichte, pr Erftattun: Seitens der Regierungen Über neue Ein⸗ 
richtungen. II, — fiehe auch Immediat⸗Zeitungsberichte. 
Berlin, van: und Reſidenzſtadt, Werbältniffe des Gonverneurs in 
I. 485. — Aufnahmen in das dortige Arbeitspaus. III. 


Bef A, Verbot deren Anfertigung durch Beamte. IV. 848, 
— uͤber adminiftrative a der Provinzialbehörden, 
Verfahren rüdfichtlich derfelben | 

Befold — Zuſchuͤſſe zu denſ. aus Penſionen und Wartegeldern. 

V. 861. — Nachzahlung des während der Amtsſuspenſion 
en — — „ in Folge völliger Freiſprechung. 
IV. 854. — der Subalternen ber Stadtverordneten und der 

Magiſtraͤte in großen Städten. III. 672. — fi ebe auch Pens 
fiongbeiträge. 

Beſtaͤtigungen von Vertraͤgen, amtliche, find Bempetfrei, W. 899. 

‘der "Gemeinden, Stempelpflihtigfeit derf. IV. 9 

Bettler, —— Erſtattung der Kurs und Beroflegungsfoften 

473. — KZragung der Detentionsfoften für dief. 


In. 728. 

Bezirfsvorfteher, koͤnnen nicht zugleich Stadtverordnete fein. IL 369. 

Bienenzucht, Mittel und Anleitung zu deren Beförderung: II. 342. 

Bier, an von DBeftellungen auf daſſelbe im Umberziehen. II. 

25. — Nichtverfauf deffelben im Umberzieben. 1V; 996. — 
— deſſ. auf Maͤrkten. IV. 996. 

Bittfleller, follen von den Regierungen nicht an die Minifterien 
vermiefen, fondern fogleich befchieden werden. IV. 849, — f. 
auch Befchwerden. 

Blei, alter, Haufirhandel mit demf. HI. 769. ! 

Bligableiter, deren Sertigung iff nicht von einer befondern polizei. 
Erlaubniß abhängig. I 3. 

Brandenburg, Lrovinz, — — — fuͤr deren Staͤnde, 

m 14. Oktbr. 1838. — L 237—242 

Branntmein; Befchränfung des Kleinhandels mit demf. auf dem 
Rande. 1. 202. — inländ., Steuervergätung bei deffen Aus⸗ 
fuhr nach dem Auslande. IV. 911—905. — f. a uch Schank⸗ 
wirthſchaften. — 

Branntweintrinken, Lie betrutſche Schrift über daſſelbe, deren 

| Verbreitung. L 162. 

"Brafilien, — Verleitung durch Agenten zu Auswanderungen 
dabi in. II. 275. 

Brauereien, deren Anlegung auf dem — Lande gehört zum 
Reffort des Finanzminiſteriums. II. 424 

Braunf hweig, a ln Ausführung der Zollvereins verbaltniſſe 

mit 3 — Berfebr 9 — er Unterthanen auf 
— — Jahrmaͤrkten. I. 323. ebrauch der Waffen 
egen Forſtfrevler in den GrängMWaldungen. II. 525-531. 
Glaubwärdi feit der Kirchenbücher aus der Zeit der franzoͤſi⸗ 
ſchen Herrſ ſchaft. III. 836. 
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Brennereien, deren Anlegung auf dem — Lande gehoͤrt zum 


Reſſort des Finanzminiſteriume. IL. 


424. ER . 
Brenn — j, freies, für Huͤlfsaufſeher in den Koͤnigl. Gorjten. II. 


— fiebe auch Holz und Forften. | 
Briefe, deren Stempelung bei den Voitanftalten. L. 70. © 
Brädenbauten (und Inftandehaltungen) bei Servituts⸗Abfindungen 
durch Land, II. 287, — desgl. bei veräußerten Parzelen von 
Domainen⸗ und Forfigrundfiückn. IL. 288, h 
Buchbinder, Handel derf. mit gebundenen Büchern. I: 153-155. 
auch mit Schuls und GymnafialsLebhrbüchern. I. 155. 
Buhbandlungen, Filials, deren Anlegung und Betrieb. L 151. 
Bundestagsverhbandlungen, deren Yufnahme in dffentliche 
Blätter..1. 150. 10 u 
Büreaufoften, der Bürgermeilter in Weſiphalen und der Rheinpro⸗ 
- ping; Venftond: und MWartegelder-Bezug neben denf. I: 119. f. 
| — ——— ———— derſe bei Penfionirungen. III. 671. 
Bürger, follen zu ſtädtiſchen Wahlderfammlungen ermuntert und ber 
e 


is 


* 


Genteinfinn dafür in ihnen rege erhalten werden. IIL 677. 
“ Stimmrecht derjenigen, welche das Bürgerrecht dor Einfühs 
rung der neuen Städte Drdn. gewonnen haben. III 678, — 


mit reg der Nationalfofarde begnadigt, deren 


) ‚Berbältniffe, III. 6 ee 
Bürgerbriefe,' Stempelgebrauch gu denſ. IV; 953. 964,0 vu” 9 
Bürgermeifter,. deren Wahl über die gefegliche Zeit hinaus. IV. 947. 

— in ffeinen Städten, deren Anflellung ohne muͤndliche Pruͤ⸗ 
fung. III. 669, — !ang’und treu gediente, deren Verbefferung 
auf Antrag der Gemeinderätbe. IV. 944, — dürfen Feine 

euerverficherungs: Agenturen übernehmen. TIL. 749, — Pens 
onsanfprüce derf. in Beziehung auf die Dienſtzeit in einer 
und derf. Kommune. L 121, — in der Provinz Poſen, deren 
Stellen fönnen mit denjenigen der Diftrifts-Rommiffarien nicht 
verbunden werden, III, 670, — ausfcheidende in der Provinz 
Mefiphalen, deren Penfionsberhältniffe. III. 671, — proviſo⸗ 

riſch angeſtellte, koͤnnen nicht willfürlich entlaffen werden. IV, 
950..— Penfionsverhältniffe derf. IV. 949. — in der Rheins 

provinz, Werbältniffe der als folche im Civil verforgten Mis 
litair:Penfionairg. L 119. 5 
Bürgerrecht, ſtaͤdtiſches, bei Ertheilung deſſelben und Ableiſtung des 
Buͤrgereides ift die Aufnahme in den dieſſeitigen Unterthanens 
Verband —— I. 273. — Forterhebung zeitheriger 
Nebenausgaben bei demſ. IV. 953. 954. — unñentgeldliche 
Verleihung deſſelben bei Einfuͤhrung der Stäbte-Drdnung. 
IV. 952. — deſſen Gewinnung kann ber, den Fiskus vertre⸗ 
tenden Behörde nicht angeſonnen werden. H, 375. — deſſen 
Gewinnung zum Gewerbebetriebe. TIL 753. — desgl. in Bes 
ziebung auf Grundbeſitz und Gemerbebetrieb, nach $. 15. der 
revid. Staͤdte⸗Ordn. IV. 952. — desgl. in Beziehung auf ges 
meinfchaftlihh ererbte oder erworbene Grundfiliche. IV. 952. — 
deffen Gewinnung Seitens. der General: pre von Berfiches 
rungs:®efellfchaften. L 135. — besgl. Seitens der Mürfter- 
Kolorirer. L. 136. — freimillig — Wieder aufgebung 
deſſelben. II. 372, — unentgeldliches, deſſen Verleihung an 
ehemalige Soldaten. IH. 681. 682. — der aus dem Solda⸗ 
tenflande ausgeſtoßenen Individuen. H. 500. — Verluſt deff. 


* 
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Baͤtgerrecht, Fegt 
ats wegen des Lafters der Trunkenheit. II. 675. — Entziehung 
defj. wegen Holzdiebflahls. L. 137: 
Bürgerfi hulen, böbere, wer in der lateinifchen Sprache in 
enf. III. 660. — f. auch Schulen. 
Dar perasemd en, ſtaͤdtiſches, und deffen Rugungen, Verfahren bei 
Fi en — —— an daſſelbe. — 


n Verwendun Deckung ſtaͤdtiſcher Senf III. 680, 
Burfäenfgaftlige erbindungen, f. lest. . 
C. 


(Eu, Ra Co, ‚ Cu, fiihe Ka., Kl. u. f. w. mit Ausſchluß der 


Eenfur; en fi nd alle Druckfachen unterworfen. L 149. — der 
‚für Öffentliche Blätter ‚ beflimmten unbettgntortbanblungen. 
150. — der „in Kommiffion” erfehienenen Schriften. L 152, £. 
— der zum Debite im Inlande en in Pol, 
niſchen Drudfhriften. II. 717. — f. au), Drudfchriften. 

Gentralblatt, der Gewerbe- und Handels: Stat, Mittbeilung 
fatiftifher Nachrichten aus der Domainen» und Forfivermwals 

tung für bdaffelbe. IV. 875. 
harmonie, Berbot von Öffentlichen Eufibarfeiten wärend derfelben. 


Chauffee ns ‚in Yommern, deren Fortfegun 245. 
‚€ bauffee yo el Br .. ung oder Erlaß deffelben gi gewiffe Streden. 
en — — ſchluß von Ahonnements⸗Vertraͤgen für dafs 
e. 


EHauffeegeids&mpfangeät len, been Befetung durch penfios 
nirte Beamte oder Militairperfonen. I 


Chauf f n } —— der vernachlaͤſſigten Hufe öt über Fuhrwerke 


Chirurgen, fi —* Wundärge und Militair-rzte und Chirurgen. 
‚Eirfula os ‚ landräthliche, deren Erlaß an die Kreis⸗-Unterbehoͤrden. 


Eivils&upernumerarien, fünnen vor der Diinifi, Genehmi 
nicht zum Probediente zugelaſſen werden. — — - Abteilung 
der Militairdienftpflicht Seitens derf. III 
— fönnen als Auffeher und Hausväter in — — 
ten nicht zugelaſſen werden. IV. 97 
Crudenberg, an der Lippe, XNRslement für den dortigen Gi 
cher eitöbafen. II. 776-780 
‚Ehfrin,, no und Feſtung, Sig des Iandräthl. KRommiffarii für 
en Theil des Königsberger Kreifes dafelbft. IV.857 
“ — — Drtfchaften, welche den Etappenbezirk derſ. in der 
naͤchſten Umgebung bilden. IV. 859. 


D. 


Da ab deckungen, deren Ausführung nach den verfchiedenen Metbos 
den von Dorn, Schwarz, Pugmann und Henke. IIL 
572-574. — Dornfde, in or iebung auf Feuer: Sozietäts 

or. IV. 980. — Anwendbarkeit des Asphalts zus denf. 


Dampf 


— — — — — 
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Dampfkeſſel, Dampfentwickler, Anlage und Gebr , 
a 8. des Megulativs vom 6, Mar 1838, = ie art nah 
Dampffd ifabrt, auf dem Rhein, Reglement für dief. IIL, 7 
—/09. 


Darlehne, deren Bewilligung aus dem Vermögen geiſtli 3 
tute. IV. 918 - 4 aus Armen-Fonds — 
gen frommer Stiftungen. IV. 1026. — aus der Regierungs⸗ 
—— in Poſen, für Rechnung der Königl. Bank. IV. 


Dedungs-Zufhüffe, deren Anweiſung bei der Domainen- u. 
—— II. * u. Forſt— 
Deihfchauen, neue, deren Organiſation auf dem linken Rheinufer. 
Verordn. v. 7. Mai 1838, — II, 460, Deinufer 
Demobilmahungs-Pferde, im Jahre 1815., Berwendung des 
Erlöfes aus denf. im lithauiſchen Departement zu einer Stif- 
fung für arme Invaliden und Hinterbliebene der vor dem 
Feinde Gefallenen ꝛc. II. 304. 

Dentmale, gefhichtliche und architeftonifche, Anzeige von denf, und 
—— der Koſten für deren Erhaltung. 41. — III. 

Denungianten:Untbeile, Verminderung derf. an ben durch Be: 

nadigung berabgefeßten Geldfirafen. II. 279, — an Steuer: 

ar nach dem Geſetze vom 31. Dezbr. 1819. — TIL, 598, 
— an Öteuerfirafen und Konfisfaten, Theilnabme der Polis 
zeibeamfen ünd Magifiratsmitglieder an denf. IV. 59, — 
desgl. der Kreisſekretaire. II. 309, 

Deportation von Verbrechern, Vorfchläge und Betrachtungen fiber 
deren bieffeitige Ausführung. L 242. — II, 507. — IV. 1046, 

Depofital-Öebühren, gerichtliche, dürfen in Auseinanderfegungss 
Angelegenheiten der General:Kommiffionen nicht erhoben wer⸗ 
den. va — * 

Depofitalmaffen, aufgebotene, deren Bekanntmachung durch die 

— Amtsblaͤtter kann nicht koſtenfrei erfolgen. L — 

DepofitalsQuittungen, gerichtliche, in Unseinanderfegungs-Angel. 
der GeneralsKommiffionen, Ötempelfreiheit derf. IL. 334. 

Deferteurs, deren nochmaliger Erſatz nach der zweiten Entweichung. 
Ill. 823. — deren Entweihung nicht aus Reihe und Glied 
fattgefunden bat, Anweifung der Kartel: und Verpflegungs⸗ 
koſten für dief. IV. 1043, — Nachweis über das Fonfiszirte 
Vermögen derf. IV, 1044, 

Detentionen von Ötrafgefangenen, bis zum Nachweiſe des ehrlichen 
Erwerbes, deren Vollfirefung in Polizei» Gefangen - Anftalten 
und Deckung der damit verbundenen Koſten ıc. Cirk. Reffr. 
v. 2, u. 3, Uug. 1837. — v. 12, Geptbr. 1838. u. 8. Juli 
1839. — 11. 409-415. — polizeiliche, nach abgebüßter Strafs 
zeit, Zeitdauer für Ddief. IV. 974. — unmündiger Perfonen 
in Befferungs:Anflalten. IV, 980. 

Detentionsfofen für aufgegriffene Bettler, deren Zragung. II, 
728. — für Bagabunden während des Unterfuchungs:Arrefies. 
IV. 974, — für Bettler und Vagabunden in der Provinz 

‚Schlefien. III. 831. 
PIsRn ‚ * bei der allgem. Wittwenkaſſe nicht rezeptionsfaͤhig. 
5 


€ 
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Diäten, für die Mitglieder und Affefforen der General: Kommiiffionen. 
er 'L 72. — IV. 909. — für Mffefforen als Spejiab Kommiſſe— 
rien. III. 609. — für firirte Kommiffarien im Reffort_der Ge: 
neral Kommiffionen. UI. 608. — für Ofonomie » Kommifl. 
und DfonomieRommiffiond:Behhlfen. IL 332. 333. — follen 
Meferendarien und Dfonomies Kommiflionsgehülfen während 
ihrer Auebildung nicht erhalten. III. 610. — für Protofol: 
führer im Reſſort der: General: Kommiffionen. IV. 911. f. — 
für Protofollführer und Gchülfen der Spezial⸗Kommiſſarien. 
III. 611. — feine Zulage zu denf. für ſtaͤdtiſche Vermeſſungs⸗ 
arbeiten. IV. 911. — fönnen Landrätbe und Kreisfefretair 
innerhalb ihrer Kreiſe nicht liquidiren. L 17, f. — für bi 
Gendarmerie, Anweifina und Verrechnung derſ. III. 708. — 
für Kommunalbeamte. II. 673. f. — für die Mitglieder der 
Kreis: Erfagfommiffionen aus dem Ruſtikalſtande. IV. 961. — 

fuͤr Thieraͤrzte bei den Hengſt-Koͤhrungen. II. 339. 

Dienhaufwan: dsgelder, Ausitelung der Quittungen über dir. 


Dienfiboten, fiehe Gefinde. | | 

Dienfte, geiftlihen Infituten zuftehend, Abldfung derf. L 86—89. 

Dienfentlaffung, von Rommunalbeamten ($lurfhügen :c.), Ber: 
fahren rückfichtlich derf. ILL. 694. 

Dienftgebäude, Kontrolle und Dispofition Über dief. II. 537. 571. 

Dienftreifen, Befreiung der Beamten von Privat: Rommunilfations 
Abgaben auf denf. III. 545. 

Dienftzeit, der Eivilbeamten, bei deren Berechnung fommt die Zwis 
— des MilitairWartegelder: Bezuges nicht in Betracht. 


Dimifforialien, nad $. 98. der Nheinifch : Wefphälifchen Kirchen; 
Drdn., deren Ausftellung. III. 642, Zu 

Dismembrationen, von Grundfiücen, Bertheilung der Steuern 
und Gemeindelaiten bei denf. L 83. — f. auch Parzelirm: 
gen und Grundſtuͤcke. 

Difirifts-Kommiffarien, in der Provinz Pofen, koͤnnen nicht zu 
ar Bürgermeifter fein. III. 670, — Uniform für duf. 


Disziplinarsinterfuhungen gegen Beamte, Stempel» u. ©: 
bühren» Freiheit in denf. III. 549. 

Domainen, Koͤnigl., Beitragspflichtigfeit derf. zu den Gefiellungs 
Koften der Landwehr » Übungspferde. i 

Domainen: Ämter (und Renteien), Überfichten von den periodifchen 
Gefälle-Revifionen bei denf. II. 283, 

Domainen:Amtsdiener und Erefutoren, Buchführung über di 
unfirirten Dienfleinnabmen derf. IV. 868. 

Domainen:Baufonds, etatsmäßige, deren Verwendung und Ber: 
rechnung. II. 285. 

Domainen:Bauten, dazu foll aus Rönigt. Sorten fein freies Bau 
holz mehr verabfolgt werden. HI. — Vermeidung der 
bei denf. dem ehr nicht obliegenden Koften. IV. 874. 

Domainen- Etats, fechsjährige, deren Aufftellung. IV. 871. 

Domainensgeuerfhäden-Fonds, Berficherung neuer Gebäud 

bei demf. IH. 574. 
Domainen⸗Fiskus, Leiitungspflichtigfeit deffelben in Baufachen. 
IV. 1019. — Sicherung deffelben vor Weges und Brüden 
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Domainen«Fisfus, (Bortf.) 
Baulaften bei Servituts-Abfindungen durch Rand. II. 287. = 
deögl. bei veräußerten Parzelen von Domainen-Örundfiticen, 
11. 2898. — Verfahren bei Subhaftationen der demf. zinspflich,- 
tigen Bauerhöfe und Grundfiücde. II. 288, 
Domainen-Gebäubde, amtliche Kontrolle über dief. III. 571. 
Domainen:-Örundfiüde, in wie weit deren Veräußerung ohne 
Lizitation nur noch zuläffig if. L 36. — deren Erwerbung 
von Domainen- und Domainen : Rentbeamten. L 38; — an 
; Ehauffeen geängend, deren Veräußerung. IH. 575. 
Domainenpäkhter, Nachweis und Verrechnung der denf, obliegens 
| den Leiſtungen an Deputaten ıc. II. 284, | 
Domainen-Präfationen, Kompenfation von Bauholgberechtigun. 
gen gegen dieſ. L 53. 
Domainen-Rentbeamte, Finnen wegen neuer, ihnen zugelegten 
Hebungen feine Auſpruͤche auf ehaltszulage machen. L, 35, 
= agrmerdung von Domainen » rundfiücen Seitens derf. 


Domainen-Verwaltung, Anweiſung der Deckungs— uſchuͤſſe fuͤr 

dieſ. eg — ren . Pr —— — 

en in Der. A. 0. — jährliche Nachweiſungen von den U 
ellungen in derf. IV. 865-868; * 
— e — ge Wet — —— derſ. III. 577, 
omanialsAbgaben, deren Abldfung gegen liberna me einer 
ablöglichen Grundfteuer. L 39, — | v * 
Domanial⸗Abloͤſungs, Kapitalien, deren Abſchreibung vom 
Staatsſchuldentiigungs-Etatsquanto III. 575, \ 

DomanialsErbpachtsverhältniffe, 
thums und des VWorfaufsrechte. III 

Domanial»Berpachtungen, mit und ohne Kündigung, Zeitfri, 
fien für dief. L 40. | 

Dorffhulzen, Wahl von Landwirtbfchafttreibenden zu folchen: IH, 

‚692. — Dienftleiftungen derf. als Gemeindemitglieder; IV, 
962. — (und Schöppen) in Kämmereidörfern, deren Wereis 
dung. II. 69. — Gemeinde-Schöffen, in der Rheinprovinz, 
Beamten» Dualität url IV. 965. — „dürfen nicht zugleich 
Krugs und Schanfwirthe fein. I, 202. 

Dorffhulgen- Amt (Erb-Schulgenamt) Zuläffigfeit des Gaſt⸗ und 
Scranfwirthichaftsbetriebes rieben demf. II. 758. — Orts, 

4 vorſteheramt) deffen uͤbernahme von Kolonatsbefigern. IV, 963, 

Dornfhe Dachdeckung, ſiebe Iett. 

Dreborgelfpieler, umberziehende, Befchränfung der Gemwerbefcheins 
Ertheilung für dief. IV. 1003, — Ausdehnung deren Gewers 
befcheine auf andere Negierungsbezirfe. I; 204, | 

Dreidinge, Intitut in Schlefien, deſſen Organifation und MWirffam: 
—* II. 829, u 


Druckſachen, bedürfen alle der Druckerlaubniß. I, 149, 

Drudfchriften, in Kommiffion erfchienene, deren Anfündigung und 
Verbreitung. L 152. f. — Einfammeln von Gubfkriptfionen 
auf diefelben. Eirf. Reſkr. v. 10. März 1838. — IL. 155. — 
Nichtgeitattung des Haufirhandels mit denf. I, 156. — duch 
nicht mit Liedern. L 160. — Polnifche, im Auslande, deren 
Debit im Inlande. II. 717, —"fiehe auch Zeitſchriften, Buche 
bandlungen und Buchbinder. PP 


Abldfung des Obereigen⸗ 
976, 
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Düngef . [3 — deſſen Einführung in die dieſſeitigen Staaten. 

DA ngungs«M aterialien, Gcdifffahrtsabgabe bei deren Zrans- 
port. L 239, 


Ehen, mit unehelichen Stieffindern, deren Verbot. U. 351. 
Ehefheidungen, wegen Ebebruchs, follen den Drts-Poligeibehörden 
von den Gerichten angezeigt werden. III. 719. 
Ehrenfränfungen, ın amtlıcher Wirkffamfeit, Kompetenz der er 
und Gerichtebebörden zur Unterfuchung derf. IN. 551. — IV. 
850. — deren Unterfuchung in den Mefforts der zweiten Ab— 
teilung des Königl. Hausminiſteriums. IV, 869, 
Ehrenrech te der Standfhaft, der Gerichtsbarkeit und des Patro—⸗ 
| nats, deren Entziebung. IV. 900. 
Ehrenzeichen, deren erluft bei der Ausſtoßung aus dem Solda: 
tenftande. 11. 501, 
Eichnung, gleichförmige, der Schiffe auf dem Rheine. IV. 1013. 
Gintaufsgelder, ftädtifche, für gemiffe Nugungen, find auch von 
ehemaligen Soldaten, mit freiem Bürgerrechte, gu erlegen, 
wenn fie auf dergl. Nutzungen Anſpruch machen. 111. 681. — 
f. auch Einzugsgelder. 
"Eintommenfteuer, Gemeinder, iſt eine perfönliche Steuer, die nicht 
auf dem Grundbefige ruht. III. 683. 684. — au deren Ein- 
führung ift Mirifterial » Genehmigung erforderlih. Ill. 084. 
— allaemeine Anordnungen und Aufitellung von Regulativen 
für dief. Eirf, Verf. v. 2. Novbr. 1838. — 1. 377-380. 
— Befreiung eiterliher Unteriiügungen von derf. an dem 
Aufenthaltsorte der Kinder. III. 691, — deren Einführung 
in der Stadt Eoblen;. IV. 954. , 
Einw anberungen, von Ausländern, jährlihe Nachmweifungen von 
denf. III, 561. 


— 


Einzugsgelder, von Schutzverwandten, kennt die Städte-Drdnung 
nicht. 111. 681. — deren Entrichtung von Wittwen und Fa— 
milienbäuptern. 11.376. — in der Provinz Sachen befichent. 
111. 682, — f. auch Einfaufggelder, 

Eiſen, altes, Haufirbandel mit demf. 11. 709, 

Eifenbahnen, Prüfung der Anträge auf Konzeffionirung zu Unter 
— — al v. wo — —* L 210 
—2113. — n Ausführung im Großherzogthum Baden. 1. 
— deſſen A — f 
EifenorydsDydrats, deflen Anwendung als egengift gegen den 
j sn Arſenik. II. 481. s are 

Eifernes Kreuz, fiebe let. 

Ellen, Mißbrauch von Zrages oder MWanderfidcen zu folchen. IL 43- 

England, Königreich, Abſchoß⸗ und Abaugefreibeit mit demf. u. def 
fen außereuropäifchen Staaten. 111. 564. 

Erbauungsfchriften, chriſtliche, Statuten des Hauptvereins für 
dief. in Berlin. II. 348. 

‚Erdglobus, Kämperfcer, wird für Gymnafien und höhere Buͤr⸗ 
gerfchulen empfohlen. IV. 1059, 

Erdraupe, deren Vertilgung. II. 630. « 

Efiafetten, Koften-Zarif für deren Beförderung. II. 327. — deren Be: 
förderung für Nechnung des Militair⸗Fiskus. II. 315. 


‘ 
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Exekutionen, adminifirative, deren Vollfiredung nad vorangegan- 
genem monitorio. IV. 896. — in Einziehung älterer Kom: 
munal:Steuer-Mefte. IV. 958. — gegen renitente Stadfver: 
ordneten⸗Verſamml., Ausführung derf. IV. 945. — durch 
folche fann das Weidegeld für Weide » Sozietäten nicht einges 
| Er a FR deſſelben Seitens der G 

Erefutionsreht, Ausübung deffeiben Seitens der Guts⸗ u. ⸗ 
herrſchaften. III. 619, ’ ——— 
Exrtrapoſten, allgemeine Anordnungen für deren Beförderung. I. 
330. — in Königl. Dienitangelegenpeiten. 11. 329, — 

Koſten⸗Tarif für dieſ. 11. 327. — 
F. 


Fabrik-Anlagen, Kongeffipne -Nusfertigung für bief. unter Beding 
der Ruͤcknahme. 11. 424. 

*ähranftalten, deren Verforgung mit den erforderlichen Geraͤthſchaf⸗ 
ten. IV. 1016. 


Kamilienväter, die fih, mit Hinterlaffung armer Angehörigen, 

Ä beimlich entfernt haben, deren Öffentliche Aufrufung jur Ruͤck⸗ 
kehr. IV. 1029, 

Feldbüter, deren Verbäaͤltniſſe in der Rheinprovinz. III. 589, 

Feldmeffer, Liquidationen derf. im Reſſort der General: Kommifs 
fionen. III. 611. . | 

Geldw Er — Aufſtellung polizeil. Warnungstafeln an denſ. 


Kefttage, Anordnungen für deren Keiligbaltung. 1. 96—99. , 
Feſtun 3% n, Leitun der Ürtilleries Bauten in denf. durch Eivil.Bdlıs 
eamte. 236. 
Feſtungs⸗Inſpektionen, ſollen nicht mehr nach den Provinzen, 
ſondern nach Nummern (1—6.) benannt werden. II. 488. 
Feuerloͤſchgerätbſchaften, Privat- deren Gebrauch, ohne Ver⸗ 
guͤtung aus Feuer: Gozietätäfaffen: II. 749, 
SeuersÖrdnung, Bergiſche, vom 5. Spt. 1807., Anwendung des 
$. 15. derf., wegen Entfernthaltung feuerfangender Sachen 
von offenen eueritätten. 1. 187—1%W. nz 
Feuer⸗-Sozietäten, FeuerVerſich⸗Geſellſchaften) Beſchraͤnkung u. 
Kontrolle der Portofreibeit für dieſ. II. 314. — Bewilligung 
derf. für ng in der Prov. Oſipreußen. II. 330. — Vers 
fiherung‘ von Wohngebäuden, ohne Schornfteine, bei denf. 
IV. 991, — der Kurs und Neumärffihen Städte, Anfchliegung 
der Niederlaufiter Städte ꝛc. an dief. IN. 751. — ausländi- 
fche, WBerhältniffe deren Agenturen im Inlande. IV. 992, — 
leßtere dürfen Bürgermeifter und Magiftratsmitglieder nicht 
übernehmen. Il. 749, — nicht Fonzeffionirte des Auslandes, 
bei denf. dürfen Peine WVerficherungen prolongirt werden. Il, 
750. — f. auh Mobiliar: Feuerverſicherungs⸗So zietaͤten. 
Keuers Sozietätd- Angelegenheiten, Stempelpflichtigkeit derf. 
It, 418. — Entfhädigung der Beamten, Handwerksmeiſter ıc. 
für Dienftleiftungen in denf. IV. 999, 
SeuersÖozietätssBeiträge, fireitige, für Pfarrgebäude, Verfah⸗ 
ren rückjichtlich derf. I. 191. 
—A im Fuͤrſtenthume Muͤnſter. J. 
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eu -Basiehkiämeten, beffen Diegulizung- in ber Proviaz Schle⸗ 


Geuerfprigen, f ſchnell berbeigefchaffte, Prämien « Bewilligung für dieſ. 
deögl. Seitens auslandiſcher, im Inlande zulaͤſ⸗ 

fi iger Genen ojlefiten. II. 420. 
Bener-Wi ———— ———— der bei denſ. zuziehenden Sach 


Sibeitommiß, — Stiftunge ens in ber Deinprooing, Befanntmachung 
durch die AUmtsblätteer. IV. 856. 
Fieber, ae, Hanndverfhe Warnung der Auswandernden vor demf. 


Sinanjminifterium, gu u deffen Meffort gehören die Getraͤnke⸗Fabri⸗ 
fationds Angel. des platten Landes. II. 424, 

Fiſchereigerechtigkeit, Widerfprüche ruͤckſi * derf. gegen Mühlen 
anlagen. Hl. 755. 

Fiſcherei-Verpachtungen, Domanial:, Zeitfriften für dief. L 40. 

Fiskus, *eblung von Mandatarien⸗Gebuͤhren und Koſten in Projeſſen 
für denſ. 1, 32. — Leiſtungspflichtigkeit deff. in Baufachen. 
IV. 1019. — Kommunal Berhältniffe deff. bei neu erworbe⸗ 
nen Grundſtuͤcken. II. 374, — der, denf. vertretenden Bebörde 
fann die Gewinnung des Vürgerrechts nicht angefonnen wer 
den. 11. 375. — f. auch Domainen:Fisfus. 

—— mit demſ. darf kein Hauſirhandel ſtattfinden. III. 774 
leiſch, Erhebung des —— 6 — von demſ. in mahl⸗ u. 
fchlachtiieuerpflichtigen Etädten. I, 240. — frifches, darf ohne 
Gewerbefchein nur auf den Wocenmärften feil geboten wer⸗ 
den, IV, 1008, — außer denf. und anßertalb des Wohnorts 
o bedarf es dazu eines Gemerbefcheing. 1 

Gliegenpapier, mit Kobalts, I Zlirsenftein-Huftdfung getränft, darf 
nicht verfauft werden. 

Flurfhügen, Dienfientlafung Ri 111. 694, 

BEEEBIEN. in fädtifchen Feldmarfen anſaͤßig, deren Hrranziehung zu 

Kommunalfteuern. L 
Enrmulare, —— ee ar ‚Koupons, dazu bedarf es ebenfalld der 
erlaubni 
Sorfi: Baufende ee deren Verwendung und Verrechnung. 


Forſtb — Fu fol aus Königl Forſten Fein friied Bauholz mehr 
derabfolgt werden. 587. 

Forfibeamte, K nigl., —— Regulirung deren Dienklänbereien. 
L 44. — dürfen legtere nicht in Afterpacht geben. 1, 
Kontrolle derf. ruͤckſichtlich der von denf. nicht verw endeten 
Bauboͤlzer. II, 293. — dürfen feine Privat» oder Kom 
Sagden in Pacht nehmen. II. 305. — a gegen 
dief., wegen Mißbrauchs der Waffen. 11. — fommus 
nals, Privat⸗, und —— — Beanfft ichtigung bins 
fichtlihb des Waffengebrauche. I 

Gorbienh, ‚(Borffach) za Be hr 5 Siger ı und Militair, Invali, 

den ein demf, 1, —29. — f. auch Forfls 
verwaltun 


Borfdienägebäude, Anordnungen für deren 1 Huffäbrung, IV. 875. 
— We liche Kontrolle über dief. III 

Forſten, Königl., Einhaltung - m dief. „fengtn — Mater 
rial-Abnugungs-Quanta. 1. ihung der wirflichen 
Dauungen gegen das — IL. 2%. — rechtzeitige 
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Forſten, Königl., (Fortſ.) DR. 
Beichaffung des Nadelholz⸗Saamens. 11. 551. — Anordnun⸗ 
8 für den Holzverkauf aus denſ. III, 585. — Klaftermaß 

ei Holzeinfchlägen. H. 300. — Verkauf des Baus v. Nutz⸗ 

holzes aus denf. IV. 881: — Berabfolgung von Nughölgern 
aus denf. an die Artillerie. 1. 50. — aus denf. foll zu Do: 
mainens und Forfibauten fein freies Bauholz mehr verabfolgt 
werden, III. 587. — Ablöfungen von, Baubholz-Berechtigun- 
gen aus denf., ober deren Kompenfation gegen Domainens 
Präftationen. 153. — Verfahren in Hütungs-Ablöfunge-An: 
gelggenheiten derf. IH. 615. — Grasnugungen in denf. IV. 
883. — Aushbung des Laubfammelng in denf. IV. 884. — 
— Berwendung der Strafgelder für die Entiwendung von 
- Waldproduften aus denf. IV. 856. — Aufſtellung von Weg. 
weifern in denf. IIL 588. — Verbot des Ameifensier-Gam- 
melns in denf. II. 303. — find richt beitragsprlichfig zu den 
Beftellungskoften der Landwehr » libungspferde. L 234. — f. 
auch Waldungen. 

Börfter, Kommunal: und Privat:, deren Glaubwürdigfeit in forfipo- 
figeilichen Unterfuchungen. I. 57 — Waffenbrauch Seitens 
derf. L. 58. 

Forſtetats, fechsjährige, deren Aufitellung. IV. 871. 

Forſt-Fiskus, Lei ungspflichtigfeit deff. in Bau:Sacen. IV. 1019. 

Korfifrevler, Infinuation der Kontumazial: Erfenntniffe gegen dief. 

1, 591, — fiehe ferner Forft:Strafarbeiten. 

bee ya een Anweifung der Koften für dief. IV. 880. 

Forfigrundfiücde, Königl., in wie fern deren WBeräußerung nur nod) 
ohne — Zaalg if. L 36. — Berüdiichtigung der 
Meges und en: Unterhaltung bei veräußerten Parzelen 
von jenen. Il. 258. — an Chauffeen grängende, deren Vers 
dußerung. III. 575, | 

gorf.Hülfe a" eher, Verabreihung des freien Brennholges an dief. 

Forſt-Inſekten, fchädliche, deren Vertilgung durch Aufbietung von 
Kreishülfe. II. 304. 

Forſtkandid — — Vereidung behufs kommiſſariſcher Beſchaͤfti⸗ 


gung. IV. 
—— deren Verbindung mit den Domainen-Rentaͤmtern. III 
Sorfilehrlinge, Annahme derf. und Austellung von Lehrbriefen für 

dief. III. 579. — IV. 878, 


Gorfipoligei« Kontraventiong- und Straffachen, Kompetenz 
der Polizeibehoͤrden in denſ. L 58. — Glaubmwürbdigfeit der 
Kommunal» und Privat:Förfter in Unterfuchungen wegen derf. 


1, 57. 
Korfifirafarbeiten, Zwangsverfahren gegen renitenfe Forſtfrevler in 
AVWbbuͤßung derf, IV. 886. — den — * der Forſt⸗ 
frevler ſubſtituirt, deren Abbuͤßung. III. 591. 
Forſtſtrafen, erfannte, deren Niederſchlagung. L 59. 
Forfiverwaltung, Anweifung der Dedungszufchtffe für dief. 11.282, 
— jährliche Nachweifungen von den Anftellungen in derfelben: 
$ nEntichädig der, für Beamte, I ft 
ouragesEntfchädigungsgelder, für Beamte, DuittungsAusjiel: 
lung über dief. HL. 566. 
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GouragesLieferung für die Gendarmerie, ſiehe letzt. 
Franks, ll bei Gebühren der Zeugen und Sachverſtaͤn⸗ 
“digen. 11. 279, 
Freigeſprochene, völlig, in wie fern folche zu flädfifchen Ämtern zus 
. —** werden koͤnnen. IV. 948. : 
Greifprehungen, völlige, der zur Unterfuchung gejogenen Beamten, 
Badyeblung der während ber Amtsfuspenfion inne bebalte: 
nen Gebaltsrate. IV. 854. — in Polizei:Kontraventiong,Sa 
chen, ſiehe dieſe. 
Fremdenmeldungen, polizeiliche Anordnungen rückſichtlich derſ. TIL 
| 722. — unterlaffene, deren Beflrafung. III. 724, 
Fuhrwerke, Straßen-, Einrichtung und Aufflellung derſ. in großen 
Staͤdten. II. 465. — Gtempelpflichtigfeit der Verhand gen 
ꝛc. über-folche. II. 422. | 
Fuſternberg, an der Lippe, Polisei Reglement für den dortigen Si⸗ 
cherbeitshafen und Lagerplag,. II, 776-780, 


©. 


Garde» Bataillon, Fombinirtes, foll Fünftig Fombinirte® Garde: Re 
fervesBataillon heißen. II. 488. 

Garnifonsftompagnien, deren Auflöfung und anderweite Forma 
tion in fomb. Neferve-Bataillone und Halbinvaliden s Seftio 

men. II. 489—493, 

Gaftwirthe, Verpflichtungen berf. zu Sremdenmeldungen. 117. 722, 
— Strafen für Unterlaffungen derf. II. — förinen zur 
nn subeflörender Gäfte nicht gezwungen werden. IV, 


Gaftwirtpfchaften, (Gafthöfe), deren Unlegung ohne Berädfichti- 

Ä gung der Bedürfnißfrage. 11. 425. — deren Anlegung ift zu 
verfagen, wenn folche mehr als Schankwirthſchaften zu bes 
trachten find. 11. 757. — bei deren Anlegung foll vorzüglich 
auf die dafür befiimmten Lofale gefeben werden. I. 199, f. 
— die Benugung der Iegtern zu andern Zwecken foll die Wer 
weigerung der fernern Konzeſſion nach ſich ziehen. L 200. — 
ſ. auch Krugwirthſchaften. 

Gebaͤude, abgebrannte, deren Wiederaufbau in Beziehung auf Feuers 
Sozietätsverbältniffe. IV. 991, 

Gebühren, in Steuer:Kontrav. u. Straf Sachen, deren Verrechnuna. 
IV. 896. — für Haustrauungen, deren Verwendung. IV. 9% 
— für Jufiizfommiffarien und fonftige Spezial⸗Kommiſſarien 
bei den General:Kommiffionen. L 73. — IV. 915. — an Man« 
datarien, Konfulenten oder Beiſtaͤnde Seitens der Parteien, 
deren Aufbringung. I. 74. — für Zeugen und Gachverfiän: 
dige, Berechnung der Franks bei deni. I. 279, — fiehe aud 
Polizeir-Sporteln. en 

u LT in Disziplinar» Unterfuhungen gegen Beamte, 


Geburtsbülfe, deren Leifiung durch —— die nicht Hebammen 
a fin. 2 78. — ficbe — — 
efaͤngniſſe, Anzeige von den in denſ. ausgebrochenen epidemi 

& 5 i ee a... — Fo ⸗ ver De hi _ 

efängnißftrafen, kurze zuchtpoligeiliche, in der inproving, Des 
. ren Vollziehung. II. 726. ui 
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Befängnigweren, Anordnungen für die Berbefferung deffelben. TIL. 


Gehälter, ſiehe Befoldungen. 

Geiklice, evangelifche, deren Wereibung. III. 640. — deren Pruͤfung 
als Militair⸗Prediger. III. 639. — Beitritt derſ. zur allgem. 
Mittwenkaffe. 1. — Fatholifche, deren Anftellung als Re: 

ligionslehrer an Fatholifhen Gymnaſien. III. 651. 

Geiftliche Infitute, Bewilligung von Darlehnen aus dem Vermoͤ⸗ 

gen berf. IV. 918-923. — — der denſ. zuſtehenden 

ienſte und ſonſtigen Leiſtungen. I, 86-89. — gerichtliche 
Einflagung ruͤckſaͤndiger Präftationen für dief, IV. 924, — 
f. auch Kirchen ꝛc. | 

a Seitens der Poltanftalten, Fönnen von 
den Empfängern auch mit trodnem ſchwarzem Stempel vers 
feben werden. IV, 907. . 

Geldfirafen, für Zoll, und Steuervergehen, deren Ummandlung in 
Gefängnißftrafen. IN. 599. — nah $. 61. des Zollfirafge- 
fees v. 23. Jan. 1838. u. nad) $. 5. des Gef. v. 10. Jan. 
1824. auffommend, deren Verwendung zu Gratififationen u. 
Unterftügungen. 11. 308. — III. 597, — durch Begnadigung 
ermäßigt, minderer Denunzianten:Antheil an denf. II. 279. — 
uͤr Nichtausmweichen vor den Woften, deren Verwendung in 

| ‚der Rheinprov. IV. 1010. — f. auch DenunziantensAntheile. 

GemeindesAbgaben, deren Unordnung mit höherer Bewiliigung. 

1, 138. — befondere, dürfen Schußverwandten nicht auferlegt 
werden. 1. 138. — Heranziehung der in flädtifchen Feldmar- 
fen anfäßigen Forenſen zu denf. L 139. — deren Vertbeilung 
bei Dismembrationen von Grundflüden. L 83, — befondere, 
dürfen bei Grundfiücds, Erwerbungen nicht gefordert werden. 
1V. 957. 1027. — ältere, erefutivifche Einziehung derf. IV. 
958. — von den vom Fiskus neu erworbenen Grundftücen. 
11. 374. — Seranziehung der Beamten, als folcher und als 
Grundbefißer, zu denf. H. 387. — Heranziehung der Beam 
ten zu denf. IH, 685. — IV, 956, — auch zu Altern, noch 
nicht gedeckten derartigen Abgaben. III, 687, 658. — Herans- 

ziehung der an einem Orte angeftellten, in der Nachbärfchaft 
deffelben aber wohnbaften Beamten. III. 689, — Befreiung 
elterlicher Unterflüßungen von denf. an dem YAufenthaltsorte 
— I, 691. — Befreiung der Schullehrer von denf. 


Semeinde-& 8 ffen, in der Rheinprovinz, Beamten-Qualität derf. 
IV, 965, 


Gemeinheitstheilungen, deren Ausführung und Belchleunigung 
der Auseinanderfegungss Nezeffe in denf. L 75. — Mitthei- 
lungen darüber an die Gerichtsbehdrden. L 75. — Negulis 
rung der Waldweide: Verhältniffe der abgebauten Hofwirthe. 
L 50-53. — f. auch General: Rommiffionen. 

Gemüthsfranfe, Geiſteskranke, Blödfinnige, Irre), deren Aufnab⸗ 

- me in Öffentliche Beilanfialten. L 222, — Ermittelung der 
frühern Kranfheits: und Lebensverbältniffe derf. II. 476—478, 
— Aufbringung der Heilungsfoften für dief. IV. 1037. 

Gendarmen, denf. fönnen feine ortspolizeil. Funftionen übertragen 
werden. 11. 389. — Ruͤge der Beleidigungen und Widerfets 
lichkeiten gegen dieſ. 11. 394. — f. auch Gendarmerie. 
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Gendarmerie, Anftellung von 12 Fahr gut gedienten-Unteroffigieren 
in derf. L 4. ai; Anweiſung und A ade nal jun ten 
und Marfchzulagen für dief. II. 708. — Beſchaffung der 
Schreibmaterialien für dieſ. 111. 709. — Unprdnung und 
Ausführung der — — bei derf. I. 146. 
— berittene, Vergütung der aus Militair: Magazinen für dieſ. 
— Fourage. Cirk. Reffr. v. 30. Juni 1838. — II. 
90. 391. — BouragesEieferung für dieſ. durch Militair⸗Entre⸗ 
preneurs. I. 145. 
General,Rommiffionen, Diäten und Meifefoften für deren Mits 
glieder und Affefforen. L 72. — Berrehnung ber Diäten 
und Meifefoften der Mitglieder derf. für Geſchaͤſts-Reviſions⸗ 
reifen IV. 909. — Zulaffung der Affefforen bei denf. ale 
Öfonomifche Sachverfiändige., I. 331. — Diäten für die 
bäusliche Mebrarbeit der firirten Kommiffarien. 11, 608. — 
"Diäten und Reiſekoſten der als Spezial-Kommiffarien fungis 
renden Affefforen. III. 609. — WBerrechnung der firirten 
Diäten der Defonomie » Kommiffarien. II. 332. — Verbhaͤlt⸗ 
niffe der Defonomie- KRommiflionsgebülfen und deren Diäten. 
. 332. 333. — Meferendarien und DefonomiesXommiffione- 
gehülfen follen während ihrer Ausbildung Feine Diäten er 
balten. 111. 640. — Yiquidationen der Feldmeſſer. III. Oli. — 
Keine Diätenzulage für fiädtifhe Bermeffungs- Arbeiten IV. 
911. — Diäten für Protofollführer und Gehälfen der Spe— 
cial-Rommiffarien. II. 611 — IV. 91. f. — Beſchleuni⸗ 
gung der Gemeinhsitstheilungs: und Regulirungs:Sachen bei 
denf. L 73. — Vollziehung von Genehmigungs » Urkunden, 
Vollmachten ıc. in deren Bereich, Seitens der Megierungen. 
1. 335. — Verwendung von Ablöfungs » Kapitalien durch) 
Auszahlung von Lehnfchulden. I. 014, — Verfahren in 
Hütungs:Abldfungss Angel. Fünigl. Forften. II. 615. — Fixi— 
rung and WUblöfung von Laudemien. 11. 336. — wegen der 
| in der Rekurs- und Appellations - Inftanz zu veranlaffenden 
s ſchiedsrichterlichen Entfcheidungen. L 80. — Appellationss 
oder Separatverfabren über die Natural⸗Ausgleichung, nach 
bereitd ergangenem Mefursbefcheide. L 81. — Verwendung 
der Abfindungs » Kapıtalien zur Abfiogung der Dupothefens 
fhulden. L 84. — Zulaffung von Juſtizkommiſſarien als 
Affiiienten der Parteien. IV, 912. — Mefursverfahren in den 
bei denf. fehwebenden Ötreitfachen. IV. 913. — Belehrung 
der Parteien über die denſ. zuſtehenden Nechtömittel: IV. 914. — 
Depoiitalgebüren von den in gerichtlichen Depofitorien nies 
dergelegten Geldern. 11. 334. — ausnahmswerfe Geflattung 
von Urteld » Publifationg » Terminen. IH. 613. — Wufbrin- 
gung der von den Parteien an ihre Mandatarien ıc. zn zabs 
lenden Gebühren. 1. 74. — Erpeditionsgcbühren bei den Ne: 
vifions-Kollegien. IV. 95. — Gebührenfäge für Juſtizkom⸗ 
miffarien und fonflige Spezial » Kommiffarien. L 73 — IV, 
915. — Koftentragung für vereitelte Termine. IV. 910. 
Geographiſche Kunfifchule, zu Potsdam, deren Einrichtung und 
Befiimmung. 111. 664 — 667, — 
Georgs⸗Orden, Set., Ruſſiſcher, Realiſirung diesſeitiger Erbberech⸗ 
tigungen zu demf. II. 498. 
Gerichtsbarkeit, Entziehung des Eprenrechts derfelben, wegen Ver: 
geben ıc. IV. 900. 
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Sefhäftsfiyl, yoifchen den Regierungen nnd den Juflig » Unterbe⸗ 
börden. 11. 257. 

Gefellen, ſiehe Handwerksgeſellen. 

Gefinde, zu ſolchem find Perſonen nicht zu rechnen, welche durch eis 
nen fchriftl. Kontrakt angenommen werden müffen. I. 160. 
— Vertretung deffelben, wegen polizeilicher Vergeben, durch 
die Derrfchaft. I 161. — maͤnnliches, aus der Gchmeig, 
darf der Aufenthalt im Inlande ohne höhere Genehmigung 
nicht geftattet werden. L 182. j 

Gefindedienft- Entlaffungsfcheine, pflihtmäßige Ausftelung 
derf. IV. 970. — deren Benugung in Beziehung auf An= 
und Austritt des Gefindes. 1. 160 — II. 400. — Beftras 
fung deren Verfälfchung. II. 399. f. 

GetränkesSabrifationg-Anlagen, auf dem platten Lande, ges 
bören zum Reſſort des Finanzminifteriums, Il, 424. 

Getraͤnkehandel, deffen Befchränfung auf dem Lande, L 202. — 
findet auf Städte feine Anwendung. 1 202 — IV. 996, — 
unbefugter auf dem Lande, deffen Beſtrafung. IV. 1000, 

Getreide-Markftpreife, zu Martini, wegen der darnach zu ermit: 
telnden Renten bei Öemeinheitstheilungen, Ubldfungen ıc. L 76, 

Gewerbe, deren Betrieb, innerhalb des Polizeibezirts des Wohnorts, 
ohne Gewerbefchein, aber mit polizeilicher Erlaubniß. 11. 436. 
— — — und beſondere Qualification zu 
deren Betrieb. III. 753. — Einſtellung deren Betriebs an 
Sonn: und Felitagen während des Gottesdienftes. IL. 98, — 
gewiſſe, Ausſchließung beſtrafter Verbrecher von deren Be— 
triebe. II. 423. — polizeiliche Genehmigung zu deren Betriebe, 
nach dem Defrete v. 15. Dft. 1810 in der Rheinprovinz. III. 753, 

Demerbeneiigtt » Ungelegenbeiten, Gtempelpflichtigfeit derf. 


Gewerbes Poligei-Kontraventionen, Kompetenz der Rofal- 
Polizeibebörden in Unterfuch. derf. L 194. — Unterfuchungss 
und Strafverfahren ruͤckſichtlich derf. in der Mbeinprovinz. 
1, 19. — gegen das Daufir: Reyulativ, v. 24. pr. 1824, 
deren Unterfuhung und Beſtrafung von fiädtifchen Polizeis 
bebörden. III. 762. 

Gewerbeſcheine, zum Betriebe im Umherziehen, deren Erneuerung 
durch die Megierung des Mohnorts des Gewerbtreibenden. 
Eirf, Neffr, vom 25. Febr. 1838 — L 203. — für Auslaͤn— 
der durch diejenige Negierung, in deren Bezirt das Gewerbe 
betrieben werden foll, auf Zeugniffe aus der Heimath. I. 204. 
— für einzeln umberziebende Werfonen, nad) $. 18. des Res 
gulativs v. 23. Apr. 1824, Ausdehnung derf. auf andere Res 
gierungsbegirfe. L 204. — ‚im letzteren Falle dürfen die 
Drts-Polizeibebörden die Ausuͤbung des Gewerbes nicht unters 
fagen. L 205. — zum Umberzieben für — unter 
30 Jahren, dabei ſoll die Nuͤtzlichkeit des Gewerbebetriebes 
bauptfächlich in's Auge gefaßt werden. L 205. — für ums 
berziebende Schaufpieler. L 207. — für umberziehende Mus 
fifanten, Dreborgelfpieler, u. aͤhnl. Hemwerbetreibende, deren 
Beſchraͤnkung. IV. 1003, — für Schiffer unter 30 Fahren, 
ouf Viktualien und rohe Landesprodufte. L 208. — zum 
Verkaufe von Backwaaren und frifchem Fleiſche in der Um—⸗ 
gebung des MWohnorts. IV. 1008. — für früher zwar be: 
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Gewerbeſcheine, (Eortf.) 
firafte, aber fpäter fich gut geführte Perfonen. I. 208. 
verlorne, Deren Befanntmahung durch die Amtsblätter. Hu. 

— f. auch Haufirhandel und Haufir-Negulativ. 

Geworbefteuer, Ausgleihungen bei der Veranlagung derf. L 67. 
— vom Eintaufchen landmir in Erzeugniſſe gegen 
Maaren im eg en. — von er 
den Schaufpielern. L — für umberziehende Mufikgefell 
fchaften und deren "Diitolieder 1. 438. — der Equilibriften, 
Seiltänzer und Kunftreiter. IV. 898. — der Virbfchneider, 
Reinweber, Theerhaͤndler und Sumpenfammler. 11. 437 — IV. 
8B. — der Flußfchiffer. 311 — 313. 443. — der 
Bäder, Kuchenbäcer und Breferfüchle, IV, 897. — vom 
MWaarenanfauf im Umberziehen und vom Auffuchen von 
MWaarenbeftellungen. III. 601. 

Gewerbefieuer- Kontraventionen, Unterſuchungs und Straf: 
verfahren rückjichtlich derf. in der Rheinprovinz. L 195. 

Gießereien, Anlegung derf. III. 791. 

Bifte, Kleinbandel mit denf. durch Apothefer. III. 799, 

Bnadengebalt, auch für die Hinterbliebenen verfiorbener, proviforifch 
oder auf Kündigung angeflellt gewefener Beamten. III. 557. 
— Mil itair- Önadengebalt, fiehe dieſes. 

Gnadenmonat, für die Hinterbliebenen der Militair » Penfionairs. 
11. 501. — fann aus dem Militair + Armen s» Unterfiügungs 
Fonds ich gemährt werden, I. 220 

Goldmünzen, fremde, imerden im Verkehr mit der Königl. Banf 
nicht angenoınmen. 1. 

Gottesdienft, Öffentl, Entfernung aller Störungen von demf. 1.98. f. 

Gouverneur, von Berlin, Berbältniffe deffelben. 11. 485. 

Gräben, deren Aufräumung und Yusfrautung. IV. 1017, 

Grängbesirte, Le itimationsſcheine zum Sachtransporte in denſ. 

437. aufirbandel in denf. IV. 1005, 

Beta, in Königl. Forften. IV. 833. 

Gratififationen, aus dem da befiimmten Steuer « Strafgelder- 
fonds. 1I. 308 — II. 597, — für Kreisfefretaire, ſ. diefe. 

Grundfieuer, Unterfheidung derf. von der Einfommenfteuer. II, 
683, — Ausfonderung derf. aus der Domainen + Zinfe. 
111. 577, — SHeranziehung der Witthums-Grundſtücke von 
Pfarren und Schulen zu derf. III. 599. — deren Aufbrin⸗ 
— in der Altmark. L. 239. — Abkommen mit Waldeck 

ber gegenfeitige der Pfarr» und Schullehrer⸗ 
Grundfiiicfen, von derf. 1. 252. 

Grundfiücde, Vertheilung Ber Steuern — Gemeindelaſten bei Dis 
membrationen derf. L 83. — dem Domainen » Fisfus zine 
pflihtig, Verfahren bei deren Subhaſtation. 1. 258. — vom 
erworbene, Kommunal-Berbältniffe rüciichtlich derf. 
I. 374. — KRommunal:, Verfahren bei Realrechten einzelner 
Perfonen an dief. III, 679. — bei deren Enverbung dürfen 
feine befondere Abgaben gefordert werden. IV. 957. 1027, — 
Beſitz derf. Seitens der aus dem Goldatenfiande ausgefloßes 
nen Individuen. II. 500. 

ii Befreiung derf. von Kommunal » Beiträgen. 


BymnafialsZeugniffe, in Weftphalen, Gebühren für dieſ. II. 361. 


[mn | [| — 
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Gymnaſiaſten, Ableiftung der Militairpflicht Seitens derf. II: 495, 

Gymnafien, Ertheilung des Prädifats: „Dberlehrer‘‘ an denf. I. 103. 
— Beförderung des Religions» Unterrichts auf denf. II. 363. 
— Fatholifche, Prüfung der Neligionsleprer an denf. III. 651. 
— f. auch. Schulprogramme. 


Bafen:Bolizei-Neglement, für Fuſternberg und Erudenberg an 
' J ——— 8 erg 


‚NägelsBerficierungss Befellfhaft, für die Prov. Weftphalen, 


Ergänzung und. Berichtigung deren Gtatufen. II. 338. 
Halbinvaliden:Seftionen, deren Formation. 11..489 — 493, 


‚Danddienfte, deren Verrihtung in Städten für Lohn, und Aufbrins 


gung des letz. L 142. 


‚Handlungslehrlinge, —— Ableiſtung der Militairdienſi⸗ 


pflicht Seitens derf. 11. 
——8X chuhe, Hauſirhandel mit denſ. II. 773.  ,,_ | 
andtächer, Verabreichung derf. an das einguart. Militair. 111.825. 
Handwerker, auf Kontraft, Seitens fiädtifcher. Kommunen anges 
nommen, find nicht als ſtaͤdt. Beamte zu _befrachten. L 12. 


5 andwerfsgefellen, Verfahren gegen dief., wenn fie ihre Meifter 


verlaffen. IV. 995. — noch in Arbeit fehend, mit abgelaufes 
nen WBanderpäffen, Berfahren gegen dieſ. L 175. — wans 
dernde, Verfahren 1 gegen dieſ. hinſichtlich der Genuͤgung ihrer 
Militairpflicht. 1. 232. — juͤdiſche, aus deutſchen Bundesſtaa⸗ 
ten, Zulaſſung derſ. um bei inländifhen Meiſtern in Arbeit 
— zu treten. A. K. O. v; 14. Oftbr., Eirf, Neffr. v. 28, Des 
Fember 1838, I. 171 — 174. — jüdifche, inländifche, Wans 
dern derf. innerhalb der preuß. Staaten. 1, 174. — auslän- 
diſche, deren Niederlaffung im Inlande. L 175. — aus den 
“ Defterreichifchen Staaten, deren Uufenthalt, über eine jährige 
Wanderung binaus. 1. 176. ff. — erkrankte, ‚deren Behand» 
Iung in Dannover. IV.‘ 1057. 

Hannover, Königreich, Ausführung der Zollvereinsverbiltniffe mit 
R demf. 1. — Anordnungen in demf. zur Ausführung des 
Zollvereing: Vertrages. IH. 516 — 523. — ‚Eingangs-Abgaben 
von wollenen Waaren in demf. U. 522. — Wnlegung gewifs 
fer Zabrifen in der Nähe der Steuervereins-Graͤnze. 1. 523. 
— Behandlung erfranfter Armen und Reifenden. IV. 1056, 
— Anmeifung der Koſten für dief. IV. 1057. — Warnung 

der nach Amerifa Auswand. vor dem gelben Fieber. I. 252, 


5 arthörigkfeit, gibt Fein’ Hindernig jum Gewerbebetriebe im Um⸗ 


berziehen ab. 111. 774, 


| 2 rzſcharren, unbefugtes, "Verbot deffelben. IV. 882, 


aufirer, Befuch der Wochenmärfte durch dief. und deren Betrieb 
| in dem Orte außer demf. L 206. , 
Hauſir⸗Gewerbeſcheine, verlorne, deren Bekanntmachung durch 
die Amtsblätter. L. 14. 


Haufirhandel, in wie fern folcher den Ausländern durch die Mes 


gierungen gefiattet werden darf. II. 704, — innerbatb und 
außerhalb des Grängbezirfs. IV. 1005, — darf mit Drud- 
fchriften nicht ftattfinden. L 156. — auch nicht. mit Tiedern. 
1, 160. — mit Lederwaaren. 11, 439, — mit Handſchuhen. 


— 
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Daufirbandel, (Bortf.) 
— darf mif Zrtoafe un und a. nicht flattfin, 
| ni Ir 774, — mit I. f. — mit altem Kup 
for, Meffing , Binn a und Eifen. IL 769 — 7722. — 
fiehe auch Gewerb efcheine. 
sl nu, vom 28. April 1824., Unterfuchung und Be 
ung der ee baffebe -. die ſtaͤdti⸗ 
(a —— 111 Verkehr 
J. m} A 5 1. ot sfertigung 
= — der —— heine.) L 203. 2 . 18. 
(einzelne umber Jehend * nn ) Ausdehnung ve erers 
befcheine für di 4. — f. auch Gewerbeſcheine. 
Haustrauungen, ſiehe Zrauungen. 
Hazardfpiele, verbotene, Unterfagung de8 Schankgewerbebetriebes 
wegen beren Duldung. III. 761. 
MmmEN, deren Niederla 2 en. IV. 1037. — deren Vertretung 
durch Frauen, die nicht gm. W. 1 find. III. 798, 
Heimatbfcheine, allgemeine Anordnungen für deren Ausſtellung 
’ nach dem Auslande, und ——— derſ. aus dem letztern. 
* K. O. A 20. Mai, Eirf. Reffr. v. 14. Juni und 17. Dei. 
1838. — L 21-27. — a bgelaufene, in Beziehung auf Un 

| tertbanen: Oerbältnuife L 

Heimathsrecht, gebt für unebeliche Kinder mit — nach dem 
Auslande verheiratheten Müttern verloren. II. 274. — Bars 
bältniffe rckfichtlich deffelben mit Kurbeffen. I. 2 

—— — m Anzeige durch die Geiftlichen bei den Friedens 
gerichten 

Beirarh sgeſuche, deren Aufnahme in oͤffentliche Blätter. IV. 972, 

eiraths-Konſ ar deren Beibringung Seitens der koͤniglichen 

Staatsdiener. L 9% 

Heizungskoflen, für die zur ig —— Vagabunden, 
auf den Zrandportftationen. I 

Hengſt-Koͤhrungen, Diätenfäge für Thieraͤrzte bei denf. II. 339. 

Heffen, Großherzogthum, —— ——— in demf. für deſſen 

Grängwaldungen. I. 60. 

Hoffen, Kurfürftentbum, Seimathsverbäftniffe mit demf. 1I. 274. 

Sochmärden, dies, Prädifat echt weder den Superintendenten, noch 
den Erjprieftern und Defanen ju. III. 639. 

"Holz, deilen Verfauf aus Königl. Forſten. 111. 585 — IV, 881. — 

defien Einbringung in die Städte auf zn iong » Attefle. 

L #4. — 302. — IV, 885. — f. a aus u. Brennb. 

gutzbtehkant, En — des ädtifhen Bürgerrechte wegen def 


Holsf (ger, auf J Waſſerſtraßen zwiſchen der — und Weich⸗ 
ſel, hr ei für dief. II. 440 
"Hhıf 6uereinn, zut Shrforge für entlaffene Plustinge und Straͤf⸗ 
F linge, deren Bildung in Weſtphalen. II. 415—418. 
"Hunde, der Touwuth verdaͤchtige, Verfahren mit denſ. 118 747. — 
Jagd⸗ und Windhunde), Beaufſichtigung derf. auf fremden 
So feesieren. IV. 888. 
Hundeſteuer, Bellrafung der Kontraventionen w m. derf. IV. 987. 
Dotungen, N in en Forſten, deren Ablöfung, Il — f. auch 


F otheke — Verwendung der Abfindungs⸗Kapitalien zur 
ung derf, 1. Bi. 
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OyvolpekeneZabellen, vollendete, in den ehemals 8 Sachſiſchen u. 
Da Landestheilen, deren Aufnahme in die Amtsblätter. 


a den, Gemeinde deren Verpachtung im Wege öffentlicher Bisitas 
3ag 890892. — Privat: und Kommunals, dürfen Koͤ⸗ 
mia. ——— nicht in Pacht — 1, 05. — Kaͤm⸗ 
merei⸗, deren Bertheilung auf die — Kanaren Grund- 
befiger kann nicht flattfinden. IV — nn Eröffnung 
und Schliefung derf. in der Provinz Sachfen. L 63, 
Jagdgewehr, ſiehe Schießgewehr. 
Gag lt: igianten, Unterfuchungen gegen dieſ. wegen Waffenmiß⸗ 
brauche. IL. 296. — KRommunal-, Privat» und fiandesherrs 
Te, deren — hinſi htlich des Maffengebraudis ıc. 
L. 58 — Theilnahme derf. an den Prämien für 
* ——— Wilddieben in der Umgegend von Berlin. 


Sapdpaatgelder, Rontroßke über die richtige Einziehung und Ber: 
aad . — B fſichti der Jagd d Wi d d 
r Biere, remde, Beauffichtigung der Jagd» und Win hunde 


Sasfieine Stempelpflichtigkeit derſ. IV, — — et Entgelt, 

e Benugung von Kommunal:Fagden. 1 

Jagdvorfände, find der Dberaufficht der —8 Regierungen 
: unterworfen. IH 592. 

iger, — — Anſtellung im Forſtdienſte. L AB 43. —- I, 


Jahrmärkte, ‚ Ausftellung von Waaren in —— — waͤh⸗ 
rend des Verkehrs auf denf. IV. — Betrieb des Schlaͤch⸗ 
ter⸗ und Schankgewerbes auf denſ. 1V. 998. 

Sefuitenfhulen, in — Verhinderung ber Reifen dahin zum 

Beſuche derf. I. 

Immebdiat; a — der Rubrik, „Kirchens 

+ 7 und: Schulmwefen‘ in denf. II. 539. — deren Einfondun Ange 
. —— der — ——— And Mediz.: ngel. 


Impfungen der Schußblattern, fiehe diefe. 
IngenieursKorps, Annahme Junger Leute bei demf. auf weitere 
Befdrderung. HI. 814— 
— —— ‚für Befanntmachingen durch die Amtsblätter, 
tebe letz. 
Infinuationen, in Prozeffen über die, das Intereſſe des Staats 
en Angel. in der Rbeinprovinz; Anordnungen fuͤr 


dieſ. IV. 847, 
—— Berbältniffe derf. in: der Provinz Preußen. iv 971. 
Invaliden, Mititaits, olgemeine Borfchriften fire deren Anſtellung 
in Givildienftien. L 3-1. — . Berforgung in der Dos 
mainen®Berwaltung. 1. .6— 280. — Desgl. in der 
i Sorfiverwaltung. 1. 4 8 — a 290, — desgl. als fädtifche 
und fländifche Unterbediente: 5 — als landraͤthliche Pri⸗ 
vat&chreiber. Hl. 559. — — der denf. geſetzlich zu⸗ 
— Wohlthaten ohne Dürftigkeits-Befcheinigungen. IV. 
— ſiehe auch Mili tair-Gnadengehalt. 
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n⸗Heilanſtalten, öffentliche, Aufnahme gemüthöfranfer Per 

Se fonen in Dief. L 222 — IT, 476478. Errichtung 9* 

u zu — Pi: —— Poſen. III. 800 -813. — 
Aufbringung der Koſten für die in dieſ. 

San Y. —— ee ief. aufgenommenen 

talien, Abftellung des Mißbrauchs, daß Studirende auf fogenannte 

J halbe Pill dahin, befonders nach Nom, zu gelangen. fuchen. 


$uben, pälfsbedärftige, Armenpflege für dief. IV. 1034 — aus ber 
roving Pofen, Verfahren mit den, von denf, nicht eingelöften 
Taturalifations- Patenten. II. 388. — fremde, Aufnahme derf. 
durch Adoption. I. 28. — Zulaffung derf. zum Produkten» 
Handel. III. 763, — Polniſche, Paßverfahren gegen dief. I 
180. — bürgerliche Verhältniffe derf. im Königreiche Sachfen. 
I. 839-843. | 
ſche Ehen, Aufgebot derf. in Synagogen u. Bethäufern. L 100. 
ifche Gemeinden, Berbältniffe der zu den Ortsfchulen. L 111. 
fhbe Dandwerfsgefellen, ſiehe leg. 
(he Refruten, deren unentgeldlihe Vereidung Geitens ber 
Rabbiner. IV. 1040, En 
Juͤdiſche Schulamts-Randidaten, inländifhe, deren Zulaffung 
zu den Prüfungen. Il. 655. — fünnen zu afademifchen Lehr 
und Schulämtern nicht zugelaffen werden. Ill. 655. 
Jüdiſches Kultusweſen, Beauffichtigung deffelben. IL: 645. — 
Anlegung jüdifcher Bethaͤuſer. III. 646. 
Zuftizfommiffarien, als Aſſiſtenten der Parteien im Reſſort der 
General: Rommifltonen. IV. 912. — Gebührenfäge für dief. 
bei Auseinanderfegungen im Reſſort der Iegtern. L U — 
IV. 915. — Gebührenfäße für diefelben als Spezial:Kom= 
miffarien. IV. 915 
Juſtiz-Unterbehorden, Gefchäftsfiyl zwifchen denf. und den Res 
gierungen. 11. 257. 
K. 
Kadetten-Korps, deren neue — ⸗ und weitere 
| Ausbildung deren Zöglinge: II. 456—488. 
Kaffee, Kontrolle deffen Eingangs aus den Öränzbezirfen in das Bins 
nenland. IV. 900. 
Kaͤhne, ſiehe Schiffsgefäße. 
Kalender, Komtoirs, Tafels oder Wand⸗, deren Herausgabe auch von 
| andern, als Fonzeflionirten Buchhändlern. L 151. _ _ 
Kämmerer, auf Lebenszeit gewählt, Penfionsverhältniffe derf. II. 308. 
Kandidaten der Theologie, deren Prüfungen in Beziehung auf den 
Aufenthaltsort derſ. L 91. — in Sriminal:Unterfuhung ge: 
ratbene, Disziplinarverfahren gegen dief. IV. 925. — des 
böhern Schulamt, fiehe Schulamts-Randidaten. 
Kartoffeln, deren Anbau durch Arme. 11. 469. — Mittel zur fichern 
Aufbewahrung derf. während des Winters. III. 623—629. — 
erfrorne, oder durch Waſſer gelittene, deren Wiederbrauchbars 
macung. 11. 
Rafernen, Zuläffigfeit von Marfetendereien in denf. II. 428. 
Raffenanweifungen, firenge Cenfur der Zeitungsartifel über dief. 
1. 277. — Einzahlungen in denf. u. Beförderung deren Um⸗ 
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Koffenanweifungen, (Bortf.) _ | 
lauf. L 245. — alte, bereits präflubirte, Verfahren mit benf, 
U. 276. — neue falfche, unwahre Gerüchte über deren Cir— 
j — MAT —— — 
Kaſſen⸗Defekte, der Rendanten öffentlicher Kaſſen, Zuläffigkeit 
Rechtsweges über deren Feſtſtellung. II. 261 Net — 
— in Straf⸗ und Beſſerungs⸗Anſtalten. IV. 984. 
Kaſſirer, Königl. Kaſſen, Bewilligung von Manquementsgeldern für 
| diefelben. L 31. \ 
Kiefern: Raupe, deren Vertilgung in Forſten u. Waldungen, II. 304. 
Kinder, arme und verlaffene, Anordnungen für deren Fürforge und 
Unterbringung. 11.471 — IV. 1030— 1034, — fäugende, 
Aufnahme bettelnder Mütter mit denf. in Arbeitöhäufer, IL, 
404. — fleine, deren — —— — Straßen. 
IV. 987. — uneheliche, Feſiſtellung der Vaterfchaft derf. bei 
Verheirathungen deren Mütter. IV. 927-930. — unebeliche, 


verlieren mit ihren nach dem Ru verbeiratheten Müts 


J—— Regierungsbezirken belegen, deren eauffichtigung. 


jelder in 
itute. 


Beitragspflichtigkeit zu denſ. 11. 348. — katholi Aufbri 
gung der Koften zu denf, IV. 938, an 

Kirchenbüſcher, aus der Zeit der franzäfifchen Herrſchaft, Brauns 
-fchweigifche Verordn. wegen deren Glaubwürdigkeit. III. 836. 

Kirchend a n er, re ie ver en 11, 359. 

ishen-Disziplin, deren Ausführung nach F. 128, d i 

4 Behpbdlitgen — — IL. =. f. —— 

Kirchen⸗Gemeinden, evangeliſche, deren Schenkungen unter einan⸗ 
der zu Kirchen⸗, Pfarr: und Schulbauten bedürfen der Minis 
fterial-Genehmigung. III. 633, 

Kircheng en ck — deren Veraͤußerung in der Rheinprovinz. I. 


Kirchens»Kaffen, in der Graffhaft Mark, deren Verbältniffe zu den 
Kreis:Synodal-Raffen. IL. 633. — b iffe 3 

Kirchen: Ländereien, deren Wererbpachtung. IV. 918, i 

Kirchen⸗Ordnung, Rbeiniſch-Weſtphaͤliſche, v. 5. März 1835. — 
8. 98. (Ausftellung von Dimifforialien.) Il. 642, — $. 128, 
(Handhabung der Kirchendisziplin.) IH. 634. f. 

Kirchen-Bifitationg- Ordnung, evangelifhe, für die Provinz 
ofen, v..9. Mai 1839. — IV. 931— 937, 

Kirchliche Zeu an iffe, in armen VormundfchaftesSachen, Stempels 
und Gebührenfreiheit derf. III. 643, 

Kirchweihfeſte, Betrieb des Schlächter- und Schanfgewerbes auf 


Klafter maß, bei Holgeinfchlägen in Königl. Forfien. J 300. 
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nfleuer, Befreiung von derf. nah dem 6Oſten Lebens jahre. 
Kaffe 111. 600, f. — Entrichtung derf. nach dem 16ten Lebensjahre. 
111. 600. f. — Verfahren bei Enticheidung der Reflamatıonen 
ga or —— er — — 
enfteuer-Ju ge, von denf. find die Staatsbeamien nicht 
a EL 


Kobalts⸗A ufldfung, gegen Fliegen, darf nicht verfauft werden. 
1.224. 


Kommiffiarien, im Reſſort der General: Kommiffionen‘, ſiehe dieſe 
| und Pe —— N an 
ommunalbeamte, lang und treu gediente, Verbeſſerung derſ. in 
r ihrem Dienfteinfommen. IV. 944. — Berfahren bei Dienf; 
entlaſſung derf. II. 694. 

Rommunalz ıc. fiehe ferner ©emeindes ıc. , 
Kommunifations:Abgaben, Privat-, Befreiung landesherrli— 
cher Beamten von denf. auf Dienfirsifen. III. 545. 
Rompeteng-Konflikte, Erhebung derſ. Seitens der Regierungen. 
, II. 261. — über fireitige Verpflichtung zur Armenpfl. II. 467. 
Konditoreien, beren Geftattung in Beziehung auf Öffentliches Be 

dürfnig und Ausſchank. L 198. 
Konfirmanden=Unterricht, Kontrolle über den regelmäßigen Be 
ſuch deffelben. IE. 302 — TIL. 662—6h4. — polizeiliche An- 
haltung zu demf. IV. 925. — Beruͤckſichtigung bes Sul: 
m. * — III. 664. en j 
onfisfatipnsverfahren, gegen ausgetretene Militairpflichfige u. 
" ' Deferteurs, IV, 1044. > 2 si 
Königsberger Kreis, Frankfurter Regierungsbezirfs, Tandräthliche 
Verwaltung def. unter Affiitenz eines Kommiffarii in Cuͤ— 
ftrin. IV. 657— 800. 
Kontrafte, ſiehe Verträge. © | 
Kontributiong » Überfchüffe und Beſtaͤnde, in ben Kreiskaſſen 
r Kur: und Neumark, Regulativ über deren Berwendung. 


Konzerte, an öffentlichen Orten, deren Einftellung während des Got, 
tesdienfied. L 97, 

Kouriere, allgemeine Anordnungen für deren Beförderung durch die 
Voſtanſtalten. N. 310—330. — Beförderungs » Kojten= Tarif 
für dief. IL. 327. 

Kranke, arme, auferbalb ihres Wohnorts, Kur- und Berpflegungs 
foften für dief. IV. 1028. — deren Seilung in öffentlichen 
Anftalten. L 219. — arme und reifende, deren Behandlung 
in Dannover. IV. 1056, 

Krankheiten, epidemifche und Fontagidfe, in Gefängniffen, Anzeige 
von denf. I. 221. 

Kreisfaffen, Zahlung von Borfchäffen aus denf, III. 566. 

Kreis⸗!Sekretaire, Vollziehung dandräthlicher Verfügungen. durch 
dieſ. L 16, — denſelben fliehen innerhalb des Kreiſes Feine 
Diäten und Reifefoften zu. I. 17. f. — dürfen von den Kreis 
fländen - feine Befoldungszulage oder firirte Nemunerationen 
annehmen. L 19. — Denunztanten» Antheil derf. an Steuer: 

—ſtrafen und SKonfisfaten. I 

KreisfefretairsStellen, Anordn. über deren Befegung. III. 557, 

Kreis ſtaͤnde, aus deren Fonds dürfen den Kreisbeamten Peine Befols 
dungszulagen oder firirte Nenumerat. bewilligt werden. L 19. 
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Kreisffände, Bortl.) — 

—' Diäten zu Funktiouen berfelben gewaͤhl i 
F „gie ir z wv. an. gewaͤhlten bäuerlichen 

reisftändifche Konvente, Zufammenberufung berfelb 

- fätigung Deren Befitäfie. 1, * tung Derfelben und Der 

reisverwaltung, Geitens der Landräthe, Auffielung von Über— 
fichten derf. und Mittheilung derf. in beflimmt it⸗ 
ten auf ben Kreistagen. 11" 539. Rimmien Beitabfhnit 

=: euz — regnen . — — zu demſ. II. 493, 

riegsdenfmünze, deren Verluſt ift mit der Ausſto 

— Sry —— F ar rag at an 

siegsreferviften, beurlaubte, Verpflegung bderf. während der Abs 

Slhung feiner —— 499. — ——— u. 

wieder eingebrachte, Anweiſung der Kartel⸗ u. 

Polen für Diet. IV. 1000, 
KriminalsStrafen, deren Vollirefung in der Rheinprov. IV. 985. 
KriminalsUnterfuhungen, Alimentätions⸗Satz für Subalternen- 

beamte während derf. 11. 269. 

Krugwirthſchaften, in den Dörfern (Dorffräge), befonders Reals 
oder Erbfrüge, find ald Gaftpöfe auf den Dörfern zu betrach 

ten. Ill. 757, 

Kukhenbäcer, Gemerbefteuer derf. IV. 897, 

KultussKoften, deren Aufbringung unter Genehmigung der Regie 

\ rungen. 1. 138, 

Künftler, auf Köntraft Seitens flädtifcher Kommunen Angenommen, 
find nicht Als fHädtifche Beamte zu betrachten. I. 122. — mins 
ar Ableitung der Militairdienfipflicht Seitens derf. 

VO. j 


Kunſtreiter⸗Geſe Ilfchaften, Verbot deren Produktionen an ges 
Tip firchlichen Fefltagen. 11. 401. — Gewerbefieuer derf. 


IV. — 
Kupfer, altes, (Metallbruch), Hauſirhandel mit demf. HI. 769— 773. 
Kurfofen, für erfrantte Arme, außerhalb ihres WBohnorts. IV, 1028, 
— für Irre in Öffentlichen Heilanſtalten, deren Aufbringung. 
IV. 1037. — für Polizeigefangene, während deren Detention, 
eiufbririgung derf. 111. 727, — für Bettler, deren Erftattung. 


Käüſter, welche zugleich Schullehrer find, amtliche Nebengefchäfte ber 
felben. IV. 943. 
BERN f rn — Schulhaͤuſer, Aufbringung der Bau⸗ 


oſten für dieſ. II. 
Kurze, gewerblicher Verkehr mit, denſ. IV. 1009. 


8. 


Landesverweifungen, gerichtlich erfannte, Zransportfoften für des 
sen Ausführung. II. 403, 

Landräthe, Bolliebung der Verfügungen Namens berfelben durch 
die Kreis-Gefretaire. L 16. — Korreſpondenz derf. mit den 
Unterbebörden. L 17. —_denfelben ſtehen innerhalb der Kreiie 
feine Diäten und Reiſekoſten zu. L 17. — follen auf den 
Kreistagen von Zeit zu Zeit lÜberfichten ihrer Verwaltung 
orlegen. III. 539. — denfelben liegt feine Verpflichtung zur 

bernahme fremdartiger Gefchäfte ob. IL > — find für 
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ndräthe, (Fortf.) | 
ad die Revifion von Univerfitätöfaffen nicht geeignet. TI. 267. — 


als Dbmänner bei dem ſchiedsrichterlichen Verfahren, Deren 
Stellvertretung. L 79, , 

gandratbsämter, Berbältniffe der in denfelben arbeitenden Privat; 
Schreiber und Erpedienten. III. 558. 559. — Militair⸗Inva⸗ 
liden dazu zu wählen, liegt feine Verpflichtung ob. III. 559, 
— im Königsberger Kreife, Frankfurter Regierungsbegirfe, 
deffen —— unter Aſſiſtenz eines Kommiffarii in @is 
firin. IV. 857 - 860. 


8. 463 und 464. (Leichentransporte.) III. 725.— THLI. 
it. 11. 8. 636. (Darlebne au ben Vermögen milder Stif: 


638. 661. — Kit. 12. $. 37. (Schulhaus- Bauten auf dem 
Sande) I. 346. — Tıt. 17. $. 8. 10. 11. 61. u. 75. (Hut 
Abung der Polizeigerichtsbarfeit.) III. 704. — Tit. 19. $. 41 
(Darlehne aus dem Vermögen milder Stiftungen :c.) IV. 
1026, — Tit. 20. $. 760. (Strafen für Vernachlaͤſſigung von 
Fuhrwerken auf Ehauffeen:) IV. 1013. — Tit. 20. 8. $. 1264. 
und 1265: 1384. ff. ( WVerfälfhung von Regitimationd « Dos 
Zumenten.) II 399. f. — Zit. W. $. 1297. c. (ſchriftßel⸗ 
erifche Werke.) J. 157. 159. — Anbang. 8. 62. (Ehen mit 
unebelichen Stieftindern) wird aufgehoben. II. 351. 

Landtage, Kommunal:, Abfaffung und Einreichung deren Anträge in 

orm von conclusis. IV. 959. 

Landtags: Abfhiede, deren Befanntmachung durch die Amtsblät. 
ter. IV. 845. — ſechs ter, für die Provinziallände der Marf 
Brandenburg und der Niederlaufig, v. 14. Oftbr. 188. 
L 37—242. — ſechster, für. die Provingial fände von 
Pommern uud Rügen, v. 7. Oktbr. 1838. I. 243. — ſechs⸗ 
2 r F — eg = 28, Dftbr. 1838. — 

—515. — fünfter, für die Provinzialllände Schls» 
Sant un 7 v. u reg ae 7 * ——— 
andwehr- Charge, ere, fommt bei dem Gehaltszwoͤlftelab 
im Eivildienfte nicht in Betracht. IV. 802. — 

Landwehrmänner, Verpflegung derſelben während der Abbägung 
Feiner Disziplinaritrafen. IL. 499. — ausgetretene und wieder 
ein brachte, Anweiſung der Kartel: u. Verpflegungsfoften für 


dief. IV. ’ 

Landwehr⸗Offiziere, beurlaubte, portofreie Beförderung der Ein 
fulare an dief. IV. 906. — zugleich Eivilbeamte, Anzeigen ba 
den Militairbehörden, wenn foldhe wegen Unwürdigkeit aus 
dem Eivildienfte entlaffen werden. IV. 869. — entlaffene, ba 

. ben als folche feinen Anfpruch auf Verforgung im Eivil. LI. 265. 
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ide ander — zu denſ. II. 

. — monatliche eintägige, deren Wiedereinfuͤhrun 

Bezirk des 7ten sort. L 233. faleaag in dem 

Landwehr: bungspferde, — der Koͤnigl. Domainen zu 
deren Geflellungs » Koften. I. 234. — die Staatsforften find 
dagegen dazu nicht beitragspflichtig. I, 234, 


gandwirtbidaftlice ar iffe, deren Auffauf und Eintaufch 


gegen Waaren. I 

Sandibftthfhaftlice Vereine, Aufnahme gemeinnügiger Bes 
Fanntmachungen derf. in die Umtsblätter. 1.14. 

en teuer Spread, Unterricht in derf. in höher £ Bürgerfchulen. 

— Yrüfung der Abiturienten in derf. 1. 107. 

Laubf Mr Ausübung deffelben in Königl. und Gemeinde Bal 
dungen. IV. 884, 

Raudemien, Firirung und Abloͤſung derf. II. 336. 

Zebensrettungen, bei a a ꝛc., Belohnung der Medizinal: 
perfonen für folche. L 22 

Bebensusrfiherunges Ösfelifhaften, ausländifche, Zulaffung 
von Agenturen für dief. Bu Inlande- 1. 147. — Koͤnjeſſions⸗ 
Ausfertigungen für dief. L 147. — Berlinifche, gedeihliche 
— derſ. II. 395. — Stuttgarter und Londoner. 


Lederwaaren, Hauſirhandel mit denſ. IT. 439. 
Legitimation 8:Dofumente ‚ gerichtliches Verfabhren wegen Ber 
ftrafung Verfaͤlſchung. Cirk. Reffr. v. 7. Juni 1838.— 


gegitimätion 9 heine, sum, a im Grängbegirke, Aus: 
fertigungs» Gebühren für dief. H. 
Lehmf gl nr ächer, in wie fern folge "Trgelaffen werben Fönnen. 


Lehnſchulden, te Tr von Ablöfungs-Kapitalien zu deren Aus⸗ 
zahlun 
Lehramt, hoͤheres, eng für baffelbe. L 101. 
Lehrburfchen, poligeiliches nee in Differenzien zwiſchen benf. 
und ihren Meiftern. IV. 993. f. 
Lehrer, De — zur allgem. Wittwenkaſſe. L 3. — ſiehe auch 


rer. 
Zeichen, eins rücffälliger Sträflinge, Ablieferung derſ. an die 
Anatomie. L 185. 
Leihentransporte, ‚polizeiliche Legitimation für dieſ. und Verfah⸗ 
ren bei denſ. IH, 725. 
ZNanen e, — gerichtliche Bekanntmachung derſ. durch die 
mts 


Leinweber, Gewerbeſteuer derſ. IV. 898. 

Lichte, bleiben vom Hauſirbandel ausgefihloffen. 111. 774, 

Liebetrutf ch e ot ift, über das Branntweintrinfen, deren Werbreis 
1 


tung. 
Lieder, gedruckte, mit . darf fein Haufirh. geftattet werben. L 160. 
Lizitationsverbandlungen, Ötempelgebrauch zu denf. III. 604, 
Lohnfu v r⸗ — be, von derf. find Militair-Vorſpannfuhren befreit. 


Boönfußr. Kontraventionen, wiederholte, Kontrolle derf. wegen 
Berfchärfung der Strafen für dief. II. 606, 
Londoner ei ee N a Zuläffigfeit von Agens 
turen fuͤr dieſ. im Inlande. J. 148. 
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Lumpenfammler, Gewerbefeuer berf. II. 437 — IV. 898, 
Lufibarfeiten, Öffentliche, deren Einftellung an gewiffen firchlichen Feſita⸗ 
gen. I. 97. — Verbot derf. während der Charwoche. Il. 401. 


M. 


Magifträte, Wollziehung der amtlichen Ausfertigungen bei denf. II 
365. — follen unter ihrer Firma polizeil. Verordn. u. Straf: 
refolute abfaſſen. III. 705. — Bearbeitung fefreter und hoͤhe⸗ 
rer ficherheitspoligeilichen Sachen bei denf. J. 143. — GStels 
lung derfelben zu den einzelnen fädtifchen Deputationen. L 
113—116. — WVerhältniffe derf. zu den Stadtverordnneten. L 
116. 117. — ee” der bei denf. auffommenden Polis 
zei-Sporteln. L 144. — Einlegung des Rechtsmittels der Agr 

ravation durch dief. IL. 367. — in großen Städten, Befol- 
ungen für deren Subalternen. III. 
Magifiratsbeamte, Diäten und Neifefoften für dief. TIL 673, 

Magifiratsperfonen, (Magiftratsmitglieder), Beflimmung deren 
ahl. L 125. — deren Wahl ohne Anwefenheit fremder Pers 
onen. III. 676, — Beſtaͤtigung deren Wahl Seitens der 
Regierungen. III. 668. — deren Unftellung auf Lebenszeit. L 
117. — befoldete,, Übernahme von Nebenämtern itens 
derſ. L 124. — dürfen feine Feuerverſicherungs-Agenturen 

übernehmen. III. 749, 
MandatarieneGebühren, deren Zahlung aus Staatsfaffen. L 
32, — deren Aufbringung Seitens der Warteien im Reſſort 
der ÖeneralsKommiffionen. L 74. — — des fis⸗ 
kaliſchen Anwalts, in Steuer⸗Kontrav. und Strafſachen, des 

ren Anweiſ. IV. 896. 

Manquementsgelder, fönnen nur den Kaffirern bedeutender Kafı 
fen bewilligt werden. L 31. 

Marionettenfpieler, polizeiliche Beauffichtigung des Gemerbebe 
triebes derf. III. 703, 

Marketendereien, —2 derſelben in Kaſernen. II, 428, 

Marftverfehr, deffen Einitellung an Sonns und Feſttagen. L 98, 

Märfche, ſiehe Truppenmaͤrſche. 

Martini-Marktpreiſe, wegen der nach denſelben zu ermittelnden 
Renten bei Geneinheitstheilungen, Ablöfungen ıc I, 76. 

MafhinendbausWerffiätten, deren Anlegung. III. 791. 

Mechanifer, deren Gewerbebetrieb ift nicht von einer befondern polis 

eilichen Erlaubniß abhängig. II. 423. 
Med iatfädte, Auffiellung von Statuten für dief, L 132. 
Medizinalbeamte, Kreis-, Diäten» und Zuhrfoflen: Liquidation 
, . berf. III. 796. 
a —— nen, deren Unterſuchung und Beſtra⸗ 


fung. Il. 475. 
Medi sinalperf onen, Belohnung derf. für Wiederbelebungsverfuche 
von Sceintodten ıc. L 220. 
de Zebiitaifl zu ihren Gefellen und Lehrburfchen. IV. 
Meffing, altes (Metallbruch), Haufirbandel mit demf. TIL 769—773. 
Metallurgifche Gefellfchaft, zu Stolberg, deren Bildung und 


i ‚ Beftätigung. IL 307. 
Militair, einquartirtes, Verabreichung von Handtuͤchern an daff. TIL. 825. 
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Militair-Armen⸗Unterſtützungs⸗Fondé, aus demf. kann Fein 
ie rei gewährt sun L — 

Militair-Arzte un irurgen, Ausübung der Civilpraxis Geis 
ten derf. III. 295. e en 

Militairs Bauten, Lieferungen, deren Ausbietungen durch die 
Amtsblätter. L 12. f 

Militair:Dienfauszeichnung, deren Verluft iſt mit der Aus 
ſtoßung aus dem Goldatenflande verfnüpft. II. 501. 

Militairdienfpflicht, deren Ableiſtung Seitens der Stubdirenden, 
Gymnaflaften, Künfiler, Handlungelehrlinge ıc. II. 495 — 497. 
— desgl. Geitens_der in Geminarien ausgebildeten Schuls 

amts⸗Kandidaten. II. 497. — deren Ableitung Seitens der 
Eivil-Supernumerarien. III. 548 — IV. 851. — desgl. Seis 
tens der nach fremden Welttheilen fahrenden Schiffsmann⸗ 
fhaften. II. 822. 

MilitairsErfag-Kommiffionen, Quartier: Verabreibung an bes 
ren Militair-Mitglieder. I. 226. — Kreig-, Didtenbewilligung 

| für deren Mitglieder aus dem Muflifalitande. IV, 961. 

Militairs Erfagmannfchaften, deren Begleitung nach dem 
Berfammlungsorte, Beauflichtigung und Einquartirung derf. 
1. 229, — bei denf. follen der Artillerie Feine verſtümmelte 
Leute mehr Überwiefen werden. IV, 1011. 

MilitairsSreimillige, ebemalige, aus den Feldzügen von 184}, 
Civil: Verforgungsanfprüche derf. L 4. — 11.264. — baben 
‚auf Unfielung Anfprüche, wenn fie fich auch nicht ſelbſt equie 
pirt batten. IV. Bil. 

SUIHLEI Sm auf Ein Fahr, deren Zulaffurg, Equis 
pirung und Werpflogung. II. 227. — deosal als Thier⸗ 
ärzte. III. 819. -— auf drei Jahre, Zeitpunft des Anmeldens 
als folche. IV. 1058— 1040. — deren Unnabme obne will: 
fürlibe Beſchraͤnkung. L 227—229. — bei den Truppentheis 

len des Gardeforps. III. 520. 

Militair:-Gnadengehbalt, Kompetenz beffelben. III. 553. — für 
Invaliden der fombinirten Referve-Bataillone und Halbinvas 
liden:©eftionen. II. 492. — deffen Gewährung obne Dürf: 
tigfeits:Befcheinigung. IV. 879, — Anordnungen zur Verhuͤ⸗ 
tung von Überhebungen bei demf. Cirk. Verf. v. 27. Desbr. 
1838, — II. 567. — über den Verluſt deffelben foll richter: 
liher Ausſpruch erfolgen. III. 555. — IV. 853. — deſſen 
Einziehung oder Belaffung in Eivilämtern. 16. — 11. 281. 
292. — Beruͤckſichtigung deffelben bei den als Privatfchreiber 
in den landräthl. Büreaus arbeitenden Militair-Invaliden. 
III. 560, — der zur Be eejor km Berne Oberjäger 
und Zäger, Kontrolle deifelben. IV, — Miedergewäß: 
rung defl. aus Giviifonde, beim MWiederausfcheiden aus Civil: 
Amtern. III. 552, — in welchen Fällen ſolches wiederum aus 
dem Militaire Penfionsfonds gewährt wird. 1.5.6. — II, 
555. — IV. 853. 


MilitairsPenfionairs, ald Bürgermeifter im Civil verforgt, de: 
ren Berbältniffe. I. 119. — verfiorbene, Bewilligung des 
Gnadenmonatsbetragd für deren Dinterbliebene. II. 501. 

MilitairePenfionen, deren Belaffung in Eivilämtern. L 119. 

mus]: rfonen, Dispenfationen zu Haustrauungen für dief. L 

— verfiorbene, Begräbnißfoften für dief. außerhalb ihres 
Garnifonortes. J 55, 
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Militairpflichtige, aus fremden — irken, deren Logßi⸗ 
—* in den Looſungsliſten. 1. 230. f. — landraͤthliche Mit⸗ 
theilungen über dieſ. III. 821. 822. — wandernde Handwerks⸗ 
— Verfahren gegen dieſ. L 232. — moraliſch unmürs 
ige, Ableitung der Militairdienftpfliht Seitens derf. IV. 
1042. — zum zweiten Male bdefertirte, nochmaliger Erfag 
derf. III. 823, — — en Konfiskations⸗ 
verfahren gegen dieſ. IV. 1044. — Nachweis über das kon⸗ 
figzirte Vermögen derf. IV. 1044. — verſtorbene, Ausferti⸗ 
gung von Todtenſcheinen von denſ. IV. 926 
un r — Pruͤfung der als ſolche anzuſtellenden Geiſili⸗ 


on. III. 
Militair-Öträflinge, in Civilanſtalten, Immediat-Berichterſtat⸗ 
tungen über deren Fuͤhrung. I. 184. 
MilitairsBerpflegung, auf Märfchen, Duittungs:Formulare der 
7 Drtöbehörben über deren Verabreichung. L 2335. — Ausſtel⸗ 
lung der Duittungen über Mundverpflegungsfoften Seitens 
‚.., „ber Stellvertreter der Ortsvorſteher. L, 235. 
MilitairsWartegelder, deren Belaffung in, Civilämtern. 1.119. f. 
— Anordnungen zur Verhütung von Überbebungen bei denf. 
Cirk. Reffr. v. 27, Dezbr. 1838. — II. 567. — die Zeit dis 
ren Bezuges fommt bei der Berechnung der Dienflgeit der 
Ciuvilbeamten nicht in Betracht. IV. 852. 
Minderjährige, (Unmündige), deren Detention in Befferungs-Ans 
ftalten. IV. 980. 


Minifterial-Kommiffion, Anfragen bei derf. vor den Anftelun: 
gen der Geiſtl. und Lehrer. II, 344. 
Mobiliar Kenerverficherumgen, Seitens der Geifllichen, Pfar⸗ 
rer, Kuͤſter und Schullehrer. J. 190. — in Preußen, Werk 
vom Hofr. Brüggemann. L 255. — ber Waarenbefiände 
der Kaufleute. III. 419. 
Mobiliar: Feuerverficherungs-Sozietäten, erflubirte, dürs 
fen auch feine Konzeffionen gu Immobiliar:Berfiherungen er: 
halten. I. 193. — Mittheilung der Unterfuch. Verhandl. über 
Brände, an deren Agenten. I, 186. — Zuläffigfeit der Ham⸗ 
burger Affefuranz-Kompagnie. 11. 422. — Auflöfung der uns 
ter dem Namen: West of Scottland ꝛc. befiandenen. L 18. 
— f. auch Feuer: Sozirtäten. 
Monita, fiebe Rechnungs-Monita. u: 
ofel-Shifffahrt, Unordn.. für bief. IT. 455. 
Mühlen: Anlagen, zur Bercitung von Mebl und Schroot, 
. nur diefe find den Befäränfungen in Beziehung auf öffent: 
liches Beduͤrfniß unterworfen. IV. 1002, u. 1003, — Beband- 
lung der von Grunbdbefißern gegen diefelben in verfchiedenen 
Nücfichten angebrachten Widerfpräche, III. 755. — Verbeſſe⸗ 
rungen in den. und Vermehrung der Mablgänge. 1. 196. — 
Veränderung von S 0blpreſſen in .. e für Mehl und 
Schropt. I, 197. — auf den eigenen Bedarf befchränft, firafs 
bare Übertretung der dafuͤr ertbeilten Kongeffionen. III. 754, 
Müniter, Flirſtenthum, Feuer:Sozietätsverbältniffe in demf. L 192, 
Mufifgefellfbaften und deren Mitglieder, umberziebende, Ber 
fhränfung der Gemerbefhein « Ertheilung für dief. IV. 1003. 
— Verfonen unter 12 Jahren follen überhaupt nicht, u. Per⸗ 
fonen unter 20 Fahren nur ausnahmeweife zugelaffen werden. 
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B fe Ufhaften, (Fort. 
Mufi sei nk — derſ. IT. 438, — aus dia Naſ⸗ 
fouifähen, beren Betrieb in den Örärzorten. IV. 1005, 
Mußerknloriser, in wie fern ſolche das — gewinnen 


e 
* 


N. 


— und Nachbildungen von Werken der Kunſt, poli — 
und — ung gegen dief. Cirk. Reſkr. v 2 
r$ _ 
Nahtwachtdienfte, ve “i von Dorffchulgen und G 
r demitgliedern. IV, 962. vos * Er TR me 
Nadtmädte r, Aufbringung der Gehälter für dief. Seitens ber Ges 
meh den und der Einwohner zerfireuf liegender Etabliffements, 


I. 695. 
Naffau, —2 Zugſne * — ——— aus demſ. zum Mu⸗ 
ſikmachen in den Graͤ 1005. 
a u Fir , Teig erluf Mn mit der run aus 
dem Soldatenftande verfnäpft. IL 501. — Werbältniffe ber 
mit Wiederverleihung derf. begnadigten Bürger. III. 678, 
Naturaldi I nt — ——— in Staͤdten und Verrichtung 
erſ. fuͤr Lohn 
Naturaliſations-Patente der Juden, ſiebhe letzt. 
Vebenawien deren uͤbernahme Seitens befoldeter Magifiratsperfor 


nen 

Niederlande, Königreich, Papverhältniffe mit demf. IM. 719—721, 

Niederlaffungen, Finnen auch befiraften Werbrechern nirgend6 
verwehrt werden. II. 682. — von Ausländern in den Dieffeis 
tigen Staaten. I, 27. — III. 561. — dabei fönnen bie für 
ann angenommenen Grundfäße wg in Anwendung foms 

. 1, 27. — im Wege der Adoption. I. 28, 
Motate, fi + ehe Rechnungs: Monita. & 


O. 


Oberb a mt, für A Brandenburg s Preußifchen _ beffen 
un 
Oberbärgermeißer, Penfionsbewilligungen für dief. J. 
Ober — ſiebe tsverhaͤltniſſe. 
Oberfoͤrſter, Probearbeiten zu deren Eramıen. I. 42. — WRüdfens 
or — Erempl. der aͤltern Dienſtinſtruktion für 
ie 
Dberlebhrer, eis dieſes Prädifats auf Gymnaſien. T. 103. 
Dber-Rehnungsfammer, zur ., Berfahren bei Erledigung 
deren Notaten und Monita, 1. 34. 
Dhfen, Aufnahme derf. in die ſtatiſtiſchen Tabellen. II. 340. 
Dffiziere, entlaffene, Fönnen obne ausdrückliche Beilegung "eines Ders 
ſorgungs⸗Anſpruchs im Civil nicht angeftellt werden. FI. 26%. 
Sfonomie: Kommiffarien, — deren firirten Diäten. 
1. 332. — deren Pferbe find von der Geſtellung zum Vor⸗ 
St —— Y ‚Seit ! deren Verpältn d 
onomie⸗Kommifſions⸗Ge— en, deren un 
Diaͤten. I. 332, 333. er iſſe 
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Orden, Rn Verluſt bei der Ausflofung aus. dem Goldatenftande. 


Ördnungsftrafen, deren Feſtſetzung iſt fempelfrei. IIL 549, — 

ee Mogiliräte, deren Einiibung iu den Despalk, befkes 
henden Fonde. L 18. — deren Verhängung gegen renitente 
Stadtverordniten. III. 674. 

Drtshronifen, Anordnungen {fr deren Einführung im Muͤnſter⸗ 
fchen Regierungsbezirke. Hl: 695-700. 

Orts vog eberã mt deſſen Übernahme von Kolonatsbeſitzern. KV. 


SÖſterrei ch, Raiferflaat; Pagv:rfahren gegen wandernde Handwerks⸗ 
geſellen aus demf. L 176. ff. 


Papiere, bunte, Vermeidung giftiger Farbefubflangen zu benf. II. 478 
—481. — deren Gebrauch; wırd befonders in Apothefen ver: 
boten. IT. 479,480. — ſ. auch Fliegenpapier. 
m peln, Bepflanzung von en mit denf. II. 301. 
arochialsVerbältniffe, in Beziehung auf Filial-Rirchen in ans 
ränzenden Regierungsbezirfen. III. 633, — fireitige, Zuläfe 
| ‚tigkeit des Mechtömeges ruͤckſichtlich derf. II. 344. 
Parzelirungen, flädtifcher und ländlicher Grundftüde, Verfahren 
bei denf. in Beziehung auf fpäterhin vorzunehmende Bauten. 
| II. 616—619. — Bertheilung der Steuern und Gemeinde— 
Iaften bei denf. I, 83. | 
Däffe, Befirafung deren Verfälfchung. TI. 399. f. — der im Aus 
| lande fich aufbaltenden Preuß. Unterthanen, deren Berlän 
erung oder Erneuerung. L 167. — Abſtellung des Mif- 
rauchs, auf fogenannte halbe Zaire nah Nom zu gelans 
gen. L 181. — von fremden Gefandten in Berlin für Nas 
tıonalen nach dem Auslande ausgeftellt, deren Viſirung. 1 
168. — für ſtudirende Ausländer, zu Reifen in die diefjeiti- 
en Staaten. 1. 169. — abgelaufene, deren Prolongation u. 
Viſirung. L 166. — verlorne, deren Befänntmahung durch 
die Amtsblätter. L 14. — II, 543. — aus und nad ein- 
zelnen Staaten, f. diefe, ald Niederlande, Hiterreich, Polen ꝛc. 
Papformulare, geflempelte, deren Verabfolgung in halben Buchen 
. am die Polizeibebörden. L. 163. 
Paßgebühren, deren Verwendung und Verrechnung. L 164— 166. 
— für Ein: und Ausgangspäffe der Perfonen niedern Stans 
J des, deren Ermäßigung auf 23 Sgr., excl Stempel. 1. 166. 
Bauens f Entziebung des Ehrenrechts deſſelben wegen Vergehen. 
Denjionen, Zufhüfie aus denf. zu Befoldungen. IV. 861. — Felifiel- 
lung der zuläffigen gerichtlichen Abzüge von denf. IV, 863, — für 
Obirbürgerm. L 120.— für Bürgerm. L 121. — II, 671, — 
für proviforifch angefellte Bürgermeifter. IV. 949. — für 
nicht wieder gewählte Mädtifche Beamte nur auf die der Kom⸗ 
mune geleiſtete Dienftzeit. L 121. — für die auf Lebenszeit 
gewählten Kämmerer. IE 368 — für fädtifche Schullehrer, 
deren Aufbringung durch Beiträge der Iegtern. I. 106. 
Benfionsbeiträge, Gehalts roölftslabgug für dief. in Beziehung 
auf frühere Militair » Charge. IV. — das Landwehrver⸗ 
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verſlen 34 ide Mititairpflicht kommt d 
iß und die geſetzli ilitair ommt ini 
in Betracht. IV. 862. i ca 
Pfarrbauten, fatholifche, Aufbringung der Koſten zu denſ. IV. 938, 
Pfarreien, Bilial, in a raue egierungsbezirfen, deren Bes 

es: 111. 631 

n 

ns, 
uf arr:Bafanzen, Nemuneration der Amtsvertreter bei denſ. III. 641. 
9 


efferküſchher, Gewerbeſteuer derſ. IV. 897, 


che, deren Veraͤußerung in der Rheinprovinz. J. 90. 


erdebef: häler, Privat, angeföhrte, deren Befanntmachun 
‚di die Amtsblaͤtter. III, 548. Sung durch 
Pferdediebſtaͤhle, Anordnungen zu deren Verhinderung. II, 514. 
Pionier biheliungen, zuns junger Leute bei- denf. behufs 
weiterer Beförderung im Sngenieurforps. III. 814 -819. 
Polen, Koͤnigreich, Ausfertigung von Reiſe-Legitimationsſcheinen für 
F rn nn * n _ ——— von 
en, in Stelle der letztern. J — Pabßverfahren 
gen Juden aus demf. I. 180.: di a 
PolizeisAtteite, zum Gewerbebetriebe im Umherziehen, für früher 
war befirafte, aber fpäter fich gut geführte Perfonen. I. 208, 
— Beflrafung deren Berfälfchung. II. 399. | 
Dolizeibehörden, Kompetenz derſ. in Forfipoligeis Rontraventiong, 
und Straf:Saden. L 58. — follen ihre Nachforfchungen 
fortfegen, wenn auch von denf. die verbafteten Verbrecher fhon 
den Gerichten überliefert find. II. 402. 
Poligeidiener, fädtifche, deren Befoldung ohne — der früs 
ber mit den Städten verbundenen Landgemeinden. II, 371. — 
3 derf. in den Bürgermeiftereien der Rheinprovinz. 


olizeisDifirifts-Kommiffarien, in ber Provinz Pofen 
2 e ver he : Pu J ʒ Pofen, ſiebe 
olizeiaefangene, Aufbringung der Kurkoſten für dieſ. 
a: Hide Betention. II. —* ſ. wahrend 
Polizeigericht sbarkeit, deren Ausuͤbung. II. 704 
Polizeifommiffarien, in Berlin, deren Mitwirkung bei dem ges 
richtlichen Verfahren in Sterbefällen. IV. 968, 
PoligeisKontraventiond: u Straf-Sachen, Kompetenz ber 
Lokal⸗Polizeibehoͤrden in denf. 1.194. — Vertretung der Dienft- 
boten in denf. durch die Derrfhaften. L 161. — Regiſter-Füuͤh⸗ 
zung über dief. in der Nheinprovinz. II. 393. — in denf. fins 
den weder außerordentliche Strafen noch vorläufige Freifpres 
chungen flatt. IL. 394. — II, 707. — Koftentragung bei 
Freifprechungen in denf. I. 394, — IH. 708. 
De Vereidung der Zeugen in benf. 


Polizeil 


Polizei-Sportuhn, deren Verwendung bei den Magiſtraͤten. L 144 

Holiseirafen, fiehe Strafen. gr Ä ' 

Polizei⸗Strafgelder, für Nichtausweichen vor den Poſten, deren 

| Verwendung in der Rheinprovinz. IV. 1010, — f. auch Gelds 

ſtrafen und Denungianten-Antpheile. 

Polizei-Strafrefolute, follen in den Städten unter der Firma 
der Magifiräte erlaffen werden. III. 705. Ä 


olizeisBerfägungen, gegen diefe find i 
A nn 


02 | | 
Polize — eben, Unterſcheidung derſ. von begangenen Verbrechen. 


oli —— — ſollen in den Städten unter der Firma 

* 5 x —— —— ya 1 N. er — mit ma 
ung verbunden, deren Erlaß und Befanntmacu itens 
der Drtsbehörden. 11. 392. ang Seiten 

Polizei-Verwaltung, Vereidung der in derſ. zu fubflitnirenden 
de durch die Guts⸗ und Gerichtsherren. III. 705. 
— ftädtifche, unter der Firma der Magifträte. III. 705. — 
in den Städten, in Peaiebüing auf fefrete und pöbere fü fichers 
beitspolizeiliche Angel. 

Volniſche Druckſchriften, * — erſchienen, deren Debit 
im Inlande. III, 717. 

a Sroving, feh fechöter, „ganbtagsahfeieb für deren Stände, vom 


Dorteönde, jet De r% —8* chtsbeamte in. den Straf⸗ und Beſſ.⸗ 


Porto, Yusgteichungen in —— bei demſ. J. 69. 

Nortof rn = en deren u und Ron: 
frolfe. IL. 314. — für die Oſtpreuß. en ozietäten. 
11. 330. — eh die Koͤnigl. Strafarbeits » Anftalten ıc. IL. 
606. 733. — fieht den Armen:Direftionen nicht zu. — or 
— der Cirfulare on beurlaubte Eandıpebr Offiziere. IV 
— für An und Abmeldungen der Landwehrmänner und Re 
ferviften. J. 71. — für den Kunfts und Gewerbe: * für 
den landwirtbfchaftl. Verein zu Königsberg. II. 314. — 111.605. 
— für den Viehrucht-Verein in der Provinz ——— U, 313. 
— für den enfomologifchen Berein in Stettin. IV. 907. — 
für den Waldfonfervationd » Verein in Naumburg a. ©. IV. 
on nn für den Apotbefers Verein im nördlichen Deutſch⸗ 
an 

YorseltanWiederlagen, Königl., Nichtgewinnun des Bürger: 
rechts für dieſ. — —— * ei denſ. ange⸗ 
ſtellten tale zu Gemeinde-Abgaben. 376. 

Porzella w — ren, auswaͤrtiger Verkauf derſ. bar Verfleigerung. 


— Verbeſſerungen der 
baͤuerlichen —5 in derf. durch Ausſetzung von Präs 
mien. III. 620. 

Poſtbeamte, Beförderung von Zeitungen und Zeitfchriften durch dief. 
gegen Rabatt. II. 315. — Franke, Rabattbewilligung bei Ars 
zeneilieferungen für dief. J. 223. 

Poſten, Verwendung der Geldftrafen für Ni fausweichen vor denf. 
in der Rbeinprovinz, H — Berhütung von Ungluͤcks⸗ 


fällen durch dief. IV 

Yon. Erpeditione.@ehlifen, genanere Prüfung deren Qualifi⸗ 
ation. I 

Poh-Freipäffe, Benutung der Perfonenpoften auf ſolche. I. 68. 

oflsRontraventionen, mie derbolke, —— derſ. wegen Ver⸗ 

ſchaͤrfung der en für dief. 1 

Pof- :Kourss Buͤreau, Königl., Aber eines befondern Blatts 
fir die Mittheilungen aus demf. IV. 907. 

Dofreifende, Nachſendung des von denf. vergeffenen Reiſegepaͤcks. J. 


Dofen, Drevinn eangelithe 8 Kirchen» Vifitationd » Ordnung für dief. 
ai 
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oftreifende, (Bortf.) | a o 
u 69. — Ausgleichung: mit denſ. in Scheidemänge bei zu leis 
fienden Zahlungen. L 
Poftverwaltung, Aufhebung der unfern Privatdienfifiellen bei der 

behufs der Verforgung von Militair-Invaliden in.denf. L 1 
PofsVorlegepferde, dürfen Reifenden, mit eigenen oder Lohn⸗ 
pferden, nicht gewährt werden. I. 70. 
Polzwangsgefege, ren Ausführung im Verkehr mit dem Auds 
fande. II. 314. 


Prediger, (Pfarrer), Stempelpflichtigkeit der Auseinanderfeßungs:Bers 
— handlungen unter denf. IH. 640. — ſiehe auch Geifiähe 
Breußen, Provinz, 6ter Landtagsabfchied für deren Stände, vom 

28, Dftbr. 1838. — 11. 503—515. 
Privatdienſte, Verbältniffe der in ſolche tretenden Perfonen. I. 160. 
Probedienfi, Anftellung auf foldhen in ſtaͤdtiſchen Unterbeamten⸗ 

Stellen. I. 126. 5: | 

De ſiehe Verhandlungen. J 
rovingial-Bebdrden, Verfahren bei Beſchwerden uͤber deren 
adminiſtrative Verfügungen. III 544. — f. auch Regierungen. 
Prozefſe, Aber Bauerlehne in der Altmark anbängig, deren Siſti⸗ 
rung. L 77. 241. — f. auch Infinuationen. j 
Prozeffoften, deren Zahlung für den Fiskus aus Staatskaſſen. 


Prüfungen, der Oberförfter. 1. 42. — der Bürgermeifter in kleinen 

Städten. II. 669. — ber Geifilichen als Militairprediger. 

111, 639. — der Kandidaten der Theologie. 1. A. — der Kans 

didaten des hoͤhern Schulamts. TIL. 59. — der Rılis 

ionslehrer an katholiſchen Gymnaſien. III, 651. — der Baus 
yräfunge-Zeugniffe, für Randibäten dis. höbern Sdu 

Präüfungs-Zeugniſſe, Für Kandidaten De ern ulamts, 

Stempels und Gebühren-Entrichtung für dieſ. II, 652—654. 


Q. | 
Duartie hd Traturaks, deffen Verabreihung an die Militair-Mitglieder 
| e 


t Erſatz · Kommiſſionen. 1. 226. — desgl. für ſchon ausge: 
wählte und zur Einfiellung überwiefene Erfagmannfchaften. 


L 230. 

Duittungen, Über Dienſtaufwands⸗ und Fouragegelder, deren Aus 
‚ dellung, IH. 566. — über Penfionen aus der allgem. Witt 
wenfaffe, Stempelverbrauch zu denf. III. 570. — der Orts⸗ 
behoͤrden üb. verabreichte Marfchverpflegung, Formular ⸗ Druck⸗ 
koſten für dieſ. L 235. — über Vorſpann⸗ und Mundverpfle⸗ 
ungskoſten, deren zn von den Ötellvertretern ber 

uͤrgermeiſter und Schöffen. 1. 235. _ e 


. R. 


Radfelgen, breite, deren Einfährung in Baiern. III. 835. 
Raupen, deren Vertilgung in Forſten und Waldungen, durch Auf: 
j bietung von Kreishülfe. II. 304. 

Rechnun I onita der Königl. Ober Rechnungs » Kammer, deren 
Erledigung. L 34. — gegen Rendanten Öffentlicher Kaflen, 
in wie weit darüber der Rechtsweg zuläffig iſt. II. 263. 

Nechtömittel, im Reſſort der Generals Kommiflionen, Belehrung 
der Parteien darüber. IV. 915. — in fisfalifchen Unterfuchuns 

» 
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Rechtsmittel, (Zortf.) | | . i 
gen wegen Gteuervergeben. IV. 894. — f. auch Yggravas 
tiond:Rechtömittel. 
Mechtsverfahren, (gerichtliches Verfahren, Rechtsweg), in Ber- 
mögensverwaltungs-Angel. der Regierungen u. der denf. un: 
tergeordneten Behörden. 11. 259-263. — in mie weit fol: 
ches gegen Polizei: Derfügungen unftattbaft ifl. EV. 967, — 
Aber Rechnungs · Monita. II. 263. — in Defekt⸗Sachen der 
Nendanten öffentlicher Kaffen. II 261-263. — Zuläffigkeit 
deffelben uͤber flreitige Warochial s Berhältniffe. II. 344. — in 
Nahdruds= und Nahbildungs »Ungel. II. 397. — über die 
Anfprüce einzelner Individuen an das flädfifche Buͤrgerver⸗ 
mögen und bdeffen Nußungen. III. 679. — in wie fern fols 
ches bei Widerfprüchen gegen Mühlenanlagen zuläffig if. II. 
— wegen Verfälfhung von Legitimationdg-Dofumenten. 
11. 399. f. — wegen Anmaßung ded Adels oder höherer Stus 
en beffelben. II. 398. 
MeferendariatssErnennungen, bei den Juflisbehörden, deren 
Aufnahme in die Amtsblätter. III. 542. 
Meferendarien, find bei der allgem. ey nicht rezepfionds 
fäpig. III. 549. — fiehe auch Regierungs-Referendarien. 
Regierungen, Stimmrecht der Affefforen in deren Plenar⸗Verſamm⸗ 
lungen. L 1. — formelle Vollziehung von — ——— 
Urkunden, Vollmachten ꝛc. Seitens derſ. II. 335 — HI. 541. 
— Geſchaͤftsſtyl zwiſchen denſelben und den Juſtiz⸗Unterbehoͤr⸗ 
den. II. 257. — Reſſort derſelben in Vermoͤgensverwaltungs⸗ 
Angel. des Fiskus und der ihnen untergeordneten moralifchen 
Derfonen. II. 259. ff. — Erhebung des Kompetenz:Konflifts 
Seitens derf. II. 261. — follen von allen neuen Einrichtuns 
| gen Anzeige machen. III. 538. — Berfahren bei Befcbwerden 
ber deren abminiftrative Verfügungen. IIL 544. — Abtbeis 
lungs:Reffort bei denf. für die Negulirung eine® Interimittici 
in Domainenz, Forſt- und Firchlihen Bau⸗Sachen. IV. 1019, 
— Beftätigung der Magiftratswahlen Geitens derf. IH. 668. 
— Einlegung ded Nechtsmitteld der Aggravation durch dieſ. 
für die Magifträte. II. 367. — find befugt, gegen renifente 
Stadtverordneten DOrdnungsfirafen zu verbängen. III. 674. 
— Feſtſtellung der Befoldungen für ftädtifhe Gubalternen 
durch dief. III. 672. — Kontrolle derf. über Verwendung des 
ſtaͤdtiſchen Bürgervermögens. III. 679, — Bewilligung von 
Gemeindefteuern durch dief. L 138. — deren DOberaufficht find 
— unterworfen. III. 592. — zu Gumbinnen, 
gang der gutöhberrlich-bäuerlichen Negulirungen, Gemeins 
beitstheilungen 2c. zur Iten Abthl. des Innern bei derf. III. 607. 
Regierungs-Uffefforen, Stimmrecht derfelben in den Plenars 
Berfammlungen. L 1. 
Begierungs- DoupirKaffen, Verkehr der Spezialfaffen mit den⸗ 
felben. III. 565. — Führung der BuchhaltereisHechnimgen ıc. 
von der Verwaltung für Handel, Gewerbe und Baumefen 
bei denſ. II. 278. | 
RegierungsgsReferendarien, deren Beurlaubung zur höheren 
Staatsprüfung. II. 264. ; 
Reiſegeld, defien Verabreichung an entlaffene Sträflinge und Korris 
genden. J. 184 — IL 409. 
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Reife de für die fe — Affefforen der General· Kommiſ⸗ 
konnen Landraͤthe und Kreibs 
| — Ge ihrer Kreife nicht liquidiren. L 17, f. — 
deren Vergütung für Kommunalbeamte. IIE. 673, 

Meifende, arme franfe, deren Behandlun ung in Dannover. IV. 1057. 

Mefruten, 100. unenfgeldliche Vereidung Seitens der. Rab⸗ 

iner. 

im Reſſort der General-Kommiſſionen. L 80 — 

. 913. 14 — f. auch ——— u. Straf⸗ 
ae desgl. — en. 

Neligions-Unterricht, Beförderung bdeffelben auf Gymnafien. I. 

— = — fiebe — Sag ihn — 

efervesBataillone, kombinirte, deren Formation. I. 403. 

Reſerviſten, ſiehe Kriegsreſerviſten. 

Reſſort⸗Reglement, arg v. 20, Zuli 1818, Abänder 
der 4 $. 23, u. 24. deff. in Beziehung auf Iufinnation * 
Prozeſſen. IV. "847. 

Reftaurationen, deren Geflattung hr Beziehung auf öffentliches 

Bedürfnig und Ausſchank. 1 

Reviſions⸗Kolle gie im — ps ®eneralsRommiffionen, Ers 
peditiondgebl hren bei denf. IV. 915. — ſiehe auch Generals 
Kommiffionen. 

Rheinprovinz, Veräußerung von Kirchen: und Pfarrgrundfiäden in 
derf. LM. — Anzeigen von Todes⸗ und Heirathsfaͤllen durch 
die Geiſtlichen bei den Friedensrichtern. II. 352. — — 
von Auktionen in derf. durch Verwaltungs-Beamte. L 20, — 
Unterfuchungs: und Strafverfahren in Gewerbepoligeis und 
Gewerbefteuer « Kontrav. - Sachen. L 1%. — Bollfiredung ers 
fannter Kriminal s on und periodifhe Entlaffung. der 
Strafgefangenen in derf. IV. 985. 

ll gg — Fo diefelbe, v. 11, Sept. 188. — 

85. — Gefchäfts-Negulativ für die Central⸗Kom⸗ 
** * er Apell⸗Inſtanz in Rheinſchiff fabrts⸗Sachen. IH, 
— — gleichförmige Eichung der Schiffe für diefelbe. 


I 
Mittergufibefiten deren Ausfchliefung von den Ehrenrechten ber 
Fe Gerichtsbarkeit und des Patronats, Ban Ders 
eben. IV, 860, 
Ruinen, te Altertbämer. 
Rußland, Kaiferftaat, Derbättniffe der mit rg in demſ. 
| fi & aufbaltenden Preuß. Unterthanen. II. 


©. 


Saar Schifffahrt, Anordn. für dief. II. 455: 
ab ar a Be, noollene, für Uuffichtebeamte in den Straf: und Beſſ.⸗ 


fi 
Sachſen, Königreich, — mit demf. über Domijil-Verhaͤlt⸗ 
niffe. L 29, — ränfung des Begraͤbnißaufwandes. IH, 
837. — Mobifitationen in den bürgerlichen Verhaͤltaiſſen der 
Juden. III, 839—843; 
Sachſen, Provinz, Sportuliren ber Unterbehoͤrden in derſ. J. 143. 
Sachſen⸗ ‚Gotha, Periogtbum, Anordnungen für den Aufenthalt von 
„Fremden in demf. L. 250. — Verordnung gegen Thierquaͤ⸗ 
— erei. 
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SehfenBeininsen, Herzogthum, Einführung einer Todtenſchau 


ahfensWeimar-Eifenach, Großherzogthum, Tra dortis 
= ges rer mit —* an L 931. * 
ande eile, vormali . eitrags 
® au Kirchen: und Schulbauten in IL, 3i8, yAAtgteE u den 


Sachver f a ie di Bi g TR a für Bin in öffentl. Angelegenhei⸗ 


Salz, fi ee Düngefalz. 
Saljverbrauds,Konfrolle, derm Unordnung im im Saalfreife u. 
in den Kreifen Galbe und Jerichow J. 
Schafhütung, deren Verbot in den Kommunal Ealdungen der 
Rbeinprovinz. IL. 340. 
Shan ie . r Ir Betrieb derf. auf Sahrmärften, Kirchweihfeſten ıc. 


Shantwistete Bat tem, Dein ku? erg = Anle —— 
derſ. 838. und 23. 

— — ee * e— * Hot eibes 
börde bei deren Bewilligung. 201 — 427. — ſolche 
fönnen darin durch Die Fanbrätpe nicht Sefehränft werben. II. 
427. — Gtempelfreiheit in Konzeflions « Angelegenheiten derf. 
II. 422, 428. — denſ. fann die Beherbergung von Fremden 
nicht zugeftanden werden. JIE. 757.— Entjiehung der Erlaubs 
niß zum Betriebe derf. IV. 1001. — Unterſagung derf. wegen 
Verbrechen und grober Vergehungen. III. 759. — desgl. we⸗ 

en Duldung verbotener Spiele. HI. 761. — follen Dorfs 
A hulzen, neben ihrem Amte, nicht betreiben. L 202. — die 
polizeiliche Beftrafung des unbefugten Betriebs derfelben lebt 
auf = Lande in Ater Inftanz den Gutsherrfchaften zu. 


Sqhan ſpieler, umberziehende, müffen Gewerbefcheine Iöfen und Ges 
. werbefleuer entrichten. L. 207. 
a Verbot derfelben an gewiffen firchlis 
chen Feſttagen. I 
Scheidemuͤmze 8 il bei den Boßfaffen Er Ausgleihung mit dem 
Publifum bereit gebalten werden. 
Scheinto F te, Belohnung der eerienea fuͤr Wiederbelebungs⸗ 
verſuche an denf. L 2 
Schenfungen, unter es Perfonen, Kirchen » Gemeinden ıc. 
| bedürfen der MinifterialsGenehmigung. IV. 633. 
Shiedsrihterlihes Verfahren, im Neffort der General:Koms 
— L 80 — Vertretung der Landräthe ald Obmäns 
L 79. — f. auch General:Kommiffionen. 
Schießg em An - : —* Haltung und Beſchlagnahme beim Mißbrauche 
derf. I 5. — Sonfisfation derf. fann nicht flattfinden. 
IL, —* — DBefugniß zum Tragen deſſelben. 
62, — mit ſolchem dürfen —— — Jagdberech⸗ 
tigung, ihre Forſtgrundſtuͤcke nicht begeben. II. 306. 
a fe, auf dem Mheine, deren gleichförmige — — IV. 1013, 
Schiffer, unter 30 Jahren, — — fuͤr dieſ. auf Viktualien 
ve x Landesprodufte. L 208. — Fluß⸗, Gewerbefteuer 
II. 311—313. 443. 
Sairffanıt, fi iehe Mofels, Rheine und RE ERRUN: Saift 
1 ® 
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SchifffahrtssAbgaben, auf den Wafferfiraßen zwifchen der Elbe 
Oktbr. 183 


und MWeichfel, derer Erhebung. Anweiſ. v. 23, — 
und Cirk. Reffr. v. Juni 1838, — IL 440 -455. — von 
Düngungs:Materialien. 1. 239. 

Shiffsgefäge, (Kähne), polizeiliche Bezeichnung. derf. IL. 443. ff. 

Schiffsmannſchaften, nad fremden Welttheilen fahrende, Ablöfung 
der Militair-Dienfipfliht Seitens derf. III. 822, 

Schlaͤcht er, Betrieb derf. auf Jabrmärkt., Kirchweihfeften ıc. IV. 998, 

Schleſien, Provinz, fünfter Landtags » Abfchied * deren Staͤnde, v. 
20. Novbr. 1838.— III. 827—834. — Regulirung des Feuers 

| Sozietätswefens in derf. IL. 827. — 

Schloͤſſerhandwerk, darf von beſtraften Verbrechern nicht betrieben 
werden. II. 423. 

Shmiebeg : ask Verhinderung deffen Betriebs auf der Straße. 


Schmieden, feuerfihere Bedachung berfelben. III. 790, — Entfer 
nung derf. von den Wohnhäufern. III. 791. 
Shornfeinbauten, Verbot der Luftfleine bei denf. IL. 464, 
Schröpfen, gehört zu den wundaͤrztlichen Operationen. II. 475. 
Shulamts:Kandidaten, höhere, allgemeine Anordnungen wegen 
| deren Prüfungen. III. 648-659. — Wbdrud einer befondern 
Sammlung diefer Unordn. III. 649. — Prüfungen derf. in 
den Naturwiffenfchaften. IIL 650. — rer der Stu: 
dienjahre auf der Afademie zu Münfter bei denf. III, 652,— 
fpäterer Beſuch vollitändiger Univerfitäten. IIL 654. — 
»  tüchtige und ausgezeichnete, Unordnungen für deren Erwers 
ee bung. II. 354—357. — Elementar-, in Seminarien ausgebils 
© det, deren erfie ——— II. 359. — Ableiſtung der Dienſt⸗ 
* pflicht Seitens der letzt. II. 497. — auslaͤndiſche, Zulaſſung 
derf. zu den Prüfungen III. 651, — desgl. inlaͤndiſcher jüdis 
fher Schulamts-Randidaten. III. 655. 
a deren Ausbildung. L 104, 
ulbauten, Werpflihtung zu Beiträgen für dieſ. III. 638. 661. 
— libernahme der Koften für dief. auf den Patronatd:Baus 
i Fonds. L. 40. — auf dem Lande, Aufbringung der Koften zu 
Peniben, 346. — in den vormals Sääfihen Landesthei- 
en: . j » 
Schulbeiträge, Seitend der Staatsdiener. III. 685. 688. 
Schulden, Gemeinde, ältere noch nicht getilgte, Theilnahme der 
Staatsdiener an den Beiträgen fitr dief. III. 687. " 
Schulen, Ablöfung der denfelben zuftehenden. Renten und Abgaben. 
1, 86-89. — Elementars, die Yufbringung der Koſten für 
Dief. ift eine Sozietätslaft des Schulbezirfs. III. 661. — Ne⸗ 
benfchulen, in angrenzenden Megierungsbezirfen belegen, deren 
Beauffichtigung: II. 631. — Orts, Verhältniffe der jüdifchen 
— zu denſ. I, 111. — ſiehe auch Buͤrgerſchulen und 
| ymnafien. 
ulgebäude, deren Nichtbenuß, zu fremdartigen Zwecen. III. 636. 
ulgeld, Erbebung, Auszahlung u," Verrechnung defielb. IV. 942, 
ulfaffen, Trennung derf. von andern fädtifchen Bonds. IV. 941. 
ulfommiffionen, fiädtifche, deren Organifation, IV. 939, 
ullebrer, Ausfertigung der Wofationen für dief. II. 359. — 
Stempelpapier zu deren Bereidungs-Protofollen. II. 361. — 
interimiftifche Anftelung derf. III. 602, — en derf. zur, 
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Schullebrer, (Zortf.) 
allgemeinen Wittwenfaffe. .L 93, — Befreiung derf. von 
Kommunalbeiträgen. I, 140, — flädtifche, Bildung eineg Den: 
fionsfonds für dief. durch Beiträge Seitens derf. I. 106, 
Schulp rogram me, diesſeitiger Gymna ien, Austauſch derſ. mit den; 
jenigen ausländiicher Gymnaften. III, 659, ( Sondershaufen 
Sqchalſt und Arnſtadt.) e 
hulfiellen, Anordnungen für deren Befegung. II. 357. — Geift- 
— om diefelben feine unqualifijirfe Bewerber — 
en. II. 357. j 
Ss —— t, en — Kinder. III. 664, 
ulzeugnifie, aus den Gymnafien der Provi l 
Ehren fhr Die II. 361. Provinz Zefphalen, Ber 
Shugblat tern, Zuläffigfeit von Zwangs: Impfungen derf. IV, 1035, 
hüßgengilden, Verleibung von Korporationsrechten an diefelben 1. 
— in Breslau, Uniform für deren Schüßenhauptmann. 


1, 140, | 

Schutzgel d, deffen Einziehung Seitens der Grundherrſchaften. M. 
620, — darf fädtifchen Schugverwandten nicht befonders auf: 
erlegt werden. I, 138, | 

Schutzverwan dte, denfelben dürfen feine beſondere Steuern auferlegt 

P — — an Ä 

Schweiz, dahin dürfen Studirende o ne böbere Genehmigung feine 
— — aus derf. 
ary der Aufenthalt im Inlande obne ere Senebmigun 
nicht gefattet werden. I 182, böbere Geneb gung 

Seife, Haufirhandel mit derf. III, 774. f. 

Seil taͤnzer, Gewerbeſteuer derf. IV. 898. 

Separatiften, Verfahren und ernfiliche Mahnungen bei den von 

denſ beabſichtigten Auswanderungen. III. 643—645, 

ee — Anordnungen für dieſ. in der Provinz 
Preußen. II. 505. 

Soldaten, ehemalige, unentgeldliche Verleihung des ſtaͤdtiſchen Buͤr⸗ 

errechts an dieſ. II, 681. 682. — ehemalige, Armenpflege 
für deren Dinterbliebene. L. 219 — II. 472. 

Soldatenftand, Strafe der Ausſtotzung aus demf. und deren Fol⸗ 

gen. I. 500. — Bekanntmachung der Urtpeile durch die Amts 
blätter. II. 501. 

Sonntage, Anordnungen für deren Seilighaltung. I. 96, 

Softrum, ärztliches, für Mühmwaltung bei Wiederbelebungsverfuchen, 
fann aus Staatskaſſen nicht erfolgen. L. 221. 

Spanndienfle, deren Verrichtung in Städten für Lohn, und Auf- 
bringung des legt. J. 142, 

Speifeanfalten, deren Gerattung in Beziehung auf öffentl. Be- 
dürfnig und Ausfchanf. L 198, 

Sportuliren, der Unterbehörden in der Broving Sadyfen. 1. 143. — 
fiehe auch Gebühren und Polizei⸗Sportuln. 

Staatsdiener, fiehe Beamte. 

Staatspapiere, ſtrenge Cenſur der Zeitungsartikel über dief. II. 277. 

Stadtämter, vusfehliegung von denf. wegen angefchuldigter Berbre- 


chen. IV. 
Gtädte-DOrdnung, alte, vom 19.Novbr. 1808. — $. 8.88. u. 131. 
(Übernahme von Nebenämtern.) L 124, — 8. 109, (Aufbringung der 


! 
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Städte»-DOrdnung, alte, v. 19. Nov. 1808. (Fortſ.) 
| ſtädtiſchen Bedürfniffe) IV. 946. — $. 113. (fremde Perſonen in 
der Stadiverordneten«Berjammlung.) TIL 676. — $. 117. (fiel. 
vertretende Stadtverordnete) L 123, — 8. 127. (Beftätigung und 
‚ Ausführung der Beſchlüſſe der Stadtverordn.) I, 127. — 88. 178, 
ff. 185. und 187. (fädtiihe Deputationen.) L 113— 116. — 
IE (Gefhäfts-Regulativ zwiſchen Magifträten und Stabtverorbi,) 
Stadte-Ordnung, revidirfe, vom 17. a — $ 15. (Bür- 
gerrechtd-dewinnung.) IV, 952, — $$. 40. und 43. (Kommunal: 
Steuer.) 1. 139. — $$. 41. 42, (dinglibe Beireiungen in Bezie 
hung auf den Fiskus. II, 374. — 88. 48, und 73, (fiellvertre: 
tende Stadtverordn.) L 123. f. — 83. 79. 121. und 139. (in 
Beziehung auf die Verwendung des ſtaͤdtiſchen Bürgervermögens.) III, 
679. — $. 127. (amel. Ausfertigungen bei den Magiſträten.) II. 365. 
Stadtgemeinden, rechtsgültige Aufnahme von Verträgen zwifchen 

| denſ. und dritten !Perfonen. 1. 128—131. 

Stabtife Bebärfali fe, Erefutionsverfahren in Aufbringung derf. 


Städtifhe Deputationen, Ötellung der Magifträte zu denf. I. 
113. — Ernennung und Abberufung der Magiftratömitglie- 
der bei denf. 1. 119. f. 
Stadtmauern, (Ötadtthore :c.), Aufbringung der Unterhaltungs 
Foften für dief. IV. 950, — Verfchliegung von Privat-Pforten 
in denf. II. 367.. 
Stadträthe, Verleihung diefes Ziteld an Magiftratsmitgl. II. 369. 
Stadtverordnete, find als Kommunalbramte zu betrachten. 111, 
675. — Theilnahme an deren Wahl Geitend der Buͤrger. 
II, 677. — in wie fern dazu durch Kriminals Unterfuchung 
Freigefprochene gelangen koͤnnen. IV. 948, — koͤnnen nicht 
auch gleichzeitig Bezirfsvorieber fein. II. 369. — Wahl. deren 
Stellvertreter und Einrüdfung derf. 1. 183. — Werhältniffe 
derf. zu den Magifträten. L 116. 117. — Anſtellung flädtis 
fcher Beamten unter Konkurrenz berf. I. 118 — renitente, 
Verhaͤngung von Drdnungsitrafen gegen bief. III. 674 — IV. 
945, N ereitmiige Ent affung derf. II. 370. — dem Pafler 
der Trunfenheit ergeben, Ausſchließuug derfelben vom Bürgers 
| rechte und der Stadtverordn. Verſamml. Ill. 675. 
Stadtverordneten:Berfammlungen, Urt und Weife der Ab» 
ſtimmungen in denf. I. 126. — Beſtaͤtigung und Ausführung 
deren Befchlüffe Seitens der Magifträte. L 127. — die von 
denf. in Anwefenbeit fremder Perfonen — Beſchluͤſſe 
find nicht als gültig zu betrachten. III. — renitente, im 
Muföringung der fiädtifchen Bedürfniſſe, Erefutionsverfahren 
egen dief. III. 674 — IV. 945. — in großen Städten, Bes 
oldungen für deren Gubalternen. III. 672. 

Ständehaus, deffen Erbauung in der Stadt Breslau. III. 824. 
Standesherren, Beauffihtigung deren Forſt- und Jagdoffizianten 
binfichtlich des Waffengebrauchs ꝛc. 1. 25. 
Standesberrlihe Beamte, Urlaubsbewiligungen für dief. L 19. 
Standſchaft —— des Ehrenrechts derſelben wegen Vergehen. 


Statififhe Zabellen, Aufnahme der Stiere und Ochſen in dief. 
| . 62 
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Statuten, deren Aufftellung für Mebdiatflädfe. I. 132. 
Steinfprengen, Einführung meffingerner oder fupferner Raumna: 
deln, ftatt der fiählernen oder eifernen, bei demf. II. 745. 
Stellvertretungsfofen, deren Aufbringung während der Amts 
fuspenfion eine Beamten. Allerb. Kab. Ordre vom 3. Juni 
1838. — II. 268. 
Stempel, bdeflen Anwendung und Vertretung bei BausEntreprife- 
Kontraften. III. 002. — zu Lizitations s Verhandlungen. IL. 
604. — zu Duittungen ‚über Penfionen aus der allgemeinen 
Wittwenkaſſe. II. 570. — zu Bürgerbriefen. IV. 953. 954. 
(freiheit, in Disziplinar:Unterfuchungen gegen Beamte. UI. 
549, — bei Feflfegung von Drdnungsfirafen. 111. 549, — 
der Refolute, gegen welche Fein Rekurs auf gerichtliches Ges - 
bör flattfindet. III. 549. — für die Behldtigung amtlicher 
Vertraͤge. IV. 899. — gerichtlicher Depofital » Duittungen in 
den Reſſorts der GeneralsKommiffionen. II. 334. — der Ber: 
eidungesProtofolle der Schullehrer. II. 361. — Firchlicher Zeugs 
niffe in armen Vormundſchafts-Sachen. III. 643. — für Ars 
menanftalten und milde Stiftungen. 11. 310. — kann auf 
Urmen » Kommiffionen und Deputationen nicht ausgedehnt 
werden. II. 310 — IV. 1025. — in Konzeffions-Angelegend. 
zum Kleinhandel mit Getränken und zur Schank⸗ und Gafts 
wirtbfchaft. II. 422, 428. 
Stempelpflihtigfeit, der Armen:Direftionen ıc. 1. 310 — IV. 
1025. — der Beltätigungen der von Gemeinen abgefchloffenen 
Verträge. IV. 9006. — der Feuers Sozietäts » Angelegenbeiten. 
II. 418. — in Gemerbepoligei = Angelegenheiten. II. 422. — 
der Auseinanderfegungs » Verhandlungen zwifchen —— 
u. antretenden Pfarrern. III. 640. — der Jagdſcheine. IV. 892. 
Sterbefälle, ſiehe Todesfaͤlle. 
Steuer: Kontraventions- und Straf-Sachen, Verrechnung 
der Gebühren und Auslagen in denf. IV. 896. — Rechtsmits 
tel in fisfalifhen Unterfuhungen wegen derf, IV. 894. — 
Verwandlung der Geldbußen in Öefängnißftrafen. III. 599. 
Steuern, deren Vertheilung bei Dismembrationen von Grundfiüden. 


Stempe 


Steuer⸗Strafen und Konfiskate, gewiſſe, deren Verwendung 
zu Gratifikationen und Unterſtuͤtzungen. II. 308. — Il. 597. 
e — fiehe auch DenunziantenAntbeile. 
Stieffinder, unebeliche, Verbot der Ehe mit denfelben. II. 351. 
Stiere, (Bullen), deren Uufnahme in die ſtatiſt. Tabellen. II. 340. 
Stiftsftellen, einfimeilige Ausfegung der Notirungen zu denf. II. 466. 
Stiftungen, fromme und milde, Stempelfreibeit für dief. II. 310. 
— Ausleihbung der denf. gugebörigen Kapitalien. IV. 1026, 
Stimmrecht, derienigen Bürger, welche das Bürgerrecht vor Einfühs 
rung der neuen Ötädteordn. gewonnen haben. III. 678, — 
bei den — ſiehe dieſe. nu 
Stipendien, für Märfifche Landesfinder, vom Kurfürften Friedrich 
Wilhelm gefifte, deren Kollation. L 241. 
Stoͤcke, Harn oder Wanderſtoͤcke), Mißbrauch derfelben als Ellen. 


Stolberger metallurgifche Geſellſchaft, deren Bildung und Beſtaͤti— 
= gung. 11. 37. * | 
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Strafs (und Beſſerungs⸗) Anftalten, neue Vorſchlaͤge für dieſ. 
f vor der Peg Ag 7232. — Anwendung = Pors 
tofreiheit für dief. III, — Disziplinar:Strafmaß der Dis 
reftoren in denf. IV. 976.— Keine -Civil-Supernumerarien als 
Auffeber und Hausväter in denf. IV. 977. — Zragung eines 
.. goldenen Porteepees oder einer wollenen Saͤbel-Quaſte Sei⸗ 
tens der Auffichts: Beamten in denf. II. 404. — innere Ber 
wachung derf. zur. ee II. 734. — Tages⸗Ordnung für 
diejenige di Naugard. 11. 735—738. — desgl. Polizeiordn. 
für die Schlaflofale derſ. III. 7335—740. — Abarbeitung un⸗ 
terfchlagener Gelder in denf. IV. 984. — Aufnahme in das 
Urbeitshaus u. die Befferungsanftalt ju Berlin. III. 740-743. 
Straf-A — ee, het wegen * —— 
abrikate kaufmaͤnniſche Geſchaͤfte treiben, Portofreiheit fuͤr 
dieſ. III. 606. 733. 
Strafen, für unterlaſſene Fremdenmeldungen. IIL 724. — für vers 
nachläffigte Aufficht über Fuhrwerke auf Ehauffeen. IV. 1013. 
— für Überfchreitung des Wafferfiandes für Anlagen an Ges 
wäffern. 11. 439. — für ae unse „geringfä iger Gegen⸗ 
flände obne polizeiliche Erlaubnig. III. — für öffentlich 
verübte Unfittlichkeiten. IV. 973. — gerichtliche, deren Auss 
fegung, Xheilung und Verwandlung. IV. 986. — für Ber 
fälfhung von Legitimations⸗Dokumenten. IT. 399. f. 
Strafgelder, für die Entwendung von. Waldproduften, deren Vers 
‚wendung. IV. 886. — f. auch Geldftrafen. J 
Straͤflinge, deren Bekleidung behufs des Zransports in die Strafs 
anftalten. L 182. — IV. 979, — auf deren Ruͤckgabe koͤn⸗ 
nen die Jurisdiftionarien keine Anfprüche machen. L 183. — 
— Berechnung der KRoften für dief. II. 507. — Berechnun 
der a für dief. und Vermerk des Endes der Strafs 
zeit in den Liſten von denf. II. 405. — III. 743, — Zurück⸗ 
weifung deren Begnadigungsgefuche, wenn folche nicht befür= 
wortet werden fönnen. II. 408. — bei den Außenwerfen be⸗ 
fchäftigt, deren Bewachung. IV. 983, — Anwendung fürpers 
licher Züchtigung gegen dieſ. ald Disziplinarmaßregel. 11. 406, 
— findet bei denen aus höheren Ständen nicht flatt. II. 406. 
— Unmendung einfamer Gefängniffe, Befchränfung der Koft 
2c. gegen letztere. IT. 406. — rüdfällige, jährliche Nachweis 
fungen von denf. IV. 978. — ge deren härtere Bes 
handlung. Il. 407. — verftorbene rücfällige, Ablieferung des 
ren Leichen an die AUnatomien. 1 185. — detinirte, Annahme 
des Nachmeifes des ehrlichen Ermwerbes bei denf. III. 744. — 
in die Deimath zu entlaffende, Bewilligung eines Neifegeldes 
für dief. 1 184. — 11. 409. — periodifche Entlaffung derf. 
in der Rheinprovinz. IV. 985. — entlaffene, Bildung von 
Hülfsvereinen für dief. in Weltphalen. I1,415—418. — Mis 
Ktairs, in den Eivil- Strafanftalten, Immediat-Berichterſtat⸗ 
tungen über deren Führung. L 184. — weibliche, Verſchnei⸗ 
Dung des Kopfhaares bei denf. L 183. — weibliche ſchwan⸗ 
er Verfahren mit denf. IV. 982. — f. auch Detentiönen. 
Strafrefolute, gegen welche Fein gerichtliches Gehör flattfindet, find 
fiempelfrei. 111. 549. — — 
Straßen⸗Fuhrwerke, ſiehe letzt. 


402. 


Studirende,' Ableiftung, der Militairdienftpfliht Seitens derf. M. 
4905-497. — dürfen. ohne höhere Genehmigung feine Päfle 

nach der Schweiz erhalten. L 181. — Verhütung, daß folche 
nicht mit fogenannten halben Paͤſſen nah Rom gelangen. J. 
181. — Ausländer, Paͤſſe für diefelben zu Neifen in die dieſ— 
feitigen Staaten, L 169. 

Stuttgarter Rentenanftalt, Zuläffigfeit von Agenturen für dief. im 
Inlande. 1, 148, | 

Subalternenbeamte, Xlimentationsfag für dief. während einer 
Kriminal-Unterfuchung gegen dief. 11. 269. — der Magifträte 
und Gtadtverordneten, in großen Städten, deren Befolduns 

dungen. 311. 672, 

Subf — n a Drud: und Zeitfchriften, Sammlung bderf. 


ze o s 
Suffu nn nzgelder, deren Aufbringung in Prozeſſen der Kirchen. 
Syn agogen, fiehe juͤdiſches Kultuswefen. 


T. 


Zabadraucden, verbotwidriges, polizeiliche Beftrafung deff. IV. 968. 
Tanzluftbarfeiten, deren Einftellung an gewiffen kirchlichen Feſt⸗ 
| — 2 — in Privathäufern, ohne polizeil. Beauffichtis 
gung. L 149. . 
Lauben, Beredhtigung zu deren Haltung und Verbot des Ausflie 
gens derf. Il. 341. 
Taub —“ Zugſſuns derſ. zum Gewerbebetriebe im Umberzie⸗ 
n 


| en. Il. 

Saubfiummens-Anftalten, in der Provinz Schlefien, deren Be- 
förderung und Unterfiüßung. Il. 829. 

"elegraphen: Beamte, Parochial-Berhältnifie derf. L W. 

DOhbeer, m Fremder mit demf. in der Provinz Pofen. IM. 


Theerbändler, Gewerbefteuer berf. IV. 898. 
&hbierargeneifchule, Königl., in Berlin, Aufnahme der. Eleven in 
dieſ. und Anordnung des Unterrichts für dief. 1. 482—485. 
Thierärzte, als Militairs Freiwillige auf Ein Sahr. IN. 819, — 
Diätenfäge für dief. bei Hengfl-Köhrungen. II. 339. 
Zhierquälerei, Sacfen-Gothaifche Verordn. gegen dief. III. 843. 
Todesfälle, (Öterbefäle), Mitwirkung der Polizei bei. dem gericht: 
3 lichen Verfahren in denf. durch Siegelungen, Anzeigen ꝛc. IV. 
968. — deren Anzeige durd die Geiſtlichen bei den Friedens⸗ 
gerichten. 11. 352. 
Zodtenfchau, deren Einführung in Sacfen-Meiningen. H. 531. 
Zodtenfcheine, deren Ausfertigung für verfiorbene Militairpflichtige. 


IV. 
Zranffieuer, firirfe, der altberechtigten Güter, in Preußen, kann 
nicht erlaffen merden. 11. 512. 
Zransportdienfte, deren Leiflung in kleinen Städten nad) zeitheris 
Fr ger Be en ER N 
ransporte, von Vaga en ıc., Aufbringung der lichen ⸗ 
terſuchungskoſten bei denf. IV. 975, . n 
Zransportfoften, durch Ausführung von Landesverweiſungen, deren 
YAnweifung auf den Kriminal:Fonde. IL. 403. 
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Zrauungen, Gachfen » Weimar «Gifenachfche Verordnung rückfichtlich 
derf. 1. 251. — Haus:, DBerwendung der Konze ionsgebüͤh⸗ 
ren für dieſ. IV. 924, — Dispenſationen zu denf. für Mi- 
litairperfonen. 1. 94. 

Zrunfenbeit, Verluſt des Bürgerrechts und — aus der 

tadtverordneten-®erfammlung wegen derf. IH. 675, 

Zruppenmärfche, Regulirung derf. Seitens der General» Komman- 

d0’8 und Regierungen. II. 824, 


u. 
Uniform, für die PolizeisDiftriftsfommiffarien in der Provinz Pofen. 
oO. 
Univerf itäten, —— Werk vom Hofrath Koch in Berlin. "IT. 


Univerfitäts-Kaf fen, deren Revifion kann den Landräthen nicht auf: 
etragen werden. 11. 267. 


Unfitttihfeiten, Öfentlich veräbte, polieliche Gtrafbarkeit derfelben. 
Unterbeamten-Ötellen, ſtaͤdtiſche, Anftellungen auf Probe in denf. 


Unterfuhungen, polizeiliche, Vereidung der Zeugen in denſ. 111. 706. 
— —R wegen Steuervergehen, Rechtsmitiel in denſ. 
IV. 894. — Verrechnung der Gebühren und Auslagen in 
eben denſ. IV. 896. — wegen Anmafung des Adels. Wi. 398. 

Unterfiügungen, aus dem dazu beflimmten Steuer-Strafgelder-Fonde. 
11. 308. — Ill. 597, 


ATFaRDEN, — De Vollziehung Seitens der Regierungen. I. 
Urlaub; für Regierungs + Referendarien ge boͤchſten Staatspruͤfung. 
II. 264, — für ſtandes herrliche Beamte, L. 19. 


V. 


Vagabunden, Aufbringung der Koſten fuͤr dieſ. waͤhrend des Unter⸗ 
ſuchungs⸗Arreſtes. IV. 974. — ärztliche Lnterfuchungstoften 
bei deren Zransporten. IV. 975. — Heisungskoften für dief. 

. auf den Zransportftationen. III. 729. 

Baterfchaft, unebelicher Kinder, deren Feſtſtellung bei Verheirathun⸗ 
gen deren Mütter. IV. 927—930. F 

Verbindun gen: burfchenfchaftliche, befirafte Theilnehmer an denf. 
dürfen ihre Studien auf der früher befuchten Univerfität nicht 
fortfegen. L. 101. . 

Verbrecher, poligeilich verbaftete, deren geitige Überlieferung an die 
Gerichte. II. 402, — beitrafte, denf. Fann die Niederlaſſu 
nirgends verwehrt werden. ill. 682, — Ausfchliefung dert. 
von dem Betriebe gewiſſer Gewerbe. I. 423. — fiebe auch 

| Detentionen und Öträflinge. 

Vereidungen, der Stellvertreter in der Poligeiverwaltung. IN. 705. 
—— ‚der Zeugen in polizeil. Unterfuchungen. IH. 706. — der 
Sorfifandidaten behufs fommiffarifcher Belchäftigung. IV. 877, 
* Ansntgelbliche, iüdifcher Rekruten, Seitens der Rabbiner. 


Bereidungs-Wrotofolke, der Schullehrer, Stempelfreiheit derfelben. 


# 


⸗ 
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Verfaͤlſchungen, von Legitimations⸗Dokumenten ꝛc., deren 

* fung. er —— er 1838. * — — 

Verfuͤgungen, adminiſtrative, der Provinzialbehoͤrden, V i 

—— gen ef I: * — En 

Verhandlungen rotokolle orderniſſe fuͤr deren A 

* Voln⸗hung 1. 270. — IV, 848, 9." RER: 

Verpflegungskoſten fuͤr Bettler, deren Erſtattung. II. 473. 

verpfiegungsſas, für Subalternenbeamte, während einer Krim.⸗ 
Unterſuchung gegen dieſ. II. 269. 

Vertraͤge, (Kontrakte), amtlich abgefchloffene, deren flempelfreie Bes 
flätigung. IV. 899, — von Gemeinen abgefchloffen, Stems 
pelpflichtigfeit deren Beflätigungen. IV. — rechtögültige, 

| . ——— zwiſchen Stadtgemeinden und dritten Per⸗ 

ſJonen. * 

Vieh, re der Eigenthuͤmer beffelben, folches felbft abzuledern. 


Viehſchneider, Gewerbefteuer derf. IV. 898. 
Melatienen, Darm Ausfertigung für Schullchrer und Kirchendiener. 


il. 399. 
Vollmachten, deren formelle Vollziehung Seitens der Regierungen. 
| 11. 335. — 111. 541. 


Borkaufsrecht, fiebe Domanial:Erbpachtsverhältniffe. 

Bormundfhaftd-GSahen, arme, Stempel: und Gebühren:Freiheit 
firchlicher Atteſte in denf. II. 649. 

Borfpann, für das Militair, Ausfiellung der Duitfungen über die 
berichtigte Vergütung für denf. 1. 235. — Nichtbefreiung der 
Pferde der Okonomie-Kommiſſarien von der Geftellung zu 
demf. IV. 1045. — die Fuhren mit demf. für das Militair 

find von der LohnfuhrsUbgebe befreit. IV. 906, 


W. 


Waaren, deren Ausſtellung in gemietheten Lokalen während des Jahr⸗ 
marktverkehrs. IV. 1000. — Eintauſch landwirthſchaftlicher 
Erzeugniſſe gegen dieſelben. IV. 1007. 

MWaarenanfauf, im ilmberzieben, Gewerbefteuer von demf. III. 601. 

—— —— Kaufleute, Verſicherung derſ. gegen Feuersge⸗ 

ahr. II. 419. 

Waarenbeſtellungen, Gemwerbeftener vom Auffuchen derf. III. 601. 

MWaarensPadete, auf den Grängpunften, deren WBeiterbeförderung 

| mit der Poft. II. 315. — 111. 605. | 

Maaren-VBerfieigerungen, an ber Börfe, durch Maͤkler. TIL 762. 

Wachtdi — Treue in Fleinen Städten nad) geitheriger Ob» 
ervang- s 

Waffen, Unterfuchungen gegen Forfibeamte wegen Mißbrauchs derf. 
11. 296; — deren Gebrauch von Kommunal», Privat» und 
fiandesherrlichen Forſt- und Jagd» Dffizianten. 1. 58. — MH. 
295. — flieht den Eigenthuͤmern von Forfigrundftücen nicht 
u. I. 62, — Berjogl. Braunfchweigfche Verordnungen über 

Ä eren Gebrauch gegen Forſtfrevler. II. 525—531. 

Walde, Fürfientyum, Abkommen mit demf. wegen gegenfeitiger Bes 
freiung der Pfarr» und Schullehrer⸗Grundſtuͤcke von der 
Grundfteuer. 1 252. 

MWaldpäter, deren Werbältniffe in der Nheinprovinz. IH. — ro 

| a 
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aalbpeobutte, Verwendung der Strafgelder für deren — 


Waldungen, Kommunal⸗, in ber — * d 
und Ziegenhätung in denf. 11. 340. — ftandeöperrliche, al 
.. des Belanbungerehte” in denf. Seitens der Eingefeffes 
— fiche auch Forften. 

Waldwärter: Stellen, fädtifche, deren anderweitige Befegung, wenn 
fich dazu feine verforgungsberechtigte Jäger finden. I, 55. 56. 

maldwende, egulirung ber ei Öemeinbeitstbeilungen, für abge 
baute Hofwirthe. L 1. 50-53. — in koͤnigl. Forfien, deren Abs 

loͤſung. III. 615; 

Banderbäder, Beftrafung deren Verfälfhung. II. 399. — verlors 
e, deren Bekanntmachung durch die Amtsblätter: I: 14. — 
fierreichifche, deren Gültigkeit auch über eine fünfjährige 

Wand — — —— — 

anderpa er, geftempelte, deren Werabfolgung an die Pofizeis 
bebörden in Partien von 12 Stuͤck 164. e Polizei 

MWanderpäffe, vr derf., — De der betreffenden 

Heimathsbehoͤrde — abgelauferie, deren Verlaͤnge⸗ 
rung und Viſirung = —E in die Heimath. L 167. — 
— — denf., wenn deren Beſitzer noch in Arbeit fies 


ben. 11 
MWanderfidcde, Mißbrauch derf; als Ellen. II. 435, 
HBarnungsielein — deren Aufſtellung an oͤffentl. Feldwe⸗ 


EHER Zufhüffe aus denf. zu Befoldungen: 1 m. 

MWafferläufe, deren Aufräumung und Auskrautun 

Veſſereg feſtgeſetzter, Snlogem an Serien, Etraf Strafen für 

berfchreitung deff. IL. 439. ' 

Wegebauten, Abtretung * Grund: und Boden zu denſ. in ber 
Provinz Schleften. TIL. 829. — bei Servituts » Abfindungen 
durch Land. II. 3. — desgl. — — Parzelen von 
Domainen⸗ und Forſtgrundſtuͤcken. I 

Wegweiſer, Aufſtellung derſ. in den ee ir 588, 

Weidegeld, für Weide: Sogietäten, deffen Einziehung. fann nicht im 
Wege der adminiftrativen Erefution erfolgen. L 78. 

MWeinftuben, deren Anle egung und Grfattung, unter Berädfichtigung 

- des Öffentlichen Bedürfniffes. L 1 

MWeftphalen, Provinz, — von — in en für ents 
laffene Häuslinge und Strafgefangene. IL. 415— 

MWilddiebe, Theilnahme der SJagdoffisianten an den — fuͤr die 
Entdeckung derſ. in der Umgegend Berlins 889, 

MWilddieberei, Maßregeln zu deren Abhülfe. L 24l. 

MWildprett, deffen Ein ringung in die Städte auf Legitimationsatteſte. 
L 54 — II, 302. III. 593, — IV. 


Bittwen, verflorbener Munbdärzte, um deren chirurgifche Gefchäfte 
durch Gehuͤlfen nicht fortfeßen. 475. 

Wittwenfaf fe, allgemeine, —— * derf. und d Anstbnungen für 

den Beitritt zu derfelben ꝛc. III. 710—716. — Auittungss 

Stempel zu Penfionserhebungen bei derf. IH. 570. — Vers 

fahren gegen Beamte, die derf. nach vollgogener Ehe nicht 

beitreten fönnen. IV. 855. — in folchen Fällen ift der vors 

gefchriebene Revers nicht nachzufordern. IV. 855. — Beitritt 

. ber Geißlichen und Lehrer zu derf. J. 9. 5 bei derf. find 
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Wittwenkaſſe, allgemeine, (Fortf.) " 
Referendarien und Diäfarien nicht rezeptionsfähig. III. 548. 
— — nicht Kreisphyſiker, Kreischirurgen und Kreis-Thier⸗ 
ärzte. III. 797. 

Wittwen-Penſions— und Unferfiügungss Kaffe, Berliner, 
Beitritt der Beamten zu derf. III. 547. 

Mohenmärfte, deren Befuch durch Haufirer. L 206. 

Wohnſitz, (Domizil), gebt durch dreijährige Abmwefenheit und durch 
Uufgebin dejjelben verloren. L 27. — deſſen Seftftellung in 
Beziehung auf Konventionen mit_ fremden Etaaten. L29. — 
in Bezishung auf Armenpflege, ſiehe diefe. 

Wollmärfte, Anordnung derfelben in den dftlichen —— A. 

D. vom 11. — Cirk. Reffr. vom 26, Mai 1838. — II, 

‚ 429. f. — Marftordnung für denjenigen zu Eoblenz. II. 430 


—431. 
MWundärzte, iſter Klaſſe, Ausuͤbung der innern Praxis Seitens derſ. 
ML, 795. — verſtorbene, deren chirurgiſche Geſchaͤfte koͤnnen 
Wittwen durch ſogenannte Gehuͤlfen nicht fortfegen. II. 475. 


Zeitſchriften, deren Herausgabe auf Subffriptionen und durch Selbit- 

| verlag. L 157—159. — Wiederentziebung der dazu ertheilten 
Konzeffionen. ebendaf. — deren Beförderung durch Poſtbe— 
amte gegen freiwilligen Rabatt. II. 315. — Berichtigung der 
Nränumerationsgelder für dief. an die Poftanitalten. IV. 905. 

Zeitungen, — Befoͤrderung durch Poſtbeamte gegen freiwilligen 
Rabatt. IL 315. 

Zeitungsgelder, Ze von er Poftanftalten praertumerando ein: 
gezogen werden. IV. 

Zeugen, deren Vereidung in poligeifichen Unterfuchungen. III. 706, 

Ziegenhütung,; deren Verbot in den Kommunal⸗Waldungen der 
Rheinprovinz. IT. 341. 

Zifferrechnen, Scheidemann fies a über daſſelbe. L 256. 

Zinn, altes, Daufirbandel mit demf. IH 

Zollvereinsverhältnifie mit Petr und Braunfchweig, de- 
ren Ausführung. L 66. 

Saal für weibliche Sträflinge zu Bruchfal im Badenſchen. 

. L353. — f. auch Straf: und Befferungsanfialten. 

Zuͤchtigung, koͤrperliche, deren Anwendung nur — — 
niedern Standes, als Disziplinarmaßregel. Il. 406 

Züchtlinge, ſiehe Straͤ inge. 









Bayerische 
—— 


— 
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mM. 
iteratur. 


B rüg 8 gi - a n, Hofrath, über die Mobiliar Verficherung in Preußen. 
Grumfo — ee Lieutenant, Wandkarte des preuß. Staats von demſ. 
Ka mper — ⸗Lehrer, in Minden, Erdglobus von demfelben. 
Roc, Bst „die Preufifchen a — — bei Mittler. 


.— II 844. — IV. 


Rod, Regierungtratb, die Agrar: Biken des Preußiſchen Staats. 
Breslau, bei Aderholz. II. 536. 


gicbetrut, Prediger, Über den Nuken ng — des Brannt⸗ 
weintrinkens Juͤterbog. 1837. — I. 


Scheidemann, Schullebrer, uͤber oo und lea Rech⸗ 
——— des gemeinen Lebens ꝛc. Stettin, 1838. — I. 256. 





Berlin, gedrudt bei Johann Friedrih Starde 
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